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Einheitliche Tischklasse in den pro»
vinzialanstalten, Einführung derselben

Einnahmen des provinzialverbandes
aus steuern .........

Einspruch gegen die Neuwahl zum
Prooinziallandtag, dessen Abweisung .

Eifenbahnmittel. Voranschlagüber die
Verwendung der Mittel .....

Elberfeld, Haushaltsplan der Hebammen»
lehranstalt ..........

— Haushaltsplan der Taubstummenanstalt
Elfes, Abg., dessen Wahl zum Schrift»

führer des Provinziallandtags . . ,
Entlassung von Zöglingen aus der Für»

sorgeerziehung .........
Entlohnung der in Dienststellen unter»

gebrachtenFürsorgezöglinge ....

Epileptiker, Haushaltplan über die Rosten
der Unterbringung und des Unterhalts
derselben ..........

Ergebnisse der Provinzialverwaltnng im
Recbnungssahr 1920 ......

Erheberbeiträge bei der Prov.»Feuer»
Versicherungsanstalt.......

Eröffnung des 0rovinziallandtaa.es . .
Ersatzwahl zum Wasserbeirat ....
Erweiterte Armenpflege, Haushalts»

plan ............
Erzieherpersonal in den Fürsorge»

erziehungsanstalten .......
Erziehungsanstalten in Heerdt und

Uaiser2U»erth,vorkom!nnisse in diesen
Anstalten ..........
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Essen, Haushaltsplan der Taubstumme«.
anstatt ...........

«ustirchen, Haushaltsplan der Fürsorge»
erziehungsanstalt ........

— Haushaltsplan der Taubstummenanstalt

F.
Fachschule, staatliche,sür Wirtschaftund

Verwaltung in Düsseldorf, Bewilligung
eines Zuschusses........

Fachschulen, gewerbliche, deren Förde,
rung .............

Fachau-zschüsse des provinziallandtag?
Fält, Abgeordneter, dessen Wahl als

Kommissar für die Rentenbank in
Münster ..........

Ferienreiseil der taubstummen Rinder,
Übernahme der Kosten ......

Feuerverstcherungsanstalt, Änderung
der Satzung (Zahl der Verwaltung^
ratsnütglieder) ........

— Änderung der Satzung (Aufnahme
neuer Versicherungszweige) ....

— Erhebelbeiträge bei derselben . . .
— Haushaltsplan ........
Fichtenhain, HaushaltsplanderFürsorge»

erziehungsanstalt ........
Finanznot der Gemeinden,Maßnahmen

hiergegen ..........

Fraktionssihung der Rommumstischen
Partei, Übernahme der entstandenen
«osten ...........

Freistellen für Schülerinnen der prov..
Hebammmlehranstalten .....

Friedensvertrag von vecsailles, dessen
Wirkung und Folgen ......

Fürsorgeerziehung Minderjähriger,
Haushaltsplan über die Kosten derselbe»

— Neubearbeitung der Vorschriften für
die Ausführung derselben .....

— Überweisungen ........
— Zuziehungvon Rommissionsmitgliedern

bei der Untersuchungvon Beschwerden

Fürsorgeerziehungsanftalt zu Lus
tirchen, Einsetzung einer Vuchführer.
stelle in den Haushaltsplan ....

Fürsorgeerziehungsanttalten, V«.
schassung von Turngeräten und Anle»
gung von Spielplätzen ......

— «Lrziehungspersonol
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FürforgeerziehungLanftalten, Haus»
Haltspläne ..........

— Klagen über diese .......

— konfessioneller Charakter derselben . .

— körperliche Züchtigung in denselben
— Neubearbeitung des Reglements für

dieselben ...........
Fürsorgeerziehungstoften, deren «in.

Ziehung ...........
Fürsorgezöglinge ohne Vekenntnis,

Bestellungvon Fürsorgern für diese .

— Entlassung von solchen ......
— Erhöhung der für deren erste Aus»

stattung zu zahlenden Bauschbeträge .
— deren Ausstattung bei Entlassung in

Familienpfiegeund Dienststellen. . .
— Entlohnung der in Dienststellen unter¬

gebrachten ..........

— körperliche Züchtigung,Berufsberatung
und Roalitionsrecht derselben . . .

— psychopathische,Unterbringungderselben
in besonderenAnstalten .....

— Überführungen derselben durch Polizei-
beamte ...........

— deren Zurückziehungaus der Industrie
und deren handwerklichebezw. Haus»
wirtschaftliche Ausbildung .....

Futtermittelveschaffung für Eifel und
Hunsrück, Veteiligung an der Hilfs»
aktion ...........

G.
Galkhausen, Haushaltsplan der Prov.»

Heil, und Pflegeanstalt......
— Benutzung der dortigen Heil- und

pstegeanstalt zu anderen Zwecken . .
Geisteskranke, Haushaltsplan über die

Rosten der Unterbringung und des
Unterhalts derselben .......

Gemeinde- und Areiewegebau, Än>
derung der Bestimmungen über die
Unterstützungdesselben ......

— Nachweisung über die bewilligten
Veihilfen ..........

— Voranschlagüber die Verwendung der
Mittel zu dessen Unterstützung . . .

Generaldirektor der tandesbank,
Geheimer Regicrungsrat Dr. Lohe,
dessen Versetzung in den Ruhestand .

— Neubesetzungder Stelle .....
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Geschäftsführer des Zweigausschusses
Rheinland für deutsche Iugendhe»
bergen, Übernahme von Kosten. . .

Geschäftsführung des provinzialaus»
schuffes, Einspruch der Fraktion U.S.P.
gegen die von demselbengeübte . .

Geschäftsordnung, neue, für den Pro»
vinziallandtag .........

— Protest der Fraktion U.S.P. gegen den
ß 28. Absatz 2........

Geschäftsordnungsausschuft, dessen
Zusammensetzung .......

Getreideablieferungspflicht, (Umlage)
Regelung derselben .......

Gewerbliche Fachschulen, Forderung
derselben ..........

Gewerbliche Zwecke, Haushaltsplan .

Grafenberg, Haushaltsplan der Heil»
und pstegeanstalt........

v. Groote. Gberpräsident, Ehrung des
verstorbenen .........

Grundbesitz des provinzialverbandes im
Kreise Malmedy, Verwendung eines
Verkauferlöses.........

— der Provinz, verkauf und üeuerwerb
von folchem .........

Grundstücke und Gebäude, Düsseldorf.
Grafenberg, Vergische tandstr. 7,8,8a,
deren Ankauf .........

Gültigkeit der Neuwahlen zum Proo.»
Landtag ...........

H.
Haberland, Abgeordneter, dessen Wahl

als Kommissar für die Rentenbank in
Münster ...........

Hagel- und Hochwasserkatastrophe
<m Kreise Rheinbach,Unterstützungder
Vetroffenen .........

Haltbarkeit des Kleinpflasters....
Hardenberg-Neviges, Antrag dieser

Landgemeinde auf Verleihung der
Städteordnung ......

Ha"?' abgeordneter, dessen Wahl zum
Schriftführer des prov.Landtags . .

Haupt Haushaltsplan der Provinzial.
Verwaltung und Vorbericht

— Ermächtigungzur event!. weiterfNhrung
der Verwaltung nach demselben im
Rechnungsjahre 1923 ......

Haushaltsplan, dessen Form und Glie.
derung ...........
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Haushaltsplan des Provinziallanotags,
des provinzialausschussesund der pro»
vinzial'Zcntral'verwaltungsbchörde .

— zur Zahlung von Ruhegehältern usw.
an Provinzialbeamteund von Witwen»
und waisengeldcrn an deren Hinter»
bliebene sowie der I)r. KIein>Stiftung

— über die Vesoldungenuud persönlichen
Ausgaben der Provinzialbeamten bei
der Tandes.versicheruiigsanstaltRhein»
provinz ...........

— über die verwaltuugskosten der Rhei»
nischen landwirtschaftlichenVerufsge»
nossenschaft ..........

— über die Verwaltungskosten der pro.
vinzial >Feuerversicherungsanstalt der
Rheinprovinz .........

— über die verwaltungskosten der tan»
desbank der Rheinprovinz.....

— über die verwaltungskosten der pro»
vinzial >Lebensversicherungsanstaltder
Rhcinprovinz .........

— der plooiiizial'Taubstummenanstalt zu
Aachen ......,.....

— der provinzial>Taubstummenansta!tzu
Vrühl...........

— der Provinzial'Taubstummenanstalt zu
Elberfeld ..........

— der vrovinzial.Taubstummenanstalt zu
Esseu ............

— der sirovinzial.Taubstummenanstalt zu
Euskirchen ..........

— der Provinzial'Taubstummenanstalt zu
Kempen ...»......

— der Provinzial'Taubstummenanstalt zu
Köln ............

— der Provinzial-Taubstummenanstalt zu
Neuwied mit der damit verbundenen
Anstalt sür schwachbegabte Taubstunime

— der Provinzial'Taubstummenanstalt zu
Trier............

— über die Verwendung der Wilhelm»
Augusta»Stiftung........

— über dieverwendung des Unterstützungs»
fonds der früheren Vereins-Taubstum'
menanstalt zu Köln .......

— über die Verwendung des Veitrages
des Vereins zur Förderung des Taub»
stummenunterrichts .......

— über die Verwendungdes Unterstützungs»
fonds für entlassene Taubstumme . .

— der Provinz«! »Alinden»Unterrichts-
anstatt zu Düren „ElisabethStiftung"
Anlage ^, Voranschlag über den Ar»

beitsbetrieb .........
— der provinzial. Vlinden > Unterrichts¬

anstalt zu Neuwied „Auguste-Viktoria»
Haus ............
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Haushaltsplan Anlage ä, Voranschlag
über den Arbeitsbetrieb.....

— über den Unterstützungsfonds für Vlinde

über das Hebammenwesen und die
provinzia! >Hebammenlehranstalten z»
«öln und «Llbcrfeld.......

über die Rosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom
2. Juli l9M.........
Anlage /^, Haushaltsplan der Fürsorge»

«rziehungsanstalt Fichtenhain. . .
Veilagea, Voranschlag über dietand-,

Vieh» und Forstwirtschaft . . ,
Veilage b, Voranschlag über den

Arbeitsbetrieb.......
Anlage N, Haushaltsplan über die Für»

sorgeerziehungsanstalt Rhcindahlen.
Veilage a, Voranschlag über die land»,

Vieh» und Forstwirtschaft . , .
Veilage b, Voranschlag über den

Arbeitsbetrieb.......
Anlage <I, Haushaltsplan über die Für»

sorgeerziehungsanstalt Solingen zu
waldb'roe!.........
Veilage », Voranschlag über die Land»,

Vieh und Forstwirtschaft , . .
Veilage d, Voranschlag über den

Arbeitsbetrieb.......
Anlage v, Haushaltsplan über die Für»

sorgeerziehungsanstalt Euskircheu ,
Veilage », Voranschlag über die land»,

Vieh» und Forstwirtschaft . . .
Veilage d, Voranschlag über den

Arbeitsbetrieb.......
«Linsetzuug einer Vuchführerstelle in

den Plan.........

der Provinzial'Heil> und Pftegeanstalt
zu Andernach.........
der Provinzial<Heil> und pfiegeanstalt
zu VedburgHau........
der Provinzial»Heil» und pfiegeanstalt
zu Vonu..........
Anlage >X, Voranschlag über die Anstalt

für hirnverletzte Kriegsbeschädigte .
der Provinzial'Heil» und Pfiegeanstalt
zu Auren..... ....
der Provinzial'Heil» und Pfiegeanstalt
zu Galkhausen ........
der Provinzial'Heil» uud pfiegeanstalt
zu Grafenberg........
der ProvinzialHeil» und pfiegeanstalt
Iohcmnistal.........
Anlage H,, Voranschlag über die ortho»

pädische Kinderheilanstalt Süchteln ,
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53. 57,
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Haushaltsplan für die Verwaltung
des landarmenwesens......

— der Polizeistrafgelderfonds und des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armen»
fonds (Staatsnebenfonds).....

— für die erweiterte Armenpflege auf
Grund des Gesetzes vom l l. Juli 189l

— der Prooinzial'Arbeilsanstalt zn Vrau»
weiter...........
Anlage H, Voranschlag über den Ar»

beitsbetrieb .........
über die Kosten der baulichen Veauf»
stchtiguug, größerer baulicher Lrgän»
zung3»Arbeiten und der Erneuerung
maschineller Anlagen in den provin»
zialanstalten ....... ^. .
über die Unterstützung milder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstalten, sowie über
die Rosten der Unterbringung und des
Unterhalts von Geisteskranken, Idioten,
Epileptikern, Vlindeu, Trinkern und
Krüppeln aus der Rheinprovinz, welche
selbst oder deren Angehörige keinen An»
spruch ans öffentliche Armenpflege haben
über die Krüppelfürsorge auf Grund
des Gesetzes vom 6. Mai 192U. . .

der provinzia!straße»»verwaltu!ig . .
Anlage ^, Voranschlag über die Der»

Wendung der Vsenbahnmittel, , .
Anlage !j, Voranschlag über die ver»

wendung der Mittel zur Unterstützung
des Gemeinde» und Rreis-Wegebanes

für die Verwaltung der landwirtschaft
lichen Angelegenheiten der provinzial.
Verwaltung.........
Anlage /^, Haushaltsplan für die pro»

vi»zial°Wein» und Vbstbauschule
in Trier..........

Anlage N, Haushaltsplan sür die pro»
vinzial.weiN' und Vbstbauschule in
Kreuznach .........

Unteranlage, Haushaltsplan für die an
diese Schule angegliederte winterschule

Anlage <5, Haushaltsplan sür die pro»
uinzial'wein» und Vbstbauschule in
Ahrweiler .........

über die Verwaltung der Mittel zur
Gewährung von viehentschädigungen
für die Verwaltung der Angelegen»
heilen, welche die Förderung von Kunst
und wissemchaft betreffen (§ 4 Num¬
mer 6 des Dotationsgcsetzes vom
8. Juli 1875).......

der Prooinzialmuseen zn
Trier........

Von» und
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Haushaltspläne der einzelnen verwal«
tungszweige und Anstalten, Vorbericht

Hausordnungen für die prov.»Anstalten
Hebammenlehranstalten, Freistellen

für Schülerinnen derselben ....
— Haushallsplan ........
Hebammenwefen, Haushaltsplau . .
Heerdt, Vorkommnissein der dortigen

Erziehungsanstalt .......
Heil- und Pflegeanstalt zu Galk-

Hausen, deren Venutzung zu anderen
Zwecken ..........

— zu Merzig, deren Übernahmedurch die
Reglerungskommissionfür das Saar»
gebiet ...........

Heil- und pflegeanftalten, Haushalts¬
pläne ............

— Ausbildung des Pflegepersonals . .

— deren Velegung ........
— deren tandwirtschaft und Hauswirt»

schaftliche Vetriebe .......

— Steigerung der Pflegesätze ....
— Verpflegung der Arbeitskranken in

denselben ..........
Hilfsaktion zur Futtermittelbeschasfung

für Llfel und Hunsrück.....

— für die Erhaltung der Viehbeständeam
Niederrhein .........

— für die Unwetterfchädenim landkreise
Trier............

— für die Unwetterschäden im Kreise
Mayen ...........

— für die in den hoch gelegenen Kreisen
der Eifel und des Hunsrück eingetretene
Mißernte ..........

Hilfswert für notleidende Kleinbahnen,
Veteiligung der Provinz .....

Hinterbliebenenfürsorge für die Ar.
beiter der Provinz, Verleihung eines
Rechtsanspruchshierauf .....

Hunsrück Hilfsaktion für die Futter,
nnttelbeschaffungfür die dortigen hoch»
gelegenenKreise ..... . .

I.
Iansen, Köln»Vickenoorf,Niederlegung

seines Mandats als Abgeordneter .
Iarres vi-., Abgeordneter, dessen Wahl

zum Vorsitzendendes Provinzialland»
tages ...........

Idlote, Haushaltsplan über die Kosten
der Unterbringung und des Unterhalts
derselben ..........
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Inruhestaudverfehung des General»
direktors der landesbanf, Geh. Reg.»
Rat Dr. tohe .......

— des tandesrats Dr, Schaufeil . . .
— des früheren Landesbauamtssekretärs

Strauch,Veschwerde desselben hiergegen
Invalidengelder (Unterstützungen)für

nichtruhegehaltsberechtigteVeamte,An»
gestellte und Arbeiter, Haushaltsplan
zur Iahlung derselben ......

Iohannistal, Haushaltsplan der Heil»
und Pstegeanstalt ......

Irrengeset«, dessen Verabschiedung , .
Jugendherbergen, deutsche, Übernahme

der Kosten des Geschäftsführers des
ZweigausschussesRheinland und Ve»
willigung einer Veihilfe.....

K.
Aaiserswerth, Vorkommnisse in der

dortigen Erziehungsanstalt ....
Aenrpen, Haushaltsplan der Taubstum»

mcnanstalt .........
Rinderheilanftalt Süchteln, ortho»

pädische, deren Erweiterung ....
Ainderkrüppelheim in Urdenbach,Er>

richtung desselben durch den Verein
für Säuglingsfürsorge ......

Ulinctmüller, Abgeordneter,dessen Übe»
tritt zur Sozialdem. Partei ....

Airche, evgl., in Mannbach, Veihilfe zu
deren Instandsetzung ......

l)r. Alein-Stiftung, Haushaltsplan
Uleinbahnen, Veteiligung an dem

Hilfswerk für notleidende ....
— Erhöhung des Kredits zur Gewährung

von Darlehn zum Van und zur Aus»
rüstung von solchen .......

— Übersicht über die für dieselben bewil»
ligten Mittel und die Förderung von
Vahnunternehmungen ......

Uleinpflafter, dessen Haltbarkeit . . .
— dessen Verwendung bei Erneuerung der

provinzialstraße von Mors nach Ür»
dingen ...........

Alostertirche, ehemalige, in Springiers»
bach, Veihilfe zu den Erhaltungsar»
beiten ...........

Unab, Abgeordneter, dessen Übertritt zur
Fraktion der U. 5. P .......

— Mitglied des prov.>Ausschusses,Teil¬
nahme an den Sitzungen des Prov.»
Ausschusses ..........

Uoalitionsrecht der Fürsorgezöglinge .
Aöln, Haushaltsplan der Hebammen»

lehranstalt ...... . . .
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Aöln, Haushaltsplan der Taubstummen»
anstatt ...........

Asminissare für die Rentenbank in
Münster i. w., deren Wahl ....

Uomlssionen des Provinziallandtag« .
Uraftfahr?eugsteuergesey, Einnahmen

bezw. Verteilung der Erträgnisse dieses
Gesetzes ..........

Araftwagenhalle in den Gemeinden
des Vürgermeistereibezirks Daleiden,
Kreis Orüm, Gewährung eines Zu-
schusses zur Errichtung einer solchen .

Arantentasse für die Beamten, deren
Errichtung oder Unterstützung . . .

Ureis M«v«n, Hilfsaktion für die Un»
wetterschäden in diesem Kreise . . .

Areis Rheinbach, Unterstützung der in
diesem Kreise von der Hagel» und
Hochwasserkatastrophe Betroffenen

Ureis- und Gemeindewegebau, An»
derung der Bestimmungen über die
Unterstützung desselben ......

— Nachweisung über die bewilligten Bei»
Hilfen..........

— Voranschlag über die Verwendung der
Mittel zu dessen Unterstützung . . .

Areis- bezw. Aomnrunalftrafze von
Saarbnrg nach Jerf, deren Ausbau
als Provinzialstraße.......

Areun»ach, Haushaltsplan der wein-
nnd Gbstbauschule und Winterschule .

Ariegsbeschädigte- u. Arieg^hinter-
blieben«, deren Unterstützung , , .

Arüpvel, Haushaltsplan über die Rosten
der Unterbringung und des Unterhalts
derselben ..........

Arüppelfürsorge, Haushaltsplan . .
Aultivierung von Odlandflachen, Mittel

hierfür...........
Aultivierungsarbeiten im Kreise Mon»

schau, Vewilligung von Mitteln hierfür
Annft und Wissenschaft, Haushalts»

plan über die Verwaltung der An»
gelegenheiten, die deren Förderung
betreffen...........

L.
tandarn»enwesen, Haushaltsplan über

die Verwaltung........
tandesbad der Landesversichernngsan»

ftalt in Aachen, dessen Interesse an der
Förderung der «Vuellsorschung . . .

tandesbant, Änderung der Satzungen
(Zahl der Generaldirektoren) , , .

— Haushaltsplan über die verwaltungs»
kosten ...........
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tandesbant, Neubesetzung der Stelle
des Generaldirektors......

— Versetzung des Generaldirektors, Geh.
Regierungsrat Dr. lohe, in den Ruhe»
stand ............

tandesbankbeamte, Vesoldungsverhält»
nisse derselben .........

«tandesbankdirektor Vernegau, dessen
Wahl zum Generaldirektor der landes»
bank ............

cande»bauamt2setretär Strauch,
Veschwerde gegen seine zwangsweise
Versetzung in den Ruhestand . . .

tandesrat Dr. schauseil, dessen ver>
setzung in den Ruhestand.....

tandesratsftellen, Berücksichtigung von
mittlere» Veamten bei deren Besetzung

tandesfetretär Leo Neuinann, An»
trag auf wiedcreinstellung als aktiver
Veamter..........

tandesstenergeseh, Überweisungen auf
Grund dieses Gesetzes ......

candesversicherungsanstalt„tlheiN'
Provinz", Haushaltsplan über Vesol»
düngen und andere persönlichen Aus-
gaben für die Veamten.....

«kandesverfichernngKanstalt, Klagen
gegen Veamte derselben .....

taudgemeinde Hardenberg-Neviges,
deren Antrag auf Verleihung der
Städteordnung........

«candkreis Trier, Hilfsaktion für Un>
wetterschäden in diesem Kreise . . .

tandwirtschaftl. Angelegenheiten,
Haushaltsplan für deren Verwaltung

— im allgemeinen........

eandwirtschaftliche Verufsgenossen-
schaft, Haushaltsplan über die ver»
waltungskosten........

— Nachprüfung der Unfallrenten durch
dieselbe ...........

landwirtschaftliche Schulen, Erhö°
hung der Provinzialzuschüsse....

— Errichtung von solchen in Von», Rens»
berg, volch und Eoblenz.....

landwirtschaftliche und H,au5wirt-
schaftliche Betriebe in den Heil»
und vstegeanstalten.......

tebensversicherungsanstalt, Ände»
rung der Satzung «Aufnahme weiterer
versicherungszwcige) ......

— Haushaltsplan über die verwaltungs»
kosten ...........

tehrer, die keinem Religionsbekenntnis
angehören, deren Beschäftigung an der
Prov,»Taubstummen» und Vliudenan»
stalten...........
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kehrerkammer für die Lehrpersonen der
prov, »Taubstummen- und Vlindenan»
stalten, deren Vildung......

teistungLschwache Ureise und Ge-
meinden, Verlängerung der Geltung?,
dauer des Reglements für die an diese
zu verteilenden Staatsrenten....

tenfing, Abgeordneter, dessenWahl zum
stellvertretenden Vorsitzenden des Pro-
vinziallandtages . ......

vl. Lohe, Geh. Reg.-Rat, Generaldirektor
der Landesbank, dessen Versetzung in
den Ruhestand ........

toslösungübestrebungen in derAhein-
Provinz .......... .

kottehaus in wetzlar, Veihilfe zu dessen
Instandsetzung.........

M.
Malmed>», Verwendung des aus dem

verkauf des in diesem Kreise gelegenen
Grundbesitzes des Provinzialverbandes
herrührenden Vetrages......

Mandatsniederlegung der Abgeord.
neten Vrücker und Iansen-Köln . .

Maschinelle Anlagen auf dem Pro-
vinzial-Vasaltbruch bei Ncustadt-Wied,
deren Erweiterung.......

— Haushaltsplan über die Kosten der
Erneuerung . . . ,.....

Maschinentechnische und wärme-
wirtschaftliche Anlagen in den
Provinzialanstalten, deren Verbesserung

Ma>»en, Kreis, Hilfsaktion für die Un-
wetterschäden in diesem Kreise . . .

Melich, Abgeordneter, dessenÜbertritt zur
Fraktion der U.S.P.......

Meliorationen, Vereitstellung von Mit¬
teln zu deren Förderung.....

Merzig, Übernahme der dortige» Heil»
und Pflegeanstalt durch die Regierungs¬
kommission des Saargebiets ....

Milde Stiftungen, Haushaltsplan über
deren Unterstützung .......

Mitglied des provinzialansschusses, Knab,
dessen Teilnahme an den Sitzungen des
Ausschusses ..........

Mitglieder des Provinziallandtages und
Provinzialansschusses, Aushändigung
eines mit Lichtbild versehenen Aus-
weises zum Vesuche der Provinzial-
anstalten an diese.......

— des provinzialausschusses, deren Schwei¬
gepflicht ...........
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Mörs-Ürdingen, Erneuerung der pro-
vinzialstraße mit Kleinpstaster . . .

Monarchistische Abzeichen, Vilder,
Vüsten und dergl., deren Entfernung
aus allen Diensträumen und Anstalten

Monarchistische Vestrebungen, Ent¬
fernung der Veamten, die solchen hui-
digcn ............

Müller zu Scheurenhof, dessen Eintritt in
den provinziallandtag......

Museen zu Vonn und Trier, Haushalts,
plan............

N.
Nachruf für den verstorbenen Reichs-

minister Rcithenau, Vbervräsident von
Groote und Slaatsminister a. D. Frhr.
von Schorlemer-licser......

Neumann, ceo, früherer Landessekretär,
Antrag auf wiedereinstellung als akti¬
ver Veamter.........

Neuwied, Haushaltsplan der Provinzial-
Vlindenuuterrichtsanstalt.....

— Haushaltsplan der Taubstummenanstalt
Neviges Hardenberg, Antrag dieser

Landgemeinde auf Verleihung der
Städteordnung........

Notleidende Aleinbahnen, Veteiligung
an dem Hilsswer? für diese ....

Notverordnung zum Schutze der Repu¬
blik, deren Durchführung.....

O.
Gbstbäume in. Dienstgärte», Nutznie-

ßnng ...........

Obsternte an den Provinzialstraßen, deren
Versteigerung .........

Vdlandereien im Kreise Malmedy, ver-
Wendung eines aus deren verkauf er»
zielten Vetrages........

Dr. Glbertz, Abgeordneter, übernimmt
den Altersvorsitz........

Orthopädische provinzial Ainder-
Heilanstalt suchtet«, deren Erwei¬
terung .......... ',

Vrtsdelegierter des Kommandos der
Kontrolle der deutschen Verwaltung in
Düsseldorf, Genehmigung der Ta¬
gung des Provinziallandtages dnrch
denselben ..........
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P
personalkosten bei der Prov.»vermal»

tung, deren Höhe.......

Personalpolitik in der Rheinprovinz .

Pfarrkirche, evangelische, in Mouzingen,
Veihilfe zu deren Wiederherstellung .

— katholische, in Vrauweiler, Veihilfe zu
den Inftandsetzungsarbeiten ....

— katholisch«, in Hersel, Veihilfe zu deren
Erhaltung..........

— katholische, Trechtingshausen, Veihilfe
zu deren Instandsetzung.....

Pflasterung der Vrovinzialstraßen inner»
halb geschlossenerOrtschaften sowie in
der Nähe der Großstädte.....

Pflegekosteil, Einziehung von Veiträgen
hierzu aus dem Vermögen der Kranken
und von Vrittverpstichteten ....

Pflegepersonal in den Heil- und Pflege»
anstalten, dessen Ausbildung....

— bei den Anstalten, dessen Zahl . . .
Pflegesätze für private Pfiegeanstalten,

Nachprüfung und evtl. Erhöhung der»
selben ...........

— in den prov.Heil» und Pflegeanstalten,
deren Steigerung........

polch, Errichtung einer landw. schule da»
selbst ............

politische tage im Rheinland und in
Deutschland ..........

polifeistrafgelderfond», Haushaltsplan
private pflegeanftalten, Nachprüfung

und evtl. Erhöhung der pfiegesätze

Protest der Fraktion der U.5.P. gegen
den ß 28, Abs. 2 der neuen Geschäfts-
ordnung...........

Protesterhebung gegen die ministeriellen
Richtlinien für die Besoldung der Rom»
mnnalbeamten........

provinfialanstalten, Verechtigung der
Mitglieder des Vrov.»tandtages zum
Vesuch derselben ........

— deren Velegung........
— Einführung einer einheitlichen Tisch»

klaffe in denselben.......
— Entfernung sämtlicher monarchistischen

Abzeichen, Vilder und dergl. aus den»
selben ...........

— Hausordnungen für dieselben . . .
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provinzialanstalten, Revisionder für
sie geltenden Vüchereiordmmgen . ,

— Verbesserung der maschinentechnischen
und wärmeivirtschaftlichen Anlagen in
denselben ..........

Zeite

97
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provin)ial>Arbeitsanstalt in Vrau-
weiter, Änderung des Reglements über
die leitung und Verwaltung der dor»
tigen Abteilung für entmündigte Trin
ker und Arbeitsscheue......

provinzialausschuft, Einspruch der
Fraktion U.5.V. gegen die Art seiner
Geschäftsführung.' '.......

— Gültigkeit der Neuwahl.....
— Haushaltsplan........
— Zchweigepflicht der Mitglieder . . .
— Teilnahme des Mitgliedes Rnab an

den Sitzungen .........

provin)ialau5schusMitglieder, 5tcl
lungnahme zur Amtsenthebung von
solchen ...........

provinzialautonomie, Gesetzentwurf ,

Provinzial-Vasaltbruch bei Neustadt»
wied, Erweiterung der maschinellen
Anlagen...........

provinzialbeanlte, Vemessung der Auf»
Wandsentschädigung .......

provinfialeigentum, verkauf und Neu»
erwerb von solchem.......

Provinz. Feuerverficherung»a«stalt
Änderung der Satzung (Zahl der ver»
waltungsratsmitglieder und Aufnahme
weiterer Versicherungszweige) . . .

Provinzial-Hebammenlehranstalten
Vewilligung von Freistellen für Schule»
rinnen...........

Provinzial-Heil- und pflegeanstal-
ten, Verpflegung der Arbeitskrunken
in denselben .........

Provinzial-Uinderheilanstalt Such-
teln, orthopädische, deren Erweiterung

provinzialtonlmissionen, Vesichtignn»
gen von Anstalten durch diese , . .

provinfial-cebenKverficherungban-
stalt, Änderung der Satzungen, (Auf»
nähme weiterer versicherungszweige) .

provinziallandtag. dessen Eröffnung.
— dessen Veschlußfahigkeit .....
— Wahl des Vorsitzenden......
— Wahl der stellvertr. Vorsitzenden . .
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provinziallandtag, Wahl der Schrift,
sichrer ..........

— durch Mandatsniederlegung ausgeschie«
dene Mitglieder........

— neueingetretene Mitglieder . . . ,
— Übertritt von Abgeordneten zu anderen

Fraktionen..........
— Genehmigung der Tagung durch den

Vrtsdelegierten des Kommandos der
.Kontrolle der deutschen Verwaltung in
Düsseldorf ..........

— Ablehung eines «Anspruchs gegen die
Wahl zum Provinziallandtag , . .

— dessen n?ue Geschäftsordnung . . .
— Abstimmungen über Aeratungsgegen-

stände ohne vorherige Besprechung

— Beschränkung der Redezeit ....
— Zusammensetzung der Fachausschüsse

desselben ..........
— Vewilligungen aus dessenverfügungs-

stock (Ständefonds) .......
— Haushaltsplan........
— Kosten desselben ........
— Schluß der Tagung.......
provinzialstenern, deren Erhebung

provinzialstrafze Mörs-Ürdingen,
deren Erneuerung mit Kleinpfiaster .

provinzialstraffen, Pflasterung derselben
innerhalb geschlossener Ortschaften so>
wie in der Nähe der Großstädte . .

— Versteigerung des an denselben geern-
teten Vbstes.........

provinzialstrasienineister, Vewilli.
gung einer Dienstaufwandsentschädi'
gung für dieselben.......

provinzialstraftenverwaltung, Haus-
haltsplan..........

provinzialverwaltung, deren Tätig'
keitsgebiet ..........

provinzialnmlage, deren Festsetzung .

Prügelstrafe in den Mrsorgeerziehungs-
anstalten . . ... .

Q.

<ynellforschung2institut in Aachen,
Gewährung von Beihilfen ....

R.
Rathenau, Reichsministcr, Ehrung des

verstorbenen .........
Rechtsgültigteit der dem prov.-landtag

gemachten vorlagen.......
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Reglement über die teitung und verwal»
tung der Abteilung für entmündigte
Trinker und Arbeitsscheue in der Prov.-
Arbeitsanstalt in Vrauweiler, Änderung
desselben ..........

— für die Vrov.-Fürsorgeerziehungsan-
stalten, Neubearbeitung desselben . .

— für die Verteilung der Staatrenten an
leistungsschwache Kreise und Gemein»
den, dessen Verlängerung .....

Reichseintoinmenstener, Anteil der
Rheiuprovinz.........

Reichsgeseh zum Schutze der Republik,
dessen Durchführung .......

Ueicl'svatsniitglied Schumacher, dessen
Abstiimnunq und Vertretung im Reicvs-
rat...........' .

Reichszuschüfse zu den Besoldungen der
Beamten und Angestellten ....

Rente« für die Straßenunterhaltung, Er»
höhung derselben ........

Rentenbank in Münster, Wahl der Kom-
mifsare und Stellvertreter.....

Republik, Durchführung der zum Schutz
derselbe» vom Reichspräsidenten erlas¬
senen Notverordnung bezw. des bezgl.
Reichsgesetzes . . . ,' .....

Rheinbach, Unterstützung der in diesem
Kreise von der Hagel» uud Hochwasser-
katastrophe Betroffenen......

Rheindahlen, Haushaltsplan der Für»
sorgeerziehungsanstalt ......

Rhein. wohnungsfürsorgeG.m.b.H.,
Erhöhung der Beteiligungssumine. ,

Richtlinie», ministerielle, für die Besol-
düng der Kommunalveamten, Protest-
erhebung hiergegen .......

Ruhegehalt für die Arbeiter der Rhein.-
Provinzialverwaltung, Verleihung eines
Rechtsanspruches hierauf .....

Ruhegehaltskasse der Kreis-Kommunal,
verbände und Stadtgemeinden, Ände¬
rung der Satzungen.......

Ruhegehälter für Provinzialbeamte,
Haushaltsplan zur Zahlung derielben

S.
Saarburg'Zerf, Ausbau der verbin-

dungsstraße dieser Orte als Provinzial-
straßc ...........

Kachbezüge der Beamten.....
Säuglingsfürsorge, Zuschüsse der Pro¬

vinz ............
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Sanktionen, deren Wirkungen und Folgen
Satzungen der kandesbank, Änderung

derselben (Zahl der Generaldirektoren)
— der Provinzial.Feuerversicherungsan»

ftalt, deren Änderung......
— der provinzial'lebensversicherungsan

stalt, deren Änderung......
— der Ruhegehaltskasse der Rreis'Aom»

munalverbände und Stadtgemeindcu
und der Witwen» und waisenversor»
gungsanstalt für die Uonimunalbeamten,
deren Änderung........

Selbständigkeitsrechte der Provinz,
Gesetzentwurf, betr. deren Erweiterung

Liebengebirge, Aewilligung einer Vei»
Hilfe für den verschöncrungsverein

Solingen, Haushaltsplan der Fürsorge»
erziehungsanstalt ........

Spartass-ndirettor Vel, dessen Wahl
zum Generaldirektor der kandesbcmk .

Sperrgesetz, protesterhebung gegen die
ministeriellen Richtlinien hierzu. . .

Spielplätze in den Fürsorgeerziehung?»
anstalten, Anlegung von solchen . .

Süchteln, Erweiterung der dortigen ortho»
pädischen prov.'Rinderheilanstalt . .

Sch.
l)s. Schauseil, tandesrat, dessen verset»

zung in den Ruhestand.....
Schießübungen der französischen Vesot-

zungstruppen in den Kreisen Ureuznach
und Meisenheim........

Schloft Vurg, Veihilfe zu dessen Wieder¬
aufbau ...........

Schluchtmann, tandrat zu Dinslaken,
dessen Wahl zum Mitglied des Wasser»
beirates...........

Schluss des provinziallandtages . . .
Frhr. von Schorlemer tiefer, Staats»

minister a. D., Ehrung des verstorbenen
Schriftführer des prov.»landtags, deren

Wahl...........
Schülerinnen der Hebammenlehran»

stalten, Freistellen für solche ....
Schuh der Republik, Durchführung der

bezgl. vom Reichspräsidenten erlassenen
Notverordnung bezw. des Reichsgesetzes

Schweigepflicht der Mitglieder des
proo.'Ausschufses .......

St.
Staatliche Fackschul« für Wirtschaft

und Verwaltung in Düsseldorf, Vewil»
ligung eines Zuschusses .....
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3taat5dotatio«en, Anteil der Provinz
und Erhöhung derselben.....

Staatsnebenfonds (Polizeistrafgelder-
fonds und Ehrenbreitsteiner allgemeiner
Armenfonds) Haushaltsplan....

Staatsrenten, Verlängerung der Gel»
tungsdauer des Reglements für die ver>

teilung von solchen an leistungsschwache
Kreise und Gemeinden......

Städteordnung, Antrag der land»
gemeinde Hardenberg»Neviges auf ver<
leihnng derselben ........

Ständefonds desprov.»landtages, Vewil»
ligungen aus demselben.....

Ständehaus, Ausban von Dachgeschoß,
räumen ...........

von Stedman, Abg,, dessen Wahl zum
Schriftführer des Prov.»Landtages. .

Stellvertretende Vorsitzende des Prov.»
Landtages, deren Wahl , . . ,

Steuern, Einnahme des prov. Verbandes
hieraus...........

Steuerwefen im Reich......
Stiftskirche in Earden, Veihilfe zu deren

Instandsetzung ........
Stiftungen, milde, Haushaltsplan über

deren Unterstützung .......
Strahe Saarburg-Zerf, deren Ausbau

als Provinzialstraße.......
Strahenbaukosten, deren Höhe , . .
Straszenunterhaltungsrenten, deren

Erhöhung ..........
Strafzenverwaltung der Provinz, Haus¬

haltsplan ..........
Strauch, früherer landesbauamtssekretär,

Veschwcrde gegen seine zwangsweise
Versetzung in den Ruhestand....

Studentenbücherei in Vonn, Erhöhung
des laufenden Zuschusses .....

T.
Tätigkeitsgebiet der Prov.»verwaltung
Taubstumme Ainder, Ausbildung der

selben ...........

Taubstummenanstalten, Haushalts»
plane ............

Taubstummenlehrer, Festsetzung des
Dienstalters derselben ......

Taubstummenlehrerinnen, vermehrte
Anstellung derselben .......

Tifchklafse, in den pron.»Anstalten, Ein-
führuug einer einheitlichen . . , ,
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Trier, Haushaltsplan des Prov.'Museums
— Haushaltsplan der Taubstummenanstalt
— Haushaltsplan der wein- und Obstbau»

schule ...........
— tandkreis, Hilfsaktion für Unwetter»

schaden in diesem Kreise .....
Trinker, Haushaltsplan über die Kosten

der Unterbringung und des Unterhalts
derselben ..........

Trinkerfürsorge, Ausdehnung derselben
auf das weibliche Geschlecht ....

Turngeräte für die Fürsorgeerziehungs«
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63, RheinischerProvinziallandtag, 1. Sitzung am 10. Juli 1922.

Erste Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, Montag, den 10. Juli 1922.

Nach Beendigung des für die Abgeordnetenbeider Bekenntnisse abgehaltenenGottesdienstes
versammelnsich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtags im Sitzungssaale des Ständehauses.

Um 12 Uhr 25 Minuten eröffnet der vom Minister des Innern zum Staatskommissar
bestellte Oberpräsidialmt Dr. Brandt den 63. Rheinischen Provinziallandtag mit folgender Ansprache:

Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ich habe die Ehre, Sie im Namen der PreußischenStaatsregierung als die berufene«Ver¬

treter der Rheinpruvinz zum 63. Provinziallcmdtage willkommenzu heißen.
In Ihrem Sinne glaube ich zu sprechen,wenn ich heute an erster Stelle des Mannes

gedenke (die Abgeordnetenerheben sich), der in den letzten vier Jahren an der Spitze der staat¬
lichen Verwaltung der Rheinprovinz gestandenund als Landtagskommissarwahrend dieser Zeit auch
Ihren Verhandlungen beigewohnt hat. Der Oberpriisident von Groote ist am 10, Mai d. I.
unerwartet mitten aus der Arbeit und aus dem Leben abberufen worden. Im April 1918 wurde
er in ernstester Zeit, als der Krieg seinem unglücklichen Ende entgegen ging, an die Spitze der
Rheinprovinz berufen. So sehr ihn die Ereignisse des Novembers des Jahres 1918 und der
Zusammenbruchdes Vaterlandes im Innersten ergriffen, so hat er sich auf den Boden der Tat¬
sachen und der neuen Verfassung gestellt und in dankenswerterWeise seine Kräfte und seine Erfah¬
rungen dem Vaterlande und insbesondere seiner durch den unglücklichen Ausgang des Krieges
besondershart betroffenen Heimatprovinz auch weiter gewidmet. Als ein Mann lauterstenCharakters,
aufrecht, gerade und gerecht gegen jedermann, von strengster Sachlichkeitund abgeklärtemUrteil
wohlwollend und entgegenkommendgegenüber allen an ihn herantretenden Wünschen steht er in
unserer Erinnerung. Rheinländer von Geburt und in seinem ganzen Fühlen und Denken, ist seine
Ueberzeugungstets verblieben, daß unsere Heimat nur im engsten Zusammenhangemit dem Staate
uud dem Reiche gedeihenund wieder einer besseren Zukunft entgegensehen kann.

Mit besonderer Genugtuung und Zuversicht hat ihn daher vor seinem Tode noch die
gemeinschaftliche Erklärung und erneute Bekräftigung der politischen Parteien erfüllt, daß sie aus
nationalen und wirtschaftlichen Gründen am Verbleibender Rheinprovinz im Reich und in Preußen
einmütig und unweigerlichfesthalten wollen. Als entschiedener Anhänger der Selbstverwaltung hat
er insbesondere auch den Angelegenheitender rheinischen Landesverwaltung stets sein ganz beson¬
deres Interesse und seine Fürsorge zugewandt.

Meine Damen und Herren! Ich bin sicher, daß auch der RheinischeProvinziallandtag,
dem der Verstorbene in früheren Jahren selbst als eifriges und tätiges Mitglied angehört hat, ihm
ein treues und dankbares Andenkenbewahren wird.

Meine Damen und Herren! Auch Ihre diesjährigen Beratungen werden unter dem
außerordentlichschweren politischen und wirtschaftlichenDruck stattfinden, unter dem unser gesamtes
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Vaterland und insbesondereunsere Heimatprovinz heute wohl mehr wie je leidet. Im Innern sind
uns infolge des verabscheuungswürdigenund feigen Verbrechens, dem der verdiente Minister des
Aeußern Dr. Rathencm zum Opfer gefallen ist, neue tiefgehendeErschütterungen in den letzten
Wochen und Tagen leider nicht erspart geblieben; auch nach außen haben sich die Verhältnisse noch
wenig zu unseren Gunsten verändert. Infolgedessen hat sich nach dem Scheitern der deutschen
Anleiheverhandlungenein solch gewaltiger weiterer Sturz der deutschenWahrung vollzogen, daß
dadurch die schon bestehendeTeuerung geradezu einen ungeheuerlichenUmfang angenommen hat
und daß unter ihrem Druck in Verbindung mit den der Bevölkerung unter dem Zwang der Ver¬
hältnisse auferlegten Steuern und Abgaben aller Art nicht allein Arbeiter-, Beamten- und Mittel¬
stand, sondernsogar Volksgenossen, die man nach bisherigen Verhältnissen als wirtschaftlichgefestigt
anzusehen gewohnt war, sich jetzt vor die schwersten wirtschaftlichenSorgen gestellt sehen. Die
Geldentwertung und Teuerung spiegelt sich auch in dem Ihnen zur Genehmigung vorgelegtenVor¬
anschlag znm Haushaltsplan der rheinischenProvinzialverwaltung für das Rechnungsjahr 1922
wider. Während der Haushaltsplan des Vorjahres in Gesamteinnahme und -Ausgabe eiue
Schlußsumme von rund 326 700 000 Mark aufwies, ist der diesjährige Voranschlag auf rund
747V4 Millionen Mark, also um rund 421050000 Mark gestiegen. Dieser außerordentlich
gesteigerteBedarf findet seine Begründung in der sprunghaften Steigerung der Ausgaben auf
allen Gebieten der Verwaltung, namentlich für Besoldung, Löhne, Beköstigung, Materialien und
die sämtlichenübrigen sächlichen Kosten infolge der allgemeinenTeuerung nnd der durch die Geld¬
entwertung eingetretenenPreissteigerung aller Lebens- und Wirtschaftsbedürfnisse.

Zur Herbeiführung des GleichgewichtszwischenEinnahmen und Ausgaben des Haupt-
Haushaltsplaues sind unter Berücksichtigung der Ueberweisungaus der Reichseiukommensteuerins¬
gesamt 209 248 650 Mark an Provinzialsteuern aufzubringen, also gegenüber dem Vorjahre mehr
123 812 400 Mark. Bei einem angenommenen Gesamtsteuersoll an Realsteueru vou rund 85
Millionen Mark erfordert die Deckung der durch Provinzialumlage aufzubringenden Steuerbedarfs¬
summe eine Provinzialsteuer von 246,17V».

Von den anderen wie immer sorgfältig durchgearbeiteten Vorlagen des Provinzialausschusses
und der Landesverwaltung empfehleich den Antrag zur Unterstützuügder von zwei sehr schweren
Hagel- und Hochwasserkatastrosihen am 25. Mai uud 2. Juni d. I. betroffenenTeile des Kreises
Rheinbach durch die Provinz Ihrer ganz besonderenBerücksichtigung. Nachdem Reich und Staat
in derselben Weise, wie es Ihnen für die Provinz vorgeschlagen wird, zur Linderung der Not bei¬
getragen haben, hatte der Provinzialausschuß, da schnell geholfen werden mußte, vorbehaltlich der
Zustimmung des Provinziallandtages bereits die Beteiligung der Provinz zugesagt.

Ich lenke sodann Ihre Aufmerksamkeit auf die Vorlage, betreffendBewilligung eines Be¬
trages von 3 Millionen Mark aus Provinzialmitteln zur Durchführung der Futtermittelhilfsaktion
für die Eifel und den Huusrück, nachdemauch hier der Staat, ohne vorher seine Hilfe von einer
entsprechenden Beteiligung der Provinz abhängig zu machen, vorgegangenwar, um den betreffenden,
nnter der außerordentlichenFuttermittelnot leidenden Gegenden bei der Erhaltung des schon stark
verminderten Viehbestandeszu helfen.

Von volkswirtschaftlicher Bedeutung im Interesse der Vermehrnngder landwirtschaftlichen Pro¬
duktion ist die Beteiligung des Provinzialverbandes an der Bereitstellung von Mitteln zur Förderung
der Bodenvcrbesserung, falls die Provinz der Beteiligung an den durch Staatsgejetz vom 1. April d. I.
zur Förderung von Bodenverbesserungenzur Verfüguug gestelltenstaatlichen Mitteln nicht verlustig
gehen soll, ist die Bereitstellungvon entsprechenden Mitteln seitens des Provinzialverbandes erforderlich.
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Im Interesse der Förderung des Wohnungsbaues innerhalb der Provinz verlangt eiue
weitere, volkswirtschaftlichbedeutsameVorlage von Ihnen die Erhöhung der Beteiligung des Pro-
vinzialverbandes an der Rheinischen Wohnungsfürsorgegesellschaftm. b. H. von 1 auf 3 Millionen
Mark, da das bisherige Gesellschaftskapitalbei der Geldentwertung nicht mehr ausreicht, wenn die
Gesellschaft ihre Aufgabe der Förderung des Wohnungswesenserfüllen soll.

Ihrem besonderenWohlwollen empfehleich die von der Provinz seit dein vorigen Jahre
neu übernommeneAufgabe der Krllppelfürsorge, die bereits erfreuliche Erfolge auszuweisenhat.
Neben der Aufwendung im ordentlichenHaushaltsplan von 4505 000 Mark für diesen Zweck ist
zum weiteren Ausbau der für die KrttppelfttrsorgeeingerichtetenAnstalt Iohannistal-Süchteln für
die Herstellung eines Operationssnales und zur Ergänzung der orthopädischenEinrichtungen ein
Betrag von 4 250 000 Mark erforderlich, der im Wege der Anleihe beschaffen werden soll,

Ihnen, meine Damen und Herren, wird bekannt sein, daß vor einigen Wochen in Düssel¬
dorf eine staatlicheFachschulefür Wirtschaft und Verwaltung als vorläufig einzige Schule dieser
Art für den Westen begründet worden ist. Die Schule soll den dazu begabten und aufstrebenden
Kräften aus den Kreifen der berufstätigen Bevölkerung und der Angestelltenschaft die Beteiligung
an der berufsmäßigen Verwaltung sozialer und wirtschaftlicher Angelegenheitendurch eine geeignete
Ausbildung ermöglichen. Den Schülern soll volkswirtschaftlichesWissen vermittelt und das staats¬
bürgerliche Verantwortlichkeitsgefühlgestärkt werden, so daß die Heranbildung von Führerpersönlich¬
keiten aus den Kreisen der werktätigen Bevölkerungvon der Schule erwartet wird. Bei der wirt¬
schaftlichen und politischen Bedeutung des Unternehmens wird die Vorlage Ihr besonderes Interesse
erwecken,nach welcher für Zuschüssean minderbemittelte und gering unterstützte Schüler eine
angemessene Beihilfe von Ihnen erbeten wird.

Ihrer ganz befonderenBerücksichtigungmöchte ich schließlich noch die Vorlage, betreffend
die Unterstützungdes durch den Friedensvertrag zerstückelten und in eine große wirtschaftliche Notlage
geratenen Kreises Monschau empfehlen,dem durch Schaffung neuer Bauernstelleu und Vermehrung
des ackerfähigen Landes durch Kultivierung des vorhandenen Oedlandes geholfen werden kann und
veigestllnden werden muß.

Eine Vorlage der Staatsregienmg wünscht Ihr Gutachten über den Antrag der Gemeinde
Hardenberg-Nevigesauf Verleihung der Städteordnung.

Im übrigen darf ich mich darauf beschränken,auf die Ihneu gedruckt und eingehendbe¬
gründet vorliegendenBerichte und Anträge der Provinzialverwaltung Bezug zu nehmen.

Meine Damen und Herren! Möchten trotz der trostlosen inneren Zerrissenheit unseres
Volkes und trotz der Schwierigkeit der heutigen Lage Ihre Beratungen stehen unter dem Zeichen
gegenseitigenEntgegenkommens,unter dem Geiste gegenseitigenVertrauens und des Willens der
Verständigung zum Wohle unserer lieben Rheinprovinz.

Mit diesem Wunsche erkläre ich namens der Preußischen Staatsregierung den 63. Rheinischen
Provinziallandtag für eröffnet. (Beifall.)

Meine Damen und Herren! Nach § 32 der Provinzialordnung und ß 1 der Geschäfts¬
ordnung für den Provinziallandtag hat das an Jahren älteste Mitglied des Hauses zunächstden
Vorsitz zu übernehmen. Soweit mir bekannt, ist Herr Abgeordneter Dr. Olbertz, geboren am
31. Mai 1845, das älteste Mitglied. — Da sich kein älteres Mitglied meldet, darf ich Herrn
AbgeordnetenDr. Olbertz bitten, den Altersvorsitz zu übernehmen.

Alterspräsident Dr. Olbertz: Sehr geehrte Damen und Herren! Seit unserer letzten
Tagung ist, wie Herr Oberpräsidialrat Dr. Brandt schon hervorgehoben hat, der höchste Staats-
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beamte unserer Provinz, Herr Oberpräsident von Groote, der anscheinend in bester Gesundheit an
unserer Tagung als Staatskommissar teilgenommenhatte, rasch dahingeschieden.In einem arbeits¬
reichen Leben hat er seine ganze Kraft der Heimatprovinz gewidmet und in schwerer Zeit an ihrer
Spitze gestanden. Ein edler Mensch, ein vornehmer Charakter, reich an verdienstvollemWirken,
wohlwollendgegen jedermann. Wir werden sein Andenkenin treuem Gedenkenhalten.

An der heutigen Tagung nimmt der in der vorigen Sitzung von uns gewählte neue
Landeshauptmann, Herr Dr. Horion, zum ersten Male als Leiter der Provinzialverwaltuug teil.
Seine reichen Erfahrungen, seine erprobte Tüchtigkeit, seine kenntnisreicheArbeitsfreudigkeit geben
uns die Gewißheit, daß die Verwaltung der Provinzialangelegenheitenin die besten Hände gelegt ist.

Wir, meine Damen und Herren, stehen als die Vertreter der Provinz in dieser ernsten
und schlimmen Zeit wieder vor der Aufgabe, durch unsere Veratungen und Beschlüsse zum Wohle
unserer Heimatprovinz beizutragen. Wie früher, so möchte ich auch heute wieder dem Wunsche
und der Hoffnung Ausdruck geben, daß nicht allzu sehr die parteipolitischenGesichtspunktein den
Vordergrund treten, sondern vielmehr rein sachliche Erwägungen ausschlaggebendsind. Auf diefe
Weise weiden wir am besten dem Wohle unserer Heimatprovinz und damit zugleichauch unserem
geliebten deutschen Vaterlande dienen, deni wir gern und freudig das Gelöbnis der Treue erneuern,
indem wir bekennen, daß wir Rheinländer allezeit treue Deutschesein und bleiben wollen. (Lauter
Beifall.)

Mögen die düsteren Wolken der Zwietracht, des Neides und des Hasses, die sich über
uns nnd unseren:Vaterlande zusammenballen,rasch vorüberziehen. Möge die Sonne der Eintracht,
des gegenseitigen Verstehens, der brüderlichenLiebe, einer gerechten Beurteilung und eines wahren
Völkerfriedensihre Strahlen über unser Laut» und Volk und über unsere Beziehungen zu anderen
Nationen ausbreiten. (Lebhaftes Bravo.) Möge jeder an seiner Stelle und in seinem Kreise dieses
Ziel verfolgen; dann dürfen wir auch auf eine besfere Zukunft hoffen. Das walte Gott! (Er¬
neuter Beifall.)

Nach der Provinzialordnung sind die beiden jüngsten Mitglieder des Hauses als Schrift¬
führer bezw. Stimmzähler zu berufen. Nach den mir gemachten Mitteilungen ist das jüngste
Mitglied Herr Abgeordneter Kuab, geboren am 23. Dezember 1895. Ich frage, ob Herr Knab
anwesendist? (AbgeordneterKnab: Ja!) Dann darf ich ihn bitten, an meiner Seite Platz zu
nehmen. (Geschieht.)

Das zweitjllugste Mitglied ist Herr Abgeordneter Gertner, geboren am 17. Juli 1894.
Ist Herr Gertner anwefend? (Zustimmung.) Dann darf ich ihn ebenfalls bitten, sich hierher zu
bemühen. (Geschieht.)

Wir haben nun die Auszähluug des Hauses vorzunehmen. Ich bitte den Herrn Knab,
die Namen der Abgeordnetenvorzulesen. (Es folgt der Namensaufruf der Abgeordneten.)

Von 159 Abgeordnetensind 145 anwesend. Es ist also kein Zweifel an der Beschlußfähigkeit.
Wir kommen dann zur Wahl des Vorsitzenden. Ich frage, ob aus dem Hause dies¬

bezügliche Anregungen gegeben werden?
AbgeordneterMünnig: Ich beantrage, den Herrn OberbürgermeisterDr. Iarres durch

Zuruf als Vorsitzenden wiederzuwählen.
Alterspräsident Dr. Olbertz: Sie haben den Vorschlag gehört. Herr Dr. Iarres ist

als Vorsitzendervorgeschlagen.Erhebt sich dagegen Widerspruch?— Das ist nicht der Fall. Ich
frage Herrn Dr. Iarres, ob er die Wahl annimmt? (AbgeordneterDr. Iarres: Ja!) Herr
Dr, Iarres ist also als Vorsitzendergewählt. (Bravo!-Rufe.)



63. RheinischerProvinziallandtag, 1. Sitzung am 10. Juli 1922. 5

Ich frage, ob für die Wahl der stellvertretendenVorsitzendenVorschlägegemachtwerden?
Abgeordneter Monnig: Ich beantrage Wiederwahl der beiden stellvertretenden Vor¬

sitzenden, des Herrn Ullenbaum und des Herrn Lensing, und zwar ebenfalls durch Zuruf.
Alterspräsident Dr. Olbertz: Sie haben den Vorschlag gehört. Herr Ullenbaum und

Herr Lensing werden als stellvertretendeVorsitzendevorgeschlagen. Erhebt sich dagegen Wider¬
spruch? — Das ist nicht der Fall. Ich frage Herrn Ullenbaum, ob er die Wahl annimmt?
(AbgeordneterUllenbaum: Ich nehme die Wahl an!) Herr Ullenbaum ist also als stellvertretender
Vorsitzender gewählt. Ich darf fragen, ob Herr Lensing die Wahl annimmt? (Abgeordneter
Lensing: Ich nehme die Wahl an!) Herr Lensing nimmt ebenfalls an; er ist also ebenfalls als
stellvertretenderVorsitzendergewählt.

Damit ist die Aufgabe des Altersvorsitzendenerledigt. Ich bitte nunmehr den Herrn
Dr. Iarres, den Vorsitz zu übernehmen. (Lautes Bravo!)

VorsitzenderI)r. Iarres: Meine Damen und Herren! Ich danke Ihnen verbindlichst
für das Vertrauen, das Sie mir durch die einmütige Wiederwahl geschenkt haben. Ich versichere
Ihnen, daß ich mich bemühen werde, dieses Vertrauen zu rechtfertige,,. Ich bitte dabei um Ihr
Wohlwollen und Ihre Unterstützung.

Meine Damen und Herren! Nach diesem üblichen Dankeswort eines jeden Vorsitzenden
wollen Sie mir gestatten, dieses Mal noch eine allgemeineBemerkung und eine persönliche Bitte
an Sie zu richten.

Der Herr Landtagskommissarhat schon hervorgehoben,daß wir zurzeit in einer auch für
unfere bewegten und erregten Zeiten ungewöhnlichenpolitischen Hochspannung lebeu. Es liegt
überall gefährlicherZündstofflauernd in der Luft, Jeder von uns — davon bin ich überzeugt —,
die wir es mit unserem armen und gepeinigtenVolke wohlmeinen,hat den Wunsch, daß eine Ent¬
ladung dieses Zündstoffes vermiedenwird. Aber die Gemüter sind erregt, und die Nervosität, die
heute das öffentliche Lebeu beherrscht, kann — wir sehen das aus Vorfällen in großen und kleinen
Parlamenten — auch aus kleinen Veranlassungen leicht zu einer Explosion führen. Meine Damen
und Herren! Wir haben uns in längerer Zusammenarbeit kennengelernt und wir haben, so weit
uns auch die politischen Anschauungentrennen — das glaube ich sagen zu küunen —, uns auch
achten gelernt. Das gibt nur die Hoffnung, daß unsere Verhandlungen sich hier ohne Iwischen-
fälle vollziehenwerden, daß verletzende Schärfe vermieden wird und daß, wenn wir am Schlüsse
unserer Tagung auseinandergehen,wir mit Befriedigung uns gegenseitig bezeugen können, daß hier
im Rheinischen Provinziallaudtag zwar jeder seiue Meinung deutlich und kernig zum Ausdrucke
gebracht hat, daß aber die guten Formen parlamentarischerUebung unverletztgebliebensind, ohne
die eine gedeihliche Arbeit hier unmöglich ist. Ich würde Ihnen, meine verehrten Damen nnd
Herren auf allen Seiten des Hanfes, mit meinen Stellvertretern zu Danke verbunden sein, wenn
Sie nns in diefer Richtung bei der Leitung unferer Geschäfteunterstützenwollten. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Ich habe sodann die angenehme Pflicht, dem verehrten
Alterspräsidenten unseres Hauses verbindlichste,, Dank zu sagen für die glückliche Art, in welcher
er auch heute wieder unsere Geschäfteeingeleitet hat. (Lebhaftes Bravo!) Ich spreche im Namen
des ganzen Hauses, wenn ich Ihnen, verehrter Herr Dr. Olbertz, wünsche,daß diese bewunderns-
werte Elastizität des Körpers und des Geistes Ihnen noch lange erhalten bleiben möchte, und daß
Sie als Senior dieses Hauses noch lange seine Zierde sein möchten. (Lauter Beifall.)

Meine Damen uud Herren! Ich bitte Sie nunmehr, sich von Ihren Sitzen zu erheben
(geschieht), um mehrfacherTrauer Ausdruckzu geben.
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Der Herr Landeskommifsarund der Herr Alterspräsident haben einen Teil von dem^
was ich hätte sagen mögen, schon gesagt. Aber dem, was sie ausgesprochenhaben oder haben
anklingen lassen, möchte ich hier als Vertreter des Landtages doch auch noch feierlichen Ausdruck geben.

Meine Damen und Herren! Auch hier im Kreise der geordneten Vertreter der Rhein¬
provinz senken wir voll Trauer und Hochachtungunsere Fahne vor der eben verschlossenen Gruft
des für sein Vaterland gefallenen Reichsministers Dr. Rathenau, Meiue Damen und Herren!
Einmütig in der rückhaltlosen Verurteilung der Schmachtat der dieser hervorragendeMann zum
Opfer gefallen ist, betrauern wir den Dahingeschiedenenund sprechen seiner betagten Mutter und
der Reichsregierung unser Beileid von Herzen aus. Als Rheinländer tun wir das mit besonderem
Gefühle, Denu wir durften von seiner Arbeit noch vieles für uns erwarten. Die Leiden unserer
Provinz waren ihm wohlbekannt, und sie gingen ihm nahe. Wir durften hoffen, daß es seiner
Politik gelingen würde, den unerträglichen Druck, der auf unserer Rheinprovinz lastet, zu mildern.
Um so mehr wird sein Andenken auch am Rheine hier in Ehren bleiben.

Meine Damen und Herren! Voll Wehmut habe ich hier auch ein Wort dem Andenken
des letzten Oberpräsident en der Nheinprovinz, Herrn von Groote, zu widmen. Das, was der Herr
Oberpräsidialrat und Landtagskommissar als sein langjähriger Vertrauter und bewährter Mit¬
arbeiter von ihn: gesagt hat, war uns aus dem Herzen gesprochen;die Gestalt des Verewigten
stand wieder lebenswahr vor unseren Augen. Herr Oberpräsident von Groote war mit der Selbst¬
verwaltung der Provinz wie kaum eiu zweiter verwachse». Als laugjähriges Mitglied des Pro-
vinzillllandtages und des Provinzialausschusses und auch als Oberpräsident hat er mit warm¬
herzigem Interesse und mit kundiger Hand unsere Geschäfte gefördert. An seinem Grabe in
Neuwied hat der Vorsitzendeunseres Provinzialausschussesein treffendes Bild seiner Persönlichkeit
uud seiner Verdienste gezeichnet,und ich habe der Familie im Auftrage des Landtages unsere
Anteilnahme bezeigt. Aber hier bei der ersten Tagung, wo wir ihn vermissen,geht zu dem stillen
Maria Laach, wo er gestorben ist und wohin seine Reste kürzlich zur letzte« Ruhe überführt
worden find, auch ans unserer Mitte unser verehrungsvoller letzter Abschiedsgruß.

Meine Damen und Herren! Und noch eines Toten, der uns nahegestandenhat, haben
wir zu gedenken,des kürzlich verstorbenen früheren Oberpräfidenten der Nheinprovinz, Freiherrn
von Schorlemer. Herr von Schorlemer stand auch unserer Arbeit und unserer Aufgabe nahe.
Lange war er Mitglied des Provinziallandtages und danu Oberpräsident unserer Provinz und auch
nach seinem Ausscheidenaus dem Staatsdienste hat er als Vorsitzenderder RheinischenLandwirt¬
schaftskammerviele Berührungspunkte mit unserer Arbeit gehabt. Auch sein Andenken wird in
unserer Mitte unvergeßlichbleiben. Ich bitte, mich zu ermächtigen, der Familie die Anteilnahme
des Landtages auszusprechenund, da es unmöglichist, bei der morgen stattfindendenBeisetzungso
vertreten zu sein, wie wir es wohl wünschen möchten, bitte ich, den stellvertretendenVorsitzenden
des Landtages, Herrn Lensing, der ohnehin an der Beerdigung teilnimmt, auch zu beauftragen, die
Anteilnahme des Landtages der Familie auszusprecheu.

Meine Dameu uud Herren! Sie haben sich zum ehrenden Andenken dreier Toter, die
dem Vaterland« und uns viel bedeuteten, erhoben. Ich stelle dies mit Dank fest.

Wir haben sodann die Wahl von 4 Schriftführern vorzunehmen, Im letzten Provinzial-
landtage waren als Schriftführer tätig die Herren AbgeordnetenElfes, Hauck,von Stednmn und
Meyers. Werden Vorschlägegemacht?

Abgeordneter Mönnig: Ich beantrage Wiederwahl der sämtlichen vier Herren, und
zwar durch Inrnf.
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Vorsitzender Dr. Iarres: Es ist vorgeschlagendie Wiederwahl der sämtlichen vier
Herren vorzunehmen. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Ich stelle die Wiederwahlder Herren
fest und danke den bisherigen Herren Schriftführern.

Darf ich die Herren Abgeordneten Elfes und Hauck bitten, hier neben mir Platz zu
nehmen? (Geschieht.)

Ich habe sodann dem Herrn Landtagskommissarmitzuteilen, daß der Provinziallandtag
sich gesetzlich konstituierthat.

Sodann folgende Mitteilung: Der Ortsdelcgierte des Kommandos der Kontrollstelleder
deutschen Verwaltung iu Düsseldorf hat mitgeteilt, daß die Tagung des Provinziallandtages mit
dem Vorbehalt genehmigt werde, daß keine Reden gehalten oder Angelegenheitenerörtert werden,
die dazu angetan sind, die Würde oder die Sicherheit der Besatzungstruppenzu gefährden.

Sodann hat der Herr Staatskommissar mitgeteilt, daß er den Herrn Regierungsassesfor
Dr. Schunckals seinen Kommissar zu den Sitzungen des Provinziallandtages und der von diesem
zur Vorbemtung seiner Beschlüsse gewählten Kommissionenanmelde.

Seit unserer letzten Tagung sind die Herren AbgeordnetenBrücker in Hönnepel und Iansen
in Köln-Bickendorfinfolge Mandatsniederlegung aus dem Provinziallandtage ausgeschieden. Nach
den Wahlvorschlägensind die AbgeordnetenZimmermann in Hamborn und Müller zu Scheurenhof,
Kreis Wipperfürth, an Stelle der Ausgeschiedenenin das Haus neu eingetreten. Ich nehme an,
daß Herr Iimmermann uud Herr Müller hier anwesendsind. (Zustimmung.) Das ist der Fäll.
Dann darf ich im Namen des Landtages die neu eingetretenenKollegen herzlichst willkommen heißen.

Dem Hause ist bekannt, daß der 61. Provinziallandtag in seiner Sitzung vom 18. Juli
v. I. den Einspruch der deutsch-demokratische» Partei im WahlkreiseDuisburg-Crefeld gegen die
Feststellungdes Provinzial-Wahlleiters, daß bei den Wahlen zum Provinziallandtage vom 20. Februar
1921 im RegierungsbezirkDüsseldorf die Bewerber der deutsch-demokratischen Partei Stcinmeyer,
Dinger und Dr. Haitmaim als gewählt zu betrachtenseien, abgelehnt hat. Die gegen diesen ableh¬
nenden Beschlußerhobene Klage hat das Oberverwaltungsgerichtin seiner Sitzung vom 2. Mai d. I.
abgewiesen.

Ich haVe dann mitzuteilen, daß die Herren AbgeordnetenKnab und Melich zur Fraktion
der Unabhängigen sozialdemokratischen Partei übergetreten sind, und daß Herr AbgeordneterKlinck-
müller zur Fraktion der Mehrheitssozialdemokratieübergetreten ist. Sie finden eine Zusammen¬
stellung über die jetzige Zusammensetzungdes Hauses auf Ihren Plätzen. Die eingetretenenVer¬
änderungen find darin berücksichtigt.

Nach den mir bisher zugegangenenMitteilungen find die AbgeordnetenKühler in Wetzlar,
Wühler in Düfseldorf, Servais in Aachen und Melich in Köln verhindert, an der Sitzung teilzu¬
nehmen. Außerdem entschuldigtsich jetzt Herr Johann Effert. (Zurufe: Und Hagen-Köln, Effcr-
Euskirchenund Heß. Abg. Mönnig: Effer-Euskirchenfür heute!)

Sie haben die in dem Ihnen zugegangenenVorlagenverzeichnisunter laufender Nummer
53 und 56 aufgeführten Drucksachen 29 und 30 heute auf Ihren Plätzen vorgefunden. Es ist
noch eine Reihe von weiteren Vorlagen inzwischeneingegangen. Ich verweise dieserhalb auf den
Nachtrag zum Verzeichnis der Landtagsvorlagen, das mit den zugehörigen Drucksachen ebenfalls
verteilt worden ist. Sodann habe ich Ihnen von folgenden Eingängen Mitteilung zu machen:

Anträge der U. S. P.-Fraktion.
1. Interpellation:

„Die Fraktion der U. S. P. zweifelt die Rechtsgültigkeitder vom Provinzialausschuß
dem Provinziallandtage zugestellten Vorlagen an. weil
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1. das Mitglied des ProvinzialausfchufsesKnab zu den letzten Sitzungen des Provinzial-
ausschusses nicht eingeladen worden ist, obwohl Knab durch Entscheidungdes Bezirks¬
ausschusses Düsseldorf vom 19. Mai 1922 in Sachen des gegen ihn eingeleiteten
Disziplinarverfahrens freigesprochenworden ist und zum mindesten von diesem Tage
an als rechtmäßiges Mitglied des Provinzialausschussesverpflichtetund berechtigt ist,
an allen Provinzialausschußsitzungenteilzunehmen;

2. der jetzige Provinzialausschuß nach einem Wahlmodus, der nicht dem Verhältnis¬
wahlsystementspricht,zusammengesetzt ist.

Wir beantragen deshalb, die sämtlichen Vorlagen an einen ordnungsmäßig gewählten und
geladenenProvinzialausschuß zurückzuverweisen zur nochmaligen Beratung und Beschlußfassung
und diese Interpellation als ersten Punkt der Tagesordnung in der ersten Sitzung des Pro-
vinzillllllndtllgeszu beraten."

Zweiter Antrag:
„1. Die Versteigerungdes Obstes an den Provinzialstraßen muß die gesamte Obsternte erfassen.
2. Bei der Versteigerungmuß der arbeitendenBevölkerung in erster Linie Rechnung getragen

werden. Im Interesse der Volksernährung darf Zwischenhändlernund Wucherern kein
Zuschlag erteilt werden.

3. Für die Versteigerungwerden im Sinne von Punkt 1 und 2 Richtlinien vom Prouinzial-
landtage aufgestellt."

Dritter Antrag:
„Die in den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten usw. befindlichen Pfleglinge, die

Arbeitsdienst verrichten (Arbeitskranke), erhalten die gleiche Verpflegung wie die übrigen, sich
im freien Arbeitsverhältnis befindlichenPersonen der betreffendenAnstalt."

Vierter Antrag:
„Die Fraktion der U, S. P. beantragt: Bei Beschwerden in Sachen der Fürsorge¬

erziehung ist bei der Untersuchung das beschwerdeführende Mitglied der Kommissionhinzu«
zuziehen." »

Fünfter Antrag:
„Der Provinziallandtllg wolle beschließen:

1. Allen Mitgliedern des Provinziallandtages ist ein mit Lichtbild versehener Ausweis aus¬
zuhändigen.

2. Alle Mitglieder des Provinziallandtages besitzen das Recht zum Besuch der Provinzial-
anstalten.

3. Den Mitgliedern des Provinzialausschussesist ebenfalls ein mit Lichtbild versehener Aus¬
weis auszuhändigen."

Sechster Antrag:
„Aus allen Diensträumen der Provinzialverwaltung und Anstalten sind sämtliche

monarchistischen Abzeichen(Bilder, Büsten u. dergl.) zu entfernen." (Sehr richtig! links.)

Siebter Antrag:
„Der Provinziallandtag wählt eine Kommissionauf die Dauer von zwei Jahren,

in der die Fraktionen des Provinziallandtages entfprechendihrer Stärke vertreten find.
Diese Kommission wird bevollmächtigt,die vom Reichspräsidenten erlassene Notverordnung
bezw. das Reichsgesetz zum Schutze der Republik sinngemäß für die Provinzialverwaltung
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zur Durchführung zu bringen, insbesonderedie Säuberung der Verwaltung von reaktionären
Beamten usw. vorzunehmen."

Achte Entschließung:
„Alljährlich stellt die Provinzialverwaltung namhafte Mittel für die landwirtschaft¬

lichen Schulen und Versuchsstationender Provinz bereit. Die Fraktion der U, S. P. aner¬
kennt das Wertvolle der Bildungsbestrebungen,drückt jedoch ihr Befremden darüber aus, daß
nicht auch dieselbenSummen für die Zwecke der Arbeiterbildung eingesetzt werden.

Sie fordert daher:
Provinziallandtllg wolle beschließen, daß mindestensdieselben Summen, die für landwirtschaft¬
liche Bildungszweckebereitgestellt werden, auch für Arbeiterbildungszweckein den Etat ein¬
gesetzt und den schon bestehenden und noch zu errichtendenAnstalten überwiesenwerden."

Ferner ein Antrag der Fraktion der K. P. D.:
„Der Provinziallandtllg wolle beschließen:

1. Aus allen Anstalten und Verwaltungsräumen der Provinzialverwaltung müssen sämtliche
monarchistischen Symbole entfernt werden.

2. Beamte, denen nachgewiesen wird, daß sie monarchistifchen Bestrebungen huldigen, sind
zu entlassen,

3. Der Provinziallandtllg wählt eine Kommission, welche darüber zu wachen hat, daß dem
Antrage entsprechend gehandelt wird."

Meine Damen und Herren! Wir müssenuns über die geschäftsordnungsmäßigeBehand¬
lung dieser Anträge entscheiden. Wenn ich einen Vorschlag machen darf, so würde ich vorschlagen,
die erste Interpellation bezüglich der Rechtsgültigkeit der Beschlüsse des Provinzialausschussesder
Geschäftsordnungskommifsionzu überweisen, den Antrag wegen der Versteigerung des Obstes dem
FachausschußIII, weil er bei den Etatsberatungen dort jedenfalls zur Sprache kommen wird, den
dritten Antrag über die Arbeitskmnkendem FachausschußII d, den vierten Antrag über die Für-
sorgeerziehungsbeschwerden dem FachausschußII»,, den fünften Antrag wegen des Besuches und des
Ausweises bei Besuchenin Provinzinlanstalten dem FachausschußI, dasselbe bei dem sechsten und
siebten Antrage, betreffenddie monarchistischen Abzeichen und die Einsetzungeiner Kommission,und
ebenfalls dem FachausschußI die Entschließungbezüglich der Unterstützung von Arbeiterbildungs¬
zwecken. Dasselbe würde von dem dem Sinne nach mit Antrag 6 und ? in gleicherRichtung
gehenden Antrage der Fraktion der K. P. D. gelten, der auch dem Fachausschuß I zu überweisen wäre.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Hoffmann.
Abgeordneter Hoffmann (zur Geschäftsordnung): Meine Damen And Herren! Dem

ersten Vorschlage des Herrn Vorsitzenden bezüglich der Interpellation unserer Fraktion muß ich
widersprechen,da diese Interpellation jetzt vor dem Plenum des Provinziallandtages zur Erledi¬
gung kommen muß und nicht erst einer Kommissionüberwiesen werden kann. In dieser Inter¬
pellation werden die sämtlichenBeschlüsse des Provinzialausschussesangezweifelt, und es wird be¬
antragt, daß diese Vorlagen sämtlich einem ordnungsmäßig gewähltenProvinzialausschuß überwiesen
werden sollen. Aus diesen Gründen ist es notwendig, daß wir uns jetzt über diese Frage schlüssig
werden, zumal doch in dieser Interpellation gesagt ist, weshalb der Provinzialausschuß in dieser
Form gar nicht Beschlußkrafthatte. Es ist für uns eine Selbstverständlichkeit,daß wir den Pro¬
vinzialausschuß als eine parlamentarische Körperschaft ansehen. Von Ihnen, meine Damen und
Herren, wird er aber als eine beamtete Körperschaftmit Eidespflicht angesehen. Wir stehen nun
auf dem Standpunkt, daß eben, weil Sie diese Körperschaftals eine beamtete ansehen, sie anch so

2
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zusammengesetzt sein muß, wie es hierfür Voraussetzungist. Aus diesen Gründen muß eben alles
angezweifeltwerden, was dieser Ausschuß in dieser Zusammensetzungbeschlossen hat, weil einmal
ein Mitglied nicht geladen worden ist, das rechtmäßig dazu geladen werden mußte, und weil der
Ausschuß zum andern nicht dem Verhältniswahlsystem entspricht, nach dem er doch eigentlich
zusammengesetzt sein müßte, also die richtigen Voraussetzungendafür doch fehlen.

Aus diesen Erwägungen heraus bitte ich Sie, jetzt zu der von uns eingereichten Inter¬
pellation Stellung zu nehmen.

Vorsitzender Vi>. Iarres: Herr Abgeordneter Haas hat das Wort.
Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren! Ich würde den Vorschlagmachen, die

Angelegenheit Knab, die gleichzeitig mit der Ungültigkeitserklärungsämtlicher Anträge des Provinzial-
ausschusses verbunden ist, nach einer Pause, die wir jetzt beschließen können,direkt als ersten Gegen¬
stand zu verhandeln, alle übrigen Anträge, sowie auch die Anträge des Provinzialausschussesjetzt nicht
vorweg an die einzelnen Fachkommissionen zu überweisen,sondern sie erst mit zur Generaldebatte des
Etats zu stellen, um dann den Beschluß über die Ueberweisungan die Fachausschüsse erst morgen
zu fassen. Wenn Sie jetzt beschließen, würde der eine oder andere Antrag ja doch beim Etat be¬
sprochen werden. Geschäftsordnungsmäßigwürde es aber richtig sein, erst nachher zu beschließen.

Ich mache aus den vorgebrachtenGründen den Vorschlag — das war auch heute morgen
schon im Aeltestenrat verabredet —, eine Pause bis 2 Uhr, also drei Viertelstunden Pause, ein¬
treten zu lassen, um daun als ersten Punkt den Antrag der Unabhängigen Partei über den Fall
Knab und die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Beschlüsse des Provinzialausschusseszu behandeln.

Vorsitzender v?. Zaires: Geschäftsordnungsmäßig habe ich gar keine Bedenken, die
übrigen Anträge erst den Fachausschüssenzu überweisen, wenn morgen die allgemeineAussprache
zum Etat erfolgt ist. Ich glaube, wir würden sonst diese Gegenständedoch dort beraten. Was
die Interpellation zum Falle Knab angeht, so möchte ich doch bitten, die Geschäftsordnungheute
nachmittag zunächst zu erledigen, weil der Herr Referent heute nachmittag verhindert ist, in den
späten Stunden noch teilzuuehmeu, und wir doch sein Referat haben müssen. Das hat auch keine
Bedenkenvon dem Gesichtspunktedes Herrn Haas ans, weil hier ja nicht eine Vorlage des Pro¬
vinzialausschussesvorliegt, sondern ein Vorschlag der eigens gebildetenGeschäftsordnungskommission.
Wenn Sie damit einverstanden sind und kein Widerspruch sich erhebt, so schlage ich vor, die
Interpellation 1 der U. S. P. heute nachmittag nach der Erledigung der neuen Geschäftsordnung
zu besprechen nnd die übrigen Anträge bezüglich ihrer geschäftlichen Behandlung zurückzustellen, bis
morgen die Aussprache zum Haushaltsplan erfolgt ist.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Bamberger.
Abgeordneter Bamberger: Wir erklären uns mit diesem Plan einverstanden. Wir ver¬

langen aber ganz bestimmt, daß der Fall Knab und die Sache der Ungültigkeitserklärungder Be¬
schlüsse des Provinzialausschusseshier heute nachmittag noch besprochen wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das ist damit beschlossen.Ich stelle Ihr Einverständnis fest.
Meine Damen und Herren! Die Bildung der Kommifsionen ist heute morgen im

Aeltestenrat besprochen worden, und es ist vorgeschlagenworden, Ihnen zu empfehlen, die Kom¬
missionen mit 15 Mitgliedern bestehenzu lassen, wie es auch die neue Geschiiftsordnuugvorsieht,
und zwar 5 Fachausschüsse einen Wahlprüfungsausschuß und den Geschäftsordnungsausschuß. Da¬
neben würde der Aeltestenrat zu bilden sein. Die Verteilung der Sitze in den Ausschüssen auf die
Fraktionen würde wie folgt zu machen sein: Bei den 15er-Ausschttssenbekommt die Zentrums¬
fraktion 7, die Arbeitsgemeinschaft4, die S. P. D. und die U. S. P. zusammen 3 Sitze —
die beiden Fraktionen wollen sich darüber verständigen— und die Kommunistische Fraktion 1 Sitz.
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Im Aeltestenrat würde an sich nach dem Verhältnismaßstabedas Zentrum 6, die Arbeits¬
gemeinschaft 3, die S. P. D. 2 Sitze erhalten. Es würden also die Unabhängige Fraktion und
die Kommunistische Fraktion keinen Sitz im Aeltestenrat haben und nur mit beratender Stimme
zuzuziehensein. Es ist eine Verständigung im Aeltestenrat dahin erfolgt — die hoffentlichauch
die Zustimmung der beteiligtenFraktionen gefundenhat —, wonach das Zentrum und die Arbeits¬
gemeinschaft je auf einen Sitz verzichtenund diesen der U. S. P. und der Kommunistischen Fraktion
abtreten. Der Aeltestenrat würde danach wie folgt zusammengesetzt sein: Zentrum 5, Arbeits«
gemeinschaft 2, S. P. D. 2, U, S, P. 1 und Kommunisten1. Daneben hat der Vorsitzendedes
Landtages noch einen Sitz mit beratender Stimme im Aeltestenrat.

Ich möchte die Fraktionen nun bitten, dem Landtagsbüro sobald wie möglich die Mit¬
glieder mitzuteilen, welche in die einzelnenAusschüsse, einschließlich des Aeltestenrates, abgeordnet
werden. Ich darf bitten, das bis heute abend noch vorzunehmen.

Es hat dann die Stadt Düsseldorf die Mitglieder des Provinziallandtages auf Mittwoch
abend in das Apollotheater zur Aufführung von „Charlens Tante" und auf Donnerstag abend zur
Freilichtbühne zur Aufführung der „Iphigenie" von Goethe eingeladen. Daneben lädt der Abge¬
ordnete Steinmeyer auf Donnerstag nachmittag Zur Besichtigung der Schulgartenanlagen, in Ver¬
bindung mit dem Besuch der Freilichtbühne,ein. Die Eintrittskarten sind im Landtagsbüro zu erhalten.

Wegen der Veranstaltung eines zwanglosenZusammenseins morgen abend V28 Uhr hier
mit der Provinzialverwaltung wird von den Mitgliedern des Aeltestenrates den einzelnen Fraktionen
Mitteilung zugehen. Ich bitte, die Anmeldungendazu bis morgen früh um 11 Uhr vorzunehmen.

Die Räume, in denen die Ausschußsitzungen stattfinden, sind an der schwarzen Tafel am
Treppenaufgang zum Sitzungssaal angegeben und mich äußerlich durch Schilder kenntlich gemacht.

Ich schlage nunmehr vor, folgendegeschäftliche Behandlung eintreten zu lassen: Jetzt eine
Pause bis 2 Uhr. (Widerspruch. AbgeordneterWallraf: 2 Uhr 15!) Also pünktlich2 Uhr 10
wird hier begonnen, ohne Nachsicht, wenn die Herrschaften damit einverstanden sind. (Rufe: V23 Uhr!)
Meine Damen und Herren, das wird zu spät, weil mehrere Herren heute nachmittag verhindert
sind, speziell auch der Referent zur Geschäftsordnung. Es ist doch sicher erwünscht,daß wir die
Geschäftsordnung zunächst erledigen. Deshalb bitte ich um die Rücksichtnahme,die Zeit genau
einzuhalten und sich um 2 Uhr 10 hier einzufinden.

Die Tagesordnung lautet:
1. Bericht und Antrag der Kommissionzur Vorberatuug einer neuen Geschäftsordnung. Bericht¬

erstatter: Herr AbgeordneterAdams.
2. Vurberichtzum Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung und zu den zu ihm gehörenden

Haushaltsplänen der einzelnenVerwaltungszweigeund Anstalten
und

Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr 1922.
3. Bericht des Provinzialausfchussesüber die Ergebnisseder Provinzialverwaltung für das Rech¬

nungsjahr 1920. Berichterstattei zu 2 und 3: Der Herr Landeshauptmann.
Endlich:

Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der eingegangenenVorlagen.
Dazwifchen wird eingeschobendie Interpellation der UnabhängigensozialdemokratischenFraktion.

Ich stelle fest, daß Einwendungen gegen diefe gefchäftliche Behandlung sich nicht ergeben
und vertage hiermit die Verhandlung auf 2 Uhr 10 Minuten.

(Schluß der Sitzung 1 Uhr 25 Minuten.)
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Zweite Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Montag, den 10. Juli 1922.

(Beginn 2 Uhr 20 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Bericht und Antrag der Kommissionzur Beratung einer neuen Geschäftsordnung für den

Provinziallandtag.
3. Interpellation der N. S. P.-Fraktion, betreffend die Rechtsgültigkeit der vom Provinzial-

ausschuß dem Provinziallandtage zugestelltenVorlagen.
4. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung und zu den zu ihm ge¬

hörenden Haushaltsplänen der einzelnenVerwaltungszweigeund Anstalten
und

Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr 1922.
5. Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für das

Rechnungsjahr 1920.
6. Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der eingegangenenVorlagen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist eröffnet. Wir kommen zu Punkt 2 der
Tagesordnung:

Bericht und Antrag der Kommission zur Beratung einer neuen Geschäfts¬
ordnung für den Provinziallandtag.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Adams. «
Abgeordneter Adams: Meine Damen und Herren! Die Geschäftsordnungskommission

hat entsprechend dem Auftrage, der ihr von dem 61. Provinziallandtage erteilt wurde, die Geschäfts¬
ordnung und die dazu gestellten Anträge einer eingehenden Besprechungunterzogen. Das Ergebnis
liegt Ihnen in Drucksache Nr. 32 vor. Die allgemeinenGesichtspunkte,von denen bei Aufstellung
der Geschäftsordnungausgegangenworden ist, habe ich bereits im vorvorigenProvinziallandtage vor¬
getragen. Ich darf darauf Bezug nehmen und mich darauf beschränken, diejenigenBestimmungen
kurz zu erwähnen, die zu widersprechenden Anträgen Anlaß gegeben huben.

Der Kommissionlagen eine Anzahl Anträge zu den einzelnen Paragraphen vor. Zu ß 1
lag zunächst ein Antrag der U. S. P. vor, der vorschlug,die Benennung des Staatskommissars in
diesem Paragraphen auszuschalten, vielmehr zu sagen: „Nach Eröffnung der ersten Tagung nach
der Neuwahl tritt der Provinziallandtag unter dem Vorsitz des ältestenAnwesendender Mitglieder
zusammen,der das Amt des Präsidenten zu übernehmenbereit ist."

Die Kommissionhat mit großer Mehrheit beschlossen, es bei der im Entwurf enthaltenen
Fassung zu belassen.

Einen viel weitergehenden Antrag hat die Fraktion der Kommunistischen Partei gestellt;
sie hat beantragt:

„Der Provinziallandtag wird durch den Vorsitzendendes Provinzialausschusseseinberufen
1. auf Verlangen des Provinzialausschusses,
2. wenn V° der Mitglieder des Provinziallandtages dies verlangt,
3. auf Verlangen der Staatslegierung."



63. RheinischerProv inziallandtag, 2 . Sitzun g am 10. Juli 1922.___________13

Das ist ein Vorschlag,der der Provinzialordnung direkt widerspricht. Einstweilenerfolgt
die Berufung des Prooinziallandtages noch durch die Staatsregierung, und wir können über diese
gesetzliche Bestimmung selbstverständlich nicht hinweggehen. Deshalb ist dieser Antrag auch mit
großer Mehrheit in der Kommissionabgelehnt worden.

Zu 8 2 hatte die Fraktion der U. S. P. beantragt, die Worte „im übrigen gelten für
die Wahl der Vorsitzenden die Vorschriftendes der Provinzial-GeschaftsordnungbeigefügtenWahl«
reglements" zu streichen und hinzuzufügen: „Die so gewählten Vorsitzenden und die beiden stellver¬
tretenden Vorsitzendenbilden den Vorstand; er wird zu Beginn jeder Tagung gewählt und setzt
sein Amt fort bis zur nächsten Tagung, wo er von dem dann zu wählenden Alterspräsidenten
abgelöst wird."

Auch mit diesem Antrage hat sich der Ausschuh nicht einverstandenerklärt, es vielmehr
bei dem vorliegendenWortlaute belassen.

Bei § 5 „Aeltestenrat" lag ein Antrag der U. S. P. vor, anstatt 11 Mitglieder dem
Aeltestenrate 1b Mitglieder zu geben und dabei weiter zu sagen, daß jede Fraktion mindestensein
Mitglied haben muß. Die Kommissionwar der Ansicht, daß der Aeltestenrat nicht zu groß sein
dürfe, weil er oft schnell zusammengerufenwerden und dann möglichst schnell arbeitsfähig sein muß.
Wir haben es daher bei 11 Mitgliedern belassen.

Daß jede Fraktion ein Mitglied bekommt, ist, wenn man die Fraktionen mit 5 Mitglie«
dern anerkennenwill, nicht möglich, denn dann würde der Aeltestenausschußso groß werden, daß
er nicht mehr arbeitsfähig wäre. Die Kommissionhat es bei 11 Mitgliedern belassen. Es ist
aber die Bestimmung getroffen worden, daß, wenn auf eine Fraktion ein Mitglied nicht entfällt,
sie ein Mitglied mit beratender Stimme entsenden kann.

Wie der Herr Vorsitzendemitgeteilt hat, ist Hn der heutigen Sitzung ein Abkommenge-
troffen worden, wonach sowohl die Zentrumsfraktion wie die Arbeitsgemeinschaftauf je einen Sitz
verzichtethaben, fo daß tatsächlichalle Fraktionen im Aeltestenrat vertreten sind.

Weiter waren ähnliche Einwendungen bei ß 10 gemacht worden. Auch hier war vor¬
geschlagen worden, daß eine Bestimmung getroffen werden müfse, daß jede Fraktion einen Sitz
in allen Kommissionen habe. Auch das läßt sich nicht durchführen,sonst würden die Kommissionen
zu groß werden. Es ist auch hier der Satz beigefügt und gebilligt: „Die Fraktionen sind be¬
rechtigt, ein Mitglied mit beratender Stimme zu entsenden." Es ist dadurch jeder Fraktion die
Möglichkeitgegeben, ihre Anschauungin der Kommissiongeltend zu machen und über den Ver¬
lauf der Beratung iu den Kommissionenorientiert zu werden.

Bei § 11 war von selten der U. S. P. vorgebracht, daß die Vorlagen für den Provin-
zialausschuß tunlichst zeitig, der Haushaltungsplan mindestens 14 Tage vor Beginn der Tagung
gedruckt vorliegenmüsse. Die Kommissionen waren sich darüber einig, daß es ganz selbstverständlich
Pflicht des Landeshauptmannes, des Provinzialausschussesund der Staatsregierung ist, alle Vor¬
lagen so zeitig zu bringen, daß sie vor Eröffnung des Landtages genügendfrüh an die Abgeord¬
neten versandt werden können. Man war aber der Meinung, daß namentlich unter den gegen¬
wärtigen Verhältnissen, wo der Provinziallandtag für seine Tagung an die Genehmigung aller
möglichen anderen Stellen gebundenist, es nicht richtig ist, feste Termine zu setzen, weil möglicher¬
weise die Verhandlungen dadurch gestört werden können. Man hat sich daher auf die Fassung
geeinigt, wie sie jetzt ist. § 11 sagt, daß alle Vorlagen den Abgeordneten zeitig, möglichstvor
Eröffnung des Landtages gedruckt zuzusendensind.

Weiter ist in dem Paragraphen gesagt, daß von sonstigen Eingaben, Anträgen usw. der
Vorsitzendevor Eröffnung des Landtages Mitteilung macht, und daß er bestimmt, ob sie durch



14 63. RheinischerProvinziallandtag, 2. Sitzung am 10. Juli 1922.___________

Abdruck zur Kenntnis der Abgeordneten gebracht werden sollen. Hier war seitens der U. S. P.
beantragt, daß nicht der Vorsitzende,sondern der Provinziallandtag bestimmen soll, ob die Vor¬
lagen gedruckt werden sollen. Es scheint aber richtiger zu sein, dies dem Vorsitzenden zu überlassen,
ob er die Vorlagen gedruckt vorlegen will. Der Landtag hat es dann immer in der Hand, zu
verlangen, daß sie ihm gedruckt vorgelegtweiden. Es ist nicht angängig, daß man jede, manchmal
recht umfangreicheGingabe drucken läßt, das würde Geld kosten, andererseits aber auch die Ver¬
handlungen stark hinausschiebenkönnen.

In Punkt 13, wo es heißt: „Der Haushaltsplan und die Einzelhaushaltspläne werden
in der Regel in der Vollsitzung des Provinziallandtages zusammenbesprochen und dann den zustän¬
digen Fachausschüssen überwiesen", war beantragt worden, die Worte „in der Regel" zu streichen.
Die Kommissionhat sich in ihrer großen Mehrheit dahin ausgesprochen,daß man nicht zu starre
Regeln in die Geschäftsordnungbringen soll, sondern sie so gestalten muß, daß sie den jeweiligen
Verhältnissen angepaßt werden kann. Sie hat daher die Worte „in der Regel" stehen lassen.

In ß 14, wo es heißt: „Die Tagesordnung wird den Abgeordneten durch Druck oder
Anschlagzur Kenntnis gebracht", hat die Fraktion der U. S. P. die Worte „oder durch Anschlag"
zu streichen beantragt. Die Kommissionhat in ihrer übergroßenMehrheit die Worte stehen lassen.
Selbstverständlichsoll in der Regel durch Druck die Tagesordnung mitgeteilt werden. Es kann
aber immer sein, daß eine Sitzung mit kurzer Frist berufen wird und dann muß der Anschlagge¬
nügen. Wir würde» z. B. die jetzige Sitzung gar nicht halten können, wenn die Tagesordnung
durch Druck mitgeteilt werden müßte, denn es läßt sich selbstverständlich in der halben Stunde, die
vor der Sitzung liegt, gar nicht ermöglichen,die Tagesordnung gedruckt vorzulegen.

Den Hauptteil der Diskussionnahm § 28 in Anspruch,der die Ordnungsvorschriftenent»
hält. Der Paragraph lautet: «

„Wenn ein Abgeordneter die Ordnung verletzt, ruft der Vorsitzende ihn mit Nennung des
Namens zur Ordnung. § 26 Absatz 2 findet entsprechende Anwendung."

Nun kommt der zweite Absatz: „Wenn ein Abgeordneter nach drei Ordnungsrufen die
Ordnung weiter verletzt oder durch fortgefetztenWiderstand die Verhandlungen empfindlich stört,
kann er auf Anfrage des Vorfitzenden mit Zustimmung des Aeltestenrates einen Tag von der
Sitzung ausgeschlossen werden."

Die U. S. P. und die Kommunistische Partei haben die Streichung dieses Absatzes 2 be¬
antragt und haben das damit begründet, daß man eine solche Bestimmung nicht aufzunehmen
brauche, weil bis jetzt solche Vorgänge, die die Bestimmung notwendig machen, noch nicht vorge¬
kommen sind, und weil man das Recht eines Abgeordneten, im Hause zu erscheinen,nicht auf¬
heben könne.

Was den ersten Punkt angeht, meine Damen und Herren, so hat die Geschäftsordnungs-
lommission in der ihr eigenen pflichtgemäßenHöflichkeit selbstverständlichangenommen, daß die
gegenwärtigenAbgeordneten alle von dem löblichen Willen beseelt sind, die Ordnung des Hauses
nicht zu verletzen und die Verhandlungen nicht zu stören. Aber auf der andern Seite hat sie sich
sagen müssen, daß das Temperament des Menschen wandelbar ist, und daß wir die Geschäfts¬
ordnung nicht für die gegenwärtigeZeit machen, fondern auch für die Zukunft, und daß man nie
sagen kann, ob nicht doch einmal Leute im Hause sein werden, die Heißsporne sind, und da schien
es ihr besser, den Brunnen zuzudecken, ehe das Kind hineingefallenist.

Was das Recht des Abgeordnetenangeht, hier im Hause zu erscheinen,so besteht dieses
Recht ganz zweifellos. Aber diesem Recht gegenübersteht das Recht der Gesamtheit der Abge.
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ordneten, hier ungestört tagen zu können. Und wenn ein Abgeordneter sich so weit vergißt, daß
sein Verhalten im Hause das Recht der übergroßen Mehrheit der Abgeordneten illusorischmacht,
dann muß er es sich gefallen lassen, daß dieses Recht auch einmal auf einen Tag aufgehobenwird.

Die Bestimmung in unserer Geschäftsordnungist so milde, wie in keinem anderen Parla¬
ment (Heiterkeit.), sie ist mit soviel Sicherheitsmaßregeln umgeben, daß wirklich eine Uebereilung
nicht vorkommen kann. Es muß eine Anfrage des Vorsitzenden erfolgen, dann die Zustimmung des
Aeltestenrateseingeholt werden, Sie können also ganz beruhigt sein. Die Kommissionhat sich mit
übergroßer Mehrheit dahin schlüssig gemacht, daß der Absatz 2 in der Geschäftsordnungaufrecht
erhalten bleiben soll.

Es lag dann noch eine Anzahl von minder wichtigen Anträgen vor. Teilweise ist diesen
Anträgen zur Geschäftsordnungin der Kommissionschon Rechnung getragen worden, teilweise hat
man es bei den Bestimmungenbelassen.

Besonders hervorheben will ich noch, daß der Antrag auf Schluß der Besprechungnach
der Geschäftsordnungauf Grund eines Kommissionsbeschlusses erst dann erfolgen darf, wenn jeder
Fraktion Gelegenheit gegeben war, das Wort zu nehmen.

Die Fassung, daß jede Fraktion gesprochen hat, ist absichtlich nicht getroffen worden, weil
eine Fraktion möglicherweife gar nicht zu einer Vorlage sprechen will. Es ist nur gesagt worden,
daß ihr die Gelegenheit gegebensein muß, das Wort zu ergreifen. Damit ist auch diefe Bestim¬
mung so gefaßt, daß ihr ruhig zugestimmtwerden kann.

Die Kommifsion beantragt demgemäß, die Geschäftsordnung in der vorliegendenForm
anzunehmen und sie bereits für die gegenwärtigeTagung gültig sein zu lassen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wird hierzu das Wort gewünscht?
Ich darf vorher mitteilen, daß zn §§ 1, 2, 3, 5, 11, 13, 14, 20, 26 und 28 Aenderungs¬

anträge von den Fraktionen der U. S. P. und K. P. gestellt worden find. Die Antragsteller werden
sie wohl selbst verlesen.

Das Wort hat Herr AbgeordneterHauck.
AbgeordneterHauck: Es ist nicht gerade angenehm, heute nochmals auf die bereits in

einer früheren Sitzung in dem vorigen Provmziallandtag bemängeltenBestimmungender Geschäfts¬
ordnung eingehen zu muffen. Aber in Anbetracht des Umstcmdes,daß doch eine Gefchäftsordnung
ein fo wichtigesInstrnment für ein Parlament ist, müssen wir uns doch unter allen Umständen
das Recht vorbehalten, die von uns als dringend notwendig erkannten Aenderungenauch hier zur
Annahme zu verhelfen, und ich hoffe, daß Sie sich doch noch in letzter Stuude zu einer anderen
Auffassungbemühenwerden, als wie dies hier zum Ausdruckgekommen ist durch die eben von dem
Berichterstatter verkündeten Beschlüsse der Kommission.

Zunächst einmal möchte ich darauf hinweisen,wenn wir der Reihenfolge der Paragraphen
Folge leisten wollen, daß der Herr Berichterstatter anläßlich des § 1 zu den Anträgen der U. S. P.
und der K. P. ausgeführt hat, daß diese Anträge bezw. der Antrag der Kommunistischen Partei
der Provinzialordnnng zuwiderlaufen. In unserem erneuten Antrage haben wir zum Teil die
Bestimmungenübernommen,die in dem kommunistischen Antrage enthalten gewesen sind, und zwar
aus Zweckmäßigkeitsgründen.Der Herr Berichterstatter hat ja ausgeführt zu 8 28, die Geschäfts,
ordnung folle etwas Dauerndes sein. Wenn dem schon so wäre, dann glaube ich, könnte man sich
dieser unserer Auffassung, die wir in unserem Antrage niederlegten,nicht verschließen (Sehr richtig!
links), denn die Provinzialordnnng in der heutigen Fassung wird doch nicht für die ganze Wahl-
dauer des Provinziallandtages bezw. der Tagung überhaupt bestehen bleiben können, denn die
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Provinzialordnung ist in so vielen Punkten durch die neuzeitliche Gesetzgebung derart überholt, daß
man bei jeder Bestimmung sich erst zweimal diese ansehen muß, ob sie nicht mit den jetzt geltenden
Rechtsbestimmungenin Widerspruchsteht. Also so ist die Anwendung der Provinzialordnung, und
wenn man sich bei der Ablehnung unserer Anträge auf diese Provinzialordnung beruft, dann muß
man doch wohl ziemlich vorsichtig sein, denn zunächst haben wir zu § 1 beantragt: „Zur ersten
Sitzung nach der Neuwahl tritt der Provinziallandtag unter dem Vorsitz des ältesten anwesenden
Abgeordnetenzusammen, der das Amt als Alterspräsident zu übernehmenbereit ist. Der Alters¬
präsident beruft die zwei jüngsten dazu bereiten Mitglieder als Schriftführer und bildet mit ihnen
den gemeinsamenVorstand, bis der gewählte Vorstand den Alterspräsidenten ablöst."

Als zweiten Absatz bitten wir hinzuzufügen:
„Der Provinziallandtag wird für die Folge vom Vorsitzendendes Provinziallandtages

berufen." Das sind also die folgenden Sitzungen, die dann von dem Vorsitzenden des Provinzial¬
landtages einberufen weiden sollen. Als weitere Bestimmung muß kommen: Er muß einbe¬
rufen werden

1. auf Befchluß des Provinzialausschufses,
2. wenn Vö der Abgeordnetendes Prooinziallandtages dies beantragt,
3. auf Verlangen der Staatsregierung.
Also, alle Möglichkeitensind erschöpft,die meiner Auffassung nach zur Einberufung des

Provinziallandtages notwendig wären. Also auch dem Rechte der Staatsregierung, den Provinzial¬
landtag zufammenzuhaben,ist in dieser AnschauungRechnung getragen, da die Staatsregierung
das Verlangen äußern kann an den jeweilig zuständigenPräsidenten oder Vorsitzendendes Pro¬
vinziallandtages.

Ich kann mir nicht denken, daß dem irgendwelche verfassungsrechtliche Bestimmungen ent¬
gegenstehen könnten, sondern im Gegenteil, meiner Auffassung nach ist der Provinziallandtag auf
Grund der neue» preußifchenVerfassungund des neuen preußischen Wahlgesetzesberufen. Er hat
also sich an diese Bestimmungen der Provinzialordnung meiner Auffassung nach nicht zu halten.
Das ist meine Auffassung. Wenn dem entgegen heute noch verfahren wird, so geschieht dies
nach meiner Auffassung entgegen diesen gesetzlichen Bestimmungenim Wahlgesetz,wie ich dies bereits
in der vorigen Sitzung des Provinziallandtages des näheren begründet habe. Ich bitte Sie also,
diese unsere Anschauunganzunehmen.

Des weiteren haben wir in logischer Konsequenzzum § 2 beantragt und beantragen, dies
selbstverständlich zur Abstimmung zu bringen, daß im Absatz 1 der letzte Satz: „Im übrigen usw."
zu streichen ist. Als neuer Satz ist dafür einzufügen: „Die so Gewählten bilden den Vorstand, er
wird zu Beginn jeder Tagung gewählt und setzt sein Amt bis zur nächsten Tagung fort, wo er
alsdann vom neuen Vorstand oder Alterspräsidenten abgelöst wird."

Damit ist die Möglichkeit,die Grundlage gegeben,daß der Vorsitzende oder der Vorstand
des Provinziallandtages seines Amtes auch nach der eigentlichen Schlußsitzungder jeweiligen Sitzungs¬
periode des Amtes fortzuwalten hat und dann die Rechte der Abgeordneten, die Rechte der
Provinzeinwohner so lange selbstverständlich zu vertreten hat, wie er dies glaubt aus eigener Macht
tun zu können, bis er sich schlüssig weiden muß, daß er die Verantwortung hierfür allein nicht
mehr tragen kann und infolgedessen dann den Beschluß auf Einberufung des Provinziallandtages
herbeiführen läßt.

Weiter zu § 5, wo es sich um die Iufammensetzungdes Aeltestenrates handelt. Wenn
die Ausführungen des Berichterstatters und damit die Ansicht der Mehrheit der Kommissionnach
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dieser Richtung maßgebend ist, daß nämlich der Aeltestenausschußnur dann arbeitsfähig, schnell
arbeitsfähig sein kann, wenn er möglichst klein gehalten wird, dann bitte, meine Damen und Herren,
dann nehmen Sie heute den von uns eingebrachtenAntrag an, der dahin lautet:

„Zur Beratung und Beschlußfassungüber gemeinsameAngelegenheiten,namentlich über
den Arbeitsplan, wird ein Aeltestenrat gebildet, der aus so viel Mitgliedern besteht, als ordnungs¬
gemäß Fraktionen vorhanden sind." Absatz 2 ist dann vollständigzu streichen.

Also der Aeltestenrat wird aus nicht mehr Mitgliedern bestehen, als Fraktionen vorhanden
sind, und ich glaube wohl, daß wir mit dieser Einrichtung sehr gut fahren können, denn endgültige,
entscheidende Beschlüsse kommen ja eigentlich dem Aeltestenrat gar nicht zu, sondern er bereitet in
der Hauptsache den Arbeitsplan vor. Er macht Vorschläge für den Provinziallandtag. Da ist
doch nichts logischer, als daß die sämtlichen Richtungen, welche im Provinziallandtage vertreten
sind, zunächst einmal in diesem Aeltestenrat gehört werden können, und wenn dies geschehen soll,
meine Damen und Herren, dann müssen selbstverständlich alle Fraktionen darin vertreten sein. Wir
haben in den Stadtverordneten-Parlamenten ja auch derartige interfraktionelleBesprechungenabge¬
halten, die ebenfalls die Aufgaben des Ältestenrates erfüllen, wie sie in unserer Geschäftsordnung
dem Aeltestenrat zugedacht sind. Also wenn man dieses Bild anwendet, daß die Kleinheit die
Arbeitsfähigkeitbedingt, dann bitte ich Sie, nehmen Sie unseren Antrag an und Sie haben diesen
Aeltestenrat so klein, wie er nur möglichst klein gestaltet werden kann. Sollten Sie sich aber
unserem Antrage nicht anschließen, dann müssen wir bitten, daß Sie sich schon entschließen, unseren
Eventulllantrag anzunehmen und die Zahl des Aeltestenratesauf 15 zu erweitern, damit ein Rechts¬
anspruch auch gegenüberden kleineren Fraktionen auf Vertretung im Aeltestenrat besteht.

Sie haben heute vormittag in der eisten Sitzung bereits gehört, daß nach Annahme
der Geschäftsordnung in der jetzigen Fassung im Provinziallandtag zwei Fraktionen vollständig
unuertreten bleiben und nur durch das loyale Entgegenkommender Ientrumspartei und der
Fraktion „Arbeitsgemeinschaft",die je einen Sitz abgetreten haben, die Möglichkeithaben, darin
vertreten zu sein. Sollen die KommunistischePartei und die Unabhängige Sozialdemolratische
Partei also von der Gnade und dem Wohlwollen dieser beiden Fraktionen im Aeltestenrat
geduldet sein?

Ich meine, etwas derart Unwürdiges können Sie doch tatsächlich einer so erheblichen
Minderheit nicht zumuten, sondern ich bitte Sie, dann schon tatsächlich diesem unseren Antrage zur
Annahme verhelfen zu wollen. Stimmen Sie ihm zu und ich glaube, es wird zu Nutz und
Frommen der Arbeiten des Provinziallandtages sein. Denn wir werden uns schließlich noch sehr
überlegen müssen, ob wir von unserer Fraktion derartige Gefälligkeitenannehmenkönnen oder ob
wir dann nicht lieber in der schärfsten Opposition gegenüberder so kompakten Mehrheit auftreten
wollen. (Sehr gut! links.)

Also, meine Damen und Herren, ohne den weiteren Verhandlungen vorgreifen zu wollen,
glaube ich doch sagen zu dürfen, daß Sie das Bestreben haben, ein gedeihliches Zusammenarbeiten
zu ermöglichen und deshalb diesen Antrag annehmen werden, in erster Linie unseren ersten Antrag
oder aber den Eventnalantrag.

Des weiteren, meine Damen und Herren, zu Punkt 11 der Geschäftsordnunghaben wir
einen erneuten Antrag gestellt, nicht die Wiederholung des ersten Antrages, der von dem Bericht¬
erstatter erwähnt worden ist; wir sind der Auffassung, daß dieser unser Antrag bisher eine
Mehrheit nicht hat finden können, möchten aber doch nicht die Entscheidung des Vorsitzenden
allein haben, der darüber zu bestimmen hat, ob eine Drucklegung erfolgen soll. Ich habe
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allerdings mit Befriedigung und einigermaßen mit Beruhigung Kenntnis genommen von der Er¬
klärung des Herrn Berichterstatters, der sagte, der Provinziallandtag könne ja trotzdem bei der
jeweiligen Einbringung von Eingaben darüber entscheiden,ob die Drucklegungder Eingaben und
Anträge erfolgen soll. Hierzu möchte ich bemerken, wenn dies Verhältnis als Kommentar zur
Geschäftsordnungzu dem § 11 ausdrücklich aufgenommenwerden soll, meine Damen und Herren,
dann würde es allerdings für die Handhabung dieses Paragraphen richtig sein, dann könnte die
Fassung eveutl. bestehen bleiben, aber sie müßte als ausdrücklicher Kommentar gelten, der nimmer¬
mehr anders gehandhabt werden dürfte. Dann sagen wir aber, wir haben aus der Erwägung
heraus, daß unser erster Antrag abgelehnt worden ist, beantragt, daß in dem § 11, 3, Zeile
hinter die Worte „in der Sitzung mit" gesetzt werden soll „der Aeltestenrat" und das Wort „er",
also der Vorsitzendegestrichenwerden soll, daß also der Aeltesteurat dann eventl. darüber zu
befinden habe, ob eine Drucklegung der vorliegenden Eingaben und Anträge erfolgen soll. Ich
glaube, daß sie diesem Antrage dann wohl zustimmenkönnten.

Ferner müssen wir den Antrag zu § 13 wiederhole«. Wir können nicht einschen, daß
damit irgendeine Beengung des Provinziallandtages eintreten könnte, wenn die von uns beantragte
Bemängelung in der Ungenanigkeitund Kautschukartigkeit gestrichenwird, nämlich daß es hier in § 13
heißt „Der Haupt-Haushaltsplan nnd die einzelneu Haushaltspläne werden in der Regel zunächst
in der Vollsitzungdes Provinziallandtages zusammen besprochen". Wir wünschen,daß die Worte
„in der Regel" gestrichen werden sollen, denn ich bin doch der Meinung, ein Hcmpt'Haushaltsplau
und die einzelneu Haushaltspläne, zum mindesten der Haupt-Haushaltsplan sind doch so wichtige
Gegenstände, die unbedingt zunächst einmal in einer allgemeinen Generaldebatte hier im Plenum
unter allen Umständen besprochen werden müssen, denn sonst ist es gar nicht möglichunserer Auf¬
fassung uach, daß dann die einzelnen Kommissionenirgendwelche Richtlinien für die Arbeiten haben,
wenn sie nicht vorher einmal die Meinung des Plenums über diese Hcmshaltspläue gehört haben.
Die Folge würde sonst sein, daß diese Generaldebatte, die Sie hier im Plenum zunächst pflegen
wollen, dann vor einem recht kleinen Kreise in den einzelnenKommissionenin fünffacher Auflage
hören müssen, in allen fünf Kommifsionen, Das würde schließlich die Konsequenzsein, wenn Sie
sich nicht entschließen wollen, diesen Haushaltsplan zunächstnnter allen Umständeneiner allgemeinen
Aussprachehier im Plenum zu unterziehen. Ich glaube, daß also schon Logik und Arbeitsfreudig-
keit Sie bestimmenmüßten, diese Worte „in der Regel" aus der Vorlage zu streichen. Sonst ist
es tatsächlichmöglich, daß man eben Willkürlichkeitschaffenwill, und Sie haben eben aus dem
Munde des Herrn Berichterstatters und heute morgen aus dem Munde des Vorsitzendenbei der
Eröffnung gehört, daß wir doch bisher bei sämtlichenParteien einschließlich der linken Opposition,
wenn auch in scharfer sachlicher Kritik, so doch in den Grenzen der parlamentarischen Ordnung
gearbeitet haben. Deshalb glaube ich umso mehr das Vertrauen in Sie setzen zu dürfen, daß Sie
unserem Antrage zustimmen, um nicht von vornherein aufkommen zu lassen, daß wir vermuten
müßten, daß Sie uns von dieser Arbeit wie bisher ausschließen wollen.

Diesem § 13 hatten wir ursprünglichzwei weitere Absätze hinzugefügt. Ich glaube aber
im Interesse der Sache, um eben nicht, wie Sie sagen, die Arbeiten über die Beratung dieser
Geschäftsordnung allzu umfangreich zu machen, zum mindestensaber den Absatz 5 hinzufügen zu
lassen, der lautet: „Die Beratung über einen Gegenstand darf erst am darauffolgenden Tage
erfolgen, nachdemdie Vorlage oder der Ausschnßantrag verteilt ist".

Meine Damen und Herren! Dieser Antrag ist für uns außerordentlich wichtig. Eine
Mehrheit eines Parlaments hat es ja sicher in der Hand, selbst zu bestimmen, ob über einen
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Antrag sofort verhandelt werden soll. Wenn diese kompakte Mehrheit sich über die Durchführung
von Anträgen schlüssig geworden ist, während dem bisher die Minderheit schließlich vollständig
ununterrichtetgegenüber derartigen Anträgen stehen kaun, dann würde das zur Folge haben, daß sich
die einzelnenFraktionen unter sich über die einzubringendenAnträge und die Tagesordnung noch
nicht verständigt haben können. Ich meine, es ist doch notwendig, da wir einmal im Zeitalter
der politischen Konstellation leben, daß man sich bei der Schassung einer Geschäftsordnungfür den
Provinziallandtag nicht noch von den Gesichtspunkten leiten läßt, die für die alte Ständeversammlung
die maßgebendegewesen ist, sondern man muß der politischen ZusammenstellungRechnung tragen.
Und wenn man dies will, muß man, wie gesagt, einer Fraktion die Möglichkeit geben, über alle
eingebrachten Anträge zunächst einmal unter sich selbst beraten zu können, um die Frage des Für und
Wider eines Antrags, eines Tagesordnuugspunktesauch erörtern zu können, ehe sie in die Oeffentlichkeit
uud hier in das Plenum tritt. Jede Fraktion muß ihre Ansicht zu den eingebrachtenAntragen
zunächst innerhalb ihrer eigenen Reihen und dann im Plenum erörtern können. Ans diesem
Grunde bitten wir, diese Bestimmung anzunehmen, um damit zu erreichen,daß wir vor Ueber-
raschungenund Uebervorteilungentatsächlich bewahrt bleiben können.

Zn Z 14 haben wir weiter erneut beantragt, die Worte in der 4. Zeile des Absatzes 1
„oder durch Anschlag" zu streichen und dafür zu setzen „12 Stunden vor der Sitzung". Ich bin
der Auffassung, daß dies ebenfalls in Konsequenzder Ausführungen, die ich zum Teil schon zu
§ 13 gemacht habe, liegt, daß diese Ausftthrungeu auch zur Begründung dieses Antrages mitdienen
müssen. Denn es ist wie gesagt im Laufe der Tagung und insbesondere anläßlich der letzten
Tagung im vorigen Sommer war es tatsächlich bei den Landtagstagen fast regelmäßig so, daß wir
erst am Morgen der Sitzung kurz zehn Minuten oder Vi Stunde vor Beginn der Sitzung die
Tagesordnung erfahren konnten, wo nns mitgeteilt worden ist, welche Punkte auf der Tagesordnung
stehen. Dann ist es selbstverständlich unmöglich,daß diese Tagesordnung zunächst von den einzelnen
Fraktionen besprochen werden kann. Wenn Sie dies aber für die Zukunft nicht wollen, dann ist
nichts anderes möglich, als hier eine strikte Vorschrift zu schassen, die es unmöglich macht, daß
derartige Ueberraschnngenkommen können, sondern daß jeder Fraktion die Möglichkeitgegebensein
muß, sich mit der Tagesordnung 'zunächsteinmal in der Fraktion beschäftigen zu können.

Weiter beantragen wir den Absatz 2 in der letzten Zeile „oder von der Tagesordnung
dieser Sitzung absetzen zu wollen" zu streichen, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil es doch
nicht für angängig gehalten werden kann, daß der Vorsitzendedas Recht haben soll, aus irgend¬
welchen Situationen, die sich nun aus dem Verlaufe der Tagung ergeben, einfach diesen oder jenen
Punkt von der Abstimmung ausschließenzu können und so auf die formell festgesetzteTagesordnung
einfach eine Absetzung vornehmenzu können, etwa ans dem Gesichtspunkteheraus, daß — ich will
damit unserem heutigen Vorsitzendendurchaus nicht zu nahe treten — aber ich sage, es können
Situationen kommen,daß der betreffendeVorsitzendesieht, daß ein Punkt der Tagesordnung, der
schließlich von seiner Fraktion, der er nun einmal angehört, auf die Tagesordnung gebracht wird,
zufällig keine genügendeMehrheit hier im Hause findet und er es dann einfach in der Hand hat,
die säumigen Abgeordneten, die die Sitzungen schwänzenkönnen, davor zu schützen, daß sie mit
ihrer Tagesordnuug einmal einen Reinfall erleiden können. Dieses Recht, in solchen Fällen einen
Punkt von der Tagesordnung absetzen zu können, kann nach unserer Auffassung nur dem Provinzial-
lnndtage selbst zustehen. Nur dieser kann eine einmal festgesetzte Tagesordnuug abändern, lediglich
der Provinziallandtag darf in dieser Beziehung autonom sein. Sollten Sie aber trotzdem darauf
bestehen,diese Bestimmuug stehen zu lassen, dann sagen wir allerdings, dieser Bestimmung einen

3*



20 63. RheinischerProvinziallauotag. 2. Sitzung am 10 . Juli 1922.

Zusatz beizufügen, „falls kein Widerspruch erfolgt". Ich meine, das würde der Parität, würde
insbesondereder Minderheit einen Schutz vor derartigen Handlungen bieten.

Weiter haben wir einen neuen Antrag zu H 20 der Geschäftsordnunggestellt. Wir bitten,
in die Zeile 3 hinter das Wort „Berichterstatter" einzufügen „die Mitglieder des Provinzial-
ausschusses". Wir gehen hierbei von dem Gedanken aus, daß durch den Berichterstatter des Pro¬
vinzialausschussesdoch in der Regel lediglichdie Beschlüsse verkündet werden, aber es kommen nicht
die Meinungen und insbesonderedie Minderheiten, die im Provinzialausschuß bei der Fassung der
Beschlüsse nicht zur Geltung gekommensind, nicht genügend zum Ausdruck. Aus diesem Grunde
sind wir, — wenn schön einer sehr großen Reihe von Teilnehmern des Hauses Gelegenheitgeboten
ist, in die Debatte eingreifen zu können, ohne daß sie dies im Rahmen der Geschäftsordnungals
Abgeordnete tun"—, der Auffassung, es müsse aber auch nicht mehr allein dem Vorsitzende»
des Provinzialausschusses das Recht zustehen, in die Debatte eingreifen zu können, fondern es
muß auch den übrigen Mitgliedern des Provinzialausschussesdieses Recht gegeben sein, jederzeit
mit in die Debatte eingreifen zu können. Ans diesem Grunde bitten wir, in diesen Paragraphen
die von uns beantragte Bestimmung einzufügen. Für den Fall, daß Sie dieser weitgehenden
Fassung — ohne weiteres gebe ich zu, daß es sich um eine solche handelt — nicht zustimmen,
haben wir einen Eventualantmg gestellt, dem § 20 folgende Fassung zu geben, also den ganzen
Paragraphen umzumodeln:

„Die Kommissareder Staatsregierung und die zu seiner Vertretung oder Unterstützung
anwesendenStaatsbeamten, der Landeshauptmann und die von ihm beauftragten Provinzial-
beamten, der Vorsitzendedes Provinzialausschusses, die mit der Vertretung der Vorlagen
von diesem beauftragten Berichterstatter müssen auf Verlangen jederzeitgehört werden. Sind
die Vorlagen des Provinzialausfchusses von diesem einstimmig beschlossen, so ist nur ein
Berichterstatter zu hören, im andern Falle muß der Minderheit Gelegenheit gegeben werden,
durch einen Berichterstatter ihre Auffassung zur Vorlage tlarzulegen".

Das ist also an und für sich eine Milderung gegenüber dem ersten Antrage, und wir
bitten Sie, falls Sie dem ersten Antrage nicht stattgeben, zum mindestendiefen Eventualantrag
anzunehmen.

Zu § 26 möchtenwir bemerken,daß wir einen Antrag nicht gestellt hätten, wenn nicht
die Geschäftsordnungskommissioneine wesentliche Verschlechterungdieser Bestimmung in der bis¬
herigen alten Form vorgenommen hätte. Ich erblickeeine Verschlechterunginsbesondere darin,
eigentlicheine Inkonsequenz, daß man hier nun einen Einspruch gegen einen Ordnungsruf zulassen
will, währenddem ein Redner, der lediglich zur Sache gerufen worden ist und glaubt, daß er zu
Unrecht zur Sache gerufen wurde, kein Recht haben soll, gegen diesen nach seiner Auffassung zu
Unrecht erteilten Ruf zur Sache Einspruch erheben zu können. Wenn Sie den weiteren Inhalt
der Geschäftsordnungnach diefer Richtung verfolgen, wissen Sie, daß hiermit die weitere Maß¬
nahme verknüpft ist, daß nach dreimaligem Ruf zur Sache durch Befragung des Haufes fofort
eine Entziehung des Wortes für den betreffenden Redner in gleicher Weise wie für den Ordnungsruf
stattfinden kann. Und da sage ich und sagen wir, daß gegen einen solchen zu Unrecht erteilten Ruf
zur Sache auch das Recht des Einspruchesbestehen muß. Dies war in der alten Fassung gewahrt,
aber durch die Ihnen jetzt vorgelegteFassung ist dieses Recht genommenworden. Ich bitte Sie
daher, die alte Fassung wieder herzustellen.

Dann, meine Damen und Herren, komme» wir, und das ist wohl die Kernfrage der
ganzen Geschäftsordnung selbst, zu dem § 28 der Geschäftsordnung, dem, ich möchte es brutal
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heraussagen, sogenanntenHausknechtsparagraphen(Sehr richtig, links.) Meine Damen und Herren!
Ich bitte Sie dringend, gerade in Anbetracht des bisherigen Verlaufs unserer Provinziallandtage
und auch des heutigen Provinziallandtages unter allen Umständen diesen Hausknechtsparagraphen,
besonders Abs. 2, zu streichen. Es entspricht nicht der Würde eines Provinziallandtages, wenn
Sie diese Bestimmung in die Geschäftsordnungaufnehmen. Ich bin sogar der Auffassung, daß
Sie hier eine Inkonsequenz begehen, die eigentlich schlimmernicht gedacht werden kann. Visher
berufen Sie sich und beruft sich die Mehrheit der Geschäftsordnungskommissionund auch der Herr
Berichterstatter darauf, daß die von uns gestellten Anträge der Provinzialordnnng zuwiderlaufen,
und ich wage zu behaupten, wenn Sie sich fchon auf diese Provinzialordnnng stützen wollen,
daß dieser Absatz 2 in striktem Widerspruch zu § 33 der Provinzialordnnng steht. Er spricht
lediglich von Entfernungen von Zuhörern aus dem Provinziallandtage, er sagt aber ausdrücklich
nichts davon, daß Abgeordnete ebenfalls aus dem Saal entfernt weiden können und von der
Sitzung ausgeschlossen werden dürfen. Also wenn schon die Provinzialordnnng die Richtschnurfür
Ihr Handeln und Ihre Beschlüsse für die Geschäftsordnunggewesenist, dann bitte bleiben Sie
mich nach dieser Richtung hin konsequent und lehnen Sie diese Bestimmung ab.

Ich meine, sonst muß man tatsächlichzu der Auffassung kommen, daß Sie nur dann
gewillt sind, die bisherigen gesetzlichenBestimmungender Provinzialordnnng anzuwenden,was Sie
uns zum Vorwurf machen, wenn es Ihnen in den Kram paßt, und ich glaube, dieses Odium
werdeu Sie nicht auf sich laden wollen. Aus diesem rein rechtlichenGrunde bitte ich, diese
Bestimmung abzulehnen, dafür unseren Antrag anzunehmen und die Streichung zu veranlassen.

Alles, was sonst noch der Provinziallandtag nach dieser Provinzialordnuug zu tun hätte,
ist in den folgendenBestimmungen nach § 33 geregelt, aber da finden Sie nicht, daß irgend ein
Provinziallandtag das Recht haben kann, Abgeordnetevon der Sitzung auszuschließen. Also auch
deshalb bitte ich Sie, das abzulehnen. ^

Weiter möchte ich noch ganz besondersaufmerksammachen. Man verfolgt auch hier ein
Prinzip, das ich nicht teilen kann. Man war sich auch ursprünglich bei der Fassung des ersten
Entwurfs ausdrücklich klar darüber, daß es einer derartigen Bestimmung nicht bedarf. Ich fehe in
dem ersten Entwurf, der hier dem Provinziallandtage zugegangen Ist, der auch der Geschäfts-
ordnuugskommissionzugegangen ist, daß er in seinem § 28 eine derartige Bestimmung nicht ent¬
halt, sondern da hat man sich damit begnügt, einfach zu sagen, wenn ein Abgeordneterdie Ord¬
nung verletzt, ruft ihn der Vorsitzende mit Nennung des Namens zur Ordnung. § 26, 2 findet
entsprechende Anwendnng, also mit den Folgen, die in § 26 festgesetzt sind. Aber von derartigen
Hllusknechtsbestimmungen,wie Ausschließungenvon Sitzungen ist hier nicht die Rede. Also ich
glaube auch nicht, daß irgendwie ein Anlaß vorgelegenhat, nnd wenigstens nach all dem, was
bisher gesagt worden ist, sowohl von dem heutigen Berichterstatter, wie auch von dem Herrn Vor¬
sitzenden des Provinziallandtages, daß in unserem Provinziallandtage nichts vorgekommenist, was
zu solchen polizeilichen Maßnahmen irgend welchen Anlaß geben könnte.

Der Herr Vorsitzende hat ja im Gegenteil ausdrücklich festgestellt, ich habe mir seine
Worte sehr wohlweislichsofort notiert, „bisher ist trotz aller Schärfe in der Debatte unsere Ver¬
handlung doch in parlamentarischenBahnen gewandelt". Dies war der Sinn, waren wohl mich
die Worte, die der Herr VorsitzendeDr. Iarres bei der Eröffnung des Provinziallandtages heute
geäußert hat. Also ist von dem bisherigen Provinziallandtage festgestellt, daß trotz sachlicher
Schärfe die Bahnen des parlamentarischen Anstandes nicht verlassen worden sind. Wo nimmt
man nun das Recht her, jetzt diese Bestimmung in die Geschäftsordnunghineinzubringen? Der
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Herr Berichterstatter, Abgeordneter Adams, sagte, ja, die Geschäftsordnung wird nicht nur für
kurze Zeit geschaffen, sondern sie soll ein dauerndes Werk sein. Hier möchte ich sagen, man argu¬
mentiert tatsächlich, wie es gerade trifft, denn bisher hat man immer gesagt, unsere Geschäfts¬
ordnung wird schließlich durch das zu erwartendeAutonomiegesetz, das Selbstaudigkeitsgesetz für die
Provinzen, doch wieder illusorisch werden, weil ja die Rechte des Provinziallandtages der
Provinzen überhaupt erweitert werden können, und wir dann selbstverständlich dieser Erweiterung
der Selbständigkeitder Provinzen und des Provinziallandtages in unserer Geschäftsordnungweiden
Ausdruckgeben müssen. Das war auch bisher die Argumentation, die man uns entgegengehalten
hat, wenn wir auf unserenAnträgen beharrten, und hier will man nun wieder argumentieren, nm
nun diese ominöseBestimmung des § 28 hineinbringen zu können, wir müßten damit rechnen,
daß eventnellzukünftigeProvinziallandtage anders zusammengesetzt sind, als der heutige Provinzial-
laudtag, der danu unartiger sein könnte, gegen den wir solche polizeilichen Vorschriften notwendig
hätten. (Zuruf: Ein Leutnant wird dann nichts mehr nützen.) Ist möglich!

Weiter sage ich aber: Es ist außerordentlich bezeichnend,daß gerade diese Bestimmung,
dieser Antrag für den Absatz 2 von einer Seite ausgegangen ist, von der man es am allerwenigsten
erwartet hätte, und zwar von demokratischer Seite. Der Herr AbgeordneteFalk war es, der den
Antrag stellte, diese Bestimmung aufzunehmen, nicht etwa um deswillen, weil sich hier im Pru-
vinziallandtag Ereignisseabgespielthaben, die eine solche Bestimmung notwendig machen, sondern
es handelt sich um Vorgänge, die sich irgendwo in anderen Parlamenten abgespielthaben sollen,
die wir aus eigener Kenntnis nicht wissen. Diese Vorgänge in anderen Parlamenten sollen dazu
dienen, nun eine Zuchtrute für den rheinischen Proviuziallaudtag zu schaffen. Meine Damen und
Herren! Einer solchen Logik (Zuruf: demokratische!), — uud mögeu Sie auch Demokratensein —,
tau« ich mich als ebenfalls Demokrat, als unabhängiger Sozialdemokrat, nicht aufchließen. Man
muß tatsächlich Gauuen, daß man derartige Logik hier im Provinziallandtag glaubt entwickeln zu
dürfen. Es wurde, das muß ich ausdrücklich hier sagen, diese Bestimmung als Schärfe gegen links
geschaffen (Sehr gut! links), und ich meine, wer Wind sät, wird Sturm einten. Sie werden es
nicht vermeidenkönnen, daß wir diesem Paragraphen die schärfste Obstruktion entgegensetzen, denn
wenn man ausdrücklicheinen solchen Strafparagraphen gegen uns, die Linke, schaffen will, dann
werden Sie es uns nicht verdenkenkönnen, wenn wir uns mit allen uus zu Gebote stehenden
Mitteln hiergegenwenden müssen. Gerade deshalb ersuche ich heute nochmals eindringlich, diese
Bestimmung abzulehnen, denn ich möchte insbesondereden Herrn Antragsteller daran erinnern, daß
heute diese Saboteure der Demokratie nicht links, sondern rechts sitzen. (Sehr gut!) Das haben
die politischen Vorgänge der letzten Zeit gelehrt, und ich meine, alle diejenigen, die wirklich auf
Demokratie halten wollen, muffen sich unseremAntrage anschließen und diese Bestimmung ablehnen,
lediglich schon aus dem Grunde, weil sie gegen links gerichtet ist, gegen diejenigen, welche heute
einmütig aufgestandensind zum Schutze der Republik, zum Schutze unseres Vaterlandes. Wenn
Sie sich dies vergegenwärtigen,dann bitte ich Sie eindringlich,dies zu beherzigenund die Bestim¬
mung abzulehnen. Ich meine, man kann einem Provinziallandtage doch nicht zumuten, daß er sich
dann in Zukunft vor Obstruktionsmaßuahmenbewahrt, oder daß sich Abgeordnetevor Obstruktion
hüten werden, weil ihnen wie einem unartigen Kinde nun der Knüppel in der Geschäftsordnung
gezeigt worden ist. Glauben Sie damit irgendeinen aufrechtenAbgeordnete:!von der Vertretung
seiner Rechte abhalten zu könuen? O nein, das kann ich nicht annehmen, daß Sie dies glauben
können, sondern wenn es gilt, die Rechte des Volkes, die Rechte der arbeitendenMasse zu wahren,
dann werden Sie uns auf dem Platze finden, dann werden wir uns au solche polizeilichen Bestim-



63, RheinischerProuinziallandtag, 2, Sitzung am 10. Juli 1922, 23

nnlngen nicht zu stören brauche», sondern dann werden wir ganz uubeschadet dessen scharfe Obstruk¬
tion treiben und werden auch Mittel und Wege finden, daß diese von diesem Hausknechtspara¬
graphen nicht erfaßt weiden. Damit werden Sie, wie gesagt, diese Obstruktion nicht ausschließen
können. Ich ersuche Sie deshalb nochmals in letzter Stunde, diese Bestimmung des § 28 abzu¬
lehnen, wenn Sie wirklich Gewicht darauf legen wollen, daß auch in Zukunft unsere Verhand¬
lungen sich in Bahnen bewegen,die von Ihnen selbst als Parlamentarischordnungsgemäßbezeichnet
worden sind. Ich bitte Sie also, nehmenSie mindestens diesen Antrag an, wenn Sie die übrigen
glauben ablehnenzu müssen, um nicht zu weitgehende Aenderungender vorliegendenGeschäftsordnung
vorzunehmen. Lehnen Sie diesen Paragraphen ab, um ein Zusammenarbeitenermöglichen zu können.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr AbgeordneteEsser, Oberhausen,
AbgeordneterEsser: Meine Damen und Herren!' Ich glaube wohl im allgemeinen

nicht ans alles das eingehenzu brauchen, was mein Vorredner schon hier erwähnt hat, denn er
erklärte schon so vortrefflich,daß diese gestellten Anträge sich im allgemeinenmit unseren Anschau¬
ungen decken. Ich möchte den Z 1 nicht mehr in Erwägung ziehen, sondern möchte noch hinzu¬
fügen zu seineu Ausführungen, daß die Fraktion der K. P, D., die alte Provinzialordnung mißbilligt
und hiermit ihr Bedauern ausdrückt, daß die neue Provinzialordnung bis heute noch nicht ihre
Erledigung gefunden hat, obschon die Staatsregierung schon einen Entwurf der Städteorduung
herausgegebenhat, »nährend die Provinzialordnung im Entwurf bis heute noch nicht vorliegt. Das
möchte ich nebenbeibemerken.

Zu § 18 hatten wir folgendenAbänderungsantrag gestellt: Im 2. Absatz statt „Vor¬
sitzender" zu schreibe» „Sitzungsvorstand". Wir haben diesen Antrag gestellt aus dem Grunde,
damit der Vorsitzende nicht eventuellnach Gutdünken allein handelt, sondernweil dann im gegebenen
Momente die einzelneu Parteirichtungen, welche ihm zur Seite stehen, mit beurteilen können, wie
eine Sache zu entscheiden ist.

Ich möchte weiter zn § 23 kommen,wozu wir den Abänderungsantrag gestellt haben. Es
soll nicht mehr heißen „kann" sondern „muß". Es heißt in ß 23 „Außerhalb der Tagesordnuug
kann der Vorsitzende das Wort zu einer tatsächlichenFeststellung oder persönlichenErklärung
erteilen". Ich stehe auf dem Standpunkte, daß Sie unter allen Umständendas Wort „kann" durch
„muß" ersetzen müssen. Ich meine, dies deckt sich mit dem anderen Antrage, den wir schon gestellt
haben zu § 18.

Jetzt komme ich zu einem neuen Antrage, er betrifft den § 24. Da möchtenwir bitten,
daß der letzte Absatz gestrichen wird, daß in Zukunft es nur heißen muß: „Die Redner sprechen
vom Rednerpult aus". Ich möchte dies erwähne«, weil es Tatsache ist, daß hier und dort einer
etwas abliest. Die Redner haben ihre Druckschriftvor sich liegen, und ich habe die Auffassung,
daß es Utopie ist, wenn man diesen Passus hineintut. Ich möchte bitten, daß wir dies letztere
streichen, und daß dieser § 24 nur die Worte enthält: „Die Redner sprechen vom Rednerpulte aus".

Jetzt kommt § 28. Auch hier hätte ich nicht viel zu sagen, sondern ich unterstreichedas,
was vorhin gesagt worden ist. Ich möchte im allgemeinen die heutige Sitzuug nicht langweilen,
sondern erkläre hiermit auch, das, was der Vorredner erklärt hat, ist zuzubilligen und der zweite
Pnfsus zu streichen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wollen Sie bitte diese Anträge schriftlich einreichen, denn sie
liegen heute uicht vor, sie sind nur im Ausschuß vorgelesen worden. Der Ausschuß aber hat seiue
Arbeit abgeschlossen, wenn Abänderuugsanträge gestellt werden, so müssen sie schriftlich eingereicht
werden, ebenso wie es die U, S, P. auch gemachthat. Ich habe es mir im übrigen notiert.
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Wird weiter das Wort gewünscht?
Das Wort hat Herr AbgeordneterBauknecht.
Abgeordneter Bauknecht: Meine Damen und Herren! Ich werde nur auf wenige

Gesichtspunkteeingehen, denn die Geschäftsordnung ist bei der letzten Tagung schon zweimal
besprochenworden, in der Kommission und einmal im Plenum und jetzt wieder im Plenum,
und weil die Anträge und Begründungen der meisten Anträge der U. S.P. heute zum dritten
bezw. fünften Male in derselbenForm, in derselbenWeise wiedergekommen sind, sodah es meiner
Ansicht nach Zeitverschwendungwäre, im wesentlichenauf all die Gesichtspunkteeinzugehen, die
heute vorgetragen worden sind. Soweit Aenderungen vorgebrachtsind, werde ich ganz kurz darauf
eingehen. Einmal vergißt die Fraktion der U, S. P., daß zurzeit die Provinzialordnung noch
besteht und somit Aenderungen nach der Richtung hin, wie sie in den Anträgen 2 bis 5 gefordert
werden, nicht möglichsind.

Wenn also die Provinzialordnung noch besteht, so muß nach dieser verfahren werden, und
wenn sie geändert ist, werden wir in die Lage versetzt sein, analog den neuen Bestimmungen eine
neue Geschäftsordnung zu machen. Deshalb halte ich es für Zeitverschwendung,wie es seitens
des Herrn AbgeordnetenHauck geschehen ist, daß eine Geschäftsordnung,die voraussichtlich für diese
Tagung gilt, in so grundlegenderWeise für die Zukunft bearbeitet werden soll und Dinge behandelt
werden sollen, die noch nicht bestehen.

Wenn der Aeltestenrat im § 5 nach Ansicht der U. S. P. nicht in der Weise zusammen¬
gesetzt sein soll, wie es die Herren wünschen,daß jede Fraktion einen Vertreter in den Aeltestenrat
entsendet,so entspricht das meiner Auffassung nach nicht auch der von uns allgemein anerkannten
Demokratie. Wir sind, weil wir Sozialdemokraten und Unabhängige Sozialdemotraten sind,
immerhin Demokraten. Das hat Herr Abgeordneter Hauck nur in anderer Fassung betont. Ich
stehe auf dem Standpunkt, daß wir auf Gruud des demokratischen Wahlrechts nur soviel Sitze
beanspruchen können, als Wahlstiminen auf unsere Fraktion entfallen sind. Und wenn heute früh
nach Lage der Sache im Hause die Zentrumspartei und die Arbeitsgemeinschaftden beiden kleinsten
Fraktionen im Aeltestenrat je einen Sitz abgetreten haben, dann kann man nachträglichnicht sagen,
man ist nicht genügend berücksichtigt worden, wie von jener Seite des Hanfes behauptet wird, im
Gegenteil, man hat mehr bekommen,als man Rechtsansprüchehat. Unter diesen Gesichtspunkte»
meine Herren, glaube ich, kann man sich hinsichtlich des heute morgen gefaßten Beschlusses weitere
Ausführungen sparen.

In der ersten Zeile des § 13 heißt es: „Haupt-Haushaltsplan und Einzel-Haushaltspläne
werden in der Regel in der Vollsitzungbehandelt". Nach außen hin, sage ich, tritt in Erscheinung,
daß man annehmen könnte, die Worte „in der Regel" wären völlig überflüssig. Es sind aber in
der KommissionAusführungen gemacht worden, die es verbieten, hier darauf einzugehen, aus
welchen Gesichtspunktendie Geschäftsordnungskommissiondiese Worte hat stehen lassen. Die Ge-
schaftsordnungskommissionwar sich aber in ihrer übergroßen Mehrheit darüber im klaren, daß
politischeGrundsätze im Rheinland es erfordern können, daß auch außerhalb der Reden einmal
Fragen der Haushaltspläne nicht erst im Plenum, sondern vielleicht überhaupt nicht im Plenum
behandelt werden können. Solche Zeiten kann sich die Mehrheit der Geschäftsordnungskommissiou
vorstellen, und deshalb ist es überflüssig,heute im Plenum auf diese Frage nochmals einzugehen.

Uns war es klar in der Geschäftsordnungskommission,daß der fogenannte „Hausknechts-
paragraph", wie er getauft worden ist, Gegenstand der Debatte sein würde. Ich stehe nicht auf
dem Standpunkte des Herrn Hauck,daß es der Würde des Hauses nicht entspricht, wenn er sich
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eiue Ordnung verschafft,-wonach Orduuug künftig gehalten werden muß. Darauf kommt es doch an.
Ein Parlament braucht eine Geschäftsordnung, mit der es Ordnung halten kann, und mit der
gegenwärtigenGeschäftsordnungwar es z, B. nicht möglich, daß der Präsident die Möglichkeit
hatte, einen Abgeordnetenoder mehrere aus dem Hause zu verweisen. Die Möglichkeitkann ein¬
treten, und es ist durchaus falsch anzunehmen, daß diese Bestimmung gegeu links gerichtet sei.
Aber wenn die Linke es übernimmt, im Rahmen der Geschäftsordnungzu bleiben, dann ist eben
dieser Paragraph gegenstandslos. Darauf kommt es hier an. Uud wenn Herr Hauck glaubt, mit
allgemeinenMaßnahmen und sonstigen Scharfen gegen die Geschäftsordnungund die Maßnahmen
des Hauses vorzugehen,dann verkennt er meiner Ansicht nach die ganze Verfasfuug des Hauses. Ich
habe früher schon betont, der Provinziallandtag ist meiner Ansicht nach nicht ein rein politisches
Parlament, wie der Reichstag und preußische Landtag. Ich fasse den Provinziallandtag als
erweiterte kommunale Vertretung auf, und aus diesem Grunde hat er auch nicht die Aufgabe,
vornehmlichpolitischeAuseinandersetzungenzu pflegen, weil dann, wenn man das nicht künstlich
mit hereinzieht, die fachlicheZusammenarbeit viel eher erleichtert wird, als in rein politischen
Parlamenten. Unter solchenGesichtspunktenwird mau verstehen, daß unbeschadetdieses Para¬
graphen die Möglichkeit eines VerHandelns im allgemeinen sehr leicht gegeben sein dürfte und
das hat sich durch die Praxis meiner Ansicht nach auch bestätigt.

Es ist aber durchaus falsch, wenn Herr AbgeordneterHauck sagt, der § 33 der Provinzial-
orduung bestimmenur, daß Tribiinenangehörige, die sich gegen die Würde des Hauses vergehen,
entfernt werden können. Ich meine, der Reichstag wie der preußische Landtag haben diesen Haus-
tnechtsparagraphenin viel schärferer Form und weder die Verfassung des Staates noch des Reiches
haben Bestimmungen,die es nicht zulasfen würden, daß sich ein Parlament eine Geschäftsordnung
schafft, die es für notwendig findet.

Also, wenn man sich schon auf Gesetze beruft, so mühte man auch die Bestimmungender
Verfafsungen vom Staat und Reich herausgreifen, die dem entgegenstehenwürden. Das kann
nicht sein, weil jedes Parlament das Recht hat, seine Geschäftsordnungseinen Verhältnisfen ent¬
sprechend zu schaffen, damit die Lage des Hauses inbezug auf Verhandlungsmüglichteitgesichert ist.

Vielleicht noch ein Wort zu zwei Paragraphen, die von der Kommunistischen Partei
kritisiert worden sind. Mau wünschtin ß 18 das Wort „Vorsitzender"durch „Sitzungsvorstand"
ersetzt. Der Vorsitzendekann verlangen, daß die Wortmeldungen schriftlicherfolgen ufw. Der
Vorsitzendesoll also zunächst mit den beiden Beisitzern über Wortmeldungen beraten. Praktisch
kann ich mir das nicht vorstellen, denn es hätte zur Folge, weil drei Parteien am Vorftandstische
während einer Verhandlung sitzen, daß der Vorsitzendesich mit seinen beiden Beisitzernzunächst
einmal unterhält. In diesem Moment würde da oben ein kleines Sonderparlament entstehen und
die Verhandlungen würden praktisch darunter leiden. Es ist gar nicht anders möglich, als daß
der Vorsitzende die Geschäftsordnungso handhabt, wie er sie für richtig befindet in dem gegebenen
Augenblick,und nachträglich erst ist in allen Geschäftsordnungen,von Arbeiterversammlungenbis
zum Reichstag die Möglichkeit gegeben, sich über den jeweiligen Vorsitzendenzu beschweren und
fein Recht nachzusuchen. Aber im gegebenen Augenblickhat von der Arbeitelversammlung bis
zum Reichstag der jeweilige Vorsitzendedas Recht, die Geschäftsordnung nach feinem Ermessen
zu handhaben und zu interpretieren, wie er es für richtig hält; da hat er allein Recht. So
liegt es in der Praxis. Der Vorsitzende muß im gegebeneu Augenblick allein Recht haben, anders
kann ich mir die Gefchäftsführungnicht vorstellen. Deshalb ist es ein Unding, nm keinen fchärfereu
Ausdruckzu gebrauchen,wenn man das Wort .Sitzungsvorstand" hineinbringen will.
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Bezüglich § 24 wünscht die KommunistischePartei nach dem ersten Satz „Die Redner
müssenvom Rednerpult aus sprechen. Es ist nicht gestattet, Reden vorzulesenusw.; Druckschriften
dürfeu mir mit Erlaubnis des Vorsitzendenvorgelesen weiden".

Mit anderen Worten, was die Kommunistische Partei wünscht, scheint das zu sein, große
Schriftstücke vorzulesen, um, wie einer sagte, „das Hans zu sabotieren". Was man ans eigenen
Stücken von sich nicht leisten könnte, das könnte man durch lange Vorlesungen schließlich leisten.
So kann eine Geschäftsordnung auch nicht gehcmdhabtwerden. Die Arbeiterschaft kann glück¬
licherweisegut unterscheiden,in welchemParlament nnd von welchenParteien praktischeArbeit
geleistet wird.

Wir brauchen im DeutschenReiche nicht große Auseinandersetzungenüber Dinge, die an
der ganzen Wirtschaft und politischen Situation nichts ändern. Was wir brauchen, ist gegenseitiger
guter Wille. (Nravo.)

VorsitzenderDr Iarres: Das Wort hat der Herr AbgeordneteHoffmann.
AbgeordneterHoffmann: Meine Damen und Herren! Der Kollege, Herr Banknecht,

hat Ausführungen gemacht, die seiner politischen Auffassung bisher nicht entsprachen. Er ist
daher nicht der Berufene, hier als Geschäftsordnungs-Moralpredigcranderen gegenüber aufzutreten.
(Zuruf vou Sozialdemokraten: Ist von unferer Fraktion dazu bestimmt.) Jawohl. Wenn
Sie unserer Fraktion und unseren Antragen durch Ihren Fraktionsredner sagen können, es wäre
Zeitverschwedung, so wichtige Antrage zu stellen, so verdient er diese Kennzeichnung. Jedenfalls
werde ich mich mit ihm nicht darüber unterhalten, welche politischen Fragen und nicht politischen
Fragen das Provinzialparlnment hier beschäftigenwerden. Das Parlament ist an sich souverän,
darüber zu entscheiden. Aber wenn hier der Kollege Bautnecht davon sprach inbezng auf § 1,
daß die Pruvinzialordnung noch bestehe und daß man danach zu handeln hätte, dann muß
inbezng auf den Hnuskuechtsparagrapheuauch nach der Provinzialordnung gehandeltwerden, (Sehr
richtig.) Sonst begehenSie eine Ungesetzlichkeit.Wenn Sie dann sich wegen dieser Hausknechts-
urounng auf das Reichs- und Laudesparlameut berufen, so kommen wir damit nicht einen
Schritt weiter. Wir müssen dann schon, wenn Sie diesen nach ihrer und unserer Meiuuug
ungesetzlichen Schritt begehen wollen, also bei Durchführung Ihrer Bestimmung, Abgeordnetezu
entfernen, weil dafür keine gesetzliche Grundlage besteht, die Entscheidung des Oberverwaltungs-
gerichts anrufeu. So köuuen die Dinge nicht weiter gehen, daß Sie auf der einen Seite sich auf
die Provinzialordnung berufen und dann diese Provinzialordnung für Sie bei anderen Bestimmungen
nicht besteht. Wir müssen darum schou beantragen, daß Sie dann unter allen Umständen die
Entscheidungdes Oberverwaltuugsgerichtsanzurufen haben. Dabei hat das Parlament noch gar
keine Veranlassung gegeben,daß ein solcher Hausknechtsparagraphuötig wäre. Glauben Sie denn,
irgendwiemit einem solchen Paragraphen, der an sich doch einer Demokratie Huhn spricht, irgend
eine Obstruktionzu unterbinden? Müssen wir an das Sozialistengesetz,an die Kulturkampfperiode
erinneru oder kommeu wir jetzt nicht zu einer monarchistischen Episode? Ich glaube, machen Sie
auf diesem Gebiete, was Sie wollen, was Sie als kompakte Mehrheit tun »vollen. Wir werden
das tun, was wir für richtig halten. Wir keimen keinen Hausknechtsparagraphenund werden uns
in jeder Beziehung durchzusetzen wissen. Wir erklären, daß solche Dinge für uns keine Zwirnsfäden
sind, über die wir stolpern weiden. Wir müssenweiter auch wünschen, weil von Ihnen bis in die
Reihen der Mehrheitssozialdemokratendieser Hausknechtsparagraphgewünscht wird, daß Sie einen
neuen Paragraphen einfügen. Wir haben jetzt 50 Paragraphen für die Geschäftsordnunggeschaffen,
da können wir auch noch den 51. anfügen, der lautet: „Mit der Verabschiedungder neuen
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Provinzialoidnung durch den preußischenLandtag tritt vorstehende Geschäftsordnungaußer Kraft.
Eine der neuen Provinzialoidnung entsprechende Geschäftsordnungist dem neuen Provinziallaudtag
vorzulegen". Das ist etwas selbstverständliches,da wir doch nicht dulden können, daß, wie jetzt
geschehen, eine solche Einleitung der Geschäftsordnung gegeben wird, die nach unserer politischeu
Auffassung politisch ein Nonsens bedeutet. Denn der § 1 ist doch ein Hohu auf die uns ver¬
sprocheneSelbstverwaltung. Und wenn die Vertreter der Regierung vou der Selbstverwaltung
sprechen, so sollen sie dies erst beweisen. Mußte der Vertreter der Staatsregierung uns komman¬
dieren? Können wir uns nicht selbst einberufen, wenn das Bedürfnis es verlangt? Deshalb muß
die Möglichkeitgegeben sein, aus der ueueu Provinzialordnung die Geschäftsordnungentsprechend
umzuändern. Und wenn der Herr BerichterstatterAdams davon sprach, daß wir etwas Dauerndes
schaffen wollen, so müssen wir bei der neuen Provinzialordnung die Möglichkeithaben, die Bestim¬
mungen entfprechend zu ändern.

Wenn Herr Kollege Bauknechtsich darüber aufregt, daß die Worte „in der Regel" beim
Haushaltsplan gestrichen werden, wobei er verschiedene Anlässe erwähnt, die uus bewegen könnten,
aus diesem oder jenem Grunde den Haushaltsplan nicht öffentlich zu behandeln, so frage ich,
wenn solche Gründe vorliegen, muß das in der Geschäftsordnung stehen? Ist der Provinzial-
landtag nicht fouverän genug, sich in geheimer Sitzung darüber zu unterhalte». Ich meine,
auch diese Art der für die Dauer geltendenGeschäftsordnung, um das Wort „in der Regel" aus
diesem Grunde hineinzubringen, halte ich für völlig verkehrt. Dies muß doch als richtig erkannt
werden, wie überhaupt alle Anträge der U. S. P. berechtigt sind, und keine Zeitverschwendung
bedeuten. Es ist doch eine Aufgabe für jedeu Abgeordneten, alles zu tun, nm sich seine Rechte
zu wahren und sich nicht strangulieren zu lassen.

VorsitzenderI)r. Ianes: Das Wort hat Herr AbgeordneterSchröer-Esseu.
Abgeordneter Schröer-Essen: Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß der Haus¬

knechtsparagraphvon keinem der Abgeordnetengutgeheißenwurde, foferu er uicht das Prinzip hat,
bei irgendwelchenAnlässen irgendwelche Abgeordnete unmöglich zu machen. Es berührt uns sehr
eigentümlich von seilen der Sozialdemotmtie, wenn sie diesen ß 28, den sogen, Hauslnechtspamgraphen
befürwortet, obwohl gerade diese Fraktion in den Parlamenten die Erfahrung machen mußte. Ich
erinnere fpeziell an den Abgeordneten Leiuert, ferner an Borgard, der damals einfach durch den
Leutnant mit 10 Mann hinausgekugelt wurde; daß dieselbeFraktion diesen Paragraphen stützt,
wie es damals die bürgerlichenRechtsparteien getan haben. Von unserer Seite, als Kommunist,
brauche ich keiu Wort darüber zu sage«, als daß wir ihn mit der größten Verachtung strafen und
selbstverständlich gänzlich ablehnen.

Aber, meine Damen und Herren, zu § 24 möchte ich noch ein Wort sagen. Ich möchte
es nicht so darstellen, wie der Herr Abgeordnetevon der Sozialdemotratie es getan hat, daß wir
uus dagegen auflehnen, daß ganze Aktenbogenund große Bücher vorgelesen werden sollen, sondern
wir wenden uns speziell deshalb gegen den Paragraphen, weil es darin heißt, es ist nicht gestattet,
Reden vorzulesen.

Ich glaube wohl sagen zu dürfen, Bände dürfe« freilich nicht vorgelesenwerden, daß wir
uus speziell deshalb dagegen wenden, nicht gegen das andere. Wir wissen, daß aus Voltsmassen
und speziell aus Arbeiterklasse» heraus oft Abgeordnetegewählt weiden, die retorisch nicht in der
Lage sind, ihre Geisteskraft in Worte zu kleide». Aber die Volksmasseweiß, daß dieser Maun
geistig befähigt ist und daß ihm deshalb Gelegenheitgegebenwerden muß, wenu er seine Gedanken
nicht in Worte kleiden kann, daß er sie vom Papier ablesen darf. (Unruhe.) Und es gibt schließ-

3'
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lich auch unter Ihnen Arbeitervertreter, die denselbenFehler haben. Deshalb wenden wir uns
dagegen grundsätzlich, daß Abgeordnetedie Möglichkeit nicht haben sollen, ihr Geistesmaterial vorlesen
zu dllrfeu. Deshalb bitten wir Sie, diesen Paragraphen oder wenigstensdiesen Absatz abzulehnen.

BorsitzenderDr. Iarres: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Die Erörterung ist
geschlossen.Ich lasse über die einzelnen Abänderungsnnträge abstimmen. Zunächst zu 8 1 ist von
der U. S. P. beantragt worden:

„Zur ersten Tagung nach der Neuwahl tritt der Provinziallandtag unter dem Vorsitze des
ältesten anwesenden Abgeordnetenzusammen, der das Amt als Alterspräsident zn übernehmen
bereit ist. Der Alterspräsident beruft die zwei jüngsten dazu bereiten Mitglieder als Schrift¬
führer und Stimmzähler und bildet mit ihnen den vorläufigen Vorstand, bis der gewählte
Vorsitzendeden Alterspräsidenten ablöst." Und als Abs. 2:
„Der Provinziallandtag wird für die Folge vom Vorsitzenden des Provinziallandtages berufen

1. auf Beschluß des Provinzialausschusses,
2. wenn V» der Abgeordnetendes Provinziallandtages dies beantragt,
3. auf Verlangen der Staatsregierung."
Der Antrag der kommunistischen Fraktion enthält den ersten Absatz nicht, wohl aber den

letzten Absatz und lautet:
„Der Provinziallandtag wird vom Vorsitzendendes Provinzialausschusseseinberufen

1. auf Beschluß des Provinzialausschusses,
2. wenn V» der Abgeordnetendes Provinziallandtages dies verlangt,
3. auf Verlangen der Staatsregierung. Die Eröffnung des Provinziallandtages erfolgt

durch den Vorsitzendendes Provinzialausschusses. Dieser beruft die beiden jüngsten,
dazu bereiten Mitglieder als Schriftführer."

Welches der weitergehendeAntrag ist, ist schwer zu beurteilen. Ich lasse deshalb nach
dem Zeitpunkt des Eingangs abstimmen und bitte diejenigen Herrschaften,die für den Antrag der
U. S. P. sind, den § 1 wie vorgelesen zu ändern, sich zu erheben.

Das ist die Minderheit,
Ich bitte diejenigen, die für den Antrag der KommunistischenFraktion sind, sich zu

erheben. Auch das ist die Minderheit. Beide Anträge sind abgelehnt.
Zu § 2 ist von der U. S. P. beantragt worden, den letzten Satz „im übrigen usw." zu

streichen, als neuen Absatz einzufügen:
„Die so Gewählten bilden den Vorstand. Er wird zu Beginn jeder Tagung gewählt und
setzt seiu Amt fort bis zur nächsten Tagung, wo er alsdann von dem neugewahltenVor¬
stand oder dem Alterspräsidenten abgelöst wird."

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag find, sich zu erheben.
Das ist die Minderheit.
Zu § 5 ist ebenfalls von der U, S. P. beantragt worden:

„Zur Beratung und Beschlußfassungüber gemeinsameAngelegenheiten,namentlich über den
Arbeitsplan, wird ein Aeltestenrat gebildet, der aus so viel Mitgliedern besteht, als ord¬
nungsgemäß Fraktionen verhanden sind.

Absatz 2 ist ganz zu streichen".
Wenn dieser Antrag nicht angenommen wird, käme der Eventualantrag: „in Absatz 1

„statt 11 Mitglieder 15 Mitglieder" zu setzen; Absatz 2, Satz 1 und 2, erhält folgende Fassung:
Die Sitze werden nach dem Verhältniswahlrecht auf die Fraktionen verteilt, jedoch mit der
Maßgabe, daß jede Fraktion mindestens durch ein Mitglied vertreten ist."
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3, Zeile 3, das Wort „sollen" durch „können" zu ersetzen".
Ich lasse über den ersten Antrag zunächst abstimmen und bitte diejenigen, die für den

ersten Antrag sind, sich zu erheben.
Das ist die Minderheit.
Ich bitte, dann auch über den Eventualantrag zu befinden und sich ebenfalls zu erheben,

falls Sie dafür sind.
Der Antrag ist abgelehnt.
Zu § 11 ist beantragt worden, in der dritten Zeile hinter die Worte „in der Sitzung

mit"; „der Aeltesteurat" zu setzen und das Wort „er" zu streichen. Wer dafür ist, bitte ich, sich
zu erheben.

Der Antrag ist abgelehnt.
In ß 13, Abs. 1, sollen die Worte „in der Regel" gestrichen werden. Als Absatz 5

soll zugefügt werden-.
„Die Beratung über einen Gegenstand darf erst am darauffolgendenTage erfolgen, nachdem
die Vorlage oder der Ausschußantrag verteilt ist".

Wer dafür ist, bitte ich. sich zu erheben.
Das ist die Minderheit, der Antrag ist abgelehnt.
In § 14, Abs. 1, sollen die Worte „oder durch Anschlag" gestrichen und dafür gesetzt

werden „12 Stuuden vor der Sitzung;" weiter sollen im Abs. 2 die Worte „oder ihn von der
Tagesordnung dieser Sitzung absetzen" gestrichen werden. Hierzu käme der Eventualantrag: Dem
Abs. 2 anfügen: „falls kein Widersprucherfolgt«.

Ich lasse über den ersten Antrag abstimmen und bitte diejenigen,die für den Antrag sind,
sich zu erheben. Der Antrag ist abgelehnt. Wer für den Eventualantrag ist, bitte ich, sich zu
erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist ebenfalls abgelehnt.

Zuruf links: Wir sind ja umgedreht. (Heiterkeit.) Ich verlange die Gegenprobe.
VorsitzenderDr. Zaires: Es ist die Gegenprobeverlangt worden.
Abgeordneter Dr. Adenauer: Ich bitte festzustellen, ob das Bureau zweifelhaftdarüber ist.

Wir wolle» keine Abstimmung über Liebhabereien.
VorsitzenderDr. Inrres: Ein Zweifel des Bureaus konnte nicht vorliegen, denn die

Sache war jedermann klar. Immerhin wäre es möglich gewesen, daß Mitglieder sich der Stimme
enthalten hätten und infolgedessen wird man dem Antrage sich fügen muffen. Ich gebe aber zur
gefälligen Erwägung anheim, ob wir unsere Geschäftederartig beschweren wollen. (Zuruf: Halten
wir doch die Sache nicht auf.) Meine Herren, wir sind gleich fertig. (Heiterkeit.)

Zu 8 18 hat die KommunistischePartei folgenden Antrag gestellt: In Absatz 2 soll
anstatt „der Vorsitzende" gesagt werden «der Sitzungsvorstand" und es sollen gestrichenwerden
die Worte „falls der Aeltesteurat nichts anderes bestimmt".

Ich bitte diejenigen,die dafür sind, sich zu erheben.
Das'ist die Minderheit.
Zu 8 20. In Zeile 3 soll hinter das Wort „Berichterstatter" eingefügt werden „die

Mitglieder des Provinzialausschusses". Als Eventualantrag soll § 20 wie folgt umgeändertwerden:
„Der Kommissar der Staatsregierung und die zu seiner Vertretung oder Unterstützung
anwesenden Staatsbeamten, der Landeshauptmann und die von ihm beauftragten Provinzial-
beamten, der Vorsitzende des Provinzialausschusses,die mit der Vertretung der Vorlagen des
Provinzialausschussesvon diesem beauftragten Berichterstatter müssen auf Verlangen jederzeit
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gehört werden. Sind die Vorlagen des Provinzialausschussesvon diesem einstimmigbeschlossen,
so ist nur eiu Berichterstatter zu hören, im andern Falle muß der Minderheit Gelegenheit
gegeben werden, durch einen Berichterstatter ihre Auffassungzur Vorlage klarzulegen".

Ich bitte diejenigen,die für den Antrag sind, sich zu erheben.
Das ist die Minderheit.
Und bitte für den Eventualantrag.
Auch das ist die Minderheit.
Zu ß 21. Antrag der Kommunistischen Partei: „Hinter das Wort „Tagesordnung" ist

zu setzen statt „kann" „muß" nud hinter „erteilen" „die Erklärung ist dem Sitzungsvorstandvorher
schriftlich vorzulegen".

Wer dafür ist, bitte ich, sich zu erheben.
Das ist die Minderheit.
In § 24 wird von der KommunistischenPartei beantragt, den 2. Absatz zu streichen.

Wer dafür ist, bitte ich, sich zu erheben.
Das ist die Minderheit.
Zu § 26 liegt der Antrag der U. S, P. vor, die alte Fassung des ersten Entwurfs wieder

herzustellen. Wer für den Antrag ist, bitte ich sich zu erheben. Das ist die Minderheit.
Zu ß 28 Es liegt ein Antrag der Kommunistischen Partei und der U. S. P. vor, den

zweiten Absatz zu streichen. Hier ist von der U. S. P. unter Unterstützungvon 1b Mitgliedern der
Antrag gestellt worden, über den ß 28 namentlicheAbstimmung vorzunehmen. Die Formvorschrift
des § 18 unserer Geschäftsordnunggenügt, es find 15 Unterschriftenvorhanden. In der Geschäfts¬
ordnung heißt es: „Namentliche Abstimmung erfolgt, wenn sie von mindestens 15 Mitgliedern,
ehe der Vorsitzende zur Abstimmung aufgefordert hat, verlangt wird. Bei der namentlichen
Abstimmung wird der Name zu Protokoll genommen". Wenn der Antrag aufrecht erhalten wird,
können wir uns ihm nicht entziehen. (Zuruf: Jawohl!) Daun bitte ich die Herren Schriftführer
Elfes und Weyers in der Niederschrift zu verzeichnen, ob die einzelnen Mitglieder mit Ja
oder Nein gestimmt haben. Ich bitte diejenigen, welche dem Antrage gemäß den § 28 Absatz 2
gestrichen haben wollen, mit Ja und diejenigen,die ihn stehen lassen wollen in der Form, wie der
Geschäftsordnungsausschnßes vorschlägt, mit Nein zu antworten. Ich bitte, die Namen zu verlesen:
(Es folgt namentlicherAufruf.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Ergebnis der Abstimmung ist folgendes: Es haben
gestimmtmit Ja 28, mit Nein 92 Abgeordnete. Der Antrag der Streichung des zweitenAbsatzes
des § 28 ist demnachin namentlicherAbstimmung abgelehnt worden.

Es liegt nun noch ein Antrag der U.S. P. vor, als ß 51 folgendes einzufügen:
„Mit der Verabschiedungder neuen Provinzialordnung durch den preußischen Landtag
tritt vorstehendeGeschäftsordnung außer Kraft. Eine der neuen Provinzialordnnng
entsprechende Geschäftsordnungist dem Provinziallandtage vorzulegen".

Wird das Wort hierzu gewünscht? Bitte Herr Haas.
Herr AbgeordneterHaas: Ich möchte doch dringend bitten, den Antrag zurückzuziehen,

denn, wenn er aufrechterhalten und angenommen wird, kann es vorkommen, daß wir zu einer
Tagung zusammenkommen ohne Geschäftsordnung. Das kann Ihr Wunsch nicht sein.

(Zuruf links: Jawohl, mit diesem § 28 wollen wir lieber keine haben).
Wenn Sie ohne Geschäftsordnungtagen wollen, ist es mir auch recht. (Glocke.)
VorsitzenderDr. Iarres: Es hat sich keiner mehr zum Worte gemeldet. Ich lasse

dann abstimmenund bitte diejenigen,die für diefen Zusatzparagraphensind, sich zu erheben.
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Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt. Damit ist die Geschäftsordnung
angenommenund tritt von jetzt ab in Kraft. (Vereinzelte Pfui'Rufe.)

VorsitzenderDr. Zaires: Wir kommen zu dem folgenden Punkt 3 der Tagesordnung:
„Interpellation der U.S.P.-Fraktion, betr. die Rechtsgllltigkeitder vom Provinzial-
ausschuß dem Provinziallandtage zugestelltenVorlagen".

Wer will die Interpellation begründen? Ich erteile Herrn Abgeordneten Huffmann
das Wort.

Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und Herren! Die Interpellation unserer
Fraktion behandelt eine Frage, die ja eigentlich schon den vorigen Provinziallandtag beschäftigen
sollte, leider aber nicht beschäftigt hat, obschon unsererseits rechtzeitigein entsprechender Antrag auf
Einberufung des Provinziallandtages gestellt war.

Es handelt sich darum, daß hier eine verfassungswidrigeSchmälerung der Abgeordneten-
rechte stattgefundenhat. Man hat ein Mitglied des Hauses, das zufälligerweise in den Provinzial-
ausschuß gewählt wurde, der als Körperschaftfür den Provinziallandtag in Betracht kommt und
als ausführendes Organ unsererseits angesehenwird, man hat dieses Mitglied in einer Form be¬
handelt, daß mau ihm entgegen allem billigen Brauch eine besondereSchweigepflichtauferlegen
wollte, obschon er noch nicht einmal vereidigt war. Es ist bemerkenswert,daß bei dieser Verhand¬
lung im Provinzialausschuß' als es zu diesem Verhältnis kam, dieser Antrag aus dem Pro-
vinzialansschußselbst geboren wurde und als Beschluß zustande kam, ein Disziplinarverfahren gegen
das Mitglied des Hauses, den AbgeordnetenKnab, zu beantragen. Die Vertreter der Mehrheits-
sozialdemokratenerklärten, daß sie eine Schweigepflichtanerkennen überall da, wo Interessen der
Provinz gefährdet werden können und persönliche Verhältnisse besprochen werden; sie behielten sich
aber das Recht vor, der Oeffentlichkeit ihre Stellnügnahme zu bestimmten Fragen unter bestimmten
Umständen mitzuteilen. Also auch hier war von den Mehrheitssozialdemokratenein Standpunkt
eingenommenworden, der keinesfalls etwas anderes ist, als wie ihn der AbgeordneteKnab ein¬
genommen hat. Man hat nun damals gegen den Abgeordneten Knab das Disziplinarverfahren
beantragt, und nicht genug damit, daß man es gegen Knab beantragte, sondern man beantragte
es gleichzeitigauch gegen dessen Stellvertreter, ohne diesen Stellvertreter als solchen vereidigt zu
haben. (Zuruf links: Das Uebel sollte au der Wurzel ausgerottet werden!)

Man wollte eine ganze Fraktion aus dem Provinzialausschuß ausschalte!,. Unsere Frak¬
tion ist ja noch nicht einmal Mitglied dieses Proviuzialansschusses. Wir wissen von den Vor¬
gängen im Provinzialausschuß erst dann etwas, wenn der Provinziallandtag einberufe^wird, sonst
erfährt mau dies oder jenes durch irgendwelche Zeitung, sonst wird nns als Abgeordnetennichts
bekannt, höchstens irgendwelche Vorlagen, die uns überreicht weiden gelegentlich einer Tagung im
Plenum. Im übrigen hat man uns in dieser Beziehung völlig beseitigt und handelt entsprechend
den Bestimmungen, die mau sich gegeben hat, souverän über den Provinziallandtag hinweg.
Damit handelt man weiter gegen die Rechte der Abgeordnetenund ergeht sich sogar in verfassungs¬
widrigen Mahnahmen.

Nun kam noch weiter dazu, daß, nachdem mau das Disziplinarverfahreu eröffnet hatte,
gegen den Abgeordneten Knab wie gegen dessen Stellvertreter, und hierbei festgestellt hatte,
daß der Stellvertreter Betzhold als Kommunalbeamter schon seinen Diensteid geleistet hatte, man
nicht gut gegen ihn in irgendeiner Weise das Disziplinarverfahren aufrecht erhalten konnte. Schon
da haben wir den Standpunkt vertreten, daß es doch völlig verkehrt ist, überhaupt von Abgeord¬
neten und Mitgliedern des Provinzialausschusseszu verlangen, noch einen besonderen Diensteid zu
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leisten. Wir müssen schon für uns verlangen, daß für die Zukunft Maßnahmen getroffen werden,
die derartige verfassungswidrigeVorkommnisse beseitigen. Wir können keineswegsdem Provinzial-
ausschuß irgendein Recht einräumen, das dahin führt, auf Grund veralteter, aus frühere» Jahr¬
hunderten stammenderVestimmnngenirgendwie heute in diesen Zeiten noch Abgeordneteder Linken,
wie es hier vorliegt, aus irgendeinemAusschuß zu entfernen, weil für Sie vielleicht nicht ange¬
nehme Mitteilungen der Oeffentlichkeitunterbreitet werden. Die Oeffentlichkeithat ein lebhaftes
Interefse an den Vorgängen im Provinzialausschuß, und ich kann mir sehr wohl vorstellen,daß es
Momente geben kann, wo ich die Oeffentlichkeit informieren muß über das, was sich im Ausschuß
abspielt. Aus diesem Grunde bin ich als Abgeordneterverpflichtet,der ich nicht vom Provinzial-
landtage gewählt worden bin, sundern von der Bevölkerung Rheinlands, als Beauftragter des
Volkes dem Volke Rechenschaft zu geben. So habe ich auch über meine Tätigkeit im Provinzial¬
ausschuß Rechenschaftzu geben und davon kann ich keineswegsdurch einen Diensteid entbunden
sein. Ich muß schon hier verlangen, daß, wenn zurzeit diese noch au sich beamtete Einrichtung
besteht mit Eidesleistung usw., daß wir die Beseitigung dieser reaktionären Ständeeinrichtung drin¬
gend fordern muffen. Anderseits müssen wir auch dringend verlangen, daß jetzt schon alles getan
wird aus sich heraus, um eben die verfafsuugswidrigeSchmälerung der Abgeordnetenzu unterbinden.

Nun ist, meine Damen und Herren, das Disziplinarverfahren gegen den Abgeordneten
Knllb eröffnet worden, und wir haben erfahren, daß vom Bezirksausschuß Düsseldorf vom
19. Mai 1922 das gegen den Abgeordneten Kuab eingeleitete Disziplinarverfahren zu einem
Freispruch des Abgeordnetengekommen ist. Wir wissen ferner aus einer Mitteilung des Ministers
des Innern vom 15. Mai 1922, worin es heißt: „Ihre Erklärung vom 8. Mai habe ich an den
BezirksausschußDüsseldorf weitergeleitet,da bereits das Disziplinargerichtangerufen ist und gemäß
ß 277 des Gesetzesallein die Entscheidung maßgebend ist, ob Ihre Erklärung Anlaß zu Ein¬
schreitunggeben kann".

Wir ersehen aus dieser Mitteilung des Ministers des Innern, daß der Bezirksausschuß
allein zuständig ist und daß der Bezirksausschußzum Freispruch des AbgeordnetenKnab in dem
Disziplinarverfahren gekommen ist, und zwar schon im Mai 1922, Es wäre nun sehr interessant,
vom Provinzialausschuß zu erfahren, vom Herrn Landeshauptmann, wie überhaupt von der ganzen
Provinzialbehörde zu höreu, inwieweit sie über die Dinge informiert ist, inwieweit ihnen darüber
Mitteilung gewordenist. Jedenfalls ab 19. Mai 1922, wo der Abgeordnete Knab in dem gegen
ihn eingeleitetenDisziplinarverfahren freigesprochen ist, im gleichen Augenblick war der Abgeordnete
wieder Mitglied des Provinzialcmsschusscsund er mußte, wenn man den Provinzialausschuß als
eine beamteteBehörde ansehen will, unter allen Umständen zu der nächsten Sitzung des Provinzial-
cmsschusses eingeladen werden, um seine Stellungnahme zu all den Fragen, die den heutigen
Landtag beschäftigen, zu hören.

Man wird vielleicht einwenden, daß der Abgeordnete Knab, weil er nur über eine
Stimme verfügt, keineswegs irgendwelchenEinfluß auf die Beschlüssedes Proviuzialausschusses
hätte ausüben tonnen. Es ist aber auch die Möglichkeit gegeben, daß durch die Anregungen uud
Bemerkungeu, Ausführungen des AbgeordnetenKnab vielleicht die Möglichkeit bestand, bestanden
hätte und besteht, daß eine Aenderung dieser oder jener Beschlüsseherbeigeführt werden konnte
und schon allein diese Tatsache genügt, hier die Nechtsauffassungzu vertrete», daß der Provinzial¬
ausschuß hier sich auf eine Bahn begeben hat, die er nicht betreten durfte, weil er unter allen
Umständen die Pflicht hatte, nach dem Freispruch diesen Abgeordneten wieder in sein Amt einzu¬
setzen und die Sitzung ohne ihn nicht abzuhalten.
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Nun haben wir vom Abgeordneten Knab erfahren, daß er keine Einladung zu einer
Sitzung bekommen hat, sondern ihn vollends aus dem Provinzialausschuß ausgeschaltethat. Wie
die Dinge weiter stehen, muß uns die verantwortlicheBehörde nachher mitteilen. Jedenfalls ist
für uns die einfache Pflicht zu verlangen, daß, nachdemder Freispruch erfolgt ist, der Abgeordnete
Knab unter allen Umstanden in seine Rechte eingesetzt werden muß und in den Provinzialausschuß
mit Rechten und Pflichten einzuführen ist.

Dann aber haben wir in unserer Interpellation auch gesagt, daß der jetzige Provinzial¬
ausschuß nach einem Wahlmodus, der nicht dem Verhältniswahlsystementspricht, zusammengesetzt
ist. Nach dem jetzigen Wahlmodus ist es möglich, wie die Dinge laufen, daß man irgendwie
andere Mitglieder hineindirigieren kann. Wir müssen verlangen, daß das Verhältniswahlsystem,
wenn es Anwendung und Voraussetzungist für die Zusammensetzung des Ausschusses, auch voll und
ganz Voraussetzungist und daß für alle eine vollständigeListe zur Geltung kommenmuß, die in
ihrer richtigen Reihenfolge zum Ausdruckbringt, wer nun Vertreter ist. Es geht nicht an, daß
irgendwie die Möglichkeitbesteht, daß nun fraktionsmäßig irgend eine Ausschaltung erfolgen kann,
sondern, wenn momentan für den Provinzialausschuß Zusammenstellungenerfolgen muffen, auch
demgemäß verfahren wird. Weil das nicht ist, beantragen wir, daß fämtliche Vorlagen einem
ordnungsgemäß gewählten Provinzialausfchuß zur nochmaligenBeratung und Beschlußfassungzu
überweisensind. Wir wünschen,daß Sie heute einmal dazu Stellung nehmen, und zwar grund¬
sätzliche Stellung nehmen, damit es in Zukunft nicht mehr möglich ist, daß Abgeordnetenrechte
derartig geschmälert werden, daß derartig verfassungswidrigunter dem Vorsitz des Herrn Abgeordneten
Dr. Adenauer verfahren wird. Wir müfsen verlangen, daß gegen solche Dinge schärfster Protest
erhoben wird und daß ferner alles getan wird, um so etwas künftig voll und ganz zu unterbinden.
Wir können keine Schweigepflichtin dem Sinne anerkennen, wie sie jetzt gestempelt wird. Wir
kennen nur eine Schweigepflicht,wo die privaten Sonderintereffen unterbunden werden, wo die
allgemeinenInteressen in Gefahr stehen, müssen wir die Oeffentlichkeit anrufen können. Und weil
wir dieser Ansicht sind, können wir nicht verlangen, daß irgendwelche Schweigepflichtgegeben ist,
wenn unter dem Deckmanteleine Mandatsausübung erfolgt für befonderePrivatintereffen. Wir
müssen nur die allgemeinen Interessen wahrnehmen und verlangen, daß in dieser Hinsicht der
Provinziallandtag sich unserer Ansicht anschließt im eigenen Interesse. Wir wissen, was den
Abgeordneten Knab und Betzhold passiert ist, kann schließlich auch anderen passieren und müsse»
deshalb einen Riegel vorschieben. Deshalb verlangen wir, daß, solange die jetzigen veralteten
Anschauungennoch nicht beseitigt sind, daß die Rechte der Abgeordnetenvoll und ganz gewahrt
werden. Die Voraussetzung für eine Gesundung ist die Wahrung der Rechte der Abgeordneten.
Deshalb darf es nicht vorkommen,daß verfahren wird, wie es geschehen ist, wir müfsen verlangen,
daß Sie unserem Antrage zustimmen, damit reine Bahn gemachtwird.

VorsitzenderDr. Iarres: Ich eröffne die Ausspracheüber die Iuterpelllltion.
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Adenauer als Vorsitzenderdes Provinzial-

ausschusses.
Abgeordneter Dr. Adenauer: Meine Damen und Herren! Auch der Herr Kollege

Hoffmann wird, folange die Provinzialordnung und die Disziplinarische nicht geändert sind, sich
mit ihnen abfinden müfsen. Danach sieht die Sache ganz anders aus, als er Ihnen vorgetragenhat.
Der Provinzialausschußist nicht eine Kommission des Provinziallandtages, sondern nach der Provinzial¬
ordnung ist der Ausschußein Glied der Provilyialverwaltung und die Mitglieder des Provinzial-
nusschusses haben die Rechte und Pflichten der Beamten,
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Nun hat der Herr Abgeordnete Knab in einer Sitzung des Provinzialausschusseseine
Erklärung über Amtsverschwiegenheitabgegeben, die mit den Pflichten eines Beamten nicht in
Einklang zu bringen ist. Die Mehrheit des Provinzialausschusseshat darauf erklärt, in weitere
Verhandlungen in Gegenwart des Herrn Knab nicht einzutreten. Kein Mensch hat etwa daran
gedacht, eine Fraktion oder Partei aus dem Ausschuß ausschalten zu wollen, ich kann vielmehr
sagen, daß wir auf jede Weise versucht haben, dem Herrn Knab goldene Brücken zu bauen, damit
er von der Erklärung wieder abgehe.

Mit Herrn Betzhold ist die Sache anders gewesen. Herr Betzholdist nach der Suspendierung
des Herrn Knab zu den Sitzungen eingeladen worden, Er hat daun die Erklärung abgegeben,
daß er auf dem Boden der Knabschen Erklärung stehe. Darauf ist ohne jedes Zutun von uns
das Disziplinarverfahren gegen ihn eingeleitet worden, auch er ist vom Amte suspendiert worden.
Herr Betzholdist darauf ohne Einladung zu einer Sitzung erschienen. Ich habe ihm als Vorsitzender
des Provinzialausschussesein Urteil des Oberverwaltungsgerichtsvorgelegt, das sich über die Pflichten
des Beamten ausspricht, er hat dann erklärt, auf dem Boden dieses Urteils zu stehen. Darauf
habe ich den übrigen Mitgliedern des Provinzialausschussesvorgeschlagen,obgleich Herr Betzhold
suspendiert war, ihn als Gast an den Beratungen teilnehmen zu lassen, bis die ihn suspendierende
Verordnung wieder aufgehobensei. Er ist dann in der Sitzung anwesend geblieben. Wir haben
dem Minister des Innern die Mitteilung gemacht, daß er diese Erklärung abgegebenhätte, worauf
die Amtssuspension aufgehoben wurde. Herr Betzhold wird nach wie vor eingeladen und nimmt
an den Sitzuugen teil.

Was Herrn Knab angeht, so hat der Minister des Innern die Einleitung des Disziplinar¬
verfahrens gegen ihn verfügt und ihn vom Amte fuspendiert. Er ist vom Bezirksausschußfrei¬
gesprochen worden. Nach einer uns zugegangenenamtlichen Mitteilung beabsichtigtder Minister'
des Innern gegen dieses Urteil Berufung einzulegen,die Amtssuspensionhat er nicht aufgehoben.
Solange der Minister diese Amtsenthebung nicht aufhebt, können wir Herrn Knab nicht einladen,
sondern müssen seinen Stellvertreter Betzhold zu den Sitzungen einladen.

Nun zu der zweitenFrage, die Herr Hoffmaun angeschnitten hat, ob der jetzige Provinzial-
ausschuß richtig gewählt sei oder nicht. Hier liegt die Sache folgendermaßen. Wir haben uns
im Aeltestenratauf eine Einheitslistegeeinigt, zu der die verschiedenenFraktionen nach den, Verhältnis
ihrer Stärke im Parlament Mitglieder benannt haben. Cs lag nur eine Einheitsliste vor und
diese ist einstimmig gewählt worden. Allen bestehendenRegeln ist demnach Genüge geschehen.
Ich weiß daher nicht, warum Herr Hoffmann bezweifelt, ob der jetzige Ausschuß richtig und rite
gewählt wäre.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterKnab.
AbgeordneterKnab: Meine Damen und Herren! In der Sache, die augenblicklich zur

Beratung steht, bin ich ja persönlich sehr interessiert. Ich würde natürlich soviel Taktempfinden
aufgebrachtund mich in einer Sache, in der ich persönlich so festgelegt bin, nicht zu Worte gemeldet
haben, wenn ich bei dem ganzen Verfahren, das gegen mich seit Oktober vorigen Jahres einge¬
leitet war, soviel Taktempfinden bei der Gegenseiteherausgefunden hätte, wie ich aufzubringen
bereit bin. Ich habe aber feststellen müssen, daß der ganze Konflikt von ein oder zwei Personen
des Provinzialausschussesherbeigeführtworden ist, daß diese Personen sowohl innerhalb der pro¬
vinziellen Körperschaftenals auch im Staatsministerium ihren Einfluß geltend gemacht haben, um
meine Amtsfuspension unter allen Umständen zu erreichen.

Der Provinzialausschuß.hat in der Konfliktssitzungvom 3. Oktober beschlossen, daß alle
beteiligtenParteien das Recht haben, über die Vorgänge, die zu diesem Konflikt führte», in der
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Oeffentlichkeitzu sprechen. Er hat also von dem grundsätzlichen Standpunkte, den die Mehrheit
des Provinzialausfchusseshatte, nämlich über alle Beratungen und Vorgänge innerhalb des Aus¬
schusses zu schweigen, in diesem Falle eine Ausnahme gemacht, es ist mir daher freigestellt, an
dieser Stelle einmal über die wirkliche Ursache des Konflikts die Oeffentlichkeitzu unterrichten,
soweit dies durch die Presse möglich sein wird. Denn die bürgerlichePresse hat von Anfang an
alles versucht, die Sache in einem Lichte darzustellen, die nicht den Tatsachen entspricht. Eines
der Hausitargumenteder bürgerlichenPresse ist, daß ich das zweitjüngste Mitglied dieses Hauses bin,
also an sich schon ein Verbrechen,entgegen allen geheiligtenTraditionen. Ich möchte den Herren
zu ihrer Beunruhigung sagen, daß ich sogar das „allerjlingste"Mitglied bin. Vielleicht berichtigen
Sie das in Ihren nächsten Ieitungsnummern, desto größerenGraus wird den Spießbürger ergreifen,
wenn er von mir liest.

In der Anklageschrift,die mir fünf Monate nach der Einleitung des Disziplinarverfahrens
zugestellt wurde — ich bekam am 6. März das von Anfang Februar datierte Schriftstück—,
heißt es:

' „Am 3. Oktober 1921 fand zu Düsseldorf eine Sitzung des Provinzialausfchussesstatt,
die zur Beratung der Besoldnngsordnung bestimmt war. Es wurde die Frage erörtert, ob die
Beamten der Landesbank hinsichtlich der Besoldung den übrigen Bankbeamten oder den Reichsbant-
beamteu gleichzustellen waren. Wahrend das Mitglied des ProvinzialausschussesKnab eine Gleich¬
stellung für berechtigt hielt, vertraten andere Mitglieder einen anderen Standpunkt. Der Ange¬
schuldigte vertrat hierbei die Meinung, daß er dafür sorgen würde, daß die Beamten der Landes¬
bank das ablehnendeVerhalten der übrigen Mitglieder erführen."

Ich will die weiteren langen Ausführungen nicht verlefen. Ich bemerke zunächst nur eins,
daß diese Schrift auch Herrn Gerlach, das Mitglied der SozialdemokratischenFraktion, neben
Herrn Kemnmnn von der Rechten und von Herrn Völlig von der Mitte als Zeugen angibt.

Ich stelle weiter fest, daß die historifche Urfache der Entstehung des Konflikts so, wie sie
iu der Anklageschriftdargestellt ist, nicht den Tatsachen entspricht. Im Provinzialciusschußhatte
sich zuerst ein Konflikt abgespielt zwischen dem Vorsitzenden des Provinzialausschusses Herrn
Adenauer und mir, und zwar lediglich wegen dessen Geschäftsführung, wie ich hier ausdrücklich
feststellen möchte. Ich habe Einspruch erhoben gegen die Art der Geschäftsführung, die Herr
Adenauer bei Beratung der Besoldungsvorlage der Landesbeamten sich zu eigen machte. Der
Vorsitzendehatte die „Angewohnheit", nach jedem Redner, der sich für die Wünscheder Beamten
einsetzte, in längeren Ausführungen den event, guten Eindruckdes Fürsprechers zu verwischen. Ich
stellte ausdrücklich fest, daß Herr Adenauer fich hiermit im Gegensatz befand zu den Ausführungen
einiger seiner Fraktionskollegen. Herr Adenauer hat bei dieser Gelegenheit sich nicht gescheut,
Argumente in die Debatte zu bringen, deren Benutzung ich mir nachher verbeten habe. Ich
möchte dies ebenfalls feststellen.

Die fachliche Beratung über die Qualität der Arbeit der Landesbantbeamten stand im
Vordergrund der ersten Aussprache. Es sollte festgestelltwerden, ob die Arbeit der Landesbank-
beamten gleichwertigmit der von den Reichsbankbeamtengeleistetensei. Es bejahten auch zwei
Redner der Mitte diese Frage. Die Landesbantbeamten hatten zur Begründung ihrer Ansprüche
Urteile der verschiedensten Behörden und Organisationen eingeholt, unter anderem auch das Urteil
ihres Generaldirettoriums, das sich dahin aussprach, daß die Arbeiten der Landesbantbeamtendenen
der Reichsbankbeamtengleichwertigseien. Dieses unangenehme Argument suchte der Vorsitzende
des Provinzialausschussesdadurch zu nichte zu machen, daß er erstens erklärte, die Ausführungen
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des Generaldirektoriumsder Landesbankbraucheman nicht ernst zu nehmen, denn die Herren hätten
ja ein persönliches Interesse daran, daß ihre unteren Beamten gehoben würden, dann stiegen auch
sie und zweitens erklärte Herr Adenauer, indem er sich gegen den PersonaldezernentenHerrn Landesrat
Müller wandte: „Nicht wahr, Herr Landesrat, das Generaldirektoriumhat uns vor kurzem einmal
einen gefälschten Bericht eingereicht?"

Ich stelle dieses fest. Auf diese Erklärung des Herrn Adenauer habe ich mich in der
Diskussionbezogen. Nun hatte das stellvertretendeMitglied des Provinzialausschusses,Herr Hoff,
wahrscheinlich überhört, von wem diese ungeheuerlicheAnschuldigungausging. Herr Hoff unter¬
stellte mir in der Diskussion, daß ich diese Anschuldigunggemacht hätte. Ich hatte mich aber
lediglich ans die Anschuldigungdes Herrn Adenauer bezogen,deshalb verlangte ich am Schluß der
Besprechungdas Wort zu eiuer persönlichen und sachlichen Richtigstellung, und zwar habe ich mir
zuerst verbeten, daß in die sachliche Beratung derartigeArgumente hineingeworfenwerden und zweitens
habe ich richtiggestellt,daß nicht ich die Beschuldigung gegen das Direktorium der Landesbank
vorgebracht habe, sondern der Vorsitzende des Provinzialausschusses. Herr Adenauer, der wohl
eingesehen haben mochte,daß er zu weit gegangen war, hat mich in einer rigorosenArt und Weise
unterbrochen,und das Wort entzogen mit der Begründung: „Ihre Ausführungen gehen zu weit"
und da blieb mir nichts anderes übrig, als folgende Erklärung abzugeben, die ich durch Zeugen
erhärten kann, denn soviel Ehrlichkeit traue ich auch deu übrigen Mitgliedern des Provinzial¬
ausschusses zu, „Weun Sie mir hier nicht die Gelegenheitgeben, eine mir unterstellte Beschuldigung
richtig zu stellen, dann zwingen Sie mich dazu, mich mit den betreffendenBeamten persönlich in
Verbindung zu setzen und ihnen zu sageu, daß nicht ich, sondern Sie die Beschuldigung erhoben haben".

Diese Erklärung war dem Vorsitzendennatürlich nicht angenehm und er griff zu einem
geschickten Manöver, indem er erklärte: „Meine Herren! Wir stehen vor der grundsätzlichen Frags,
sind die Mitglieder des Provinzialausschusseszum Schweigen verpflichtet oder nicht! Ich schlage
vor, die Sitzung zu vertagen und nach der Mittagspause als ersten Punkt nicht die Besolduugs-
bemtung, sondern unsere Stellung zur grundsätzlichen Schweigepflicht vorzunehmen", Herr Adenauer
suchte so aus der Falle, die er sich selbst gestellt hatte, herauszukommen. Er rollte die prinzipielle
Frage der Schweigepflichtauf. Das war die Konfliktsursacheund soviel Ehrenhaftigkeit und Mut
zur Wahrheit traue ich Herrn Adenauer noch zu, daß er die Richtigkeit dieser Darstellung nicht
bestreitet. Aber in der Anklageschriftist der Eindruck erwecktworden, als ob ich direkt im Anschluß
an die Besoldungsberatungerklärt habe, daß ich dafür sorgen würde, daß die Beamten der Landes¬
bank die ablehnendeStellung jener Mitglieder erfahren würden. Das trifft nicht zu, sondern der
prinzipielle Streitfall ist ganz willkürlich durch den VorsitzendenHerrn Adenauer herbeigeführt
worden. Damit hat sich aber die ganze Grundlage des Verfahrens, das gegen mich eingeleitet
worden ist, verschoben. Nachdem die Anklageschriftmir vorlag, mußte ich am 19. Mai abends
zur Sitzung des Bezirksausschussesin Düsseldorf. Ich will auf weitere Vorgänge nicht näher
eingehen,nur soviel will ich feststellen daß mir später erst, nachdemich diese Anschuldigungsschrift
erhalten hatte, der ähnlich liegende Fall des KreisausschußmitgliedesSchmidtchen bekannt wurde.
Aus der in diesem Falle ergangenen Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts vom Mai 1921,
ersah ich, daß eine grundsätzliche Schweigepflichtfür alle Vorgänge und Beratungen der Behörde
nicht bestand. In der Anklageschrift gegen mich hat sich die Anklagebehördeu. a. auch auf diese
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichtsberufen. Ich erklärte nun, um gewissen Herren die Mög¬
lichkeit zu nehmen, ihnen unwillkommene Personen aus dem Provinzialausschuß zu treiben, daß ich
aus taktischenGründen mich auf den Boden dieses Urteils des Oberverwaltnngsgerichts stelle.
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Diese Entscheidung lautet dem Sinne nach, daß über die Vorgänge und Beratungen der Kreis¬
ausschüsse bezw. Provinzialausschüsse,die ihrer Natur nach eiue Schweigepflichtverlangen, eine
Schweigepflicht bestehe, daß aber im übrigen die Schweigepflicht im Laufe der Entwicklungbeschränkt
worden sei. Auf diese Grundlage habe ich mich gestellt. Diese taktische Handlung war ein
wesentliches Argument, das den BezirksausschußDüsseldorf zu einem Freispruch veranlaßte.

Aber es lag hierfür noch ein anderes Moment vor. Der Vorsitzendedes Provinzial-
ausschusses hatte einen zweiten Fehler gemacht, indem er mich bei meiner Einführung in das Amt
uicht vereidigt hatte bezw. indem er verabsäumte, ein Protokoll, iu dem auf meiue Vereidigung
als Staatsdiener Bezug genommen werden mußte, aufzunehmen. Dieses hätte ich unterschreiben
müssen, ist aber nicht geschehen. Nach unserer Auffassung war damit die rechtliche Grundlage für
ein Disziplinarverfahren nicht gegeben. Dem hat sich zwar der Bezirksausschußuicht angeschlossen
und ist trotzdem zu dem Freispruch gekommenauf Grund der Erklärung, daß ich mich auf den
Boden der Entscheidungvom Mai 1921 stelle.

Das war am 19. Mai d. I. Anfang Juni war mir diese Entscheidungdes Bezirks¬
ausschusses schriftlichzugegangen, und ich war sehr verwundert, daß ich im Verlaufe der nächsten
Wochen keine Einladung zu den Sitzungen des Provinzialausschusseserhielt.

Nun erklärte eben Herr Adenauer, daß zunächst der Minister die vorläufige Dienstent¬
hebung aufheben müsse, ehe ich wieder an den Sitzungen teilnehmen könue, daß aber der Minister
gegen das freisprechendeUrteil des BezirksausschussesEinspruch erhoben habe. Ich bin unter
Disziplinarverfahren gestellt worden, ohne daß ich die Rechtsgültigkeitdieses Verfahrens anerkannte,
auf Gruud des „Disziplinarverfahrens gegen nichtrichterliche Beamte vom 21. Juli 1852". Sie
können dieses Gesetz durchgehen,Sie werden keine Bestimmung finden, daß nach dem Freispruch
auch noch eine Aufhebung der Amtssuspendierung von selten des Herrn Ministers notwendig ist.
Das Staatsministcrium, früher der König, hat nach den Bestimmungennur dann ein Recht, eine
Amtsenthebung weiter gehen zu lassen, solange noch kein endgültiges Urteil des Bezirksausschusses
gefällt worden ist. Der § 40 dieses Gesetzes sagt: „Das Rechtsmittel des Einspruchs gegen diese
Entscheidungeines Disziplinargerichtshofesfindet nicht statt". Gegen die Entscheidung des Bezirks¬
ausschusses konnte nach ß 41 dieses Gesetzes lediglicheine Bernfung eingelegt werden entweder vom
Herrn Vertreter der Staatsanwaltschaft oder von mir. Von meiner Seite ist keine Berufung er¬
folgt, es könnte also lediglichder Vertreter der Düsseldorfer Staatsanwaltschaft Einspruch erhoben
haben. Einen Einspruch aber gibt es nach tz 40 uicht, es gibt nur eine Berufung und diese Be¬
rufung schließtnicht in sich, daß ich nun wahrend der Zeit, bis diese Berufung entschieden ist, des
Amtes enthobenbin. Das geht aus den folgendenParagraphen des Disziplinargesetzes unzweifelhaft
hervor. Der § 46 lautet: „Lautet die Entscheidungdes Disziplinargerichtshofesauf Freisprechung,
so kann das Staatsministerium nicht die Strafe der Dienstentlafsungverhängen". In meinemFalle
liegt Freisprechungvor, das Staatsministerium kann also unter keinen Umständen auf eine Dienst¬
entlassung meinerseits erkennen. Wenn - also hier erklärt wird, es wäre ein Einspruch erhoben
worden gegen die Rechtsgültigkeitmeines Freispruchs, so kaun das nicht zutreffen. Es kann sich
lediglichum Berufung handeln, und da sagt § 46: „Wenn das Ministerium zu der Ansicht kommen
sollte, daß doch eine Schuld vorliegt, es lediglicheine Rüge erteilen kann". Es ist kein einziger
Paragraph vorhanden, der meine Fernhaltung von den Sitzungen des Provinzialausschussesrecht¬
fertigt, denn eine vorläufige Dienstentlassung, eine Amtssuspendierung kann nur erfolgen bis zur
Eutscheiduugdes Disziplinargerichtshofes. Mein rechtskräftigesUrteil bedarf aber keiner Bestäti¬
gung des Ministeriums. Das ist in freisprechendem Falle nicht erforderlich. Eine weitere Amts-
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suspendierungerfolgt laut den Paragraphen des Disziplinarisches nur in solchen Fällen, wenn der
betreffendeBeamte vom König, heute also vom Staatsministerium ernannt oder seine Wahl be¬
stätigt worden ist. Es steht aber fest, daß die Mitglieder des Provinzialausschussesweder ernannt
werden, noch zur Ausübung ihres Amtes einer Bestätigung des Staatsministeriums bedürfen.
Infolgedessen sind alle Voraussetzungenfür die Behauptung geschwunden,daß das rechtskräftige
Urteil des Bezirksausschussesnoch bestätigt werden müsse, um es rechtskräftigzu machen. Jeden¬
falls werde» Sie aus dem Disziplinarische, das Sie in Ihre alte Provinzialordnung auf-
genommen haben, nicht einen einzigen Paragraphen anführen können, daß der Minister nach dem
Freispruch noch befugt ist, eine weitere Amtssuspendierung auszusprechen.

Ferner ist mir von der Berufung bis zur Stunde noch nichts amtlich mitgeteilt worden,
und es sind beinahe zwei Monate verflossen,seit der Bezirksausschußzu seinem Freispruch ge¬
kommenist.

Man gewinnt bei der ganzen Behandlung dieser Frage den Eindruck,als wenn der Vor¬
sitzende des Provinzialausschussesund die hinter ihm stehenden Fraktionen oder Fraktionsmitglieder
ein direktes Interesse daran haben, den Provinzialausschuß von meiner Gegenwart zu befreien.
Einen anderen Eindruckkann man um so weniger gewinnen, wenn man bedenkt, daß es dem Vor¬
sitzendendes Prooinzialausschussesein Leichtes gewesen wäre, wahrend der langen Zeit der Einleitung
des Disziplinarverfahrens auf eine schnelle Regelung dieses Konfliktes zu drängen, daß er diese
Initiative nicht ergriff, zeigt klar und deutlich, daß Herr Adenauer mit der Absicht umgegangenist,
mich aus dem Provinzialausschuß zu entfernen, weil ich es gewagt habe, ihm, dem „allgewaltigen
Vorsitzendendes Provinzialausschusses" klar zu machen, daß er nicht das Recht hat, zum eignen
Vorteil eine unsachlicheGeschäftsführung vorzunehmen. Einen anderen Eindruck können meine
Freunde und ich aus dem Verhalten des Vorsitzendendes Provinzialausschussesnicht gewinnen.
Wir sehen uns deshalb veranlaßt, die heutige Interpellation einzubringen.

Wenn der Herr Adenauer zum Schluß sagt, eine Neuwahl des Provinzialausschussesbrauche
auf Grund unseres Einspruches darum nicht vorgenommenzu werden, weil wir uns damals auf
eine Einheitsliste geeinigt hätten, fo stimmt das nicht, denn eine „Einheitsliste" im Sinne des
Verhältniswahlsystemswürde ganz bestimmt von der Kommunistischen Partei abgelehntworden sein.
Es ist lediglich eine Einigung erzielt worden, ohne Wahlgang eine Verteilung der Sitze vorzunehmen.
Eine „Einheitsliste" aber, wie sie auf Grund des Verhältniswahlsystems unbedingt eingereicht
werden muh, hat nicht vorgelegen und selbst, wenn dieser Einwand des Herrn Adenauer zuträfe,
daß eine gemeinsame Liste, eine Einheitsliste aufgestellt worden wäre, so war ja diese Liste in dem
Falle erledigt, daß einige Provinzialausschußmitgliederausschiedenund keine Nachfolger zum Auf¬
rücken vorhanden waren. Ausgeschiedensind tatsächlich Herr Geheimrat Hueck, Herr Gerlach und
noch einige andere. Dafür sind neue Mitglieder hinzugewähltworden, auf Vorschlag der betreffenden
Fraktionen. Man kann hieraus ersehen, daß die Einigung sich nur auf die Anzahl der Sitze,
erstreckt hat, aber nicht auf die gesamte Liste an sich. Nach dem Verhältniswahlsystemmußte,
gemäß den Ausführungendes GeheimenOberregierungsiates von Leyden im Ministerium des Innern
— trotzdem wir uns geeinigt hatten ohne besonderen Wahlgang die Vorgeschlagenen als Provinzial¬
ausschuß anzuerkennen—, jede Fraktion eine Liste aufstellen, die mehr Kandidaten umfaßte, als
sie Sitze zu besetzenhatte. Schied dann ein Mitglied aus dem Provinzialausschusseaus, so mußte
von der betreffendenListe das nächste Mitglied nachrücken. Diese Rechtsauffassungist nicht eine,
die ich mir zurechtgemacht habe, sondern die mir der offizielleVertreter des Minister des Innern.
Herr Oberregierungsrat von Leyden, gegeben hat. Herr von Leyden erklärte mir im Anschluß
daran, daß infolgedessen die von uns vorgenommene Wahl zum Provinzialausschuß ungültig wäre
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und daher beanstandetwerden könnte. Ich berufe mich nochmals auf den Dezernenten des Mini¬
steriums des Innern, der für eine folche Erklärung, als Leiter der Abteilung für Provinzialange-
legenheitenzuständig ist. Herr von Leyden führte einen ähnlichenFall an, nachdem die Wahl zum
Provinzialausschuß einer anderen Provinz aus diesem Grunde bereits beanstandet und durch das
Ministerium wieder aufgehobenworden sei.

Wir halten deshalb an den zwei Punkten der Interpellation fest, erstens der Provinzial-
ausschuh ist nicht nach einem gültigen Wahlmodus gewählt worden und seine Beschlüsse haben
folglich keine Rechtskraft.

Der zweite Punkt, daß man mich nach der Freisprechung nicht zu den Sitzungen des
Provinzialausfchufseseingeladenhat, müssen wir nach wie vor aufrecht erhalten, es sei denn, daß
der Vorsitzende des Provinzialllusfchussesoder die Provinzialverwaltung einen rechtsgültigenBeweis
für ihre Auffassung antritt. Im andern Falle müssen wir uns das Recht vorbehalten gegen die
weitere Behandlung der Vorlagen, die vom Provinzialausschuß uns zugegangensind, höheren Orts
Einspruchzu erheben.

Vorsitzender I)r. Iarres: Das Wort hat Herr Dr. Adenauer als Vorsitzender des Provin-
zialausschusses.

AbgeordneterDr. Adenauer: Meine Damen und Herren! Ich möchte bei der zweiten
Frage anfangen. Ich habe vor mir die stenographischen Berichte. Danach ist eine einstimmige
Wahl einer Liste getätigt worden. Ich weiß nicht, was man noch weiter dabei sagen soll, wenn
das Plenum einstimmigeine Liste wählt.

(Zuruf: Wenn einer ausfcheidet,was machen Sie dann?) Dann hätten Sie mehr wählen
sollen und sagen .... (Zuruf: Da brauche« Sie keine Neuwahl!)

Auch Herr Knab ist ebeufalls nachher einstimmig gewählt worden. (Widerspruchlinks.)
Nun, meine Herreu, aber zu dem Fall Knab. Der Herr Knab hat Ihnen die Vorgänge

in dem Provinzialausschuß zum Teil richtig geschildert,zum Teil hat er sie offenbar nicht genau
in der Erinnerung. Es wurde eiu Vergleich gezogen zwifchenden Beamten der Landesbank und
denen der großen D-Banken, wie DeutfcheBank, Diskonto-Gesellschaftusw. Dein bin ich entgegen¬
getreten, weil ich nach wie vor einen solchen Vergleich für falsch halte. Von einem gefälschten
Bericht — ich foll gesagt haben, das Direktorium der Landesbank hätte einen gefälschten Bericht
vorgelegt — ist mir nichts bekannt. Ich habe eben den Herrn Landesrat Müller, der als unbeteiligter
Zeuge anwesendwar, gefragt, ihm ist auch nichts von einer solchen Aeußerungmeinerseitsbekannt.
(Herr Knab: Das haben Sie erklärt.) Daß ich gesagt habe, die Direktoren oder das General-
direktoriumhabe ein Interesse daran, die Tätigkeit seiner Beamten möglichst schwerwiegend darzu¬
stellen, weil auf diese Weise auch ihre Stellung gehobenwird, ist richtig und auch zutreffend.

Meine Damen und Herren! In der Sitzung hat der Herr Knab eine Erklärung abge¬
geben, die meiner Erinnerung nach dahin ging, daß er in die Oeffentlichkeitgehen und den
Beamten die Verhandlungen mitteilen wolle. (Herr Knab: Das ist nicht wahr.) Daraus haben
eine Reihe der übrigen Mitglieder des Provinzialllusfchusseserklärt, unter diesen Umständennähmen
sie an den Verhandlungen nicht weiter teil. Da ich das hitzige Temperament des Herrn Knab
kenne, habe ich mich bemüht, die Sache zu schlichte». Ich habe Herrn Knab gesagt, Sie haben
als Lehrer den Staatsdienereid geleistetund haben dabei Amtsverschwiegenheit gelobt. Sie brauchen
nichts weiter als dasselbe für ihre Tätigkeit als Mitglied des Provinzialausschusseszu wiederholen.
Er hat dann immer von seinem Parteistandpunkt gesprochen,ich habe ihm erwidert: „Wenn Sie
doch trotz Ihres Parteistandpunktes Amtsverschwiegenheit geloben können als Lehrer, dann müssen Sie
es auch hier köuuen". Dann habe ich ihm gesagt: „Wir wollen jetzt keine Entscheidungvon Ihnen,
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Sie sind erregt, wir wollen erst eine Mittagspause machen". Die Mittagspause hat auch stattge¬
funden. Herr Kuab. hatte sich aber offenbar verrannt, denn er blieb bei seiner Erklärung, Es ist
dann folgendes Protokoll aufgenommen worden, das Herr Knab gebilligt hat. Das Protokoll lautet so:

„NachdemHerr Knab erklärt hatte, daß er eine Pflicht der Geheimhaltung über die Vorgänge
uud Beratungen innerhalb des Provinzialausschusses nicht anerkenne, wurde vou feiten der
Mitglieder des Zentrums und vou selten der Mitglieder der Arbeitsgemeinschaftim Provin-
zialausschußerklärt, daß sie uuter diesen Umständen nn den Verhandlungen des Provinzial¬
ausschussesnicht weiter teilnehmen könnten. Auf die Aufrage des Herrn Völlig an Herrn
Knab, ob er denn nicht Geheimhaltung fiir die gegenwärtige Sitzung versprechen wolle, er
könne ja dauu über das Prinzip seine Partei hören uud ja nachdemdann handeln, erklärte
Herr Knab, daß er eiue weitere Erklärung ablehne. Auf die nochmaligeFrage des Vor¬
sitzendenan die Herren Völlig und Kemmauu, ob sie für die hinter ihnen stehendenMit¬
glieder des Provinzialausschussesbei ihrer Erklärung verblieben,erklärten die Herren: ja.

Die SozialdemokratischenMitglieder des Provinzialausschusseserklärten, daß sie eiue
Schweigepflichtanerkennen überall da, wo Interessen der Provinz gefährdet werden könnten
und persönliche Verhältnisse besprochen werden. Sie behielten sich aber das Recht vor, der
Oeffentlichkeitihre Stellungnahme zu bestimmten Vorlagen uuter Umständen mitzuteileu.
Sie säheu jedoch iu deu Vorgäugeu in der Sitzung des Provinzialausschussesvom 3. Oktober
ihrerseitskeine Veranlassung,die weitere Beratung der Beamtenbcsoldungsvorlagezu unterbrechen.

Hierauf erklärte» die Herren Völlig und Kemmauu für die von ihnen vertretenen
Mitglieder, daß sie bedauerten, daß durch die nicht vou ihnen verschuldete Zachlage eiue
Weitcrberatnng und Erledigung der Beamteubesoldungsvorlageim gegenwärtigen Augenblick
unmöglichgemachtsei.

Herr Kuab erklärte, daß er in der Abgabe seiner grundsätzlichen Erklärung zur
Geheimhaltungkeinen Grund für die bürgerlichen Parteien sehe, die Beratung der vorliegenden
Besoldungsordnungauszusetzen, da nach seiner Meinung die Vertreter der bürgerlichen Parteien
auch in der Oeffentlichkeitdas vertreten müßten, wofür sie im Pruuinzialausschuß gestimmt
habeu. Nach Ansicht des Herrn Knab benutztendie Vertreter der bürgerlichen Parteien diesen
willkommenen Anlaß, um sich unter diesen Umständeneiner Befchlußfassungüber die Anträge
und Wünscheder Beamten, Augestelltenund Arbeiter zu entziehen.

Die Herren Völlig und Kemmann erklärten für die von ihnen vertretenen Mitglieder,
daß sie die Verneinung der Schweigepflichtdurch Herrn Knab als einen Verstoß gegen seine
Beamtenpflichtansehen müßten und daß sie aus diesem Grunde nicht mehr in der Lage seien,
an den Verhandlungen weiter teilzunehmen. Sie erklärten weiter, daß sie entschieden gegen
den Vorwurf des Herrn Knab Einsprucherheben, als ob sie die Verabschiedung der Bcsoldungs-
vorlage für die Beamten verhindern wollten.

Herr Knab stellt fest, daß das Kräfteverhältnis der Fraktionen im Provinzialaus-
schuß folgendes sei: Zentrum 7, Arbeitsgemeinschaft3, MehrheitssuzialistischePartei 3,
Kommunistische Partei 1".

Meine Damen und Herren! Herr Knab hat überhaupt, glaube ich, in der Erregung
manchmal ein etivas kurzes Gedächtnis. Er hat eben auch bestritten, daß er das Protokoll unter¬
schrieben habe, wonacher bei seiner Einführung auf den Staatsdienereid verwiesen sei. Hier liegt
die amtliche Abschriftdes Protokolls vor mir. Sie . . . (Zuruf: Bitte lesen Sie mal!) Es heißt
darin: „Derselbe wurde auf den von ihm schon geleisteten Staatsdienereid verwiesenund in sein
Amt eingefühlt erklärt. Hierüber wurde gegenwärtigesProtokoll aufgenommenund von den Betei-
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ligten unterschriebe«". (Zuruf des Herrn Knab: Als stellvertretendesMitglied und dann bin ich
neu gewählt worden! Heiterkeit.)

Meine Herren! Nun wurde gegen Herin Knab das Disziplinarverfahreneingeleitet. Ich
habe von dem Inhalt der Klageschrift,von der Erklärung des Herrn Knab und von dem Urteil des
Bezirksausschusses überhaupt keine Kenntnis bekommen, weil mich das nichts angeht, sondern weil das
Sache des Ministers des Innern ist. Es ist aber dann an den Landeshauptmann ein Schreiben
des Regierungspräsidentenvon Düsseldorf gelangt vom 3. Juni 1922, das ich Ihnen vorlesen will:

„Der Bezirksausschuß hat in der Disziplinarsachegegen das Mitglied des Provinzial-
ausschussesder Rheinprovinz, den VolksschullehrerKnab ein freisprechendes Urteil gefällt.
Auf Anweisungdes Herrn Ministers des Innern wird der Vertreter der Staatsanwaltschaft
dagegen Berufung einlegen, wenn nicht Herr Knab eine genau im einzelnen festzustellende
Erklärung über seine Auffaffuug der Geheimhaltung niederlegt. Der Herr Minister des
Innern hat mitgeteilt, daß er durch die vorliegende Erklärung des Herrn Knab nicht befriedigt
sein könne. Ich stelle ergebenst anheim, mir Ihre Stellungnahme gefälligstmitteilen zu wollen.

Gin Einfluß auf die weitere Behandlung der Frage durch den Vertreter der Staats¬
anwaltschaftkann meines Trachtens nach den eingehenden Anweisungendes Herrn Ministers
nicht erwartet werden, wenn sie im Sinne eines Verzichts auf die Berufung ausgeübt
weiden sollte".

Das heißt auf deutsch: Wenn ihr uns ersuchen solltet, auf die Durchführung der Beru¬
fung zn verzichten,so können wir nach Weisung des Ministers diesem Wunschenicht stattgeben.

Darauf haben der Landeshauptmann und ich zu dem Schreiben keine Stellung einge¬
nommen. Es steht danach fest - wir haben eine weitere Mitteilung des Ministers des Innern
nicht bekommen —, daß die Amtssnspendierungdes Herrn Knab noch weiter fortbesteht, so lange,
bis das Verfahren rechtskräftig entschieden ist. Solange wir nicht vom Minister des Innern den
Bescheid bekommen, daß er die Berufung zurückgezogen hat, oder aber, daß die weitere Instanz die
Berufung abgewiesen hat, besteht die Amtsenthebung des Herrn Knab fort. Erst, wenn wir gegen¬
teilige Nachrichterhalten, können wir Herrn Knab wieder zu den Sitzungen des Provinzmlausschusses
einladen. Solange wir diesen Bescheid nicht besitzen, sind wir nach den gesetzlichenBestimmungen
gehalten, nicht ihn, sondern seinen Vertreter, Herrn Betzhold, einzuladen.

Vorsitzender Dr. Zaires: Das Wort hat Herr AbgeordneterBamberger.
Abgeordneter Bamberger: Meine Damen und Herren! Nach meiner Auffassung und

nach der Auffassungunserer Freunde ist es schon an sich ein sehr unerwünschter Zustand, der offenbar
von einem Teil dieses Hauses gar nicht empfunden wird, wenn ein Abgeordneterunter ein Disziplinar¬
verfahren gestellt wird. (Heiterkeit). Meine Damen und Herren! Der Abgeordnete als solcher
ist vom Volk gewählt nnd seine Aufgabe ist es, seine Meinung oder die Meinung seiner Freunde
zu vertreten. Man hat nun den Kollegen Knab verhindert, seine Meinung zu vertreten, und zwar
dadurch verhindert, daß man ihn vom Provinzialausschuß ausgeschlossen hat. Wir müssen also
zunächst dagegen Protest erheben, daß man es überhaupt wagt, gegen den Abgeordnetenein Disziplinar¬
verfahren einzuleiten.

Noch eins. Das Diszivliuargesetz,über das wir uns jetzt unterhalten und nach dem die
Disziplinarurteile gefällt werden, datiert vom Jahre 1852. Es ist also ein ganz veraltetes Gesetz,
da« in die Rumpelkammergehört, aber nach dem wir uns leider heute noch richten müssen. Wenn
wir uns dieses alte Disziplinarisch genau ansehen,beobachten wir, daß das Gesetz vollständig auf
Seiten des Abgeordneten Knab steht. Wenn Sie § 2 vornehmen, finden Sie darin, daß ein
Beamter, welcher die Pflichten verletzt, die ihm sein Amt auferlegt, oder sich durch sein Verhalten
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in nnd außer dem Amte der Achtung, des Ansehens oder des Vertrauens, die sein Beruf erfordert,
unwürdig zeigt, den Vorschriften des Gesetzesunterliegt. Nachdem Sie gehört haben, was der
Kollege Knab verbrochen hat, müßten Sie wirklich sagen, es reicht nicht aus, um eine Rüge, geschweige
denn ein großartiges Disziplinarverfahren gegen ihn zu veranlassen mit dem Ziele auf Enthebung
vom Amte. Wir kennen wohl den Minister des Innern, es ist Herr Dominitns gewesen, der gegen
die Vertreter der Linken außcrordeuilichscharf war und dem es ein Fressen war, wenn er einen
Vertreter aus dem Amte entfernen konnte, das war ein Demokrat, der nicht einmal seine eigenen
Parteifreunde, die zu Aemtern ausersehenwaren, bestätigt hat. Und auch in diesem Falle war der
Minister Dominikus mit beneidenswerterSchnelligkeitdabei, den AbgeordnetenKnab seines Amtes
zu entheben. Das alte Disziplinarisch wird wohl bald fallen. Man hat es als drückenden
Zustand empfunden, daß der Ankläger zugleich Richter ist. Das ist ein schwerwiegender Punkt.
Der Ankläger ist der Nichter, die Kläger sind zugleich Nichter und Zeugen, und außerdem ist ein
Paragraph da, der sagt, daß sich das Kollegium nicht einmal nach den Zeugenaussagen zu richteu
braucht, sundern nach freiem Gutdünken und Ermessenseine Entscheidungfällen kann. Damit war
für einen Disziplinargerichtshof vollständige Freiheit im reaktionärenSinne gegeben. Dennoch hat
der Bezirksausschußzu einem Freispruch kommen müssen, weil, nachdem Rede und Gegenredegehört
war, ganz klar war, daß der AbgeordneteKnab völlig unschuldigist. Es handelt sich nicht um
Verletzung der Schweigepflicht,suuderu um eine persönlicheDifferenz, die entstanden ist bei der
plötzlichen Besprechungder Schweigepflicht. Die Frage der Schweigepflichtwurde nnr aufgeworfen,
um die Stellung des Vorsitzenden zu stärkenund zu rechtfertigen.

Ein weiteres. Die Disziplinarstrafen bestehen in Ordnungsstrafen und Enthebung vou
dem Amte. Warum versuchte mau es nicht mit milderen Strafen? Warum mußte gleich um
Amtsenthebungnachgesucht werden?'

Weiter tritt die vorläufige Enthebung vom Amte ein: 1. wenn ein gerichtliches Verfahren
gefordert wird, 2. wenn im Disziplinarverfahren ein noch nicht rechtskräftigesUrteil ergangen ist,
das auf Dienstentlassunglautet. Das stimmt in diesem Falle, Herr Knab war seiner Amts¬
pflichten enthoben, solange das Verfahren gegen ihn schwebte. Nun aber schwebt es nicht mehr,
denn Herr Knab ist ja freigesprochen worden und infolgedessenmußte er in seine Rechte wieder
eingesetzt werden Wir mußten umsomehrdes guten Glaubens sein, weil wir von einer Verufung
nichts gehört haben. Es wnrde noch nicht einmal davon gemunkelt, erst jetzt hören wir von
Herrn Adenauer, daß Berufung vom Minister eingelegt wurde. Aber auch, wenn diese Verfügung,
die jedenfalls noch von dem früheren Minister Dominikus stammt, der angeordnet hat, daß gegen
jeden Unabhängigen und Kommunisten,falls Freispruch im Disziplinarurteil erfolgt, die Berufung
gefordert wird, heute uoch besteht und man nichts eiligeres zu tun hat, als Berufung zn fordern,
selbst dann ist Knab im Recht. Aber die Berufung kann den Freispruch nicht aufhebeu, denn der
8 46 lautet: „Lautet die Entscheidungoder das Gutachten auf Freispruch, so kann der Staats¬
minister, wenn er den Angeschuldigten strafbar findet, nicht die Strafe der Dienstentlassung,sondern
nur eine geringere Disziplinarstrafe verhängen. Das Rechtsmittel des Einspruchsfindet nicht statt".
Mit anderen Worten, Sie können sich wenden, wie Sie wollen, es wird Ihnen nichts helfen.
Der Herr Abgeordnete Knab ist freigesprochen worden, er wird freigesprochen bleiben und Sie können
versichert sein, er wird an den Sitzungen des Provinzialausschussesteilnehmen. So liegt die
Sache rechtmäßig.

Aber mir taucht eine andere Frage auf. Uns wird der Provinzialausschuß einmal so,
dann wieder so dargestellt. Ich weiß bald nicht mehr, was der Provinzialausschuß eigentlichist.
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Ist er eine beamtete Körperschaftoder ist er eine Körperschaft des Landtags? Bei der Wahl zu
dem Provinzinllcmdtage,das geht aus den Erklärungen des Herrn Oberregierungsrats Dr. Freund
hervor, haben Sie sich nicht gerichtetnach den Bestimmungen,die für den Provinzialausschuß vor»
geschrieben sind. Sie haben ihn in diesem Falle ganz richtig als parlamentarischeKörperschaft
aufgefaßt, aber jetzt umgekehrt, jetzt kommt der Herr AbgeordneteKnab, den Sie nicht durch ein
Disziplinarverfahren entfernen können, und was tun Sie? Sofort erklären Sie den Provinzial¬
ausschuß als eine Verwaltungsbehördeund Knab als einen Beamten, setzen ihn unter die Beamten¬
pflicht und leiten ein Disziplinarverfahren ein. Da geht es mir wie Meister Anton in Hebbels
Ma,ia Magdlllena: „Ich verstehe die Welt nicht mehr". Wir können Ihnen fagen, wir werden
Berufung einlegen. Wir werden uns beschweren, sowohl bei dem Oberverwaltungsgerichtals auch
beim Ministerium des Innern, und ich hoffe, daß soviel Klarheit beim Minister des Innern zu
fn,den ist, daß erkannt wird, wo das Recht und wo das Unrecht liegt.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterKnab.
AbgeordneterKnab: Meine Damen und Herren! Ich möchte zunächst erklären, daß die

Aktion, die wir nnternommen haben, nicht von dem Bestreben ausgegangen ist, mich nun wieder
unbedingt in den Genuß der Stelle hineinzusetzen, in die ich hineingewähltworden bin. Sie hat
für mich nur mehr den Zweck, an einer einzigen Sitzung des Provinzialausschussesnoch teilzu¬
nehmen, um dort die Sache klarzustellenund die Auseinandersetzungherbeizuführen,die notwendig
geworden ist. Ich beabsichtigenicht, dem Provinzialausschuß weiterhin aktiv anzugehören. Ich
persönlich würde damals, wenn ich nach der Freisprechungwieder eingeladenworden wäre, mein
Mandat im Provinzialausschuß bereits niedergelegt haben, weil ich der Ansicht bin, daß dieses
Mandat dnrch die Fraktion zu besetzen ist, die mich hineingewahlthat. Diese Auffassung habe ich
stets gehabt. So sehr verlangt es mich gar nicht, die Bekanntschaftmit gewissen Herren weiter
fortzusetzen.

Ich will hier noch eins feststellen,bezüglich des „kurzen Gedächtnisses". Ich habe fest¬
stellen müssen, daß dieser Mangel nicht auf meiner Seite liegt, sondern bei dem Vorsitzenden des
Provinzialausschusses. Herr Adenauer hat deutlichbewiesen, daß er ein »kurzes Gedächtnis" hat,
wenn es im Interesse seiner Partei notwendig ist. Ich mnß rückerinnernd darauf hinweisen,daß
ich als stellvertretendes Mitglied im März v. I. gewählt wurde. Ich habe am 14. Juli v. I.
in einer schriftlichen Erklärung mein Amt als stellvertretendes Mitglied des Pruvinzialausfchusfes
niedergelegt,nachdem ich an einer Sitzung teilgenommenhatte. Ich glaube, es war am 9. Juli
v. I. In dieser Sitzung fand auch die Protokollierung meiner Einführung in das Amt statt.
Nachdem ich am 14. Juli mein Amt niedergelegthatte, war ich für die Zukunft aller weiteren
Schweigeverpflichtungenenthoben, sofern sie sich nicht auf meine Tätigkeit in der einen Sitzung
bezogen. Juristisch war ich also nur verpflichtet zu schweigen über die Vorgänge in der einen
Sitzung, an der ich teilgenommen hatte, denn über weitere Sitzungen konnte ich nicht verpflichtet
werden, weil ich mein Amt niedergelegthatte. Meine Wahl als ordentliches Mitglied, die 4 Tage
später stattfand, war unabhängig von meiner früheren Funktion als stellvertretendesMitglied, was
schon daraus hervorgeht, daß in der Zwischenzeit von 4 Tagen Sitzungen stattgefundenhaben, an
denen ich nicht teilnahm. Nachdem ich ordentlichesMitglied war, habe ich als solches die erste
Sitzung im August v. I. mitgemacht. Ich habe für diese rechtliche Auffassung auch die Bestäti¬
gung des BezirksausschussesDüsseldorf feststellen können, nur wurde vom Bezirksausschußerklärt,
daß die Abgabe und- Niederschriftdieses Protokolls nicht unbedingtnotwendigsei, weil mein Dienst¬
eid, den ich als Lehrer geleistet Hütte, sich automatischausdehne auf meine Tätigkeit im Provinzial-
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ausschuß. Dieser Einwand ist nicht stichhaltig,weil der,Diensteid, den ich als Lehrer leistete, sich
nur auf Funktionen bezieht, die ich als Lehrer zu leisten habe. Es ist vom Gesetzgeber bezüglich
Vereidigung eine Erklärung abgegeben worden, daß der Beamte nur innerhalb seiner Dienstobliegen¬
heiten Treue der Verfassung zu halten hat, daß der Eid sich aber nicht auf seine außeramtliche
Betätigung bezieht. Ich habe unter diesem Vorbehalt den Staatsdienereid geleistetund diese ein¬
schränkende Ableistung des Eides ist Ihnen genau so gut bekannt, wie mir. Ich würde diesen Eid
nicht geleistet haben, wenn diese einschränkende Bestimmung nicht vorhanden gewesen wäre. Des¬
halb ist die Auffassung unzulässig,als wenn mein Diensteidals Lehrer sich ohne weiteres auf meine
Tätigkeit als Provinzialausschußmitgliederstrecke, denn dies ist eine parlamentarischpolitische Tätig¬
keit, die mit meinem Lehramt nichts zu tun hat.

Bezüglich meiner Behauptung, daß Herr Adenauer gesagt habe, das Generaldirektorium
der Landesbank hat uns einen gefälschten Bericht erstattet, muß ich erklären, daß ich diese aufrecht
erhalte. Wortwörtlich hat Herr Adenauer sich so an den Herrn Landesrat Müller gewandt. Wenn
heute die beiden Herren sagen, es stimmt nicht, dann ist das kurze Gedächtnis nicht auf meiner,
sondern auf ihrer Seite, denn sonst wäre ja meine Auseinandersetzungmit Herrn Hoff, der mir
diese Beschuldigungunterstellte, nicht zu erklären. Und dieser Herr ist ja auch von seinen eigenen
Freunden, Steinbüchel und Gerlach, in und nach der Sitzung darauf aufmerksam gemachtworden,
daß nicht ich, sondern Herr Adenauer diese Behauptung aufgestellt habe. Diese Tatsache wird
Herr Adenauer durch seine Erklärung nicht aus der Welt schaffen. Ich habe nur mit Rücksicht
auf das Disziplinarverfahren Abstand genommen,mich mit den Herren des Landesbankdirektoriums
sofort in Verbindung zu fetzen. Vielleicht wäre das Gedächtnis der Gegenseite etwas besser
gewesen, wenn nicht so lange Zeit inzwischen verstrichen wäre.

Im einzelnen will ich feststellen, daß Herr Betzhold ganz dieselbe Erklärung bzgl. Schweige¬
pflicht abgegebenhat wie ich. Er wurde auch unter Disziplinarverfahren gestellt. Herr Betzhold
hat dann aus taktischen Gründen, damit die Kommunistische Fraktion wieder vertreten war, eine
Erklärung abgegeben, und darin steht: „Ich kann nicht für alles Schweigepflichtanerkennen. Es
ist mir bekannt, daß auch früher von Mitgliedern des ProvinzialausschussesMitteilungen aus den
Sitzungen oder anderen Korperschaftsuerwaltungen,z. V. vom stellvertretenden Vorsitzenden Geheimen
Kommerzienrat Hneck, in unserem Beisein gemacht worden sind, deren Bekanntgabe man als Ver¬
letzung der Schweigepflichtnicht ansehen konnte und auch nicht angesehenhat. Ich erkenne die
Schweigepflichtfür Gegenständean, die ihrer Natur nach eine solche verlangen, wie solche, durch
deren Bekanntgabe die Interessen der Provinz oder einzelner Personen geschädigt werden können."
In derselben Weise hat sich auch die Mehrheitssuzialdemukratieerklärt und meiue Fraktion ebenfalls.
Ich kann mich auf den Boden der Oberverwaltungsgerichtsentscheidungstellen, in der es heißt:
„Diese Pflicht ist beschränkt wurden auf Gegenstände,die ihrer Natur nach nicht für die Oeffentlichkeit
bestimmtsind oder bezüglich deren ein Interesse an der Geheimhaltung besteht."

Ich habe diese Erklärung wortwörtlich auch abgegeben, also für die Fälle, auf die Herr
Betzhold sich bezieht, und trotzdemgegen Herrn Betzholddas Disziplinarverfahren eingestelltworden
ist, verlangt der Minister von mir eine bis ins einzelne gehende Erklärung, wie eben Herr Adenauer
mitgeteilt hat.

Ich wünschte,der preußische Minister des Innern wäre verpflichtet, eine Erkläruug abzu¬
geben, über welche Gegenständedie Mitglieder des Provinzialausschusseszum Schweigenveipflichtet
sind oder nicht. Ich glaube, dann stände der Herr Minister noch mit einem dümmerenGesichte da,
als manch einer von Ihnen dastehen würde.
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Es handelt sich hier, nachdem das Oberverwaltnngsgerichtdie Entscheidunggefällt hat,
daß die absolute Schweigepflichtbeschränkt worden ist, um einen Fragenkomplex,der bisher noch
nicht scharf umrissenfestgelegt worden ist. Es wäre mir und auch Herrn Adenauer ganz unmöglich,
alle die Fälle bis ins einzelneanzugeben,für die eine Geheimhaltungspflichtunter allen Umständen
besteht. Ich kann nur dieselbe Erklärung abgeben wie mein Stellvertreter Betzhold. Das scheint
nicht zu genügen und das begründet wieder meine Auffassung, daß verschiedene Perfonen ein leb¬
haftes Interesse daran haben, mich von den Sitzungen des Provinzialausschussesunter allen Um¬
ständen fernzuhalten. Ich möchte nun die Herren von der Sozialdemokratie daran erinnern, daß
ihre gesamte Presse meiner Auffassung Recht gegebenhat am Tage nach dem Konflikteim Pro-
vinzialausschuß. Damals schrieb auch der verantwortlicheLeiter der „Freien Presse", der jetzige
Landesrat Geilach, im Sinne meiner Auffassung und gegen die bürgerlichenMitglieder. Mittler¬
weile habe ich erleben müssen,daß Herr Gerlach die Anklageschrift des Staatsanwaltes durch seine
Aussagen stärkte. Ich glaube, es war nicht nutwendig, auch noch diesen Ergebenheitsbeweisfür
seine Eignung zum Landesrat zu erbringen. (Heiterkeit.) Er konnte sich der Aussage enthalten.
Es lag ganz in seiner Hand, wenn er meiner Auffassung nicht Recht geben wollte. Jetzt ver¬
schwindet er freilich im Hintergrunde, weil er abermals nicht den Mut hat, offen für das einzu¬
treten, was seine Presse geschrieben hat: „Durch diesen Freispruch hat sich der Bezirksausschußdie
Auffassung zu eigen gemacht, welche die „Freie Presse" und unsere Fraktion von Anfang an ver¬
treten haben".

Es ist ganz unerfindlich,warum der Herr Minister des Innern noch auf eine Fortführung
des Disziplinarverfahrens bestehen kann. Es ist nur verständlich,wenn man sich die betreffenden
Personen, die sich des näheren mit diesem Konflikt befassen mußten, ansieht. PersönlicheInteressen
und Einflüsse müssen es gewesen sein, die es erreichten,beim Herrn Minister eine Berufung durch¬
zusetzen. Damit ist die jetzige Tagung des Prouinziallandtages mit einer Auseinandersetzungbe¬
lastet worden, die bei einer loyalen Behandlung meiner Angelegenheitüberflüssiggewesen wäre.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterWeber.
AbgeordneterWeber: Meine Damen und Herren! Zu dem Anlaß oer heutigen Debatte

kann ich als Mitglied des Provinzialausschussesfolgendes ganz kurz mitteilen. Ich weiß, daß wir
in der Beratung hinsichtlich der Frage der Besoldungder Landesbankbeamtenwaren. Da hat Herr
Knab gesagt, als er merkte, daß die andere Seite nicht seiner Auffassungwar: „Dann werden wir
— um mit Ihren Worten zu reden — es ausschlachtenund werden die Gründe angeben, von
denen Sie sich leiten lassen." (Herr Hoffmann: Sicher!) Weiter hat Herr Oberbürgermeister
Adenauer erklärt: „Hier steht der Oberbeamte — das waren ungefähr seine Worte — und muß
uns zur Besoldungsordnungdie ganz intimsten Auskünfte über die Beamten geben, wenn der nicht
sicher sein kann, daß die vertrauliche!,Mitteilungen auch vertraulich bleiben, dann kann eine solche
Mitteilung überhaupt nicht mehr gemacht werden." Und diesem Standpunkte haben wir uns
angepaßt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoff.
Abgeordneter Hoff: Meine Damen und Herren! Damit nach den Aeußerungen des

verehrtenHerrn Kollegen Knab es nun nicht so aussieht, als wenn ich in der betreffenden Provinzial-
ausschuhsitzung etwa gegen die Beamten der Landesbankscharf gemacht hätte — das konnte beinahe
so tzerausllingen— fühle ich mich veranlaßt, folgendes festzustellen:

Ich habe in der betreffenden Sitzung sehr warm für die Beamten der Landesbank
gesprochen und habe auf Grund meiner Fachkenntnisseauf diesem Gebiete den Vergleich mit den
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D-Banken gezogen. Daraufhin hat Herr OberbürgermeisterAdenauer als Vorsitzender diesen Ver¬
gleich mit den D-Banken abgelehnt. Er hat bei dieser Gelegenheit erklärt, daß er wohl bereit
Wäre, die oberen Spitzen der Landesbankentsprechend zu erhöhen, daß man aber bei den unteren
Beamten nicht etwa angleichen solle an die Bezüge der Beamten bei den D-Nanlen. Das sage
ich, damit es gehört wird, verehrterHerr Hoffmann (Herr Hoffmann: Wird vermerkt) und es gibt
für beide AnsichtenGründe.

Es ist dann von Herrn Knab zuerst gesagt worden, ja, wenn sie ihre eigene Direktion
für minderwertig halten, dann muffen wir der Sache mal nachgehen. Ich habe dann nachher mit
Herrn Knab überhaupt nicht über die Sache gesprochen,sondern habe auf Ausführungen von
Herrn Adenauer geantwortet und da glaubte Herr Knab, ich habe ihm die Ausführungen von der
Minderwertigkeit in den Mund gelegt. Er befand sich aber im Irrtum, Wie meine Freunde im
übrigen gedachthaben, ist aus dem Protokoll, das aufgenommenwurde, ganz klar ersichtlich. Wir
sahen in den Vorgängen keinerlei Anlaß, die Beratung der Besoldungsreformzu unterbrechen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Adenauer,
AbgeordneterDr, Adenauer: Ich verzichte,
VorsitzenderDr. Iarres: Die Rednerliste ist damit erschöpft. Wir kommen nun zur

Abstimmung über den Antrag der Fraktion der U. S. P., betr. die Rechtsgültigkeitder vom Pro-
vinzialausschußdem Provinziallandtage zugestelltenVorlagen.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. (Geschieht.) Bitte um die
Gegenprobe. Der. Antrag ist abgelehnt. Damit ist auch dieser Punkt erledigt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir kommen nun zum folgenden Punkte unserer Tages¬
ordnung :

Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung und
zu den zu ihm gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungs«
zweige und Anstalten

und
Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr
1922".

Herr Landeshauptmann erklärt aber, daß es ihm in fo vorgerückter Stunde nicht mehr möglich
wäre, das Referat zu halten. Das Referat ist von solcherWichtigkeit, im allgemeinenmerkt man
schon Ermüdung, daß ich auch der Meinung bin, daß wir mit diesem wichtigen Referat die morgige
Sitzung anfangen. In, übrigen bitte ich um Wortmeldung, Sie hören die Anregung des Herrn
Landeshauptmanns, von seinem Vortrage heute Abstand zu nehmen und morgen die Sitzung damit
zu eröffnen. Ich glaube, wir werden uns seinen Gründen nicht verschließen können. Ich höre keinen
Widerspruch. Wir würden uns dann heute vertagen und morgen weiter beraten. Es ist vom Aeltesten-
rat beschlossen worden, Ihnen vorzuschlagen,die Beratung des Haupt-Haushaltsplans und die damit
zusammenhängenden Vorlagen wie folgt in der ersten Lesung vorzunehmen. Es soll jede Fraktion
Gelegenheit haben, durch zwei Redner zu Worte zu kommen, wobei dem ersten Redner die Zeit
seiner Aussprache nicht beschränkt wird, dagegen soll bei dem zweiten Redner eine Redezeit von
1b Minuten festgelegtwerden. (Zuruf: V2 Stunde). Es ist heute morgen 1b Minuten vor¬
geschlagen,und ich möchte bitten, es dabei bewenden zu lassen. Die zweite Aussprache wird
durchwegdie Form der Replik haben. Dann ist aber nach unseren Erfahrungen, die wir im
vorigen Jahre gemachthaben, eine Redezeitvon 15 Minuten durchaus ausreichend. Weun ich mich
nicht irre, war im vorigen Jahre die Redezeit auf 10 Minuten beschränkt worden. (Zuruf 20.)
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Der Aeltestenrat schlägt 15 Minuten vor für die zweiten Redner. Ich denke, daß wir morgen
mit der allgemeinenErörterung des Haushaltsplans fertig werden.

Darf ich eben ausführen, wie der Geschäftsgangweiter gedacht ist. Es sollen dann am
Mittwoch die Fachausschüssetagen, am Donnerstag Sitzung sein und man hofft, am Freitag
fertig zu werden.

AbgeordneterDr, Adenauer: Zur Geschäftsordnung. Es war urfprünglich in Aussicht
genommen, daß nach der Rede des Herrn Landeshauptmanns eine Pause eintreten sollte und daß
dann die Fraktionöredneram andern Tage antwortensollten. Soll denn jetzt sofort geantwortetwerden?

VorsitzenderDr. Iarres: Wenn nichts anderes beschlossen wirb, werden wir sofort
fortfahren. An sich wäre es im höchsten Grade erwünscht, die grundlegendenAusführungen des
Herrn Landeshauptmanns heute anzuhören, damit die Fraltionsredner sich im Anschluß daran
orientieren können. Das ist leider Gottes nach der Geschäftsordnungnicht möglich. Ich halte
es aber nicht für richtig, morgen eine kurze Pause eintreten zu lassen. Sie müßten eine mehr¬
stündige Paufe eintreten lassen, das würde unsere Geschäfte zu sehr zurückbringen.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Adenauer.
Abgeordneter Dr. Adenauer: Es ist richtig, daß das Haus erschöpft ist, aber wenn

wir die Sitzung bis 6 Uhr unterbrechenund der Herr Landeshauptmann spricht um 6 Uhr, sind
wir '/t nach 7 Uhr fertig. Wenn wir bis Freitag fertig werden wollen, müssen wir etwas vor
uns bringen.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Haas,
AbgeordneterHaas: So gut es auch wäre, wenn die Fraktionen Zeit hätten, zu den

Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns Stellung zu nehmen, so halte ich doch für aus»
geschloffen, daß wir jetzt eine Pause machen und dann noch die Rede des Herrn Landeshauptmanns
anhören. Wir müssen unseren Arbeitsplan nicht allzustark ausdehnen. Seit heute morgen sind die
Frattionskollegen tätig und bis 7 oder 8 Uhr zu tagen, ist nicht möglich. Aus diesem Grunde
schließe ich mich der Ansicht des Herrn Vorsitzenden an, morgen früh die Rede zu hören und fofort
in eine Ausspracheeinzutreten. Anders kommen wir auch morgen nicht zurecht. Sobald wir daran
ändern, werden wir morgen nicht fertig. Verschiebt sich die Sache bis Mittwoch und Donnerstag,
dann ist es sicher, daß wir diese Woche nicht fertig werden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Damit kein Mißverständnis entsteht: Mein Vorschlagschließt
sich lediglich an die Erklärung des Herrn Landeshauptmanns an, der es nicht für ratsam hält, heute
noch zu sprechen. Wenn Herr Landeshauptmann heute sprechenwill, würde das eine glückliche
Lösung sein, auch für die Fraktionsredner, weil sie sich besser vorbereitenkönnen.

Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Horion: Ich unterwerfemich vollständig dem Wunsche des Hauses

und würde versuchen,meiner Aufgabe heute gerecht zu werden. Ich würde dann auf eine Pause
heute leinen Wert legen. (AbgeordneterAdenauer: Sie sprechen aber lieber morgen?) Ich würde
es lieber morgen machen. Aber ich verkenne nicht, daß es sich glatter mit der Zeit machenläßt,
deshalb wäre ich auch bereit, heute abend noch zu sprechen.

Das Wort hat Herr AbgeordneterBamberger.
AbgeordneterBamberger: Wir bitten doch, heute abend mit der Sitzung zu schließen.

Wer fleißig mitgearbeitet hat, ist vollständig erschöpftund meines Trachtens ist der Bericht für
uns so wichtig, daß wir nicht in der Lage sind, ihn heute abend noch zu verdauen. Ich glaube,
es entspricht auch nicht den Gepflogenheiten eines ehrlichen Parlamentarismus, wenn man die
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Vorlagen einfach so durchpeitschtund sagt, daß wir bis Freitag unbedingt fertig werden müssen.
Ich bin der Ansicht, daß wir dann das Interesse an den Verhandlungen vollständig verlieren,
wenn das Ganze nur auf eine Durchpeitschungder Vorlagen hinauskommt.

Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Wesenfeld.
AbgeordneterDr. Wesenfeld: Wir halten den Wunsch des Herrn Landeshauptmanns

heute nicht mehr zu sprechen, für durchaus verständlich. Sein Bericht und seine Ausführungen
sind von großer Wichtigkeit. Wir möchten ihn in voller Frische vortragen hören und schließen
uns daher dem Antrage an, daß wir uns vertagen und morgen früh um V«10 Uhr mit dem
Bericht beginnen. Wir können uns dann immer noch Muffig werden, ob wir eine kurze Paufe
eintreten lassen oder eine folche Pause nicht wünschen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Herr Adenauer hat
feinen Antrag zurückgenommen. Es bleibt dann bei dem Vorschlag, wir werden morgen 9 V« Uhr
pünktlichbeginnen und die Tagesordnung wird so vor sich gehen, wie ich es eben vorgetragen habe.

Ich schließe dann die heutige Sitzung.

(Schluß der Sitzung 5 Uhr 30 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Dienstag, den 11. Juli 1922.

(Beginn 9 Uhr 50 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Vorbeiicht zu dem Haupt »Haushaltsplan der Provinzialverwaltung und zu den zu ihm

gehörendenHaushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten
und

Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr 1922.
3. Belicht des Provinzialausschuffes über die Ergebnisse der Provinzialverwaltung für das

Rechnungsjahr 1920.
4. Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der eingegangenenVorlagen.

VorsitzenderDr. Iarre«: Die Sitzung ist eröffnet.
Darf ich die beiden Herren Schriftführer bitten, hier Platz zu nehmen?
Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt die Herren Abgeordneten Krapoll,

Dr. Hüfer und Falk.
Es sind folgende Anträge der SozialdemokratifchenFraktion eingegangen, unterzeichnet

für diese von Herrn Haas:
„Der 63. Provinziallandtag beschließt: Für Fürsorgezüglinge ohne Bekenntnis sind
Fürsorger zu bestellen, die gleichfallskeinem Bekenntnis angehören, oder folche, die vom
Ausschuß für Arbeiterwohlfahrt vorgeschlagenwerden. Das Gleiche gilt für wider¬
ruflich Entlassene",
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ferner der Antrag:
„Der 63. Provinziallandtag beschließt: Um die Entlohnung der in Dienststellen
untergebrachten Fürsorgezöglinge an die Geldentwertung automatisch anzupassen, soll
nach Möglichkeit ein Teil des Lohnes in Kleidung bestehen. Die Verwaltung soll in
Anlehnung an das in Teilen der Provinz bereits übliche einfache und doppelte Zubehör
die jährlichzu gewahrenden Kleidungsstücke festfetzen.Daneben ist angemessenes Taschen¬
geld, freie Kassenbeiträgeund ein entsprechend geringer Barlohn zu gewähren",

und endlich
„Die Ausstattung der Fürsorgezöglmgebei Entlassung in Familienpflege und Dienst»
stellen ist wieder auf den Friedensstand zu erhöhen".

Ich nehme an, daß diese Antrage bei der Haushaltsberatung mit begründet und erörtert
weiden.

Ferner ist ein Antrag Knopp eingegangen:
„Der Kreisausschußdes Kreises Saarburg bittet den Provinziallandtag, zu beschließen,
die von Saarburg nach Ierf gehende und die beiden Provinzialstraßen Trier-Weißkirchen
und Trier-Saarbrücken verbindendeteils Kreis-, teils Kommunalstraßenauf die Provinz
zu übernehmen und als Prouinzialstraße auszubauen".

Ich nehme an, daß dicfer Antrag im zuständigenFachausschuß,also dem Fachausschuß III,
erörtert wird. Der Herr Antragsteller ist damit einverstanden.

Wir kommendann zu der heutigen Tagesordnung:
Vorbelicht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung und
zu den zu ihm gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungs¬
zweige und Anstalten

und
Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungs¬
jahr 1922,

ferner
Bericht des Provsnzialausfchusses über die Ergebnisse der Provinzial¬
verwaltung für das Rechnungsjahr 1920.

Ich erteile dem Herrn Landeshauptmann dazu das Wort.
Landeshauptmann Dr. Horiun: Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Zum ersten Male habe ich die Ehre, dem Provinziallandtage namens des Provinzialaus-

schusses den Haushaltsplan der Provinzialverwaltung vorzulegen. Ich habe diese Aufgabe zu erfüllen
in einer überaus ernsten und schweren Zeit, in einer Zeit, die insbesondere in bezug auf die Zukunft
so dunkel ist, wie wohl kaum eine bei der Eröffnung eines Rheinischen Provinziallandtages gewesen
ist. Doppelt schwierig ist es in einer solchen Zeit, einen Haushaltsplan aufzustellen, denn ein
solcher Haushaltsplan soll doch immer gewissermaßeneinen Blick in die Zukunft eines Jahres tun
lassen; er soll Markbeträge für bestimmteZwecke heute festsetzen,die auf Monate hinaus Geltung
haben sollen. Daß solche Ziffern sehr problematischerNatur sind, ist Ihnen bekannt. Infolge¬
dessen ist auch von leitender Stelle in der kommunalenSelbstverwaltung schon gesagt worden, daß
heute die Haushaltspläne nichts anders mehr darstellen als gewissermaßenein Buchungsschema,
in das erst im Laufe des Jahres Ziffern hineingeschriebenweiden. Soweit kann man meines
Erachtens doch nicht gehen. Vielmehr sind auch heute noch die Ziffern des Haushaltsplanes, abge¬
sehen von seinem sonstigen Inhalt, doch in vieler Hinsicht bindende Richtschnur für die Verwaltung;
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vor allen Dingen sind sie es überall da, wo bestimmteBeträge zur Verwendung für Nichtpflicht-
aufgaben der Verwaltung, insbesonderefür Zuschüsse an andere Stellen, festgelegt werden. Auf
der anderen Seite können aber diejenigen Ziffern, die zur Bezahlung bestimmter sachlicher Bedürfnisse
im Laufe des Haushaltsjahres festgelegtwerden, nicht mehr in der Weise, wie es früher der Fall
war, als unbedingt maßgebend für die Verwaltung angesehen werden. Aber eine sorgfältige Auf¬
stellung des Haushaltsplans, soweit sie überhaupt möglich ist, ist auch deshalb notwendig, weil sie
die wichtige Richtschnurfür die Festsetzung der Provinzialsteuern bildet. Die geringere Bedeutung
der Ziffern des Planes gegen früher kommt auf der anderen Seite darin zum Ausdruck, daß heute
in einer Weife, die man früher nur als Leichtsinnbezeichnet hätte, Ziffern in die Hanshaltspläne
hineingesctzt werden, von denen man im Augenblicke der Festsetzung weiß, daß sie in vielen Punkten
der Einnahmen und Ausgaben doch voraussichtlichnicht innegehalten werden. Das ist eben nicht
zu vermeidenin einer Zeit, wo zwischen Niederschriftund Drucklegung eines Haushaltsplans Preis-
Veränderungeneintreten, wie sie früher in Jahrzehnten nicht vorkamen. Es bleibt eben bis zu einer
Klärung der heutigen Verhältnisse leider nichts anderes übrig, als auch in der Finanzwirtschaft der
Gemeinden genau so wie in der des Reiches, und des Staates, in mancher Hinsicht mit einem
versuchsweisen Fortwursteln zu arbeiten und für die Lösung mancher finanziellenSchwierigkeiten
auf die Zukunft zu hoffen. Auch bei unserem Haushaltsplan muß das leider, was ich Ihnen
im einzelnennoch zeigen werde, der Fall sei». Aber wir müssen uns dabei wohl bewußt bleiben,
daß eine solche Wirtschaft außerordentlichgefährlichist und daß sie auch zur Katastrophe der Ver¬
waltung führen kann. Leider steht es aber nicht in der Macht der Kommunen,im Augenblick hier
einen anderen Weg einzuschlagen,sondern die Hilfe kann nur vom Reich, vom Staat und von
außenpolitischenFaktoren kommen.

Mit der gesunkenen Bedeutung der Ziffern des Haushaltsplanes wächst aber die andere
Seite der Bedeutung seiner Beratung. Diese Beratung soll nämlich auch dazu dienen, die gesamte
Verwaltung durchzusprechen, Kritik an der Vergangenheit zu üben und Vorschlägefür die Zukunft
zu machen. Infolgedessenist diesmal praktischerweise mit dem Punkte der Tagesordnung „Beratung
des Haushaltsplanes" auch die Vorlage des Verwaltuugsberichts für das abgelaufeneJahr ver¬
bunden worden. Diefer Verwaltungsbericht ist nach den Bestimmungen der Provinzialordnung
jedesmal mit der Vorlage des Haushaltsplans zu erstatten. Er bezieht sich noch ans das Jahr
vom 1. April 1920 bis 31. März 1921. Soviel Interessantes er auch enthalten mag, er ist
doch in unserer heutigen schnelllebigen Zeit in vieler Hinsicht überholt. Ich darf mich daher an
dieser Stelle wohl darauf beschränken, auf den Ihnen vorliegenden schriftlichen Bericht zu verweisen,
soweit ich nicht bei der Behandlung einzelner Gegenstände noch auf die Vergangenheit eingehe.
Der Haushaltsplan selbst liegt Ihnen, zusammen mit einem erläuternden Vurbericht, gedruckt vor.

Bevor ich auf den sachlichen Inhalt des Haushaltsplans eingehe,möchte ich zunächst dem
wohl allgemeinenBedauern darüber Ausdruckgeben, daß auch in diesem Jahre der Haushaltsplan
erst drei Monate nach Beginn des Haushaltsjahres zur Verabschiedunggelangt, und daß auch die
Wünschedieses Hauses nach formellen Aenderungendes Haushaltsplanes sich noch nicht haben er¬
füllen lassen. Das hängt damit zusammen, daß das Amt des Landeshauptmanns neun Monate
lang unbesetzt gewesen ist und daß in dieser Zeit eine gewisse Hemmung der gesamtenVerwaltung
nicht zu vermeidenwar. In Uebereinstimmungmit der Ansicht des Provinzialausschussesmußten
in diefer Zeit alle wesentlichen Veränderungen in der Verwaltung und alle Entschließungen,die in
die Amtsperiode des zukünftigenLandeshauptmannes mit hineinreichten,nach Möglichkeitvermieden
werden. Dahin gehörte in erster Linie die Umgestaltung des Haushaltsplans, aber auch sonstige
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Aenderungender Verwaltungsorganisationund die etwaige Inangriffnahme neuer Aufgaben der Ver¬
waltung. Der Zeitpunkt zwischen meiner Wahl und dem Zusammentritt des jetzigenLandtages
reichte auch nicht mehr aus, um einen Haushaltsplan auf neuer Grundlage aufzustellen; denn der
Haushaltsplan der Provinzialverwaltung muß, um rechtzeitig gedruckt und mit ausreichenderFrist
zunächst dem Provinzialausschuß zugestellt und dann dort beraten und nach Vornahme etwaiger
Aenderungen wiederum rechtzeitig dem Provinziallandtage zugestellt zu werden, schon etwa drei
Monate, bevor er in den Provinziallandtag kommt, in der Verwaltung im wesentlichen fertiggestellt
sein. Aus dem gleichenGrunde hat auch die Fertigstellung einer Anzahl wichtiger Landtags-
vorlagen sich in die letzten drei Monate zusammendrängenmüssen,was wiederum zur Folge gehabt
hat, daß manche dieser Vorlagen Ihnen erst jetzt zugestellt werden konnten. Ich hoffe, daß sich
dies in Zukunft vermeidenläßt. Auf der anderen Seite ist aber auch nicht zu verkennen, daß die
verspäteteVorlage des Haushaltsplans bei den heutigen anormalen Zeitverhiiltnifsengewisse Vor¬
teile bringt: Wäre der Haushaltsplan im März vorgelegt, also spätestensAnfang Januar schon in
der Verwaltung fertiggestellt worden, so würden seine Ziffern heute praktischzum größten Teile
bedeutungslos gewordensein, und von einem Innehalten desselben hätte noch weit weniger die Rede
sein können, als es leider heute schon wieder der Fall ist.

Der Haushaltsplan ist aufgestellt auf Grund der Schätzungender Einnahmen und Aus¬
gaben für dieses Jahr, so, wie sich diese Einnahmen und Ausgaben Ende März 1922 übersehen
ließen. Die Prciskatastrophe, die wir danach erlebt haben, ist Ihnen allen bekannt. Ich werde
bei meinen Ausführungen in den wichtigstenPunkten auf deren Wirkung eingehen, aber anch
wiederum nur so, wie sich das Bild vor etwa acht Tagen zeigte; heute müßte ich vielleichtschon
wieder andere Zahlen angeben und vielleichtin acht Tagen wiederum andere.

Beim Vergleich der haushaltsplanmäßigen Gesamtausgaben der Jahre 1921 und 1922
ist zunächst zu berücksichtigen, daß das Saargebiet und die Kreise Eupen und Malmedy aus der
Verwaltung der Provinz ausgeschieden sind und sich damit die Bevölkerungszahlder Provinz um
etwa eiu Zwölftel verkleinerthat. Dies vorausgeschickt, zeigt sich dasselbe Bild wie überall: 1921
326 Millionen, 1922 --- 747 Millionen. Das ist eine Steigerung um 120°/». Eine solche Steige¬
rung kann nicht auffallend erscheinen. Die Gehälter und Löhne sind aNein, entsprechend den er¬
höhten Besoldungenund den erhöhten Tarifen, foweit sie im Haushaltsplan berücksichtigt sind, im
letzten Jahre um 129 °/o gestiegen. Einer der wichtigsten Posten unserer Ausgaben, der Nekösti-
gungssatz in der III. Klasse der Irrenanstalten, betrug im Haushaltsplan für 1921 noch 7,50 Mark;
im Haushaltsplan für 1922 sind 16 Mark vorgesehen, also ebenfalls eine Steigerung um 120 "/«.

Die gesamten Ausgaben des Provinzialuerbandes werden durch drei Hauptpostenbeherrscht;
das sind die Personalkosten,die Anstaltsunterbringungskostenfür Hilfsbedürftige aller Art und die
Straßenbaukosten.

Die Gesamtausgaben für Beamte und Angestelltebetragen — ohne Landesversicherungs¬
anstalt, Landesbant und Feuerversicherung— 119 Millionen im Haushaltsplan 1922 gegenüber
51 Millionen im Haushaltsplan 1921. Die Steigerung ist fast ausfchließlich durch die besuldungs-
PlllnmäßigenErhöhungen und nicht durch Vermehrung des Personals hervorgerufen. Von Interesse
dürfte hier eiu Blick auf die Vorkriegszeit sein: Damals, im Jahre 1913, waren 2740 Beamte
und Angestelltemit einer Gesamtausgabe von 6 Millionen vorhanden; heute sind es 3393 mit
einer Gesamtausgabe von 119 Millionen. Das ist eine Steigerung der Beamten und Angestellten
in der Zahl um 23°/° und in der Höhe der Ausgaben um 1883°/«. Nur ein kleiner Teil der
Zunahme entfällt auf die Zentralstelle, nämlich eine Steigerung von 193 auf 323 Köpfe. Diese

7»
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erklärt sich einmal durch die Nebertragung neuer Aufgaben, vor allem Kriegsbeschädigten-und
Kriegshinterbliebenenfürsorgeund der Krüppelfürsorge, an die Verwaltung, dann aber auch durch
die Zunahme der Dienstgeschäfte innerhalb der einzelnenbisher schon der Verwaltung übertragenen
Betriebszweige. Es ist beispielsweise nicht zuviel behauptet, wenn man sagt, daß heute die eine
Personalabteilung mit den alle 6 Wochen eintretendenneuen Gehaltsregulierungen und der Prüfung
der unendlichenZahl von Einzelantriigen der Beamten fast soviel Arbeit verursachtals noch im
Jahre 1913 die ganze provinzielle Ientralverwaltung. Aber auch andere Abteilungen, wie
Pensionskassen,Fürsorgeerziehung,Irrenwesen, erfordern heute eine viel umfangreichere und intensivere
Bearbeitung wie früher. Die sich täglich ändernden finanziellen Verhältnisse machen immer
wieder eine neue Einstellung auf die neuen Zahlen uud immer wieder Aenderungen bestehender
Vorschriften notwendig. Es ist auch nicht zu verkennen, daß die neu an die Verwaltung heran¬
tretenden Wünscheund Anträge, sei es von einzelnen,sei es von Behörden, gegen früher bedeutend
gewachsen sind. Infolgedessen kann eine Zunahme der Beamten und Angestelltenin der Zentral»
stelle wohl durchaus erklärlicherscheinen. Sie würde noch grüßer sein, wenn nicht inzwischen schon
durch Einführung zeitsparenderArbeitsmethoden— Stenographie und Schreibmaschine— in einer
viel intensiverenWeise gearbeitet und in der gleichen Zeit mehr geleistet wird als früher. Nichts¬
destowenigermuß das Bestreben nach einer Einschränkungder Ausgaben an dieser Stelle eine
Hauptaufgabe der Verwaltnng sein. Die Arbeitsstunde eines Beamten kostet heute an Gehalt,
Pensionsberechtigung, Heizung, Beleuchtung, Instandhaltung des Arbeitsplatzes, Benutzung von
Schreibmaterial und Porto etwa 50 Mark, sodaß die Arbeitsminute des mittleren Beamten etwa
84 Pfennig kostet. Wuhlgemerkt, das bekommt nicht alles der Beamte, sondern ein großer Teil
entfällt auf die sachlichen Ausgaben, die aber erfahrungsgemäß mit jedem Beamten in gleichem
Umfange vorhanden find, und die mit der Mehreinstellungvon Beamten anch in der gleichen Weife
wachsen. Die Ersparnisse, die hier zu machen sind, können nicht in einer Einschränkungder, an
der heutigen Geldentwertung gemessen,sicherlichnicht zu hohen Gehälter der Beamten gefunden
werden, sondern nur durch Einschränkungdes Gesamtumfanges der Behördenarbeit, durch kräfte-
sparende Arbeitsmethoden und durch restlose Ausnutzung der Arbeitskraft des einzelnen. In den
beiden letztere» Punkten sind Verbesserungenbei der Verwaltung in Vorbereitung. Sie konnten
aber auch aus den eingangs genannten Gründen erst nach der Wahl des Landeshauptmanns in
Angriff genommen werden. In bezug auf den ersten Punkt: Einschränkung des Umfanges der
Behördenarbeit ist ein Einfluß der Verwaltung nur in beschränktem Umfange möglich, indem alles
in etwa entbehrliche Schreibwerk vermieden wird. Im übrigen hängt diefer Punkt ab von den
Aufgaben, die der Verwaltung übertragen werden, und von den Wünschen, die von außen an sie
herantreten. Hier kann von der Verwaltung nur an alle, die mit ihr in Verbindung treten, die
Bitte gerichtet werden, doch bei jeder Anfrage, die an die Verwaltung gerichtet wird, bei jeder
Aufklärung, die erbeten wird, bei jedem Antrage, der gestellt wird, und bei jeder Statistik, die
verlangt wird, immer die oben angegebene Ziffer über die Kosten der Arbeitstraft eines Beamten
im Auge zu behalten und sich zu fragen, ob das voraussichtlicheErgebnis und die Wichtigkeitder
Sache auch im richtigenVerhältnis zu den entstehendenKosten steht. Der Hauptanteil an der
Steigerung der Zahl dn Beamten und Angestelltenentfällt auf die Provinzialanstalten, auf die ich
nachher noch kommen werde.

Die Gesamtausgaben,die im Haushaltsplan für persönliche Kosten vorgesehensind, werden
aber wesentlich überschrittenwerden. Ich sagte schon, daß der Haushaltsplan nach dem Stande
von Ende März 1922 aufgestellt ist. Die Besoldungseihöhung vom 1. April 1922 ist noch
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berücksichtigt.Aber die Besoldungserhöhung vom Mm ist nicht berücksichtigt, ebenso nicht die
bevorstehendeErhöhung, die mit dem 1. Juni in Kraft treten wird. Diese beiden Erhöhungen
werden für die eigentliche Provinzialverwaltung, also ohne die selbständigenInstitute, eine Mehr¬
ausgabe von 78V2 Millionen ergeben. Es ist sicherlich nicht ausgeschlossen, duß uns der Herbst
und der Winter noch weitere Besoldungserhöhungen mit weiteren bedeutenden Mehrausgabe»
bringen werden.

Der zweite Hauptpostender Ausgaben sind die Kosten der Unterbringung der der Provinzial¬
verwaltung anvertrauten Hilfsbedürftigen: Geisteskranke, Idioten, Epileptiker,Taubstumme, Blinde,
Fürsorgezöglinge,Krüppel, Landarme, Korrigendenund Korrigendinnen. Insgesamt handelt es sich
hier um etwa 25 000 meist recht unglücklicheund bedauernswerte Personen. Nicht mitgezählt
sind die Landarmen, die von den Ortsarmenverbänden für Rechnung des Landcmnenverbandes
verpflegt werden und sich also nicht in unserer unmittelbaren Fürsorge befinden; ebenso sind nicht
mitgezählt die Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen,deren Kosten den Haushaltsplan nicht
wesentlich belasten, da sie vom Reich» getragen werden. Eine Steigerung der Unterbringungskosten
der genannten 25 000 Personen nur um 10 Mark täglich bedeutet schon eine Mehrausgabe von
100 Millionen Mark für den Pruvinzialverband. Die Ausgaben werden aber hier zu einem
Teile durch die Pflegesätzegedeckt, die von Privaten und Armenverbänden zu zahlen sind, und
durch den Zuschuß des Staates zu den Kosten der Fürsorgeerziehung, der zwei Drittel der
Gesamtkostenbeträgt.

Im einzelnenhandelt es sich hier um folgende Posten: Die Provinziell-Taubstummen¬
anstalten erfordern eine Gesamtausgabe von rund 11 Millionen, eine Mehrausgabe gegen das
Vorjahr von 6V2 Millionen. Durch Erhöhung der Tarifsätze wird eine Mehreinnahme von
3 700 000 Mark erzielt, sodaß noch ein Mehrprovinzialzuschuhvon 4 Millionen Mark iibrig bleibt.
Zurzeit kostet ein Taubstummer, der in einer Anstalt untergebracht ist, jährlich 14 910 Mark
gegen 855 Mark im Frieden. Bei den Blindenanstalten findet sich relativ die gleiche Steigerung.
Ein Blinder kostet heute — immer nach dem Haushaltsplan — 20 833 Mark gegen 930 Mark
im Frieden, Die Hebammenlehrcmstaltenerfordern einen Pruvinzialzuschuß von 5V2 Millionen.
Die FürsorgeerziehungMinderjährigerstieg in ihren Gesamtausgabenvon 21 Millionen im Jahre 1921
auf 65 Millionen im Jahre 1922, wiederum nach dem Haushaltsplan. Zwei Drittel der Kosten
mit 42 Millionen hat der Staat zu tragen, sodaß die Steigerung des Provinzialzuschussesnur
23 Millionen beträgt. Die Gesamtausgaben der Provinzial-Heil- und Pflegeanstcllten betragen
11? Millionen gegen 53 Millionen im Vorjahre, also ein Mehr von 64 Millionen. Durch
Erhöhung der Pflegesätzekommen94 Millionen ein, sodaß der Provinzialznschußnur von 9 auf
22 Millionen, also um 13 Millionen, gestiegenist. Die Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler
erfordert an Gesamtausgaben 16 899 000 Mark gegen 5 697 000 Mark im Vorjahr und einen
Provinzialzuschußvon 7193 000 Mark gegen 2 838 000 Mark im Vorjahr.

Bei der Anstalt Brauweiler ist die Verwaltung in einer besonders schwierigenLage.
Die Anstalt ist bestimmt zur Unterbringung der männlichen und weiblichenKorrigenden, also der
der Landcspolizeibehördeüberwiesenen Bettler, Landstreicher,Zuhälter, Prostituierten, zu deren
Versorgung der Provinzialverband nach dem Gesetze verpflichtet ist. Die Zahl der männlichen
Korrigenden, die vor dem Kriege über 1000 betrug, ist jetzt auf etwa 150 zurückgegangen und
hält sich etwa auf diesem Stande. Die großen Gebäude, vor allem der große Beamtenapparat,
der Vorkriegszeit sind aber vorhanden und auf die damals weit höhere Belegung zugeschnitten.
Da die Beamten behalten werden müssen, mußte andere Beschäftigung gesucht werden. Infolge-
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dessen wurde auf Grund eines Abkommens mit der Justizverwaltung in einzelnen Gebäuden der
Anstalt ein Gefängnis für 500 männliche Strafgefangene eingerichtet. Außerdem wurde die Ver¬
waltung gezwungen, in der Anstalt auch Frauen, die von der britischen Behörde festgenommen
und überwiesenwmdeu, unterzubringen. Da ferner in der Anstalt noch eine Abteilung für Land-
und Ortsarme und eine Abteilung für entmündigte Trinker und Arbeitsscheueist, und, wie Sie
aus der Aufzählung der Arten der Insassen entnehmen können, die meisten nicht gerade leicht zu
behandeln sind, so sind die Verwaltungischwierigleitendort außerordentlich groß. Es kommt
hinzu, daß die Anstalt baulich zum Teil für diese verschiedenen Aufgaben recht wenig geeignet ist.
Nach der finanziellen Seite macht es ferner große Schwierigkeiten,von der Justizverwaltung für
die Strafgefangenen und von der Reichsuerwaltung für die von der britischen Behörde überwiefenen
Frauen einen ausreichenden Pflegesatz zu erhalten, der ja eigentlichvon Woche zu Woche oder
mindestens von Monat zu Monat gesteigertweiden muß. Nun betragen aber allein die Personal¬
losten in Brauweiler 7 800 000 Mark nach dem Haushaltsplan und nach den jetzt eintretenden
Erhöhungen etwa 9 Millionen Mark. Es erklärt sich daraus, daß doch immer der verhältnis¬
mäßig große Provinzialzuschußvon 7 Millionen erforderlichist. Er würde aber zweifellos noch
größer sein, wenn die vorangegebeneverschiedene Verwendung der Anstalt für andere Zwecke gegen
Bezahlung nicht eingetreten wäre.

Die sogenannte erweiterte Armenpflege erfordert insgesamt den gewaltigen Posten von
112 Millionen. Hieraus werden bezahlt die Kosten der Unterbringung der Geisteskranken,Idioten
und Epileptiker sowohl in den Provinzial-Heil- und Pstegeanstalten wie auch in den zahlreichen
Privatanstalten, die vom üandarmenverbandebenutzt werden, 96 Millionen werden durch die von
den Gemeindenund Kreisen zu zahlendenTarifsätze wieder eingebracht,so daß der Provinzialzuschuß
nur 16 Millionen gegen 12 V2 Millionen für 1921 beträgt.

Leider werden aber alle Ausgabepostenauf den vorgenanntenFürsurgegebietenüberschritten
werden. Soweit sich bis jetzt, d, h. vor etwa 8 Tagen, übersehenläßt, werden die Gesamtttber-
schreitungenan Zuschuß aus Provinzialmitteln, also nach Abzug der Beiträge des Staates zu den
Kosten der Fürsorgeerziehungund der noch wesentlich zu erhöhendenTarifsätze der Anstalten, etwa
14 Millionen betragen. Im Augenblick wären wahrscheinlich schon wieder höhere Zahlen anzugeben;
welche Zahlen nach einer Woche, nach einem Monat oder in diesem Winter anzugebensind, vermag
niemand zu sagen. Die Gründe für die gewaltig gestiegenen Kosten jeder Art von Anstaltsiuiter-
bringung — das ist ja auch aus den städtischen Krankenhäusernund Anstalten wohl bekannt —
liegen einmal in der Erhöhung der Kosten der Besoldungen und persönlichen Ausgaben, verursacht
durch die Gehalts- und Lohnerhöhungen und durch den Mehrbedarf an Personal infolge Einfüh¬
rung des Achtstundentages. Beispielsweiseentfiel in den Provinzial-Heil- und Pstegeanstalten im
Jahre 1913 auf 7 Kranke eine Pflegeperson; heute entfällt eine Pflegeperson auf 5 Kranke. Das
bedeutet allein eine Steigerung der Zahl der Pflegepersonen um 40»/». Damals betrugen die
gesamten persönlichen Ausgaben in den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten pro Kopf und Tag
61 Pfennig, heute betragen sie 25 Mark; damals die Beköstigungder untersten Klaffe 52 Pfennig,
heute kostet sie 16 Mark nach dem Haushaltsplan, in Wirklichkeitüber 20 Mark. Für Beklei¬
dung und Lagerung der Kranken wurden damals 11 Pfennig pro Kopf und Tag ausgegeben,
heute sind es 1,56 Mark. Die Heizung kostete damals 17 Pfennig pro Tag, heute kostet sie
9,91 Mark. Die Gesamtkosten eines Krankenbetrugen damals im Durchschnitt pro Tag 1,96 Mark,
heute betragen sie nach dem Haushaltsplan 55.85 Mark, in Wirklichkeit voraussichtlich etwa 70 Mark,
also das 35fache. Eine solche Steigerung kann, verglichen mit den allgemeinenVerhältnissen, gar
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nicht als so ungewöhnlich angesehen werden. Nichtsdestowenigermuß versucht werden, alle Mittel
der Sparsamkeit in der Anstaltsverwaltung anzuwenden, denn hier würden Ersparnisse bei dem
großen Umfange des Anstaltsbetriebes der Provinzialverwaltung am meisten zu Buche schlagen.
Was hier vor allem notwendig ist, ist tüchtiges Verwaltungspersonal, möglichst billige, soweit
angängig zentrale Beschaffung der Wirtschaftsbedürfnisse,Austausch der wirtschaftlichen Erfahrungen
der einzelnenAnstalten auf dem Wege über die Zentralstelle, um sie für jede Anstalt nutzbar zu
machen. Besonders ins Gewicht fallen heute die Heizungskosten. Mehr als 30 Millionen muffen
in diesem Jahr in den Anstalten für Heizung ausgegeben werden. Eine technisch möglichst voll¬
kommene, auf allen Erfahrungen der Neuzeit beruhendeAusgestaltung.der Heizungseinrichtungenist
daher ein unbedingtesErfordernis. Einiges ist hier fchon geschehen; vieles bleibt aber noch zu tun.
Schwer ist es hier, den richtigen Mittelweg zu halten zwischenüberstürzten, heute Millionen
kostenden Reformen und allzu langem Prüfen und Abwarten. In einer besonderen Vorlage, auf
die ich aufmerksammachenmöchte, werden Mittel zur Vorbereitung von Verbesserungenauf diesem
Gebiete von Ihnen angefordert.

Auf ein wesentliches Mittel der Ersparnis in der Anstaltsverwaltung ist bei einer früheren
Tagung des Landtages fchon hingewiefen worden. Es besteht darin, dafür zu forgen, daß die An¬
stalten möglichst bis auf den letzten Platz belegt sind, damit die allgemeinen Verwaltungskostensich
möglichst verteilen. Da die Zahl der zu verpflegenden Geisteskranken gegenüberder Vorkriegszeit
abgenommen hat, so war die Schließung einer Anstalt in Aussicht genommen. Hierfür kam die
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Galkhaufen ihrer ganzen Lage nach in Frage, die zu zwei
Dritteln als englifches Lazarett beschlagnahmtist. Eine solche Schließung ist aber in der Praxis
außerordentlichschwierig wegen der in der Anstalt beschäftigten, meist verheirateten und dort wohnenden
Beamten und Angestellten. Die von Ihnen für die Angelegenheiten der Provinzial-Heil- und Pflege¬
anstalten gewählte Provinzialtommissionhat deshalb auch in der ersten Sitzung, in der sie sich mit
der Angelegenheitbefaßt hat, gleich den Grundsatz aufgestellt, daß mit der Schließung oder anderen
Verwendung der Anstalt keine Entlassung von verheirateten Beamten oder Angestelltenverbunden
sein dürfe. Infolgcdeffen kam eine Schließung überhaupt nicht in Frage, fondern nur der Versuch
einer anderweiten Verwendung. Dieser Versuchist auch gemacht worden und wird noch gemacht,
indem lungenkranke Kriegsbeschädigte und Kinder von Kriegerwitwenund Kriegsbeschädigten in Galk-
hausen gegen Bezahlung durch die zuständigen Neichsstellen oder die Hauptfürsorgestelleuntergebracht
worden sind, und dabei das bisherige Personal im wesentlichen Verwendung findet. Immerhin ist
dabei der Betrieb nicht so zu gestalten, daß er völlig wirtschaftlich ist, sodcch die Einnahmen sich
mit den Ausgaben decken; vielmehr ist, wie Sie aus dem Haushaltsplan ersehen, noch immer ein
Provinzialzuschußerforderlich,der aber bedeutend geringer ist, als wenn die Anstalt etwa nur mit
den wenigen Geisteskranken von früher weiter betrieben worden wäre. Weiter ist zu bedenken, daß
durch die Uebelführung der Geisteskrankenin andere Anstalten sich dort die Wirtfchaftlichkeitdurch
die höhere Belegung dr Anstalt und durch die bessere Verteilung der Generalkostenentsprechend
hebt. Man tonnte auche noch denken, — wie ich schon eingangs sagte —, wir hätten die Anstalt
schließen und Beamte und Angestellte anderswo verwendenkönnen, entweder bei der Zentralstelle
oder in anderen Anstalten. Demgegenüber möchte ich hier auf eine außerordentlicheErfchwerung
hinweifen, unter der die Provinzialverwaltung im Gegensatz zu den städtischen Kommunalverwal-
tungen heute allgemein leidet; sie liegt darin, daß die Anstalten der Provinzialverwaltung durch die
ganze Provinz zerstreut sind, und infolgedessen bei den heutigen Wohnungsverhältnissendie Ver¬
setzung der verheirateten Beamten und Angestelltennur sehr schwer möglich ist. Personalersparnifse
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bei einer Anstalt, die manchmal in Rücksicht auf deu Anstaltsbetrieb sich wohl durchführenließen,
lassen sich deshalb nicht in die Wirklichkeit umsetzen, weil es nicht möglich ist, die ersparten Beamten
oder Angestellten anderswohin zu versetzen, da sie dort keine Wohnung finden können und, wenn
wir die Kosten des doppelten Haushalts bezahlen müßten, dann wieder die ganze Ersparnis in ein
Nichts zerfließenwürde, Sie sehen daraus, daß die von Ihnen gegebene Anregung zum Zwecke
der Ersparnis bei den Anstalten einzelne Anstalten zu schließenoder anderweitig zu verwenden,
doch nur in ganz beschränktem Umfange sich in die Praxis überführen läßt.

Eine Verminderung des Provinzialzuschussesbei den Provinzial»Heil° und Pflegeanstalten
wäre weiter noch möglich durch eine möglichst hohe Steigerung der Pflegesätze. Diese werden
teils von den Selbstzahlern der I., II. und III. Klasse, teils vom Landarmemerbande selbst
bezahlt und erscheinen dann im Haushaltsplan der erweiterten Armenpflegeals Ausgaben. Ein
Teil dieser letzteren Sätze wird dann wieder von den Gemeinden und Kreisen als sog, Spezial-
kosten eingezogen und beim Haushaltsplan über die erweiterte Armenpflege vereinnahmt. Die
Höhe dieser Sätze hat aber ihre Grenze, und es wird nicht angängig sein, sie so zu bemessen,
daß die Selbstkosten unter allen Umständen gedeckt werden. Denn es ist hier zu bedenken, daß
doch ein wesentlichesöffentlichesInteresse daran besteht, daß Geisteskrankein eine Irrenanstalt
gebracht werden und nicht, wie in früheren Jahrzehnten, zum Gespött der Kinder auf den Straßen
herumlungern oder auf dem Lande ins Spritzenhaus eingesperrt werden. Das könnte aber die
Folge sein, wenn die Pflegekostenso hoch gesetzt werden müßten, daß sie die zuständigen Stellen
von der Unterbringung abhalten. Wie die Aufnahmeziffernder Anstalten aus den letzten Jahren
zeigen, ist übrigens bei der jetzigen Erhöhung der Pflegesätzeeine solche Wirkung noch nicht ein¬
getreten. Es wäre auch weiter zu bedenken:wenn durch zu hohe Bemessungder Pflegesätzenun¬
mehr die Belegung der Anstalten abnehme, so würde es auch deshalb wieder sehr zweifelhaftfein,
ob dadurch eine Ersparnis eintritt, weil dann die Anstalten unterbelegt wären und die General¬
kosten für den einzelnen Kranken steigen würden. Infolgedessen weiden, wie Sie aus dem
Haushaltsplan ersehen, nicht die Gesamtausgaben der Heil- und Pstegeanstalten in Höhe von
117 Millionen durch eigene Einnahmen gedeckt, sondern nur 94 Millionen, während 22 Millionen,
also etwa ein Fünftel, auf Provinzialzuschuß entfallen. Meines Trachtens ist, auch wenn die
Unterhaltslosten weiter steigen, an diesem Grundsätze des Verhältnisses der Gesamtausgaben zum
Provinzialzuschußauch für die Zukunft festzuhalten.

Von besondererBedeutung ist dann noch die möglichst intensive Ausnutzung der großen,
mit unseren Anstalten verbundenen landwirtschaftlichenBetriebe. Diesem Gegenstände wird durch
sachverständige Leitung von der Zentralstelle aus die größte Aufmerksamkeit gewidmet. Allerdings
darf man die finanzielle Bedeutung des Ertrages der Landwirtschaftfür die Höhe der Pflegekosten
auch nicht überschätzen. Die Anstalt mit dem grüßten landwirtschaftlichenBetriebe, Bedburg-Hau,
hat etwa 620 000 Pflegetage. Um die Kosten für den Verpflegungstag, die, wie oben ausgeführt,
etwa 70 Mark betragen werden, auch mir um 2 Mark herunterzudrücken,muß die Landwirtschaft
schon einen Reinertrag von 1V<, Millionen abwerfen. Dieser Betrag ist, nebenbei bemerkt, für
Bedburg-Hau auch vorgesehen. Aber Sie fehen doch, daß dadurch die Pflegekosten nicht so
wesentlichheruntergedrücktweiden können, daß es entscheidendfür den Haushaltsplan und die
gesamten Pflegekostenins Gewicht fällt.

Die Ausgaben für die Unterbringung der Hilfsbedürftigen, die die Provinz zu versorgen
hat. werden dann wesentlich beeinflußt durch die Höhe der Pflegesätze, die an die zahlreiche»
Privatanstalten, die zur Unterbringungvor allem der Mrsorgezöglinge. der Idioten, der Epileptiker.
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der unheilbaren Geisteskrankenherangezogen werden, zu zahlen sind. Diese Pflegesätze werden
auf das Maß des Notwendigen beschränkt,um die Existenz der Anstalten, die ja auch durchaus
im Interesse der Provinzialnerwaltung liegt, zu erhalten. In dieser Hinsicht werden mancherlei
Klagen gegen die Provinzialverwaltung vorgebracht, daß unsere Sätze zu gering seien. Es mag
dies im Einzelfalle wohl einmal zutreffen; dann wird auch Abhilfe geschaffen. Es hat kürzlich
noch eine eingehende wirtschaftliche Prüfung der finanziellen Lage einer Anzahl typischer Priuat-
cmstcilten stattgefunden, und auf Gruud dieser Prüfung sind die Pflegesähe neu festgefetzt worden.
Sie werden auch jetzt wieder, entsprechendden Tenerungsverhältnissenerhöht. Aber einen allge¬
meinen Vorwurf in der Richtung, daß die Pflegefätze allgemeiu ständig zu gering gehalten würden
und die Privlltanstalten dabei zugrunde gehen müßten, vermag ich nicht als berechtigt anzuerkennen.

Ihrem besonderen Wohlwollen möchte ich den Haushaltsplan über die Krnppelfiirsorge
empfehlen. Er sieht in den Ausgaben 7 425 000 Mark vor, wovon 2 755 000 Mark von den
Gemeinden aufgebracht und 4 505 000 Mark aus Provinzialmitteln zugeschossen werden. Sie
sehen, daß hier das Verhältnis ein anderes ist und mit Absicht anders gehalten ist. Der Pro-
vinzialzuschußist bedeutend höher. Der Provinzialausschuß hat sich dabei von dem Gedanken
leiten lassen, daß das Krüppelfürsorgegesetz erst kürzlichin Kraft getreten ist und daß es, um es
allgemein zur Durchführung zu bringen, notwendig ist, die Belastung für di« betreffendenKom¬
munen etwas niedriger zu halten, und daß auf der anderen Seite auch die segensreiche Wirknng
des Krüppelfürsorgegesetzes möglichstweiten Kreisen zugute kommen soll. Ausreichen werden die
vorgesehenen Beträge nicht. Der Tagesverpflegungssatzin den Krüppelanstalten und orthopädischen
Heilanstalten von 45 Mark, der der Berechnungzugrunde liegt, genügt heute nicht im entferntesten
mehr. Ich nehme aber an, daß eine hier notwendig werdende Überschreitung am wenigsten Ein¬
wendungen begegnen kann; denn hier ist ein Gebiet, wo, wie die bisherigen Erfahrungen schon
zeigen, eine Fürsorge ausgeübt wird, die nicht nur eine Wohltat für den einzelnendavon Betroffenen
bedeutet, fondern auch vom wirtschaftlichen Standpunkte aus durchaus gerechtfertigt ist. Im übrigen
ist es auch notwendig, hier daran zu erinnern, daß bei Annahme des Krüppelfürsorgegesetzes im
Preußischen Landtage seitens des Staates eine wesentlichefinanzielle Beihilfe zur Durchführuug
des Gesetzes in Aussicht gestellt wordeu ist. In dem Haushaltsplan Preußens für 1922 ist uun
auch eine folche Beihilfe eingestellt, aber für ganz Preußen nur in der Höhe von 10 Millionen
Mark. Dieser Betrag reicht auch nicht im entferntestenaus, um das damalige Versprecheneinzu¬
lösen. Die Provinzialverbände müssen eine weit größere staatlicheUnterstützung dieser sozialen
Aufgabe erwarte». Bei der Verteilung der Beihilfen auf die einzelnenProvinzen muß erwartet
werden, daß sie entsprechend den bisherigen Leistungenund Ausgaben der einzelnenProvinzen auf
dem Gebiete der Krüppelfürforge erfolgt. Dann wird die Rheinprovinz im Verhältnis zu den
anderen Provinzen nicht zu kurz kommeu.

Die unerfreulichstenAusgaben des Haushaltsplanes sind meines Erachtens die Ausgaben
für das Landarmenwesen. Sie find mit 1? Millionen vorgesehen. In den letzten Tagen ist uns
aber eine Mitteilung zugegangen, daß eine ganz außerordentliche Erhöhung des sogenannten
Ministerialtarifs, nach dem die Erstattung der Kosteu zwischen Ortsarmenverbänden und Land¬
armenverband sich zum größten Teil regelt, bevorsteht. Diese Erhöhung wird zur Folge haben,
daß die Ausgaben für das Landarmenwesenmindestens das Doppelte erfordern werden. Ich be¬
zeichnediese Ausgaben deshalb als unerfreulich, weil nichts Nützlichesmit ihnen geleistet wird,
sondern sie lediglich gemacht werden müssen, um veraltete gesetzlicheBestimmungenüber das Hin-
und Herschieben von Unterstützungskostenzwischenden Ortsarmenverbänden und dem Landarmen»
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verbände zur Durchführung zu bringen, Jeder Arme muß nach dem Gesetz von dem Ortsarmen-
verbande unterstützt werden, wo er sich befindet. Mit der uumittelbaren Unterstützungdes Armen
selbst hat also der Landarmenuerband zunächst nichts zu tun. Ist die Unterstützungeingetreten,
so setzt nach dem heutigen gesetzlichen Zustande die Ermittelung der Aufenthaltsverhältnisseein,
und es entwickelt sich ein großer Schriftwechselzwischen Behörden und sonstigen Stellen, der dann
in einer Anzahl von Fällen dazu führt, daß die Unterstützungvon einer anderen Stelle, sei es
vom Landarmenverbande, sei es von einem anderen Ortsarmenverbande, erstattet werden muß.
Hunderte von Beamten sind in der Rheinprovinz mit diesen Feststellungenund den daraus ent¬
stehendenAuseinandersetzungenbei den örtlichen Stellen und beim Landarmenverband beschäftigt.
Millionen von Verwallungstosten werden zu dem Zwecke ausgegeben. Die Armen selbst weiden
mit endlosen Vernehmungen über ihre Aufenthaltsuerhältnissedrangsaliert. Der Erfolg ist dann
bei den meisten größerenOrtsarmenverbändeu, daß zum Schlüssedes Jahres der Ortsarmenverband
an andere Armenverbiindeeinige hunderttausendMark zu zahlen hat und vielleicht dieselbe Summe,
vielleichtauch etwas mehr oder weniger, von anderen Armenverbändenzurück erhält, daß er aber
zur Durchführung dieses Verfahrens weit mehr als sein etwaiger Ueberschuß selbst an Verwaltungs¬
kosten aufzuwenden hat. Es sind Bestrebungen im Gauqe, diese Zustände, die sich infolge der
außerordentlichenHöhe der Verwaltungskosten in der letzten Zeit weit mehr fühlbar machen als
früher, durch eine Gesetzcsänderungzu beseitigen. Diese Bestrebungen gehen dahin, entweder den
Unterstützungswohnsitzganz abzuschaffen oder wenigstens die Erwerbsfrist so zu verkürzen, daß nur
ein Armenverband, nämlich der des Aufenthaltsortes, die Kosten zu tragen hat. Es ist dringend
zu wünsche», daß die Reichsregierungund die zuständigengesetzlichen Körperschaften der Angelegenheit
das nötige Interesse entgegenbringenund diese wirklich zwecklosen Ausgaben allmählich aus dem
Haushaltsplan verschwinden.

In der Abteilung, die die Anstaltsunterbringung behandelt, werden bei der jetzigen Ord¬
nung des Haushaltsplanes noch in einem besonderenAbschnittedie außerordentlichenHochbauauf-
wendmigenfür das kommende Jahr aufgeführt. Es ist dort eine Gesamtausgabe von 10 Millionen
für außergewöhnlicheBauausführungen und Erneuerung maschineller Anlagen in den Provinzial-
anstalten vorgesehen. Auch dieser Betrag wird zweifellosum etwa 5 Millionen überschrittenwerden.
Die Einzelheiten werden wohl im Fachausschuß zu behandeln sein. Ich möchte hier nur darauf
hinweisen, daß die Provinzialverwaltnng 37 Provinzialcmstnlten zu verwalten hat, von denen
einzelne bis zu 100 größere Bauwerke umfassen, und daß hier ein Wert repräsentiert wird, der
heute weit über eiue Milliarde geht. Daß dabei auch alljährlich ein größerer Betrag für Umbauten,
Verbesserungenund außergewöhnlicheAufwendungen neben den laufenden Unterhaltuugskostennot¬
wendig ist, kann nicht auffallend'erscheinen.

Der dritte Hauptposten, der den Haushaltsplan beeinflußt, ist die Straßenvcrwaltung.
Gesamtausgaben 156 Millionen, mehr gegen das Vorjahr 90 Millionen. An eigenen Einnahmen
44 Millionen, darunter Rückerstattungenseitens des Reiches für solche Straßeninstandsetzungen,die
auf Anordnung der Besatzungsbehördenausgeführt werden, von 27 Millionen, und die Abgabe
für den Ueberlandtransport der Kohlen von 15 Millionen. Der Zuschuß aus Provinzialmitteln
steigt auf 111 Millionen gegen 52 Millionen im Vorjahre. Die Straßenunterhaltungstusten für
den Kilometer haben im Jahre 1913 --- 699 Mark betragen; sie betragen nach dem jetzt vorliegenden
Haushaltsplan 22 962 Mark, also eine Steigerung um das Dreißigfache. Leider wird aber dieser
Betrag bedeutend überschrittenweiden, denn seit der Aufstellung des Haushaltsplans im März
sind gerade die hier in Betracht kommenden Ausgaben: Frachtkosten.Anfuhrtosten für das Material
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und Wärterlöhne außerordentlichgestiegen. Wenn sich das auf der anderen Seite auch in einem
gewissen Mehr an Erstattungen seitens des Reichs ausdrückenwird, und ferner die Arbeiten auf
das äußerste beschränktwerden, so ist doch immerhin noch mit einer Ueberschreitungvon etwa
50 Millionen zu rechnen. Bei diesen außerordentlichhohen Kosten der Strahenuuterhaltuug wird
in Zukunft angesichts unserer schwierigenFinanzlage noch mehr geprüft werden müssen, ob es
möglich ist, die Provinzialstraßen in Gegenden, wo sie geringere wirtschaftliche Bedeutung habeu,
ständig in einem so vorzüglichen Znstande zu halten, wie es früher mit Recht der Stolz der Prouin-
zialverwaltung war. Wenn wir aber durch die Vesatzungsbehörden hier zu Aufwendungengezwungen
werden, die über unsere finanzielle Leistuugsfähigkcithinausgehen, so müssen wir vom Staate
Erstattung verlangen, und zwar in ganz anderer Weise als bisher, nicht zu einem gewissen Teile
nach einem kompliziertenBerechnuugsmaßstabe,sondern in voller Höhe. Auf der anderen Seite
werden wir, zumal in Iudustriegegcnden,wo die wirtschaftliche Bedeutung der Straßen, vor allem
infolge des gestiegenen Uebellandtransportes und des Lastautoveriehrs, so zugenommenhat, an ein
Heruntergehen in dem Maße der Instandhaltung der Straßen natürlich nicht denken können.

Es folgen sodann verschiedene Haushaltspläne, bei denen die Provinzialverwaltuug im
weseutlichen Zuschüsse zur Nuterhaltung von Einrichtungen gibt, die von anderer Seite durchgeführt
werden. Das ist im wesentlichenbeim Haushaltsplan zur Verwaltung der landwirtschaftlichen
Angelegenheitenund für gewerbliche Zwecke der Fall, Hier ist die Provinzialverwaltung in der
glücklichenLage, die Zuschüsse im Haushaltspluu fest bemeffenzu können, sodaß die eintretenden
höheren Ausgabesteigeruugenzn Lasten des Trägers der Unternehmen gehen. Diese Zuschüsse
allgemein der Geldentwertung entsprechend zu erhöhen, wie dies schon verlangt worden ist, verbietet
die Finanzlage des Provinzialverbandes; es würde auch in manchenFällen innerlich nicht gerecht¬
fertigt sein. So hat der Zuschußfür landwirtschaftliche Angelegenheitenim Jahre 1913 — 860 000
Mark betragen, uud heute beträgt er nach dem Haushaltsplan 2 392 000 Mark, also das
2 Vi fache uou früher. Er wird sich allerdings, wenn die Vorlage über Erhöhung der Zuschüsse
für die landwirtschaftlichenWinterschulenangenommenwird, ans 2 932 000 Mark erhöhen, sodaß
er dann etwa das 3 V« fache des Friedensbetrages beträgt. Dazu kommen dann die besonderen
Aufwendungen für Kultivierung von Oedlandflächen, die im Haupt-Haushaltsplan mit 200 000
Mark enthalten sind. Für den gleichen Zweck der Förderung von Vodenverbesseruugenist
Ihuen dann noch eine besondereVorlage mit der Anforderung einer jährlichenAufwendung von
750 000 Mark zugegangeu. Diese Vorlage dient der Mitwirtuug der Provinzialverwaltuug bei
der Durchführung des preußischen Gesetzes vom 1. April 1922. In diesem Gesetz werden
300 Millionen für Bodenverbefserungenbereitgestellt. Bei einem Teil diefes Betrages wird die
-Bedingung gestellt, daß der betreffendeProuinzialverband sich mit dem gleichen Betrage beteiligen
muß. Nach den Berechnungenwürden für die Rheinprouinz dafür die vorgesehenen 750000 Mark
in Frage kommen. Ebenso wie der Staat hier auf dem Standpunkt steht, daß die Durchführung
von Bodenverbefferungen,die Kultivierung von Oedlandflächenuud die möglichst hohe Steigerung
des landwirtschaftlichenErtrages nicht nur eine Angelegenheitist, die lediglich die Landwirtschaft
angeht, sondern im Interesse der Gesamtbevölkerunggeboten ist und daß daher Aufwendungenaus
allgemeinen Mitteln hier gerechtfertigt find, hat auch die Provinzialverwaltung bisher stets solche
Aufgaben ans Provinzialmitteln gefördert und unterstützt. Bei der großen Bedeutung, die diese
Aufgaben für die Volksernährung haben, wird auch in Zukunft auf diesem Wege fortgeschritten
weiden müssen. Es kommt hinzu, daß auch in den staatlichen Dotationsgesetzendiese Aufgabe
ausdrücklich als eine Verpflichtungder Provinzialverwaltung festgelegt ist.
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Bei dem Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke, insbesonderezur Förderung gewerblicher
Schulen, betrug der Zuschuß 1913 -- 191 000 Mark; er ist jetzt auf 1 Million, also auf das
5 V2 fache erhöht. Dazu kommt der in einer besonderenVorlage beantragte Zuschuß für die in
Düsseldorf neu errichtete staatliche Fachschule für Wirtschaft und Verwaltung in Höhe von
50 000 Mark. So sehr auch die Förderung der gewerblichenAusbildung auf gewerblichenFach¬
schulen und ähnlichen Anstalten dringend geboten ist und so sehr die jetzigen Zuschüsse auch nach
der Erhöhung im Verhältnis zu den Gesamtaufwendnngen nur als ganz geringfügig bezeichnet
werden können, so, ist doch hier die Stellung der Provinzialverwaltung nach der rechtlichen Seite
deshalb eine grundsätzlichandere, weil in den Dotationsgesetzennicht in der Weise, wie es bei
den landwirtschaftlichenSchulen geschehen ist, der Provinzialverwaltung diese Aufgabe als gesetzliche
Pflicht auferlegt ist.

Besondere Aufmerksamkeit wird die Provinzialuerwaltung in der Folgezeit den Aufgaben
widmen müssen, die im Haushaltsplan für Kunst und Wissenschaftund in den Ausgabezwccken
des sogen. Ständefonds zusammengefaßtsind. Trotz der schwierigen Finanzlage ist es heute aus
mancherlei Gründen doppelt notwendig, die Schönheitender rheinischen Heimat in Natur, Kunst
und Geschichte hervorzuhebenund zu pflegen. Die Ausgaben dieses Haushaltsplans sind daher
gegenüber dem Vorjahr von 227 000 Mark auf 531000 Mark gestiegen,also mehr als verdoppelt,
und dem sogenanntenStändefonds sollen ebenfalls anstatt wie bisher 175 000 Mark: 375 000 Mail
zugeführt werden. Auch diese Beträge sind, an der Geldentwertung gemessen, gewiß noch gering,
uud es kann nur gehofft werden, daß die nächstjährigeFinanzlage uns gestatten wird, auch hier
eine bedeutendeErhöhung eintreten zu lassen. Daneben erfordert der Haushaltsplan der Provinzial-
museen gegen 637 000 A.'art im Vorjahr heute den Vetrag von 1628 000 Mark. Hier sind
außerdem zu erwähnen die auf Grund besonderer Vorlage in den Haushaltsplan eingestellten
200000 Mark für den Verschüueruugsvereinfür das Siebengebirge und die 85 000 Mark
Iahresunterstützung, die ebenfalls auf Grund besonderer Vorlage für die rheinischen Jugendherbergen
gegeben werden sollen.

Außerdem enthält dann der Haupt-Haushaltsplan noch den Vetrag von 24 Millionen,
der dazu dienen soll, die Ueberschreitungendes Haushaltsplans des Vorjahres zu decken. Der
Provinzialcmsschußhat, wie Sie wissen, davon abgesehen, diesen Vetrag am Ende des vorigen
Jahres im Wege einer Nachtmgsumlage für das Jahr 1921 aufzubringen, sondern ihn in die
Ausgaben des Jahres 1922 ausgenommen. Diese Ziffer von 24 Millionen ist eine der wenigen
auf der Nusgabeseitedes Haushaltsplanes, von der sich heute, nachdem die Abschlüsse der einzelnen
Verwaltungszweigevorliege», mit Sicherheit sagen läßt, daß sie im wesentlichen zutreffend ist und
nicht überschritten wird. Es ist dann noch auf den Betrag von 12 750 000 Mark hinzuweisen,
der zur Bestreitung unvorhergesehener,insbesonderedurch die Teuerung eintretender Mehrausgaben
zur Verfügung steht.

Das Gesamtbild der Ausgaben des Haushallsplans ergibt danu die Zahl von
747 Millionen, wovon durch eigeue Eiunahmen 391 Millionen gedeckt werden und der Rest aus
anderen Mitteln aufgebrachtwird. Wie schon mehrfachhervorgehoben, ist aber infolge der Ent¬
wickelung, die die PreisuerlMnisse seit Aufstellung des Haushaltsplanes genommen haben, heute
schon zu übersehen, daß in wichtigenPosten Ueberschreitungender Ausgaben unvermeidlich sind.
So entsteht, um die aufgeführten Einzelposten nochmalszu wiederholen,ein mehr von 78V2 Millionen
infolge Vesoldungs- und Tariferhöhungen, von 14 Millionen bei der Anstallsuuterbringung Hilfs¬
bedürftiger, von 15 Millionen beim Landarmenverband infolge Erhöhung des Ministerialtarifs,
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von 5 Millionen bei der Hochbauabteilung und von 50 Millionen bei der Straßenverwaltung.
Dazu kommen2V2 Millionen Mehrausgaben in den besonderenVorlagen, die Ihnen noch zuge¬
gangen sind und die noch nicht im Haushaltsplan stehen. Rechnet man dazu noch etwa 1 Million
für die kleineren Haushaltspläne, so ergibt sich eine Mehrausgabe von 166 Millionen Mark.
Zieht man davon die vorerwähnten, für Ueberschreitungen schon in die Ausgaben des Haushalts¬
plans eingestellten12 750000 Mark ab, so bleiben noch rund 153 Millionen, um die voraus¬
sichtlich die Ausgaben des Haushaltsplans überschrittenwerden.

Infolgedessen muß nunmehr bei den Einnahmen geprüft werden, ob auch dort sich Mehr¬
einnahmen gegenüber den Ziffern des Haushaltsplans erwarten lassen. Die bei den eigenen
Einnahmen hauptsächlichins Gewicht fallenden Pflegekostensätze der Anstalten und Tarifsätze der
Gemeinden auf Grund des Gesetzes über die erweiterteArmenpflegesind vorhin schon berücksichtigt
und von den Mehrausgaben in Abzug gebracht worden, können also hier nicht nochmals in
Betracht kommen. Im übrigen sind die wesentlichstenEinnahmen, aus denen der Provinzial-
verband seine Ausgaben zu decken hat, die Stantsdotationen, die Zuschüsse des Reiches aus der
Reichsciukommensteuer,neuerdings die Erträge der Kraftfahrzeugsteuerund die Provinzialumlage.

Was das Erste, die Staatsdotationen, angeht, so erhalten die Provinzialverbiindc au«
Staatsmitteln zur Durchführung ihrer Ausgaben bestimmteIahresbeträge, sogen. Dotationen, und
zwar auf Grund von Gesetzen von 1873, 1875 und 1902. Der Gesamtbetrag dieser Dotationen
beläuft sich für gcmz Preußen, soweit er hier in Betracht kommt, auf etwa 45 Millionen. Davon
erhält die Rheinprovinz 4V2 Millionen. Auf die wiederholten und dringlichenVorstellungen der
Provinzen hin hat die Staatsregierung endlich die Notwendigkeit anerkannt, diese Dotationen
entsprechend dem gesunkenen Geldwert zu erhöhen,und sie hatte in den Haushaltsplan der allgemeinen
Finanzverwaltung des preußischenStaates für das Rechnungsjahr 1922 einen Mehrbetrag von
165 Millionen zu diesem Zwecke eingestellt. Mit diesem Betrage wurde bei Aufstellungdes vor¬
liegenden Haushaltsplans gerechnet. Dankenswerter Weise ist aber inzwischenim Preußischen
Landtage der Betrag von 165 Millionen auf 500 Millionen erhöht worden. Sehr wesentlich
ist aber für die Rheinprovinz die Frage, wie dieser Betrag auf die einzeluen Provinzen verteilt
werden soll. Die Verteilung der früheren Dotationsrente war für die Nheinprovinz außerordeutlich
ungünstig. Ueber die Verteilung der neuen, erhöhten Dotationsrente schweben im Augenblicke
noch Verhandlungen mit der Staatsregierung, die vielleicht noch im Laufe unserer Tagung zu
einer befriedigendenMitteilung der Staatsregierung führen werden. Sollte dies aber nicht der
Fall sein, so bin ich vom Provinzialausschuß beauftragt, die Angelegenheitnochmals zur Sprache
zu bringen und mit Nachdruckauf diese» Gegenstand hier im Landtage zurückzukommen.Nach
dem jetzigen Stande der Verhandlungen kann, um das bei unserem Haushaltsplan zu berück¬
sichtigen,oamit gerechnet werden, daß auf die Nheinprovinz ein Betrag von 81 Millionen entfallen
wird. Es würde sich alfo hier gegenüber dem Haushaltsplan, der nur mit 22 V« Millionen rechnet,
eine Mehreinnahme von 58V2 Millionen ergeben. Nun geht Ihnen aber eine besondere Vorlage zu,
wonach an dieser Mehreinnahme auch diejenigen Städte und Gemeinden teilnehmen sollen, denen
Provinzialstraßen in eigene Verwaltung und Unterhaltung übertragen sind. Wenn Sie diese Vorlage
annehmen, so werden aus der Erhöhung, die die Rheinprovinz bekommt, wieder 5 bis 6 Millionen
an die Städte, an die Provinzialstraßen znr Unterhaltung abgetreten sind, abgeführt werden müssen,
sodaß wir nur noch mit einer Mehreinnahme von etwa 52 Millionen zu rechnen haben.

Recht traurig und unhaltbar sind die bestehenden Zustände auf dem Gebiete der Ueber¬
weisung an Reichseinkommensteuer.Es kann hier nicht meine Aufgabe sein, die von den berufenen
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Stellen mit allem Für und Gegen erörterten Fragen zu behandeln, ob die unerfreulichenZustände
in unserem Sleuerwesen auf Mängel des ganzen Systems oder mehr auf die zu schwierige und
deshalb verzögerteDurchführung zurückzuführen sind. Es mag wohl sein, daß in normalen Zeiten
bei einem derartigen Wechsel des Steuersystems manche der jetzt erhobenen Vorwürfe nicht zu
erheben gewesen wären; sicher aber ist, daß die Steuerreform, wie sie jetzt gehandhabt wird, für
sämtliche Kommunnlverwnltungenganz unhaltbare Zustände geschaffm hat. Während eine niegekannte
Teuerung die Ausgaben ins Unerschwinglichesteigert, zerreißt die Gesetzgebungden bisher vor¬
handenen natürlichen Zusammenhang zwischen der Ausgabesteigerungeinerseits und der Deckungs»
quelle andererseits Wenn früher bei der Provinz oder bei anderen Kommunen die Ausgaben
durch eintretende Teuerung und allmählichesSinken des Geldwertes stiegen, so stiegen damit auch
in etwa derselben Weise die Einkommen der Bewohner und damit auch die Einkommensteuern,
und die Verwaltungen, die unter der Steigerung der Ausgaben zu leiden hatten, bekamen von
selbst auch höhere Steuerbeträge aus der Einkommensteuer,auch ohne Erhöhung der Steuersätze.
Nunmehr ist aber dieser Zusammenhang zerrissen: Den Kommunalverwaltungen ist die höhere
Belastung durch die infolge der Geldentwertung steigendenAusgaben geblieben; dagegen fließt die
dementsprechendhöhere Einkommensteueran eine andere Stelle, an das Reich, und, was die
Kommunalverwaltungen daraus einmal als Anteil zurückbekommen, ist heute vollständig ungewiß.
Bis jetzt wissen wir noch nicht, welcher Betrag für das Jahr 1920 uns an Reichseinkommcnsteuer
überwiesenwird. Mit Ausnahme eines Vorschussesfür die Beamtenbesoloung, auf den ich noch
zu sprechenkomme, erhalten wir heute tatsächlichnoch den Steuerbetrag von 1919 plus 35°/°.
Meine Damen nnd Herren, Sie brauchen nur irgendeinen Haushaltsplan von 1919, sei es den
des Deutschen Reiches oder den des kleinstenDorfes, in die Hand zu nehmen und die damaligen
Beträge um ein Drittel zu erhöhen und damit den Haushaltsplan der betreffendenStelle für
1922 zu vergleichen,so erübiigt sich ein weiteres Wort der Kritik an diesem Verfahren. Die
Rückerstattungendes Reichs vollziehensich zurzeit in zwei verschiedenen Posten. Einmal wird,
wie erwähnt, der Betrag der Einnahmen an Einkommensteueraus dem Jahre 1919 plus 35°/»
gegeben, und dann werden auf die eintretenden Besoldungserhöhungen Vorschüsse auf spätere
Ueberweisungenaus der Reichseinkommensteuergewährt. Nach dem Wortlaut des Landessteuer¬
gesetzes und des Ausftthrungsgesetzesdazu sollen allerdings die Kommunen, also auch die Prouin-
zialverbäude, hinterher nicht auf den Mindestgarantiebetrag von 1919 plus 35°/u angewieseu sein,
sondern sie sollen nach einem kompliziertenMaßstabe an dem wirklichenAufkommender Steuern
des betreffendenLandesteils beteiligt sein. Danach müssen wir erwarten, daß die Einkommen¬
steuern, die wir für 1920 und 1921 bekommen, jedenfalls wesentlichhöher sein weiden als der
Netrag von 1919 plus 35°/o. Darauf würden aber die Zuschüsse zur Beamtenbesoloung.die seit
dem 1. Oktober 1921 mit rund 10 Millionen gezahlt worden sind, zur Anrechnung gebracht.
Der Haushaltsplan sieht darüber hinaus an Nachzahlungen für die Jahre 1920 und 1921 den
Betrag von 14 Millionen vor. Die Zahl ist aber ganz aus der Luft gegriffenund vollständig
ungewiß, da irgendeineauthentische Auskunft hierübervon der Staatsverwaliung nicht zu erhal,en ist.

Im Haushaltsplan ist dann mit einer Ueberweisungaus der Reichseinkommensteuer für
das Jahr 1920 im Gesamtbetrage von 86 Millionen gerechnet,die bisher als Zuschuß zu den
Besoldungserhöhungengegeben worden sind, und von 54 Millionen, d. i. der Betrag von 1919 plus
3b »/«. Nachdem inzwischendie weiteren Besoldungserhöhungen eingetreten sind, muß erwartet
werden, daß auch diese Besoldungserhöhungen,für die ich vorhin den Betrag von 78 V° Millionen
angegebenhübe, uns als Mehrzuschüsse aus der Reichseinkommensteuerzufließen.
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Eine neue Einnahmequelle ist dem Prouinzialuerband durch das Kraftfahrzengsteuergesetz
vom 8. April 1922, das am 1. Juli in Kraft getreten ist, eröffnet worden. Die Erträge aus
diefem Gefetz werden den Bundesftaaten überwiesen und werden in Preußen auf die Provinzial-
verbände verteilt, da gerade die Provinzialstraßen durch den Kraftwagenverkehram meisten in
Anspruch genommen werden und darunter leiden. Aber auch hier droht wieder eine für die
Rheinprovinz recht ungünstige Verteilung, nämlich die Verteilung nach Land und Leuten: Die
Hälfte soll nach der Grundfläche der Provinz, die Hälfte nach der Einwohnerzahl verteilt werden.
Beide Verteilungsmaßstäbe sind durchaus ungerecht; beide haben mit der Unterhaltung der Pro¬
vinzialstraßen und deren Kosten nichts zu tun. Die Grundfläche der Provinzen steht gar nicht im
Zusammenhang mit der Höhe der Auslagen für Straßenzwecke,da die Länge der Provinzialstraßen
in den einzelnen Provinzen relativ ganz verschiedenist. Die Rheinprovinz hat pro 10 qkm
Grundfläche2500 in Provinzialstraßen, während beispielsweise die Provinz Ostpreußen nur 500 m,
Brandenburg nur 328 m Provinzialstraßen hat. Nichtsdestowenigerwürde Brandenburg z. B.,
entsprechend seiner größeren Grundfläche, uon der einen Hälfte bedeutend mehr bekommen,als die
Rheinprovinz daraus erhalten würde. Dazu kommt aber weiter, daß die Abnutzungder Straßen
in der Rheinprovinz bei der hohen industriellenEntwickelungeine weit höhere ist als in den mehr
landwirtscha Etlichen Provinzen. Hier ist von Interesse eine Statistik über die Zahl der Kraft¬
wagen, die in den einzelnen Provinzen auf 100 yllm Grundfläche entfallen, Personenwagen und
Lastkraftwagenzusammengenommen,und die hauptsächlich den Verschleiß der Straßen verursachen.
Das sind in der Rheinprovinz 53 Kraftwagen, dagegen in Ostpreußen nur 5 und in Brandenburg
ebenfalls nur 5. Die nächsten Zahlen hinter der Rhemprovinz sind Hessen-Nassaumit 25 und
Westfalen mit 23, also noch nicht die Hälfte der Kraftwagen,' die auf der gleiche« Fläche hier in
der Rhemprovinz laufen. Infolgedessen wäre der einzig gerechte Maßstab M die Kraftfahrzeug-
steuer die Verteilung des Ertrages nach den tatsächlichfür die Strahennnterhaltung in den ein¬
zelnen Provinzen entstehendenAuslagen. Es ist allerdings nicht zu verkennen, daß die Anwen¬
dung dieses Maßstabes Schwierigkeitenbietet, da immerhin die Nettoauslagen von den einzelnen
Provinzen angegebenwerden müssen und eine Nachprüfung im Einzelfülle nicht so ganz leicht ist.
Der danach allenfalls noch annehmbare Maßstab wäre der der Verteilung uach der Länge der
Provinzialstraßen in den einzelnen Provinzen. Gänzlich unannehmbar ist aber der von der Staats¬
regierung in Aussicht genommene Maßstab der Verteilung nach Land und Leuten. Ich möchte
auch an dieser Stelle die Erwartung cmssprechen, daß vom PreußischenLandtage bei Beratung des
Ausführungsgesetzes zum Kraftfahrzeugsteuergesetz der Weg einer gerechten Verteilung gefundenwird.

Bei der völligen Ungewißheit auf diesem Gebiete sind die Erträge aus dem Kraftfahrzeug¬
steuergesetz mit 8 Millionen in den Haushaltsplan eingesetzt. Wenn dann zu diesen Einnahmen
noch einige kleinere,nicht wesentlich ins Gewicht fallende Einnahmen hinzukommen, so bleibt unter
Zugrundelegung der Zahlen des Haushaltsplaus noch ein Betrag von 209 Millionen, der durch
Provinzialsteuern zu decken ist.

Bezüglichder Erhebung der Provinzialsteuern ist die Rechtslage, wie im Vorbericht näher
ausgeführt ist, zurzeit so, daß es den Provinzen gestattet ist, die Fehlbeträge aus den Rechnungs¬
jahren 1921 und 1922 zunächst allein nach dem Realsteuersoll zu verteilen. Dieses „Können"
bedentet aber praktischein „Müssen", da der in der Novelle zum Provinzialabgabengesetzvorge¬
sehene andere Verteilungsmaßstab: die Hälfte nach.den Realsteuern, die Hälfte nach den den
Kreisen überwiesenen Anteilen aus der Reichseinkummensteuer,in seiner zweiten Hälfte noch nicht
anwendbar ist, da die zugrunde zu legendenUeberweisungsziffernaus 1920 in absehbarerZeit noch



64 63. RheinischerProuinziallandtag, 3. Sitzung am 11. Ju li 1922.

nicht feststehen. Es bleibt deshalb nichts anders übrig, als von dem im Vorbericht, Seite 40,
abgedruckten Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Mai d. I. Gebrauch zu machen und vorläufig die
Provinzialumlage nach dem Realsteuersollfestzusetzen. Nach den von den Stadt- und Landkreisen
der Provinz gemachten Mitteilungen haben wir ab 1. Januar 1922 — das ist der Stichtag —
mit einem Realsteuersollvon rund 85 Millionen hier in der Rheinprovinz zu rechnen. Danach ist
zur Aufbringung des Betrages von 209 Millionen eine Umlage von 246,17°/» der Nealsteuern
erforderlich. In einem Rundschreibendes Provinzialausschussesvon Anfang Februar war in Aus¬
sicht gestellt worden, daß, wenn weitere außergewöhnliche Preissteigerungen ausblieben, ein Satz von
180°/« ausreichenwürde. Leider hat sich aber die Voraussetzungdes Ausbleibens ungewöhnlicher
Preissteigerungen schon von dem Zeitpunkteder Berechnungdieser 180"/«, also Ende Januar, ab
bis zur Aufstellung des Haushaltsplanes — Ende März — nicht erfüllt. Infolgedessen müßten
anstatt des im Februar angenommenenBetrages von 153 Millionen jetzt 209 Millionen durch
Provinzialsteueru aufgebrachtwerden; daher war die Erhöhung des Prozentsatzes auf 246,17 nicht
zu umgehen. Bei der Beurteilung dieses Prozentsatzes ist aber zu berücksichtigen, daß der Ihnen
vorliegendeHaushaltsplan, wie erwähnt, noch 24 Millionen enthält, die Ausgaben des Vorjahres
darstellen, die aber damals nicht, wie es an sich zulässig gewesen wäre, durch eine Nachtragsumlage
gedecktworden sind. Wäre das dennoch geschehen, so hätte sich die Provinzialumlage des Vorjahres
von 162 auf 205 °/o erhöht; dagegen hätte der Haushaltsplan dieses Jahres anstatt 246,17 nur
218°/o vorzusehenbrauchen. Nnn wird aber mit diesen Einnahmen des Haushaltsplanes, selbst
wenn sie bei der Dotationsrente um 52 Millionen und bei den Ueberweisungcnaus Neichssteuern
um 78 Millionen erhübt werden, noch immer nicht der Ausgabebedarf, soweit er im Augenblick zu
übersehenist, gedeckt; vielmehr würde noch ein Defizit von etwa 37 Millionen bleiben. Es könnte
sich fragen, ob es notwendig ist, zu diesem Zwecke die Provinzialsteueru entsprechend zu erhöhen.
In normalen Zeiten würde dies gewiß geschehen sein, und in Vorkriegszeitenwürde es in einer
geordnetenKommunalverwaltuug als undenkbar erschienensein, einen Haushaltsplan aufzustellen,
ohne daß man mit Sicherheit übersieht, daß die Einnahmen die Ausgaben decken, und der zudem
in den Einnahmen mit so unsicheren Faktoren rechnen muß. In normalen Zeiten wäre es aber
auch nicht vorgekommen,daß in den Wochen zwischenFertigstellung des Haushaltsplans und
Beratung im Provinziallandtage eine solche Preisrevolution eintrat, wie wir sie heute erlebt haben.
Solche außergewöhnlichen Zustände können es meines Erachtens rechtfertigen,von einer nachträglichen
Umarbeitung des Haushaltsplans abzusehen, vielmehr zunächst abzuwarten, daß insbesondere die
Steuerüberweisuugenaus den Jahren 1920 und 1921 doch höher ausfallen werden als der dafür
im Haushaltsplan vorgesehene Betrag von 14 Millionen oder daß äußerstenfalls auch am Schlüsse
dieses Jahres wieder ein Defizit auf das folgende Jahr übernommen werden muß. Die letzte
Möglichkeitbesteht darin, daß zunächstdie weitere Preisentwickelungabgewartet wird und daß im
Laufe des Winters, wenn sich die Verhältnisse besser übersehen lassen, die Frage einer Nachtrags-
umlage in Erwägung gezogen wird. Es wird Sache der Prüfung im zuständigen Fachausschuß
sein, welcher von diesen Wegen eingeschlagenwird. Auf jeden Fall kann aber das finanzielle
Gesamtbild sowohl für die Gegenwart wie auch für die Zukunft nur als ein geradezu verzweifeltes
bezeichnetweiden, ebenso sehr wegen der Zahlen, mit denen augenblicklich gerechnet werden muß,
als auch wegen der vollständigenUngewißheit, die auf der Ausgabeseitcdurch unsere wirtschaftliche
Entwickelungbedingt ist, die auf der Emnahmeseite aber wesentlichdadurch bedingt ist, daß im
Reiche und in Preußen die Frage der Regelung cer finanziellenBeziehungenzwischen Reich, Staat
und Kommune nicht vom Flecke kommt. Bei der Provinzialverwaltung kommt dann noch etwas
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weiteres recht Unerfreulicheshinzu, das ist das Fehlen eines Betriebsfonds. Die paar hundert¬
tausend Mark, die früher dafür eingesetzt waren, spielen heute keine Rolle mehr. Das ist besonders
unerfreulich bei den riesigenAnstaltsbetlieben mit ihren großen jährlichen Umschlagen,die stets
vorausleisten müssen und erst nachträglichihre Einnahmen bekommen. Wenn dann noch dazu kommt,
daß die Steuereinnahme« vom Reich wie auch von den Kommunenvorläufig noch nicht zur Ver¬
fügung stehen, so ergibt sich das heutige Bild, daß die Provinzialverwaltung augenblicklich bei der
Landesbllnl nicht weniger als 1?ö Millionen Vorschüsse hat.

Meine Damen und Herren! Angesichts der gewaltigen finanziellen Mittel, deren Be¬
willigung von Ihnen verlangt wird, und angesichtsdieser traurigen finanziellen Gesamtlage dürfte
es zum Schlüsse meiner Ausführungen wohl angebracht sein, Ihnen einen kurzen allgemeinen Ueber-
blick Über die wichtigsten Tätigkeitsgebieteder Provinzialverwaltung, für die diefe hohen Mittel
angefordert werden, zu geben. Dieses Bild über die Bedeutung und den Umfang der heutigen
Provinzialverwaltung wird dazu beitragen, die Notwendigkeitder Aufwendungenzu erklären; es
wird aber auch zeigen, daß das finanzielle Heilmittel unmöglichdarin gefundenwerden kann, daß
etwa auf die Weiterführung der einen oder anderen Aufgabe verzichtet wird.

Das Tätigkeitsgebiet der provinziellenSelbstverwaltung ist nicht von vornherein so klar
gegeben, wie das des Staates oder der Kommunen, die grundsätzlichdie gesamten wirtschaftlichen
und sozialen Interessen der Bewohner ihres Gebietes zum Gegenstandeihrer Arbeit machen können.
Die Gegenständein der Provinzialverwaltung sind vielmehr allmählich mosaikartigzusammengefügt
worden, und für die Uebertragung des einen oder anderen Gegenstandes anf die Provinz waren
teils historische Gründe, teils soziale und wirtschaftlicheNotwendigkeitenmaßgebend. Aber über
diese einzelnen Gegenstände hinaus hat in der Gegenwart, wo der Provinziallandtag mehr als
früher eine Vertretuug der Gefamtbevölkeruugder Provinz darstellt, die Provinzialverwaltung in
erster Linie auch die Bedeutung, daß sie die Zusammenfassung und Vertretung der besonderen
Interessen und Wünsche der Provinzbevülterung gegenüber, aber, wohlgemerkt,auch innerhalb des
Staats- und Reichsganzen darstellt. Daher die Wahl der Vertreter in Reichs- und Staatsrat
durch den Provinziallandtag und die Mitwirkung bei der Ernennung der höchsten Staatsbeamten
durch die Provinz. Aber auch die Geltendnmchungbesondererwirtschaftlicher Interessen, die sich
auf das ganze Gebiet der Provinz erstrecken, die Geltendnmchungder Wünsche,die auf den Eigen¬
tümlichkeitender Provinz beruhen, ist Aufgabe der Provinzialverwaltung. Daraus folgt dann,
daß die Provinzialverwaltung wesentlich dazu dienen soll, daß die sämtlichen Bewohner der Provinz
sich in gewissem Sinne als eine Einheit fühlen, die Freud und Leid gemeinsamzu tragen haben
und die daher auch, weun ein Glied Not leidet, sich gegenseitigbeistehenund aushelfeu müssen.
Daher die schöne Aufgabe, die Sie ja auch jetzt wieder iu mehreren Vorlagen beschäftigt, bei
UuglUcksfällen, die sich auf einen großen Teil der Provinz erstrecken, oder bei wirtschaftlichen Not¬
ständen, die ganze Teile der Provinz erfassen, mit dem Staate zusammen helfend einzuschreiten,
um die Nut zu lindern. Unter den Vorlagen, die dahin gehören, möchte ich hinweisen auf die
Unterstützung der durch schwere Hagel- und Hochwasserkatastrophenbetroffenen Gemeinden des
Kreises Rheinbach, auf die Mitarbeit bei der Futtermittelhilfsaktion für Eifel und Hunsrück und
auf die Ueberweisuugbesonderer Mittel an den wirtschaftlich so schwer bedrängten Kreis Monschau.

Sodann hat'die Provinzialverwaltung solche wirtschaftlichenEinrichtungen zu verwalten
oder zu fordern, die über den Kreis der einzelnen Gemeinde hinausgehen, aber auch nicht zentral
für den ganzen Staat geregelt werden können. Hierhin gehören Landesbank, Provinzial-Feuer-
versicherungsanstlllt,Verwaltung der Provinzinlstraßen, Unterstützungder Kleinbahnen, Unterstützung
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uud Durchführung von Landesmeliomtionen und vou Flußregulierungeu, Förderung landwirtschaft¬
licher Angelegenheiten,iusbesouderedes landwirtschaftlichenund gewerblichen Schulwesens,Förderung
des Wohnungswesensu. a. durch Beteiligung au provinziellen Siedlungs- und Wohnungsfürsorge-
gesellschafteu. Hierhin gehört ferner auch, daß die Provinzialverbände Träger der Landesarbeits-
und Berufsämter sind und daß sie die gemeinschaftlicheu Ruhegehaltskasseuder tleiuereu Komnmnal-
verbande zu verwalten haben.

Als Drittes kommt in Frage, daß durch Staatsgesetz eine Anzahl Aufgaben der sozialen
Fürsorge, die die einzelnen Gemeinden allem nicht löseu können, den Provinzen übertragen sind.
Hierin gehört die Fürsorge für Geisteskranke,Idioten, Epileptiker, Taubstumme, Blinde, Krüppel,
Fttrsorgczöglinge, Korrigenden, Korrigendinnen, das Laudarmenwesen, die Fürsorge für Kriegs¬
beschädigte und Kriegshinterbliebene. Wie Sie aus dieser Zusammenstellungersehen, sind es nicht
gerade die einfachsten und am leichtesten zu behandelndenGegenstände,mit denen hier die Provin-
zialverwaltungen bedacht worden sind.

Sodann ist als Viertes Sache der Provinzialverwaltung die Pflege der Liebe zur Heimat¬
provinz und die Pflege ihrer Schönheiten und Vorzüge auf dem Gebiete der Kunst, der Geschichte
und der Natur. Hier sind zu erwähnen die Provinzialmuseen, die Tätigkeit zur Erhaltung der
Kunstdenkmälernnd zur Erhaltung von Naturschünheiten. Daß dieses Gebiet heute einer ganz
besonderenPflege bedarf, darauf habe ich vorhin schon hingewiesen.

Meine Damen und Herren! Ihre Aufgabe wird es nun sein, bei Beratung der Haus¬
haltspläne und der einzelnen Vorlagen dafür Sorge zu tragen, daß alle diese vorher genannten,
für die Provinz und für die rheinische Bevölkerung so wichtigen, aber auch zum Teil recht kost¬
spieligen und schwierigenGebiete weitergeführt, ausgebaut und zum Teil auf neue Verhältnisse
eingestelltwerden. Zu dieser Arbeit siud Sie in einer so schweren Zeit zusannueugekommeu.Mehr
als je bedarf es daher der verständnisvollenHilfe, Unterstützungund Mitarbeit der ganzen Rhein¬
provinz und aller ihrer Bewohner, um diese Aufgaben der provinziellen Selbstverwaltung in
befriedigenderWeise zu lösen. Mehr als je wird aber auch erwartet werden, daß das gemein-
cha ftliche Leid vou außen und innen, das uns hier in der Rheinprovinz schwerer noch als anderswo
drückt, die Rheinländer aller Parteien nnd aller Konfessionen zu gemeinschaftlicherArbeit auf
unseren doch auch recht' schüueu und dankbarenArbeitsgebietenzusammenführt. (Lebhafter Beifall.)

Meine Damen und Herreu! Keine Rede wurde früher und auch jetzt noch von Vertretern
der Provinz bei ernster oder freudiger Gelegenheit gehalten, in der nicht das Wort von unserer
schönen Heimatprovinz vorkam. Dieses Wort ist -keine bloße Redensart, sondern, wie Sie alle
wissen, Wahrheit und Wirklichkeit. Ich denke dabei weniger an die äußere Schönheit in Natur
und Kunst, als vielmehrdaran, daß unsere Provinz doch auch unvergleichliche Vorzüge auf geistigein,
auf wirtschaftlichem, auf soziale,« Gebiete hat. Daran mitzuarbeiten, daß diese Werte uns erhalten
bleiben, weiter gepflegtund entwickelt werden, gehört zu den vornehmsten Aufgaben der provinziellen
Selbstverwaltung. Für diese Arbeit werde ich selbst meine ganze Kraft einsetzen- diesem Ziele wird
auch die Arbeit Ihrer jetzigen Tagung dienen. Dann wird die Rheinproviuz auch in Zukuuft
bleiben das schönste Glied im preußischen Lande und in der deutschen Republick. (Lauter Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterSchaefer.
AbgeordneterSchaefer: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Angesichtsder Tat¬

sache, daß der Dollar inzwischenans 560 geklettert ist, tonnte es als eine überflüssigeArbeit
erscheinen, heute überhaupt zum Etat zu sprechen. Sie würde es in der Tat auch sein, wenn mau
mit den Zahlen noch irgendwie feste Begriffe verbände. Man muß deswegenbei einer Erörterung
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des Haushalts schon von der Tatsache ausgehen, die eben der Herr Landeshauptmann richtig
geschildert hat, daß in der Tat der Haushaltsplan heute nicht viel mehr ist als eine Sammlung
von Buchungsstellen,die erst im Laufe des Haushaltsjahres ihren eigentlichen Inhalt erhalten und
höchstenszeigen, in welchem Wertverhältnis die einzelnenEinnahmen und Ausgaben zu einander
stehen. Aus dieser Tatsache ergibt sich für jeden Redner zum Haushalt eine Beschränkungauf
die Punkte, die mehr grundsätzlicherArt sind und daher von dem Strudel der Valuta nicht-
ergriffen werden.

Leider ist der Wunsch, der gelegentlich des letzten Provinziallandtages geäußert worden ist,
den Haushaltsplan der Provinzialverwaltung in ein modernes Gewand zu kleiden, nicht erfüllt
worden. Der Herr Landeshauptmann hat eben angegeben, welche Gründe für die Unterlassung
maßgebend gewesen sind. Ich glaube, daß man sich diesen Gründen durchaus anschließen muß.
Die Aufstellungdes Haushaltsplans ist in der Tat in dem Leben jeder Kommuneund jedes Selbst¬
verwaltungskörpersein so wichtigesEreignis, daß es unbedingt erforderlichist, auch die Initiative
und die persönliche Arbeit des Chefs der Verwaltung dabei weitgehendzu beteiligen. Wir möchten
aber doch bei der außerordentlichenBedeutung der Sache besonderes Gewicht darauf legen, daß der
nächste Haushalt jedenfalls in einem neuen Gewände erscheint, nnd wir möchten auch bitten, sich
nicht so eng an den Beschlußzu halten, wie er im letzten Pruvinziallandtage formuliert worden ist.
Der Beschluß geht dahin, daß der Haushalt der Provinz sich nach Möglichkeit an den Hanshalt
der Städte anlehnen möchte. Ich halte diese Formulierung nicht für sehr glücklich, denn der
Haushaltsplan der Städte ist zwar in mancher Beziehung sehr zweckmäßig aufgestellt, aber eben
nur für die Städte; er ist nicht ohne weiteres auf den Haushalt einer Provinz, die doch im
wesentlichen ganz anders aufgebaut ist, zu übertragen. Ich würde deshalb den Herrn Landes¬
hauptmann bitten, zwar die Erfahrungen und die Fortschritte der Städte sich zunutze zu machen,
aber auch dahin zu streben, das, was den Städten bereits zu einem großen Teil gelungen ist, für
die Provinz zu erreichen, nämlich eine Vereinheitlichungder Haushalte der einzelnen Provinzen
untereinander. Ich glaube, daß es auch für die Abgeordnetenvon besonderem Interesse wäre, wenn
ihnen einmal gezeigtwerden könnte, wie der Haushalt in anderen Provinzen sich entwickelt. Heute
ist ein derartiger Vergleichganz außerordentlicherschwert, genau so, wie ein Vergleich der Haus¬
haltspläne der einzelnen Städte erschwert war, solange die Aufstellungder Pläne nicht nach einheit¬
lichen Grundsätzenerfolgte. Diese Vergleichbarkeitläßt sich wahrscheinlich bei den Provinzialhaus«
halten leichter erzielen als bei den städtischen Haushalten. Die Möglichkeiteiner Vereinheitlichung
der Provinzialhaushlllte ist dadurch erleichtert, daß die Landesdirektoreneine besondere Geschäfts¬
stelle unterhalten, der geeignete Kräfte zur Bearbeitung einer derartigen Frage zur Verfügung stehen.

Wer sich aus unserem jetzigen Haushalt darüber unterrichtenwill, welche Kosten die Pro¬
vinzialverwaltung etwa für die Beamten oder für sonstige Bedürfnisse, wie Brennstoffe, Wasser,
Bekleidung, Beköstigungusw., aufwendet, wird die Erkenntnis aus dem Etat nur mit ganz außer¬
ordentlichenSchwierigkeitengewinnen können, und dabei noch nicht einmal restlos. Die Kosten
dieser Gegenstände stehen in den einzelnen Etats vollkommengetrennt. — Bei den Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalten ist allerdings insofern eine Ausnahme gemacht, als in einer Zusammen¬
stellung der Haushaltspläne die GesamtkostenwichtigerBedürfnisse in einer Summe aufgeführt
sind. In den Einzelhaushalten einzelner Anstalten sind dagegen die Summen für Heizung gemein¬
schaftlich angegeben, mit den Ausgaben für andere Bedürfnisse, z. B. für Wasser und Be¬
leuchtung. Für diese unterschiedliche Behandlung der Haushaltspläne liegt gar kein Grund vor.
Ich möchte bitten, daß bei der Aufstellung des Haushaltsplans in Zukunft darauf besondere Rück¬
sicht genommenwird.
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Notwendig ist dann auch eine Zusammenstellungder Zahl der Beamten, Angestelltenund
Arbeiter, vor allen Dingen eine Zusammenstellung der gesamten Summen, die überhaupt f!ir
Gehälter und Lohne ausgegebenwerden.

Dringend erwünscht wäre es auch, wenn bei jedem Haushalt einer Anstalt angegeben würde,
welche Kosten auf den Verpflegungstag entfallen. Es ist so ganz außerordentlichmühselig, sich das
herauszurechnen. Möglicherweiseunterlaufen dabei Fehler, die gar nicht zu vermeidensind.

Dann ist bei den Haushalten auch zu berücksichtigen, daß sie heute insofern ein ganz
falsches Bild geben, als der Zinsen- und Tilgungsdienst nicht angegeben ist. Ich weiß nicht,
inwieweit in den Selbstkosten, die der Herr Landeshauptmann angegeben hat, der Zinsendienst
berücksichtigt ist. Jedenfalls ist der einzelne Haushalt damit nicht belastet. Dasselbe gilt für die
landwirtschaftlichenEtats; auch, darin ist kein Zinsen- und Tilgungsdienst eingestellt, sodaß der
Ueberschuß,der sich bei den einzelnen landwirtschaftlichenEtats rechnerisch ergibt, doch anscheinend
noch mit einem Fragezeichenversehen werden muß.

Auf weitere Einzelheiten will ich hier nicht eingehen; ich nehme an, daß sich in den
FachausschüssenGelegenheit bieten wird, noch besondere Wünschevorzubringen.

Ich möchte aber doch der Auffassung meiner Fraktion über die Wichtigkeitdieser Dinge
dadurch Ausdruck geben, daß ich dem Herrn Vorsitzenden einen besonderen Antrag überreichen
werde, der nochmals fordern wird, daß Form und Gliederung des Haushaltsplans der Provinz
unter Berücksichtigung der im Provinzinllcmdtagevorgetragenen Wünsche und unter Benutzung der
Erfahrungen und Fortschritte der Städte in der Aufstellungdes Haushaltsplans einer Nachprüfung
unterzogen werde, und daß der Herr Landeshauptmann mit der Gefchäftsstelleder Landesdirektoreu
in Verbindung tritt, um eiue Vereinheitlichungder Haushaltspläne der Provinzen zu erzielen.

Die Gesamtausgaben der Provinz sind von rund 326 Millionen auf 747 Millionen, also
um rund 136 °/o, gestiegen, Diese gewaltige Steigerung ist zunächstzweifellos mir der Ausdruck
der Geldentwertung. (Zuruf Abgeordneter Bamberger: und weiter nichts!) Es fragt sich, ob die
Steigerung der eigenen Einnahmen in demselben Umfange möglich war. Wenn Sie eine Reihe von
städtischen Haushalten betrachten, dann finden Sie allerdings ein starkes Anschwellen der Ausgaben;
aber Sie finden auch ein entsprechend starkes Anschwellen der eigenen Einnahmen. Das ist dadurch
möglich, daß in sehr vielen Kommunen eine andere Gebtthrenpolitikbetrieben werden kann; es ist
dadurch möglich, daß die städtischen Werke stärkere Abgaben leisten, während der Pruvinzial-
verwaltuug eigene Einnahmequellen nicht in so ergiebigem, ausdehnungsfähigen Maße zur Ver¬
fügung stehen.

Unter den Ausgaben fallen besonders ins Gewicht die Ausgabe« für Beamte, Angestellte
und Arbeiter. Ich sprechehier zunächst nur von den Beamten und Angestellten. Die Gesamt¬
summe beträgt hier, wenn die Summen der einzelnen Etats richtig zusammengerechnetworden
sind, 174 Millionen. — Ich bitte, mich zu korrigieren, wenn es nicht richtig ist. — Diese Summe
ist eine ganz außerordentlichhohe. Nun kann keine Rede davon sein, daß etwa die Gehälter zu hoch
wären. Im Gegenteil, diejenigen, die in der Lage sind, sich mit Personalfmgen beschäftigenzu
müssen, die viel mit Beamten zu tun haben, wissen genau, daß die Gehälter in vielen Fälleu bis
vor kurzem überhaupt nicht das erreicht haben, was eigentlich zur Führung eines einigermaßen
erträglichen Lebens notwendig war. (Sehr richtig! in der Mitte,) Heute ist die Sache wieder
soweit gekommen, daß die ungeheure Teuerung in erster Linie wieder die Festbesoldetenin ihrer
ganzen Schärfe faßt; wenn dann eine Aktion von Reich oder Staat kommt, ist der Höhepunktder
Teuerung meistens schon erreicht oder überschritten. (Zustimmung im Zentrum,) Wenn ich von
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den Gehältern spreche, will ich die Höhe des Einzelgehalts überhaupt nicht berühren, sondern ich
will nur feststellen, daß insgesamt die Personnlkosten eine außerordentlicheBelastung der Provinz
darstellen. Trotzdem, meine Damen und Herren, können wir uns nicht der Pflicht entziehen, zu
prüfen, ob nicht gerade beim Personaletat gewisse Ersparnisse möglich sind. Diese Ersparnisse
können nicht an der Höhe der Besoldung gemacht werden. Sie können einmal nur nach der
Richtung hin gemachtweiden, daß man grundsätzlich sich zu dem Standpunkte bekennt, nur soviel
Beamte und Angestellte zu beschäftigen,als zur Erfüllung der vorliegendenAufgaben unbedingt
erforderlichfind. Meine Damen und Herren, das ist keine neue Entdeckung,fondern diefer Grund¬
satz ist uralt. Aber es ist immerhin nicht ganz einfach, diesen Grundsatz durchzuführen. Dann,
meine Damen und Herren, liegt eine weitere Ersparnismöglichkeitauch darin, daß man Beamte
nur mit den Arbeiten befchäftigt,die für sie geeignetsind, d. h., daß man z. B. einfache Arbeiten
nicht folchen Beamten überträgt, die qualifizierte, schwierigere Arbeit leisten künuen und deswegenin
höheren Gruppen besoldet werden muffen. Es fragt sich, meine Damen und Herren, wie dieses
Ziel erreicht werden kann. Das erste Ziel, die Feststellung, ob Beamte zuviel in der Verwaltung
sind — ich fcheide hier die Angestelltender Anstalten aus den besonderenGründen aus, die aus
der wechselnden Belegung der Anstaltsbetriebe sich ergeben —, kann man ohne weiteres aus dem
Handgelenknicht erreichen. Ich glaube, es ist niemand hier, der etwa behaupten könnte, wenn er
ein Büro, in dem viele Beamte tätig find, betritt, daß dort z, B. fechs Beamte entbehrlichfeien.
Wenn er es behaupten würde, würde dies eine Behauptung sein, der ein tatsächlicher Hintergrund
fehlte. Eine derartige Behauptung kann vielmehr nur aufgestellt werden, wenn jede einzelne
Dienststellevon sachverständigen Leuten und von unabhängigen Beamten genau geprüft worden ist.
Es ist auch nicht möglich, das etwa in der Form zu machen, daß nun eine große Kommission
eingesetzt wird, die gelegentlich einmal durch ein Büro geht, sondern es ist nur in der Form mög¬
lich, daß ein Organifationsplan aufgestelltwird, nach dem grundfiitzlich jede Dienststelle nicht einmal,
sondern Wochen- und monatelang nachgeprüftwird. Dann wird sich ergeben, in welcher Dienststelle
ein Beamter nicht voll beschäftigt ist. Es wird sich auch ergeben, ob es nicht durch eine zweck¬
mäßige Organisation möglich ist, eine Verschiebungder Arbeit etwa in dem Sinne vorzunehmen,
daß ein Teil der Arbeiten, die vielleicht von einem Bürovorsteher oder höheren Bürobeamten aus¬
geführt wurden, nunmehr auf einen Beamten des mittleren Dienstes übertragen werden, also z. B.
Ersparnisse im Wege der Verselbständigungder Beamten. Derartige Erfahrungen liegen aus einer
Reihe von Städten bereits vor. Ich glaube, daß die Provinzialverwaltung in diefer Richtung
bereits Schritte unternommen hat. Ich kann aus meiner persönlichenKenntnis sagen, daß die
Erfahrungen durchaus günstig find, und daß es fehr gut möglich ist, eine ganze Reihe von
Geschäften,die bisher von Oberbeamten wahrgenommenwurden, auf qualifizierte Beamte, die aus
dem mittleren Dienst hervorgegangensind, zu übertragen. Darin würde schon eine wesentliche
Ersparnis liegen.

Nun, meine Damen und Herren, noch, ein anderes Moment, das zu wesentlichenErspar¬
nissen führen kann, die Ausnutzung der vollen Arbeitszeit. Das Bild, das sich in der Beziehung
uns heute bietet, ist ein außerordentlich buntes. Soweit ich unterrichtet bin, hat die wöchentliche
Arbeitszeit der Provinzialbenmten früher 42 Stunden betragen; soviel ich weiß, beträgt sie heute 45.
Wenn ich Reich, Staat und Gemeinden zum Vergleichheranziehe,dann ergibt sich, daß der größte
Teil der Kommunalverwaltungendie 48 stündige Wochenarbeitszeithat. Es ist jedenfalls in dem
Bezirk, in dem ich tätig bin, im rheinisch-westfälischen Industriegebiet fast allgemein fo, daß die
48 stündige Arbeitszeit eingeführt ist. Nun, meine Damen und Herren, ist es fehr bezeichnend,
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welche Antworten man gelegentlich bekommt, wenn man sich mit Kommunalbeamten über die
48 stündige Arbeitszeit unterhält. Mir ist von einem Beamten, als ich mit ihm über die Ein¬
führung dieser Arbeitszeit sprach, gesagt worden: „Selbstverständlich,wir sind damit einverstanden,
daß die 48stündige Arbeitszeit eingeführt wird; aber wir bitten, die 48 stündige Arbeitszeit genau
so wohlwollend anszulegen, wie es bei den Reichs- und Staatsbehörden geschieht". (Heiterkeit.)
Ich war zunächst über diesen Ausdruck etwas erstaunt. Es wurde mir aber bald eine längere
Erläuterung dazu gegeben. Die Feststellungen, die sich daran anknüpften, ergaben, daß in der
Tat ganz klare Erlasse sowohl der Reichs- als auch der Staatsbehörden bestehen. Vom preußischen
Swatsministerium liegt ein ganz klarer Erlaß vor, dazu ein ganz klarer Erlaß des preußischen
Innenministers. Aber in diesem ganz klaren Erlaß des preußischen Innenministers wird doch schon
darauf hingewiesen,daß es notwendig fei, daß die Staatsbeamten endlich dazu übergingen, dafür
zu sorgen, daß die Klagen verstummten, die aus den Kreisen der Kommunalbeamteu erhoben
würden, daß sie 48 Stunden arbeiten müßten, während die preußischen Beamten einzelnerDienst,
stellen, deren Chef die Verordnung herausgegeben hat, sich mit erheblich geringerer Arbeitzeit
begnügen. Tatsächlich ist es so, daß wir Reichsverwaltungenhaben, in denen 42, 45, 46 Stunden
gearbeitet wird. Eine ganz besondereErfindung, die gemacht worden ist — ich kann allerdings
heute nicht mehr genan sagen, wo —, ist die Einrichtung der 48stüudigen Dienstzeit, jedoch mit
der Maßgabe, daß davon ein oder zwei Stunden Pendelstunden sind. (Heiterkeit.) Was eine
solche Pendelstunde ist, steht nicht genau fest; es steht nur fest, daß in der Zeit nicht normal
gearbeitet wird.

Das ist ein außerordentlich buntes Bild. Wenn wir uns einmal überlegen, welche
Bedeutung die Arbeitsstunde hat, so kann dies, glaube ich, nicht besser illustriert werden als durch
das, was der Herr Landeshauptmann uns eben gesagt hat, daß nämlich die Arbeitsstunde eines
Beamten heute rund 50 Mark kostet. Dabei hat der Herr Landeshauptmann offenbar noch recht
billig gerechnet; er hat keinen Beamten aus den höchsten Stufen genommen,sondern einen Durch-
fchuitt. Meiue Damen und Herren, ich hatte versucht, mir auch ein Bild über diese Frage zu
machen. Insbesondere habe ich mich dafür interessiert, wie die Kosten der Verwaltung sind, in
der ich tätig bin, aber auch dafür, wie die Kosten sich hier in der Provinzialverwaltung stellen
werden. Meine Damen und Herren, ich habe einmal versucht, auszurechnen, was wohl so im
Jahre dabei herauskommt,wenn man von der 45 stündigen Arbeitszeit auf die 48 stündigeArbeit¬
zeit übergeht. Da ergibt sich folgendes Vild. Ich scheide wieder die Beamten aus, die in den
Anstalten tätig sind, denn da regelt sich der Dienst von selbst; ich will da auch einen ganz anderen
Maßstab anlegen, weil die besonderenVerhältnisse da besonders berücksichtigt werden müssen. Ich
spreche nur von den Bürobeamten und will auch nur von den Bürobeamten sprechen, die nicht
zu dem oberen Dienst gehören. Meine Damen und Herren, da ergibt eine Fehlstunde in der
Provinz bei Zugrundelegung des Gehalts der Gruppe 6 — ich habe den vierten Steigesatz, also
den Satz in der Mitte, mit einem Gehalt von'70175 Mark genommen— esnen Betrag von
1,4 Millionen. Also, eine Stunde, die weniger gearbeitetwird, kostet 1,4 Millionen. Nun werden
in der Provinz drei Stunden weniger als 48 gearbeitet. Daraus ergibt sich, daß wir tatsächlich
in der Provinz 4,2 Millionen mehr an Gehältern aufwenden, als nötig wäre. Meine Damen
und Herren, ich möchte ausdrücklich betonen, daß ich damit keinerlei Vorwnrf erheben will, weder
gegen die Verwaltung noch gegen die Beamtenschaft; das liegt mir vollkommenfern. Aber ich
meine doch, es wäre eine dankbare Aufgabe für den Herrn Landeshauptmann — und ich bin auch
fest davon überzeugt, daß er bei der Beamtenschaftvolles Verständnis findet — im Hinblick auf die



63. RheinischerProvinziallandtng. 3, Sitzung am 11, Juli 1922, 71

außerordentlichschwierige Finanzlage — wir haben eben gehört, daß noch 37 Millionen, trotzdem
noch alles mögliche in Ansatz gebracht worden ist, ungedecktbleiben —, zu versuchenmit der
Beamtenschaft sich dahin zu verständigen, daß ein 48 stündiger Wochendiensteingeführt wird.
Ich bin mir vollkommenklar darüber, daß das eine neue, weitere Belastung der Beamtenschaft
ist. Aber einmal ist der Dienst nun so in Reich und Staat vorgeschrieben,und es besteht nun
doch wohl die Hoffnung, daß Reich und Staat endlich zu einer effektiven Arbeitsleistung in der
Höhe übergehen werden. Dann muß die Beamtenschaftsich doch sagen, daß' gerade heute jeder
Beamte kraft feiner Stellung als Beamter mehr als jeder andere verpflichtetist, das Letzte herzu¬
geben, was er hat. Deswegen möchte ich der UeberzeugungAusdruck geben, daß ein. Appell an
die Beamtenschaft, der vom Landtage ergeht, nicht ungehört verhallen wird. Selbstverständlich,
meine Damen und Herren, ist dabei, daß die oberen Beamten sich dieser Leistung nicht entziehen.
Ich halte es auch für ganz selbstverständlich,daß auch die oberen Beamten bestrebt sein werden,
die Dienststunden nach Möglichkeitinnezuhalten. Ich gebe zu, daß eine Reihe von Verhältnissen
denkbar ist, in denen es nicht möglich ist, z. B. Inanspruchnahme durch Sitzungen, dienstliche
Rücksprachen, Besichtigungen. Aber im allgemeinen muß man doch verlangen, daß auch der obere
Beamte zu bestimmtenStunden und nicht zu spät auf dem Büro erscheint.

Meine Damen und Herren! Wenn wir diese Leistungenvon der Beamtenschaftverlangen,
unter Hinweis auf die Regelung in Reich und Staat, fo wird sich daraus die Konsequenzergeben,
daß wir unsere Beamten auch in bezug auf die Urlnubsgewährung nicht schlechter stellen als die
Beamten in Reich und Staat. Ich weiß, daß der Urlaub, den die Reichs- und Staatsbeamten
erhalten, einer lebhaften Kritik unterliegt. Sie mag auch zum Teil begründet fein-, der Urlaub
mag in einzelnen Fällen nicht richtig abgestuft fein. Aber ich halte es nicht für richtig, den

'Prouinzialbeamten auf der einen Seite Vorteile zu entziehen und ihnen auf der anderen Seite
Nachteile aufzuerlegen. Ich glaube also, daß es notwendig wäre, in der Beziehung der Beamten¬
schaft, wenn Wünschegeäußert werden, entgegenzukommen.Ich glaube weiter, wenn wir zu der
48 stündigen Arbeitszeit in der Provinzialverwaltung übergehen könnten, so würde sich auch wohl
darüber reden lassen, ob man den Wünschender Beamtenschaftauf Einführung eines zweitenfreien
Nachmittags entgegenkommenkann. Es könnte ja vielleicht einmal der Versuchgemacht werden.
Es gibt jedenfalls eine Reihe von Kommunen, in denen sich der zweite freie Nachmittag ohne
Schmälerung der Arbeitszeit in der Woche hat durchführenlassen, soviel ich unterrichtet bin, nach
jeder Richtung hin zur Zufriedenheit der Beamtenschaft.

Meine Damen und Herren! Nun ist das alles sehr schön und wohl, aber es muß
natürlich, wenn eine Regelung getrosten wird, auch dafür gesorgt werden, daß sie durchgeführt
wird. Wenn etwa der 48-Stunden-Dienst eingeführt würde, ohne daß diese 48 Stunden wirklich
gearbeitet würde, dann hätte die ganze Aktion keinerlei Zweck. Ich bin mir auch vollkommenklar
darüber, daß es nicht möglich ist, von heute auf morgen durch eine derartige Regelung des Dienstes
große Ersparnisse zu erzielen. Das kann sich nur allmählich ergeben. Im Zusammenhang mit
der Durchführung der Dienststunden wird sich meines Erachtens doch bald ein Erfolg zeigen.
Jedenfalls glaube ich, daß die Summen, die hier erspart werden können und bei der Finanzlage
der Verwaltung auch erspart werden müssen, so groß sind, daß man nicht ohne weiteres daran
vorübergehen kann. Ich werde dem Herrn Vorsitzendennoch, einen Antrag überreichen, in dem
die Wünsche,die die Zentrumsfraktion in der Beziehung hat, zum Ausdruck gebrachtsind.

Noch ein Punkt. Meine Damen und Herren, es wäre möglich, daß bei der Aenderung
der Dienstzeit für einzelne Beamte eine gewisse finanzielleBelastung einträte. Es ist denkbar, daß
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es durch Verkürzung der Pausen bei weiten Wegen nicht möglichist, die Heimstätte rechtzeitigzu
erreichen und rechtzeitig wieder zum Dienst zu erscheinen. Ich würde es da für billig halten,
wenn die Provinzialverwaltung erwägen würde, hier einen billigen Ausgleich zu schaffen,etwa in
der Form einer Beihilfe zu den Straßenbahnfahrkosten.

Ich habe eben schon betont, daß ich hier zunächstvon den Bürobeamten spreche. Soweit
es sich um das Personal der Anstalten handelt, wird sich beim Etat der Anstalten Gelegenheit
finden, darauf zurückzukommen.

Meine Damen und Herren! Hier muß ich noch eins einflechten. Die Ausgaben, die die
Provinzialverwaltung für Personalkostenleistet, umfassen neben dem normalen Gehalt auch noch
die Aufwendungenfür die sog. Wirtschaftsbeihilfe,die Besatzungszulage. Nun ist die merkwürdige
Regelung getroffen,daß von diefen Kosten das Reich nur 80°/<> erstattet, während 20°/o endgültig
zu Lasten der Gemeinde gehen. Ich glaube, meine Damen und Herren, daß Sie mit mir darin
einig sind, daß eine derartige Sonderbelastung der besetzten Gebiete durchaus unberechtigt ist
(Zustimmung) und daß unbedingt angestrebt werden muß, daß das Reich die Kosten in voller
Höhe übernimmt. Die Rheinprovinz ist doch nicht schuld daran, daß sie besetzt ist; es ist eine
unmittelbare Folge, die sich aus dem Friedensvertrage ergibt. Daraus ergibt sich auch, daß die
Lasten, die daraus erwachsen, nicht von der betroffenen Gemeinde zu tragen sind, sondern vom
Reich getragen weiden müssen. (Erneute Zustimmung.) Ich möchte Ihnen vorschlagen, meine
Damen und Herren, daß wir dieser Auffassung in einer Entschließung an die Reichsregierung
Ausdruck geben, in der wir darauf hinweisen, daß es der Billigkeit entspricht, daß dieser'Zustand
endlich,wenigstens für die Zukunft, beseitigt wird.'

Meine Damen und Herren! Ich kann von dem Besoldungsetat nicht sprechen, ohne auch
mit einem Wort auf das Sperrgesetzeinzugehen. Ich habe gesehen, unter den Drucksachen ist ein'
Antrag der Beamten der Provinzialverwaltung, der wünscht, daß der Provinziallandtag gegen die
Richtlinien des Ministers des Innern protestieren möge. Meine Damen und Herren, das Sperr¬
gesetz wird Ihnen wohl zum größten Teil bekannt sein. Es ist ein Gesetz, das bezweckt, eine Ver¬
einheitlichung aller Beamtenbesoldungenherbeizuführen. Als Wertmesser gilt die Besoldung der
Reichsbeamten. Nach der Besoldung der Reichsbeamten soll sich die Besoldung der Beamten der
Lander, der Provinzialverbände und der Kommunen richten. An sich zweifellos ein sehr schöner
Gedanke. Aber man kann auch die Dinge von einem anderen Standpunkte aus betrachten. Was
für Reich und Staat ohne weiteres möglich ist, kann in der Kommunalverwaltung, die die ver¬
schiedenartigsten Gebilde aufweist, nicht nur zu einer ganz unbequemenBeschränkung,sondern auch
zu einer Hemmung jeder Entwickelungsmöglichkeit werden. Nach den Erfahrungen, die bis jetzt über
das Sperrgcsetz vorliegen, kann man ruhig, ohne zu übertreiben, sagen: Eine ganze Reihe von
Vorschriftenwerden sich überhaupt nicht durchführenlassen. Es gibt Vorschriften in dem Gesetz,
die einfach,wie in einem offiziellen Bericht steht, gegen die gesunde Vernunft sind. Meine Damen
und Herren, es ist z. B. keine gesunde Vernunft in der Bestimmung, wenn der preußische Minister
des Innern, allerdings auf Anweisungdes Reichsfinanzministers,von den ihm unterstelltenBehörden
verlangt, daß sie Bestimmungender kommunalenBesoldungsurdnungenbeanstanden, wenn sie zwar
mit den preußischenrechtlichen Bestimmungen in Einklang sind, aber gegen eine Reichsbestimmung
verstoßen. Es ist ein geradezu grotesker Zustand, daß eine preußischeAufsichtsbehördepreußisch
rechtliche Bestimmungen beanstandet, trotzdem sie bei den preußischenBeamten in Geltung sind.
Natürlich ein unmöglicher, unhaltbarer Zustand. Es wäre möglich, meine Damen und Herren,
diese Liste erheblichzu verlängern. Ich glaube zwar, daß man nicht zu einem Protest gegen die
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Richtlinien zu kommen braucht, daß es aber doch zweckmäßig ist, wenn der Herr Landeshauptmann
mit Entschiedenheitauf die verschiedenen Unmöglichkeiten des Gesetzes hinweist. Eine außerordent¬
lich schwierige Regelung ergibt sich auch durch das starre Zahlenverhältnis, in dem die einzelnen
Gruppen zueinander stehen sollen, z. V, die Gruppen 7, 8, 9 usw. Nach diesem Zahlenverhältnis
sind die Beamten auf die einzelnen Gruppen zu verteilen. Nun kann es vorkommen,daß die
oberen Gruppen vollständig verstopft sind und gar keine Möglichkeit mehr besteht, die Leute aus
den Gruppen 7, 8 usw., die doch auch vorwärtskommenwollen, in die Höhe zu bringen. Sie
müssen endlos lange in einer Gruppe bleiben. Das ist natürlich für tüchtige Beamte die Veran¬
lassung, sich dem Beamtendienstzu entziehen. Wir haben in Verhandlungen mit dem Vertreter des
Oberprcisidentenauf diefen Zustand hingewiesen und dafür Verständnis gefunden. Für den Staat
ist es etwas ganz anderes, eine derartige Regelung vorzunehmen. Er hat die Möglichkeit, inner¬
halb seines ganzen Gebiets die Beamten zu versetzen. Eine Kommunedagegenbehält ihre Beamten
lebenslänglich in ihrem Bezirk; sie hat diese Versetzungsmöglichkeit nicht. Ich glaube, daß der
Herr Landeshauptmann sich ein Verdienst erwerben würde, wenn er auf diese Mißstände mit
Entschiedenheit aufmerksam machen würde. Er würde auch in der Lage sein, sich auf die Auffassung
der Gutachterausschüsse,die sowohl für das linksrheinischeGebiet als auch für den rheinisch¬
westfälischen Industriebezirk bestehen, zu berufen.

Nun, meine Damen und Herren, im Anschlußan den Personaletat noch eine Bemerkung.
Im vorigen Jahr oder vor zwei Jahren ist hier davon gesprochen worden, daß die Ruhegehaltssätze
der Arbeiter der Provinzialuerwaltung weit hinter dem zurückblieben,was notwendig wäre. Das
ist von der Verwaltung auch anerkannt worden, denn die Sätze sind nach meiner Unterrichtungseit
dieser Zeit ständig erweitert worden, fodaß sie heute wohl annähernd dem entsprechen, was notwendig
ist. Aber die Ordnung hat, soviel ich weiß, noch einen Mangel, und ich möchte bitten, diesen
Mangel abzustellen. Ich weise darauf hin, daß in einer ganzen Reihe von Städten — ich glaube,
es handelt sich insgesamt um 90 Gemeinden — die Arbeiter auch einen Rechtsanspruchauf ihre
Bezüge verliehen erhalten haben. Wenn ich auch überzeugt davon bin, daß genau fo wie in jeder
geordnetenVerwaltung auch in der Provinzialverwaltung kein Arbeiter jemals um seinen verdienten
Ruhelohn gekommen ist, so glaube ich doch, daß es einem Gebot der Gerechtigkeit entsprechen würde,
wenn man die Arbeiter der Provinzialverwaltung in der Rheinprovinz nicht anders stellte als die
Arbeiter der anderenKommunen und ihnen einen Rechtsanspruchausdrücklich einräumt. Gin Antrag
nach der Richtung wird dem Herrn Vorsitzenden des Landtages überreichtwerden.

Meine Damen und Herren! Dann ist mir aufgefallen, daß im Etat für die Fälle, in
denen die Beamten in eine wirtschaftliche Not geraten, doch außerordentlichgeringe Mittel enthalten
sind. Ich weiß nicht, ob eine Darlehenskassebesteht; wenn sie besteht, ist sie nicht mit hinreichenden
Mitteln ausgestattet; im Etat habe ich es nicht finden können. Nun liegen die Dinge doch heute
so: Während früher ein Beamter in der Lage war, gewisse wirtschaftliche Schwierigkeitenselbst zu
überwinden,ist es heute so, daß namentlich in den unteren und auch in den mittleren Gruppen bis
in die oberen Gruppen hinein ein Beamter gar nicht in der Lage ist, irgendeinenReservefondsfür
die Zeit des Unglücksund der Not anzufammeln. Wenn ein Mitglied der Familie krank wird,
bedeutet diese Krankheit fast eine Katastrophe. Aber es braucht nicht einmal eine Krankheit zu
sein; auch ein erfreulichesFamilienereignis kann zu einer Katastrophe führen. Die Beamten find
nicht in einer Krankenkasse. Während man sonst dem Nachwuchsmit Freude und Hoffnung ent¬
gegensieht,kann dies in einer Beamtenfamilie gleichzeitigmit Kummer und Sorge verbundensein.
Da wäre es Aufgabe eines sozial denkenden Arbeitgebers, zu helfen. Wir möchten anregen, daß

in
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zunächst eine Einrichtung geschaffenwild, die es ermöglicht,den Beamten, Angestellten und Arbeitern
in Fallen unverschuldeter Nut zu helfen. Unter Not verstehe ich hier einen ganz weiten Begriff.
Ich denke dabei auch an freudigeEreignisse: Geburten, die Verlobung einer Tochter, die Notwendig¬
keit, eine Tochter mit einer Aussteuer zu versehen. Selbstverständlichsollen diese Beträge nicht
geschenktwerden. Aber es müßte doch die Möglichkeitgegeben werden, den Beamten einen Kredit
einzuräumen. Dieser Kredit könnte vollkommensichergestellt weiden. Der Beamte haftet ja mit
seiner Arbeitskraft. Es würde auch die Möglichkeitfein, sich gegen unbequemePfänduugeu, durch
gewisse rechtliche Bindungen zu sichern. Das wären Einzelfragen, auf die ich hier nicht eingehen
will. Ich möchte nur zum Ausdruck bringen, daß es notwendig ist, da dem zweifellosvorhandenen
dringendem Bedürfnis der Beamtenschaft entgegenzukommen. Ich würde also vorschlagen, der
Provinzinlausschuß möge sich mit dieser Angelegenheitbeschäftigenund in kürzester Zeit eine Vor¬
lage zustande bringen, die die Möglichkeitgibt, der Beamtenfchaft und deu Arbeiter» Darlehen in
der notwendigenWeise zu geben. Unabhängig davon, meine Damen und Herren, müßten wir die
Fälle behandeln, in denen es sich um solche Notlagen handelt, wo man von vornherein nicht damit
rechnen kann, daß eine Rückerstattungerfolgt. Auch für diese Fälle müssen Mittel zur Verfügung
stehen, um sofort und gründlichzu helfen. Nun stehen im ganzen Etat dem Herrn Landeshaupt¬
mann 80000 Mark zur Verfügung. Meine Damen und Herren, wenn ich diese 80000 Mark
in Guldmark umrechne uud daneben «die Zahl der Beamten stelle, die dafür in Frage kommen
kann, dann ergibt sich doch ein recht klägliches Bild, Ich möchte Ihnen dringend vorschlagen,
auch zu beschließen,daß dieser Betrag ganz wesentlicherhöht wird. Wenn nun gesagt werden
sollte, daß dieser Betrag dem tatsächlichen Bedürfnis entfprache, dann habe ich doch den Eindruck,
daß dieses tatsächliche Bedürfnis dann durch irgendwelche Momente sehr stark beeinflußt wird, etwa
in der Richtung, daß die Erlangung einer Beihilfe allzu sehr erschwert wird. Sie darf natürlich nicht
jedem in den Schoß fallen. Aber da müßte doch einmal nachgesehen werden, denn die Gewährung
von Beihilfen in der Höhe als dem tatsächlichen Bedürfnis entsprechend zu bezeichnen,scheint mir
mit den Tatsachen kaum in Einklang zn bringen zu sein. Einen Antrag, der sich auf diesen Punkt
bezieht, werde ich dem Herrn Vorsitzenden überreichen. Was ich hier über die Beamten der Haupt¬
verwaltung gesagt habe, gilt natürlich auch eutsprechendfür die Beamten der anderen von der
Provinzialverwaltung resfortierenden Stelleu, also z. B. Landesbank,Provinzml-Feuerversicherungusw.

Meine Damen uud Herren! Ich wende mich jetzt zum Etat der Provinzial-Heil- und
Pflegeanstalten. Auch dieser Etat belastet die Provinz ganz außerordentlich. Die persönlichen
Ausgaben betragen allein an Besoldung und Löhnen id. 43,8 Millionen, die Ausgaben für
Beköstigung44 Millionen, die Ausgaben für Heizung rd. 18 Millionen, Was die Personal-
kosten angeht, meine Damen und Herreu, so habe ich eben schon gesagt, daß ein Anhalt mir
nicht zur Verfügung steht, aus dem ich schließen könnte, daß zuviel Personal beschäftigtwird. Es
sind auch zweifellos bei den Anstalten eine Reihe von Schwankungen zu berücksichtigen, die beim
Bürobetriede wegfallen. Die Zahl der Belegung der Krankenbettenspielt eine große Rolle. Es
kann vorkommen, daß eine Anstalt voll belebt ist; dann reicht das vorhandenePersonal trotz ange¬
strengter Arbeit nicht. Es kann auch vorkommen, daß eine Anstalt nur zu einem Drittel belegt
ist; dann ist eben zuviel Personal da. Trotzdem besteht nicht die Möglichkeit, die Zahl des
Personals sofort auf den Stand zu bringen, wie er der Belegung entspricht. Man wird also in
jeder Anstalt mit der Möglichkeitrechnen müssen, daß ein gewisser Ueberschuh an Personal zeitweise
oder auf längere Zeit vorhanden sein kann. Abgesehen davon, glaube ich, daß es notwendig wäre,
einmal die Grundsätzezu revidieren, nach denen die Zahl der Betten auf die Aerzte verteilt wird.
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Ich bin Laie und werde mir ein eigenes Urteil in dieser Frage nicht erlauben. Aber es ist mir
wohl bekannt, daß die Ansichten darüber, wieviel Krankenbetten auf einen Arzt kommen sollen,
außerordentlichverschieden sind. Dabei ist natürlich wieder die besondere Eigenart der Anstalt zu
berücksichtige».Im übrigen haben sich diese Ansichten über die Zahl der möglichen Betten im
Laufe der Zeit ganz außerordentlichverschoben. Ich glaube wohl, daß es nützlich und zweckmäßig
sein kann, sehr viele Aerzte zu haben. Ich glaube aber auch, daß es möglich sein kann, mit weniger
Aerzten auszukommen. Ich möchte also bitten, einmal durch Sachverständigeprüfen zu lassen, ob
sich da irgendeineGrsparnismüglichkeitergibt. Was das Pflegepersonalangeht, so habe ich bereits
das Erforderliche gesagt. Der Herr Landeshauptmann hat nun eben gesagt, es sei sehr schwer,
die Zahl der Beamtenschaft richtig zu regulieren, namentlichwegen des Wohnungsmangels. Das
ist ein Grund, den man zweifellos anerkennen muß, denn es würde in der Tat zu außerordent¬
lichen Schwierigkeitenführen, die Beamten in Städte ohne Wohnungen zu versetzen. -

Was mir in den Etats aufgefallen ist, ist die außerordentlichgroße Verschiedenheit der
Ausgaben für dieselben Bedürfnifse in manchenAnstalten. Das gilt z. V. von den Kosten des
Pflegepersonals, umgerechnetauf den Krankenpflegetag. Ich habe ausgerechnet, daß von diesen
Kosten z. B. in der Heil- und Pflegeanstalt in Andernach 1,42 auf den Pflegetag fallen, während
der Betrag in der Anstalt in Düren bereits 1,73 beträgt. Im Etat der Anstalt Dilren stehen
übrigens 22 Pfleger mehr als im Etat von Andernach. Ich wäre dankbar, wenn der Grnud
dafür angegeben werden könnte. Die Ausgaben für Beköstigungsind ganz außerordentlichhoch;
sie betragen rd. 44,4 Millionen. Vergleiche sind hier für einen Abgeordneten außerordentlich
schwer auzustelleu,weil die Position Erstattungen der Beamten für Sachleistungen das Bild ganz
außerordentlichverwischt. Ich nehme an, daß das die Erstattungen sind, die Beamte durch Abzug
von Gehalt dafür leisteu, daß sie in den Anstalten beköstigt werden. Die Aufstellung einer
Rechnung habe ich mir hier versagt, weil sich doch ein etwas unklares Resultat ergebe,, könnte,
Eine vergleichende Darstellung für die einzelnen Anstalten würde ich für sehr erwünscht halten. Ich
würde es auch für erwünscht halten, wenn auf dem Titelblatt vor jedem Etat angegebenwürde,
wie der Pflegetag veranschlagtist.

Meine Damen und Herren! Ich weiß nicht, ob die Pruvinzialverwaltung sich schon
einmal mit der Frage der Verwendung der Reste befaßt hat. Die Reste in den Anstalten spielen
eine ganz außerordentlicheRolle, Wenn Sie bedenken, daß 10°/« Speisereste in den gesamten
Anstalten einen Wett von rd. 4.V2 Millionen bedeuten, dann sehen Sie die Wichtigkeitder Frage.
Nun wird gesagt: „Wir haben eine Schweinemast,und alles, was wir an Resten übrig halten, geht
in den Schweinestllll". Meine Damen und Herren, das ist eine falsche Rechnung, denn es kommt
darauf an, eine Schweinemastrationell zu betreiben, und zu einem rationellen Betriebe gehört es
jedenfalls nicht, wenn man hochwertige,für die menschliche Ernährung bestimmteNahrungsmittel
einfach in den Schweinestllllbringt. Das würde eine außerordentlicheVerteuerung des Betriebes
sein. Es muß deswegenverlangt werden, daß die Reste bis auf ein Mindestmaß reduziert werden.
Ich möchte vorschlagen,daß einmal in den verschiedenen Anstalten Ermittelungen darüber angestellt
werden, welcher Prozentsatzvon den gesamten Verpstegungsmaterialiennachher in die Reste wandert.
Ich habe'derartige Ermittelungen einmal angestellt und habe nachher Vergleichemit ganz erstaun¬
lichem Ergebnis anstellen können. Es gab Stationen nnd Abteilungen, in denen die Reste außer¬
ordentlich minimal waren; es gab aber auch Stationen, in denen die Reste das normale Maß
ganz erheblich überschritten. Bei dem besonderen Wert, der darin steckt, müßte man die Angelegen¬
heit einmal prüfen.

10*
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Was die Ausgaben für Heizung anlangt, die für die Anstalten mit rund 18 Millionen
angegebensind, so ergibt sich auch hier eine ganze Reihe von erheblichen Verschiedenheiten. Die
Heizung ist nach meiner Rechnung in Andernach mit 5,70 Mark auf den Pflegetag anzusetzen; in
Nedbnrg mit 6,20 Mark und in Düren mit 7 Mark. Das sind wesentliche Unterschiede. Der
Mehrverbrauch Dlirens gegenüberAndernach betragt danach 332 000 Mark. Ich kenne die ört¬
lichen Verhältnisse nicht; aber aus der Zahl der Betten glaube ich gewisse Rückschlüsseziehen zu
dürfen. Es würde aufzuklären sein, worin diese außerordentlichenUnterschiede begründet sind. Ist
es eine sparsamere Wirtschaft oder ist es eine technisch vollkommenere Anlage? Der Herr Landes¬
hauptmann hat schon gesagt, daß der Wärmewirtschaft eine ganz besondere Bedeutung zukomme,
und daß auch ein Antrag des Provinzialausschussesan den Landtag sich in dieser Richtung bewege;
es werden da einige hunderttausend Mark angefordert, um wärmewirtschaftlicheEinrichtungen zu
vervollkommnen. Meine Damen und Herren, die Wärmewirtschaft ist heute zweifellos von einer
ganz besonderenBedeutung, in einer Zeit, wo wir unter dem Mangel an Brennstoffen so außer¬
ordentlich leiden. Ich würde es für sehr zweckmäßig halten, wenn die technischen Herren Beamten
der Provinzialverwaltung die Gelegenheit benutzten, die augenblicklich in Essen stattfindendeAus¬
stellung für Wiirmewirtfchaftzu besuchen; sie würden dort ein außerordentlichwertvolles Material
finden. Im übrigen bitte ich, der Frage näherzutreten, ob es nicht notwendig ist, eine besondere
wärmewirtschaftliche Abteilung einzurichten,die dauernd die ganzen Heizungsanlageneiner besonderen
Kontrolle unterzieht. Ich bitte, weiter zu prüfen, ob es nicht möglichist, auch den Heizer am
Verbrauch des Materials zu interessieren, denn letzten Endes wird das Interesse des Heizers ein
wesentlich größeres werden, wenn er unmittelbar an den Ersparnissen beteiligt ist.

Dann, meine Damen und Herren, ist mir aufgefallen, daß die Ausgaben für die Amts-
verrichtungder Geistlichender verschiedenen Konfessionen außerordentlichniedrig gehalten sind. In
einigen Anstalten scheint nur ein Geistlichertätig zu sein. In Bedburg und in Düren ist nur die
Vergütung für einen evangelischen Herrn angesetzt, während in den anderen Anstalten für beide
christlichen Konfessionen,in einer Anstalt auch für den Vertreter der israelitischen Religion Beträge
vorgesehen sind. Ich glaube, daß die angesetzten Beträge außerordentlichgering sind, es sei denn,
daß diese Leistungenim Nebenamte verrichtet werden. Ich bitte darüber um Auskunft.

Was die Pflegesätzeangeht, so müßte man sich grundsätzlichauf den Standpunkt stellen,
daß die Pflegekosten wenigstensdie Selbstkostendecken sollen. Aber ich gebe zu, daß man diesen
Grundsatz bei den hier in Frage kommendenAnstalten doch nicht in der Form vertreten kann.
Es ist schon richtig, daß die Provinz hier eine Aufgabe hat, für die sie ruhig Zuschüsse
leisten kann. Würden die Pflegesätzedie Selbstkosten erreichen — ich spreche immer nur von der
III. Klasse - , dann würde eine ganz außerordentlicheVelastuug leistungsschwacher Gemeinden und
einzelner Selbstzahler eintreten können. Ich glaube deswegen, daß man den Grundsatz, bis an die
Selbstkostenzu gehen, hier doch wesentlichmildern muß. Es wäre aber zu prüfe», ob uicht die
Ermächtigung, die der Provinziallandtag dem Provinzialausschuß erteilt hat, von sich aus die
Pflegesätze festzusetzen,dadurch erweitert werde» könnte, daß man eine gleitendeSkala einfühlt, um
eben schneller den veränderten Verhältnissennachzukommen.Es gibt jetzt einen anscheinend brauch¬
baren Maßstab im Lohn des ungelernten Arbeiters. Es hat sich durch Vergleicheergeben, daß
der Lohn des ungelernten Arbeiters dasjenige Instrument ist, das am feinsten auf alle Schwan¬
kungen der Wirtschaftslage reagiert. Ich würde vorschlagen, diesem Gedanken einmal nachzugehen.

Meine Damen und Herren! Ich sprach eben von den Selbstkosten. Die Selbstkosten
müßten unter allen Umständen auch denjenigenStellen erstattet werden, deren Hilfe die Provinzml-
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Verwaltung sich zur Erfüllung der ihr obliegenden Aufgaben bedient. Ich halte es nicht für
angängig, wenn die Provinzialverwaltung ihre Aufgabe etwa darin erblick«, nun die Pflegesätzein
den konfessionellen Anstalten möglichst niedrig zu halten. Erstens wäre das ein Unrecht,denn jede
Arbeit ist ihres guten Lohnes wert, und jeder andere, der in der Lage ist, der Verwaltung robuster
entgegenzutreten,bekommtseinen guten Lohn. Dann aber, meine Damen und Herren, würde es
auch ganz außerordentlich kurzsichtig sein, wenn die Provinzialverwaltung gerade ihren treuesten
Helfern das versagen wollte, was ihnen zusteht. LetztenEndes ist der Effekt doch der, daß die
klösterlichen Anstalten und Gesellschaften, die Anstalten der inneren Mission usw. zum größten Teil
kein Vermögen haben und eines Tages vollkommenzusammenbrechen könnten. Leider — ich muß
das ausdrücklich betonen — haben diese Genossenschaften viel zu spät den Wert des Geldes kennen
gelernt; sie haben sich viel zu spät gemeldet und haben viel zu lange immer darauf gehofft, daß
sich die Verhältnisse bessern würden. Wenn Sie sich einzelne Anstalten ansehen, so werden Sie
finden, daß ihr Vermögen ganz außerordentlich reduziert ist; sie haben eben in den letzten Jahren
von der Substanz gelebt. Deswegen muß man von der Provinzialverwaltung verlangen, daß sie
in der Bemessungder Pflegesätzefür diese Anstalten nicht zu karg ist. Meine Damen und Herren,
was bleibt den Anstalten denn letzten Endes übrig? Es ist nicht in jeder Anstalt ein Protektor,
der jeden Monat 20 oder 30 oder 50 000 Mark zuschießen kann. Die besonderenEinkünfte der
Charitas, die zweifellos noch vorhanden sind, sind nicht so groß, daß man damit wirklich viel
Staat machen könnte. Der Erfolg einer derartigen Politik, zu niedrige Pflegesätzezu bewilligen,
kann doch nur der sein, daß diejenigenLeute, die Sie den Anstalten anvertrauen, darunter leiden
müssen. Denn es ist ausgeschlossen,mit einem Pflegesatzvon 20 oder 30 Mark das zu leisten,
was die Prouinzialllnstalten mit dem Doppelten nicht glauben leisten zu können. Das ist mit
einem vollkommen verschiedenenMaße gemessen. Ich möchte dringend bitten, da nach einem
gerechterenMaßstabe zu verfahren. Sie müssen es auch schon aus finanziellen Gründen tun.
Untergebracht werden müssen die Kranken und Kinder. Wenn sie nicht von der Charitas aufge¬
nommen werden, bleibt nichts anders übrig, als daß die Provinz sie in Erfüllung ihrer Pflichten
übernehmen muß. Wie dann der finanzielle Effekt für die Provinz aussieht, möchte ich nicht
sehen. (Sehr richtig! im Zentrum.)

Ich möchte noch einen besonderenFall zur Sprache bringen, in dem mir eine besondere
Härte vorzuliegen scheint. Die Provinz läßt taubstumme Kinder im Hclencnhaus in Trier aus¬
bilden. Es sind dort Schwestern, die sich der großen und, wie ich zugebe, auch dankbaren Auf¬
gabe unterziehen, die taubstummenKinder im Lesen und Schreiben zu unterrichtenund sie in einem
Handwerk auszubilden. Soweit wäre die Sache in Ordnung Nun bezahlt aber die Provinz
einen Pflegesatz, der meines Trachtens viel zu gering ist. Die Provinz will vom 1. April ab
22 Mark zahlen. Zur selben Zeit zahlt die Stadt Trier für das betreffende Kind 30 Mark.
Das ist schon ein großer Unterschied. Aber, meine Damen und Herren, abgesehen von dem
niedrigeren Pflegesatze, macht die Provinz noch folgendes: Wenn diese Kinder einmal in Urlaub
gehen, wird der ganze Betrag abgezogen,während doch die ganzen Einrichtungen, die die General¬
unkosten verursachen— das Ausbildungspersonal, die Räume usw. —, fortbestehenbleiben. Diefe
Kosten müssen doch auch berücksichtigt werden. Wenn man also Abzüge für den Pflegetag macht,
was ich für berechtigthalte, dann dürfen diefe Abzüge doch nur soweit gehen, als sie die Kosten
der Beköstigungumfassen; aber im übrigen müßte'ein angemessener Betrag gezahlt werden. Ich
werde mir gestatten, einen Antrag, der diese unsere Auffassungwiedergibt, dem Herrn Vorsitzenden
gleich zu überreichen.
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Meine Damen und Hellen! Was den Haushalt der Fürsorgeerziehungangeht, so ist er
auch außerordeutlich gestiegen. Es liegt mir aber fern, gerade bei diesem Haushalt irgendwelche
besonderen Ersparnisse anregen zu wollen, da wir überzeugt sind, daß gerade hier bei diesen
unglücklichen Menschen nichts gespart werden kann, was irgendwie dazu dieneu könute, ihre Lage
zu verbessern. Ich möchte nur allgemein folgendesbemerken. Meine Parteifreunde stehen auf dem
Standpunkt, daß an der konfessionellenErziehung, wie sie im Gesetz festgelegt ist, .in den Erziehungs¬
anstalten unter allen Umständen festzuhaken ist. Dabei verschließenwir uns durchaus nicht der
Einsicht, daß es auch Leute gibt, die anderer Auffassung siud, und wir sind auch grundsätzlich
bereit, soweit das eben möglich ist, einer derartigen anderen AuffassungRechnung zu tragen.

Bei dieser Gelegenheit, meine Damen und Herren, möchte ich mit einigen Worten auf
die Angriffe eingehen, die gelegentlich gegen das geistliche Erziehungspersonal gerichtet werden-
Nach unseren Erfahrungen — diese Erfahrungen weiden ausdrücklich bestätigt durch die Besich¬
tigungen, die in den Anstalten von wirklichobjektivenLeuten vorgenommenworden sind, es sind
eine Reihe davon hier in diesem hohen Hause — müssen wir anerkennen, daß die geistlichen
Pflegepersonen sich mit ganz außerordentlicherOpferliebe, mit ganz außerordentlichemErfolge ihrer
schweren Aufgabe widmen, Ihnen dafür auch au dieser Stelle unseren Dank cmszusprechcn,
erscheintmir eine ganz besonderePflicht. (Bravo! im Zentrum.) Meine Damen und Herren,
es besteht nun zweifellos in einzelnen Kreisen dieses Erziehungspersonals der lebhafte Wunsch,
ihre beruflicheAusbildung nach Möglichkeit weiter zu vervollkommnen. Es ist mir gesagt worden,
daß eine derartige Anregung bereits an den Herrn Landeshauptmann gegangen sei. Ich möchte
ihn namens meiner Parteifreunde dringend bitten, ein derartiges Streben, das in jeder Weise zu
begrüßen ist, nach Möglichkeitzu fördern und dafür zu sorgen, daß derartigen Wünschen,die sich
aus der Berufsarbeit ergeben, nach MöglichkeitRechnung getragen wird.

Nun, meine Damen nnd Herren, zu diesem Etat noch ein paar Bemerkungen über die
Angriffe, die im letzten Landtag gegen einzelneAnstalten gerichtetworden sind — ich brauche sie
nicht alle aufzuführen —, insbesondere auch gegen Fürsorgccrzichungsanstalten. Ich weiß, daß
inzwischendie Wanderkommissiondie Anstalten besucht hat. Mit Rücksichtdarauf, daß damals
die Erürteruug in diesem Hause außerordentlichviel Aufsehenerregt hat und daß sich viele Eltern,
deren Kinder in den Anstalten sind, darüber beunruhigt haben, daß auch die große Oeffentlichkeit
an diesen Dingen ein ganz besonderesInteresse nimmt, habe ich den dringenden Wunsch,daß der
Herr Landeshauptmann uns das Ergebnis dieser Ermittelungen auch in öffentlicherSitzung mit¬
teilt. (Bravo! im Zentrum.) Ich halte es nicht für ausreichend, wenn die Mitteiluugen über
das Ergebnis im Schoße der kleinen Ausschüsse verbleiben. Die Oeffentlichkeit hat einen Anspruch
darauf, zu wissen, welches Ergebnis die Prüfung der Anklagen gehabt hat. (Sehr richtig!) Ich
bitte den Herrn Landeshauptmann, darauf mit aller Deutlichkeiteinzugehen.

Meine Damen und Herren! Nun möchte ich noch einen Fall erwähnen, der vor einiger
Zeit im preußischen Landtage erörtert worden ist. Nach dem amtlichen Protokoll hat dort die
Abgeordnete Frau Christmcmn, die der Unabhängigen sozialdemokratischenPartei angehört,
gelegentlichder Beratung des Haushalts des Wohlfahrtsministeriums Mitteilungen gemacht, aus
denen zu schließen war, daß in einer Reihe von Promnzialanstalten geradezu grauenhafte
Zustaude geherrschthaben müssen. (Zuruf der Abgeordnete Frau Becker: nicht in Provinzial-,
sondern in konfessionellen Anstalten!) Verzeihung, ich habe mich geirrt; ich wollte sagen: in
mehreren konfessionellen Anstalten. Heerdt. glaube ich, war es, und eine Anstalt der evangelischen
Mission, ich glaube, Kaiferswerth. Es sollen in diesen beiden Anstalten, wie in allen Details
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angegeben wurde, geradezu grauenhafte Zustände geherrscht haben; Stockprügel waren an der
Tagesordnung; 25 Prügel wurden für die kleinsten Dinge verabreicht. Der Stock machte auch
nicht Halt vor solchen Mädchen, die schwer belastet, die außerordentlichnervös waren. Es wurde
auch der Fall mitgeteilt, baß ein Mädchen nach dem Empfang einer solchen Tracht Prügel
gestorben sei. Ob von Fran Christmann der ursächliche Zusammenhang behauptet wird, will ich
nicht behaupten; (AbgeordneterHoffmann: Kennen Sie die Hausordnung?) jedenfalls kann man
beim Lesen dieses Protokolls zu der Auffassung kommen. Frau Christnmnn hat auch den Aus¬
druck „die prügelnden Nonnen" gebraucht. Es ist weiter darin ausgeführt, daß mau in Heerdt
bei den Dominikanerinnen oder in Kaiseiswerth kleine Kinder mit Vorliebe in einen Sack stecke
und in den Schweinestall als geeigneten Aufenthaltsort bringe. Frau Christmann hat dann weiter
behauptet, daß diese Fälle von Vertreterinnen des Provinziallandwges geprüft worden seien. Ich
mnß annehmen, daß die Provinzialverwaltung, die in diesen Anstalten auch Kinder mit Proviuzial-
mittcln unterbringt, über diese Fragen unterrichtet ist. Ich mochte auch hier die dringende Bitte
an die Provinzialverwaltung richten, über die Vorfälle, durch die der gute Ruf sowohl des Hauses
iu Kaiser^werth als auch der Dominikanerinnen in Heerdt angegriffen wird, uns berichtet. Ich
bitte um Mitteilung, wie sich das Ergebnis der Ermittelungen stellt. Wenn Ermittelungen nicht
angestellt sein sollten, wenn die Provinzialverwaltung etwa an dieser Sache vorbeigegangenwäre,
müßte ich mein Bedauern darüber aussprechen.

Ich wende mich zum Etat der Provinzial-Strahenverwaltung. Tieser Etat erfordert ganz
außerordentlicheMittel, nämlich einen Mehrbetrag von 109 Millionen. Nun ist sehr zu begrüßen,
daß gerade für den Straßenbau durch die Erträgnisse des Kraftfahrzeugsteuergesetzesbesondere
Beträge zur Verfügung stehen. Der Herr Landeshauptmann rechnet mit einer Ueberweisungvon
8 Millionen. Das Kraftfahrzeugsteuergesetzverteilt zunächst die Erträgnisse auf die einzelnen
Länder, und zwar nach dem Verhältnis von Gebietsumfang und Bevölkerungszahlder Länder zu
Gebietsumfang und Bevölkerungszahldes Reiches. Nun kann man doch sehr zweifelhaft sein, ob
dieser Maßstab richtig ist, wenn man berechnen will, wieviel Aufwendungendie einzelnen Straßen
erfordern. In der Begründung sagt die Regierung merkwürdigerweise,aus Gebictsumfang und
Bevölkerungszahlließen sich zweckmäßige Schlüsse auf die Dichte des Straßennetzes ziehen. Nun,
meine Damen und Herren, es ist eigentlich nicht verständlich,warum man auf diesem großen Um¬
wege durch einen kompliziertenSchlüssel zu einem Ergebnis gelangen will, wo man doch ganz
konkrete Zahlen zur Hand hat. Die Regierung will die Dichte des Straßennetzes berücksichtigen,
das hauptsächlich für den Autoverkehr in Frage kommt, also in erster Linie die durchgehenden
Provinzialstraßen, Warum die Regierung da den kompliziertenMaßstab anlegt, ist ganz unver¬
ständlich. Wir müssen zu der Auffassung kommen, daß der Maßstab zwar zwischen Reich und
Land vielleicht richtig sein mag, daß er aber jedenfalls unzweifelhaft falsch ist für die Frage der
Unterverteilung der Mittel zwischen Land und Gemeinden. Wir müssen entschiedendagegen
protestieren,daß die Anwendung dieses Maßstabes dazu führt, daß die Rheinprovinz ganz erheblich
geschädigtwild Sie haben eben von: Herrn Landeshauptmann gehört, daß wir nicht nur eiu
dichtes Straßennetz und eine sehr große Straßenlänge in Unterhaltung haben, sondern daß auch die
Zahl der Autos, die unsere Wege kaputfahren, das Vielfacheder Zahl der Autos in den östlichen
Provinzen ausmacht. Ich bin der Auffassung, daß dieser Maßstab unter keinen Umständen auf die
Rheinprovinz und die anderen Provinzen angewendet werden kann, sondern daß allein der Maßstab
der Länge der unterhaltenen Straßen unter Berücksichtigungder Zahl der tatsächlich vorhandenen
Automobile möglichist. Ich werde mir gestatten, eine Entschließung,die diesen Gedanken wieder¬
gibt, gleich dem Herrn Vorsitzendennoch zu übergeben.
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Dann, meine Damen und Herren, wende ich mich zu dem Etat der Provinz für besondere
Zwecke. Da ist ganz allgemein folgendes zu. bemerken: Entweder bemessen wir die Zuschüsse so,
daß sie noch einen Sinn haben, daß sie also annähernd der Geldentwertung entsprechen, daß sie
irgendwie fühlbar sind, oder aber wir streichen den ganzen Etat überhaupt. Es hat keinen Zweck,
kleine Brosamen zu geben, die irgendeineWirkung nicht haben könueu. Das würde im Gegenteil
eine vollständige Verzettelung der Gelder bedeuten, womit letzten Endes niemandem geholfen ist.
Das vorausgeschickt, möchte ich mit Befriedigung feststellen, daß die Provinz den Weg gegangen
ist, die besonderen Leistungen in etwa wenigstens zu erhöhe«. Da steht in erster Linie der Haus¬
halt für Kunst und Wissenschaft. Meine Damen und Herren, es ist stets eine vornehmeAufgabe
der Rheinprovinz gewesen, Kunst und Wissenschaft zu dienen und alle Einrichtungen zu fördern,
die dazu bestimmt sind, die uns überkommenen Denkmäler der Geschichte des Rheinlands lebendig
zu erhalten. Es bedarf auch keiner besonderenBegründung, daß zu keiner Zeit die Erhaltung
unserer rheinischen Kultur wichtigerwar als in unseren Tagen. (Lebhafte Zustimmung.) Darum
begrüßen wir es, daß die Verwaltung die Ausgaben für die Zwecke des Haushalts für Kunst
und Wissenschaft wenigsten» in etwa erhöht hat.

Zu begrüßen ist auch, meine Damen und Herren, daß der Haushalt für gewerbliche
Zwecke, der die Zuschüsse an die gewerbliche» Fachschuten enthält, einen Betrag von 800000 Mark
zur Erhöhung der Zuschüsse vorsieht. Es besteht zweifellos ein dringendes allgemeinesInteresse,
diese Schulen lebensfähig zu halten.

Meine Damen und Herren! Auch der Landwirtschaft hat sich der Haushalt in diesem
Jahre mit Liebe und Fürsorge angenommen. Es ist ein Zuschuß vou rund einer Million ange¬
fordert. Meine Parteifreunde stehen auf dem Standpunkt, daß allein aus volkswirtschaftlichen Gründen
eine möglichststarke Steigerung der Inlandserzeugnisse angestrebt werden muß und daß deswegen
die Landwirtschaft Anspruch auf jede Förderung hat. Das wichtigsteMittel zur Produktions-
steigerung ist nun aber zweifellos die Förderung der Ausbildung der Sühne der mittleren land¬
wirtschaftlichenBesitzer durch landwirtschaftlicheSchulen. Wir haben deren im Rheinlande 54.
Mau dürfte selbst bei erhöhtenZuschüssen nicht dazu übergehen, derartige Bildungsanstalten einzu¬
schränken. Nun, meine Damen und Herren, wird dagegen eingewandt — ich erinnere mich der
Verhandlungen aus dem vorigen Landtag —: „die Landwirtschafthat soviel Geld verdient, daß
sie das alles selbst bezahlen kann." (Lebhaftes Sehr richtig! links.) Die Herren von den Unab¬
hängigen haben anscheinend — ich hatte wenigstens gestern den Eindruck— inzwischen eine andere
Ausfassuugbekommen. (Abgeordneter Hoffmann: Nein! AbgeordneterBambergei: Ausgeschlossen!)
Sie haben gestern grundsätzlich den Antrag nicht abgelehnt, sondern nur den Antrag gestellt, man
möge dasselbe, was man für diese landwirtschaftlichenSchulen aufwendet, auch für Arbeiterbildung
auf dem Lande aufwenden. Meine Damen und Herren, auf den Boden dieser Auffassungkönnen
wir uns durchaus stellen. (Abgeordneter Hoffmann: Warum nicht früher?) Meine Parteifreunde
sind durchaus bereit, auch die vou Ihnen erstrebten Bildungsanstalten zu fördern, genau so wie
die Anstalten hier gefördert weiden. Also, wenn Sie mit den Arbeiterfortbildungsfchnlenkommen,
werden Sie Verständnis bei meinen Parteifreunden finden. (Abgeordneter Orlopp: Bravo!) Im
übrigen möchte ich hier eins feststellen: Wenn der Herr Landeshauptmann Ihnen vorschlägt, hier
diese Beträge für die Landwirtschaftflüssig zu macheu, dann befindet er sich in durchaus guter
Gesellschaft;er befindet sich nämlichin der Gesellschaft des preußischen Ministers für Landwirtfchaft,
eines Herrn, t">r vielen von 3hnen persönlich nahesteht, auch in der Parteilichtung. (Abgeordneter
Haas: Hört! Hört! Widerspruchlinks. Zuruf: Früher!) Die Zuschüsse sind — das möchte ich
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feststellen— von keinem Minister jemals abgelehnt worden, weil jeder Minister vor der Wucht
der Tatsache stand, daß hier geholfen werden mußte. Meine Herren, das ist auch ganz richtig.
Deswegen scheint es mir auch gleichgültigzu sein, ob das Landwirtschaftsministeriumvon einem
Herrn der Sozialdemolratie oder einem Herrn des Zentrums geführt wird. Die Sache ist so, daß
man an den Tatsachen nicht vorbeigehenkann. Aus dem Grunde hat die Regierung nicht nur
Zuschüsse zu den Schulen gegeben,sondern auch den Westfondsum einen erheblichen Betrag erhöht,
unter der Voraussetzungnatürlich, daß auch die Rheinproviuz sich entsprechendbeteiligt, sodaß
heute in dem Westfonds 1480 000 Mark zur Verfügung stehen. Meine Damen und Herren,
daß es der Landwirtschaftso außerordentlichgut geht, mag auf einzelne Gegenden zutreffen. Ich
möchte aber doch betonen, daß der Westfonds nur für solche Gegenden in Frage kommt, denen es
eben nicht gut geht. (AbgeordneterOrlopp: Machen Sie keinen Rückzieher!) Das tue ich nicht.
Aber ich bitte Sie, eins zu bedenken:Gerade die Landwirtschaftist wie keine andere Tätigkeit den
Zufälligkeiten der Witterung ausgesetzt. Lassen Sie einmal das Futter knapp werden und eine
große Dürre eintreten, dann entstehenjedem Besitzerganz außerordentlichgroße Verluste, für die
ihn niemand entschädigt. Daß es so ist, ergibt sich aus dem Bericht und Antrage des Provinzial-
cmsschusses, der die Beteiligung des Provinzialverbandes an der Hilfsaktion zur Futtermittel¬
beschaffung für die Eifel und den Hunsrück erbittet. Da haben Sie einen solchen Fall; daß ist
ein geradezu katastrophales Unglück gewesen. Ich habe gehört, daß der Staat bereit ist, für diese
Sache allein mindestens 500 Millionen zur Verfügung zu stellen, teilweise in Darlehen, weil es
angesichtsdieser geradezu katastrophalenDürre sonst nicht mehr möglich ist, dort die Landwirtschaft
in Betrieb zu halten. Es ist schon so, daß die Landwirtschaftunter Umständen mit einer Reihe
von Schwierigkeitenund einkommenverminderndenTatsachen zu rechnen hat; von der Landflucht
der Leute will ich gar nicht reden.

Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen die Annahme des Etats der Landwirt¬
schaft ganz besonders dringlich ans Herz legen.

Meine Damen und Herren! Ich verlasse nunmehr die Einzeletats und wende mich der
Frage der Deckung des Fehlbetrages zu. Vorschläge über Verminderung der Ausgaben oder
Erhöhung der Einnahmen werde ich nicht machen; das muß der Fachkommission vorbehalten bleiben.
Nach dem Voranschlag ist ein Betrag von 209 248 000 Mark durch Provinzialuinlage zu decken.
Ich möchte hierbei ausdrücklich feststellen, daß in diesem Betrage der Fehlbetrag aus dem Vorjahr
enthalten ist, daß er also nicht noch daneben zu decken ist. Meine Damen und Herren, die
Einnahmen der Provinz, außer der Provinzialuinlage, kommenu. a. aus den Dotationen. Wir
haben eben von dem Herrn Landeshauptmann schon einiges über diese Dotationen gehört. Die
alten Dotationen, die auf die Rheinprovinz entfielen, betrugen rund 4,5 Millionen. Ueber die
Verteilung dieser Dotationen und den Maßstab, wonach sie verteilt wurden, ist schon viel geschrieben
worden. Ich möchte hier als Tatsache nur feststellen, daß der Maßstab, nach dem diese Dota¬
tionen auf die Provinzen verteilt wurden, jedenfalls ein solcher war, daß die Rheinproviuz immer
dabei schlecht abgeschnitten und viel zu wenig bekommen hat, zu Gunsten der östlichen Provinzen.
Das lag eben daran, daß Maßstäbe, die zwar gerecht, aber der Rheinprovinz günstig waren,
nämlich der Maßstab der Vevölkerungszahlund der Maßstab der Gesamtausgaben für Provinziell-
zwecke, nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt wurden. Nun, meine Damen und Herren, soll
die Verteilung der neuen Mittel — es handelt sich um 500 Millionen, der ursprünglicheNetrag
von 165 Millionen ist ja auf 500 Millionen erhöht worden — wie es in einer Bemerkungdes
Haushalts heißt, nach den bisherigen Grundsätzenvorgenommenweiden. Was das im einzelnen
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heißen soll, ist ziemlich dunkel, denn die bisherigen Grundsätze sind nicht mehr ohne weiteres
anwendbar. Einmal sind Provinzen weggefallen; dann aber ergibt sich auch, daß die Steuer¬
gesetzgebung, mit der einer der Verteilungsmaßstäbezusammenhing,vollkommen gewechselthat, sodaß
es nicht klar ist, wie man die bisherigen Grundsätze anwenden kann. Meine Damen und Herren,
wir müssen aber auch auf das entschiedenste dagegenprotestieren,daß jetzt dieses alte Unrecht, das
in der Verteilung der Dotationsrenten der Nheinprovinz angetan worden ist, verewigt werden soll.
Bei den 500 Millionen handelt es sich allerdings nur um eine vorläufige Aktion; aber es würde
doch bei der Höhe der Beträge eine ganz außerordentlicheSchädigung bedeuten, wenn es bei dem
bisherigen Versahren bliebe und, wenn wir es heute uns widerspruchslosgefallen lassen wollten,
könnte es durchaus möglichsein, daß es auch für die Folge bei einem derartigen Verfahren bleibt.
Wir müssen also verlangen, daß auch die neue Dotation für 1922 und 23 nach einem Maßstab
verteilt wird, der den Bedürfnissenund dem berechtigten Verlangen der Nheinprovinz gerecht wird;
das ist die Verteilung nach der Bevülkeiungszahl oder nach den Ausgaben. Daneben, meine
Damen und Herren, müssen wir aber noch ein weiteres verlangen. Wir müssen feststellen, daß
gerade die Rheinprovinz und auch andere Provinzen unter den Folgen des Friedensvcrtrages ganz
besonders zu leiden haben. Die Teuerung hier im Rheinlande ist doch unvergleichlich viel größer
als die Teuerung in anderen Landesteilen. Es wäre nach meiner Auffassungund der Auffassung
meiner Parteifreunde durchaus Pflicht der Reichs- und preußischen Staatsregierung, diese besondere
Not der Rheinprouinz auch hierbei zu berücksichtigen.Es müßte also ein Betrag ausgeschieden
werden, der unter die Provinzen, die unter dem Friedensvertrage besonders zu leiden haben,
vorweg verteilt würde. Daneben müßten wir verlangen, daß die Verteilung der Dotationen nach
einem Maßstabe erfolgt, der der Gerechtigkeitund der Billigkeit entspricht, nach dem Maßstabe
der Bevölkerungszahl, selbstverständlichnicht aus der Zeit Karls des Großen, sondern nach der
letzten Volkszählung. Ich werde mir auch hier gestatten, eine Entschließung, die diesen Gedanken
wiedergibt, dem Herrn Vorsitzendenzu überreichen.

Meine Damen und Herren! Wir können also annehmen, daß der Ertrag der Dotationen
doch etwas günstiger wird. Der Herr Landeshauptmann hat mit id. 80 Millionen gerechnet.
Er kommt zu dem Ergebnis, daß dann noch, wenn ich ihn recht verstandenhabe, ein Fehlbetrag
von rd. 37 Millionen besteht, und fragt, wie dieser Fehlbetrag zu decken ist. Da gibt es
verschiedene Wege: Man kann den Betrag jetzt durch eine erhöhte Umlage aufbringen; man könnte
den Betrag dadurch aufbringen, daß man einen Nachtragshaushalt einbringt, oder man kann ihn
auf das nächste Jahr übernehmen. Ich will ans diese Frage nicht naher eingehen. Es ist Aufgabe
der Fachkommission,hier den richtigen Weg zu finden. Ich möchte hier nur eine Bemerkung
machen: Ich glaube, daß der Herr Landeshauptmann doch etwas zu vorsichtigin der Schätzung
des Ertrages der Reichseinkommensteuergewesen ist. (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!) Nach
den Mitteilungen, die jetzt vorliegen und einigermaßen bestimmt lauten, kann man annehmen, daß
für 1920 aus der Reichseinkommensteueretwa 150°/° des Auftommeus von 1919 überwiesen
werden, für das Jahr 1921 etwa 160—165°/» und für 1922 sogar 180«/° des Aufkommensvon
1919. Ich glaube, daß es da doch möglich wäre, die Bedenken,die im Vorberichtgeltend gemacht
sind, etwas zurückzustellen und den Betrag um eine Reihe von Millionen — auf einem bestimmten
Betrag will ich mich nicht festlegen — zu erhöhen.

Von einer Aenderung der Umlage im jetzigen Augenblickglaube ich abraten zu sollen.
Die Städte haben sich jetzt eben auf diese Umlage, die ihnen mitgeteilt war, eingestellt, und es
würde Schwierigkeitenmachen, wenn das jetzt wieder geändert würde.
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Meine Damen und Herren! Ich bin am Schlüsse meiner Ausführungen angelangt.
Unsere Beratung fällt in eine Zeit, wie sie schlimmerwohl noch niemals in Deutschland erlebt
worden ist. Der furchtbare Druck von außen schuf uns furchtbare Not im Innern. Und doch
leuchtet auch durch das Dunkel unserer Tage ein Lichtstrahl der Dankbarkeit und Befriedigung
darüber, daß das rheinische Volk trotz aller Gegensätze und ohne Unterschied der Parteien sich aus
nationalen und wirtschaftlichenGründen in der Abwehr gegen die Umtriebe von Leuten, wie
Smeets, fest zusammengeschlossenhat. (Beifall.) Diese Einheit des Willens gibt uns die tröstliche
Zuversicht und Ueberzeugung, daß die Loslösungsbestrebungenim rheinischenVolke keine Wurzel
schlagen und nur iu deu wirren Köpfen politischerNarren eine Rolle spielen können. (Erneuter
Beifall.) Meine Damen und Herren, möge die gemeinsame Not uns auch auf anderen Gebieten
zusammenführen, auf daß uns, die wir so vieles verloren haben, wenigstens das eine erhalten
bleibe, der Friede in unserer rheinischen Heimat, (Lauter Beifall.)

VorfitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Wesenfeld.
Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn ich

namens der Fraktion der Arbeitsgemeinschafteinige Ausführungen zu dem Ihnen vorliegenden
Haushaltsplan mache, so fasst ich meine Aufgabe etwas anders auf als mein verehrter Herr Vor¬
redner. Meine Freunde sind der Meinung, daß bei der allgemeinen Aussprache über den Etat
im wesentlichen nur die großen Richtlinien berührt werden sollen und daß die Dinge, die ohnehin
der Besprechungin den Fachausschüssen bedürfen, in die Fachausschüsse zu verweisen sind. Mein
verehrter Herr Vorredner hat außerordentlichinteressanteAusführungen gemacht; es wäre reizvoll,
ihm auf manchenWegen zu folgen; aber ich möchte darauf verzichtenund Ihre Zeit nicht mit
diesen Dingen in Anspruch nehmen.

Meine verehrten Damen und Herreu! Wenn uns in diesem Jahre der Haushaltsplan
reichlich spät, später noch als im Vorjahre, vorgelegt worden ist, so wissen wir die Persönlichen und
die sachlichen Gründe, die dazu geführt haben, durchaus zu würdigen. Wir wissen, daß es in diesem
Jahre kaum möglich gewesen ist, den Hanshaltsplan früher zur Verabschiedungzu bringe». Wir
müssen aber doch den dringenden Wunsch äußern, daß in Zukunft die Leitung der Provinz mit
Erfolg bestrebt sein möge, den Haushaltsplan vor März, jedenfalls vor Mitte April, vorzulegen.
Denn, wenn die Provinzialumlage auf mehr als 200°/° gestiegen ist, so ist das für die Aufstellung
des Haushaltsplans aller Kommunen von so durchschlagender Bedeutung, daß eine Verspätung des
Haushaltsplans der Provinz auf die Dauer zu unerträglichenMißständen führen muß. Ich möchte
bitten, daß unser verehrter Herr Landeshauptmann es als eine seiner vornehmsten Aufgaben
betrachten möge, in dieser Beziehung Wandel zu schaffen.

Im vorigen Jahre ist bezüglich der formellenSeite des Etats, insbesondereauch von dem
Redner unserer Arbeitsgemeinschaft,der Wunsch nach einer größeren Vereinheitlichung, - nach einer
größeren Vereinfachungund vor allem nach der Einführung eines Schemas ausgesprochenworden,
das eine Vergleichbarkeitder Haushaltspläne der Städte, der Gemeindenund der Provinz ermög¬
lichen sollte. Wir möchten bitten, daß nach der Richtung hin weiter gearbeitet wird. In dem
Vurbericht hat der Herr Landeshauptmann schon mitgeteilt, daß auch diese Arbeit liegen geblieben
bezw. nicht ausgeführt worden fei wegen persönlicherSchwierigkeiten. Ich möchte die Tatsache
berühren, daß dieser Haushaltsplan in der gegenwärtigen Form uns zum letztenmal vorgelegt
worden ist, denn, wie Sie wissen, erscheint bis zum nächsten Jahre nicht nur die Provinzialordnung,
sondern auch jetzt bereits das Gesetz über die Selbstverwaltung der Provinzen. Ein Zwischengesetz
ist dem Stlllltsrat vorgelegt, in dem neue Aufgaben den Provinzen zugewiesen werden, die auf die

it»
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Finanzgebarung der Provinzen nicht ohne Einfluß bleiben können. Einstweilen ist allerdings diese
Vorlegung an den Staatsrat nur eine theoretische; angeblich ist es wegen des Druckerstreiksin
Berlin bisher nicht möglich gewesen, die Vorlage tatsächlichan den Staatsmt zu bringen.

Wenn ich nun zur materiellen Seite des Haushaltsplans übergehe, so möchte ich zur
Charakteristiksagen: Drei Dinge sind es, die anch diesen Haushaltsplan kennzeichnen:die völlige
Zwangsläufigkeit aller Einnahmen und Ausgaben, die ungeheure Steigeruug der Zahlen und die
völlige Unsicherheitaller Annahmen, auf denen der Haushaltsplan beruht.

Meine Damen und Herren! Die Steigerung der Ausgaben ist nnch gegenüberdem, was
wir seit dem Jahre 1918 erlebt haben, eine ganz außerordentliche; sie beträgt in diesem Jahre
nicht weniger als 120°/» gegenüber dem Vorjahre. Aber alle Zahlen, die uns gegeben sind —
und das ist das Allerwichtigstebei diesem Haushaltsplan — sind durchaus zwangsläufige. Man
kann sagen, daß die freie Wirtschaft in bezug auf den Haushaltsplan völlig ausgeschaltet ist.
Zwangsläufig ist auf der einen Seite die Erhöhung der Gehälter und der Löhne; sie liegt nicht
in unserem Willen. Zwangsläufig ist die ungeheureErhöhung der Kosten der Fürsorgeerziehungs¬
anstalten, der Kosten der Heizung, aller derjenigen Kosten, die der Herr Landeshauptmann uns
vorhin angeführt hat. Zwangsläufig ist leider auch auf der anderen Seite die Deckung. Zwangs¬
läufig ist mehr oder weniger die Umleguug der Prouinzialumlage auf die Gemeiuden.

Der Herr Landeshauptmann hat uns bereits gesagt, nach 14 Tagen oder drei Wochen
würde die Sache nicht mehr stimmen. Da beschleicht uns das Gefühl des Hausvaters bei dem
Brande in Schillers Glocke: „Müßig sieht er seine Werke und bewundernd untergehn". Tatsächlich
ist alles das, was wir hier beraten und beschließen, nichts weiter als eine Annahme, von der wir
wissen, daß sie wahrscheinlich oder sogar mit Sicherheit nicht zutreffen wird. Man muß sich fast
vor einem gewissenGefühle der Apathie, der Lähmung schützen,wenn man wirklich in diesen
Angelegenheitennoch ersprießlich mitzuarbeiten wünscht.

Wenn ich auf einige Etats im einzelneneingehe — immer von dem Grundsatz ausgehend,
daß wir unsere Anträge in den Kommissionenvorbringen werden —, so möchte ich zunächsteinige
Bemerknngen machen im Anschluß an das, was mein Herr Vorredner über die Steigerung der
Neamtengehälter gesagt hat. Die Beamtengehälter sind in der Tat in ganz außergewöhnlichem
Maße gestiegen,allerdings nicht in dem Sinne, daß wir etwa behaupten könnten, diese Gehälter
seien so hoch, daß man daran denken könnte, sie irgendwie zu beschneiden,abgesehen davon, daß
wir durch die Gesetze daran gehindert werden. Auch wir sind der Ueberzeugung,daß die Beamteu-
gehälter im einzelnenkeineswegsüber das Notwendige hinausgehen. Wenn mein Herr Vorredner
nun geglaubt hat, daß.eine Ermäßigung der Stellen der Beamten möglichsei, so ist es außer¬
ordentlich schwer, eine derartige Behauptung nachzuprüfen. Daß bei der großen Zahl der Stellen
der Gedanke naheliegt, daß hier und da ein Posten gespart werden könnte, ist klar. Aber, meine
verehrten Damen und Herren, ob die Wege, die mein Herr Vorredner gezeigt hat, die richtigen
sind, möchte ich bezweifeln. Ob im Wege einer Besoldungsordnuug darin ein Wandel geschaffen
werden kann, ist mir mehr als zweifelhaft. Ich möchte anregen, ob es nicht tunlich wäre, wie es
in einigen Kommunen geschehen ist, eine dauerude Nachprüfung der Beamtenstellendurch Beamten-
ausschttsse vornehmenzu lassen, die aus den Beamten, sei es einer besonderenAnstalt, sei es eines
besonderen Büros, aus größerem oder kleinerem Kreise entnommenwerden, und die dauernd darüber
Auskunft zu geben haben, ob die Arbeiten vermehrt worden sind und ob und wo unter Umständen
eine Ersparnis eintreten kann. Es ist mir bekannt, daß einige Städte mit der Einführung solcher
Veamtenansschüsse gute Erfolge erzielt haben. Ich möchte glauben, daß der Versuch sich lohnen würde.
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Was die Regelung der Dienstzeit und die zweckmäßige Durchführung des Achtstunden-
tages angeht, so ist sie gewiß dringend erwünscht. Ob aber durch die Annahme der Regelung
der Dienstordnung, wie sie im Reich und in den Ländern besteht, und die damit notwendig ver¬
bundene Einführung des Urlaubs tatsächlicheine wesentlicheErhöhung der Arbeitsleistung erzielt
weiden wird, erscheint mir und meinen Freunden mindestens fraglich.

Meine Damen und Herren! Wir wollen besondere Wünsche der Beamten nicht hier,
sondern in den Ausschüssen vorbringen, Ich möchte aber einen Wunsch an den Herrn Landes¬
hauptmann richten. Es ist bisher in den Städten allgemein üblich, daß die Teuerungszuschlägc,
die Gehaltserhöhungen, die vom Reiche beschlossen werden, ohne weiteres auch den städtischen
Beamten zugute kommen. Bei der Provinz ist noch die Gepflogenheit,daß jedesmal zunächst der
Provinzialausschuß darüber gehurt wird, daß ein besonderer Beschluß des Provinzialausschusses
herbeigeführtwerden muß, bevor automatisch die Auszahlung erfolgt. Wir werden uns deshalb
gestatten, einen Antrag dahin zu stellen, daß der Landtag beschließenmöge, in Ansehung der
sprunghaft anwachsendenTeuerung die Provinzialverwaltung zu ermächtigen,den Beamten, Ange¬
stellten und Pensionären die vom Reich in jedem Einzelfalle beschlossene Erhöhung der Gehälter
unter der Voraussetzung der nachträglich einzuholenden Genehmigung des Provinzialausschusses
unverzüglich nach der erfolgten Festsetzung durch das Reich auch zur Auszahlung zu bringen.
Gerade in einer Zeit wie der gegenwärtigen, wo außerordentlichstarke Steigerungen der Lebens?
Mittel und aller Bedürfnissevon Woche zu Woche eintreten, erscheint es uns dringend wünschens¬
wert, daß auch die Provinzialbeamten unverzüglich, nachdem die Reichsbeamten in den Besitz
einer derartigen Vergünstigung gelangt sind, in den gleichen Besitz gesetzt werden.

Die Wünsche, die die Irrenärzte in einer Eingabe vorgebracht haben, sind unseres
Erachtens zur wohlwollendenBerücksichtigung dem Herrn Landeshauptmann und der Provinzial¬
verwaltung zu empfehlen. Bezüglichder finanziellenWünsche,die die Herren ausgesprochen haben,
glaube» wir ihnen unsere Unterstützung zusagen zu dürfen. Was die weiteren Wünschebezüglich
der Titulatur angeht, so erscheinen uns dieselben allerdings etwas weitgehend.

Wenn ich noch einen Etat herausgreife, so ist es der von dem Herrn Vorredner bereits
besprochene Etat der Straßenbaulasten. Die Straßenbaulasten erfordern eine Mehrausgabe von
73 392 000 Mark und stehen damit an der Spitze der Etats. Es ist auf die Dauer nicht möglich,
daß die Provinz die Straßen in der Weise weiter unterhält, wie es früher unser Stolz gewesen
ist. Das ist gewiß außerordentlichbedauerlich. Ich möchte aber glauben, daß doch eine gewisse
Berücksichtigungderjenigen Straßen stattfinden muß, die in ganz besonderemMaße unter den
gegenwärtigenZeitumständen zu leiden haben; das sind diejenigen,die durch die Kohlenfuhreuund
die Autos besonders in Mitleidenschaft gezogen werden. Diese Straßen werden jetzt, soweit ich
unterrichtet bin, fast durchweg immer wieder mit derselbenSchotterung versehen, die einfach die
ungeheurenLasten nicht aushalten kann. Es erscheint uns zweckmäßig, lieber den dreifachen Preis
eines Kleinpflllsters anzulegen und damit eine zehnfache Lebensdauer zu erzielen. Zum Straßen¬
bau hat Herr Landesbaurat Quentell eine außerordentlichinteressanteAnregung gegeben, die, wie
ich annehme, Ihnen allen vorliegt. Er hat nicht nur einen sehr guten historischen Ucberblick über
die ganze Entwickelungdes Straßenbauwcsens in der Provinz gegeben, sondern auch Vorschlage
unterbreitet, die uns für die Zukunft organisatorischzweckmäßig zu sein scheinen und die wir dem

, Herrn Landeshauptmann und der Provinzialverwaltung empfehlen. Wenn allerdings in dem
Schlußsatz des Schreibens auf die Aeußerung eines Abgeordnetenim Jahre 1851 bezug genommen
wird, der damals erklärt hat, daß Kinder und Enkel dafür dankbar sein würden, wenn mehr
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Straßen gebaut würden, so weiß ich nicht, ob dieses Zitat für die Gegenwart noch vollständig
paßt. Wir sind leider nicht mehr in der Lage, derartige Ausgaben zu machen.

Meine Damen und Herren! Im engen Zusammenhang damit steht die Frage der
Zahlung der Straßenbaurente an die Kommunen. Wir sind dafür dankbar, daß diese Angelegen¬
heit jetzt endlich ein wenigstens vorläufiges Ende gefunden hat. Ob die Regelung, die in dem
Ihnen vorliegenden Antrage des Herrn Dr. Saassen nun empfohlen wird, tatsächlich allen
Ansprüchen der zur Straßenbauunterhaltung Verpflichtetenentspricht,darüber kann man verschiedener
Ansicht sein. Es scheint uns aber, daß diese Regelung immerhin eine solche ist, daß sie annehmbar
ist und dieser Streitfall, der so lange Zeit zwischen den zum Straßenbau Verpflichtetenund der
Provinz geschwebt hat, einstweilen»ä a«ts. gelegt werden kann.

Meine Damen und Herren! Zur Neuaufnahme von kulturellen Aufgaben im engeren
Sinne ist leider unsere Provinz kaum mehr in der Lage. Wir müssen dankbar sein, wenn es uns
möglichist, diejenigenAufgaben, die uns gestellt und von uns in Angrist genommen sind, durch¬
zuführen. Ich möchte mir hier aber doch einige kleine Bemerkungengestatten.

Ich möchte zunächst unserer Freude darüber Ausdruck geben, baß der Bericht des Herrn
Landeshauptmanns günstig lautete über den nenen und außerordentlichwichtigen Zweig der Wohl¬
fahrtspflege, den wir mit der Errichtung der orthopädischenKinderheilanstalt in Süchte!« aufge¬
nommen haben. Wir empfehlen dem Landtag diese orthopädischeKinderheilanstalt in Süchteln
ganz besonders. Dies ist in der Tat ein produktiverZweig der Wohlfahrtspflege. Die Kinder,
die dort untergebracht werden, sind zu heilen und einem guten bürgerlichen Berufe zuzuführen.
Sie sind zu in jeder Hinsichtnützlichen Staatsbürgern zu erziehen. Wir freuen uns, daß in den
Etat eine Summe von 2,7 Millionen eingesetzt ist, und wir sind auch durchaus bereit, dem weiter¬
gehenden Antrage zuzustimmen,der den weiteren Ausbau dieser Anstalt ermöglichen soll. (Bravo!)

Dann habe ich noch einen Wunschvorzubringen. Es ist uns mitgeteilt worden, daß die
Pflege der Leibesübungen in den Fürsorgeanstalten nach mancher Richtung nicht so sei, wie sie
sein soll. Das soll zum Teil rein äußerlich daran liegen, daß die in der Tat angesichts der
großen Zahlen des Haushalts geringen Mittel für Turngeräte, Turnplätze usw. nicht uorhauden
sind. In den Fürsorgeanstalten muß unseres Trachtens für Turnen, Spiel und Sport mehr
geschehen. Die Pflege der Leibesübungen ist nicht nur eine Pflege des Leibes, sondern sie ist
auch für die sittlicheErziehung von hohem Wert. Nun ist in keiner der vier Fürsorgeanstalten
nuch nur eine einzige Turnhalle; nur Rheindahlen hat einen brauchbaren Spielplatz. Es ist aber
auch vielfach ein solcher Mangel an Geräten, daß es unmöglich ist, die Kinder dort in der
erforderlichen Weise turnen zu lassen. In manchen Anstalten fehlen die einfachsten Geräte. Wenn
wir sehen, daß in den Etat der vier Fürsorgeanstalten unter III. 7, 10 und 12 000 Mark allein
für Arzneien und Verbandsmittel eingesetzt sind, daß dagegen unter III. 8 für Kirchen- und Schul¬
bedürfnisse,Bibliothek, Unterhaltung und Belehrung zusammen je 15 und 16 000 Mark stehen,
so möchten wir glauben, daß die letztgenanntenZwecke -dabei doch wesentlichzu kurz kommen.
Wir glauben, daß man, wenn man den Betrag unter III. 8 für Kirchen- und Schulbedürfnisse,
Bibliothek, Belehrung und Unterhaltung erhöht, einen wesentlichen Teil der Arzneien wahrscheinlich
wird sparen können. Wir schlagen Ihnen deshalb vor und werden das in der Kommissionvor¬
bringen, die Beträge unter III. 8 zu verdoppeln.

Dann habe ich noch einen Wunschvorzubringen, der den RheinischenVerein für Denk¬
malspflege und Heimatschutz und damit die Ausgaben für wissenschaftlicheund künstlerische Zwecke
in unserer Provinz betrifft. Es ist in diesem Verein unter seinen Mitgliedern eine gewisse Unruhe
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darüber entstanden, daß dem Verein in Zukunft, wenigstens relativ, nicht mehr die gleichen
Zuwendungen zuteil werden sollen, die ihm bisher zuteil geworden sind. Nun, meine Herren,
der Verein für Denkmalspflegeund Heimatschutz genießt, wie ich überzeugtbin, die gleiche Sympathie
unter allen Parteien. Er will die in unserer Provinz befindlichenwertvollen alten Baudenkmäler
bewahren und den Sinn für Architekturund Kunst der Vergangenheit in unserer Bevölkerung
wecken. Ich höre, daß die Schwierigkeitweniger darin liegt, daß man etwa die Mittel nicht
bewilligen will, sondern daß über die Rechtsbeziehungen zwischen der Provinz und dem Verein nach
mancher Richtung hin Unklarheit herrscht. Ich hoffe, daß diese Unklarheit sich recht bald behebt
und daß die Provinzialverwaltung diesem Verein das alte Wohlwollen entgegenbringt. Ich bin
überzeugt, daß Landlag und Provinzialausschuß gerne bereit sein werden, die etwa erforderlichen
Mittel zu bewilligen.

Meine Damen und Herren! Wenn ich nun über den Steuermehrbedarf und über die
Deckungsfrageeinige kurze Worte sage, so möchte ich Sie noch einmal daran erinnern, daß der
Steuermehrbedarf die Summe von 123 812 400 Mark nach dem Antrage des Haushalts aufweist,
daß aber ganz zweifellos dieser Mehrbedarf heute schon um eine ganze Reihe von Millionen
darüber hinausgeht. In der Deckungsvorlage, wie sie uns gegebenist, wird in erster Linie von
den Dotationen gesprochen. Dieses Thema hat auch mein Herr Vorredner schon behandelt. Ich
möchte nur noch eine kurze Bemerkung dazu machen. Die Dotationen, die ja bis jetzt mit
165 Millionen angesetzt sind, von denen wir aber annehmen dürfen, daß sie in Zukunft voraus¬
sichtlich 500 Millionen betragen werden, sind eine so außerordentlichwesentliche Quelle für die
Finanzen unserer Provinz, daß ich den Herrn Landeshauptmann bitten möchte, in keiner Weise
eine unangebrachte Bescheidenheitzn bezeigen, wenn es sich darum handelt, für die Rheinprovinz
alles dasjenige herauszuholen, was etwa aus dieser Quelle für uns fließen kann.

Meine Damen und Herren! Der Umlagemodus, der nach den Gesetzen von 1873, 1875
und 1902 für diese Dotationen maßgebend gewesen ist, ist auch noch aus einem Grunde ein völlig
unzureichender,der, soweit ich gehört habe, bisher noch nicht angeführt worden ist. Dieser Umlage¬
modus beruht auf einer dreifachen Annahme: einmal auf der Fläche, zum zweiten auf der
Bevölkcrungszahl und zum dritten auf dem umgekehrten Verhältnis des Ginkommensteuersolls.
Also diejenige Provinz, die das größte Einkommensteuersollaufzuweisen hatte, war bezüglichder
Zuweisung aus der Dotation am schlechtestengestellt. Abgesehen davon, daß eine Aenderung der
Zahlen seit langen Jahrzehnten nicht mehr stattgefunden hat, obwohl die Verhältnisse sich völlig
geändert haben, scheint mir dieser Umlagemodus nach der Aenderung unserer Steuerverhältnisse in
keiner Weise mehr möglich zu sein. Nachdemdie Einkommensteuernicht mehr die Grundlage für
die Steuern der Kommunen bietet, woraus dann wieder die Provinz gespeist wurde, ist es durch¬
aus unmöglich, daß man an diesem Gedanken weiter festhält. Ich möchte glauben, daß es dem
Herrn Landeshauptmann gelingen müßte, aus dem Dotationsfonds noch eine erheblich höhere
Summe als die uns zur Verfügung gestellte zu erhalten. Man kann auch betonen, daß wir bei
solchen Gelegenheitenuns keineswegszu scheuen haben, darauf hinzuweisen, daß unsere Rheinprovinz,
wenn sie auch in wirtschaftlicher Hinsicht heute Gott sei Dank noch eine reiche Provinz genannt
werden kann, doch unter der Not der Zeit so schwer leidet wie kaum eine andere Provinz des
Landes, daß unsere Einwohner neben den Steuern, die sie zu tragen haben, außerordentlichschwere
Lasten zu tragen haben, die die anderen Bewohner Preußens nicht tragen müssen, und daß es
deshalb wohl berechtigtist, wenn wir eine Erleichteruug auf diesem Gebiete erstreben.

Dann möchte ich noch sagen, daß die Verordnung vom März 1922 allerdings insofern
den von uns im vorigen Jahre ausgesprochenenWünschen entgegenkommt,als die Umlage allein
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auf die Realstem!« nur eine provisorische ist. Aber die Regelung, wie sie jetzt getroffen ist, kann
uns doch nicht befriedigen. Wir müssen immer wieder darauf hinweisen, daß nach der völligen
Aenderung des Steuersystems es ganz ausgeschlossen erscheint, daß auch in Zukunft noch die
Provinzen die Fehlbeträge nur nach dem Soll der vom Staate veranlagten Realsteuern einschließ¬
lich der Vetriebssteuer verteilen können. Das führt zu einer Ungerechtigkeit,die aus der Welt
geschafft werden muß. Die Gesetzgebung muß auf diesem Wege jetzt endlich vorangehen.

Meine Damen und Herren! Wir müssen dann noch einmal hervorheben,daß unser Etat
unter keinen Umständen in ordnungsmäßiger Weise aufgestelltwerden kann, solange nicht die immer
wieder von uns verlangte gründliche Scheidung im Steuersystem zwischenReich, Land und
Gemeindedurchgeführtist. So oft wir auch diefe Forderung erhobenhaben, wir haben noch keinen
wesentlichen Schritt auf diesem Wege gesehen. Die einzige Steuerquelle, die die Provinzen erhalten
haben, die aus dem Kraftfahrzeugsteuergesctz,ist ein Tropfen auf den heißen Stein, wenn eine
Provinz wie die Rheinprovinz aus dieser Steuer nicht mehr als 8 Millionen in ihren Haushalts¬
plan einzusetzen in der Lage ist.

Wir empfehlen Ihnen, meine Damen und Herren, im wesentlichendie Annahme des
Etats und der Vorschläge des Provinzialcmsschusses. Ich möchte aber nicht schließen, ohne an
diejenigenGemeinden zu denken, die sich zurzeit in einer besonderen Notlage befinden. Wir freuen
uns, daß eine Vorlage gebracht worden ist, die die durch Hagelschlagund Hochwasser geschädigten
Gemeinden entschädigenwill. Wir möchten wünschen, daß auch die durch die Dürre in diesem
Jahr wieder so stark in MitleidenschaftgezogenenGemeinden im Hunsrück und in der Gifel nicht
nur unserer herzlichen Sympathie, sundern, soweit es nötig und möglich ist, auch unserer finanziellen
Unterstützungteilhaftig weiden. (Nravo!)

Meine verehrten Damen und Herren! Ich kann meine Ausführungen nicht fchließcn,
ohne noch einmal das zu sagen, was mein Herr Vorredner hervorgehobenhat und was durch alle
Reden des Vorjahres hindurchgegangenist. Wir empfinden es nach wir vor im Nheinlande als
ein schweres Unrecht, daß wir noch unter dem Druck der Sanktionen zu leiden haben, daß noch
immer die Besatzunghier im Nheinlande in den Städten sich befindet, obwohl wir nicht nur das
Londoner Ultimatum erfüllt, sondern alle Forderungen unserer damaligen Feinde, soweit es irgend
in unseren Kräften stand, restlos bewilligt und erfüllt haben. (Sehr richtig!) Wir geben dem
WunscheAusdruck, daß es endlich gelingen möge, diesen schweren Druck von unserem Rheinland
zu nehmen. Mit meinem Herrn Vorredner bin ich auch darin einig, daß, so schwer auch dieser
Druck sein mag, destoweniger sich irgendein Rheinländer abspenstigmachen lassen wird von der
Liebe und Treue zu seiner schönen Heimat, und wir sind überzeugt, daß je länger dieser Druck
auf uns lastet, desto eher alle diejenigen, die jetzt noch irregeleitet sind von falfchenVerführern,
sich bekehren lassen und mit uns einig werden, damit das Rheinland wieder blühen und gedeihen
kann wie in der Vergangenheit so auch in der Zukunft im engsten Anschlußan Preußen und an
ein starkes Reich. (Lauter Beifall.)

AbgeordneterSteinbüchel: Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, bei der vorge¬
rückten Zeit — der Antrag rechtfertigt sich von selbst angesichts des geleerten Hauses — eine
Mittagspause bis mindestens 2 Uhr eintreten zu lassen. Würde Herr Haas noch eine Stunde
sprechen, dann würden wir wahrscheinlich kein Mittagessen mehr bekommen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Es ist beantragt worden, die Verhandlung eine Stunde aus¬
zusetzen. Ich möchte auch vorschlagen, daß wir uns auf eine Stunde beschränken. Ich glaube,
wir werden dann in der Lage sein, bis heute abend V2? Uhr fertig zu werden. — Gegen diesen
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Antrag erhebt sich kein Widerspruch. Das Haus wird bis Punkt 2 Uhr vertagt. (Zuruf Abge¬
ordneter Haas: Das ist parlamentarisch2V< Uhr!)

(Schluß der Sitzung 1 Uhr, Wiederbeginn 2 Uhr 15 Minuten.)

Vorsitzender OberbürgermeisterDr. Zaires: Meine Damen und Herren! Das akademische
Viertel ist erreicht. Ich eröffne die Sitzung und erteile zunächst das Wort Herrn Abgeordneten
Haas. Vorher möchte ich aber bekannt machen, daß nach einer Mitteilung des Herrn Abgeordneten
Maus am Montag abend am Eingang des Zimmers 37 ein Hundertmarkscheingefunden worden
ist. Der Eigentümer möge sich bei Herrn Abgeordneten'Maus melden. Ich möchte ferner dringend
bitten, daß diejenigenHerrschaften,die heute abend an der zwanglosenZusammenkunftnoch teil¬
nehmen wollen, den Zettel ausfüllen und auf dem Büro des Hauses abgeben wollen. Ich darf
auch wohl bitten, das in den Fraktionen noch bekannt zu machen.

Das Wort hat Herr AbgeordneterHaas. '
AbgeordneterHaas: Meine Damen und Herren! Als Sozialdemokrat müßte ich die

Zeichen der Zeit schlecht verstehen,wenn ich eine solch trockene Etatsrede halten wollte, wie meine
beiden Vorredner sie gehalten haben. (Sehr richtig! links.) Ich bin der Auffassung, daß es in
der jetzigen Zeit nötig ist, auch die politischen Tagesfragen und die politischen Ereignisseder letzten
Zeit zu besprechen. (Sehr richtig! links.) Es ist umsomehr notwendig, weil ja auch die Provinzial-
Parlcunente in der Zukunft sich immer mehr mit diesen Fragen werden befassen müssen, erstens,
weil wir ja einen Vertreter im Reichsrat des deutschen Reiches haben, gewählt durch die Provinz
und ferner, weil wir ja auch Vertreter der Provinzen im Staatsrat haben. (Zuruf links: Aber
was für welche!) Es ist also notwendig, daß man in der jetzigen Zeit bei einer Etatsdebatte auf
die allgemeine politischeund wirtschaftlicheLage der Rheinprouinz und darüber hinaus unseres
ganzen Vaterlandes eingeht. (Sehr richtig! links.) Und da sehen wir, daß der Mord an Walter
Rathen au blitzartig die inneren Zustände Deutschlands beleuchtet, klar aufgezeichnet,wie groß
die Zerklüftung im deutfchen Volke ist, wie stark die politischen Leidenschaften zum Kochengebracht
worden sind und gleichzeitig, wie von einer bestimmten Seite aus in den letzten Jahren alles
getan worden ist, um die heutige Staatsform zu untergraben. (Sehr richtig! links.) Man hat
alles versucht, seitens der Deutschuölkischen und auch zum Teil seitens der Deutschnationalen die
heutige Republik zu stürzen, indem man in aller erster Linie die Führer der Republik beseitigen
wollte. Meine Damen und Herren, ich erinnere hier an ein Wort, das der Redner der Deutsch-
nationalen im vergangenen Landtag der Rheinprovinz gesagt hat, nämlich der Herr Abgeordnete
Wallraf. Er sagte nach dem stenographischen Bericht: „Ohne Autorität und Ordnung geht es
nicht auf der Welt und jedes Bestreben, diese beiden Säulen des menschlichen Zusammenlebens
zu schädigen,wird immer zu einer Verschlechterung der unleidlichenZustände führen". Ich bin
der Meinung, wer in den letzten Jahren die Autorität und die Ordnung des Staates am meisten
verletzt und am meisten untergraben hat, das hat der Mord an Rathenau und seine Folge¬
erscheinungen mit aller Deutlichkeitgezeigt. Aus diesem Grunde sollte man von denen, die früher
stets die Autorität gepredigt haben, die immer die Ordnung priesen und erst in den letzten Jahren
immer wieder darauf hinwiesen, daß heute nach dem Kriege die Ordnung wieder wie früher sein
müsse, erwarten, daß sie unter allen Umstanden mit gutem Beispiel vorangegangen wären. Der
Kampf zwischen der monarchistischen Staatsform und der republikanischen wird mit Mitteln ausge¬
tragen, die nach meiner Ueberzeugung, ja nach der Ueberzeugungeines jeden edel und anständig
denkenden Menschen verwerflich sind, ganz gleich auf welcher Seite er steht. Wir müssen aus
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diesen Gründen heraus zu Schutzmaßnahmenkommen, um die heutige republikanische Staatsform
und ihre erste« Träger zu schützen. Ueber diese Schutzmaßnahmenhaben vergangeneWoche auch
Beratungen im Reichsrat stattgefunden. Wir haben im vergangenen Jahre ein Mitglied der
Rheinprovinz in den Reichsrat entsandt, und es ist interessant zu scheu, wie sich der Ver¬
treter der Rheinprovinz im Reichsrate gestellt hat, interessant vor allen Dingen
deshalb, weil er fast bei allen Abstimmungen in holder Eintracht mit den Anhängern
des alten Systems gegangen ist. (Hört! Hört! links.) Ich habe die einzelnen Abstimmungen,
die nach der Richtung hin im Reichsrate stattgefunden haben, vor mir. Wo es sich um das
Schutzgesetz für die Republik handelt, heißt es bei der Abstimmungan einer Stelle, ein bayrischer
Antrag wolle die Bestimmung gegen die Mitglieder ehemaliger regierenderFamilien ganz aus dem
Gesetze heraus haben. Oieser Antrag wurde abgelehnt mit 45 gegen 21 Stimmen, und unter den
21 Stimmen, die für den Antrag stimmten, befand sich auch die Stimme des Vertreters der Rhein¬
provinz. (Zurufe links: Seelenverwandtschaftmit den Bayern! Pfui-Rufc bei den Unabhängigen.)
Ich möchte dabei kurz eiumal vorlesen, wie diese Bestimmung lauten sollte: „Mitglieder solcher
Familien, von denen ein Angehöriger bis November 1918 in einem ehemaligendeutschen Bundes¬
staat regiert hat, dürfen, wenn sie ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Ausland haben,
nur mit Erlaubnis der Reichsregierungdas Reichsgebietbetreten und können im Falle der Zuwider¬
handlung durch Beschlußder Neichsregierungaus dem Reichsgebietausgewiesen werden. Mitglieder
solcher Familien, von denen ein Angehöriger bis November 1918 in einem ehemaligen deutschen
Bundcsstaat regiert hat, können, wenn sie wegen einer der in den §§ 1, 2, 3 Absatz 1 bezeichneten
strafbaren Handlung verurteilt worden sind, durch Beschluß der Reichsregicrung aus dem Reichs¬
gebiet ausgewiesenwerden." Meiue Damen und Herren, gegen eine solche Bestimmung, die die
deutsche Reichsregierungvorgeschlagen hat, uud die die Negierung im Reichsrat, wo die Provinzial»
Vertreter sitzen, warm vertritt, wendet sich bei der Abstimmungder Vertreter der Rheinprovinz und
stimmt dagegen. (Hört! Hört! links.) Der Vertreter der Rheinprovinz hat auch dagegengestimmt,
daß das Gesetz zum Schutze der Republik für die Dauer von 5 Jahren Geltung haben sollte.
Auch da hat er zusammen mit den Vertretern von Ostpreußen und Westpreußen, mit den Ver¬
tretern von Niederschlesien und Hannover und dem Vertreter Bayerns gemeinsam gestimmt, (Große
Unruhe links.) Also alles eine Gesellschaft,die, besonderswenn sie die Namen kennen,zeigt, daß
sie ohne weiteres Vertreter des alten Preußens sind und die tatsächlichnach wie vor rücksichtslos
auf dem früheren monarchistischen Boden stehen. (Zuruf links: SchauerlicheNameu.) Es ist dann
weiter darauf hinzuweisen, daß- auch bei dem Gesetz über die Reichsbeamten, das ebenfalls dem
Schutze der Republickdienen soll, und bei dem es sich darum handelt, daß diejenigen Beamten, die
gegen die Republik Stellung nehmen, oder aber, bei ihren Dienstleistungennicht die Interessen des
Staates vertreten, entlassen werden können, in meinem Bericht es ebenfalls heißt: Das Gesetz
wurde mit 49 gegen 16 Stimmen angenommen. Es stimmte dagegen wiederum der Vertreter der
Rheinprovinz. (Hört! Hört! links. UnverständlicherZwischenruf des Abgeordneten Hauck.) Da
wird vom KollegenHauck dazwischen gerufen, daß wir den betreffenden Herrn seinerzeit selbst mit
dem Zentrum, der stärksten Partei des Hauses, in den Reichsrat geschickt haben. (Zuruf Hauck:
Ich habe ja garnichts gesagt, Herr Knab war das.) Nun, dann hat Herr Knab eben den
Zwischenrufgemacht; aber Herr Knab weiß ebenso gut wie wir, daß wir ein Kompromiß geschlossen
hatten über die Besetzung dieser Stelle. (Zuruf Dr. Kaiser: Wer wir?) Das Zentrum und
wir. die sozialdemotraten, ich rede doch hier für die sozialdemokratische Fraktion. Und nachdem
das Kompromiß geschlossenwar, ist der Vertreter, den uns das Zentrum präsentiert hat, nämlich
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Herr Schumacher, gewählt worden. Heute erkläre ich, daß wir damals glaubten, daß Herr
Schumacher, den wir als Kölner Stadtverordneten kannten, als Abgeordneterim Reichsrat gut sei,
und wir hätten es nicht für möglich gehalten, daß er sich im Reichsrat so stellen würde. Wenn
wir ihn nach dieser Seite hin gekannt hätten, würden wir dem Zentrum in aller Freundschaft
gesagt haben, daß wir einen solchen Vertreter nicht wählen könnten. Ich bin überzeugt, daß nach
dieser Stellungnahme des Herrn Schumacherim Reichsrat auch Vertreter des Zentrums gesagt haben
würden, wenn sie es vorher gewußt hätten: Das geht auf keinen Fall. Der Vertreter der Rhein¬
provinz, der Vertreter einer Regierungspartei der heutigen Staatsform, die ausschlaggebendin
Preußen und im Reiche ist, kann nach meiner Ueberzeugungeine solche Stellungnahme mit guten
Gründen nicht rechtfertigen. (Zuruf links: Direkt skandalös.) Dasselbe Bild ergibt die Abstimmung
über die Getreideumlageim Reichsrat. Auch hier hat Herr Schumachergegen die Getreideumlage
gestimmt und zwar ebenfalls wieder gemeinsammit den Vertretern Ost- und Westpreußens,Nieder-
schlesiensund Pommern. (Zuruf rechts: Sehr recht! Pfui-Rufe links.) Meine Damen und
Herren, ich weiß, daß dieses auf der rechten Seite des Hauses Beifall findet, aber ich bezweifle,
daß dieser Beifall auch bei allen Zentrumsleuten zu finden fein wird. Allein fchon aus dem
Grunde, weil auch diese Regierungsvorlage eine Kompromißvorlagewar, und im Reichstag das
Zentrum dafür war. Weiter kommt hinzu meine Damen und Herren, daß diejenigen, die die
Entwicklung auf diesem Gebiete kennen — und sie kennen sie doch, die Herren von der Rechten,
ebenso gut wie ich —, wissen, wo die Preisentwicklungbei der freien Wirtschaft hingeht. Es wäre
nach meinem Dafürhalten — um ein sehr scharfesWort zu gebrauchen — ein Verbrechenan der
Volksgesamtheitgewesen, wenn wir keine Getreideumlage bekommenhätten. Das Volksganze
muß über dem persönlichen und über dem Parteiinteresse stehen.

Meiner Ueberzeugungnach kann niemand beweisen, daß diese Preisentwicklungbei land¬
wirtschaftlichen Erzeugnissennotwendig wäre, um die Landwirtschaftertragsfähig zu halten. Meine
beiden Vorredner haben ja dazu schon einiges gesagt, aber ich möchte demgegenüberdoch einen
Artikel der DüsseldorferLokalzeitungvon Samstag, den 8. Juli zitieren, da heißt es am Schluß —
(Zuruf Völlig). Herr Kollege Völlig, ich zitiere, um mich mit Ihnen zu verständigen, die Kölnische
Volkszeitung. Hier finden wir zur Frage der Rentabilität der landwirtschaftlichenBetriebe, die
namentlich bei den Verhandlungen über das Getrcide-Umlageverfahrenheiß umstritten wurde, im
Handelsteil der Kölnischen Volkszeitungfolgende beachtliche Ausführung:

Preise: Weizen galt am 1. April 1922 in Berlin 1692,— Mark, im Jahre 1913 etwa
21,50 Mark. (Hort! Hört! links.) Der Erlös beträgt also rd. das 78 fache. (Zuruf Völlig.)
Freier Roggen notierte 1250,— Mark für 100 K3 gegenüber einem Vorkriegspreisevon rd.
18,20 Mark; das ist eine Steigerung auf das 69 fache. Kartoffeln kosteten 1913 etwa 4,20 Mark
pro Zentner, am 1. April 1922 -- 225,— Mark, das ist eine Verteuerung um das 54 fache.
(Zuruf rechts: Kohlenpreise!) Darüber will ich Ihnen auch sofort etwas aus der Kölnischen Volks¬
zeitung vorlesen. Diese sagt nämlich, daß die Indnstrieproduktegegenüber dem Frieden um das 7 6 fache
gestiegen find. (Aha! rechts.) Nun frage ich Sie, ob die Industrieprodukte bei der Landwirtschaft
eine so ausschlaggebende Rolle spielen? (Sehr richtig! links, jawohl! rechts.) Das trifft nach
meiner Kenntnis von den Dingen nicht zu. Die Arbeiterlöhne, die Viehpreise und dergl. mögen
eine ziemlichgroße Rolle spielen; die Industrieprodukte aber lange nicht in dem Maße. (Zuruf
links: die Löhne find ja Hungerlöhne.) Ueber die Löhne der Landarbeiter wird hier gesagt, sie
seien um etwa das 30 fache gestiegen, (Hört! Hört! links.)

Als Gesamtergebnis sagt die K. V,: „Die Preise stiegen auf das 60fache, die
Erzeugerkosten nur auf rd. das 30fache (stimmt nicht! rechts), wobei gänzlich außer
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Acht gelassen wurden die auf Reichsmark laufenden, alfo trotz der Geldentwertung
unveränderlichen Hypotheken und Grundschnldcn, sowie die ebenfalls unbedeutend
erhöhten Pachtzinsen. Man sieht also, daß nach den Entbehrungen der Kriegsjahre
die Landwirtschaft in der jüngsten Zeit nicht schlecht gefahren sein kann", (Zuruf
Völlig: Der Waggonumlageweizcnkostet 74 000 Mark, Kleie 130 000 Mark!) Herr Kollege
Bullig, Sie waren ja gestern noch mit ihren Berufskollegenzusammen, ich habe nichts dagegen,
wenn Sie sich mit der K. V. auseinandersetzen;die habe ich zitiert und darf Ihnen sagen, daß
ich im allgemeinenans demselben Standpunkt stehe.

In diesem Zusammenhange habe ich wohl ein Recht, zu sagen, daß mau die Abstimmung
des Vertreters der Rheinprovinz im Reichsrat nicht verstehenkann. (Unerhört, links.) Ich möchte
hier, wo ich über Reichs- und Staatsrat einige Worte zu sagen habe, auch noch kurz zur Autonomie
der Provinz sprechen. Da ist dem Staatsrat eine Gesetzesvorlagezugegangen, in welcher unter
dem Z 3 über die Gegenständeder Selbstverwaltung gesagt wird: „In Zukunft soll den Provinzen
zur Regelung überlassen werden: s.) die Regelung konfessioneller Verhältnisse im Volksschulwesen,
insbesondere die Zahl der Religionsstunden in der Volksschule; d) die Freigabe von Unterrichts¬
stunden in den öffentlichenSchulen mit Rücksicht auf den kirchlichen Unterricht: Konfirmation,
Kommunion und Beichtunterricht; o) die Lage und Verteilung der Ferien in den öffentlichen
Schulen; ä) die Schulpflege". Namens meiner politifchen Freunde betone ich, daß wir starke
Bedenkenhaben, diefe Angelegenheitenden einzelnen Provinzen zu übertragen. Wir werden uns
darüber im Preußischen Abgeordnetenhaus«auseinandersetzen;vorläufig ist ja nicht die Möglichkeit
dazu vorhanden, weil dort lediglich die Gesetzesbestimmungen für Oberfchlesien angenommenwurden
und alles andere bis zur Regelung der neuen Prouinzialordnung zurückgestellt werden soll. Bei
der Gelegenheit werden wir dann alles nötige zur Sprache bringen. Da wir im vergangenen
Jahre, als wir das Gutachten seitens der Provinz abgeben sollten, hier darüber schon debattiert
haben, brauche ich heute nichts mehr darüber zu sagen. Ich möchte, aber meiner Schilderung der
politischeu Verhältnisse noch einiges hinzufügen, nämlich den Zusammenhang der inner- und außer
politischenFragen. Ich weiß sehr wohl, daß die unglücklichen Dinge, die sich im letzten Jahre
oftmals in Deutschland abgefpielt haben, zu einem großen Teile ans dem Boden des Friedens-
vertrages von Versailles herauswachsen. (Sehr richtig!) Ich weiß, daß nicht allein die inner-
politischenVerhältnisse an diesen Leidenschaften fchuld sind, fondern daß der Nährboden, derartige
Leidenschaftengroß zu ziehen, vor allem in unseren außerpolitischenZuständen zu suchen sind.
Solange der Friedensvertrag von Versailles besteht, solange die ReparationskommissionDeutschland
immer neue Lasten aufbürden will, solange man von Deutschlandverlangt, daß die Bahnanlagen,
die früher einmal zu strategischen Zwecken vorgesehen waren, vernichtetwerden sollen, solange kann
man tatsächlich manchesverstehen, was man ohne diese Lasten und ohue diesen Druck nicht verstehen
würde. (Sehr richtig!) Darum bin ich der Auffassung: Wenn die Entente will, daß in
Deutschland nicht wieder die Monarchisten und die Verhältnisse von ehemals zurück¬
kehren, sondern, daß wir ein republikanisches, demokratifches Deutschland behalten,
dann muß dieser ungeheure Druck des Friedensvertrages von uns abgenommen
werden. (Sehr richtig!) Die Verhältnisse, die sich infolge der großen Lasten, verstärkt durch
den Mord an Rathenau, herausgebildet haben, haben dazu geführt, daß wir heute im Auslande
überhaupt kein Vertrauen mehr genießen,keine Kreditfähigkeitmehr haben. Der Dollar steigt von
Tag zu Tag ganz enorm, und aus all diesen Gründen folgt dann, daß die inneren wirtfchaft-
lichen Verhältnisse Deutschlands immer trostloser weiden und man letzten Endes Gewaltauöbrüche
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zu gewärtigenhat, die von uns kein Mensch will. Meine Damen und Herren! Dieser ungeheuerliche
Druck muß von uns verschwinden, dann werden wir zu gesunden wirtschaftlichen Verhältnissen
kommen und dadurch auch zu ruhigeren politischeu Verhältnissengelangenkönnen. (Sehr richtig!)
Anders ist eine Gesundung der politischenVerhältnisse nicht möglich Dabei wollen wir, um zu
dieser Gesundung zu kommen, nicht alles ruhig der Entwicklung überlassen, sondern, soweit es außen-
und innerpolitischin unserer Kraft steht, versuchen, diese Entwicklungvorwärts zu treiben; außen¬
politischdadurch, daß wir versuchen, überall die Verbindungen wieder herzustellen,die in der Vor¬
kriegszeit bestanden, um uns gegenüberwieder das Vertrauen zu wecken; innerpolitisch vor allem
dadurch, daß die heutige Staatsform, der heutige Staatsgedante gefestigt wird, indem er schon in
den Schulen und den höheren Lehranstalten anders behandelt wird wie bisher (sehr richtig! links.)
Weiter muß aber auch innerhalb der Verwaltung des Landes, der Provinzen, der Kommunen
dieser Staatsgedante sich besser auswirken können, besser gepflegt und gehegt werden als wie bisher.
Ich verweiseda auf den Antrag der U. S. P., der von denjenigen Beamten spricht, die auf dem
Boden der früheren Staatsform stehen, sich aber nach wie vor ruhig das Gehalt der Republik
zahlen lassen (sehr richtig! links.) Wer so stark mit der früheren Staatsform verwachsen ist, daß
er nicht mit gutem Gewissen der heutigen Republik als Beamter dieuen kann, der möge seinen
Abschied nehmen, er soll gehen, (Zuruf Hcmck.)

In diesem Zusammenhangeeinige Worte zum Antrag der U, S. P., namentlichsoweit er
die Kaiscrbilder, Ausschmückungen usw. in den einzelnen Büros u, dergl. betrifft. Diesen Antrag
unterstützenwir. Soweit Regierungsgebiiudein Frage kommen, sind ja schon von verschiedenen
Ministern Anweisungenergangen, die darauf Bezug nahmen, daß derartige monarchistische Bilder
zu entfernenseien. Ich weiß, daß diese Verfügungennicht ohne weiteres auf die Provinzialverwaltung
übertragen. werden müssen, aber wir verlangen, daß auch die Beamten der Provinz angehalten
werden, derartige Symbole aus ihren Büros zu entfernen.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch auf die Seiten 6 und 7 unseres Haushaltsplanes hin¬
weifen. Da heißt es bei den Ausgaben für das Wilhelm-Augusta-Stift: Wilhelm II-Auguste-
Vittoria-Stiftung, Auf Seite 7 heißt es dann hierzu: Zur Erinnerung an das Fest der goldenen
Hochzeit Kaiser Wilhelms I. und Kaiserin Augusta 50 000 Mark. Zu einer Stiftung für die taub¬
stummen Kinder der Rheinprovinz heißt es weiter unten: Zur Erinnerung der silbernenHochzeit
Kaiser Wilhelms II. 10 000 Mark. Es scheint also, als wäre er schon etwas weniger wert gewesen
als Wilhelm I.; denn er hat sich mit 10 000 Mark begnügenmüssen. (Heiterkeit links.) Feiner
heißt es: Zum 25jährigen Regiernngsjubiläum. Heute morgen, als ich die dicken Bücher vor mir
liegen hatte, habe ich einmal nachgeschlagen, wie diese Beschlüsse seinerzeit zustande gekommen sind.
Ich habe die Bücher dann wieder zurückgegeben; ich wollte Sie nicht mit diesen Dingen belästigen;
denn es ist mir geradezu unverständlich,daß man in solch schwulstiger Form von Seiner Majestät
geredet hat. - Ich bin der Auffassung, daß wir alle Ursache hätten, derartige Beschlüsse dahingehend
zu ändern, daß es in unserem Haushaltsplan nicht mehr heißt: Zu Ehren des und des und des,
sondern daß wir die Geldsummenfür die Zwecke ruhig stehen lassen ohne solche und ähnliche Be¬
merkungen, Ich will nicht viele Worte darüber machen,aber stellen Sie sich einmal vor, es würde
meinetwegen nach 2, 3, 4 oder 5 Jahren jemandem, der auf revublilauifchcmBoden steht, einfallen,
einen Antrag zu stellen, daß bei der Hochzeit des Sohnes des ReichspräsidentenGeschenkeim Werte
von 120000 Goldmark bewilligt werden sollten. Dann würden Sie meine Herren (nach rechts)
das tollste Geschrei erheben und sich entschieden ablehnend Verhalten. (Zurufe.) Ich glaube, daß
sich kein Republikaner finden wird, der einen solchen Antrag stellt, es wäre zu bedauern, weun es
geschähe; denn ein solcher Personenkultus ist auf alle Fälle und zn allen Zeiten abzulehnen.
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Noch eine Bemerkung zu der Fixigkeit, mit der unsere Geschäftsordnunguns heute morgen
auf den Tisch des Hauses geflogen ist. (Heiterkeit links.) Ich habe mich nicht nur darüber
gewundert, sondern noch mehr über die Tatsache, daß diese Fixigkeit in einer „königlichen"Hof¬
druckerei möglich war. (Zurufe links, Hcmck: Wieviel Geld hat die Beratung gestern gekostet?)

Meine Damen und Herren! Der Schutz der Republik hängt viel von den Beamten ab,
die für die Republik zu arbeiten haben. Wollen wir die Verwaltung demokratisieren,so müssen
wir vor allem auch demokratische Beamte haben, und da ist es notwendig, die Personalpolitik in
diesem Sinne zu treiben. Der Rheinische Provinzialausschuß wird sich in kürzester Zeit mit der
Besetzung der Stelle des Oberpräsidenten der Nheinprovinz zu befassen haben. Ich möchte darauf
hinweifen, daß meine politischenFreunde auf dem Standpunkte stehen, daß man sich unter den
Parteien verständigen sollte, wenn es sich darum handelt, einen so wichtigen Posten zu besetzen.
Wir sind der Auffassung, daß nicht eine Partei alle leitenden Stellen in einer Provinz besetzen
kann. (Sehr richtig! links.) Wir sind weiter der Meinung, daß bei der Besetzung einer solchen
Stelle die Personalpolitik im gesamtenbesprochen werden muß, um so eine Verständigung über die
einzelnenPosten zu erzielen. Ich darf hinzufügen, daß die sozialdemokratifche Partei, die zweit¬
stärkste Partei der Rheinprovinz, unter allen Umständenverlangt, daß sie in Zukunft bei der Be¬
setzung wichtiger Beamtenstellen in der Rheinprovinz mehr berücksichtigt wird als bisher. (Sehr
richtig! bei den S.) Ich weiß, daß bürgerliche Parteien ebenfalls klagen, aber lange nicht so berechtigt
wie wir. Aus diesen Gründen muß die Persunalpolitik allgemein besprochen werden, damit auch
die Parteien zu ihrem Rechte kommen, die in der monarchistischenZeit überhaupt nicht berücksichtigt
wurden und bisher in der nachmonarchistischen Zeit auch noch sehr stiefmütterlichbehandelt worden
sind. (Zurufe rechts) Sie wissen ganz gut, daß Ihre Anhänger auch in der Nheinprovinz nicht
auf Grund der Zusammensetzungder Bevölkerung, sondern auf Grund der früheren Methoden in
so starkemMaße unter den Beamten vertreten sind, fo daß Sie kein Recht haben, zu kritisieren,
wenn wir ebenfalls einmal das uns Zustehende beanspruchen. Das muß natürlich auch in der
Provinz der Fall sein. Wir haben bisher 2 Landesräte in der Provinzialverwaltung, aber — ich
habe das im Vorjahre bei der Wahl dieser beiden Landesräte schou gesagt — das kann nur ein
kleiner Anfang sein, denn wir haben als sozialdemokratifche Partei und Fraktion das Recht, auf
Grund unserer Stärke und Stellung in der Rheinprouinz und im ganzen Lande mehr zu verlangen,
als uns bisher gegebenworden ist. .

Ich möchte dann auf eine Vorlage aufmerksam machen,die die Provinz uns im Provinzial¬
ausschuß gemacht hat bezüglichder Namen der Beamten, ihrer Stellung und ihres Alters. Da
habe ich festgestellt,daß wir rund 60 Beamte haben, die über 65 Jahre alt sind. (Hört, hört!
links.) Wir sind doch der Ansicht, daß vielleicht der eine oder andere noch darunter ist, der der
Verwaltung seine Dienste leisten kann. Im großen und ganzen aber können die über 65 Jahre
alten Beamten sich nach und nach pensionierenlassen. Erstens werden ja die Penfionsbezüge mit
jeder Gehaltsänderung ebenfalls erhöht. Zweitens sind nach meinem Dafürhalten in manchenVer¬
waltungsstellengenug oder gar zu viele Beamte, so daß wir die alten entbehren können; und wo
wir ueue Veamle notwendighaben, schadet es durchaus nichts, wenn neues Blut in die Verwaltung
hineinkommtoder aber, wenn Beamte von unten herauf nachrücken.Außerdem sind aber auch eine
Anzahl Beamte unter 65 Jahren da, denen wir ebenfalls nicht nachzutrauern brauchten, weun sie
ihren Abschied nehmen würden, (Sehr richtig! links.) Ganz besonderssind mir in der letzten Zeit
Klagen über die Landesveisicherungsanstaltzugegangen. (Zustimmung links.) Einmal sollen dort
Beamte sein, die so viel Nebenbeschäftigunghaben, daß sie sich um die Geschäfteder Landesver-
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sicherungsanstaltsehr wenig bekümmernkönnen; weiter sollen dort Beamte sein, die ihre Arbeit in
einem solchen Geiste leisten, daß sie sehr gut verschwinden konnten. Mit einem dieser Herren habe
ich mich schon in einem früheren Provinziallandtage eingehend befaßt. Es war im Zusammenhang
mit einer anderen Institution des Provinziallandtages; damals haben wir gesehen, daß der Herr
nachträglichverschwunden ist und einem anderen Platz gemacht hat. Aber aus der Landesversiche-
rungsanstalt kommen nunmehr dieselben Klagen und im selben Maße, Es ist das ein Herr, der
mir am 29, November, als ich mich für einen Arbeiter verwandte, der seine Dienstjahre nicht richtig
angerechnetbekommen hatte, in einem Briese am Schluß schrieb: „Im übrigen handelt es sich um
eine Heilstätte der Landesversicherungsanstalt,für welche die Provinzialverwaltung nicht zuständig
ist." Meine Damen und Herren! Das heißt also: mir als Pruvinziallandtagsabgeordnetenoder
Ausschuhmitgliedist er nicht verpflichtet,Auskunft zu geben, weil wir nicht zuständigsind. Da wir
über sein Gehalt nach dem Haushaltsplan zuständig sind, hätte ich zum mindesten erwartet, daß er einem
Abgeordnetenund Ausschußmitgliedeeine solche Antwort nicht gegeben hätte. (Sehr richtig! links.)
Von demselben Herrn sind mir auch Klagen darüber zugegangen, daß er eine große Anzahl von
Heilverfahren, die die Vertrauensärzte der Landesversicherungsanstaltbefürworten und beantragen,
schlankweg abgelehnt hat, weil sie nach feiner Meinung nicht notwendig wären. Ich bin der Mei¬
nung, daß ein Landcsrat und Jurist nicht ablehnenkann, wenn die gutachtlichen Aerzte sich geäußert
haben, daß es dringend notwendig sei, ein Heilverfahren einzuleiten. Wir wissen ja alle, was bei
der Lungentuberkulose auf dem Spiele steht, in welch eminentem Maße sie sich in den letzten Jahren
verbreitet hat; und da sollte man besonders bei der Landesversicherungsanstaltnicht mit Bewilli¬
gungen kargen. Solche rigorosen Ablehnungen sollte man nicht vornehmen, sondern in weitestem
Matze loyal vorgehen und alles das tun> was man finanziell überhaupt leisten kann.

Ich komme dann zu dem Gebiete der Wohnungsnot und des Wohnungsbaues, worüber
ja zwei Vorlagen vorliegen. Die eine verlangt von uns, die Beteiligungssummedes Provinzial-
verbandeö an der RheinischenWohnungsfürsorgevon 1 Million auf 3 Millionen zu erhöhen; die
andere verlangt die Bewilligung eines Betrages von 10 600 000 Mark zu Wohnungen für unsere
Beamten und Angestellten. Ich darf in diesem Zusammenhang wohl darauf hinweisen, daß wir
auch im Provinzialausschuß eine Vorlage bekommen haben, die wir im letzten Landtage auf unseren
Antrag hin beschlossen haben, nämlich: wieviele Neamtenwohmmgenvorhandensind, wieviele Personen
sie bewohnen und wieviele Räume bewohnt werden. In dieser Vorlage wird gezeigt, daß Wohnungs¬
bau, wie er in diefer Vorlage vorgesehenwird, notwendig ist. Im übrigen aber wird in der
Vorlage durch die Anzahl der Räume, die die einzelnenBeamten bewohnen,klipp und klar gezeigt,
daß wir in puncto Wohnuugsrationierung viel schärfer vorgehen müssen als bisher (sehr richtig! links.)
Wir könnten, wenn man sich ein klein wenig fügte und zufammenrückte, wie das in der heutigen
Zeit notwendigist, manche Wohnung für einen Angestellten und Beamten frei machen (sehr gut! links.)
Ich will Ihnen nur einige Zahlen vorlesen. In der Vorlage stehen 8 Wohnungen für
Bonn. In dem Nachweis über die bisherigen Wohnungen sind in Bonn 2 Personen,
die 7 Zimmer bewohnen, 5 Personen, die 12 Zimmer bewohnen, 6 Personen die 10
und nochmals 6, die wieder 10 Zimmer bewohnen. In Iohannistal werden
3 Wohnungen verlangt, dort haben wir 8 Personen, die 13 Räume bewohnen, eine
Familie von 3 Personen bewohnt 9 Räume, 4 Personen 10 Räume, 2 Personen
9 Raume. Das letztere ist die Wohnung des Geistlichen. Ich kenne den Geistlichen
nicht, bin aber, ich möchte fast fngen, überzeugt, daß, wenn man mit dem Manne
vernünftig sprechen würde, er bestimmt auch noch einen Unverheirateten, oder einen,
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der leine Kinder hat, in seinem Hause dulden würde. Vei etwas gutem Willen muß
derartiges möglich sein. In Euskirchen, wo 2 Wohnungen verlangt werden, haben
wir 5 Personen in 11 Räumen, 4 Personen in 8 Räumen, 3 Personen in 7 Räumen;
dasselbe ist in Düren der Fall, 4 Personen 9 Räume, 2 Personen 6 Räume, in
anderen Anstalten ist das Bild zum Teil noch krasser, Brauweiler: 2 Personen
10 Räume, 5 Personen 11 Räume, 5 Personen 11 Räume, 2 Personen 9 Räume,
2 Personen 8 Räume, alles Beamteuwohnungen in einer Anstalt. Auf der anderen
Seite aber haben wir demgegenüber auch eine Anzahl Wohnungen, wo 9, 10 Personen
in 4, 5 Räumen zusammengepfercht sind, (Hört, hört, links.) Ich habe hier einen
Brief von gestern, der sich zum Teil auch auf die Wohnungsfrage bezieht. Da wird
folgendes gesagt:

„Ein Pfleger bewohnt in einem Anstaltshause 2 Dachzimmer mit 5 Personen,
die ihm ein Kollege abgetreten hat. Außer diesen beiden wohnt noch ein Pfleger
in diesem Hause mit 4 Personen und dieser hat mit der Küche 4 Zimmer zur Ver¬
fügung. Nun stellt die Provinzialverwaltung das Ansinnen an den letzteren, ein
Zimmer abzutreten, sodaß ihm noch 3 Zimmer mit der Küche verblieben und das
für 4 Personen. Seine beiden Kinder sind aber tuberkulös und verschiedenen
Geschlechtes. Das ist also eiue starke Zumutung, die der Kollege natürlich auch
abgelehnt hat". Man sieht also hier meine Damen und Herren, daß die Provinzialverwaltung
wohl Wohnungen rationieren möchte, aber nach meinem Dafürhalten an der verkehrten Stelle.
(Zuruf Hauck: Es ist ja kein Geistlicher.) Sie will bei den unteren Beamten, bei den Pflegern
und Angestelltendie Leute zufammenquetschenbis auf's äußerste und wendet sich meiner Ansicht
nach nicht an diejenigen, ja wagt es vielleicht gar nicht, an die oberen und obersten Beamten
heranzugehen. Das können wir nicht gutheißen. Wir müssenverlangen, daß die, die die größeren
Wohnungen zur Verfügung haben, ebenfalls im Interesse der Provinz zusammenrückenund sich
fein fügen, wie die andern sich eben auch fügen muffen. (Bravo! links.)

Ich möchte anschließenddaran einiges über die Einnahmen aus den Sachbezügen der
Beamten sagen. Ich habe im vergangenenJahre bereits auf die große Anzahl von Obstbäumen,
die die Beamten und namentlich die oberen Beamten in ihren Gärten haben, hingewiesenund
hatte eine Vorlage verlangt, wieviel Bäume in den einzelnen Gärten und insgesamt vorhanden
sind. Die Verwaltung ist diesem Verlangen nachgekommen und hat die Vorlage dem Provinzial-
nusschnßgemacht. Und da ergibt sich, daß in unseren Anstalten von 500 Beamten nnd
Angestellten 288 - 10 und mehr Obstbäume haben, 21 Beamte, und dies sind alles
Oberbeamte, haben über je 50 Obstbäume bis zu 154 Obstbäumen, (Hört! Hört! links.)
Ja, 154 Bäume ein Einzelner, Ich behaupte, und das habe ich im vorigen Jahre auch schon
gesagt: Wir haben Oberbeamte, die beziehen aus dem Obst, das sie ziehen, fast genau
soviel oder unter Umstanden noch mehr, als ihr ganzes Gehalt ausmacht. (Zuruf
links: Ja, bedeutendmehr.) Das sind Zustände, die können wir nicht dulden, und wir haben vom
Landeshanptmann verlangt, daß unter allen Umstanden Abhilfe gefchafft wird. Er hat gesagt, .es
müsse sich zuerst an die Betriebsräte und die Beamtenansschüssegewandt werden, um vor allen
Dingen einen anderen Modus zu finden, um erstens die Einnahmen für die Provinz zu steigern
und die Gewinne aus dem Obst nicht immer nur einem Beamten zugute kommen zu lassen, sondern
jeweils der ganzen Anstalt. Das ist unbedingt notwendig.

Dann noch einiges über die Hausordnungen. Wir haben vor langer, langer Zeit eine
besondere Kommissiongewählt und haben ja auch bereits eine Vorlage bekommen über die Haus-
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ordnung des Frauenarbeitsheims in Freimersdorf. Diese Hausordnung ist die erste, die die
Kommissionausgearbeitet hat, Sie entspricht nicht in allen Punkten den Wünschenmeiner Freunde,
Aber gegenüber den früheren Hausordnungen ist sie doch ein gewaltiger Fortschritt, und wir
wünschen, daß diese Kommission,die eingesetzt worden ist für die Bearbeitung aller Hausordnungen,
nunmehr nicht Schluß macht, sondern möglichst schnell die sämtlichen früheren Hausordnungen unter
die Lupe nimmt. Die Hausordnungen sind so rückständigund stammen aus einer so alten Zeit,
daß sie heute nicht mehr in die Anstalten hineinpassen. Des weiteren wünschen wir entweder eine
Kommission des Provinzialausschusses oder aber des Provinziallandtages — das werden meine
Freunde sich noch überlegen in den Fachkommissionen,die morgen tagen — zur Revison der
Büchereien in unsern Anstalten und der Büchereiordnungen. Bei der Bearbeitung der
Hausordnung sind wir nämlich auf die Büchereiordnunggestoßen, und ich kann sagen, daß ich da
ebenfalls vieles nicht begreifen kann. Ich erinnere erstens daran, wie diese Bücher ausgesuchtund
zusammengestelltsind — den Inhalt derselbenkenne ich natürlich nicht und ich habe nicht nach¬
prüfen können — ich bin aber überzeugt, daß sie sehr sorgfältig unter dem Gesichtspunkteder
alten Zeit und gleichfalls nach der konfessionellen und weltanschaulichenRichtung hin ausgesucht
sind. Aber trotzdem darf der Anstaltsinsassesich nun nicht etwa ein z-beliebigesBuch wählen
oder aussuchen,auch nicht der Erwachsene,sondern das Buch wird ihm ausgesucht von dem
betreffenden Büchereimann, der die Bücher ausgibt. Ich glaube, das ist entschieden zu
weit gegangen, wo doch die ganze Bibliothek 7 mal gesiebt ist, ja man kann wohl sagen, jedes
einzelne Buch. Da muß jeder Anstaltsinsasseauch jedes Buch vertragen können, ohne daß es ihm
Schaden tun würde. Wir verlangen, daß eine Kommission eingesetztwird, die die Bücherei¬
ordnungen und die Bücher einmal einer eingehendenRevision unterzieht.

Nun, meine Damen und Herren, noch einiges zu den Anträgen der U. S, P. Der
Antrag 2 behandelt das Obst und die Obstbäume an den Provinziallandstraßcn. Meine Freunde
werden zu diesem Antrag Stellung nehmen im Fachausschuß. Ich möchte aber doch bei dieser
Gelegenheit mich mit einigen Worten über die Erträgnisse aussprechen. Die Summe für die
Erträgnisse, die wir an den Provinziallandstraßen erzielen, ist im Haushaltsplan von 500 000 auf
800000 Mark erhöht worden. In dem Bericht des Provinzialausschussesheißt es, daß wir
208 805 Obstbäumehaben. Wenn Sie nun, meine Damen und Herren, die 800 000 Mark teilen
durch die Anzahl der Obstbäume, dann kommt sage und schreibe auf den einzelnen Obstbaum
3,75 Mark. (Heiterkeit im Hause.) In der Gegend, wo ich zu Hause bin, oder überhaupt in
der früheren Zeit wurden die Obstbäume in der Regel überhaupt nicht verpachtet,oder für 50 Pf.
10 Kirschbäume. Ich weiß auch, wieviel da geklaut worden ist von der Schuljugend. Das ist
mir genau bekannt. Aber das eine steht doch fest, bei den heutigen Obstpreisen, meine Damen
und Herren, müßte es doch möglich sein, aus den Straßenbäumen entsprechend der Verteuerung
mehr erzielen zu können als 3,75 Mark für den Baum. Wenn die Stmßenwiirter ein klein wenig
aufpassen und die Bäume alle versteigertwerden, so ist ganz bestimmt mehr zu erzielen. Es wird
auch da die Kritik des vergangenen Jahres etwas geholfenhaben, aber ich wünsche doch dringend,
daß noch mehr getan wird in dieser Frage.

Im Antrag 3 der Unabhängigen Fraktion wird gesagt, daß Arbeitskianke in den Heil-
und Pflegeanstalten dieselbe Verpflegung haben sollen wie die übrigen Arbeiter in den Heil- und
Pflegeanstalten. Wir können uns dem nur anschließen. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß der
Kranke, der arbeitet, auch eine bessere Verpflegung haben soll als derjenige, der nicht arbeiten kann
oder will. Das würde den Leuten viel besser sein, als ihnen den sehr, sehr kargen Lohn zu zahlen.

13
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Ich habe mir von Leuten sagen lassen, die es wissen müssen, daß diese arbeitendenKranken in den
Heil- und Pflegeanstalten sage und schreibe 8 bis 18 Pfennig pro Tag bekommen. Es ist bei
den Heil und Pflegeanstalten im Etat eingesetzt worden eine Summe von 1906 200,— Mark für
Erheiterung und Arbeitslöhne der Kranken. Von der Erheiterung der Kranken weiß man aber in
den Heil- uud Pflegeanstalten nichts. Von dem Lohn weiß man das, was ich Ihnen eben gesagt
habe, nämlich 8 bis 18 Pfennig pro Tag. Aus diesen Gründen halte ich es schon für berechtigt,
daß das, was in dem Antrag der UnabhängigenFraktion verlaugt wird, durchgeführtwird, denn es
ist meiner Ansicht nach die beste Lösung, und jedenfalls ist es auch das richtigste,weil ich größeren
Wert auf bessere Verpflegung lege als auf die wenigen Pfennige an Lohn. Nun habe ich noch
einige Worte zu den verschiedenen Tischklassen. Es ist eine Vorlage gemachtworden, die 3 Tisch¬
klassen, die bisher bestanden, beizubehalten. Dabei steht aber fest, daß noch nicht einmal V4V0
von den Pfleglingen und dem Personal an der 1. Tischklasse teilnimmt. An der 2. Tischklasse
sind, wenn ich nicht irre, 4»/« der Insassen und Personal beteiligt, und trotz alledem verlangt
die Piovinzialverwaltung, die Mehrheit des Provinzialausschusses, daß diese 3 Tischklasse« bei¬
behalten werden. Ich möchte wünschen,daß auch diese Frage in der Fachkommissionnochmals
besprochen wird.

In dem Antrag 5 der Unabhängigen Partei wird eine Frage behandelt, die ich meiner¬
seits auch früher schon einmal besprochen habe und ich verlangte, daß nicht allein die Mitglieder
der Kommissionenund die Mitglieder des ProvinzialausschussesLegitimationskarteu bekommen,
sondern alle Abgeordneten, und auch alle Abgeordnetendas Recht haben, die Anstalten zu besich¬
tigen. (Zuruf Hcmck:Sie haben ja aber doch das Recht.) Ja, aber es geben doch allerhand
Schwierigkeiten, wenn sie auch das Recht haben, die Anstalten zu besuchen. Die Schwierigkeiten
bestehen darin, daß sich der Abgeordnete nicht legitimieren kann. Der betreffendeDirektor sagt
mit Recht: Wer sind Sie? Nun weist man nach, daß man der und der ist; damit weiß aber
der Direktor noch lange nicht, und mau kann es ihm auch nicht beweisen, daß man Abgeordneter
der Provinz ist. Eine solche Legitimation hatte ich schon vor I V2 Jahren beantragt, uud ich
weiß nicht, warum man dem Antrag nicht stattgegebenhat.

Nun noch einiges für den Dezernenten für die Unfallrente!!, Die Renten der Berufs-
genossenschaften sind wesentlicherhöht worden mit sogenannten Teuerungszulagen, und bei diesem
Beschlußim Reichstag ist ausdrücklichgesagt worden, daß die Renten auch in den landwirtschaft¬
lichen Berufsgenofsenschaftennachgeprüft werden sollten, ob auch die Bedürftigkeit vorhanden ist.
Es heißt nämlich im Reichsarbeitsblatt: Es darf nicht außer acht gelassen werden, daß gegen Unfall
nicht nur Arbeitnehmer zu versichernsind, sondern auch in weitestem Maße die Unternehmer ver¬
pflichtet sind, für die Versicherungzu sorgen. Das ist vor allen Dingen in der Landwirtschaftder
Fall. Dort hatte es bereits starke Verärgerung hervorgernfen, daß hie bisherigen Zulagen ohne
Unterschiedauch landwirtschaftlichenUnternehmern gegeben werden mußten, die infolge der eigenen
Erzeugung der hauptsächlichsten Lebensmittel und infolge der gewaltigen Preiserhöhung für alle
landwirtschaftlichenErzeugnissenicht nur nicht bedürftig, sondern weitaus besser gestellt sind als
andere Teile der Bevölkerung. Und deshalb verlangen die Regierung und der Reichstag, daß da
eine Nachprüfung auch der Renten unter 50 °/« allgemeinstattfindenmüsse. Die Renten über 50 °/°
müssen allgemein nachgeprüft werben, aber es soll bei der Landwirtschaft auch eine Nachprüfung
der Renten unter 50"/« vorgenommenwerden, um festzustellen, ob Bedürftigkeit vorhanden ist. Ich
möchte an den Herrn Landesrat, der diese Angelegenheitenbearbeitet, die Frage richten, wie weit
man mit dieser Prüfung bei der landwirtschaftlichenVerufsgenossenschaftder Rheinprovinz vor¬
geschritten ist?
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Meine Damen und Herren! Nur noch ganz wenige Worte zu den Rednern, die bisher
hier gesprochen haben. Der Herr Kollege Schäfer hat vor allen Dingen auf die Ruhegeld-Bestim¬
mungen der Arbeiter und Angestellten hingewiesen und hat gemeint, es müsse verlangt werden, daß
die Arbeiter genau wie die Beamten einen Rechtsanspruchauf das Ruhegeld bekämen. Es ist auch
meiner Meinung nach — und in der Kölner Verwaltung haben wir das schon längst durchgefühlt—
das Richtige. Ich möchte aber darüber hinausgehen und sagen: Wir haben die Verpflichtung,
denen, die nicht wie die Beamten einen gesetzlichen Anspruchauf Ruhegeld haben, ein Recht auf die
Ruhegehalts-Bestimmungeneinzuräumen. Und aus diesen Gründen habe ich im Provinzialausschuß
schon mehrmals verlangt, daß uns die Bestimmungenzugänglich gemacht werden, um sie im gesamten
nachzuprüfen. Das ist mir auch versprochen worden, und es sollen nunmehr in der kürzesten Zeit
uns die Satzungen für die Arbeiter und Angestelltenzugehen. Dann werden meine Freunde zu
der Neugestaltung Stellung nehmen können. Der Herr Kollege Schäfer hat aber auch von der
Unterstützungder Beamten gesprochen und hat bedauert, daß dem Landeshauptmann im Etat dafür
so wenig Mittel zur Verfügung stehen. Auch ich bin der Meinung, daß die Summe, die ihm zur
Verfügung steht, sehr gering ist. Aber ich möchte doch nicht so weit gehen wie Herr Kollege
Schäfer, der ja die Unterstützungsangelegenheitenausdehnen will — wenn ich es ganz drastisch
sagen soll — von der Geburt bis zum Grabe,' d. h. bei der Geburt, bei der Kommunion und
Konfirmation, bei der Verlobung, der Verheiratung usw. Das möchte ich nicht. Ich bin der
Meinung, man muß Unterstützungenauf die größten und schlimmsten Notfälle beschränken (Sehr
richtig! bei der U. S. P.), und diese Notfälle muffen meiner Ansicht nach — und so werden die
Dinge bei uns in Köln bei den Arbeitern gehandhabt — sich auf die Fälle beschränken, wo durch
Krankheiten in der Familie u. dergl. krasse Not entsteht (Zuruf Hauck: Da werden Essener
Verhältnisse geschildert! Weitere unverständlicheZurufe links.) Da greifen wir ein. Aber wir
können doch nicht bei den anderen flühlichen oder nichtfröhlichenEreignissen mit Unterstützungen
kommen. Meine Parteifreunde sind zu jeder Zeit und überall bereit, für gute, anständigeGehälter
einzutreten; diese Gehälter müssen so sein, daß der Mensch auch für solche Fälle, die ihm im Leben
passieren, meinetwegenwo ein Kind Verlobung feiert oder Hochzeitmacht, daß er dafür Vorsorge
treffen kann, oder aber es müssen sich die zwei, die zusammenkommen,mit den eigenenHänden
kratzen, wie man im Volksmund sagt. In solchen Fällen kann man nicht mit Unterstützungen
helfen. Meine Damen und Herren! Der Herr Landeshauptmann hat darauf hingewiesen, daß die
Löhne und Gehälter sich sehr gegenüberdem Friedensstande gesteigert hätten und jetzt das Iwanzig-
fache betrügen. Das sind meines Erachten« Zahlen, die sehr, sehr bedenklich sind. 6 Millionen
waren es glaube ich 1913 und 119 Millionen sind es 1922 im Etat. Dabei ist noch nicht be¬
rücksichtigt, daß die Zahl der Beamten und Angestelltensich nach der Kriegszeit vermehrt hat, und
trotzdem macht die jetzt eingestellteSumme für Gehälter und Löhne nur das Zwanzigfache des
Friedensstandes aus. Das sind bedenkliche Zahlen deshalb, weil jeder von uns weiß, daß man
rund mit einer fünfzigfachen Steigerung der Unterhaltungskosteneiner Familie rechnen muß, (Zurufe
links: Nein, noch mehr, das Achtzigfache.) Ich bin sehr vorsichtigund benutze die Zahlen der
Statistik, die zeigen bisher das Achtunduierzig-bis Fünfzigfachefür eine vielköpfige Familie. Der
Herr Landeshauptmann hat dann weiter darauf hingewiesen,daß im letzten Jahre Lohn und
Gehälter sich um 129 °/o steigerten. Ich bin der Ansicht, daß auch diese Steigerung sehr minimal
ist, wenn man die Teuerungswellebetrachtet, die eingesetzt hat im OktobervergangenenJahres und
dann immer schneller und schneller eine der andern gefolgt ist. Er hat weiter darauf hingewiesen,
daß die Zahl der Pfleger sich eiheblichvermehrt hätte; früher in Friedenszeiten sei auf ? Kranke

13*
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1 Pfleger gekommen, heute aber komme schon ans 5 Kranke 1 Pfleger. Dabei ist doch zu berück'
sichtigen,daß unsere Heil- und Pflegeanstalten meistens lange nicht mehr so stark belegt sind wie
im Frieden. Man hat sich sogar mit dem Gedanken getragen, so sagte der Herr Landeshauptmann,
eine Heil- und Pflegeanstalt zu schließen. Aus allen diesen Gründen herans könnte ich mir vor«
stellen, daß eine stärkere Belegung mit Krankenbei demselben Pflegepersonalmöglich ist, und dadurch
würden dann mindestens 6 Kranke auf 1 Pfleger kommen und nicht mehr 5 (Zuruf Hauck: Das
hängt aber alles mit der verkürzten Arbeitszeit zusammen!), und das Weniger, das dann noch
bleibt, wird zurückzuführen sein auf die Verkürzungder Arbeitszeit. Es ist von den beiden Rednern,
die bisher zum Etat gesprochen haben, auf die großen Geldunterschiede hingewiesenworden. Auch
dazu möchte ich noch eine Bemerkung machen. Wir haben im Friedensctat — die Zahl habe ich
im vergangenenJahre schon angeführt — 39 Millionen Mark stehen, heute haben wir hier 750
Millionen Mark stehen. Das ist wiederum genau wie bei den Gehältern und Löhnen, nämlich das
Neunzehn- bis Zwanzigfache. BedenkenSie aber doch: Diese 39 Millionen Mark waren Gold¬
werte. Dann kann doch heute kein Mensch sagen, daß sich die Ausgaben ins Uferlose gesteigert
hätten (Sehr richtig! links), sondern es geht aus diesen Zahlen mit aller Deutlichkeithervor, daß
man tatsächlich sehr sparsam gewirtschaftethat und alles Mögliche, soweit es eben ging, zusammen»
drängte. Denn sonst müßten wir ja — die Mark ist heute nur ein Achtzigstelvon der Friedens¬
mark mehr wert — über 3000 Millionen im Etat haben. Aus diesem Grunde bin ich der Mei¬
nung, die Zahlen können uns gar nicht erschrecken, trotzdem sie groß vorkommen,in der heutigen
Zeit müssen wir damit rechnen. Wir werden in der Zukunft allem Anfchein nach noch mit andern
Zahlen rechnen müssen, denn wir sind ja auf einem Standpunkt angelangt, wie wir ihn bisher
noch nicht gekannt haben. Bei den heutigen Verhältnissen, politisch wie wirtschaftlich,ist in der
Provinzilllverwaltung, im Provinz- oder Staatsparlament sowie auch im Reichsparlament meiner
Auffassung nach notwendiger denn je ein gutes Zusammenarbeiten der einzelnen Parteien, Da
sollten, trotzdem die politische Atmosphäre so vergiftet ist, ja gerade in den letzten Monaten fo stark
vergiftet worden ist, alle diejenigen,die willens sind, mitzuhelfenam Wiederaufbau unseres Vater¬
landes, damit es nicht ganz zugrunde gerichtet wird, trotz aller politischen Meinungsverschiedenheiten
in Formen miteinander verkehren,die es möglich machen, ein gutes Stück Weges gemeinsamzu
gehen. (Sehr richtig! links und im Zentrum.) Das ist das Dringendste und Notwendigste,was
wir haben. Das bedeutet aber, daß diejenigen, die bisher das scharf abgelehnt haben, und das
sind in beiden Fällen die äußersten Flügelparteien, ob man nun nach links sieht oder rechts, daß
die in allererster Linie Einkehr halten und abrücken von denjenigen Elementen, die Deutschland,
außer dem Friedensvertrag von Versailles, totsicher ins Unglück stürzen. (Sehr richtig! im Zentrum,)
Sie müssen davon abrückenund endlich einen Trennungsstrich ziehen und sagen: bis hierher und
nicht mehr weiter. Nur in gemeinsamerArbeit liegt der Aufstieg, und dazu gehört vor allen
Dingen eine demokratische Grundlage und demokratische Grundsätze. Die Mitarbeit aller, ob hoch
oder niedrig, ist notwendig. In unserer Provinz, in unsern Anstalten, in unserer ganzen Verwal¬
tung sollen vor allen Dingen mich die Betriebsräte und Arbeiterräte, die Beamtenausschüsseund
alle diejenigen, die mitarbeiten wollen, zu dieser Mitarbeit herangezogenwerden. Nur dann ist
es meiner Meinung nach möglich, uns und damit unser ganzes Vaterland vor dem Untergang zu
retten. (Bravo-Rufe und Beifall links.)

Vorsitzender OberbürgermeisterDr. Zaires: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und Herren! Der Vertreter der Staats-

regierung hat bei Beginn der heutigen Tagung gesprochendie Worte von dem Boden der
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Tatsachen, und das ist auch so das zwangläufigeWort geworden,das in diesen Kreisen, auch hier
im Hause, so gang und gäbe ist, auf dem Boden der Tatsachen zu stehen. Es ist heute zum
ersten Male von dem Vertreter der Provinzialverwaltung das Wort Republik in den Mund
genommen worden. Der Herr Landeshauptmann hat mit diesem Worte seine Ausführungen
geschlossen. Zum ersten Male weht die Reichsflagge auf diesem Hause, in dem leider noch
monarchistische Bilder hängen und wo leider am Eingang das im vorigen Jahre beschlossene
Denkmal — es ist ein Denkstein in reliefartiger Form — für die Opfer des Krieges,
soweit es sich um Prouinzialbeamte handelt, ein Kranz ziert mit einen» Stahlhelm, dem
Symbol der Mörderzentrale, der monarchistischen Mörderzentrale. (Pfui-Rufe rechts.) Es ist
traurig und diese Pfui-Rufe unterstreichenwir, daß in dieser Form ein solches Symbol dorthin
gestellt worden ist. Meine Damen und Herren, dieser Stahlhelm, dieses Symbol der Monarchisten
ist es, das Deutschland iu den Abgrund getrieben hat. Es ist von meinem Herrn Vorredner auf
die Ermordung des ReichsaußenministersRathencm bereits hingewiesen worden. Es ist hingewiesen
wurden auf die Folgen, nnd es muß schon gesagt weiden, gerade im Hinblick auf den Etat der
Provinzialverwaltung, daß es die deutfchnationalenMurdbuben geweseu sind, die auch die deutsche
Mark abgeknallt haben. Und wir wissen ja, daß der ReichsverderberHelfferich, der doch als einer
derjenigen in Betracht kommt, der mitschuldigist an diesem Mord an Rathenau und an dieser
Mordatmosphäre, daß der ja als Finanzminister während des Krieges die ganze deutsche Finanz-
Wirtschaft auf die schiefe Ebene gebrachthat. (Sehr gut! bei den Unabhängigen.) Und ans diesen
Gründen heraus hat man auf der schiefen Ebene immer weiter gewurstelt und es ist der Zustand
eingetreten, vor dem selbst dem Herrn Landeshauptmann bangt, der da sagt: Wenn wir auf
diesem Wege weiter fortwursteln, dann kommen wir in die Katastrophe. Gerade die rechte Seite
dieses Hanses ist auch mitschuldig, heuchelt jetzt Ermahnung zur ruhigen Beurteilung der Sach¬
lage, dabei hat man eben aus ihrer Politik heraus die deutschenVerhältnisse derartig auf den
Hund gebracht, und deswegenist es mehr denn je notwendig, daß der Schutz der Republik herbei¬
geführt wird. Wir verlangen, daß hier Maßnahmen ergriffen werden, die nicht etwa lax gehand¬
habt werden, sondern in voller Form durchgeführt werden, damit es nicht geht, wie nach dem
Erzbergermord, daß wir dann nochmals neue Mordopfer durch die Monarchisten in der Republik
erhalten. Jedenfalls wissen wir, daß bereits die Zahl von 400 Opfern der Republik, der Hin-
mordung von fühlenden Persönlichkeitender Republik, überschrittenist, gefalle» durch die Mürder-
zentralen der Monarchisten und der deutschvölkischenElemente, die nun doch jetzt wohl bald endlich
gründlich ausgelüftet werden müßten. Wir sind doch soweit, daß bereits in der' Rheinpruvinz,
außer in München leider auch in Elberfeld eine solche Mörderzentrale aufgedeckt worden ist (Zuruf
links: Da lachen die Deutschnationalen!), die für die Rhcinprovinz gegründet ist. Also in dieser
Weise liegen die Dinge schon. Aber nicht nur das! Weil eben die heutige Gesellschaftsordnung
die Verhältnisse der Finanzwirtschaft aus jeder politischen und wirtschaftlichenSituation heraus
für sich ausschlachtet,das ergibt sich auch aus der Tatsache, daß selbst die Banken die Verhältnisse,
die durch die Mißwirtschaft entstandensind, ausgenutzthaben, und daß selbst die Banken es gewesen
sind, die auch immer mehr darauf hinarbeiten, um aus der ganzen Situation für sich immer wieder
neuen Prosit herauszuholen, die DeutscheBank mit an der Spitze. Demgegenüberist doch erfreu¬
licherweise die Tatsache festzustellen, daß es die republikanische und proletarische BevölkerungDeutsch¬
lands gewesen ist, die durch gemeinsame Demonstrationenin der gesamten Welt endlich dem deutschen
Namen wieder die Ehre und den Kredit gab, der durch den Rathenau-Mord so bedauerlichin
Mißkredit geraten war. (Lachen rechts.) Daß Sie auf der rechten Seite darüber lachen (erneutes
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Lachen rechts), bestätigtnur die Richtigkeit meiner Behauptung; und Herr Krawinkel von Gummersbach,
in Ihren Kreisen sitzen auch noch so viele Monarchisten, die demnächst einmal ausgesäubert werden
müssen. Jedenfalls kennen Sie die Dinge doch auch und es ist viel besser, wenn Sie nicht darüber
lachen, sondern die Sache höchst ernst nehmen; denn für das deutsche Volk ist diese Situation, die
ja durch Sie geschaffenworden ist, sehr ernst zu nehmen, (Zuruf rechts: Ueber Sie kann ich lachen.)
Gewiß, Sie gehören auch zu denen, die sich auf den „Boden der Tatsachen" stellen und nicht auf
den Boden der Republik. Weil Sie Monarchist sind, bekämpfen Sie die heutige Staatsform und
sind als Schädling der heutigen Staatsform anzusehen. Weiter muß ich hier zum Ausdruck
bringen, daß auch die Landwirtschaft, die Riesengewinneeingeheimst hat, nicht unschuldig ist. Das
Interesse des Landwirts ist, wie ein englischerNationalökonom einmal gesagt hat, immer den
Interessen jeder anderen Gesellschaftsklasse entgegengesetzt.Seine Lage ist nie so glänzend, wie
wenn die Nahrungsmittel knapp und teuer sind, während alle anderen MenschenVorteil davon
haben, Nahrungsmittel billig zu bekommen. Wir wissen ja, wie die deutschen Landwirte und
Agrarier in letzter Zeit die Vorteile der deutschen Landwirtschaftausgenutzt haben. (Sehr richtig!
links.) Sie entblöden sich auch nicht, mit den Preisen über den Weltmarktpreis hinauszugehen.
Wir wissen ja, daß der Präsident der Reichsgetreidestellenoch am 24. März d. I. in einer
Reichskonferenzerklärte: Wenn ich mir heute ausrechne, daß der Durchschnittspreis für Getreide
14 Gulden ist, und wenn ich zu 118 Gulden umrechne,komme ich allerdings dazu, daß der Preis
für Weizen heute im Inland teurer ist als im Ausland; ich komme auf 16 240 Mark. Gestern
ist an der Berliner Börse 16 400 Mark notiert worden, wobei unberücksichtigt bleibt, daß das
Auslandsgetreide doch etwas mehr wert ist als das Inlandsgetreide. (Zuruf: Und das Umlage-
getreide?) Das Getreide, das alfo bei 2300 Mark noch einen Gewinn abwarf, wurde zu 16 400
Mark verkauft, also mit einem Mehrgewinn von etwa 14 000 Mark, Damit ist das gesagt, was der
Präsident der Reichsgetreidestelle feststellt. Nun muß man wissen, daß vor dem Kriege ein Gewinn
von 30 Mark für den Landwirt als reichlich galt. Daraus könne« Sie ersehen, wie es mit der
Landwirtschaftgestellt ist. Aber die Landwirtfchaft kann ja noch mehr, sie gehört ja zu derjenigen
Gesellschaft, die sich nicht nur genossenschaftlichusw, zusammentut und ihre Dinge möglichst organi¬
satorisch auch in der Gesetzgebungerfaßt und alles ausnützt, aus der Not des Volkes für sich
Prosit herausschindet;sie tut noch mehr: Sie bringt das ganze Wirtschaftslebenin den Städten, in
der Industrie zum Stillstand. (Zuruf: Die Gewerkschaften!)Nein, nicht durch die Gewerkschaften.
Diese müssen zur Notwehr greifen, um die nackte Lebensexistenz der Arbeiter, die Sie untergraben,
aufrecht zu erhalten. (Zuruf links: Zwanzigfacher Millionär!) Die Landwirte sind es, die in
dem Moment, wo aus steuertechnischen Gründen die Regierung dazu überging, das Bankgeheimnis
aufzuheben,kein Geld mehr zur Bank bringen oder nur in verschwindendemMaße. (Lachen rechts.)
Sie lassen all ihr Gold und Silber und ihre guten Papiere schön bei sich zu Hause oder sonstwo.
Auf alle Fälle geben Sie es nicht in die Banken, lassen es nicht arbeiten. In der Industrie, im
Wirtschaftslebenund in großen Betrieben gibt es heute schon welche, die in Anbetracht der großen
Geldentwertung kein genügendesBetriebskapital haben, weil der Bauer alles entzieht, für sich zu
bereichern, und selbst das Wirtschaftslebenzum Stillstand bringt. (Ironisches hört! hört! rechts,)
Es ist eine eigenartigeFeststellung, die wir hier machenmüssen, welche so recht zeigt, wie in den
Kreisen der Landwirte nach jeder Richtung alles getan wird, um die republikanische Staatsform
zunichtezu machen. Jedenfalls wollen wir nicht, daß — wie der Herr Vorsitzende bei Beginn der
Tagung sagte — der gefährlicheZündstoff, der über allen lagert, zur Entladung gebrachtwird.
Aber die Republik muß zu Taten übergehen. Man muß alles tun, damit die politischen Morde,
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die passiert sind, sich nicht wiederholen, es müssen Maßnahmen zum Schutz der Republik getroffen
werden, wie das u. a. auch in unsern Anträgen zum Ausdruckkommt.

Bezüglich des Etats müssen wir hervorheben,daß die Provinz an sich doch besser gearbeitet
hat als sie selber annimmt. Zum Schaden der gesamtenEntwicklungunserer rheinischen Verhält¬
nisse, zum Schaden der Beamten und Angestellten, zu unser aller Schaden muß man feststellen,
daß eben durch deu verlorenen Krieg, den Sie (nach rechts) heraufbeschworen und vertreten haben,
den Sie in jeder Weise auch verschuldeten,Deutschland in eine Zwangslage hineingekommenist,
die als besonders schlimm in die Erscheinungtritt. Wir müssen feststellen, daß im Jahre 1913
der Etat mit 39 Millionen Goldmark abschloß und 1922 mit 747 Millionen Papiermark abschließt.
Das bedeutet, daß die Papiermark knapp 9 V» Millionen Goldmark sind, und daraus geht hervor,
daß hier zum Schade» der Beamten und Angestelltenin der schlimmsten Weise gespart worden ist,
zum Schaden der ganzen wirtschaftlichen Entwicklungder rheinischen Verhältnisse. (Sehr richtig bei
den U, S. P.) Von diesem Gesichtspunkteaus muß man auch die Gehaltsverhältnisseder Beamten,
Angestellten und Arbeiter beurteilen. Es ist ja interessant, daß Herr OekonomieratBollig, der
sich vorhin bei der Rede des Kollegen Haas durch Zwischenrufebemerkbarmachte, nicht hier an
seinem Platze ist, sodaß ich mich mit ihm über die Höhe der Gehälter usw. nicht unterhalten kann.
Er behauptete ja, daß die Beamtengchälter so hoch seien und die Verhältnisse sich dadurch so
gesteigert hätten. In Wirklichkeit sind die Dinge doch so, daß sie wesentlichunter dem Existenz¬
minimum leben müssen, daß bei den Beamten eine Gehaltsstcigernng nur um das 18 bis 20 fache
zu verzeichnen ist, während Herr Kollege Haas darauf hinwies, daß die 50 fache Steigerung das
Gegebenesei. Durch den gewaltigen Sturz der Mark sind wir aber eigentlichzur Zahlung der
80 fachen Steigerung veranlaßt, um das Existenzminimumfür Arbeiter, Angestellte wie Beamte
zu gewährleisten. Wenn man sich die Etatszahlen, die so groß erscheinen und infolge des Mark-
sturzes in Wirklichkeitso winzig klein sind, vergegenwärtigt, so kann man sich ein Bild darüber
machen, wie eigenartig die Verhältnisse in unserer Provinz sind und wie wir alle Veranlassung
haben, hier nach dem Rechten zu sehen.

Bezüglich unserer gegenwärtigenTagung wird gesagt, sie kostete 800 000 Mark, Im
Jahre 1913 hat die Tagung des Provinziallandtages, diese Ständetagung von damals, die all
jene patriotischenund monarchistischen Dinge beschloß, all die Huldigungsgelder für die verschiedenen
Deserteurebewilligte, damals schon 60 000 Goldmark gekostet. Wenn man nun die jetzigen Kosten
in Goldmark umrechnet, uach dem Dollarstaude, so beträgt das nur 8 000 Mark und nach dem
Goldmarkstllndeim allgemeinen höchstens 10000 Mark. Daran kann man ermessen, wie die
Verhältnisse in unserer Provinz liegen. Wenn nun noch davon gesprochen wird, daß die Gesamt¬
zahlen der Vesoldungsverhältnisseusw. überschrittenwerden, daß die Zahlen an sich nicht stimmen,
so ist das ja wohl richtig, aber Sie haben aus den ganzen Verhältnissen doch Wohl ersehen, daß
wir hier vor Situationen stehen, die keineswegs als reguläre Verhältnisse angesprochenwerden
können. Wenn nun schon die Vorredner auch die Frage der Wegebauten, der Pflasterungen usw.
erwähnten, so muß auch hierbei auf etwas verwiesen werden, was von besondererWichtigkeitist.
Wir haben ja Vorlagen bekommen, wonach wir für gewisse Steinbrüchebestimmte Summen bewilligen
sollen, um die bessere Ausnutzung dieser Steinbrüche herbeizuführen. Alles sehr gut und schön;
aber wir wissen doch, daß die Privatindustrie sich lange vor dem Kriege rechtzeitig in den Besitz
aller guten Steinbrüche gesetzt hat, es hat sich ein Privatkonzern der Basaltsteinbrllchegebildet,
der seine Fangarme nicht nur in der ganzen Nheinprovinz, auch über Frankreich, Belgien uud
Holland ausstreckt. Dieser Konzernbeherrscht eben alles, und die Provinz ist wieder, wie man das
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überall von der verflossenen Zeit, wo die Arbeiterklasse aus der Gesetzgebung und den Parlamenten
ausgeschaltetwar, feststellen kann, viel zu spät gekommen,sie mußte nachher alle schlechten Stein¬
brüche übernehmen, wenn sie überhaupt irgendwie Einfluß auf die Preisgestaltung zu gewinnen
versuchte, was ja bestimmend ist für die Verbilligung der Strahenbauten usw. Wir müssen
deswegen erst recht die Hand in diese Wunde legen und verlangen, daß gegenüber diesem Privat-
konzern die Sozialisierung auf diesem Gebiete in die Erscheinungtritt. Wir müssen eben aus den
Sünden der Vergangenheit, aus den Sünden der früheren Ständeordnung lerne» und den Einfluß
auf die Preisgestaltung durch entschiedene Maßnahmen fördern. Jetzt haben wir ja teuere Straßen,
und wir wissen, daß wir infolge der gesamten Verhältnisse zu immer schlimmerenZuständen
kommenkönnen.

In diesem Zusammenhang unterstreicheich, was ein Redner bezüglich des Autonomie¬
gesetzes verlangte, daß nämlich auch da entsprechende Maßnahmen zu Gunsten der Provinz getroffen
werden, und daß ferner die Dotationen für die Provinz erhöht werden müßten.

Wenn wir bezüglichdes Wohnungswesenssehen, daß die Verhältnisse sich trotz der Kritik
in den letzten Jahren keineswegs gebessert haben, so unterstreichenwir das, was die Vorredner
über die Rationierung der Wohnungen höherer Beamter gesagt haben, und fügen hinzu, daß mit
Rationierung allein das Elend nicht beseitigt werden kann. Wir wissen, daß dieses Elend erst
dann beseitigt werden kauu, wenn wir mit aller Energie darauf drängen, daß auch die Provinz
großzügige Mahnahmen für Wohnungsbauten im allgemeinen herbeiführt. Dadurch, daß Sie
erkennenlernen, daß die Wohnuugsuot keine vorübergehendeErfcheinungist, und deshalb, weil in
den letzten Jahrzehnten auf dem Gebiete des Wohnungswesensso viele Unterlassungssünde»begangen
worden sind, müssenSie zu größzügigenMaßnahmen kommen, um — einigermaßen entsprechend
der Entwicklnngunserer Bevölkerung, der Steigerung der Bevölterungsziffer — auch die genügende
Anzahl Wohnungen zu haben. Die Provinz hat hier unter allen Umständenentschieden einzugreifen.

Dann ist die Frage der Fürsorgeerziehungin verschiedener Form gestreift worden. Wir
haben ja auch Vorlagen darüber, und da ist es sehr bemerkenswert,daß der Provinziallandtag
solche Vorlagen bekommen hat, wofür die Fllrsorgeanstaltenausgerechnetder konfessionelle Charakter
in den Vordergrund gestellt werden soll. Wir müssen da entschieden Einspruch erheben und ver¬
langen, daß diese Anstalten entkonfessionalisiert werden. Jedenfalls ist der jetzt herrschende Zustand
alles andere, als ein Mittel, die Moral und die Sitte in der Jugend zu fördern. Wir wissen,
daß in der Rheinprovinz nach den Angaben des Herrn Dr. Lückerath von Euskirchenjährlich durch¬
schnittlich über 2500 Zöglinge zur Fürsorge überwiesen weiden. Wir wissen auch, daß Herr
Dr. Lückerath Maßnahmen trifft, und dort Einrichtungen geschaffen worden sind zur psychiatrischen
Untersuchung,und erfreulicherweise steht dieser Herr auf dem Staudpunkt, daß, wenn ein Zögling
überhaupt nicht mehr zu erziehen ist, er auch lein Objekt der Erziehung sein kann. Es ist not¬
wendig, das besonderszu betonen, weil wir nämlich wissen, daß Bestrebungen im Gange sind, die
Fürsorgeerziehungnicht nur — wie wir wollen — bis zum 18., sondern über das 21. Lebens¬
jahr hinaus auszudehnen. Das halten wir für ausgeschlossen. Wer bis zu diesem Alter
nicht gut erzogenworden ist. durch die Fürsorgeerziehunggegangen ist, ohne irgend eine Besserung
zu finden, bei dem liegt nach unserer Ansicht ein geistiger Defekt vor und er gehört nicht in
eine Fürsorge-, sondern in eine Heilanstalt. Wir müssen uns vor Augen führen, daß das ganze
Fürsorgeerziehungsgesetznach wie vor ein Klasseugesetz ist, und daß es leider nur die Arbeiterkinder
sind, die Opfer all der Verhältnisse werden. Opfer auch der schlimmen Mißhandlungen. Würden
Kinder aus Ihren Kreisen (nach rechts) in die Fürsorgeerziehunggelangen, wie das richtig wäre
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(Heiterkeit rechts), dann wären die Verhältnisse in den Fürsorgeanstalten besser. Es gibt ja heute
schon Leute, die sagen, daß es schon etwas besser werde, weil der eine oder andere Vater, der
bessere Zeiten gesehen hat, und der einen ungeratenen Sohn oder eine Tochter hat, es sogar
bedauert, daß dieses Klassengesetz besteht. Wer sich etwas mehr mit den Dingen beschäftigt hat,
wird ja wissen, wie die Verhältnisse liegen. So habe ich hier eine Maßnahme aus der Kriegszeit
vorliegen, die dahin lautet: „Der Minderjährige so und so ist im April 1916 von Leipzig nach
Barmen verzogen. Er ist trotz seiner Jugend in politischerBeziehung geradezu überreif, er macht
den Eindruckeines völlig irregeleitetenMenschen,der sich als überzeugterAnhänger des radikalsten
Flügels der Sozialdemokratie zeigt." Dieser junge Mann hatte weiter nichts verbrochen,als sich
mit Politik beschäftigt,allein deshalb sollte er in Fürsorgeerziehungkommen.' (Hört, hört! bei der
U. S. P.) Er ist der Fürsorgeerziehung durch die Flucht entgangen. Aber, meine Herren, man
sollte nicht glauben, wie die Verhältnisse sich weiter entwickeln und daß in der Republik sich auch
noch allerlei ereignen kann, was start an die Monarchie erinnert. So haben wir u. a. festgestellt,
daß in Elberfeld ein Pfarrer Haarbeck ist, der wörtlichausgeführt hat: „Paul Hösterey besucht den
kirchliche» Unterricht seit längerer Zeit nicht mehr. Er steht offenbar in der Gefahr der Verwahr¬
losung. Da er bisher den Eindruck eines unverdorbenenKnaben gemacht hat, würden fürsorge»
erzieherische Mahnahmen guteu Erfolg versprechen. Unterschrieben:Haarbeck,Pfarrer. Elberfeld,
den 22 11. 1921." Es ist sehr bemerkenswert,daß, weil der junge Mann den kirchlichenUnter¬
richt nicht besucht, er direkt reif für die Fürsorgeerziehungist.

Wenn wir uns weiter den Bericht des Landeshauptmanns vom 26. November 1919 an¬
sehen, so gibt doch der Landeshauptmannja damals zu, daß die Uebelweisung zur Fürsorgeerziehung
von der allgemeinenwirtschaftlichen Lage und dem körperlichen,geistigen und sittlichenStande der
Jugend abhängen müsse. Alle diese Faktoren sind ja durch das Blutbad des Krieges und die
Nachkriegszeitso verschlimmertworden, daß wir heute leider feststellen müssen, daß die Zahl der
Fürsorgezöglingeständig steigt, auch was die weiblichen Zöglinge anbetrifft. Ich empfehlehierbei
das Studium des Berichtes in unserer Vorlage auf Seite 248. Daraus können Sie ersehen,daß
die Zahl der im 16, 17. und 18. Lebensjahre überwiesenen Minderjährigen um 30 °/«, alfo auf
37,50 vom Hundert gestiegen ist. Aus diesen Verhältnissen heraus muffen wir schon sagen, daß
dadurch nur weitere schlimme Folgen entstehen können, da die jetzigen Verhältnisse der Fürsorge¬
erziehung auf Grund der bestehenden Zustände ganz entschieden reformiert werden muffen. Wir
haben ja von einem der Redner gehört, daß allein zum Spielen und für den Turnunterricht viele
Dinge fehlen, uud ersehen ja aus dem Bericht, daß gerade diese Dinge sehr förderlich gewesen sind.
Wir wissen aber auch ferner, daß die meisten Kinder infolge der Not der Zeit an Unterernährung
leiden und daß es auch mit der Sterbeziffer schlimmbestellt ist. Wenn wir nun sehen, daß in
dem Bericht gesagt wird, daß von 22 Anstalten für Mädchen 16 auf die körperliche Züchtigung
von vornherein verzichtet haben, so werden Sie selbst dies als eine besonderserfreulicheSituation
bezeichnen, erfreulichdeshalb, weil daraus hervorgeht, daß es eben ohne dem geht. Und nun sehen
wir, daß die Vorlage, die wir bekommen haben, und daß auch nach der ganzen Sachlage Direk¬
toren verschiedenerFürsorgeanstalten nach wie vor nicht auf die Prügelstrafe usw. verzichten wollen.
Ich muh deshalb mit aller Entschiedenheitund Schärfe gegen die Anwendung der Prügelstrafe von
hier aus protestieren. Besonders deshalb, weil ich eben durch eine ganze Reihe von Zeugen unter«
streichen kann, daß diese meine Auffassung als richtig anerkannt wird. Ich kenne eine ganze Reihe
Leiter von Fürsorgeanstalten, die ohne die Prügelstrafe auskommenund befonders fordern, daß diese
befeitigt wird. Wenn wir nun sehen, wie man vorgeht, so könnte ich ja dazu übergehen,die Ver-
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Hältnisseeinmal zu schildern, wie sie auf Grund der Hausordnungen und der Strafbestimmungen
für die Anstalten sich ergeben. Ich kann Ihnen nur sagen: Die Bestimmungenüber die Prügel¬
strafe, die in der Hausordnung festgelegt sind, sind derart mittelalterlich, derart schlimm und brutal,
daß man sich wundern muß, daß in einem kulturellen Staate, in einer Republik solche Mißstände
noch geduldet werden, daß es sogar noch Männer und Frauen gibt, die Derartiges befürworten.
Damit Sie sich das Unmenschliche der Hausordnung für die Anstalt Brauweiler einmal vor Augen
führen können, will ich nur ein paar Sätze daraus vorlesen. Da steht einfach: „Entziehung der
Arbeit und Bücher weltlichenInhalts, Beschränkungder Kost auf Wasser und Brot usw. Der
Bestrafte darf die Arrestzelle nur an den fchärfungsfreienTagen zur Bewegung im Freien ver¬
lassen. Strenger Arrest auf die Dauer von 4 Wochen unter Verdunkelung des Strafgelasses, die
an den fchärfungsfreienTagen wegfällt. Fesselung bis zur Dauer von 4 Wochen. (Lebhaftes
Hört! Hört! links.) Sie kann geschehen an den Händen durch eine einfache Handschelle oder Hand¬
schelle an einer 50 om langen Stange, an einem Fuß oder an Händen und Füßen zugleich.(Zuruf
bei der U. S. P.: Bestien!) Die Fesselungswerkzeuge müssen von der Aufsichtsbehördenach Anhö¬
rung des Arztes genehmigt sein. Die Hände auf dem Rücken oder die Füße so zu fesseln, daß
der Gefangene am Gehen gehindert ist, ist unzulässig." Das geht so in einem fort. Das ist die
amtlicheHausordnung von Brauweiler. (Rufe von der U S. P.: Das werden Sie nicht lesen!)
Sie werden es auch lesen, sonst kommt es Ihnen auf andere Weise zum Bewußtsein. Dann ist
aber noch folgendes festzustellen. Ich könnte Ihnen eine ganze Reihe Schriftstücke vorlesen, ich tue
es aber nicht. Ich habe gerade hier vor mir: „Der Fürsorger", eine Schrift, in der ein Pfarrer
Front machen muß gegen die rücksichtsloseAusbeutung der Arbeitskraft der Fürsorgezügliuge, Uud
ferner in einem anderen Schriftstück,wo der Arbeitslohn der Zöglinge kritifch beleuchtet wird; da
sagt ein Pfarrer: „Ich bitte unsere Fürsorger, wenn zu Ostern die neuen Löhne abgemacht werden,
für angemessene Steigerung der Löhne Sorge zu tragen. Wir sind herzlich dankbar, daß wir
unsere Iungens und Mädchen gut untergebracht und behandelt wissen. Aber es gibt auch solche
Herrschaften,die unfere Zöglinge bevorzugen, weil sie meistens in ihnen befonders billige und auch
fchutzlofe Arbeitskräfte zu bekommen hoffen. Vor denen müssen wir unsere Zöglinge nach Kräften
bewahren. Es darf nirgends die Meinung aufkommen,als feien unsere Zöglinge für solche Häuser
gut, die aus dem eigenen Ort aus naheliegendenGründen keine Dienstbotenbekommen". Sie sehen
also, hier sind die Fürsorgezüglinge unseres Schutzes wegen der wirtschaftlichenVerhältnisse ganz
besonders angewiesen. Wir müssen Front dagegen machen, daß sie nicht als billige Arbeitskräfte
von Ausbeutern und von Bauern ausgenutzt werden. Da ist es notwendig, daß die gewerkschaft¬
lichen Organisationen eingreifen, weil da die Kräfte der Provinzialverwaltung und die sonstigen
Kräfte der Behörden leider versagen, weil sie eben in dieser Richtung nicht durchgreifendvorgehen,
und da muß ich schon sagen, können wir es nicht zulassen, daß eben nach wie vor auch in den
Provinzialanstllltcnwie in den konfessionellen Anstalten das Koalitionsrecht ausgeschlossen sein soll,
und daß nur für die, die außerhalb der Anstalten sich befinden, das Koalitionsrecht besteht. Ich
habe hier eine Zeitschrift vor mir liegen: „Der Nettungshausbote", ein Korrespondenz««« für
christliche Erziehung und zur Nettungsarbeit an der Jugend. Dasfelbe nimmt Bezug auf eine
Verfügung des Landeshauptmanns von Breslau über den Beitritt von Fürforgezöglingenzu Iugend-
vereinen und zu Verufsoeremen. Und da ist wiederum festzustellen, daß es auch Pfarrer gibt, die
mit uns einer Meinung sind. Die sagen ausdrücklich,daß das Koalitionsrecht den Fürforge¬
zöglingen gegeben sein müßte. Und ich füge hinzu: Nicht nur das, nein, das Koalitionsiecht muß
auch insoweit in die Erscheinungtreten, daß in den Anstalten sämtliche Zöglinge, soweit sie wollen
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und soweit die Eltern oder der Vormund usw. dazu ihre Einwilligung geben, daß das unter allen
Umständen nicht angetastet werden darf, daß die Fürsorgezöglinge auch in den Anstalten ihr
Koalitionsrecht haben müssen, und daß wir von allen gewerkschaftlichenOrganisationen zu verlangen
haben, daß sie sich auch neben dem Verufsamt in dieser Richtung hin gerade mit den Fürsorge¬
zöglingen zu beschäftigen haben, daß sie für ihre Aufklärung und ihre Bildung zu sorgen haben,
daß auch die Gewerkschaften durch aufklärende Vorträge, durch ständiges Handinhandarbeiten in
sämtlichen Fllrsorgeerziehungsnnstalten,durch ständiges Handinhandarbeiten mit der betreffenden
Direktion und durch Vorträge bildender Art darauf hinzuwirken haben, daß die Fürsorgezöglinge
wirklich eine Fürsorgeerziehungbekommen,daß sie wirklich eine Schutzerziehungerhalten, daß sie
wirklich geschützt und gebildet werden, um als nützliche Mitglieder der menschlichen Gesellschaft
später ins Leben treten zu können. Ein Pfarrer sagt: Eine hermetische Isolierung und ideale
Sterilisiernng der Zöglinge ist nicht möglich Wenn niemand sonst, so wenigstensdie benachbarten
Dienstboten bringen die Infektion, d. h. lösen auch wohl ohne provokatorischeBeeinflussungden
bitteren Gedanken aus: Warum bin gerade ich abgesondertvon der Masse und zur individuellen
Behandlung durch den und den Pastor verurteilt? Weshalb bin ich eingeschlossen und werde
gewissermaßenals Gefangener behandelt? Für wohltuendeund heilsame Einwirkung ist der Boden
einfach vergiftet, wenn er sich statt losgelassenkünstlich gefangen sieht. Aber wenn viel zu schnell
sein 21, Lebensjahr da ist, und für diese Zeit wird er schließlich in Erziehung bleiben. Die
religiöseErziehung ist außerhalb der Anstalt fo wenig vorhanden, daß sie von den bösen „Roten"
nicht erst gestört werden kann. Der Pfarrer sagt weiter: Der gewerkschaftlicheAnschlußist meines
Erachtcns ebenso unvermeidlich wie unbedenklich.Unsere Erziehungsfamiliensind nun einmal durchaus
nicht ideal; ihnen kann die gelinde Furcht vor den Gewerkschaftsfunktionären durchaus nichts schaden.
An einer anderen Stelle sagt wiederum ein anderer Pfarrer: Es wird die Teilnahme nicht verwehrt
werden können und muß dabei von Fall zu Fall entschieden weiden. Ein weiterer Pfarrer fagt:
Treten Sie nur mit den Landarbeiterorganisationenregelrechtin Verbindung und suchen Sie deren
Hilfe. Wiederum ein anderer Pfarrer sagt: In den Gewerkschaften können die Mädchen natürlich
nicht das lernen, was ihnen wichtig ist; aber ich fürchte, wenn man ihnen den Eintritt in die Ver¬
bände verwehrt, machen sie es uns desto schlimmer. Sie sehen also, ich könnte viele Urteile
anführen, und Sie sehen auch, wie notwendig es ist, daß wir den Antrag ausdehnen auf alle Für¬
sorgezöglinge. Wir haben gehört von dem Vertreter der Provinzialverwaltung, dem Landesrat, der
die Fürsorgeerziehungunter sich hat, daß das Koalitionsrecht nicht angetastet worden ist und auch
nicht angetastet werden wird. Also unterstreichenwir das. Aber sorgen wir auch dafür, daß in
den Anstalten das gleiche eintritt. Dann werden wir zu dem kommen,daß in Verbindung mit den
Gewerkschaften endlich einmal Bresche gelegt wird überall in der Fürsorgeerziehung,daß eine Reform
der FürsorgeerziehungPlatz greift, die die besten Früchte trägt, dann wird erst ein wirklicher Schutz
der Fürsorgezöglingeeintreten. Und wenn nun der Vertreter des Zentrums inbezug auf angeführte
Mißhandlungsfälle im PreußifchenLandtag Bezug nahm auf meine Parteigenossin, die Abgeordnete
Christmann im PreußischenLandtag, so will ich schon die gemachte Bemerkung an sich zurückweisen.
Wenn von unserer Seite Ausführungen gemacht werden, und wenn die Abgeordnete Christmann
Ausführungen gemacht hat im PreußischenLandtag, so wird sie auch dafür schon die nötigen Unter¬
lagen gehabt haben. Jedenfalls wird auch unsere Kollegin Becker noch gelegentlich der Beratung
der einzelnenPunkte auf die Bemerkung des Abgeordnetender Zentrumsfraktion zurückkommen und
sie in entsprechender Weise klarstellen. Jedenfalls haben wir alle Veranlassung, zu verlangen, daß
in zielbewußterWeise die Fürsorgeerziehungreformiert wird und daß unseren Anträgen auf diefem
Gebiete die entsprechende Zustimmung erteilt wird.

14.
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Nun mit ein paar Bemerkungen zu unsern Anträgen im allgemeinen. Da muß ich
zunächst sagen, daß der gestrigeVorgang in diesem Kollegium, der einmal in der Geschäftsordnung
sich äußerte, der sich äußerte in der Ablehnung unserer Interpellation, daß das alles andere als
ein fortschrittlicherGeist ist, der die Mehrheit dieses Hauses beherrscht. Es ist bedauerlich, daß
eine Geschäftsordnunggestern lange beraten wird, die schon längst gedruckt war in der „Königlichen
Hofbuchdruckerei", wie vorhin der Vorredner feststellte. Es ist ganz eigenartig und wir haben ja
auch schon bisher erfahren, daß das „Königlich" hier noch eine sehr große Rolle spielt. Gehen
Sie durch das Landeshaus, begucken Sie da mal jedes Zimmer und jedes Schild. Meinen Sie
nicht, daß Sie da noch irgendwelche Königlichen Baurate finden (Zuruf links: Qnentell.) Ja ich
glaube, so heißt der Herr, der ist nach wie vor KöniglicherBaurat. Wir wissen, daß die Ver¬
hältnisse so sind, daß wir es bedauern und die Antwort, dessen können Sie versichert sein, auf solche
Vorgänge, wie sie sich gestern abgespielt haben, wird auch noch kommen. Auch in Ihren Kreisen
wird es nach und nach doch bekannt weiden, daß auch so nicht weiter gespielt werden kann, daß
nicht so die Demokratie zu verstehen ist, daß das noch schlimmer ist wie Klassendiktatur. Das ist
Hausknechtmanier. Das ist so die alte dynastische Herrennaturmanier, die auf diese Weise in die
Erscheinungtritt, die Minderheiten zu knebeln anstatt sie zu schützen. Wenn wir uns die Anträge
fo vor Augen führen, fo ist der wichtigste wohl der, daß dafür gesorgt wird, daß endlich mal alle
monarchistischen Abzeichenverschwindenmüssen, daß endlich dafür gesorgt werden muß, daß eine
Kommissioneingesetzt wird, die eine Säuberung des reaktionärenBeamtenapparates herbeiführt, und
daß wir auch weiter es begrüßen, daß bei den verschiedenen Anträgen, die wir gestellt haben, die
Unterstützunganderer Fraktionen gefunden haben, und es ist weiter besonders zu begrüßen, daß
der Vertreter des Zentrums sich für den Antrag ausgesprochenhat, daß für die landwirtschaftlichen
Schulen nicht allein, sondern auch für die Zwecke der Arbeiterbildung in den Städten, für die
Betriebsräte, die Volkshochschulen usw. Mittel zur Verfügung gestellt werden. Wir nehmen an,
daß diese unsere Anträge, die in den Kommissionenja die Vorbereitung finden, vor allen Dingen
dahin führen, daß sie die entsprechende Unterstützungerfahren, um endlich dahin zu kommen, daß
wir die nötige Verbesserungerzielen auf allen Gebieten, die wir anstreben. Jedenfalls ist es not¬
wendig, daß auch auf den angeregten Gebieten in der Prouinzialverwaltung mehr denn je nicht
dieser Sparsamteitsgeist, sondern der Geist der dazu notwendig ist, um zum Fortschritt zu führen,
vor allen Dingen Platz greift, und daß die Mittel auch flüssig gemacht werden für alle fortschritt¬
lichen Maßnahmen. Jedenfalls ist es notwendig, auch bezüglichder steuerpolitischcnSeite und
gerade da müssen Maßnahmen getroffen werden, die im Interesse der Provinz liegen, und da muß
schon gesagt werden, daß in der verflossenen Zeit die landwirtschaftlichenKreise der Provinz alle
Vorteile auch aus der Provinzialoerwaltung gezogen haben, besondersauch nach steuerlicher Seite hin,
während die Stadtkreise nur immer zu zahlen hatten. Die Stadtkreise sind die leistungsfähigsten
Faktoren für die Provinzialoerwaltung und die Stadtkreise haben dadurch auch entsprechendeAnsprüche
gegenüberden ländlichenKreisen geltend zu machen. In den Landkreisenist während des ganzen
Krieges und in der Nachkriegszeit ein derartiger Gewinn angehäuft worden, daß die Bauern weniger
denn je wissen, wo sie ihn hin tun sollen, und daß sie mehr denn je zu den Lasten der Allgemeinheit
herangezogenwerden könnten und herangezogenwerden müßten, in, Sonderheit zu den Lasten der
Provinz, und wir müssen darauf drängen, daß besonders auch in steuerlicher Beziehung hier eine
Besserungeintritt und genau so, wie wir von den Städten erhöhteDotationen zu verlangen haben,
so stehen wir auf dem Standpunkt, daß eben nach der Finanzpolitik des Reiches und nach der
Rechsertenntnis auf steuerlichem Gebiete andere Wege gesucht werden müssen, um zu dem zu kommen,
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was wir eben wünschen. Wir können ferner nicht eine provinzielleAutonomie mit konfessionellen
Aufgaben, wie das Gesetz in dem jetzt bekanntgewordenenEntwurf vorsieht, anerkennen. Das
müssen wir entschieden ablehnen. Das würde zu den allerfchlimmstenZuständen führen. Wir
wissen ja, wie stark der Einfluß des Zentrums in der Rheinprovinz ist. Wir wissen ja, wie
entschieden das Zentrum im besonderen mit all den konfessionellen Machtfaktmen arbeitet, um eben
für sich besondere Vorteile herauszuschlagen,um so für ihre Kirche zum Schaden der Allgemeinheit
Vorrechte zu schaffen. Diese Art der Provinzialautonomie müssen wir mit'aller Entschiedenheit
bekämpfen;wir muffen dafür eintreten, daß dies unter keinen Umständendurchgeführt wird. Sonst
würden wir in eine schlimme Reaktion zurückgeworfen werden. Wir wissen auch ferner, daß mit
der Frage der Lostrennung der Rheinprovinz enge verbunden sind all die ähnlichen Dinge. Unsere
Partei kann nicht gemeinsam mit den Dentschnationnlenund der deutschen Vulkspartei für die Einheit
Deutschlands demonstrierengegen die Lostrennungsbestrebungender Rheinprovinz,weil diese Politiker
mitschuldigsind an den gegenwärtigenZuständen, denn sie sind diejenigen,die auch heute noch die
Hauptfchuldigenfind, und die heuchlerifch diefe Dinge mitmachen, weil sie momentan sich auf den
sogenanntenBoden der Tatfachen stellen. Wir, die wir unsere grundsätzlichen Ansichtenoffen aus-
sprechen, für die deutfche Einheit, für die deutsche Republik, machen dies nicht mit. Wir, die wir
ein moralischesRecht haben, die Rechte des deutschen Volkes in voller Form wahrzunehmen,wir
wissen es, daß der Vertrag von Versailles der uns aufgezwuugenworden ist, daß der nicht durch¬
zuführen ist, daß das deutsche Volk diese scharfen Bedingungen nicht erfüllen kann. Aber wir
wissen auch, daß eben die Verhältnisse erst so kommen mußten und daß durch die Verhältnisse erst
Aenderung geschaffen wird, und die Verhältnissewerden geändert, nicht etwa durch diesen oder jenen
Militarismus, sonderndurch die Arbeiterklasse Europas. Die Arbeiterklasse von Frankreich,England
und von Deutschland, gemeinsamArm in Arm wird viel mehr erreichen, als irgendwelcheandere
sonstigen Konferenzen und der Zeitpunkt wird kommen, wo die besitzende Klasse, die herrschende Klasse,
die imperialistische Klaffe untergeht. Sie hat ja schon erkannt, daß alle Staaten vor dem Bankrott
stehen und daß die vereinigtenStaaten von Europa erst wieder den ganzen WiederaufbauFrankreichs,
Englands, Deutfchlands usw. herbeiführen können, und daß die Vereinigung von Europa für die
Gesundung der Weltwirtschaft Voraussetzung ist. Dafür zu arbeiten ist unbedingt notwendig.
Wenn in der Rheinprovinz sich überall Loslösungsbestrebungengeltend machen, wenn sich Bestrebungen
zeigen von Monarchisten,die durch Mörderzentralendie Republik unterminieren,wenn sich Bestrebungen
zeigen, die nach wie vor auf einen Nechtsputschhinarbeiten, wie das die Gruppen Ehrhardt und
Ludendorff tun, die unter dem Namen Ludwig und Emil mit den Mördern Rathenaus brieflich
in Verbindung standen, wenn diefe Leute weiter wirtschaften, so werden wir leinen Schritt weiter
kommen. Die Reaktion in Frankreich bekommt durch die deutschen Monarchisten Nahrung und
deren Vertreter erlangen Vorteile durch die deutschen Reaktionäre. So arbeiten sich die Reaktionäre
international in die Hände. Es ist nun unser aller Aufgabe, und dafür werden wir fchon sorgen,
daß der Einheitsstaat Deutschlandweiter sich entwickelt und weitermarschierenwird, nicht wie der
Vertreter der Arbeitsgemeinschaftinklusive der Demokraten, die wohl für ein Preußen-Deutschland
stieben, wo ihnen Preußen die Hauptsache ist. Preußen, der Name sagt schon genug; das ist
außer Bayern der Hort und Sitz der Reaktion, und wir müssen die monarchistischen Mörderzentralen
erst gründlich ausräuchern, um einen wirklichen Einheitsstaat für Deutfchland zu bekommen. Erst
dann werden wir dies erreichen, und wir werden dann einen Einheitsstaat für Deutschlandhaben
inklusiveder Rheinprovinz, der in der Welt und der gesamten Kultur vorwärts marfchierenwird.
(Bravo-Rufe und Beifall bei der U. S. P. und den Kommunisten.)
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Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Theißen.
AbgeordneterTheißen: Meine Damen und Herren! Der Etat ist ein Traum, Anders

kann man ihn nicht nennen. Ich berufe mich ans die Ausführungen eines sicher sachverständigen
Beurteilers, das ist der oberste Beamte der Provinzialverwaltung. Der Herr Landeshauptmann
hat selbst gesagt, daß die Zahlen sehr problematischerNatur seien, daß die Zukunft durchaus duukel
sei und daß sich die ganze Sache im wesentlichenunter der Devise des Furtwurstelns vollzieht.
Wenn der erste Beamte der Provinz das selbst zugestehenmuß und wenn das von keinem einzigen
Redner im Ernste angezweifeltwerden konnte, daß die Zahlen auch nur einigermaßen Zuverlässig¬
keit besitzen, so ist das im Hiublick auf eine Erinnerung vom vorigen Jahre, als wir feststellten,
daß Zahlen falsch in den Etat eingesetzt waren mit dem Bewußtsein und mit dem Zwecke der
Irreführung, Grund genug, daß wir angesichts dieser Tatsachen eigentlich kaum Stellung nehmen
können. Es ist verlangt worden, daß auch wir in etwa Stellung nehmen sollen zu diesem Haus¬
haltsplan, Aber kann man denn erwarten, daß man zu einem derartigen leeren Luftgebäude
Stellung nimmt. Das, was die einzelnen Redner dazu ausgeführt haben — sie haben sich bemüht
dem Ganzen einen sehr sachlichen Rahmen zu geben, vor allen Dingen der Vertreter des Zentrums
hat es so verstandeu, in Sache und Sachlichkeit den Landtag fast zu ersticken, daß man garnicht
mehr das große Ganze fah, daß man vor lauter Bäumen den Wald nicht mehr sah. Und umsonst
ist nicht vom Vorsitzenden und allen Stellen der Ruf ergangen, wir möchtendoch recht sachlich zu
der Vorlage sprechen. Wenn Sie von der Rechten und Sie von der Mitte des Hauses so sehr
von Sachlichkeit reden und vor allen Dingen darauf drängen, daß doch die politische Leidenschaft,
die hohe Politik aus dem Spiele bleiben möchte, daß die Atmosphärenicht zur Entladung gebracht
werden möchte, so beweist das, ein wie großes eminentes Interesse Sie an der Aufrechterhaltung
des jetzigenZwielichtes haben. Und an der Sachlichkeithaben Sie ein Interesse d. h. an dem,
was von der Provinzialuerwaltnng geschützt wird durchaus in Ihrem einseitigen Klasseninteresse.
(Sehr richtig! links.) Wer sich darüber hinwegtäuscht,der ist entweder ein Illusionist oder ein
großer Dummkopf. Der Herr Landeshauptmann hat gesprochen von einer Katastrophe, die kommen
kann. Vom Vertreter der Arbeitsgemeinschaftist gesagt worden, daß die Zustände so trostlos seien,
daß man apathisch werden müsse, und mehr oder weniger haben ja auch die andern genau dasselbe
Lied gesungen von dem tiefen Elend, in dem wir stecken und haben darauf hingewiesen,daß wir
uns selbst da nicht helfen können. Es ist eine merkwürdigeErscheinung, das die Redner aller
Parteien, mit Ausnahme meines letzten Vorredners es bisher ängstlich vermieden haben, die Ursachen
zu diesem tiefen Unglück zu ergründen, worauf das beruht, daß wir in diesen Zuständen stecken.
Auch Sie von der Rechten haben ein sehr lebhaftes und begreifliches Interesse daran, daß man
nicht an all das rührt. Ich stimme da dem Kollegen von der unabhängigen Fraktion vollständig
zu, wenn er sagt, Sie als die Führer des Volkes, die die politischen und wirtschaftlichenGefchicke
des deutschen Volkes in der Hand hatten, Sie sind als Führer die ersten und am schwerstenVer¬
antwortlichenfür all das, was Sie jetzt beklagen. Und was beklagen Sie? Nun, nicht etwa die
eigene schlechte Lage, i wo, im Gegenteil, die ist durchaus gut. In dem republikanischen Deutsch¬
land können Sie nicht von Not und Elend reden. Ich erinnere mich an eine Unverschämtheit
eines Verbandes, nämlich an die Hamburger Großkaufleute, die schrieben 1919: Wenn es nicht
anders ist, sind wir bereit, noch einmal Not und Elend auf uns zu nehmen. Man denke, die
waren bereit Not und Elend noch einmal auf sich zu nehmen. Die ganze Tragik, man weiß nicht,
ob man sagen soll Tragikomödie, die sich in Deutschland abspielt, die sich abspielt auf dem breiten
geduldigen Rücken des arbeitenden Volkes, die wird allerdings einmal zur Katastrophe führen,
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automatisch, darüber sind sich alle einig, nur über den Zeitpunkt und das Wie ist man sich noch
nicht einig. Ich bewundere eigentlich Ihren Fatalismus, mit dem Sie sagen, die Dinge laufen
zwangsläufig. Nachdem die Redner aller Fraktionen bisher, des Zentrums und der Arbeitsgemein¬
schaft, ganz in Sachlichkeitaufgegangenwaren, war der erste Herr Haas von der mehrheitssozial-
demokratischen Fraktion, der das politische Moment in den Vordergrund schob. Er hat darin alle
Herren von der Rechten und Mitte unterstützt, daß er zur einträglichenMitarbeit aufrief, aber
auf dem Boden der Republik, sonst gehe Deutschlandunter. Wir machen aus unserer Stellung¬
nahme zur heutigen Republik durchaus kein Hehl. Wir betrachten sie nur als ein kleineres Uebel
gegenüberder Monarchie. Es kommt nicht an auf den Rahmen, sondern darauf, was sich inner¬
halb dieses Rahmens, in dieser Republik abspielt. Das ist das Entscheidende! Die ganze Frage
so aufzurollen etwa, ob genügendsozialdemokratische Mitglieder in den Verwaltungsstellensitzen oder
ob alle Beamte und Angestellten die vorschriftsmäßigeGesinnung haben, ob von diesen erheblich
fortschrittlichefreiheitliche,die Arbeiterinteressenwahrende Politik zu erwarten ist, ist reformistische
Illusionspolitik. Ich stelle ausdrücklich fest, daß die Klagen, die vorgebrachtworden find, besonders
vom Herrn Haas und vom Herrn Hoffmann, daß es fast genau dieselben und fast ebenso schwer¬
wiegendesind, wie sie auch im vergangenenJahre zu verzeichnen waren, und daß die sozialdemo¬
kratische Schwalbe, der Herr von Gerlach, noch lange keinen sozialistischen Sommer macht. (Zuruf
liuks: Ist kein Adeliger!) — Verzeihung, ich vergaß, daß er bürgerlich ist, — Diese Tatsachen
beweisen, wie wenig ans dem Wege der Reformen zn erreichen ist, daß die Personalpolitit der
Sozialdemokratennicht zum Ziele führt. Noch weniger kommen Sie (nach rechts) zu einer Besserung
der Zustande, wenn Sie mit nationalistischemPhrasenschwulstdas deutsche Volk zu retten suchen.
Sie haben das Deutscheso vor der Welt in Mißkredit gebracht, daß man sich schämen muß, ein
Deutscherzu sein. Ich erlaube mir ein Zeitungsurteil zu zitieren: „Gibt es in der Welt wohl ein
erbärmlicheres,elenderes Volk als das deutsche? Muß man sich nicht bis auf den Grund seines
Herzens schämen, einem solchen Gesinde! anzugehören? Man kann dem französischen General nur
recht geben, der da sagte: „Die Deutschen sind nicht wert, daß man sie anspuckt!" Sie müssen
sich aber erst erkundigen,in welchem Blatte das steht. Es ist zufällig das unabhängige, nationale
freie Wort. Die Zeitung erscheint in Essen. (Hört, hört! links.) Es ist eine Zeitung, die Ihnen
sehr nahe steht. Da Sie Sozialisten und Kommunisten als Internationalisten, ja nicht als
Deutsche, betrachten, so darf ich wohl sagen, wird die Zeitung wissen, was sie schreibt. (Zuruf
Haas: Das ist die Sprache der Rechtsbolschewisten!)Also, irgendwelche Gemeinschaftsarbeitauf
Grundlage irgendeiner Phrase, auf Grundlage einer formalen Betonung von Gemeinschaftsgeist
usw. lehnen wir ab. Wir lehnen aus diesem Grunde uatürlich auch den Etat ab. Und die Be¬
gründung dieser Ablehnung fällt nicht schwer. Nachdem man zugegeben hat, daß alle diese Zahle»
hohl sind, hieße es, Politik in einen luftleeren Raum hineintreiben, wenn man sich darüber langes
Kopfzerbrechenmachenwollte.

Zu eiuer ganzen Reihe von Einzelheiten, die hier zutage getreten sind, ist es doch not¬
wendig, Einiges zu sagen. Zunächst hat der Herr Landeshauptmann, als er die schwierige finan¬
zielle Lage der Provinz schilderte, gesagt, daß die Hilfe nicht von den Kommunen, sondern nur
vom Reiche kommen könne und was sagt das Reich? Ja, wir können uns auch nicht helfen; die
Hilfe kann nur von außenpolitischenFaktoren kommen. Da haben wir nun das ewige Wechsel¬
spiel. Was sagen die außenpolitischen Faktoren, in diesem Falle vor allein die Entente und beson¬
ders auch Amerika? Ich mache darauf aufmerksam,daß der französische Frank seit dem 31. Mai
bis zum 5. Juli eiue Entwertung von 10°/« erfahren hat. Also das, was sich in Deutschland
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sehr rasch vollzieht, geht in Frankreich in etwas langsameren!Tempo vor sich, d. h, der Franc
schreitet uns in der Entwicklung nach unten hurtig nach. Die Franzosen sagen, wir sind bereit,
Zugeständnisse in der Reparationsforderung zu machen — und die Engländer sagen dasselbe—, wenn
Amerika uns die Schulden nachläßt, die wir dort haben. Die Amerikaneraber sagen, wir denken nicht
daran eure Schuldennachzulassen, damit diese wahnsinnigen Rüstungen fortgesetzt werden können. Am
hübschesten aber hat das neuerdings der Präsident Härtung formuliert; übrigens eine Auffassung,die
Ihnen so richtig aus dem Herzen gesprochen ist. Er sagte: „Mau hilft den anderen am besten, indem
man für seine eigene Wohlfahrt und Sicherheit sorgt". Von diesem Gesichtspunktegehen ja auch
Sie grundsätzlich aus. Weun Sie also auf diese Entwicklung warten wollen, dann warten Sie noch
sehr lange. Es ist schon richtig, wenn gesagt wird, wir gehen einer Katastrophe entgegen. Jetzt
muß es wieder einmal deutlich und klar ausgesprochenwerden: Genau so wie das Bürgertum, wie
Deutschland 1914 in den Weltkrieg hineingeschliddertist, um ein bekanntes Wort zu gebrauchen,
so schliddern Sie, d. h. blind, in die kommende Katastrophe hinein, ohne auch nur irgend die
Möglichkeitzu haben, dieser Katastrophe ausweichenzu können, reden Sie nur von der Notwen¬
digkeit, daß einmal irgend etwas eintreten muß, was Ihnen helfen soll. Im Grunde genommen
appellierenSie an jene unkontrollierbareInstanz: au den lieben Gott, der irgendwo einmal helfen
soll. Erwarten Sie davon nichts. Sie könnten in dieser Erwartung sehr enttäuscht werden. Es
gibt nur eine Hilfe und die ist nur möglich, wenn Sie entschlossen und entschieden Arbeiterpolitik
treiben, d. h. eine Politik, die den breiten, werktätigenInteressen dient und frommt (Zurnf rechts:
Klafsenpolitik!) Sehr richtig, Klassenpolitik;alles andere ist letzten Endes Unsinn und muß dahin
führen, wohin Sie ja selbst nicht geraten wollen: In diese Katastrophe, in der Sie ja alles zu
verlieren haben, die Arbeiter verhältnismäßig wenig oder garnichts; schließlich nur ihre Ketten, wie
Karl Marx einmal sehr treffend gesagt hat. Also, diese Erwartungen einer außenpolitischenHilfe,
die Erwartung, daß das Reich es ändern könne, ist namentlich, angesichtsder katastrophalen Ent¬
wertung unserer Mark in den letzten Wochen geradezu naiv. Aber, und damit komme ich zu den
Einzelheiten des hier Vorgetragenen, es ließe sich doch, wenn Sie gute» Willens wären, schließlich
auch unter den gegenwärtigenVerhältnissen, unter dem System, das Sie nun einmal haben und
an dem Sie hängen, eine ganze Menge verbessern,wenn Sie ernstlichenWillen dazu aufbrächten.
Der Herr Landeshauptmann hat — das war vielleichtdas Erfreulichsteund Erfrischendste,was er
gesagt hat — über die Armengesctzgebungund Unterstütznngswohnsitzgesetze gesprochen und ganz
unumwunden zugegeben,daß diese Gesetzgebung nicht blos veraltet, sondern vollkommenüberflüssig
ist, daß sie einen nutzlosen Aufwand von vielen Millionen Mark verursacht. Ich habe vor 2 Jahren
ausgerechnet,daß es in Preußen allein 100 Millionen nach dem damaligen Stande unseres Geldes
waren, die vollständig nutzlos verpulvert weiden. Das ist aber nur eins. Aehnliche Gesetze, ähn¬
liche Einrichtungen, ähnliche veraltete Zöpfe in der Gesetzgebung und Verwaltung gibt es eine ganze
Menge; sie hier im einzelnen aufzuführen, ist wohl überflüssig. Wie kann dort geholfen werden,
wie kann das abgeändert werden? Das ist eine Frage der Verwaltungsreform, nicht blos eine
Frage der Politik, die ja hier eine besonders große Rolle spielt, weil es im wesentlichen Ver¬
waltungsausgaben sind, die hier besprochenuud verhandelt werden sollen. Das läßt sich ver¬
knüpfen mit der Personalpolitik und der Beamtenfrage im allgemeinen, die hier einen sehr breiten
Raum eingenommenhat. Zunächst einmal die Frage: Haben wir zuviel Beamte in der Provinz?
Können sie mehr leisten? Wie vermindert man event, ihre Zahl usw.? Welche Mittel uud Wege
gibt es. um hier Besserung zu schassen? Der Redner des Zentrums hat gesagt, man solle, um
das zu prüfen, sachverstäntuge Leute wählen, unabhängige Beamte, die die Prüfung vornehmen.
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Mit Recht hat ihm der Vertreter der Arbeitsgemeinschaftgesagt, daß dieser Weg wohl nicht zweck¬
mäßig wäre. In diesem Falle war der Vertreter der Arbeitsgemeinschaftfortschrittlichergesinnt
als der Zentrumsredner. Interessant ist, daß der Redner des Zentrums versucht hat, den Pro-
vinzialbeamten eine längere Arbeitszeit cmfzuhalsen. Er hat das zwar mit allem möglichen Zucker
zu umgeben versucht, aber die Tatsache bleibt bestehen, daß der Vertreter des Zentrums, der
größten und einflußreichste» Partei im Provinziallandtag, sich für eine Verlängerung der Arbeits¬
zeit der Beamten eingesetzt hat. Gegenüber dieser schematischenVerlängerung der Arbeitszeit sageu
wir grundsätzlich: Es kommt nicht darauf an, daß die Beamten mehr Stunden gezwungensind,
in ihrem beamtlichenGehäuse zu sitzen, sondern es muh zuerst die sachliche Notwendigkeitdafür
vorhanden sein, d. h. um eine Verlängerung der Arbeitszeit begründen zu können, "muß Mehr¬
arbeit vorhanden sein. Die Methoden, die der Herr Landeshauptmann angeführt hat, um eine
Verbesserungherbeizuführen, d. h. Vereinfachung des Schreibwerks usw., diese Verbesserungder
Arbeitsmethodensind zunächstanzuwendenund dann erst, wenn die nicht mehr ausreichen, und die
Arbeiten wachsen, kann man zu einer Verlängerung der Arbeitszeit greifen. Wir wenden uns
gegen eine Verlängerung der Arbeitszeit ohne fachlichen Grund, lediglich um eine schematische
Gleichheit herbeizuführen. Interessant war dann auch, daß der Redner des Zentrums erklärte,
diese Arbeitszeit müsse auch nach Möglichkeitfür die oberen Beamten gelten. (Zuruf: Ich halte
das eigentlichfür selbstverständlich.) Ja, von den oberen Beamten hält man ja vieles für selbst¬
verständlich. Aber das ist ja das Bezeichnende für uuseren Staat, in dem alles reglementiert ist
bis zu dem Geschlechtstriebdes Schupo-Beamten, da findet man kein Reglement, wenn es sich um
Oberbeamte handelt. Hier hat man das Vertrauen, daß man die nötige Freiheit gewährenkönne.
Für den unteren die Fesseln, für den oberen die Freiheit, das ist das Prinzip, an dem unser
ganzes Staatswesen trotz Demokratie und Republik krankt. Wir wissen ganz genau, daß der
Polizeigeist, der eigentliche militaristifcheGeist, der nicht blos beim Militär steckt, der über Fabrik-
wie in den Verwaltungsbüros herrscht, nicht mit einem Schlage aus dem Volke beseitigt werden
kann. Was man jahrhundertelang von oben herab eingeimpft hat, den Untertanengeist und die
Knechtsgesinnung,kann sich nicht in einem Tage wandeln, das wissen wir ganz genau und sind in
diesem Falle mit der sozialdemokratischen Partei derselben Auffassung. Nur versuchen wir das nicht
dadurch zu beseitigen, daß wir überall Kompromisse schließen, sondern,daß wir diesen Geist bekämpfen
und keine Gemeinschaftmit seinen Vertretern pflegen. (Zuruf liuks: Und gar nichts Praktisches
leisten!) Das ist eine andere Frage. Was Sie bisher in der Provinzialverwaltung Praktisches
geleistet haben, wird sehr leicht wiegen, glaube ich. Ihre praktische Arbeit, soweit sie vorliegt, erkennen
wir an. Sie haben garnicht die Möglichst, mit den paar Kräften, die Sie event, in den reaktio¬
nären Veamtenkörperhineinbringen können, dort Ihre Auffassung zur Geltung zu bringen; das ist
vollständigausgeschlossen.Auch wir sind schließlich einmal bereit, mit Ihnen (nach rechts) zusammen
zu arbeiten, aber erst dann, wenn Sie von der Arbeiterklasse so aufs Haupt geschlagen sind, daß
Sie garnicht mehr wagen, gegen das Interesse dieser Klasse zu verstoßen und zu sündigen. In
Rußland haben wir ja ein Beispiel dafür, daß selbst sehr reaktionär gesinnte Leute sich schließlich
mit den Tatsachen abgefundenhaben. Sie sollen sich später einmal mit den Tatsachen abfinden,
wie auch wir uns jetzt damit abfinden müssen.

Dann hat der Redner des Zentrums sich für Unterstützungenausgesprochen, und hier
kann ich nur die Auffassung des Herrn Kollegen Haas teilen. Diese Unterstützungsfondsfind im
allgemeinenKorruptionsfonds. Bezahlen Sie Angestellte, Beamte und Arbeiter fo, daß sie uuter
gewöhnlichen Umständen existenzfähig find, dann brauchenSie diese Unterstützungennicht. Solange

15



114 63, RheinischerProvinziallandtag, 3, Sitzung am 11, Juli 1922.

diese Fonds lediglich von dem Wohlwollen der Vorgesetzten abhängen, solange nicht die Arbeiter,
Angestellten und Beamten ein wirklichesMitbestimmungsrecht in diesem Sinne haben, solange
züchtet man damit jene Charakterlosigkeit,den bekanntenkrummen Rücken, für den Sie ja auch
nicht eintreten wollen.

Dann hat der Zentrumsredner sich selbstverständlichfür Erhöhung der Sätze der kou^
fessionelleu Anstalten eingesetzt. Bei seinem Standpunkt ist das weiter nicht verwunderlich. Wir
sind selbstverständlich grundsätzlich Geguer jeder konfessionellen Anstalt. Wir können uns auch nicht
das Vergnügen leisten, daß in Anstalten, wo einmal Dissidenten hinkommen, jedem seine private
Weltanschauungnoch besonderszu Gemüte geführt wird und man dafür große Summen auswirft,
die natürlich^ auf Kosten der Allgemeinheit aufgebrachtwerden müssen.

Dann hat der Zentrumsredner bei der Besprechung der Beihilfen für Landwirtschaft
gemeint, der sozialdemokratische Landwirtschaftsministerhabe es nicht viel anders gemacht, wie auch
einer von der Rechten. Es sei also ziemlich gleichgültig, ob nun ein Sozialdemokrat Land¬
wirtschaftsministersei oder einer von der Rechten. Wenn das auch vielleicht nicht ganz zutreffen
mag, im wesentlichenist es schon richtig, und das beweist nur, daß man auf dem Boden des
kapitalistifchenSystems gar leine oder aber nur sehr weuig sozialistische Politik treiben kann.

Eine Frage, auf die fämtlicheRedner eingegangen sind, ist die Frage der Separatisten,
Da wundert es mich einigermaßen, daß der Vertreter des Zentrums den Mut hatte, eine so vater¬
ländisch-nationalistische Kundgebung in dieser Sache los zu lassen. Die Separatisten sind doch erst
groß gewordenauf dem Boden, den das Zentrum im Rheinland vorbereitethat (oho! im Zentrum.)
Ich mache Sie darauf aufmerksam,daß einflußreiche Kreife des Zentrums es waren, die bis zum
Jahre 1920 fortwährend noch mit einem Gedanken der Loslösung der Rheinlande vom Wasserkopf,
von dem bolschewisierten preußischen Osten gespielt haben. Das war der Boden, auf dem Smets
und Konsorten hier erst ihre feparatistifchePolitik aufbauen konnten und auch da beweist es sich
wieder am deutlichstenund klarsten, wer eigentlich der Träger der Nation ist. Wenn nicht die
Arbeiterschafteinig und gefchlosfen den Gedanken an eine Loslösung vom Rheinland ablehnt, bei
Ihnen, meine Herren vom Bürgertum, finden sich genug Leute, die den höheren Kurs des Franken
richtig einzuschätzen wissen. (Lebhafte Zurufe links und in der Mitte. Glocke des Präsidenten.
Vorsitzender:Ich bitte, die Zwischenrufezu unterlassen!) Die Frage des Separatismus lösen Sie
nicht dadurch, daß Sie hier schwulstige nationalistische Erklärungen abgeben. Schaffen Sie für die
werktätigerheinischeBevölkerung Lebensmöglichkeiten,dann denkt kein Mensch daran, sich um der
schönen Augen der Franzosenwillen Frankreich anzuschließen. Es handelt sich darum, ob Sie imstande
sind, auf dem Boden der heutigen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnungden werktätigenMassen
Lebensbefriedigungzu verschaffen. Dann können Sie sich ihre nationalistischenErklärungen und
Gefühlsäußerungen ruhig ersparen; dann ist die separatistische Frage von selbst gelöst. Sind Sie
aber, und das ist unsere Ansicht, dazu nicht imstande, dann werden Sie mit Ihren schwulstigen
Erklärungen nichts erreichen, dann wird es die Arbeiterklassesein, die aus einem ganz anderen
Interesse heraus die Einheit des deutschen Volkes, der deutschen Stämme aufrecht erhalten wird.
Genau so wenig, wie das alte, urrealtionäre Preußen-Deutschlandimstandewar, die deutsche Einheit
herbeizuführen, genau so wenig, wie die fendalistifcheKlaffe die jetzige deutsche Einheit herbei¬
geführt hat, genau so wenig wird die große deutsche Einheit, ein wirtlicherdeutscher Einheitsstaat in
einem Weltvölkerbund, von der kapitalistischenRepublik sondern durch die Arbeiterklasseeinmal
herbeigeführtwerden. Sie hat wirkliche geineinsame Interessen, wirklichen Gemeinschaftsgeist, während
Sie, dank Ihrer gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse, gezwungensind, den Kampf aller gegen alle
zu führen. Wenm Sie auch noch fo sehr von Gemeinschaftusw. reden.
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Die Finge der Beihilfen für die Landwirtschaft ist im vorigen Jahre von uns schon
grundsätzlichbehandelt worden; wir haben nichts Neues dazu zu sagen. Wir lehnen diese Bei¬
hilfen, solange die Landwirtschaftauf individualistisch-privatwirtschaftlicher Grundlage betrieben wird,
in dieser Form, die keine Kontrolle des Landtags bietet, ab.

Wenn hier, namentlichvom Herrn Kollegen Hoffmann, der Gegensatz zwischen Stadt und
Land so stark herausgestrichenworden ist und der Landwirtschaftganz im allgemeinender Vorwurf
gemachtwinde, daß sie das allgemeineVolksinteresseaufs schwerste schädige,so können wir das
nicht ganz teilen. Wir macheneinen Unterschied zwischen Großen und Kleinen. Die Großgrund¬
besitzer, die Großagrarier, die Herren von Kraut und Rüben, sie sind in ihrer kapitalistischen Prosit¬
einstellung mit die ersten gewesen,die den großen Wucherfeldzugwährend des Krieges begonnen
haben, soweit sie überhaupt die Möglichkeitdazu hatten. Sie haben die Kleinen mit fortgerissen
und heute vollzieht sich daher eine zwangsläufige Entwicklung: Die kleinen Landwirte müssen das
mitmachen, wenn sie nicht untergehen wollen. Bei einem geringeren Teil der Landwirte — ich
denke da besonders an die kleinsten Bauern — ist die Lage nicht mehr ganz so günstig wie im
vergangenenJahre, oder vor allem noch vor 2 Jahren. Auch da macht sich die Scheidung immer
deutlicher bemerkbar: Auf der einen Seite immer größereKonzentrierung des Besitzes, des Kapitals
in einigen wenigen Handen und auf der anderen Seite immer weitere Massen, die auch da in die
Verelendung hinabgestoßen werden, wenn diese Entwicklung noch einige Jahre fortgesetzt wird.
Wenn vor allem die ausländischeKonkurrenz, namentlich der Osten Getreide liefern kann, dann
befinden sich die kleinen Betriebe in einer sehr schweren Situation. Wir verkennendas durchaus
nicht. Nur auf der jetzigen Grundlage sind wir keineswegsbereit, Mittel hierfür zur Verfügung
zu stellen.

Dann noch etwas: Wenn Sie anläßlich einer Hochwafserkatastrophe, anläßlich einer großen
Dürre den kleinen Leuten helfen wollen, so beweistdas nur, daß Sie sehr schlechte Augen haben.
In diesem Falle sehen Sie die Not, das Elend, das hereingebrochen ist. Die Not und das Elend
riesiger Arbeitermassen,die sich systematisch, langsam, allmählich vollzieht, sehen Sie nicht. Für
die einen wollen Sie Mittel aufbringen, sind bereit, zu helfen, auf der anderen Seite sind Sie
es nicht. In der Theorie, grundsätzlich — man hört dieses Wort so oft — sind Sie natürlich
zu allen möglichen Konzessionen bereit; sobald es sich um die Praxis handelt, hat die Sache ein
anderes Gesicht.

Sehr treffend hat der Herr AbgeordneteHaas die Wohnungsnot bezüglich der Beamten
beleuchtet. Ich möchte da an etwas erinnern. Als während der Märztagung die Frage der
Beihilfe für Beamtenwohnungen auftauchte, da wurde von der Unabhängigen Partei der Antrag
gestellt, — oder es waren die Linksparteien — zu diesen Entwürfen usw. die Beamtenausschüsse
zuzuziehen und zwar unter Mitbestimmung. Die Mitbestimmung wurde abgelehnt, weil das
Zentrum dagegen stimmte. Dadurch kam eine Mehrheit zustande, die diese Anträge der Linken
verhinderte. Was ist die Folge? Herr Kollege Haas hat sie Ihnen geschildert: Auf der einen
Seite wohnenVeamtenfamilienmit 5, 6 Köpfen in 2 Räumen, anf der anderen Seite sind Familien
mit 10, 12 usw. Räumen vorhanden.

Glauben Sie, daß diese Zustände beständen, wenn die Veamtenausschüsse Mitbestimmungs¬
recht gehabt hätten? Es ist vollständig ausgeschlossen, daß sie dann vorhanden wären. Sie vom
Zentrum sind als die Hauptschuldigen zu betrachten an diesen skandalösenZuständen in der
Wohnungsfrage der Provinzialverwaltnng. Aehnlichliegt die Sache bei den Obstbäumen, die Herr
Haas behandelthat. Auch da ist wieder dasselbeBild. Glauben Sie, wenn die Beamtenausschüsse,

15»
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die Angestelltenräte und die Betriebsräte ei» Mitbestimmnngsrechthätten, glauben Sie tatsächlich,
daß dann diese unhaltbaren ungerechtenZustände beständen? Es ist vollständig ausgeschlossen.
Darum ist auch all das Gerechtigkeitsgefühl,das Sie hier zeigen in der Fürsorge für die kleineu
Leute, für die Beamten nsw. alles eitel Schaumschliigerei,wenn nicht Heuchelei;solange Sie nicht
die Möglichkeitbieten, daß die Zustände wirklich praktischgeändert werden, daß von unten herauf
durch die Beamtenausschüsse,Angestelltenräteusw, die Besserung kommt, solange Sie gegen diese
sachlichen Anträge stimmen, sind Sie garnicht im Ernste gewillt, den bestehenden Mißständen
abzuhelfen, Sie wollen ja auch tatsächlich garnicht, das ist doch längst bekannt, ein Mitbestimmnngs¬
recht der Angestelltenund der Arbeiter. Die sollen nur angehört werden, höchstensmal um ihre
Meinung befragt werden. Aber im Ernste denken sie ja garnicht daran, den alten obrigkeitsstaat¬
lichen Gedanken und Geist aufzugeben. Sie halten ja fest an dem Gedanken, daß nur von oben
herunter alles Gute kommen kann, Sie stimmen trotz der Resiublick,trotz der Anerkennungder
Tatsachen, die Sie nicht mehr ohne weiteres aus der Welt schaffen können, dem alten Polizeigeiste
zu, der sich nicht vorstellenkann, daß auch mal von unten herauf etwas Neues kommen kann und
das Neue kommenmuß. Auch theoretisch sind Sie immer wieder bereit das anzuerkennen. Aber
da, wo wir die Praxis auszuüben haben, wo Sie sachlich entscheiden sollen, sind Sie immer wieder
dagegen. Sie beweisen dadurchnichts anderes, als daß Sie in diesen Dingen nicht Ernst genommen
werden können. Wenn Sie Ihre Wähler für fo dumm einschätzen, daß Sie glaubten bei den
nächsten Wahlen auch wieder gut abzuschneiden, so werden Sie wohl irren, und wcun Sie glauben,
daß das auf die Dauer sich aufrecht erhalten lasse, fo sind Sie auf dein Holzwege. Es mangelt
auch heute schon nicht an Kritik. Ich möchte Ihnen nun noch einige Proben des Geistes geben,
der jetzt in der Provinzialuerwaltung herrscht. Zunächst einmal möchte ich eine Angelegenheit
behandeln, die schon im vergangenenJahre hier berührt worden ist. Anfangs dieses Jahrhunderts
wurde ein Provinzialbeamter, Herr Bausekretär Strauch (Große Unruhe im Hause. Zurufe: Die
Geschichte kennen wir ja längst.) entlassen oder vielmehr, er ist zwangsweise pensioniert worden.
Einzelheiten kaun und will ich hier nicht vortragen, weil es Bände sind, (Zurufe: Das war im
vorigen Jahrhundert.) Nein, nein, es war wenn ich nicht irre im Jahre 1907. Ich will Ihr
Gedächtnis etwas auffrischen. Jetzt stellt sich folgendes heraus, oder vielmehr ich will zunächst
noch etwas anderes sagen. Diese Angelegenheit wurde im vergangenen Jahre einem Ausschuß
überwiese», und bis jetzt hat dieser Ausschuß nichts getan, die Sache aufzuklären. Man ist vor
allen Dingen nicht auf den Antrag Strauch eingegangen— Sie fchwärmen doch immer so für
Sachlichkeit— der die Sache erneut untersuchthaben wollte und die Unterlagen seiner Beschwerde
nachgeprüfthaben wollte, und zwar so sachlich, wie man sich nur denken kann. Stellen Sie sich
nun vor, meine Damen und Herren, wie die Sache wirklich lag. Ein hoher Beamter der Pro¬
vinzialuerwaltung berichtet an seine vorgesetzte Behörde, berichtet nicht nur, sondern er reicht eine
Rechnung ein mit einer Zeichnung usw. und läßt sich die Rechnung auch bezahlen. Es war die
Rechnung für eine Brücke, uud diese Brücke ist in Wirklichkeit nie ausgeführt worden. Also diese
Brücke hat nur auf dem Papier gestanden. Das Geld, das die Provinz für die Brücke gezahlt
hat, ist für Arbeiten aufgewendetworden, die der betreffendeOberbeamte in feine.m Privatinteresse
hat ausführen lassen. Das muß man als einen geradezu skandalösen Vorgang bezeichnen. Was
tut man nun? Man bestraft nicht etwa diesen Beamten, man schmeißt ihn nicht heraus, der sich
doch ein so schweresDienstvergehen hat zu Schulden kommen lassen, sondern man macht den
unbequemen Angeber dieser Tatsache mundtot. Es lag nichts gegen diesen Beamten vor, wenigstens
nichts so schwerwiegendes, daß man ihn hätte herauswerfen können. Er mußte aber, weil er eben
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zuviel wußte, kaltgestelltwerden; man wollte ihn pensionieren. Und um das zu erreichen, mußte
man ihn für geisteskrank erklären, An dieser Tatsache, daß er für geisteskrank erklärt wurde, hat
der Mann heute noch an den Folgen zu tragen. In seinem ganzen Fortkommen ist er dadurch
auf's allerschwerste geschädigt worden. Dieser Vorgang ist so recht bezeichnend und kennzeichnend
für das alte System. Wurde jemand einer leitenden Persönlichkeitunbequem, so mußte er auf
irgend eine Weise beseitigt werden. (Unruhe und Zustimmung links.) Und dazu war eben kein
Mittel schlecht genug. Nuu hätte man aber denken sollen, daß nach dem November 1918, nach
der angeblichen Abschaffung des obrigkeitlichen Staates nach Gründung der Republik eine Besserung
eingetreten wäre. Was tut aber nun die Provinzialverwaltung? Sie verschleppt die Sache, die
nachgeprüft uud untersucht werden soll, und der Mann ist jetzt nach langen Jahren noch nicht zu
seinem Recht gekommen,und es ist noch keine einwandfreieAufklärung dieser Sache erfolgt. Die
jetzige Verwaltung übernimmt eben das Erbe der alten Verwaltung. Sie kann nicht anders. Sie
ist einfach die Nachfolgerin des alten Systems, und so schwer es ja im einzelnen auch sein mag,
alles zu decken, was früher einmal geschehen ist, sie kann aber nicht anders, um das System nicht
in seinen Grundlagen zu erschüttern, sondern sie ist gezwungen, die Schande des alten Systems
zu deckeu und wird dadurch zum Mitschuldigenan dem, was einst geschehen ist.

Ueber die Fürsorgeerziehung hat Herr Kollege Hoffmann eingehend gesprochenund er
schilderte auch recht illustrativ die Verhältnisse in der Provinzialverwaltung, In einer Anstalt,
die besichtigt wurde von der dazu eingesetzten Kommission, suchte mau die Schlechtigkeitund
Niederträchtigkeitder Fürsorgezüglingederart darzutun uud daraus zu schildern, daß sie sogar mit
den Fingernägeln die Schrauben aus den Wänden hercmsgekratzt hätten. Also die Leute sahen
für die Fürsorgezöglingeden Beweis der Niedertrachterbracht, daß sie das taten, und sahen nicht,
daß die Anstalten geradezu Macht der Anstalten für die Insassen seien. Und indem sie nun zu
diesem furchtbaren, verzweifeltenMittel griffen, herauszukommen, darum sollen sie schlechtsein.
Und diese Schlechtigkeitmüßte natürlich entsprechendgeahndet werden. Das ist ein Teil des
Geistes, der heute noch die Provinzialverwaltung beherrschtund noch so lange herrscht, als die
Träger jenes Geistes, der unter dem alten System herrschte, noch in der Provinzialverwaltung
sitzen und in dieser einflußreicheStellen innehaben. Diesen Herren müßte doch der Provinzial¬
landtag es unmöglichmachen, in diesem Geiste weiter fortzufahren. Ich bin gespannt, inwieweit
die Provinzialverwaltung dem Ersuchendes Provinziallandtages, nämlich alle Anstalten und Ein-
richtungen der Provinz dahingehend zu überwachen, nachkommen wird, dadurch nämlich, daß sie
allen Abgeordnetenohne Ausnahme Ausweise ausstellt.

Ueber die Pensionierung der zu alten Beamten, welche Frage Herr AbgeordneterHaas
angeschnittenhat, weitere Worte zu verlieren, halte ich für überflüssig. Aber sie können nicht
nur sanft weggedrückt werden.

Ich möchte meine Ausführungen schließen mit noch einigen kurzen Bemerkungenüber die
steuerliche Seite. Der Herr Landeshauptmann hat zuletzt von den Steuern gesprochen und die
unhaltbaren Zustände gegeißelt. Er hat gesagt, daß die Summe, die der Provinz aus 1920
zustehe, noch nicht überwiesensei. Also das wäre reine Vorschußwirtschaflim schlimmsten Sinne
des Wortes. Nichts Sicheres im ganzen Etat. Alles Schein, alles auf sehr unsicheren Hypothesen
aufgebaut. Ueberall die Möglichkeit,daß das Gebäude von heute auf morgen einstürzt. Und Sie
stehen diesen Dingen hilflos gegenüber. Sie versichern sich gegenseitig, daß Sie anständigeMenschen
seien, die zum Wohle des Vaterlandes mitarbeiten wollten, aber eine praktische Anregung, aus
diesem Elend herauszukommen,haben Sie nicht gemacht. Wenn Sie sich auf das Ausland berufen,
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so will ich Ihnen sagen, daß die Widerstände, die von außenpolitischenFaktoren gegeu eine
Gesundung der deutschen Wirtschaft und der deutschen Finanzen sich wenden, zum politischen Chaos
führen. Wenn Sie die Hoffnung haben, daß die Gesundung von außen kommensoll, so sind die
Widerstände, die in der Außenpolitikliegen, getragen von denselbenLeuten und demselben Geiste,
den Sie hier personifizieren. Die Welt muß auf ganz neue» Grundlagen aufgebaut werden.
Was wollen Sie? Sie fchreieu über das Unrecht, das dem deutschen Volke zugefügt wird, das
zugefügt wird dem fchönen deutschen Vaterlande. Aber haben Sie nicht dasselbe getan, und hätten
Sie nicht dasselbe getan, wenn Sie gesiegt hätten? Sie können nicht anders. Ihr Klassen¬
interesse zwingt Sie dazu, so zu handeln. Und selbst/ wenn der eine oder andere von Ihnen
vielleicht» in besserer Einsicht anders handeln wollte, so hängt doch der Geld- und Bildungspöbel
an den Rockschößen seiner Partei. Die durch schamlose WuchereiNeichgewordenenzielM ihn mit
in den Sumpf. Sie haben es verwirkt, sich als Führer der Nation zu betrachten. Der Zeit¬
punkt, wo eine wirkliche Besserung, wo eine neue deutsche Wirtschaft kommen wird, ist nach meiner
Meinung nicht mehr fern. Solange Sie auf dem Standpunkt stehen, wenn eine Arbeiterorgani¬
sation, die die Interessen der Arbeitenden vertritt, schon dadurch, daß sie beispielsweise zum Streik
aufruft, schon dadurch zum Schrittmacher für das Chaos wird, wie die Kölnische Zeitung es letzthin
schreibt,solange Ihr Verständnis und Ihre Einsichtenin jetziger Richtung sich bewegen,solange ist
unser Verhältnis klar, das isti Kampf gegen Sie bis zum Sieg. Diefer Sieg, das wissen wir
genau, wird nicht erfochten von der kommunistischen Partei allein, er wird nicht erfochten von
einer Koalition der sozialistischen Parteien, sondern nur von der einigen großen Masse der werk¬
tätigen Arbciterbevölkerung. Wenn diese große Masse einmal zur Erkenntnis gekommenist, daß
die Leute, die sie jahrzehntelang mit den Phrasen von Vaterland, Kaiser und Reich usw. groß¬
gefüttert haben, wenn die einmal zu der Erkenntnis gekommen ist, daß die Leute mit Gott, König
und Vaterland ihr Portemonnaie meinen, wenn die sich einmal loslösen von diesem Phrasenwnlst,
wenn einmal wirklich sachliche Interessenpolitik getrieben wird, wenn nicht mehr das religiöse
Glaubensbekenntnis entscheidendist für die politischeStellung, sondern nur die Sache, dann ist
Ihre Uhr abgelaufen. Wir werden alles tun, um diesen Prozeß zu beschleunigen und haben kein
Interesse daran, an einer Aufrechterhaltungund Mitbestimmung an den jetzigen unhaltbare«, vor
allen Dingen für die Arbeiterklasseunerträglichen Zustände irgendwie positiv mitzuwirken. Wir
werden alles tun, um den Verfallsprozeßdes Systems so zu beschleunigen, daß eine wirkliche Neu¬
ordnung der Dinge stattfindet. Darin gehen die Kapitalisten mit uns einig: Auf internationaler
Grundlage ist nur die Neuordnung möglich. Aber für diese internationale Ordnung bietet die
Arbeiterklassedie einzige Gewähr, weil die Arbeiter alle miteinander das gleiche Interesse haben,
nämlich den Kampf gegen die Unterdrücker und Ausbeuter. Diesen Kampf werden wir überall
führen und es fällt uns nicht ein, irgendwie, um etwa von Ihnen das Anerkenntniszu bekommen,
daß wir Kommunistennette und manierlicheLeute gewordenseien, Ihre Politik aufrecht zu erhalten,
die mit dem Blute von Tausenden und Millionen Arbeitern beladen ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Der Aeltestenrat hat einmütig
beschlossen, daß zum Hauptetat zwei Redner von jeder Fraktion sprechensollten, und zwar die
ersten Redner mit unbeschränkterund die zweiten mit beschränkter Redezeit. Die erste Garnitur
wäre jetzt vorbei. Sämtliche Fraktionen sind zum Worte gekommen. Wir kommen jetzt zur
zweiten Rednergarnitur, und zwar schlägt der Aeltestenrat vor, hierbei 15 Minuten Hüchstredezeit
anzunehmen. Unsere bezügliche Geschäftsordnunglautet: Der Provinziallandtag kann für bestimmte
Beratungen auf Antrag des Ältestenrates mit Dreiviertelmehrheiteine Liingstdauer der Rede fest-
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setzen. Nach Beginn der Beratung ist ein solcher Beschluß nur zulässig, wenn allen Parteien
Gelegenheit geworden war, zum Worte zu kommen. Ueber den Antrag wird ohne Besprechung
entschieden. Ich frage Sie nunmehr, ob jemand gegen die 15 Minuten Redezeit etwas einzu¬
wenden hat? Das ist nicht der Fall. Also Sie erklären sich mit der Redezeit von 15 Minuten
einverstanden.

Das Wort hat der Herr Landeshauptmann Dr. Holion.
Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen und Herren! Ich nehme zumal ange¬

sichts der vorgerücktenZeit an, daß die zahlreichen Anfragen uud Anregungen, die von den Vor-
rednern vorgebrachtworden sind, vielfachnur den Zweck hatten, den Kommissionen Winke zu geben
für die Fragen, die dort behandelt werden sollen, und daß diese Dinge, soweit sie Einzelheiten
betreffen, zunächst in den Kommissionenbesprochen werden und wenn dort ein Einvernehmen nicht
erzielt wird, daß dann bei der 2. Lesung des Etats hier im Hause noch das Nötige dazu zu
sagen sein wird. Ich möchte hier nur noch auf einige grundsätzliche und Hauptfragen, die berührt
wurden find, eingehen. Zunächst ist das einmal die Veamtenfmge. Ich habe schon selbst darauf
hingewiesen,daß es heute notwendiger denn je ist, gerade auf diefem Gebiete die größte Sparsam¬
keit zu üben nnd dahingehendeMahnungen sind ja auch von mehreren Rednern ans dem Hause
an die Verwaltung gerichtetworden. Es ist dabei die selbstverständliche Tatsache anerkannt wurden,
daß diese Sparsamkeit nicht an den Gehältern geübt werden kann, daß vielmehr diese Gehälter
heute sich noch mehr der allgemeiuenWirtschaftslage, der Geldentwertung und der Teuerung an¬
paffen muffen. (Sehr richtig! links.) Allerdings sind die Zahlen, die eben der AbgeordneteHaas
angeführt hat, doch nicht ganz beweifend. Er hat meine Ausführungen wiederholt, das eine
Steigerung feit 1913 um das Zwanzigfacheeingetreten ist. Es ist aber dabei zu bedenken: Das
ist die Steigerung, die mit ihren Zahlen in den Haushaltsplan eingesetzt worden ist. Es kommen
dazu dann noch die 78V2 Millionen Mark aus den Gehaltserhöhungen von Mai und Juni, die
ja in die Zahlen des Haushaltsplanes noch nicht eingesetzt sind. Es wird sich dann wohl etwas
mehr als das Zwanzigfacheergeben. Das Gesamtbild wird sich dann um ein wesentliches ändern
in dem Sinne, daß man etwa wohl von einer Besserung sprechen könnte, wenn die Aufbesserung
vielleicht auch noch nicht genügend ist. Die Sparfamkeit auf diesem Gebiete kann daher nur gefunden
werden durch möglichst günstige Ausnutzung der einzelnen Arbeitskraft und durch lräftesparende
Arbeitsmethoden. Angesichtsdessen, daß von mehreren Reduern das gerade hier betont worden ist,
möchte ich nun doch nicht den Anscheinaufkommenlassen, als ob gerade insbezug auf die Aus¬
nützung der Arbeitskraft, inbezug auf den Fleiß, die Tätigkeit und die Pünktlichkeit der Beamten
hier bei der Provinzialverwaltung fo befonders zu klagen wäre. Nach meiner Ueberzeugungfind
die Zustände hier durchaus nicht schlechter als fie im Durchfchnittbei andern Verwaltungen auch
sein werden. Das Gros der Provinzialbeamten, das möchte ich hier hervorheben,tut in bester
und fleißigsterWeife seine Pflicht. (Beifall im Haufe.) Es ist immer dieselbe kleine Anzahl, die
zu wünschen übrig läßt, und immer dieselbe kleine Anzahl, die man auch so unpünktlichzum Dieust
kommen sieht. Es siud meistens dieselbenPersonen. Aber nichtsdestoweniger ist doch zuzugeben,
daß hier noch manches besser werden kann. Ich möchte aber da doch die Bitte aussprechen,der
Provinzialverwaltung keine festen Befehle mitzugeben, fondern ich möchte unter allen Umständen
daran festhalten, diefe Frage nach Möglichkeit im Einverständnis mit dem Beamtenausschußzu
regeln und da auch die Möglichkeitzu haben, noch in dem einen oder andern Punkte nachzugeben,
um zu einem Einvernehmen zu kommen. Ich halte vielleichteine nicht zu lange Arbeitszeit, die
im Einvernehmen mit dem Beamtenausschuß und unter dessen freudiger Mitwirkung und Unter-
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stützungfestgesetzt wird, für erfreulicher für die Verwaltung, als eine Stunde mehr, die den Beamten
gegen ihren Willen aufgezwungenwird. Ich habe auch schon eine Kommission,die hier gewünscht
worden ist, eingesetzt, um zu prüfen, welche Vereinfachungenund Modernisierungenin der Arbeits¬
weise der Verwaltung möglichsind, und ich bin bei der Zusammensetzungdieser Kommissioneinen
Mittelweg gegangen zwischen den Vorschlägender beide« Redner des Zentrums und der Arbeits¬
gemeinschaft, der eine Redner, der AbgeordneteSchäfer, meinte, die Kontrolle müsse lediglichaus¬
geübt werden durch Beamte, die vom Chef der Behörde» bestellt weiden, wahrend der Abgeordnete
Wesenfeldvon der Rechten der Ansicht war, man möge die Sache dem Veamtenausschußallein
überlassen. Ich habe eine Kommissioneingesetzt, die aus 3 Herren besteht, die von der Behörde
ernannt sind und aus 2 Mitgliedern, die vom Beamtenausschuß vorgeschlagensind, und diese
Kommissionwird demnächst in Tätigkeit treten. Dankbar nehmen die Beamten an, die Anregungen,
die hier gegebenworden sind auf kleinere Besserstellungihrer finanziellen Verhältnisse, auf ganze
oder teilweise Erstattung der Kosten, die ihnen dadurch entstehen, daß sie die Straßenbahn jetzt
infolge der geteilten Arbeitszeit mehr benutzen muffen, um zu ihrer Dienststellezu kommen. Auch
die Vermehrung der Unterstütznugsmöglichkeiten und die Erhöhung der Möglichkeiten,Darlehen zu
gewähren, werden sie mit Freuden begrüßeu. Wir haben bereits einen Fonds, der aber nur für
kleine Darlehen ausreicht. Es sind zur Zeit 80(X)0 Mark darin, und wir sind bisher nie über
Darlehen von einigen tausend Mark hinausgegangeu. Auch diese Möglichkeitenwerden wie gesagt
dankbar begrüßt. Aber Grenzen müssen sie ja immer haben. Das Vorhandensein solcher Unter¬
stützungsfondskann ja auch vou dem Herrn AbgeordnetenTheißen nicht ganz abgewiesen werden;
denn er hat selbst gesagt, das Gehalt müsse so bemessen werden, daß es unter gewöhnlichen Um¬
ständen ausreichendsei. Das ist auch meine Anficht. Leider bleibt es aber nicht immer bei den
gewöhnlichen Umständen. Es kommen zu oft die außergewöhnlichen Umstände. Dann müssen doch
Möglichkeitenvorhanden sein, auch mal mit außergewöhnlichenMitteln eingreifen zu können. Der
Mißbrauch wird ja schon in etwa dadurch verhindert, daß die Summe, die zur Verfügung gestellt
wird, von vornherein für das Jahr begrenzt ist. Infolgedessenist schon die Notwendigkeitgegeben,
die Summe möglichstüber das ganze Jahr zu verteilen. Ist sie aufgebraucht, dann ist für das
Jahr etwas Weiteres nicht zn machen. Ich bin der Ansicht, daß die eingesetzteSumme unbedingt
Richtschnurfür die Verwaltung feiu müßte.

Es ist von verschiedenen Vorredner» über die Austaltsverwaltungen gesprochenworden,
und da besonders über die wirtschaftlicheSeite. Und gerade hier sind wir besonders dankbar für
jede sachkundige Kritik und Anregung. Denn die Verhältnisse sind außerordentlichschwierig, außer¬
ordentlich mannigfaltig, auch nicht immer von hier so gut zu übersehe». Es wird daher jede
dahingehendeAnregung geprüft. Ich glaube aber, daß auch das Wesentliche davon in den Aus¬
schuß gehört.

Auf 2 Diuge ist ferner hingewiesenworden. Das ist die Wohnungsratiomerung und die
zu große Zahl der Obstbäume, die in den Gärten einzelner Anstaltsbeamten stehen. Diese beiden
Dinge sind nicht mit einem Schlagwort zu lösen, vielmehr ist auch hier immer darauf zu achten,
daß doch zu scharfe Eingriffe vermieden werden müssen, gerade in den Anftaltsverwaltungen, wo
es auf Wirtschaftlichkeit,wo es auf das Interesse des Einzelnen an der Sache mehr als je
ankommt, um nicht die Arbeitslust und die Arbeitsfreudigkeitder betreffendenzu zerstören um ver¬
hältnismäßig kleiner Vorteile willen. Mehrfach ist uns als Richtschnur an die Hand gegeben
worden, doch ja im Einvernehmen mit dem Veamtenausschuß vorzugehen, und nicht nur den
Veamtenausschußanzuhören, sondern er solle zu entscheiden haben. Ich glaube, dann wird eine
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ganz andere Entscheidungherauskommeninbezug auf die Beschränkung der Obstbäume. Wir haben
Gutachten der Beamtenausschüsse eingezogen. Die sprechen sich alle in der schärfsten Weise dagegen
aus, daß die Verwaltung hier irgend etwas tun möge. Wenn wir etwas erreichen wollen, dann
werden wir schon über die Beamtenausschüssehinweggehenmüssen. (Zuruf Haas: Die sind ja
alle beteiligt). Ja allerdings. Es ist auf das innere Leben der Anstalten eingegangen worden,
meine Damen und Herren, und das ist das Wichtigste, wie in den Anstalten die Insassen behan¬
delt werden. Ich habe bereits darauf hingewiesen: Wir haben in den Anstalten direkt und
indirekt 25000 zum großen Teil sehr schwer zu behandelndeMenschenunterzubringen. Mit der
Behandlung dieser Leute sind mehrere tausend Personen beschäftigt, und da gebe ich von vornherein
zu, und selbst, wenn hier im Landtag kein einziger Fall angeführt wurde, daß im Laufe eines
Jahres zweifellos hier oder da der eine oder andere Mißgriff vorkommen wird. Das ist garnicht
zu vermeidenbei der großen Zahl, um die es sich handelt und da wir auch auf Seiten der Ange¬
stellten und Beamteu es mit Menschenzu tun haben, die wir nicht von innen sehen, sondern die
wir nur von außen sehen und nns auswählen können. Aber das hindert doch nicht, daß alle
Beschuldigungen, die unberechtigt erhoben werden, auf's fchärfste zurückgewiesen werden müssen.
(Beifall rechts und im Zentrum.) Gerade die Beamten und Angestellten,auch die in den Privat¬
anstalten, haben ein außerordentlichschweres Amt, (Beifall) sie tragen nicht nur ihre Gesundheit
und ihre Arbeitskraft, sondern sie tragen auch täglich gewissermaßenihre Ehre zu Markte. Es
braucht jeder Insasse einer solchen Anstalt nur irgendwelchenoch so unsinnigen Beschuldigungen
loszulassen über diejenigen,die dort tätig sind, sie werden an mancher Stelle geglaubt.

Gerade das verpflichtetuns, jede ungerechteBeschuldigungzurückzuweisen. (Sehr richtig
im Zentrum.) In dieses Gebiet fallen auch die Anschuldigungen,die gegen die Anstalten Heerdt
und Kaiserswerth erhoben wurden sind, über die in der Kommissionund bei der zweiten Beratung
wohl weiteres gesagt werden wird. Ganz allgemein möchte ich aber gegenüberall diesen Anschul¬
digungen, die von Anstaltsinsassenerhoben werden, auf einen interessantenAufsatz hinweisen, den
ich vor kurzemin der Rheinischen Zeitung gelesen habe. Es war dort ein Aufsatz mit der Ueber¬
schrift: „KlerikaleMärchenerzähler"; darin wurde mit berechtigter Entrüstung erzählt, daß Anhänger
der Zentrumspartei sich an Schüler der freien Schule herangemachthätten und von diesen irgend
etwas herausgeholt hätten über Aeußerungen der Lehrer, über Bestrafung usw., und daß dann ein
Zentrumsblatt sich dazu hergegebenhabe, diese Dinge als bare Münze aufzutischcu nnd darnach
die freie Schule zu beurteilen. Die Nutzanwendung möchte ich Ihnen überlassen. (Sehr richtig
im Zentrum.) Die Tatsache, daß Mißgriffe sich nicht ganz vermeiden lassen, hindert auf der
anderen Seite nicht, daß doch alles geschehen muß, um die Zustände möglichsthoch zu halten.
Dazu gehört ganz gewiß auch eine moderne und brauchbare Hausordnung. Ich bedauere auch,
daß die Arbeit an der Erneuerung der Hausordnung noch nicht weiter voran geschritten ist. Ich
habe früher bereits ausgeführt, daß für die Gestaltung der Hausordnung in den Irrenanstalten
das neue Irrengesetz wesentlichfei. Dieses wurde von der PreußischenRegierung schon für den
vorigen Winter in Aussicht gestellt. Bis jetzt habe ich von einem Entwürfe noch nichts gehört.
Dann ist für die Hausordnung in Brauweiler maßgebend das neue Strafvollzugsgesetzund die
Strafvollzugsordnung. Soweit ich darüber unterrichtetbin, wird die in allernächsterZeit erscheinen.
Und gerade hier werden wir darauf warten müssen, weil ja der Weltalls grüßte Teil der Brauweiler
Insassen nicht mehr unter unserer Aufsicht steht, sondern unter der der Staatsregierung, da es sich
um Strafgefangene handelt. Daß in der Hausordnung in Brauweiler heute ganz veraltete
Bestimmungen bestehen, die nebenbei bemerkt, aus der Hausordnung der Staatsgefänguisse über-
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nominell worden sind, leugne ich keineswegs. Ich glaube aber, daß es praktisch in den Anstalten
viel weniger auf die Hausordnung und ihren Wortlaut, als auf die Persoueu, die damit arbeiten,
ankommt. (Sehr wahr, rechts!) Ich bin überzeugt, daß die barbarischenStrafe», die nugefllhrt
wurden, vollständig außer Gebrauch gekommen sind. In dem mir vorgelegtenStrafbuch, welches
ich dort einzusehenpflege, ist mir niemals irgend etwas von solchen Strafen aufgetaucht. Es
kommt weseutlich auch darauf au, daß die Personen selbst in Bezug auf die Behandlung schwieriger
Elemente die richtige Ausbildung haben und über die nötigen Kenntnisse und Erfahrungen ver¬
fügen. Infolgedessen begrüße ich mit Dank die Aufforderung des Herrn Abgeordneten Schäfer,
daß die Provinzialverwaltung alle Bestrebungen auf eine bessere Ausbilduug derjenigen Personen,
die bei der Behandlung der Fürsorgezöglinge, der Geisteskranken,Idioten, Epileptiker auch der
Strafgefangenen sowohl in den Provinzialanstalten wie in den privaten Anstalten tätig sind, von
uns unterstützt werden sollen. Und wenn Bestrebungen im Gange sind, eine solche bessere Aus¬
bilduug auch systematischden katholischen Ordensschwestern,die bisher bei der Erziehung uuserer
Fürsorgezöglingetätig sind, zuteil werden zu lassen, so werden wir das ebenso wie etwaige Bestre-
bungen von anderer Seite gern unterstützen.

Es ist dann weiter darauf hingewiesenworden, daß wir besondere Rücksicht zu nehmen
haben auch auf die konfessionslose» Fürsorgezöglinge. Ich gebe das durchaus zu. Es ist schon
vor dieser Sitzung von mir angeordnet worden, daß für die konfessionslosenFürsorgezöglinge
zunächstein konfessionsloser Fürsorger zwecks Unterbringung derselben in konfessionslosen Familien
gesucht werden soll. Der Herr AbgeordneteHaas hat dann gebeten, wir möchtendiesen Fürsorger
von der Vereinigung für Arbeiterwohlfahrt vorschlagen lassen. Ich glaube, daß das unmittelbare
Vorschlagen wohl nicht angängig ist, denn das würde zur Folge haben, daß für die katholischen
Fürsorger der Charitasvcrband und für die evangelischendie Innere Mission mit denselben
Ansprüchenkommenwürden. Nichtsdestowenigerwerden wir uns mit dem Ausschuß für Arbeiter¬
wohlfahrt, von dem wir gehört haben, daß er speziell auf diesem Gebiete tätig ist, gern ins
Benehmen setzen.

Ich muß dann noch auf eine Aeußerung des Herrn Abgeordneten Haas eingehen.
Grundsätzlichmüssenwir es meines Erachtens vermeiden, bei unseren Erörterungen iu das Gebiet
anderer Verwaltungen einzugreifen. Herr Abgeordneter Hans hat die Praxis der Landesversiche-
rungscmstaltiu Bezug auf die Gewährung von Heilverfahreneiner Kritik unterworfen. Die Landes-
Versicherungsanstalt,ich darf hier nebenbei als ihr Vorsitzender sprechen, hat ihre besonderen obersten
Organe. Es sind dies der Vorstand der Landesversicherungsanstaltund der Ausschuß der Landes¬
versicherungsanstalt,und ich würde es dort als Vorsitzendernicht gestatten, wenn da Dinge einer
Kritik oder Beschlußfassungunterzogen würden, die lediglich Sache der Provinzialverwaltung uud
des Piuvinziallandtages wären. Ich glaube, daß wir hier dieselben Rücksichten üben müssenund
es auch dem Vorstand und dem Ausschuß der Landesversicherungsanstalt,in dem ja die Arbeiter
mit der Hälfte der Vertreter vertreten sind, überlassenmüssen, nach dem Rechten zu sehen, wenn
Fehler vorgekommen sind. Die Landesräte werden vom Provinzialausschußernannt, aber ihre amt¬
liche Tätigkeit dort untersteht lediglich der Kritik des Vorstandes und des Ausschusses der Landes¬
versicherungsanstalt,der ja auch allem in letzter Linie zu entscheiden hat. Die Firma, unter der die
Landesräte dort zeichnen, heißt oben links: Der Vorstand der Landesversicherungsanstalt,in Ver¬
tretung: Der Landesrat,

Der Herr AbgeordneteTheißen ist dann noch in eingehender Weise auf den Fall Strauch
eingegangen. Ich darf es mir wohl versagen, jetzt schon darüber zu sprechen. Eine besondere
Vorlage darüber ist Ihnen ja zugegangen und wird noch Gegenstand der Behandlung sein. Der
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Referent für diese Angelegenheit,Herr Landesrat Gerlach, wird dann wohl in der Lage sein, in
der Kommissionund im Plenum über den Fall nähere Auskunft zu geben, (Bravo,)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wo,t hat Herr AbgeordneterDr. Fischer,
Abgeordneter Dr, Fischer: Meine Damen und Herren! Gestern ist von dieser Stelle

aus dem Gedanken Ausdruck verliehen worden, daß der Provinziallandtag nicht im Sinne der
politischen Körperschaften in Reich und Ländern ein Parlament sei, daß er vielmehr ein Organ
der kommunalen Selbstverwaltung uud es im wesentlichen nicht seine Aufgabe ist, politische Aus¬
einandersetzungen zu führen. Wenn ich trotzdem politische Gedanken erörtern muß, so tue ich das
nur als Erwiderung auf politischeAusführungen, die von Rednern anderer Fraktionen gemacht
worden sind. Zunächst hat der Herr AbgeordneteHaas den Gedanken ausgesprochen,daß man
im allgemeinen mit den Abstimmungendes Vertreters der Rheinlande im Reichsrat nicht ein¬
verstanden sein kann. Ich nehme an, meine Damen und Herren, daß Herr Haas nnter dem
„man" nur sich selbst und die Damen und Herren, welche politischhinter ihn, stehen, gemeinthat.
Jedenfalls müssen wir es ablehnen, daß die Abstimmungund die Tätigkeit des Reichsratsmitgliedes
Schumacher, der zwar vou dieser Körperschaft gewählt worden ist, hier verantwortlich einer Kritik
unterzogen wird (ho, ho, links.) Einer Kritik felbstuerständlich, aber ich fage, daß eine Verantwortung
des Herrn Schumachervon dieser Stelle aus dem Provinziallandtag gegenüber nicht zu erfolgen
braucht. (Abgeordneter Haas: Wir wählen aber auch noch mal, es kommen noch mehr Wahlen.
Zuruf: Wir sind seine Wähler und haben darüber zu entscheiden.) Gewiß, aber er ist nicht ver¬
pflichtet, dem Provinziallandtag als solchem Rechenschaft abzulegen. Das Mitglied des Reichsrats
ist als Mitglied der Zentrumspartei vorgeschlagen und Herr Schumacherist denen verantwortlich,die
ihn vorgeschlagen haben, (AbgeordneterHaas: Billigen Sie die Abstimmungdenn?) Rechtlich besteht
überhaupt keine Möglichkeit Herrn Schumacherin diesem Hause zur Verantwortung zu ziehen: (Zuruf
links unterbrechend:Sind Sie Republikaner?) Ganz gewiß, Herr Hoffmann! Ich will mit einigen
Worten, foweit mir persönlichdie Abstimmungen und die Motive des Herrn Schumacher hierzu
bekannt gewordensind, auf die Vorwürfe des Herrn AbgeordnetenHans eingehen. Er hat zunächst
gesagt, daß das Mitglied des Reichsrates als Vertreter der Nheinprovinzgegen wichtige Bestimmungen
des Gesetzeszum Schutze der Republik gestimmt hat. Das dürfte doch wohl nicht richtig sein.
Meiner Erinnerung nach hat Herr Schumacher lediglich gegen die Bestimmungen gestimmt, die
sich mit der Ausweisungsmöglichkeit der Mitglieder ehemaligerlandesfnrstlicher Familien befaßt haben.
Nnr dagegen hat er gestimmt. (AbgeordneterHaas: Und gegen die 5 Jahre.) Das kommt noch,
Herr Hans. Gegen das Gesetz als solches hat Herr Schumacher nicht gestimmt. Er hat bei der
Schluhabstimmungvielmehr für das Gesetz gestimmt. Wenn er gegen die Ausdehnungder Geltungs¬
dauer des Gesetzes auf 5 Jahre gestimmt hat, so hat er also für die Regierungsvorlage gestimmt,
die eine Dauer von 2 Jahren vorgesehenhat, diese Regierungsvorlage ist doch unter maßgebender
Mitwirkung der fozialdemokrntifcheuPartei dem Reichsrat vorgelegt worden. Weiterhin möchte
ich sagen, daß Herr Schumacher sich bei seiner Abstimmung gegen die Ausweisung der Mitglieder
ehemaliger landesfürstlicherFamilien in guter Gefellfchaftbefindet; denn es dürste Ihnen mittler¬
weile bekannt geworden sein, baß das der Partei des Herrn Haas nahe stehende Mitglied des
Reichsministeriums,Herr Dr. Küster, sich mit der Abänderung, dem Fallenlassen dieser Bestimmung
einverstanden erklärt hat.

Weiter hat Herr Haas gesagt, Herr Schumacherhabe gegen die Getreideumlagegestimmt.
Das dürfte richtig fein. (Zuruf: Ist richtig.) Aber ich bitte zu bedenken, unter welchen Umständen
die Abstimmung gegen die Getreideumlage erfolgt ist, zu welchem Zeitpunkte die Abstimmung
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durch Herrn Schumacher im Reichsrat erfolgt ist: als nämlich die Einigungsverhandlungen zwischen
den Koalitionsparteien noch voll im Gange waren, als man sich namentlich noch nicht über den
Preis geeinigt hatte. Es ist deshalb nicht richtig, wenn Herr AbgeordneterHaas gesagt hat, daß
Herr Schumachergegen das Kompromißder Koalitionsparteieuüber die Getreideumlagegestimmthat.
Das ist nicht der Fall! Wenn Herr Schumacherdagegen gestimmt hat, so hat er es getan, einmal in
der Absicht, zunächst seine Stellungnahme vorzubehalten und zweitens, um zu ermöglichen,daß
innerhalb der Parteien des Reichstages eine Einigung über die Preisfrage erfolgen könnte. (Zuruf des
AbgeordnetenHaas: Wenn ich dagegen stimme, behalte ich mir doch meine Stellungnahme nicht
vor!) Weiter hat Herr Haas gesagt, Herr Schumacher habe gegen das Beamtengesetzgestimmt.
Dem dürfte entgegen gehalten werden, daß das Neamtengesetzsich erst in der zweiten Lesung
befindet. Eine endgültige Abstimmung ist also zur Zeit noch nicht erfolgt. (AbgeordneterHaas
unterbrechend: Im Reichsmt gibt es nur eine Lesung.) Jedenfalls kann ich hierzu eine bestimmte
Erklärung nicht geben, da mir au« der Zeitung die Abstimmung des Herrn Schumacher nicht
bekannt ist.

Soweit Herr Haas die Personalpolitik der Zentrumspartei beanstandet hat, glaube ich
feststellen zu müssen,daß, wenn eine Partei bei ihrer Personalpolitik eine reine Weste hat, es die
Zentrumspartei ist. (Lachen links.) Sie lachen; aber ich möchte Sie darauf hinweisen, daß in
der Rheinprovinz von 5 Regierungspräsidenten heute nur 2 der Zentrumspartei angehören
(Zurufe links), daß der Regierungspräsidentvon Düsseldorf bekanntlich Mitglied Ihrer Partei ist..
Wenn Sie nun hören, daß er einen Regierungsbezirkregiert, der allein 93 Abgeordnetein dieses
Haus schickt, während die übrigen 4 Regierungsbezirkezusammen nur 66 Abgeordnete hierhin
entsenden,dann werden Sie doch wohl mit mir der Auffassungsein, daß der Regierungspräsident
von Düsseldorf eine ganz überragendeBedeutung innerhalb der Rheinprovinz hat. (Sehr gut im
Zentrum. Zuruf des AbgeordnetenHaas: Das ist immer nur einer.) Wir stehen aber auch auf dem
Standpunkte, daß mau die Aemterbesetzungnicht nur nach einzelnen Provinzen zu beurteilenhat, sondern
daß gerade die Besetzung der Oberpräsidentenstellenunter Berücksichtigung sämtlicher Oberpräsidenten
in Preußen vorgenommenwerden muß. Von den 13 Oberpräsidenten gehören meiner Erinnerung
nach nur 2 zur Zentrumspartei, während 4 sich zur sozialdemokratischen Partei und 2 sich zur
demokratischen Partei bekennen. (Zuruf des AbgeordnetenHaas: Wir sind aber auch gut doppelt so
stark wie Sie.) Hierzu kommt aber noch, daß zum Beispiel von den sämtlichen Landräten Preußens
54 sich zur Sozialdemokratie bekennen und nur 28 zur Zentrumspartei. (Zuruf des Abgeordneten
Haas: Wir sind ja auch doppelt so stark.) Jedenfalls werden Sie doch wohl zugeben, daß, soweit
die Rheinprovinz in Betracht kommt, diese Frage doch ganz anders beurteilt werden muß und daß
man von der Zentrumspartei innerhalb der Rheinprovinz nicht sagen kann, sie sei die Partei, die
die grüßte Zahl der Stimmen hat, sondern sie ist diejenige Partei, die eine überwiegendeZahl
der Stimmen hinter sich hat. Das Stimmenverhältnis ist so, daß 1240 000 Stimmen bei der
Wahl dieses Hauses für die Zentrumspartei abgegebenworden sind und daß die zweitstärkste Partei
460 000 Stimmen erhalten hat. (Zuruf links: Sie haben aber nicht mehr die absolute Majorität.)
Das habe ich auch nicht gesagt; aber wir haben eine überwiegend große Zahl Stimmen.

Herr Haas hat weiter von der Wohnuugsrationieiung und vom Wohnungsbau gesprochen.
Im Zusammenhang damit hat Herr Theißen der Zentrumspartei deu Vorwurf gemacht, daß sie
die Schuld daran trage, wenn die Wohnungsrationiernng nicht durchgeführtworden sei, wenn das
Wohnungseleud heute auch noch für einzelne Beamte in den Provinzialanstalten herrsche. Zunächst
müh ich sagen, daß bei der Sitzung des Provinziallandtages im März die Zentrumspartei dafür
Stellung genommenhat, daß die Vorlage, von der Herr AbgeordneterHaas uns heute Kenntnis
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gegeben hat, dem Provinzialausschuß gemacht werden sollte, eine Vorlage nämlich, wonach die
Grüße der Zimmeranzahl und die Zahl der Bewohner der einzelnen Dienstwohnungendem Provin¬
zialausschuß mitgeteilt werden sollte. Anderseits muh ich meiner Verwunderung darüber Ausdruck
verleihen, daß Herr AbgeordneterHaas als Mitglied des Provinzialausschusscsnns diese Vorlage
hier zur Kenntnis gibt, ohne gleichzeitigdabei zu sagen, was er als Mitglied des Provinzial-
ausschusses,also derjenigenKörperschaft, die doch für die Beseitigung etwaiger Mangel maßgeblich
ist, bereits getan hat, (Zuruf des AbgeordnetenHaas: Nun hören Sie aber auf!)

Im einzelnenhat Herr Haas die Anträge der U.S, P, durchgesprochen.Es dürfte sich
erübrigen, daß ich die Stellungnahme der Zeutrumsfraktiou zu diesen einzelnen Anträgen hier näher
begründe. Wir behalten uns bei den Beratungen in den Ausschüssen nnd bei der zweiten Lesung
des Etats unsere Stellungnahme vor.

Der Herr AbgeordneteHoffmann hat sich in längeren Ausführungen mit der Landwirtschaft
beschäftigt,namentlich mit den heutigen Gctreidepreisen. Ich bin nicht Landwirt, und es ist nicht
meine Aufgabe, in dieser Beziehung die Landwirtschaft in Schutz zu nehmen. Jedenfalls möchte
ich Herrn Hoffmann gesagt haben, daß, wenn er die Landwirtschaft für die hohen Getreidepreise,
die heute an den Börsen notiert werden, verantwortlich machen will, dies nicht das Richtige ist.
Ich glaube, es wird ihm schwer fallen, Landwirte zu nennen, die heute überhaupt noch Getreide¬
vorräte haben. (Sehr richtig! rechts.) Diese sind heute iu ganz anderen Händen. Nicht die
Landwirte sind es, welche mit dem Getreide spekulieren, sondern ganz andere Kreise,

Weiter hat Herr Hoffmann sein Lieblingsthema, die Entkonfessionalisierungder Fürsorge-
erziehungsanstalten hier wieder angeschnitten. Wir hören das bei jeder Etatsrede von ihm, und
ich halte es wirklich für überflüssig, dazu im einzelnen noch Stellung zn nehmen. Ich kann mich
wohl darauf beschränken, ihn auf die Ausführungen hinzuweisen.,die im vorletzten Provinziallandtag
die Abgeordneten von Itter und Gosewintel gemacht haben. Jedenfalls muß es recht auffallen
und sonderbar erscheinen, daß Herr Hoffmann als Kronzeugen, als Befürworter einer humaneren
und sozialerenBehandlung der Zöglinge in den Fürsorgeerziehungsanstaltennur christliche Pfarrer
— er hat uicht gesagt katholische oder evangelische — angeführt hat.

Ich muß es ablehnen, mich näher mit den Ausführungen des Herrn AbgeordnetenTheißen
zu befassen (Zuruf links: Weshalb?) Das brauche ich Ihnen wohl nicht zu fagen. Ganz ent¬
schieden aber lehne ich die Behauptung des Herrn AbgeordnetenTheißen ab, daß die Zentrums-
Partei innerhalb ihrer Reihen Separatisten habe. Ich glaube, der Herr Abgeordnete Theißen wird
für diese seine Behauptung keinerlei Beweis aufstellenkönnen, Jedenfalls begeht er einen gewaltigen
Irrtum, wem, er Separatisten mit solchen Leuten gleichstellt, die einen Ausbau der Selbstverwaltung
der einzelnenProvinzen gewünschthaben und auch heute noch wünschen. Mit Separatisten als
solchen haben wir nichts zn tun, sondern ich glaube eher, daß die Partei, die der Herr Abgeordnete
Theißen hier im Hanse vertritt, besser daran tun würde, in ihren Reihen einmal nachzusehen, ob
sich dort keine Separatisten befinden. (Sehr richtig! rechts und im Zentrum.) Ich nenne hier
nur den Redakteur der Sozialistische»Republik iu Köln, der ja, wie wir aus vielen Ausführungen
in diesem Hause bereits gehört haben, sich zur Kommnnistischen Partei bekennt.

Der Herr AbgeordneteTheißen hat es entschieden abgelehnt, sich auf eine gemeinsame
Basis all der Parteien zu stellen, welche zum Wohle des deutschen Volkes und unserer rheinischen
Provinz zusammenarbeitenwollen. Ich glaube, daß ge.rade wir von der Zentrumspartei uns stets
mit allem Nachdruck und mit Bewußtsein ans den Standpunkt der Volksgemeinschaft gestellt haben,
einer Voltsgemeinschaft,die gerade bei den inneren und äußeren Nöten der heutigen Zeit zu einer
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Schicksalsgemeinschaft gewordenist. Wir sind, wie auch Herr Abgeordneter Haas gesagt hat, und
darin stimmen wir ihm zu, bereit, mit all den Parteien und Kreisen, die zum Wohle unserer
rheinischenHeimat und damit auch zum Wohle unseres deutschenVaterlandes arbeiten wollen,
zusammenzu arbeiten. (Bravo im Zentrum.)

VorsitzenderDr. Icirres: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Kaiser.
Abgeordneter I)r. Kaiser: Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete Haas

hat mit einer gewissen Ironie gerügt, daß die Redner des Zentrums und der Arbeitsgemeinschaft
einen ruhigen, sachlichen,trockenenund nüchternen Ton eingehalten hätten, und daß er sich als
Sozialdemokrat nicht zu diesen Tönen bekennenkönne, sondern etwas mehr Temperament hinter
die Sache setzen müsse. Diese Ruhe und Sachlichkeitist von unserer Arbeitsgemeinschaftund, wie
ich annehme, auch von seiten des Zentrums mit besonderemVorbedacht angewandt worden, weil
wir der Meinung sind, daß die Politik nicht in dieses Haus gehört (Oho! links) und daß wir am
ruhigsten und sachlichsten arbeiten und das größte Stück des Weges gemeinsamgehen können, wenn
wir die Politik, die in anderen Parlamenten spielen mag, hier beiseite lassen und unter Außeracht¬
lassung dieser Politik ruhig im Interesse der Provinz arbeiten. (Sehr gut! rechts und im Zentrum,
Widerspruchlinks.) Aber ich will Herrn Haas gern das Zeugnis geben, daß er dieses Tempera»
ment nicht übertrieben und mißbraucht hat. Nur an einer Stelle hätte ich eine andere Tonart
gewünscht. Sie (zum AbgeordnetenHaas) haben unter Zitierung der vorjährigen Etatsiede des
AbgeordnetenWallraf einem Teil unserer Arbeitsgemeinschaftvorgeworfen, daß er die Ruhe und
Ordnung (Zuruf des AbgeordnetenH„ns: und die Autorität!) und die verfassungsmäßigeRepublik
in unserem DeutschenReiche und unserem engeren preußischenVaterlande untergrabe. (Lebhafte
Zurufe links, Glocke des Vorsitzenden.) Herr Haas, für diese schwere Beleidigung eines Teiles
unserer Mitglieder sind Sie den Beweis schuldiggeblieben und ich möchte Sie darauf aufmerksam
machen, daß, wenn wir uns gegenseitigdiese Vorwürfe nicht machen, wir am besten zum Ziele
kommen, Unsere Arbeitsgemeinschafthat eben den dringenden Wunsch, ein gutes Stück Weges
gemeinsamzu gehen.

Ich komme dann zu dem weiteren Vorwurfe des Herrn Haas, den er ja nicht uns, son¬
dern wohl dem Zentrum über die Abstimmungder rheinischen Vertreter im Reichsrat, über welche
Herr Haas anschemend ausgezeichnetBuch geführt hat. gemachthat. Daran sind wir ganz unbe¬
teiligt. Sie (zu den Mehrheitssozialisten)haben ja damals mit dem Zentrum und unter unserer
AusschaltuugHerrn Schumacher gewählt. (Unruhe links.) Erörtern Sie das in demselben Kreise,
in dem Sie damals gewählt haben, nicht hier vor dem Provinziattcmdtag, den Sie zu einem
glotzen Teile ausgeschaltet haben. Im übrigen, Herr Haas, möchte ich Sie darauf aufmerksam
machen, daß der Reichsrat und der Staatsrat selbständigestaatsrechtlicheGebilde sind und nicht
nachzubeten haben, was etwa die einzelnen Fraktionen im Landtag und Reichstag beschließe!!.
Diese Körperschaftfn,Staatsrat und Reichsrat, sollen ja vor- und nachprüfen,ob die Leute in den
Fraktionen das Nichtige getan haben, und Sie müssen sich von dem Vor- und Nachprüfer gefallen
lassen, daß er sagt, Sie haben unrichtig gehandelt. (Lebhafte Zurufe links.) Sie sind weiter
dem Antrage der U. S. P. bezüglichder Kaiseibilder beigetreten. (Lebhafte Zurufe links. Vor«
sitzender: Ich möchte doch bitten, den Redner ungestört cmssprechen zu lassen.) Man mag über
die Hohenzollerndenken,wie man will, aber, daß die Hohenzollernepoche eine glorreiche,glänzende
Zeit auch für das Rheinland war (Zurufe links: Hurra!), kann nur derjenige leugnen, der jeder
Geschichtskenntnis unkundigist. (Zuruf des AbgeordnetenHaas: Besonders Wilhelm II.!) Ich will
weiter nichts darüber sagen. Sie, Herr Haas, beobachtenwiederum nicht die Mahnung des Herrn
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Vorsitzenden. Lassen Sie mir doch die 15 Minuten allein; ich mißbrauchesie nicht. (Erneute Zurufe
links). Lassen Sie also diese Bilderstürmern. BeseitigenSie einmal zunächst aus Ihren eigenen
Reihen die „Kaiser" und „Könige", die „Cäsaren", von denen ich einen bei den Mehrheits-
sozialistensogar im Mitgliederuerzeichnisdes Landtags finde, die „Herzöge" und „Fürsten" und
sonstigen Namensträger des von Ihnen so gescholtenenalten Systems und taufen Sie alle diese
Genossen republikanisch um. (Große Heiterkeit.) Sie weiden dann aus Ihren Reihen den leben¬
digen Widerspruchfinden, den die toten Bilder und sonstigen Embleme der KaiserzeitIhnen nicht
leisten können. Nehmen Sie sich ein Beispiel an der französischen Republik. Denken Sie an einen
König Ludwig XIV., den größten Vorkämpfer der absoluten Monarchie, der das geschichtliche
Wort geprägt hat: Der Staat, das bin ich. Denken Sie an Napoleon, den größten Militaristen
der Welt. Ihre Bilder thronen in der französischen Republik ebenso ungestört wie in den Zeiten
des französischenKaiser- und Königtums. Lernen Sie hiervon. Nehmen Sie in Duldsamkeit
diese Erinnerungen an monarchistischeZeiten hin. Eine Republik muß auch die Zeichen einer
monarchischen Zeit ertragen können. Durch duldsames Tragen der Erinnerungen und Zeichen einer
monarchischen Zeit festigen Sie die Republik am besten. Nur durch Duldsamkeit,meine Damen und
Herren, können Sie hoffen, diejenigen,die heute noch immer die monarchische Verfassungals die beste
Verfassung für Deutschland ansehen, zur republikanischenAuffassung zu bringen. (Zuruf links:
Die Duldsamkeit wird mißbraucht!) Sie berichteteueben davon, daß unsere Geschäftsordnungin
einer KöniglichenHofbuchdruckereigedrucktworden sei. Der Mann hat seinen Titel in Ehren
erhalten. Wenn er ihn in Ehren weiter führen will, dann lassen Sie ihm doch den Spaß. Was
wollen Sie den Mann zwingen, diesen Titel aufzugeben. Eine Gefahr für die Republik ist doch
dieser Titel nicht. Terror ist es aber, wenn Sie die Träger solcher Erinnerungen zwingen wollen,
diese Erinnerungen aufzugeben. Nun genug davon. Meine Damen und Herren! Ich komme dazu,
daß Herr Haas sich beklagt hat über die Fixigkeit, mit der die Verwaltung die Geschäftsordnung
hat drucken lassen. Er sollte sich freuen, daß er das druckfertige Exemplar jetzt vor sich liegen
hat, nachdem wir gestern die Geschäftsordnungmit sofortiger Wirksamkeitverabschiedenkonnten
Die Sache ist in der Kommissionso spruchreifgemacht und so gründlich bearbeitet worden, daß
die beteiligten Herren und Damen sie fast auswendig konnten. Und deshalb war es der drin¬
gende Wunsch aller, daß am ersten Tage gleich die Geschäftsordnungverabschiedet und ihre Druck-
fertigkeit möglichst weit vorbereitet werde. Darüber waren wir uns einig in der Kommission,
sowohl das Zentrum und wir und auch Ihre Fraktion.

Ich komme nun zu der Besetzungder Oberpräsidcntenstelle. Hier hat Herr Haas gesagt,
er verlange eine gemeinsameVerständigung über die Besetzungder wichtigenStellen zwischen den
einzelnen Fraktionen. Meine Damen und Herren, das ist das Verlangen, das wir lange vor
Ihnen gestellt haben (Lachen links), als es sich damals darum handelte, einen Vertreter in den
Reichsrat zu senden. Damals haben Sie diesen Grundsatz ganz schlimm verletzt. Aber wir haben
uns nachher ja darüber verständigt. Aber ich muß doch die Wahrnehmung machen, daß Sie
diesen Satz viel heftiger und temperamentvolleranwenden, wenn es sich um einen von den Ihrigen
handelt. Wenn es sich um einen von uus handelt, sagen Sie immer: Die sind ja saturiert. Ja in
diesem Sinne haben wir die Verständigung aber nicht gemeint. (Zuruf des AbgeordnetenHaas: Also
ist auch eine Verständigung mit Ihnen nicht möglich.) Meine Damen und Herren, weiter hat Herr
Haas darüber gesprochen, daß die Wohnungen der Beamten teilweise zuviel Räume, teilweise zu wenig
Niinme hätten. Sie gehen dabei nur von toten Zahlen ans: 3 große Räume können viel mehr
sein als 6 oder 8 beschränkte Räume. (Unruhe links.) Bevor Sie solche Kritik üben, müssen
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Sie sich die Wohnungen ansehen, und ich kann da nur unterstützen, was der Herr Landeshaupt¬
mann gesagt hat: Man wird der Sache nachgehen, wenn im einzelnen Falle etwas nicht in
Ordnung ist, wird man selbstverständlichändern müssen. Aber aus den Zahlen allein kann ich
nicht erkeuuen,daß etwas nicht in Ordnung ist. Aehulichist es mit den Sachbezllgender Beamten,
insbesondereden Obstbäumen. (Zuruf des AbgeordnetenHaas: Na, Na.) Ich bitte Sie, wenn einer
20 oder 25 Jahre im Dienste der Provinz war und in diesen Jahren seinen Obstgarten gepflegt, neue
Obstbäume selbst gepflanzt hat, wollen Sie dem Beamten denn jetzt diese Nutznießung,seine eigene
Arbeit uehmen und sie einem anderen übertragen, der weit spater hineingekommen ist und garnichts
daran getan hat? Wenn der neue Beamte eben so lange, etwa 20 Jahre, seinen Garten gepflegt
hat, dann wird er iu derselbenLage sein, wie der andere. Und ich muß es da als das grüßte
Unrecht bezeichnen (Zuruf des AbgeordnetenHaas: Das ist aber traurig), wenn Sie da eingreifen
wollen. Sie müßten dann schon sagen: An der und der Stelle bestehen Mißstände. Aber mit den
vorgebrachtenArgumenten kommen Sie da nicht weiter, damit schaffen Sie viel mehr Unrecht, viel
mehr Unrecht, als vielleicht jetzt da ist. (Znruf des Abgeordneten Haas: Aber ich bitte Sie,
50—150 Obstbäume.)

Erstaunt bin ich etwas über die Zahlen, die Herr Haas angeführt hat über die Summen,
die wir aus der Verpachtung der Obstbäume an den Provinziallanostraßen erzielen. Ich muß
gestehen, auch unter Berücksichtigung des Umstandes, daß nicht nur Kinder, sondern auch Erwachsene
die Bäume und die reifenden Früchte an der Landstraße sehr lieben uud die Frucht pflücken, so
bin ich doch erstaunt, daß die Einnahme pro Baum nicht mehr als 3,75 Mark ausmacht. Da
muß meiner Meinung nach eine gründlichePrüfung stattfinden. Aber Herr Haas, ich könnte niir
auch ganz gut denken, daß gerade in dieser Zeit, wo so viel von den Bäumen gernpft wird, daß
vielleicht diese 3,75 Mark noch zuviel sind. Denn aus dein Baume, wo nichts mehr dran ist,
können Sie auch keine 3,75 Mark an Pacht herausziehen. (Große Heiterkeit.) Im übrigen,
meine Damen und Herren, möchte ich mich mit den Einzelheiten, die vorgetragen worden sind,
nicht beschäftigen, das find alles Sache,,, die die Kommissionenangehen.

Ich möchte mir nur noch ein Wort erlauben zu den Getreidepreisen, Hier kann ich das,
was Herr Fischer gesagt hat, nur nachdrücklichst unterstreichen; denn Landwirte, die heute über
ihren eigenen Bedarf Getreide haben, gibt es nicht mehr, und deswegenstehen die Preise für die
Landwirte auf dem Papier. Wenn heute noch sonst jemand im deutschenReiche Getreide zu
verkaufenhat, so ist das ganz sicherlich kein Landwirt. (Sehr gut! rechts, lebhafter Widerspruch
links.) Meine Damen und Herren, berücksichtigen Sie weiter noch folgendes. Die Landwirte
haben doch auch das Umlagegetreide abgeliefert und dafür eine Entschädigung erhalten, die ihre
Selbstkostennicht deckt. (Lebhaftes „Oho" links.) Sie müssen nun durch den Preis des andern
Getreides entschädigt werden. Ja Herr Haas, Ihre Kenntnisse in Ehren, aber soviel verstehen
Sie nicht von der Laudwirtschaft, daß Sie das beurteilen können. (Lärm links.) Ich freue
mich über die energische Stellung, die der Herr AbgeordneteHaas inbezug auf die beabsichtigte
Zerstörung der angeblich strategischenBahnen eingenommen hat, und ich möchte, hier anregen,
einen gemeinsamenBeschluß des Landtags herbeizuführen des Inhalts, daß die Erfüllung der
Forderung, diese Bahnen zu zerstören, unmöglich ist. da es sich um die letzte wirtschaftliche Kraft
des Nheinlandes handelt, und daß die schwer um ihre Existenz ringende deutsche Industrie voll¬
ständig vernichtet ist. wenn dieses Verlangen zur Wirklichkeit wird. (Bravo! rechts uud im Zentrum.)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Eberle.
Abgeordneter Eberle: Meine Damen und Herren! Meine beiden Vorredner, der Redner

des Zentrums sowohl wie der Redner der Arbeitsgemeinschaft,haben die Anficht vertreten und an
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die Spitze ihrer Ausführungen gestellt, der Provinziallandtag sei keine Einrichtung, in der politische
Angelegenheitenerörtert werden sollen. Es dürfte doch allgemeinbekannt sein, daß man mit diesen
Worten doch zuweilen weiter nichts als den Versuchmachen will, Dinge, die einem vielleichtnicht
augenehm sind, zu verhindern. Man kaun doch Wirtschaft und Politik nicht trennen, Sie alle,
die Sie hier sind, sind politischeingestellt, Ihre Stellungnahme zu wirtschaftlichen Fragen wird
zweifellos beeinflußt von Ihrer politischen Einstellung. Es mag ja sein, daß Herr Dr. Kaiser
anderer Auffassung ist. Aber im allgemeinen wird man mir doch zustimmen. Ob wir wollen
oder nicht: Von unserer politischenEinstellung aus wird alles betrachtet und beurteilt. Und so
müssen Sie es uns schon gestatten, wenn wir auch Fragen politischerNatur bei den Erörterungen,
die wir hier haben, in den Vordergrund stellen. Und Herr Kollege Haas hat hier unter aus¬
drücklicher Billigung seiner Fraktion eine solche Rede gehalten. Man hätte es nicht verstanden,
wenn wir in diesem Hause hier die Politik außer acht gelassen hätten und wenn wir achtlos an
den Dingen, die in den letzten Wochenpassiert sind, vorübergegangenwären. Den Vorwurf, den
Sie uns dieserhalb machen, nehmen wir gern auf uns. Ich möchte nun zu den Ausführungen
kommen, die meine beiden Vorredner gemacht haben, und mit Herrn Dr, Fischer beginnen. Es
war mir interessant, wie er den Versuch machte, dem Provinziallandtag das Recht zu bestreiteu,
über die Haltung des Herrn Schumacher im Reichsrat sich zu äußern. Zuuächst sagte er, der
Provinziallandtag sei überhaupt nicht die Stelle, die berufen sei, darüber zu urteilen. Soweit
gut, so gut. Aber was hat Herr Fischer daraus gemacht? Seine Ausführungen waren weiter
nichts als der Versuch, die Haltung des Herrn Schumacher im Reichsrat zu rechtfertigen. Ob
und in welchem Umfange ihm das geglückt ist, möchte ich Ihrer Beurteilung überlassen. Jedenfalls
steht fest, daß Herr Schumacher, der von der Rheinprovinz in den Reichsrat geschickt worden
ist, in allen wichtigen Fragen, die heute im Vordergrund stehen, sich in Widerspruch gesetzt hat
mit der Auffassung der Parteien, die ihn in den Reichsrat gewählt haben. Bei feinen Abstim¬
mungen stand er in direktem Widerspruch auch mit der überwiegenden Mehrheit des
Zentrums, Darüber kommenwir nicht hinweg. Auch über seine Haltung bei dem Gesetz über
die Getreideumlagegibt es leinen Streit, Herr Schumacher,der ausgerechnet Mitglied der Zentrums¬
partei ist, gibt sich zu solchen Abstimmungen her, die sich gegen die Politik des Reichskanzlers
Dr, Wirth wenden. Ich weiß nicht, wie sich das Zentrum mit diesen Dingen abfinden wird.
Doch das ist Sache der Zentrumspartei. Aber daß wir hier die Gelegenheitbenutzen, darauf auf¬
merksam zu macheu, wird uns niemand verdenkenkönnen. Ich kann weiter mitteilen, daß Herr
Dr. Schumacher im Reichsrat, wenn er verhindert ist, sich nur zweimal von seinem richtigen
Vertreter, unserm Kollegen Gerlach, hat vertreten lassen, dagegen aber in sehr vielen Fällen mit
seiner Vertretung ausgerechnetfast immer einen Herrn der deutschnationalenPartei beauftra.gthat.
(Unruhe und erstaunte Zurufe: Gerlach ist doch sein Vertreter.) Ja das schon, aber er hat sich
meist vertreten lassen durch den Vertreter von Ostpreußen. (AbgeordneterHaas: Oho!) Das
steht in den Protokollen über die Sitzungen des Reichsrats, die vor mir liegen. Meine Damen
und Herren! Wenn solche Sachen passieren, wollen Sie es uns verübeln, wenn wir sie zur
Sprache bringen und der Katze die Schelle umhängen?

Nun hat der Vertreter der Zentrumspartei offenbar die Ausführungen des Herrn Haas
über die Personalpolitik nicht richtig aufgefaßt. Herr Haas hat doch nach meiner Meinung
mit aller Deutlichkeitzu verstehen gegeben, daß nicht allein die Sozialdemotraten es sind, sondern
auch die Zentrumspartei, die bei Besetzungder Stellen nicht entsprechend ihrer Stärke berücksichtigt
werden, und die nicht nur hier in der Piovinzialverwaltung, sondern in der gesamten Preußischen

17
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Verwaltung zu kurz gekommen sind. Und es war sicherlich nicht notwendig, in dieser Form gegen
Herrn Haas zu polemisieren und darauf hinzuweisen,daß die Zentrumspartei in der Personal-
Politik eine besonders„reine Weste" hätte. Es ist garnichtdie Absicht gewesen, gegen die Zentrums¬
partei gerade auf diesem Gebiete etwas zu sagen. Wir haben anerkannt, daß auf dem Gebiete
der Personalpolitil auch an den Angehörigender Zentrumspartei ein großes Unrecht gutzumachenist.
Das haben wir auch im Landtage und bereits in der PreußischenLandesversammlungmit aller
Deutlichkeit hervorgehoben. Auch das Zentrum hat jedesmal, wenn diese Frage angeschnitten
worden ist, darauf hingewiesen, daß es auch der Auffassungsei, daß die Sozialdemokratiein größeren!
Umfange als bisher zur Besetzungleitender Stellen herangezogen werden müsse, (Zuruf links:
Habt Ihr noch nicht genug Nachtswächter?) Die Unabhängigen haben ja anch schon eine ganze
Reihe von „Nachtswächtern" gestellt. Ich wundere mich, daß gerade ein Unabhängiger diesen
Zwischenruf gemacht hat. Sind denn die Unabhängigen auch der Auffassung, die Besetzungder
wichtigsten Posten innerhalb unserer staatlichen Organisation nach wie vor der Rechten zu überlassen?
(Sehr richtig! links. Zuruf des AbgeordnetenHaas: Zum Schutze der Republik.) Aber sie wissen
doch so gut als wir, daß es schlecht um die Republik bestellt wäre, wenn gerade jetzt anstelle der
jetzigen Preußischenund Reichsministernur Minister von der Rechtensäßen. Darauf können Sie sich
verlassen, wenn dem so wäre, dann hatten die Unabhängigen und die Kommunistenlängst nichts mehr
zu verkaufen. (Große Unruhe und lärmende Zurufe links. Zuruf rechts: Allerdings.) Sind die
Unabhängigenwie die Kommunistenauch der Auffassung, wir follten dahin streben, recht bald in den
Sumpf hineinzugemten? Wir sträuben und wehren uns mit allen Kräften dagegen, daß der Zu¬
sammenbruch des deutschen Volkes heute oder morgen eintreffen soll. Wir wissen, wenn der Zusammen-
brnch erfolgt, am meisten die Arbeiter darunter zu leiden haben und nicht die Landwirte, die Deutsch¬
nationalen und die Kapitalisten, die sich auch dann wie immer zu helfen wüßten.

Und nun, meine Damen und Herren, komme ich zu Herrn Kaiser, Kann denn tatsächlich
von einer Hohenzollernepoche gesprochen werden, wie es Herr Dr, Kaiser getan hat? (Zurufe
rechts: Ja eine glorreicheHohenzollernepoche.) Nein, eine Hohenzollernepochehat es nie gegeben
und die Geschichtekennt auch keine glorreicheHohenzollernepoche,besonders nicht seit ungefähr
130 Jahren. (Zuruf links: Aber eine Kartoffelepoche.) Wohl haben wir mal einen Hohenzollern
gehabt, den die Geschichte als eine Persönlichkeitfestgehaltenhat: Friedrich II. Was die andern
gewesen sind, darüber haben auch Geschichtsschreiberihr Urteil abgegeben, die keine Sozialdemokraten
sind, soll ich Ihnen Treitschke nennen? (Lärmende Zurufe rechts. Glocke des Vorsitzenden.)
Wenn Sie glauben, meine Damen und Herren, daß die Weltgeschichte von einzelnen Persönlichkeiten
gemacht worden ist (Iawohl-Rufe rechts) dann ist dies ein großer Irrtum, denn die Hohenzollern
haben keine Geschichte gemacht. Die Hohenzollern haben in die Geschichtstafelrecht wenig ein¬
getragen. Also kommen Sie uns nicht damit, sonst müßten wir etwas deutlicher werden. Wir
sind der Auffassung, daß das, was von uns verlangt wird, keine Bilderstürmerei ist. Aber das
will ich Ihnen sagen: Wäre die Sache umgekehrt, meine Damen nnd Herren, Sie würden leinen
Tag und nirgendwodie Hoheitszeichender Republik dulden, (Zuruf des AbgeordnetenHaas: Das
sagt auch die Gejchichte,) Sie könnten sie nicht dulden, und wenn Sie das durch Ihre Zurufe
bestreiten, so können wir es Ihnen nicht glauben. Deutschlandist eine Republik, und das soll auch
äußerlich, allem Volk sichtbar, durch die Beseitigung monarchistischer Hoheitszeichenzum Ausdruck
kommen. Und Deutschlandwird eine Republik bleiben, wenn die Arbeiterschaft,ganz gleich welchen
Bekenntnisses,entschlossen bleibt, diese Republik zu verteidigen. (Bravo-Rufe links)

VorsitzenderDr, Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterVölker,
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Abgeordneter Vülter: Meine Damen und Herren! Zunächst ein Paar Worte zu den
Ausführungen des Zentrumsvertreters, der da glaubte die Ausführungen meines Parteifreundes
Theißen dadurch entkräftigen zu können, indem er sagte, die Anhänger der Zentrumspartei seien
leine Separatisten, daß sie wieder die Bestrebungen der Separatisten gefördert noch unterstützt
hätten, die Rheinlande vom Reiche loszutrennen. Ich verweise den Vertreter des Zentrums auf
die Namen Dorten und Genossen. (Lachenbeim Zentrum, Zuruf: Smeets.) Sie machen mir
den Zwischenruf Smeets. Ich empfehleIhnen, daß Sie fich zunächst besser informieren, denn Sie
würden fönst wissen, daß Smeets der Kommunistifchen Partei niemals angehört hat und daß die
Kommunistische Partei alle diejenigen, die den Versuchgemachthaben, separatistische Propaganda
zu betreiben, aus ihren Reihen entfernt hat. Dann werden Sie mir noch einige Worte gestatten
zu den Ausführungen meines Vorredners, der da sagte, daß von einem Zusammenbruch die
Arbeiterschaftder leidtragendeTeil sei. Wir stehen auf dem Standpunkt, daß unter der Koalitions¬
legierung die Arbeiterschaftfchon viel zu viel zu leiden hat und daß es notwendig sei, von dieser
Koalitionspolitik abzugehen und unsere Bestrebungen zu unterstützen, die darauf gerichtet sind,
anstelle der Koalitionsregierung eine reine Arbeiterregierungzu fetzen. Große Teile der Bevölkerung
auch die Mitglieder der S. P. D. fehen heute, daß diefe Regierung uns, das Proletariat, niemals
zum Ziele führen wird, sondern verlangen heute schon, daß die Vertreter der Sozialdemokmtie
aus der Regierung ausscheiden und an deren Stelle eine reine Arbeiterregierung gesetzt wird. Wir
sind der Auffassung, und da möchte ich zurückgreifen auf Ausführungen des Herrn Abgeordneten
Kaifer und unterstreichedas, was mein Herr Vorredner gesagt hat, daß nämlich die Hohenzollern
nicht auf eine glorreicheEpoche zurückblickenkönnen, es sei denn, daß Herr Dr. Kaiser die Flucht
des letzten Hohenzollern, Wilhelms II., als eine glorreiche Epoche betrachtet. Wenn er dieser
Auffassung ist, dann habe ich natürlich nichts dagegen.

Dann, meine Damen und Herren, noch ein paar Worte, der Herr Landeshauptmann
hat seine Etatsrede damit begonnen, daß er sagte, ein Haushaltsplan könne nicht mit Sicherheit
aufgestelltwerden, es fei gewissermaßenein Fortwursteln, weil die Verhältnisse sich gewissermaßen
überstürzten, weil von der Aufstellung bis zur Drucklegungsich mittlerweile die Zustände derart
geändert hätten, daß es unmöglichsei, fich ein richtigesBild über einen Haushaltsplan zu machen.
Ich bin natürlich der Auffassung, daß, solange die Deutschnationale Mörderpartei die Mög¬
lichkeit hat, ihre Mordpolitik weiter zu betreiben, solange sie die Möglichkeithat, ungestraft ihre
monarchistischeAgitation weiter zu betreiben, wir nicht zu einer Gesundung kommen können.
Wir bedauern nur, daß nicht schon bei den ersten politischen Morden, bei den Morden an Lieb¬
knecht und Rosa Luxemburg, das Proletariat fich einmütig erhoben hat, so wie jetzt bei der
Ermordung Rathenaus. Ich bin überzeugt, daß dann in Deutschland nicht 400 und mehr
politischeMorde vorgekommenwären. Dieses System muß mit Stumpf und Stiel ausgerottet
werden. Das Gefetz zum Schutze der Republik soll die Möglichkeitschassen, einigermaßendagegen
Front zu machen. Aber wir müssenkonstatieren,daß bis zum heutigen Tage dieser Gesetzentwurf
noch auf dem Papiere steht, und daß es notwendig ist, daß die Arbeiterfchaft sich selbst die
Instanzen schafft, die geeignet find, was notwendig ist durchzuführen. In allen Korporationen
müssen Kontrollorgane eingesetzt werden, um die Behörden, Justiz usw. von den Vertrauensmännern
der Monarchisten zu säubern, das ist dringend nötig. Wir stehen auf dem Standpunkte, daß die
Arbeiterschaft im deutschenReiche überall gezwungen ist, wenn sie nicht elend untergehen will,
zur Selbsthilfe zu greifen.

Ein paar Worte zu den Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns. Wenn er gefagt
hat. daß wir zur Sparfamkeit verpflichtetsind, so bin ich der Auffassung, daß diese Sparsamkeit
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allerdings in der Regel am verkehrtenPlatze geübt wird. Gewöhnlichbeginnt man damit bei den
Aermstender Armen, und ich habe auch aus den heutigen Verhandlungen nicht herausgehört, daß
ein einziger der Redner sich dieser Aermsten der Armen, der Kriegsbeschädigten,angenommenhätte.
Ich halte es für notwendig, auch dieser Opfer zu gedenken, denen man während des Krieges immer
wieder gesagt hat: Der Dank des Vaterlandes ist Euch gewiß. Heute können wir konstatieren,daß
diese Aermsten, die Leben und Gesundheit auf dem Altare des Vaterlandes geopfert haben, der
Not und dem Elend preisgegebensind, daß ihnen das Wenige, daß sie bekommen, immer mehr
geschmälert wird. Es ist charakteristisch, daß der Herr Landeshauptmann an die Stadtverwaltung
Hamborn folgendes Schreiben gerichtet hat, — und der Beirat der Hauptfürsorgestellehat sich in
ähnlichenFällen auf denselben Standpunkt gestellt — aus dem hervorgeht, daß bei Kriegerwitwen,
die mit einem Manne einen gemeinschaftlichen Haushalt führen, eine Unterstützungsbedüiftigkeitim
allgemeinen nicht anerkannt werden kann, da der mit der Witwe zusammenlebendeMann sein
Arbeitseinkommenfür die bedürftigeFrau zur Verfügung stellt. Zunächst stehen wir grundsätzlich
auf dem Standpunkt, daß, wenn eine arme Witwe mit 4 Kindern ein Monatseinkommen von
1443 Mark hat, sie damit nicht auskommenkann und, wenn sich irgend ein mildtätiger Mensch
findet und sein Arbeitsverdienstdieser Familie zur Verfügung stellt, dies nicht den Staat von seiner
Verfechtung entbinden kann, dafür zu sorgen, daß diese Opfer der kapitalistischenGesellschaftso
unterstütztwerden, daß sie ein menschenwürdiges Dasein führen können. Wir stehen nicht auf dem
Standpunkte, daß, wie der Herr Landeshauptmann weiter gesagt hat, dadurch die wilden Ehen
gefördert würden. Bezüglich dieser Frage sagen wir, es ist nicht immer notwendig, daß, wenn
jemand mit einem gleichgesinnten Menschen zusammenlebenwill, er dazu unbedingt den Stempel
des Standesamtes unter seinen Papieren haben muß. Wir meinen, auch diese Leute können glück¬
lich zusammenleben,auch ohne vorher beim Standesbeamten gewesen zu sein. Ferner sagt der Herr
Landeshauptmann zu diesem Schreiben, auch wenn sich nicht, wie im vorliegendenFalle, jemand
findet, der sein Einkommender Frau zur Verfügung stellt, fo muß die Bedürftigkeit abgesprochen
werden und es braucht keine Unterstützungmehr gezahlt zu werden. Auch hierzu möchte ich einige
Worte sagen. Wenn von den Gründen gesprochen wird, aus denen solche Frauen nicht heiraten
und wenn der Herr Landeshauptmann das in seinem Schreiben darauf zurückführt,daß sie dadurch
die Rente verlieren würden, so behaupte ich, daß dies nicht der stichhaltige Grund ist, sundern daß
die Frauen in der Regel deshalb nicht heiraten, weil man die Abfindungssummeseit 1. April 1920
nicht den Teuerungsverhältnissenentsprechend gesteigerthat. sondern nach wie vor nur zirka 1000
Mail gewährt. Ich möchte darauf hinweisen, daß man für die Aermsten der Armen die not¬
wendigen Unterstützungsgeldernicht aufbringen kann, während man Luoendorff ein Gehalt von
145 000 Mark zur Verfügung stellt. Für diejenigen,die in Wirklichkeit die Verbrecheram deutschen
Volle sind, hat man solch ungeheuereSummen zur Verfügung.

Charakteristischist ferner folgendes: Das Versorgungsgesetzschreibt vor, daß z. B. ein
altes Ehepaar, daß seine Kinder im Kriege verloren hat, wenn es ein Einkommenvon 3000 Mark
hat, weil irgendwie ein wohltätiger Arbeitgeber sich findet, der den Manu von etwa 70 Jahren
und seine Frau im selben Alter beschäftigt, nicht mehr als bedürftig anzusehen ist. Ich glaube
über so etwas wohl keine Worte mehr verlieren zu brauchen. Ich möchte Sie da auf ein Gegen¬
stück, nämlich auf den Reichswehretat verweisen, worin Sie finden, daß man für einen Hund
8500 Mark eingesetzt hat. Wir sind da doch der Auffassung und Sie werden es wohl ebenfalls
sein, daß ein altes Kriegerelternpaar doch wohl mehr wert ist als ein Reichswehrhundnnd daß es
daher notwendig ist, diesen Aermsten das Ezistenzminimumzu sichern.
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Wenn in dem angeführten Schreiben ferner darauf verwiesen wird, daß die Stadt Ham-
born furchtbar viel an Unterstützungenfür die Kriegsinvaliden bezahlt, so möchte ich Sie, Herr
Landeshauptmann, doch darauf aufmerksam machen, daß Hamborn eine Stadt ist, die eine amerika¬
nische Entwicklungdurchgemacht hat, und es aus diesem Grunde leicht erklärlich ist, daß zu Beginn
des Krieges der grüßte Prozentsatz aus Hamborn eingezogenwurde, und daß deshalb dort heute
auch verhältnismäßig die grüßten Prozentsätze an unterstützungsbedürftigenPerfonen vorhanden sind,
die ja alle — zu 95°/<> wenigstens — zum Arbeiterstandegehören und somit auf die soziale Für¬
sorge angewiesen sind. In anderen Städten rekrutiert sich ja ein Teil der Kriegsbeschädigtenaus
dem Mittelstande nnd den besser situierten Klassen, die es nicht nütig haben, die Unterstützungin
Anspruchzu nehmen. Ich müchte Sie deshalb dringend bitten, Ihren Standpunkt in Bezug auf
Hamborn zu korrigieren. Wir sind allerdings der Auffassung, daß es innerhalb der heutigen
kapitalistischen Gesellschaftsordnungnicht möglich sein wird, die Opfer des Krieges so zu unterstützen,
daß sie menschenwürdig leben künnen. Erst nach Beseitigung der jetzigen Gesellschaftsordnungund
Errichtung der fozialistifchen wird es müglich fein, jedem ein menschenwürdiges Dasein zu sichern.
(Bravo links! ironischesBravo rechts.)

Vorsitzender Dr. Juries: Das Wort hat Herr Landesrat Gerlach.
Landesrat Gerlach: Meine Damen und Herren! Der Herr Vorredner ist eben auf

die Kriegsbeschädigten-und Hinterbliebenenfürsorgeeingegangen. Grundsätzlichmöchte ich dazu
sagen, daß diese beiden Gegenständeleine Angelegenheitdes Provinzialuerbandes sind, sondern eine
Reichsangelegenheit,mit deren Wahrnehmung wir nur in der Rheinprovinz beauftragt sind. Ich
müchte aber, da die Frage einmal angeschnittenwurde, dem Herrn Vorredner doch sagen, daß,
soweit es überhaupt in den Kräften der Provinzialverwaltung stand, und davon kann er sich jeder¬
zeit durch den Schriftwechselüberzeugen, von der Hauptfürsorgestelleaus alles getan worden ist,
um möglichst viele Reichsmittel nach der Rheinprovinz herein zu bekommen,damit die auch von
uns anerkannte Not der Kriegsbeschädigtenund insbesondereder Hinterbliebenen gelindert werde.
Bei einer Konferenz, die noch vor einigen Tagen im Landeshause zwischen der Hauvtfürforgestelle
und den Vertretern von Kriegsbeschädigten sowie Stadtverordneten von Hamborn stattgefundenhat,
wurde diese Tätigkeit der Hauptfürsorgestelleauch unumwunden anerkannt.

Was nun die Entscheidungangeht, die der Herr Vorredner hier verlesen hat, so müchte
ich doch hervorheben, daß sie nicht gegen, sondern für die Kriegsopfer gefällt wurde. Man kann
nicht zugeben, daß eine Reihe von Personen, die im Sinne des Versorgungsgesetzesnicht mehr
versorgungsberechtigtsind, und die nur deshalb nicht heiraten, um die Rente weiter zu beziehen,
noch aus Mitteln der sozialen Fürsorge unterstütztwerden, und damit den wirklich armen Kriegs¬
beschädigtenund Hinterbliebenen die zur Verfügung stehenden Mittel wegnehmen. Wir müssen
natürlich nach unseren Unterstützungsgrundsätzenverfahren und wenn die betreffende Witwe sich nicht
wieder verheiratet hat, obwohl sie in einem durchaus eheähnlichen Verhältnis lebt, so muß das
bei der Prüfung der Bedürfnisfrage unter allen Umständen mit berücksichtigt werden. Das ver¬
langen nicht zuletzt die Kriegsopfer und ihre Organisationen selbst. Es geht nicht an, daß man
der Heirat nur deshalb aus dem Wege geht, um weitere Unterstützungenzu beziehen. Weiter war
die Rede von „mildtätigen Personen". Wir haben die Verhältnisse geprüft und es handelte sich
nicht um mildtätige Personen, sondern einfach um die nicht standesamtlich getrauten Ehemänner
der Frauen.

Zum Schluß möchte ich dem Herrn Vorredner sagen, daß er am allerwenigstenUrsache
hat, sich über die mangelhafte Fürforge in Hamborn zu beklagen. Dort werden auf den Kopf
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der Bevölkerung für die Kriegsbeschädigten-und Hinterbliebenenfürsorge40,00 Mark aufgewendet,
während der Durchschnitt in der Rheinprovinz 10—11 Mark pro Kopf der Bevölkerungbeträgt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hcmck.
Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren! Zunächst einiges zu den Ausfüh¬

rungen des Herrn Landeshauptmanns, der in seinem Berichte hervorgehoben hat, daß ein Pfleg¬
ling in der Taubstummenanstalt auf 14 910 Mark zu stehen kommt und, wenn ich recht gehört
habe, ein Alinder sogar auf 20833 Mark. Ich bin trotz der außerordentlichenGeldentwertung,
die wir zu verzeichnenhaben, der Meinung, daß dieser Betrag in Anbetracht der Leistungen, die
für diese Zöglinge gewährt werden, außerordentlich hoch ist. Weiter bin ich der Auffassung, daß
für diese Summe etwas Besseres geleistet werden könnte; denn aus den bisherigen Berichten kann
man nur entnehmen, daß die betreffenden Blinden die Nürstenmacherei,Korbflechter« usw. gelehrt
wird. Wenn man so hohe Aufwendungen für Kinder aufbringt, fo muß man auch dafür forgen,
daß diesen Kindern noch etwas mehr gelehrt wird, daß insbesondereeine Individualisierung statt¬
findet und jeder nach feinen Fähigkeiten ausgebildet wird. Wenn ferner aus dem Etat zu ersehen
ist, chaß von den insgesamt 9 Millionen betragenden Peisonalkosteu für die Anstalt Brauweiler
7 Millionen auf Rechnung der Provinz kommen, obwohl ein erheblicher Teil in Staatsgefängnisse
umgewandelt worden ist, so wäre es sicherlich auch wert, in der Kommissiondes näheren erörtert
zu werden, inwieweit die Provinz hier entlastet werden kann.

Ich weiß nicht, ob mit Absichtvom Landeshauptmann hier die hohen Verwaltunastusten
zum Teil auf die Einführung des Achtstundentageszurückgeführtworden sind. Ich weiß nicht,
ob damit im Stillen wieder das anklingen sollte, was schon in früheren Provinziallandtagen so
stark gerügt worden ist, nämlich, daß man sich damit als Gegner des Achtstundentagesbekennen
will, um dadurch zu rechtfertigen,daß eine Beseitigungdieses Achtstundentagesdurchgeführtweiden
möge. Wir weisen das ganz entschieden zurück, haben wir doch gehört, daß in manchen Fällen
sogar diese achtstündigeArbeitszeit nicht ausgenützt würde, daß felbst die reduzierte Arbeitszeit von
einigen Beamten, wie das ja auch der Herr Landeshauptmann zugegebenhat, nicht voll ausgenutzt
werde. Wenn ferner der Herr Landeshauptmann in Bezug auf die Ausführungen des Herrn Abgeord¬
neten Haas betreffend die Landesversicherungsanstaltgemeint hat, hierüber hätten wir im Provin-
ziallandtag an und für sich nicht Rechenschaftzu geben, denn die Beamten könnten ja dort im
Vorstände der Landesversicherungsanstaltzur Rechenschaft gezogen werden, so meine ich, da drehen
wir uns sicherlich im Kreise, denn der Vorstand der Landesversicherungsanstalthat nicht das Recht,
einen ihm mißliebigen Beamten zu beseitigen, sondern die beamteten Vorstandsmitglieder werden
diesem sogenanntenSelbstverwaltungskörper tatsächlichauf die Nafe gefetzt. Alfo ist, wenn eine
durchgreifende Kritik stattfinden foll, diese Kritik nur hier gegeben, damit hier veranlaßt werden
kann, daß die betreffendenBeamten zurückgerufen werden, und an eine Stelle kommen, wo sie
derartigen Schaden nicht anrichten können.

Dann möchte ich aber noch auf einen Zwischenruf eingehen — und das wollte ich
eigentlichan die Spitze meiner Ausführung stellen —, der dahin lautete, daß die Sozialdemo¬
kraten noch nicht genügend Nachtwächter hätten. Ausdrücklichmöchte ich konstatieren, daß das
Ironie fein sollte, und zwar dafür, daß man von feiten der Kreise, welche bisher alle beamteten
Posten besetzt hatten, den aus Arbeitnehmerparteien hervorgegangenenLeuten nur die unteren
Beamtenstellen zugestehen wollte.

Dann möchte ich mich noch mit einigen Worten mit Herrn Fischer vom Zentrum be¬
schäftigen,der es insbesondere meinem Kollege»Hoffmann anrechnete,daß er hier Pfarrer zitiert
hat. Ich kann ihm zur Beruhigung fagen, daß diefe ausschließlich evangelischer Konfession sind.
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Damit soll nun nicht gesagt sein, daß nicht auch katholische Pfarrer sich zu denselben Bekenntnissen
aufschwingenkönnten; leider haben sie dies bisher noch nicht kund getan; deshalb will ich also
nicht annehmen, daß alle diese katholischen Geistlichender Prügelpädagogik huldigten.

Ein paar Bemerkungenzu den Ausführungen des Herrn AbgeordnetenSchäfer, der zum
Ausdruckbrachte, daß das Sperrgesetzuns in der sachgemäßen Besoldung oder Ginrangierung der
Beamten hindere. Darin stimme ich mit dem Herrn Abgeordnetenvollständig überein und wünsche
nur, daß es gelänge, dieses Sperrgesetz, das auch anderen Körperschaftenganz außerordentliche
Schwierigkeitenbereitet, endlich beseitigt würde.

Weiter hat der Herr AbgeordneteSchüler ausdrücklich eine Lanze dafür gebrochen, daß die
Pflegesätze für die in Anstaltspflege Untergebrachten erhöht werden mögen; einmal, soweit die
Provinz die Einziehung betreibt, um damit auch zu ermöglichen, daß dann die von ihm vertretenen
konfessionellen Krankenhäuser besser wegkommen. Da sind wir der Auffassung, daß das nicht
angängig ist, daß wir vielmehr bestrebtsein müssen, die Pflegesätze so niedrig wie möglich zu halten.
Wenn die konfessionellen Anstalten nicht mehr in der Lage sind, sich aufrecht zu erhalten, fo mögen
sie sich der Allgemeinheit, der Provinz, zur Verfügung stellen.

Des weiteren möchte ich auf die Ruhegehaltsveisicherungkurz hinweisen, zu der uns ja
auch in dieser Session wiederum Vorlagen gemacht worden sind. Hier hätte ich insbesonderege¬
wünscht, daß man einmal in eine Prüfung darüber eintreten möge, inwieweit die Möglichkeit
besteht, diese Ruhegchaltsversicherungnicht allein auf die betreffendenKorporationen zu beschränken,
sondern sie in etwa auf die Person des Versichertenauszudehnen, damit bei Lösung des Dienst¬
verhältnisses in der jeweiligen Körperschaft der Betreffende nicht alle feine Ansprüchean diefe Ver¬
sicherung verliert. Das ist insbesondere ein sehr dringender Wunfch der betreffenden Beamten,
Hierbei muß.auch in Erwägung gezogen werden, ob nicht dadurch, daß man diese Versicherung
nicht auf die Person ausdehnt, die Gewähr gegeben ist, daß damit eine Befreiung von der Angestellten-
versicherungspflicht eintritt. Zum Schluß möchte ich die Ausführungen der Herren Kollegen Haas
und Eberle bezüglichder Fertigstellung der Geschäftsordnungunterstützenund dabei bemerken,daß
ja nicht nur die Geschäftsordnungin der Königlichen Hofbuchdruckerei gedruckt worden ist, sondern
auch der Vorbelicht, den wir erhalten haben. (Vorsitzender: Herr AbgeordneterHauck, Ihre Zeit
ist abgelaufen.) Nur noch einen Satz: ich wünsche ausdrücklich,daß diejenigen — und das möchte
ich insbesondere auch dem Herrn Kaiser sagen —, die sich noch an diese Titel klammern, auch
von diesen Titeln leben mögen. In Zukunft verlangen wir jedenfalls eine gerechtere Verteilung
der Drucksachen durch die Provinzialverwaltung, so daß nicht nur einzelne bevorzugte Druckereien
hiermit bedacht werden, sondern paritätisch verfahren werde.

Vorsitzender Dr. Zaires: Meine Damen und Herren! Damit ist die erste Beratung
des Haushaltsplanes erledigt. Ich bitte, den Punkt 3 unserer heutigen Tagesordnung: Bericht
des Provinzialllusschussesfür das Rechnungsjahr 1920 durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären;
und dann Punkt 2: Vorbericht zum Haushaltsplan, den zuständigenFachausschüssen zu überweisen.

Zu diesem Haushaltsplan ist nun eine ganze Reihe von Anträgen eingelaufen, von
denen ich gestern die der unabhängigen-sozialdemokratischenPartei — es sind 7 Anträge —
bereits verlesenhabe, und zwar mit dem Antrag, sie dem Fachausschuh zu überweisen. Weiter
sind die Anträge der sozialdemolraiischenFraktion eingegangen,die ich nochmals verlesen werde.

„Der 63. Provinziallandtag beschließt: Für Fürsorgezöglingeohne Bekenntnis sind Fürsorger
zu bestellen,die gleichfallskeinem Bekenntnis angehören,oder solche, die vom Ausschuß für Arbeiter-
Wohlfahrt vorgefchlllgen werden; das gleiche gilt für widerruflichEntlassene."
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„Der 63. Provinziallandtag beschließt: Um die Entlohnung der in Dienststellen unter¬
gebrachten Fllrsorgezöglinge an die Geldentwertung automatisch anzupassen, soll nach Möglichkeit
ein Teil des Lohnes in Kleidung bestehen. Die Verwaltung soll in Anlehnung an das in Teilen
der Provinz bereits übliche einfache und doppelte Zubehör, die jährlich zu gewährendenKleidungs¬
stücke festsetzen. Daneben ist angemessenesTaschengeld, freie Kassenbeiträgeund ein entsprechend
geringer Barlohn zu gewähren."

„Die Ausstattung der Fürsorgezöglingebei Entlassung in Familienpflegeund Dienststellen
ist wieder auf den Friedensstand zu erhöhen."

Diese Anträge tragen nur eine Unterschrift,sie sollen nach den geltenden Bestimmungen
5 Unterschriftentragen. Ich bitte, in diesem Falle von der Formalität Abstand zu nehmen und
den Mangel zu übersehen. In Zukunft bitte ich aber doch die Anträge ordnungsmäßig mit
5 Unterschriftenzu versehen. Auch diese Anträge bitte ich den Fachausschüssenzu überweisen.

Dann kommen 9 Anträge der Zentrumsfraltion, die ich verlefen muß, wenn nicht allfeitig
darauf verzichtet wird. (Die Verlesung wird von einem Teil der Abgeordneten gewünscht.)

„Der Provinziallandtag beschließt, den Herrn Landeshauptmann zu ersuchen, mit Beschleuni¬
gung in eine Prüfung der seitens der Provinzialverwaltung an private Pflegeanstalten gezahlten
Pflegesätze einzutreten und eine dem gesunkenen Geldwert entsprechende Erhöhung der Pflegesätze,
nötigenfalls mit rückwirkender Kraft zu veranlasfen.

Dem Provinzilllausschußist über beides Vorlage zu machen.
Düsseldorf, den II. Juli 1922.

gez. Schäfer, Mönnig, Maus, Dr. Saasfen, Grootens."
„Der Provinziallandtag beschließt, den Herrn Landeshauptmann zu ersuchen, Form und

Gliederung des Haushaltsplanes der Provinz unter Berücksichtigung der im Provinziallandtag vor¬
getragenen Wünsche und unter Benutzung der Erfahrungen und Fortschritte der Städte in der
Aufstellung des Haushaltes einer Nachprüfung zu unterziehen und zum Zwecke der Vereinheitlichung
der Haushalte aller preußischenProvinzen untereinander mit den anderen Provinzialverwaltungen
in Verbindung zu treten. Dem Provinzilllausschuß ist baldigst entsprechende Vorlage zu machen.

gez. Schäfer, Mönnig, Maus, I)r. Saassen, Grootens."
„Der Provinziallandtag beschließt,, den Herrn Landeshauptmann zu ersuchen,

1. im Hinblick auf die ernste Finanzlage der Provinz mit möglichster Beschleunigungim Be»
nehmen mit der Vertretung der Beamten und Angestelltenin Anwendung der wiederholten
Beschlüsse des preußischenStaatsministeriums für alle Beamten und Angestelltender Provinz
eine Arbeitszeit von wöchentlich 48 Stunden festzusetzen.Die Tagesdienftzeit ist grundsätzlich
in Vor- und Nachmittagsdienstzu teileu. Etwaigen Wünschen der Beamtenschaft auf Ein¬
führung eines zweiten freien Nachmittags ist, soweit möglich,zu entsprechen;

2. geeignete Maßnahmen zu treffen, durch die die Innehaltung der vollen festgesetzten Arbeits¬
zeit durch die Beamten und Augestelltengewährleistetist;

3. den Urlaub der Beamten und Angestelltennach staatlichen Grundsätzen zu gewähren;
4. dem Provinzilllausschuß, der zur Beschlußfassungermächtigt wird, Vorschläge zu inachen,

durch die eine etwa infolge Durchführung der anderen Arbeitszeit eintretende finanzielle Be¬
lastung der Beamten und Angestellten(Straßenbahnkosten) verhindert wird.

gez. Schäfer, Mönnig, Maus, Dr. Saasse«, Grootens."
„Der Provinziallandtag beschließt, den Herrn Landeshauptmannzu ersuchen, in eine Prüfung

einzutreten, ob den Arbeitern der Provinz entsprechenddem Vorgehen in zahlreichenGemeinden



63. RheinischerProvinziallandtag, 3, Sitzung am 11. Juli 1922, 137

unter bestimmten Voraussetzungenein Rechtsanspruchauf Ruhegehalt und Hinterbliebenenfttrsorge

eingemnmt werden '"""' gez. Schäfer. Mönnig. Maus. Dr, Saassen, Maria Müller.«
„Der Provinziallandtag beschließt, den Herrn Landeshauptmann zu ersuchen, im Hinblick

auf die ernste Finanzlage der Provinz eine gründlicheNachprüfung aller Dienststellender Provinz
durch unabhängige mit gründlicherKenntnis der gesamten Provinzialverwaltung ausgerüsteteBeamte
vorzunehmen mit dem Ziele, in einzelnenDienststellendurch zweckmäßige Verteilung der Arbeit
Beamte freizumachen oder geeigneteArbeiten einfacher Art durch geringer besoldete Beamte und
Angestelltewahrnehmen zn lassen.

Ueber das Veranlaßte ist der Provinzialansschnß zn unterrichten.
gez. Schäfer, Mönnig, Maus, Dr. Saassen, Grootens."

„Der Provinzillllnndtag beschließt, den Herrn Landeshauptmann zu ersuchen, in eine Nach-
Prüfnng darüber einzutreten, ob dir i» der Provinz vorhandenen Einrichtungen zur Gewährung
von Darlehen und Beihilfen an Beamte, Angestellte und Arbeiter infolge des gesunkenen Geldwertes
noch dem tatsächlichenBedürfnis entsprechen. Der Provinzialansschnß wird ermächtigt, auf Vor¬
schlag des Herrn Landeshauptmanns die vorhandenen Einrichtungenentsprechend auszugestaltenund
die erforderlichenMittel zur Verfügung zu stellen.

gez. Schäfer, Mönnig, Maus, Dr. Saassen, Grootens."
„Der Provinziallandtag nimmt Kenntnis von der Abficht der Staatsregierung, den für die

Geschäftsjahre 1922 und 1923 bestimmten Betrag der Erhöhung der Dotation von 500 Millionen
Mark nach den Grundsätzender bisherigen Dutatiousgesetzgebungauf die Provinzen zu verteilen.

Der Provinziallandtag stellt fest, daß die in dieser Gesetzgebung vorgesehenen Verfahren
infolge Aenderung der Verhältnisse (Wegfall verschiedener Provinzen, Aendernng der Steuergesetz¬
gebung) praktisch unmöglichgewordensind. Er stellt weiter fest, daß beide Verfahren bisher fchon
zu einer erheblichen Schädigung der Rheinprovinz dadurch geführt haben, daß der Maßstab der
Ausgaben für Provinzialzweckeüberhaupt unberücksichtigt blieb und der Maßstab der Bevölkerungs¬
zahl nicht entsprechend seiner Bedeutung Anwendung fand. Der Provinziallandtag erhebt Einspruch
gegen die beabsichtigte Verteilungsart auch für die Uebergangszeitund fordert gebührendeBerück¬
sichtigung der Ausgaben für Provinzialzweckeund stärkere Berücksichtigung der Bevölkerungszahl.
Er verlaugt weiter, angesichts der zahllosen Opfer, die die Rheinprovinz und ihre Bewohner bei
der Besetzunggebracht haben, angesichtsder durch die Tatsache der Besetzung furchtbar verschärfte!!
Teuerung nnd im Bewußtsein seiner Pflicht, gerade heute die rheinische Kultur insbesondere in bezug
auf Heimatschutzund Denkmalpflege mit allen Kräften zn fördern, daß ein besondererTeil der
beabsichtigtenErhöhung ausgeschiedennnd lediglich an die unter dem Friedensvertrag besonders
leidenden Provinzen verteilt werde. Der Provinziallandtag spricht die bestimmteErwartung aus,
daß die Staatsregierung die Gelegenheit nicht vorübergehenlassen werde, sich der besonderenVer¬
pflichtung der Staatsregierung der Rheinprovinz gegenüber zu erinnern nnd ihre oft gegebenen
Verfprechenzu wirksamerHilfe in diesem Falle einzulöseu.

Düsseldorf, den 11. Juli 1922.
gez. Schäfer, Mönnig, Maus. Dr. Saassen, Grootens."

„Der Provinziallandtag nimmt Kenntnis davon, daß die zur Ausgleichung der Gehälter
an die Teuerung im besetzten Gebiet den Beamten und Angestelltengewährten Wirtschaftsbeihilfen
der Provinzialverwaltung nur mit 80°/° erstattet werden. Er ist der Auffassung, daß diese im
besetztenGebiet notwendig gewordene Wirtschaftsbeihilfe eine unmittelbar auf die Folgen des
Friedensvertrages von Versailles zurückgehende Belastung des besetzten Gebietes darstellt. Er hält
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es daher für ein Gebot der Gerechtigkeit,dem besetzte» Gebiet nicht außer dem Opfer der Besetzung
auch noch finanzielle Opfer aufzuerlegen. Er ersucht den Herrn Landeshauptmann, diese Auffassung
des Provinziallandtages zur Kenntnis der zuständigen Reichsbehürdenzu bringen und gemeinsam
mit den Vertretern der beteiligten Kommunen die Beseitigung des unerträglichenZnstandes herbei¬
zuführen.

Dllssetdorf, den 11. Juli 1922.
gez. Schäfer, Mönnig, Maus, Dr. Saassen, Grootens."

„Der Prouinziallandtag nimmt Kenntnis von der Absicht der Staatsregierung, den für die
Verteilung der Erträgnisse des Kraftfahrzeugsteuergesetzesauf die Länder vorgesehenen Maßstab
(Verhältnis von Gebietsumfang und Bevölkerungszahlder Länder zu Gebietsumfaug und Bevöl»
kerungszahl des Reiches) auch für die Unteruerteiluug des auf Preußen entfallenden Anteils auf
die Provinzialverbände als die Unterhaltspflichtigender für den Autoverkehrbesonders in Betracht
kommendendurchgehenden Provinzialstmßen anzuwenden.

Der Provinziallllndtag legt gegen diese, zu einer schweren Schädigung der Kelange der
Rheinprovinz führende Abficht mit Entschiedenheit Verwahrung ein und fordert die Unterverteilung
auf die Provinzen nach dem allein gerechten und natürlichen Maßstab der Länge der der Unterhalts¬
pflicht des einzelnen Provinzialverbandes unterstehendenProvinzialstraßen unter Berücksichtigung der
in der Provinz vorhandenen Kraftwagen.

Düsseldorf, den 11. Juli 1922.
gez. Schäfer, Mönuig, Maus, Dr. Saassen, Grootens."

Ich bitte, die Anträge den zuständigen Fachausschüssenzu überweisen. Es ist ferner
folgender Antrag eingegangen:

„Am 8. und 16. Iuui d. Is. giugen in mehreren Orten des Landkreises Trier wölken^
bruchartigeGewitter nieder, welche nach vorläufiger amtlicher Schätzungeinen Schaden von wenigstens
12 Millionen Mark verursachthaben; darunter sind Dauerschädeu, die erst nach einer Reihe von
Jahren auszugleichensind. In den betr. Gemeinden, die in Höhenlagen bis zu 460 m sind, steht
eine erheblicheAnzahl von Landwirten vor dem wirtschaftlichen Ruin, vor allem deswegen,weil
diese Orte noch tief in dem Elend stecken, das die beispielloseMißernte des Vorjahres über sie gebracht
hat. Da die Betroffenen aus eigener Kraft sich unmöglich erholen können, so wolle der Provinzial-
landtag eine erhebliche Unterstützungbeschließen. Die Gewährung von Krediten allein kann unter
den bestehenden Verhältnissen nicht als ausreichend angesehenwerden.

gez. A. Rulof, Meyer-Conz. Dr. Esch. Knopp, Leu, Freiherr von Lo6.
„ Lünartz, vr. Capallo, Kranz, Gessinger, Lensing, Schmitz, Maus".

Meine Damen und Herren! Ich schlage vor, diesen Antrag den Fachausschüssen I und IV
zu unterbreiten, zunächst dem FachausschußIV, als dem Ausschuß für landwirtschaftlicheAngelegen¬
heiten, dann dem Fachausschuß1. Von allen diesen Anträgen ist dem Herrn Landeshauptmann
und dem Vorsitzendendes Provinzialausschusses, auch Mitteilung gemacht worden, damit unter
Umständen auch der Prouinzialausschuß noch gehört werden kann. Außerdem ist von der unab¬
hängigen Fraktion eine Erklärung hier abgegeben worden mit dem Antrag, sie zur Nieder¬
schrift der heutigen Verhandlung zu nehmen. Ich habe leine Bedenken, die Erklärung zur heutigen
Niederschrift zu nehmen, weil sie mit dem Gegenstand unserer gestrigen Beratung eng zusammen¬
hängt. (Vergl. Seite 23/24 der Sitzungsprotokolle.) Endlich sind noch 3 weitere Anträge ein¬
gegangen, von denen zwei aber nur von 4 Mitgliedern unterschriebensind. Ich möchte bitten, in
Zukunft mindestens 5 Unterschriftenunter die Anträge zu setzen.
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Die Anträge lauten:
„Unterzeichnete beantragen: „Provinziallaudtag wolle beschließen, die Provinzialstraße» sind

innerhalb geschlossenerOrtschaften im Industriegebiet, sowie in der Nähe der Großstädte mit mög¬
lichster Beschleunigungmit Pflasterung zu versehen.

gez. Johann Floßdorf, Schürhoff, Zimmermaun, Dr. Esch".
„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialansschußbeauftragen,die Provinzialstraße von

Moers nach Uerdingen, die außer dem starken Kraftwagenvertehr der Besatzungstruvpenauf dieser
kurzen Strecke den größten Teil des Landabsatzes,von fünf Zechen mit 11 Schächten aufnimmt,
bei der nächsten Erneuerung der Straßendeckemit Kleinpflasterzu versehen,

gez. Schürhoff, Dr. Saassen, Zimmermannn, Dr. Esch, v. Itter".
„Der Provinziallcmdtagwolle beschließen,die in DrucksacheNr. 39, Abschnitt 6, für Instand¬

setzung am Dom in Xanten vorgeschlagene 1. Rate von 50000 Mark mit Rücksicht auf die Dring¬
lichkeit der Arbeiten auf 250 000 Mark heraufsetzen.

gez, Schürhoff, v, Itter. Zimmermann, Dr, Esch".
Die Anträge werden dem III. bezw. I. Fachausschuß überwiesen. Nieine Damen und

Herren! Es ist vorgeschlagen und gestern festgelegt worden, daß morgen früh nunmehr die Fach¬
ausschüsse tagen sollen. Die Tagung für diese Fachausschüsse ist festgesetzt: für den FachausschußI
Zimmer 30 auf 10'/<l Uhr, FachausschußII a Zimmer 3, 9^2 Uhr, FachausschußII K Zimmer 6,
9»/2 Uhr, Fachausschuß III Zimmer b, 10>/< Uhr, Fachausschuß IV Zimmer 38, 9'/, Uhr.
Ueber die Zusammensetzungder Fachausschüsse haben wir uns unterhalten. Es ist die Verteilung
erfolgt und die Namen sind zwischenzeitlich angegeben. Ebenso steht fest, welche Fraktion den
Vorsitzenden,den stellvertretendenVorsitzenden, den Schriftführer und den stellvertretendenSchrift¬
führer zu bestellenhaben. Die Fachausschüsse werden also zunächst morgen sich zu konstituieren
und ihre Vorsitzendenund Schriftführer zu benennen haben. Ich nehme an, daß ein Verzeichnis
über die Vereinbarung den betreffendenHerren vorliegt. Sonst ist es auf dem Büro erhältlich.

Zur Geschäftsordnunghat das Wort Herr Abgeordneter Haas,
Abgeordneter Haas: Ich möchte einiges sagen zu den Ausführungen des Herrn Vor¬

sitzenden bezüglichder 5 Unterschriften, Es heißt im § 12: Anträge müssen schriftlich eingereicht
und von mindestens 5 Abgeordnetenunterzeichnetsein. Im § 4 heißt es: Als Fraktion gilt eine
Vereinigung voll mindestens 5 Abgeordneten, Ich nehme an, daß man deshalb die 5 Unter¬
schriften gewählt hat, weil zu einer Fraktion mindestens 5 Abgeordnete erforderlichsind. Das ist
aber meines Erachtens bei den Fraktionen, die über 5 Abgeordnete haben, nicht von Bedeutung,
wenn der Vorsitzende oder sein Stellvertreter einen Antrag stellt, der die Unterschrift und die
Worte: und die übrigen Mitglieder der Fraktion, enthält, so muß nach meiner Auffassung dieses
genügen. Das genügt nämlich auch in den Parlamenten in Berlin, Wenn aber -Abgeordnete
mehrerer Fraktionen, oder nicht Vorstandsmitglieder einen Antrag stellen, so müssen die 5 Unter¬
schriften vorhanden sein. Ich möchte wünschen,daß wir auch hier so verfahren,

Vorsitzender Dr. Iarres: Soweit ich teilgenommen habe an den Beratungen der Geschäfts-
ordnungs-Kommission,ist allerdings gesagt worden: Wir wollen dieselbe Zahl bei den Unterschriften
von Anträgen, wie sie für die Bildung einer Fraktion erforderlich ist. Die Vorschrift im 8 14, daß
die Anträge von mindestens5 Abgeordneten unterzeichnet sein müssen, ist allerdings so strikte, daß ich
wohl nicht davon abgehen kann, Heute sind nun auch mehrere Anträge erledigt worden, die nur
4 Unterschriften haben, die von Mitgliedern mehrerer Fraktionen unterzeichnet sind. Da würde also
das, was Herr AbgeordneterHaas wünscht, nicht Platz greifen. Wenn Sie der Meinung sind, daß
es genügen soll, wenn einer unterzeichnetund gleichzeitig dabei schreibt: Nebst der und der Fraktion,

18*
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(Zuruf: Nein: und die übrigen Mitglieder), so werden Sie mir zugeben, daß das keine Unter¬
schriften sind. Wenn Sie die Geschäftsordnungaber so auslegen wollen (Zuruf AbgeordneterHaas:
„Der Fraltionsvorsitzende" oder „Der Stellvertreter" werden die Unterschriftendann genügen?)
Die Auslegung des Paragraphen ist dann allerdings etwas beugend. Der Wortlaut wird jeden¬
falls gebeugt. Ob der Sinn verletzt wird, weiß ich nicht. Aber wenn Sie damit einverstanden
sind, daß wir uns dahin einigen, daß der Vorsitzendeoder der stellvertretendeVorsitzendeeiner
Fraktion die Vorschriften diefes Paragraphen erfüllt, indem er zeichnet: ....... und die übrigen
Mitglieder der Fraktion, fo habe ich zur Vereinfachungdes Geschäftsgangesdagegen keine Bedenken,
Wird aber ein Antrag gestellt von Mitgliedern mehrerer Fraktionen, so werden unbedingt 5 Unter¬
schriften gefordert werden müssen. Dürfen wir diese Auslegung uns zu eigen machen?

(Es erfolgt Zustimmung,)
Dann bitte ich, dies auch in die Niederschriftzu nehmen. Wird das Wort weiter zur

Geschäftsordnungnoch gewünscht? Das ist nicht der Fall, Dann habe ich nur noch mitzuteilen,
daß der Abgeordnete Thomas Esser sich für die ersten Tage entschuldigt, weil er durch eine
Sitzung verhindert ist. Ich schlage vor, etwas abweichend von unserer ersten Festlegung die
Plenarsitzung am Donnerstag nicht schon um 12 Uhr begiuueu zu lassen, sondern um 1 Uhr.
Denn zweifellos werden die Fraktionen zu den Etats noch viel zu beraten haben. Ich nehme
an, daß die Fraktionen nicht in der Lage sein werden, morgen vor den Beratungen der Fach¬
ausschüssezusammenzutreten. Es werden sich also eine Reihe von Fällen ergeben, wo die
Frattionsvertreter bindende Erklärungen nicht abgeben tonnen, sondern sich ihre endgültige
Stellungnahme vorbehalten müssen je nach der Stellung der Fraktion, Unserer Meinung nach
wird es notwendig sein, daß Donnerstag morgen die Fraktionen noch tagen. Unter Umständen
müssen dann die Fachausschüsse,soweit eine Abstimmung noch vorzunehmen ist, noch vor dem
Plenum zusammentreten. Ich möchte auch bitten, damit eine kleine Mittagspause uach den Fraktions-
sitzungen und den Ausschußsitzungen bleibt, das Plenum auch aus diesem Grunde auf Donnerstag
1 Uhr festzusetzen und bitte den Aeltestenrat, V« Stunde vorher zusammenzutreten. Die Tages¬
ordnung für die nächste Plenarsitzung kann noch nicht festgelegt werden, das hängt davon ab,
wieviel uud was aus den Fachausschüssen zurückkommt. Wie es bisher Uebung gewesen ist, bitte
ich mich zu ermächtigen,die Tagesordnung für Donnerstag je nach Rückkunftund Erledigung der
Sachen in den Fachausschüssenfestzusetzen. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Im übrigen
wird das Wort nicht mehr gewünscht. Ich schließe die Sitzung.

iSchluß der Sitzung 7 Uhr 15 Minuten.)

Vierte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Donnerstag den 13. Juli 1922.

(Beginn 1 Uhr 25 Minuten.)
1. Eingänge. ------------'—'

2. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Begutachtung des Antrages der Landgemeinde Hardenberg-Neviges auf Verleihung der
Städteordnung.

3. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Aenderung des § 6 Ziffer 2 der Satzung der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltder Rhein¬
provinz.
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4. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Aufnahme weiterer Versicherungszweigedurch die Provinzial-Feuer- und Provinzial-Lebens-
versicherungsanstaltsowie die Aenderung der Satzungen der beiden Anstalten.

5. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Provinzial-
Feuerversicherungsanstaltder Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1922 bis
31. Dezember 1922.

6. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genossen-
schaftsvorftandesder RheinischenlandwirtschaftlichenBerufsgenossenschaft für das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1922 bis 31. Dezember 1922.

?. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die Besoldungenund anderen per¬
sönlichen Ausgaben für die bei der Landesversicherungsanstalt„Rheinprovinz" beschäftigten
Provinzialbeamten für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1922 bis 31. Dezember 1922.

8. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Erhöhung des laufenden Zuschusses an die Studentenbüchereiin Bonn von 12 000 Mark auf
30 000 Mark.

9. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die Verwaltuug der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst und Wissenschaftbetreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1922 bis 31. März 1923.

10. Antrag des I. Fachausschusseszu den» Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzial-
nmseen zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

11. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Gewährung von Beihilfen für das Bäder- und Quellforschungsinstitutin Aachen.

12. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewilligung eines Zuschussesfür die staatlicheFachschulefür Wirtschaft und Verwaltung in
Düffeldorf.

13. Antag des I. Fachausschusseszu deni Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rech¬
nungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

14. Antrag des II» Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialauschusses,betreffend
Aenderung der Satzungen der Ruhegehaltstasseder Kreiskommunalverbändeund Stadtgemein¬
den der Rheinprovinz und der Witwen- und Waisenversorgungsanstaltfür die Kommunal-
beamten der Rheinprovinz,

15. Antrag des II a Fachausfchufses,betreffend Festsetzung des Dienstalters der Taubstummenlehrer.
16. Antrag des II» Fachausschusses,betreffend vermehrteAnstellung von Lehrerinnen an den Taub¬

stummenanstalten.
17. Antrag des II», Fachausfchufseszu den Haushaltsplänen der Provinzial-Taubstummenanstalten

zu Aachen, Brühl, Elberfeld, Essen. Euskirchen, Kempen, Köln, Neuwied und Trier, sowie
über die Verwendung der Wilhelm-August«-Stiftung, des Unterstützungsfondsder früheren
Vereins-Taubstummenanstaltzu Köln und des Unterstützungsfondsfür entlasseneTaubstumme
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

18. Antrag des II» Fachausschusseszu deu Haushaltsplänen der Probinzial-Blinden-Unterrichts-
anstlllten zu Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus), fowie dem
Unterstützungsfondsfür Blinde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

19. Antrag des II» Fachausfchuffeszu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betr.
Bewilligung von Freistellen für Schülerinnen der Provinzial-Hebammenlehranstalten.
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20. Antrag des II«, Fachausschusseszu dem Haushaltsplan über das Hebammenweseneinschließlich
der Hebammenlehranstaltenzu Köln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922
bis 31, März 1923.

21. Antrag des Ild Fachausschusseszu dem Haushaltsplan über die Unterstützung milder Stif¬
tungen und Wohltätigkeitsanstllltensowie über die Kosten der Unterbringung und des Unter¬
halts von Geisteskranken,Idioten, Epileptikern, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der
Rheinprovinz, welche bezw, deren Angehörigekeinen Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben,
für das Rechnungsjahr vom 1, April 1922 bis 31. März 1923.

22. Antrag des II d Fachausschusseszu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betr.
die Erweiterung der „OrthopädischenProvinzial-Kinderheilanstalt Süchteln".

23. Antrag des IIK Fachausschusseszu dem Haushaltsplan über die Krüppelfürsorgeauf Grund
des Gesetzes vom 6. Mai 1920 für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

24. Antrag des IIK Fachausschusseszu den Haushaltsplänen der Polizeistrafgelderfonds und des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis
31. März 1923.

25. Antrag des Ilb Fachausfchusseszu dem Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflege auf
Grund des Gesetzesvom 11. Juli 1891 für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis
31. März 1923.

26. Antrag des Ild Fachausschusseszu dem Bericht des Provinzialausschussesüber die im Jahre
1921 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen für Armenzwecke gemäß § 5 Abs. 3 des Gesetzes
vom 2. Juni 1902, betr, die Ueberweisung weiterer Dotatiousrenten an die Provinzialverbände.

27. Antrag des II K Fachausschusseszu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betr.
anderweite Regelung der Verrechnung der Beiträge aus dem Vermögen der auf Grund der
Gesetze vom 11. Juli 1891 und 6. Mai 1920 in Anstalten untergebrachtenKranken und der
Beiträge von Drittverpflichtetenvom 1. April 1922 ab.

28. Antrag des Ilb Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die Verwaltung des Landarmen¬
wesens für das Rechnungsjahr vom 1, April 1922 bis 31. März 1923.

29. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Bericht des Provinzialausschussesüber die im Rech¬
nungsjahre 1921 bewilligten Beihilfen zum Gemeinde- und Kreiswegebau.

30. Antrag des III, Fachansschusseszu dem Bericht des Provinzialausschusses,betr, die Uebersicht
über die für Kleinbahnen bewilligten Mittel und die Förderung von Bahnunternehmungen,

31. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betr.
Aenderungdes § 3 der Bestimmungenvom 2, Juni 1894 über die Unterstützungdes Gemeinde-
und Kreiswegebaues.

32. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Antrag der AbgeordnetenMeyer und Genossen, den
Provinzialstmßenmeistern eine Dienstaufwandsentschädigungvon 10000 Mark jährlich zu
bewilligen.

33. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht des Provinzialausschussesüber die Haltbarkeit
des Kleinpflasters,

34. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betr.
Erhöhung der Strahenunterhaltungsrenten.

Zb. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betr.
Bereitstellung Von Mitteln zur Erweiterung der maschinellenAnlnaen auf dem Provinzial-
Basaltbruch bei Neustadt'Wied.
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36. Antrag des III, Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Proviuzialausfchufses, betr.
die Beteiligung der Provinz an dem Hilfswerk für notleidendeKleinbahnen.

37. Antrag des III, Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betr.
Erhöhung des Kredits zur Gewährung von Darlehen zum Ban und zur Ausrüstuug von
Kleinbahnen,

38. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Antrag der Abgeordneten Schiirhoff und Genossen
die Provinzialstraße von Mors nach Nerdingen bei der nächsten Erneuerung der Straßendecke
mit Kleinpflaster zu versehen.

39. Antrag des III, Fachausschusses zu dem Haushaltsplan der Provinzialstraßen-Verwaltungnebst
Anlage ^, Voranschlag über die Verwendung der Eisenbahumittel,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung der Mittel zur Unterstützungdes Gemeinde-

und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31, März 1923.

40. Antrag des IIs, Fachausschusses zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
Erhöhung der von den Ortsarmenverbänden für die erste Ausstattung bei der Ueberführung
der Fürsurgezöglinge zu zahlenden Bcmschbeträge.

41. Antrag des II», Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
Zurückziehungder Fürsurgezöglingeaus der Industrie nnd handwerkliche bezw, Hauswirtschaft-
liche Ausbildung der Zöglinge,

42. Antrag des II», Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
körperliche Züchtigung in den Fürsorgeerziehungsanstalten,Berufsberatung und Koalitionsrecht
der Fürsorgezöglingc.

43. Antrag des II», Fachausschusses zu dem Antrag der SozialdemotratischenFraktion, die Aus¬
stattung der Fürsurgezöglingebei Entlassnng in Familienpflege und Dienststellenwieder auf
den Friedensstand zu erhöhen,

44. Antrag des II» Fachausschusseszu dem Antrag der SozialdemotratischenFraktion, betreffend
Entlohnung der in DienststellenuntergebrachtenFürsurgezöglinge,

45. Autlllg des II» Fachausschusses zu dem Antrag der SozialdemotratischenFraktion, betreffend
Bestellung von Fürsorgern für Fürsurgezöglingeohne Religionsbekenntnis,

46. Antrag des II» Fachausschnsses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
die Neubearbeitung der „Vorschriftendes Rheinischen Provinzialverbandes für die Ausführung
der FürsorgeerziehungMinderjähriger" uud der „Reglements für die RheinischenProvinzial-
Fttrsorgeerziehuugsaustalteu".

47. Antrag des II». Fachausschusseszu dem Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900, sowie Haushaltspläne der Fürsorgeerziehungs¬
anstalten Fichtenhain, Rheindahlen, Solingen und Enskirchen für das Rechnnngsjahr vom
1. April 1922 bis 31, März 1923,

48. Antrag des Ilb Fachausschusseszu dem Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanftalt zu Brau-
weiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923,

49. Antrag des Ild Fachausschusseszu den Hanshaltsplänen der Provinzial°Heil° und Pflege¬
anstalten zu Andernach.Nedburg-Hau, Bonn, Düren, Galkhauseu,Grafenberg und Iohannistal
für das Rechnungsjahr vom 1, April 1922 bis 31, März 1923,

50. Antrag des Ild Fnchansfchuffeszu dem Haushaltsplan über die Kosten der baulichen Beauf
fichtigung größerer baulicher Ergänzuugsarbeiten und der Erueneruug maschineller Anlagen in
den Provinzialnnstalten für das Rechnnngsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.
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51. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur Ge¬
währung von Viehentschädigungen für das Rechnungsjahrvom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

52. Autrag des IV. Fachausschusseszu dem
I. Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaftlichenAngelegenheitennebst

Anlage ^,, Haushaltsplan für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Trier,
II. iAnlage V, Haushaltsplan für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Kreuznach,

Anlage 0, Haushaltsplan für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Ahrweiler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

VorsitzenderDr. Juries: Die Sitzung ist eröffnet.
Ich teile zunächstmit, daß die Niederschriftender Sitzungen von Montag und Dienstag

fertiggestelltsind und zur Einsicht der Herren Abgeordnetenhier auf dem Tisch des Hauses liegen.
Vor Eintritt in die Tagesordnung mache ich noch einmal darauf aufmerksam, daß wir

für heute eingeladen worden sind, die Schulgartenanlagen zu besichtigen,daß im Anschlußdaran
um 6 Uhr die Vorführung der Kinder auf der Freilichtbühne und um 8 Uhr die Vorstellung
„Iphigenie" von Goethe auf der Freilichtbühne erfolgen soll; die Besichtigung der Schulgarten-
anlagen soll um 5 Uhr stattfinden. Ich mache die Herren darauf aufmerksamund bitte, möglichst
von dieser Einladung Gebrauch zu macheu.

Es hat ferner die Leitung der Großen Kunstausstellung uns folgendes Schreiben geschickt:
„Wir beehren uns, die verehrlichenMitglieder des Provinziallandtages zum Besucheunserer
Großen Kunstausstellung ergebenst einzuladen, und gestatten uns, für diesen Zweck 1l)0 Ein¬
trittskarten beizufügen. Weitere Karten stellen wir auf Wunsch gern zur Verfügung. Uni
Rückgabeetwa nicht verwandter Karten dürfen wir wohl ergebenstbitten".

Ich empfehle dringend auch den Besuch dieser Kunstausstellung und bemerke dabei, daß
die Eintrittskarten unten auf dem Landtagsbüro erhältlich sind.

Es ist ein weiterer Antrag eingelaufen:
„Der obere der Eifel ungehörige Teil des Kreises Mayen ist am 6. Juli von einem furcht¬
baren Unwetter heimgesuchtworden, das einen in die Millionen gehenden Schaden an
Häusern, in Wäldern und Fluren verursacht hat. Der Schadeu trifft die Bewohner umso
härter, als sie noch unter der fast beispiellosenMißernte des verflossenenJahres leiden.
Schnelle Hilfe tut driugend not. Die Unterzeichnetenstellen den Antrag, daß die Provinz
den von dem Unwetter so hart Betroffenen eine angemessene Beihilfe gewährt".

Der Fachausschuß IV und der Fachausschuß I haben sich mit diesem Antrage bereits
beschäftigt. Es wird Ihnen eine Entschließungzu diesem und ähnlichenAnträgen zugehen.

Darf ich bitten, daß zwei der Herren Schriftführer die Güte haben, sich hierher zu
bemühen. (Schriftführer von Stedman nimmt Platz.) Ist Herr Hauck da? (AbgeordneteFrau
Becker: Er kommt jetzt!)

Ein Verzeichnis über die Zusammensetzungder einzelnen Ausschüsseist auf die Plätze
verteilt worden.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein. Meine Damen und Herren, wir haben
52 Punkte auf der Tagesordnung, Im allgemeinen handelt es sich hier aber um Dinge, die
ziemlichschmerzlosund ohne große Erörterung erledigt werden können, weil sie in den Fachaus¬
schüssen eingehendbesprochen worden sind. Wenn ich mir einen Vorschlag erlaube, so tue ich das
namens des Aeltestenrats: Ich möchte die Berichterstatter bitten, in denjenigenFällen, wo es sich
un, eine unveränderte Annahme der Vorlagen oder um Kenntnisnahme der Vorgänge handelt, sich
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auf einen möglichst kurzen und knappen Bericht zu beschränken. Wenn es im Anschluß an diesen
Bericht doch noch zu einer Erörterung im Hause kommen sollte, so haben die Berichterstatter ja
immerhin Gelegenheit, nachher noch das Schlußwort zu erbitten. Wir sind uns im Aeltestenrat
darüber klar geworden,daß es möglichsein kann, die heutige Tagesordnung bis 5 Uhr zu erledigen.
Mit gutem Willen wird das zu erreichen sein. Ich bitte demnach,eine gewisseOetonomie in den
Wortmeldungen und anch in den Aeußerungenuns aufzuerlegen.

Wir kommenzu Punkt 2 der Tagesordnung:
Antrag des I, Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Begutachtung des Antrages der Landgemeinde
Hardenberg-Neviges auf Verleihung der Städteordnung.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Dichgans.
Abgeordneter Dr. Dichgans: Meine Damen und Herren! Die I. Fachkommission hat

einmütig dem Antrage des Provinzialausschusses zugestimmt und schlägt Ihnen unveränderte
Annahme vor. Der Antrag geht dahin:

„Provinziallandtag gibt sein Gutachten dahin ab, daß dem Antrage der Gemeinde
Hardenberg-Nevigesauf Verleihung der Städteordnung Bedenkennicht entgegenstehen".

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und Herren! Zwar hat die I. Fachkommission

einmütig ihre Zustimmung dazu gegeben, die Gemeinde Neuiges-Hardenbergzur Stadt werden zu
lassen. Meine Fraktion hat sich aber dagegen ausgesprochen. (Hört! Hört! bei den Sozialdemo-
kraten.) Meine Fraktion steht auf dem Standpunkt, daß kleine Gemeinden mit 10009 Einwohnern
nicht zu Städten gemacht werden können, weil damit ein anderer Zweck verfolgt wird als nur der,
Stadt zu weiden. Die Verhältnisse in der letzten Zeit haben ja bewiesen,daß nach kurzer Zeit,
wem? eben die Gemeindeverfafsungunter Dach und Fach gekommen ist, diese Gememden darauf
drangen, kreisfrei zn werden. Dadurch bekommendie ganz schwachen Gemeinden der Kreise alle
allgemeinen Lasten aufgehalst, an denen sich dann die kleinen Städte vorbeidrücken. Im allge¬
meinen steht meine Fraktion ja auf dem Standpunkt, kleinere Gemeinden in größeren Gemein¬
schaften aufgehe« zu lassen. Die Frage der Eingemeindung ist ja schon in der vorigen Tagung
von unserem Fraktionsredner behandelt worden; ich brauche dessen grundsätzliche Auffassung heute
nicht zu wiederholen. In der Vorlage des Provinzialausschussessind aber Ausführungen enthalten,
die nicht unwidersprochenbleiben können, ebenso wie die Eingaben zu dieser Frage von verschie¬
denen Seiten Behauptungen enthalten, die Widerspruchhervorrufen müssen.

In der Vorlage heißt es z, B., daß der Regierungspräsidentmit Recht eine Eingemeindung
nach Elberfeld bei der großen Entfernung als höchst unwahrscheinlich und auch als durch die Ver¬
hältnisse nicht gerechtfertigterklärt. Das ist eine Auffassungdes Regierungspräsidenten,die unsere
Fraktion nicht teilen kann. Es scheint so, als wenn auch der Herr Regierungspräsident die Dinge
nicht richtig geprüft hat, fönst würde er eine solche Auffassungnicht für den Provinzialausschuß zum
Ausdruck gebrachthaben, fönst würde eine solche Auffassung in dieser Vorlage nicht festgelegtsein.

Für die allgemeine Entwicklung der Städte, wie der Gemeinden überhaupt, ist es viel
besser, wenn die Eingemeindung der verschiedenen kleinerenGemeinden erfolgt, um leistungsfähiger
zu sein, um mehr im allgemeinen Interesse die Aufgaben der Gemeinden erfüyen zu können.
(Zuruf des AbgeordnetenHaas: Dann scheiden sie aber aus dem Kreise aus!) Sicher! Wir
wissen aber, daß dann die Tendenz, die sie mit der Stadtwerdung verfolgen, durchkreuzt ist. daß
dann die Lasten für die Allgemeinheit von ihnen aufgebracht werden muffen. Jedenfalls ist das.
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was in den Eingaben in dieser Richtung gesagt ist, völlig falsch. Wir haben uns ja mit Einge-
meindungsfmgen in der vorigen Tagung sehr ausführlich beschäftigt, sodaß ich hierauf nicht näher
einzugehenbrauche.

Wenn ich aber die Eingabe, die der Bürgermeister von Velbert gemacht hat, noch hervor¬
hebe, so ergibt sich daraus, daß da direkt falsche Behauptungen aufgestellt worden sind, als wenn
die Stadt Elberfeld den Antrag gestellt hätte, die Gemeinde Neviges-Hardenberg nach Elberfeld
einzugemeinden. Das ist nicht wahr, Tatsache ist, daß die Gemeinden Velbert, Langenberg und
auch noch andere die Gemeinde Neviges-Hardenberg aufteilen wollten; jeder wollte ein Stückchen
davon haben. Nachdemdiese Situation eingetreten war, ist es dazu gekommen, daß auch die Stadt
Elberfeld sich veranlaßt sah, wenigstens anzufragen, was sich denn da für Dinge abspielen, damit
die Allgcmeininteressenwenigstens in den Vordergrund gestellt werden.

Wir wissen ja, wie der Landrat des Kreises Mettmann in der Frage der Eingemeindung
an sich steht. Das haben wir ja früher bei der Frage der Eingemeindung Vohwinkels nach
Elberfeld erfahren, wo der Landrat alles in Bewegung gesetzt hat, um dieses Kleinod in seinem
Kreise zu erhalten, zum Schaden der Allgemcininteresfenwie zum Schaden der Entwicklungüber¬
haupt. Der Provinziallandtag hat ja seinerzeit der Eingemeindung von Vohwinkelnach Elberfeld
zugestimmt, während im Preußischen Landtag die Landratsfronde von damals es verstandenhat,
die Eingemeindung Vohwinkels nach Elberfeld zu hintertreiben. Aus diesen Gründen kann die
Tendenz, die unter der Regie des Landrats vom Kreise Mettmann Platz greift, doch mir reaktionär
sein. Und wenn der Landrat des Kreises Mettmann sich jetzt für die Stadtwerdung von Neviges-
Hardenberg ansspricht, so sagt er ja selber, daß er dadurchein Recht, das er bisher gehabt habe,
in gewissem Sinne preis gäbe. Aber man sieht aus der ganzen Sachlage, daß auf alle Fälle sein
Kreis nicht gestört wird und daß die Dinge nicht so laufen, wie es' die allgemeine Entwicklung
verlangt. Aus diesen Gründen hat meine Fraktion sich gesagt, daß wir grundsätzlichStellung
dagegen nehmen müssen, weil wir eben nicht die Hand dazu bieten können, eine Entwicklung,die
im Allgemeininteresseliegt, wo Gemeinden reif find zur Eingemeidnng und wo die wirtschaftlichen
Verhältnisse wie die Wohnuugsbauverhältnisse die Eingemeindung verlangen, zu hemmen. Die
Stadtwerdung von Neviges-Hardenberg wird ein Hemmschuhfür diese Entwicklungsein. Deswegen
lehnt meine Fraktion dies ab, auch schon ans dem Grunde, um das Kreisfreiwerdenvon Gemeinden
zu unterbinden, das als Folge der veralteten Gemeindeuerfasfnngdoch entsteht, das als Folge¬
erscheinung ihrer bisherigen Tendenz sicher eintreten wird. Wir müssen verlangen, daß, wenn
schon diese Fragen behandelt werden, Sie diesen Antrag des Provinzialausschussesnicht genehmigen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKemnmnn.
AbgeordneterKemmann: Meine Damen und Herren! Der Antrag auf Verleihung der

Stadterechte schwebt schon seit einem Jahre. Er ist nur im vergangenenJahre nicht verabschiedet
worden, weil bis zur Tagung des Provinziallandtags die Vorarbeiten noch nicht abgeschlossen
waren. Wären da die Vorarbeiten abgeschlossengewesen, so wäre der GemeindeNeviges-Hardenberg
genau dasselbe Recht zuteil geworden,welchesden Gemeinden Haan und Vohwinkel aus demselben
Kreise im vergangenenJahre zuerkannt wurde. Im vergangenenJahre hat der Provinziallandtag
einstimmig dem Antrage dieser beiden Gemeinden zugestimmt. Bei der Gemeinde Neviges liegen
die Verhältnisse genau so; Neviges ist in einer ähnlichen Lage wie die Gemeinde Haan, und sogar
in einer noch günstigerenLage insofern, als es eine noch um 2—3000 Einwohner stärkere Bevöl¬
kerung hat wie die Gemeinde Haan. Von dem Standpunkte aus versteheich nicht, weshalb gegen
die Verleihung der Stadterechte an die Gemeinde Neviges-HardenbergEinsprüche erhoben werden.
(Sehr richtig! rechts.) Ich verstehe das aber auch von verschiedeneu anderen Gesichtspunktenaus
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nicht. Ich habe im Kreistage an der Vorlage mitgearbeitet, die der Regierung und dem Provinzial-
landtage gemacht wurde. Im Kreistage hat aber Einmütigkeitdarüber geherrscht, daß der Gemeinde
Neviges-Haidenberg das Städterecht verliehen werden soll.

Wenn der Herr Vorredner davon spricht, daß der Landrat sich in der Angelegenheitals
reaktionärer Landrat erwiesenhabe, so ist eine stichhaltigeHandhabe dafür gar nicht vorhanden.
Der Landrat hat nur die Beschlüsse des Kreistages zu vertreten. Es ist ja selbstverständlich, daß
der Landrat, als er diesem Beschlusse zustimmte, ein Opfer brachte dadurch, daß er eine weitere
Gemeinde aus seiner Einflußsphäre an die Einflußsphäre des Regierungspräsidentenabtrat und sich
eines großen Einflusses begab. Er hat aber trotzdemin selbstlosester Weise sich jeder Beeinflussung
der Beschlußfassungdes Kreistages enthalten. Er hat demselbendie Beschlußfassungvöllig selbst
Überlassen und hat nachher, nachdemdie Beschlußfassunggetätigt war, alle seine Kräfte dafür ein¬
gesetzt, um diesen Beschluß zur Geltung zu bringen.

Es wurden auch andere Gründe vorgebracht,die der Verleihung der Städterechte entgegen¬
stehen könnten. Es wurde darauf hingewiesen,daß Eingemeindungsbestrebungenvon Langenberg
und Velbert aus beständen. Gewiß, diese Eingemeindungsbestrebungenbestehen. Velbert wünscht
einen kleinen Zipfel von Neviges, der vielleicht 200 Einwohner hat. Langenberg wünscht ebenfalls
einen kleinen Zipfel. Das sind Annexe, die weit abliegen; diese Wünsche stehen der Beschlußfassung
über die Erhebung der Gemeinde Neviges zur Stadt jedenfalls nicht im Wege.

Es ist im Kreistage — das trifft ja zu — von den Vertretern dieser Gemeinden zunächst
gebeten worden, die Angelegenheitzurückzustellen, bis hinsichtlich der Umgemeindungeine Regelung
eingetreten sei. Nachdem ihnen aber gesagt worden ist, daß die Regelung auch dann noch statt¬
finden könne, wenn der Gemeinde das Stadtrecht verliehen sei, haben sie ihren Einspruch zurück¬
gezogen,und der Kreistag hat sich auf den Standpunkt gestellt, daß zwischenzeitlichVerhandlungen
nach dieser Seite gefühlt werden dürfen. Der Landrat führt diese Verhandlungen, die aber an der
Größe der Gemeinde und vor allem an dem Umstände, sie zur Stadt zu erheben, nichts ändern.

Es ist hier darauf hingewiesen worden, daß der Bürgermeister von Velbert an eine Reihe
von Provinziallandtagsabgeordneten ein Schreiben in dem vorhin erläuterten Sinne gerichtet hat.
Meine Damen und Herren! Das trifft zu. Aber der Bürgermeister von Velbert hat hernach,
nachdemer eingesehen,daß er den Einspruch zu Unrecht erhoben hat und daß die Tatsachen doch
anders liegen, als er sie in seinem Schreiben darstellt, seinen Einspruch wieder zurückgezogen. Es
wird einer Reihe von Mitgliedern des Provinziallandtags ein Schreiben zugegangen sein, worin
ausdrücklich darauf hingewiesen wird, daß der Einspruch zurückgezogen worden ist.

Meine Damen und Herren! Wie durch die Erhebung von Neviges zur Stadt irgend¬
welche Eingemeindungsbestrebungenvon anderer Seite behindert weiden könnten, wie vor allen
Dingen ein Bestreben der Stadt Elberfeld auf Eingemeindungdadurch behindert oder beeinträchtigt
werden könnte — nebenbeigesagt, liegt ein solches Bestreben, soweit ich unterrichtet bin, gar nicht
vor —, das vermag ich somit nicht einzusehen.

Wenn ich all diese Gesichtspunktezusammenfasse, wenn ich vor allen Dingen darauf hin¬
weise, daß der Landrat, der mit allen Kräften für den Antrag eingetreten ist, dadurch lediglichdie
Interessen des Kreises und den einmütigen Beschlußdes Kreistages vertritt, der auf Grund ein¬
gehendenStudiums des Materials gefaßt worden ist, wenn ich nochmals darauf hinweise,daß der
Landrat derjenige ist, der in selbstlosester Weise für die Gewährung der Städterechte eintritt, Hann
darf ich doch wohl zuguterletzt es aussprechen, daß der Provinziallandtag durchaus keine Hand¬
habe hat, die Gewährung der Städterechte zu versagen. Ich erinnere zum Schluß nochmals daran,

19*
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daß das, was den Gemeinden Haan und Vohwinkel im vergangenen Jahre gewahrt worden ist,
der Gemeinde Neviges-Hardenberg, die in gleichenVerhältnissen lebt, nicht vorenthalten werden
darf. Ich bitte deshalb um möglichst einstimmigeAnnahme des Antrages des Herrn Referenten.
(Bravo! rechts.)

VorsitzenderDr. Iarres: Sie haben den Antrag gehört. Ein Gegenantrag ist nicht
gestellt worden. Ich lasse abstimmen und bitte diejenigen,die fiir den Antrag des Fachausschusses
sind, sich zu erheben, (Geschieht.) Der Autrag ist angenommen.

Punkt 3: Antrag des I, Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend Aenderung des ß 6 Ziffer 2 der Satzung
der Provinzial-Feuerversicherungsaustalt der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHoff.
Abgeordneter Hoff: Ich verweise auf Drucksache Nummer 10.
Vorsitzender Dr. Juries: Sie haben den Antrag gehört. Er findet keinen Widerspruch.

Ich darf die Zustimmung des Hauses annehmen.
Punkt 4: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Pro-

vinzialausschnsses, betreffend die Aufnahme weiterer Verficherungszweige
durch die Provinzial-Feuer- und Proviuzial-Lebeusversicheiungsanstalt
sowie die Aeuderung der Satzungen der beiden Anstalten.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Hoff.
Abgeordneter Hoff: Die Unterlagen finden Sie in der Ihnen vorliegenden Drncksache

Nummer 50, Der FachausschußI empfiehlt unveränderte Annahme.
VorsitzenderDr, Iarres: Da kein Widerspruchlaut wird, darf ich Ihr Einverständnis

feststellen.
Punkt 5: Antrag des I, Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die

Verwaltungskosten der Provinzial-Feuerversicherungsaustalt der Rhein¬
provinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1922 bis 31. Dezember 1922,

Berichterstatter ist derselbe Herr Abgeordnete.
AbgeordneterHoff: Es handelt sich um den Haushaltsplau der Pruviuzial-Feuerver-

sicherungsanstalt, welchen Sie auf Seite 52/58 des Haushaltbuches vorfinden. Analog den
inzwischen geänderten Verhältnissen, sind auch die Zahlen für die Ausgaben entsprechend gestiegen;
sie haben sich verdoppelt, Ich hatte auch im vorigen Jahr die Ehre, Berichterstatter zu sein und
habe damals im Auftrage der I. Fachkommissionden Wunsch ausgedrückt, daß uns baldmöglichst
eine Vorlage bezüglich der vielumstrittenenErheberbeiträge zugehen sollte. Diese Vorlage habe ich
bisher vermißt. Vielleicht ist die Verwaltung in der Lage, über das Schicksaldieser Vorlage
Auskunft zu geben.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr Generaldirektor Adams.
Generaldirektor Adams: Es handelt sich hier um eine Frage, die sehr tief in die

Organisation der Anstalt eingreift. Es schwebendeshalb noch Verhandlungen. Ich bitte zu
gestatten, daß die Vorlage erst dem nächsten Provinziallandtag gemachtwird.

Vorsitzender Dr. Zaires: Ein weiterer Antrag wird nicht gestellt. Ich stelle Ihr-
Einverständnis fest.

Punkt 6: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die Ver¬
waltungskosten des Genussenschaftsvorstandes der Rheinischen landwirt¬
schaftlichen Berufsgenossenschllft für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1922
bis 31. Dezember 1922.
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Berichterstatter: Herr AbgeordneterHoff,
Abgeordneter Hoff: Den Haushaltsplan finden Sie auf Seite 47/49 des Ihnen vor¬

liegenden Buches. Einnahmen und Ausgaben decken sich, FachkommissionI empfiehlt unver¬
änderte Annahme,

VorsitzenderDr, Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hauck,
AbgeordneterHauck: Meine Damen und Herren! Bei diesem Punkte möchte ich doch

auf einiges aus der landwirtschaftliche»Berufsgenossenschaftzurückkommen.Die landwirtschaftliche
Nerufsgenossenschllft ist dazu übergegangenund hat von der Kann-Vorschrift des Gesetzes über die
Rentenzulagen Gebrauch gemacht und bestimmt, daß die Gewährung der Rentenzulagen von der
Nedürftigkeitsfrageabhängig gemachtwird. Nun wäre an und für sich nicht viel dagegen einzu¬
wenden, wenn tatsächlich nur die Bedürftigen diese Rcntenzulage erhalten würden. Aber die
Nedürftigkeitsgrenzean und für sich ist bei den heutigen Ieitverhältnissen so minimal, daß man
sich hiermit nicht abfinden kann. Nach meiner Auffassung ist diese Bedürftigkeitsgrenzczu eng
gezogen. Ich würde dringend wünschen,daß die Auslegung eine recht weite sein möge. Allerdings
kommt hierbei in Frage, daß über die Auslegung in erster Linie die einzelnen Gemeindenentscheiden.

Des weiteren möchte ich aber auch bei diesem Punkt wiederum auf das zurückkommen,
was ich im vorigen Jahre hier ebenfalls kritisiert habe, die außerordentlichhohen Verwaltungskosten.
In dem Bericht der landwirtschaftlichenBerufsgenossenschaftist auch hierauf eingegangen worden.
Es kann an und für sich nicht bestritten werden, daß diese Kosten außerordentlich hoch sind.
Allerdings kann man sich hierbei darauf berufen, daß bei anderen landwirtschaftlichenBerufs-
genossenschaften auch die Verwaltungskostenziemlich hohe sind.

Nun möchte ich aber auf eins hinweisen — es werden ja. auch diesbezüglicheVorschläge
gemacht —; ich möchte hier im Plenum die Stimme dafür erheben, daß die Regierung des
Preußischen Staates endlich ernst machen und die Genehmigung zur anderweitigen Bildung der
Sektionen erteilen möge, um damit eine Verbilligung herbeizuführen, also eine recht baldige Ver¬
einheitlichungdieser Sektionen vorzunehmen. Der heutige Zustand, daß wir eine so große Zahl
von Sektionen besitzen, deren Verwaltungskosten an und für sich höher sind als die gesamten
Entschädigungslasten,die vou den Sektionen getragen weiden müssen, die also höhere Verwaltungs-
kosten erfordern, als überhaupt Renten zur Auszahlung kommen, ist ein Zustand, der sicherlich
unter keinen Umständenhaltbar sein kann, sondern hier muß recht schnell gearbeitet weiden, damit
die Beträge, welche hier in der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft gesammelt werden, möglichst
restlos den Versichertenzugute kommen können, um damit auf der anderen Seite höhere Leistungen
bewerkstelligen zu können. Ich glaube, das liegt auch im Interesse der landwirtschaftlichenBesitzer,
insbesondereder Kleinbesitzer, die ja ebenfalls gegen Unfälle versichert sind.

Diese Anregungen möchte ich bei dieser Gelegenheit gegebenhaben. Ich wünsche nur,
daß sie auch recht bald verwirklicht werden mögen. Die Provinz resp, die landwirtschaftliche
Berufsgenossenschaftmöge diesbezügliche Vorschlügemachen.

Des weiteren möchte ich aber auch anregen, daß man sich endlich auch von dem Alther¬
gebrachten frei machen und für die Revisiunstätigleit bei den landwirtschastlichenBerufsgenosseu-
schaften möglichst versuchensollte, Kontrolleure aus Arbeitnehmerkieisenfür die Kontrolle der
landwirtschaftlichenBerufsgenofsenschaftenheranzuziehen.

Im übrigen wäre nur zu wünschen,daß auch von seiten der Versicherungsträger— hier
also der landwirtschaftlichenBerufsgenoffenschaft—, aber auch eventl. von seiten des Provinzial-
landtages eine Anregung erginge, daß wir mit der gegenwärtigen Zersplitterung in der sozialen
Versicherungüberhaupt aufräumen.
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Vielleichtbeschäftigt sich die landwirtschaftlicheAerufsgenossenschaftresp, der Provinzial-
ausschuß in nächster Zeit mit dieser Frage, um auch von hier aus gutachtlichau die maßgebende«
Regierungsstellen sich dahin zu äußern, daß wir dafür eintreten wollen, eine einheitliche soziale
Fürsorge an Stelle unseres heutigen Versichernngsprinzipszu schaffen, die dann auf einer allge¬
meinen sozialen Steuer aufgebaut wird,

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr Landesrat Dr. Große,
Lnndesrat Dr, Große: Meine sehr verehrten Damen nnd Herren! Was zunächst die

Bcdürftigteitsfrage angeht, die darüber entscheidensoll, ob landwirtschaftlicheUnternehmer eine
Zulage zn ihrer Rente bekommen sollen, so hat der Provinzialausschuß als Vorstand der rheinischen
landwirtschaftlichenBerufsgenossenschaftsich auf deu Standpunkt gestellt, daß als Grenze der
Bedürftigkeit 8100,— Mark anzunehmen ist, weil das auch der durchschnittliche Iahresverdienst
ist, der nach den, hier fragt. Gesetz vom Dezember1921 der Rentenberechnungzugruude gelegt wird,
uud man stets angenommenhat, daß die kleinen Unternehmer im Einkommen den landwirtschaft¬
lichen Arbeitern gleich stehen. Inzwischen ist das neue Gesetz vom 3, Juni 1922 erlassen worden.
Es sieht vor, daß für die schwerbeschädigtenVerletzten der Iahresarbeitsverdienst auf 15 000,— Mark
heraufgesetzt wird. Dem Provinzialausschusfeliegt schon eine Vorlage des Herrn Landeshauptmanns
darüber vor, daß der Provinzialausschuß nuumehr diesen Betrag als Grenze festsetzen möge für
die Bedürftigkeit bei schwerbeschädigte» männlichenArbeitern, 9000,— Mark als solche bei schwer¬
beschädigtenArbeiterinnen. Für die kleineren Renten von 33V» bis 49°/« sollen ebenfalls die
entsprechenden Sätze angenommenwerden, die dieses Gesetz bei den betr, Rentenberechnungenals
Iahresarbeitsverdienst vorsieht. Die Angelegenheitder Erhöhung der Zulagen wird also wahrschein¬
lich in der nächsten Sitzung des Prouinzialausschussesbesprochen werden.

Was die Verwaltungskostenangeht, so ist es richtig, daß dieselbeneinstweilen fehr hoch
sind. Das hängt mit den Tenerungsuerhältnissen zusammen. Sie waren im Jahre 1920 auf
33,75°/° der Gesamtausgaben gestiegen, sind aber inzwischen im Jahre 1921 auf 32°/« herunter¬
gegangen und werden im laufenden Jahre 25"/« betragen.

Es ist richtig, daß die vielen Sektionen, die wir haben, hohe Verwaltuugskosteuverursache».
Aber es besteht eiu Preußisches Gesetz, wonach jeder Kreis eine Sektion bildet. Erst, wenn dieses
Gesetz geändert ist, wird auch eine wesentliche Ermäßigung der Verwaltungskosteneintreten.

Als technische Anfsichtsbcamtehaben wir einen früheren Pächter und außerdem 2 frühere
Landwirtschaftsgehilfenangestellt, die auf landwirtschaftlichenWinterschuleneine weitere Ausbildung
genossen und dann als Verwalter tätig waren. Demnach nehmenwir die technischenAufsichtsbeamten
schon aus den Kreisen der Arbeitnehmer.

Die Vereinigung der verschiedeneu Versicherungsträgerzu einem einzige»Verwaltuugskürper
dürfte zu der Reform der Reichsversichcrnngsordnnnggehören. In dieser Hinsicht werden schon
Gesetzentwürfe ausgearbeitet; ich kaun darüber hier natürlich Näheres nicht mitteilen. Die Berufs-
genossenschllftensind natürlich gegen eine solche Verschmelzung, Sie vertreten den Staudpunkt, daß
sie als selbständige Versicherungsträgerihre Berechtigung und bereits sehr viel Gutes geleistet habeu,
sie halten daran fest, daß die Kapitalien, die sie angesammelt haben, auch ihueu verbleiben müssen,
daß ihnen ihre Selbständigkeitnicht genommenwerden darf, und daß die Betriebsunternehmer auch
m Zukunft die Berufsgeuossenschaftleite» nnd vertreten sollen, sBravo! rechts.)

Vorsitzender vi-, Juries: Meine Damen nnd Herren! Es ist mir eben aus dem Hause
die Anregung gekommen,die Angelegenheitdem IV. Fachausschuß,der sich noch nicht damit befaßt
hat, zu überweisen.
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Das Wort zur Geschäftsordnunghat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Horion: Ich möchte dazu doch bemerken, daß nach den bestehen¬

den gesetzlichenBestimmungender Provinzialansschutzals Vorstand der landwirtschaftlichenBerufs¬
genossenschaft über diese Angelegenheitzu entscheiden hat. Ich habe im Augenblick Zweifel darüber,
ob eine Beschlußfassungdes Provinziallandtages z. V. in der sogenanntenBedürftigkeitsfrage statt¬
finden kann, sodaß ich nicht weiß, ob sich bei einer Weiterbehandlungder Sache mehr ergeben wird,
als wenn der Proviuzialansschuß — wozu er sicherlich gern bereit sein 'wird — bei seinen weiteren
Entscheidungendie Anregungen, die hier gegeben wurden sind, auch seinerseits in Erwägung zieht.

VorsitzenderDr. Iarres: Ich glaube, diesen Ausführungen können wir folgen. Die
Anregungen, die die Herren vom Provinzialansschuß hier gehört haben, werden ja Beachtung finden
und im Provinzialansschuß berücksichtigt werden. Ich weiß nicht, ob die aus dem Hanse ange¬
regte Ueberweisungan den IV. Fachausschußzurückgezogen wird. Das ist der Fall. Danu stelle
ich fest, daß Punkt 6 unverändert angenommenist.

Punkt 7: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die
Besoldungen und anderen persönlichen Ausgaben für die bei der Landes-
uersicherungsanstalt „Rheinprovinz" beschäftigten Provinzialbeamten für
das Kalenderjahr vom 1. Januar 1922 bis 31. Dezember 1922.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHoff.
Abgeordneter Hoff: Besondere Bemerkungen zu dem Etat sind nicht zu machen. Der

FachausschußI empfiehlt unveränderte Annahme.
VorsitzenderI)i-, Iarres: Anträge werden nicht gestellt. Die Vorlage ist angenommen.
Zu Punkt 8: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht uud Antrag des

Provinzialausschusses, betreffend Erhöhung des laufenden Zuschusses an
die Studentenbücherei in Bonn von 12 000 Mark auf 30000 Mark

wird Vertagung beantragt, weil noch nachträglich ein Antrag eingelaufen ist. Ich werde den
Punkt auf morgen übergehenlassen.

Punkt 9: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die
Verwaltung der Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und
Wissenschaft betreffen, für das Rechnungjahr vom 1. April 1922 bis
31. März 1923.

Wenn Sie damit einverstandensind, nehmen wir Punkt 10 dazu:
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr vom
1. April 1922 bis 31. März 1923.

Der Vorschlag findet keinen Widerspruch. Ich bitte also, mitzuberichtenüber Punkt 10.
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.

AbgeordneterMans: Meine Damen und Herren! Der Haushaltsplan für Kunst und
Wissenschaft erfordert einen Mehrzuschußvon 303170 Mark und für die Provinzialmuseeniu Bonn
und Trier von 315 320 Mark. Die vorgeschlagenen Etatserhöhungen entsprechen nicht der Geld¬
entwertung, mußten aber für dieses Jahr mit Rücksicht ans dringlichere Aufgaben der Provinz in
dem von Provinzialausschnß und Fachausschuß vorgeschlagenenUmfange gehalten werden. Für
das nächste Jahr muß eine wefentliche Erhöhung aus Provinzialmitteln für diese Zwecke in Aus¬
sicht genommen werden. Die Denkmalspflegeist nicht nur aus kulturellen, sondern vor allem auch
aus vaterländischenGründen besonders zu beachten. Die schönen und wertvollen Kunstdenkmäler
der Rheinproviuz betonenaugenfällig den inneren Zusammenhang der Rheinproinz mit dem übrigen
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Deutschland gerade auf kulturellemGebiete, Es würde zurzeit ein bedauerlicher Fehler sein, wenn
man diesen Zusammenhang nicht mit allen nur verfügbaren Mitteln aufrecht erhalten würde.
Nichts kann besser und augenfälliger den Zusammenhangder Rheinlande und der gesamten deutschen
Kultur erhärten als der Nachweis, daß das rheinische Land in seiner Geschichte durch seine Kultur¬
denkmälermit den benachbartendeutschen Provinzen untrennbar verbunden ist. Ans diesem Grunde
muß auch der Staatszuschuß für die Provinzialmuseen. der immer noch aus alter Friedenszeit her
nur 12 000 Mark jährlich beträgt, während der Zuschuß aus Provinzialmitteln nach dem heutigen
Etat sich auf 1 600 000 Mark beläuft, als zu gering angesehenwerden. Die Verwaltung hat an
die Staatsregierung die Bitte gerichtet, die Summe von 12 000 Mark wesentlich zu erhöhen, und
zwar mindestensauf die Hälfte des Prouinzialzuschusses.

Die Fachkommission schlägt Ihnen einstimmigvor, dieses Ersuchen auf das nachdrücklichste
zu unterstützenund empfiehlt Ihnen im übrigen die beiden Etats, wie vorgeschlagen, anzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Sie haben die Anträge des Berichterstatters gehört. Wider¬
spruch dagegen erhebt sich nicht. Die beiden Vorlagen sind angenommen.

Punkt 11: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend Gewährung von Beihilfen für das
Bäder- und Quellforschungsinstitut in Aachen.

Berichterstatter Herr AbgeordneterDr. Saassen.
AbgeordneterDr. Saassen: Meine Damen und Herren! In Aachen ist ein eingetra¬

gener Verein zum Zwecke der Quell« uud Bäderforschung unter dem Namen „Bäder- nnd Quell¬
forschungsinstitutAachen" gegründet worden. Das Nähere über Ziel und Aufgaben dieses Insti¬
tuts finden Sie in Drucksache 13, die Ihnen vorliegt.

Der FachausschußI schlägt vor, die Provinz wolle diesem eingetragenenVerein mit einer
einmaligen Beihilfe von 50 000 Mark und einem laufenden Beitrage von 30000 Mark jährlich,
zunächstfür 3 Jahre, unter der Voraussetzungbeitreten, daß der Staat und die sonstigen in Be¬
tracht kommendenKörperschaftensich ebenfalls mit angemessenenBeträgen beteiligen. Die Aus¬
gaben find in den Haushaltsplan unter VI, 10 eingesetzt.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterHauck.
AbgeordneterHauck: Meine Damen und Herren! Ich »lochte bei diesem Punkt doch

sagen, daß man sehr wohl prüfen tonnte, ob denn die Beteiligung an diesem Quellforschungsinstitnt
wirklichparitätisch erfolgt, und zwar nach der Richtung hin, daß der private Betrieb nicht in
höherem Maße zu den Kosten dieses Vereins herangezogenwird. Ich bin der Meinung, daß man
hier sehr wohl die Anregung geben sollte, daß der Verein an die A. G. für Aäderbetrieb heran¬
treten möchte, zum mindestendenselben Betrag zu zahlen. Meines Trachtens muß unsere Beteili¬
gung sogar davon abhängig gemacht werden. Ich habe so das Gefühl, daß tatsächlich diese private
Gesellschaft den überwiegenden Vorteil von der Quellforschunghaben wird, weil sie ja diese Quellen
auch privat ausbauen wird. Trotzdemwir prinzipiell — das möchte ich ausdrücklich hervorheben—
für die Erschließungder kulturellen Werte sind, die zweifellos in den Quellen stecken, möchtenwir
doch empfehlen, daß die Anregung gegeben wird, die private Gesellschaft,die meiner Auffassung
nach den Hauptvorteil aus der Sache ziehen wird, möge sich finanziell in höheremMaße beteiligen,
als es vorgesehen ist.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann 0r. Horion: Die Anregung des Herrn Abgeordneten Hauck ist

zweifellos durchaus beachtlich. Ich werde im Vorstande des Quellforschungsinstituts gelegentlich
die Anregung zur Ssirache bringen.



63, RheinischerProvinziallandtag, 4, Sitzung am 13. Juli 1922, 153

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterBamberger,
AbgeordneterBamberger: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich taun mich

im allgemeinen den Worte» meines Frenndcs Hauck nur auschlietzen. Ich möchte dazu nur noch
einiges sagen und den Gedankenkreisetwas erweitern. Es ist gewiß richtig und wertvoll, wenn
Bäder« und Quellforschungsinstitnteals eiugetrageue Vereine ins Leben treten, und diese uuu
versuchen,die Bader zu erforschen und die Heilkraft, die in den Bädern ohne Zweifel steckt, der
Menschheit zugute kommen zu lassen. Wir haben auch garnichts dagegen, daß die Provinz als
solche sich bei der Unterstützungsolcher Vereine beteiligt. Aber, meine Damen und Herren, wir
dürfen uns doch hier der Frage nicht verschließen:Wer genießt denn heutzutage den Vorteil
der Bäder? Wer hat den Nntzen aus den Bädern? Doch nicht der Kranke, der Bedürftige,
sundern nur derjenige, der über den entsprechenden Geldbeutel verfügt. Meine Dameu und Herren,
infolgedessen tonnen wir uns hier schweren Bedenkennicht verschließen. Gewiß, die Provinz mag
beitreten. Der Herr Landeshauptmann hat auch schon versprochen,daß er die Anregung meines
Freundes Hauck in dem Verein vortragen will. Aber, meine Damen und Herren, wir töuueu
uns großer Bedenken doch nicht erwehre», daß, solange die Bader nicht sozialisiert sind oder
solange man diesen Schritt überhaupt uicht in Erwägung zieht, mn» auch keiue Vorteile für das
arbeitende Volt mit dem Erforschen von Bädern erzielt. Daher geben wir unsere Zustimmung
zu der Vorlage nicht freudig. Wir wollen hoffen, daß zum »lindesten die Anregung unseres
Genossen Hauck einstweilen beachtetwird. Wir hosten aber, daß mit dem Schritt der Sozialisier«»«,
der Bäder ein gründlicherSchritt nach vorwärts getan wird. Wenn Sie auch vor der Sozialisierung
ein so gewaltiges Grauen haben, hier ist eine Sozialisieruug in die Wege zu leiten, die wirklich
der Welt, vor allen Dingen dem arbeitenden Volte, nur ein Segeu sein tan».

Wer genießt den Vorteil der Bäder? Doch heute nur Wucherer und Schieber, sowie
Reiche alten und neuen Stils,

Den: tonnen wir aber weiter nicht Rechnungtragen. Daher bewilligen wir zwar diesmal
die Koste», aber nur unter den gröhteu Bedenke», »nd n»r unter der Voraussetzung,daß unsere
Anregungen in jeder Weise beobachtetweiden.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Dr. Krebs.
AbgeordneterDr, Krebs: Meine Damen und Herren! Das, was der Herr Vorredner

gesagt hat, trifft zum größten Teil nicht zu. Die Hauptnutznießer dieser Quell- und Bäder-
furschung werden vor nlleu Dinge» unsere Arbeiter sein. (Abgeurdueter Bamberger: Das wäre
sehr erfreulich!) Wir haben in Aachen das wunderbar eingerichteteLcmdesbad der Landesver-
sichernngsllnstaltder Rheinproviuz. Diese Anstalt hat bisher 220 Patienten aufnehmen^ können.
Die Anstalt wird im Herbst erweitert werde», lodaß wir daun voraussichtlichan 350 Kranke
aufuehmen können. Ich bezweifle, daß die ganzen Aachener Bäder zusammen auch nur soviel
Patienten aufnehmen können. Es liegt ganz außerordentlich im Interesse der Patienten gerade
aus den Arbeitnehmerkreise»,daß die Quellforjchnng gefördert wird. Es ist nicht nur für die
Aachener Bäder von eminentem Vorteil, sondern voranssichtlich weiden auch die Bäder ans
Kreuznach, Neuenahr und noch andere daran teilnehmen, sodaß es tatsächlichnicht nur ein Vorteil
für das Bad Aachen, sondern auch ein Vorteil für die ganzen linksrheinischgelegenenBäder ist.

Meine Damen und Herren! Diese Forschungenwerden sich vielleichterst in der Zukunft
auswirleu. Aber bedenken Sie, daß wir in einem armen Deutschlandheute mehr als sonst Wert
darauf legen muffen, daß wir moralischeQualitäten entwickeln,daß wir wissc»schaftliche Eigen¬
schaften an die Oberflächebringen. Das wird ermöglicht, wenn wir hier in mnnifizeuter Weise
dem Antrage entsprechen.

20
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Vorsitzender vi'. Iarres: Gegenanträge sind nicht gestellt worden. Ich darf darum
endgültig feststellen,daß Punkt 11 angenommenist.

Punkt 12: Antrag des I, Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend Bewilligung eines Zuschusses für die
staatliche Fachschule für Wirtschaft und Verwaltung in Düsseldorf,

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHuffmann,
AbgeordneterHoffmaun: Meine Damen und Herren! Die staatliche Fachschule für

Wirtschaft und Verwaltung in Düsseldorf ist eine einzigartigeEinrichtung dieser Art hier im Westen
und verdient allseitige Beachtung, da ja dadurch das volkswirtschaftliche Wissen in die weitesten
Kreise des Volkes gebracht wird. Die Vorlage des Provinzialausschusses(Drucksache Nr. 38) sagt
Ihnen ja alle Einzelheiten. Sie wissen auch, daß aus den Gewerkschaften aller Richtungen diese
Fachschule in jeder Beziehung unterstützt wird, daß die Gewerkschaftenaller Richtungen wie
auch eine Reihe von Kommunaluerbändendiese Schule durch Hergabe von Stipendien unterstützen.
Der Provinzialverband wird jetzt auch mitwirken. Deshalb hat ja der Provinzialverband diese
Vorlage gemacht. Voraussetzungist, daß wegen der finanziellen Beteiligung der Provinz die Ver¬
tretung der Provinz Sitz nnd Stimme bekommen soll.

Die Vorlage geht dahin, daß der Provinziallandtag sich grundsätzlichbereit erklärt, bei
der Durchführung der Aufgaben der staatlichen Fachschulefür Wirtschaft und Verwaltung in
Düsfeldorf mitzuwirkenund einen Betrag von 50 000 Mark für Zuschüsse an minderbemitteltennd
gering unterstützteSchüler zur Anschaffungvon Büchern und als Anteil der Provinz zur Errich¬
tung einer Bibliothek bewilligt.

Die I. Fachkommission hat dem einmütig zugestimmtund bittet das Plenum uni Annahme.
Vorsitzender Dr. Iarres: Widerspruch aus dem Hause erhebt sich nicht. Der Antrag

ist angenommen.
Punkt 13: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan für gewerb¬

liche Zwecke für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.
Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Dichgans.
AbgeordneterI)r. Dichgans: Meine Damen und Herren! Der I. Fachausschußempfiehlt

Ihnen im allgemeinenAnnahme des Haushaltsplans. Nnr bittet er darum, im Etat eine Aende¬
rung vorzunehmen,nnd zwar auf Seite 377 nicht unter Titel 24, wie es irrtümlich hieß, sondern
unter Titel 23 hinter das Wort „Zuschüsse"die Worte zu setzen: „und zur Unterstützungweiterer
Anstalten". Wir schlagen Ihnen dies aus dem Grunde vor, damit diese 800000 Mark, die mehr
in den Etat eingesetzt sind, nicht nur den Schulen zugute kommen, die bereits eine Unterstützung
bekommen, sondern daß eventuell auch bei neueu Anträgen au? dieser Summe einzelnenAnstalten
Berücksichtigung gewährt werden kann.

Im übrigen empfiehlt Ihnen die I. Fachkommission unveränderte Annahme.
VorsitzenderDr. Iarres: Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. Die Vorlage ist

angenommen.

-Punkt 14: Antrag des Ha Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend Aenderung der Satzungen der Nuhege-
haltskasse der Kreiskommunaluerbände und Stadtgemeinoen der Rhein¬
provinz und der Witwen- und Waisenversorgungsanstalt für die Kom¬
munalbeamten der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterGrootens.
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AbgeordneterGrootens: Meine Damen und Herren! Ich kann mich, nachdem bereits
im vorigen Jahre diese Angelegenheitberaten wurden ist und nachdem inzwischen, wie gewünscht
wurde, auch die Spitzeiwerbändezur Sache gehört worden sind, recht kurz fassen.

Es handelt sich nm zwei Anträge. Einmal sollen die ständigen Angestelltenin der Kom¬
munalverwaltung die Möglichkeit haben, den Hinterbliebenen- und Ruhegehaltskaffenbeizutreten;
zweitens wurde beantragt, einen Verwaltnngsbeirat für diese Kassen einzurichten. Dabei wurde
gewünscht, daß auch die Beamtenanwärter zu diesen Kassen zugelassen werden sollten. Auf Grund
der Beratungen zwischen den Spitzenverbändenund der Provinzialverwaltung ist dann schließlich
die Drucksache herausgekommen,die sich in Ihren Häuden befindet.

Danach soll den Wünschenauf Hinzunahme der ständigenAngestelltenzu den Pensions-
und Ruhegehaltskassenvoll und ganz entsprochen werden, dagegennicht den Wünschen der Beamten¬
anwärter. Man ist bei der Ablehnung von der Anschauung ausgegangen, daß das nicht so drin¬
gend sei, weil diese Beamtenanwärter doch schon bis zu 100 "/« des Gehaltes der Klasse beziehen,
in die sie bei ihrer Anstellung einrücken werden, und weil ihnen ja durchweg bei der Anstellungals
Beamte die zurückliegende'Zeitangerechnet wird.

Wichtig war, in den Bestimmungenzum Ausdruckzu bringen, daß vou einem bestimmten
Alter ab die Pensionsberechtigungeintrete» solle. Dafür hat man das 27. Lebensjahr gewählt.
Ebenso wichtig oder noch wichtigerwar es wohl, ein Endalter festzulegen, bis zu welchem man die
Aufnahme erzwingenkann. Dafür hat man das 50 Lebensjahr in der Satzung festgelegt. Der
Ausschuß ist aber der Ueberzeugung gewesen, daß es dringend erforderlich ist, dieses Endalter
wenigstensfür 6 Monate, also für die sogenannteUebcrgangszeit,ans 80 Jahre festzulegen, damit
auch den älteren Leuten, die augenblicklich in den Verwaltungen vielleicht seit langen Jahren tätig
sind, noch die Möglichkeitgegeben wird, beizutreten. Das ist die einzige Aenderung, die der Fach¬
ansschuß an der Borlage des Proviuzialausschusscsbeantragt. Sonst kann ich unveränderte An¬
nahme empfehlen.

VorsitzenderI)r. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterHanck.
Abgeordneter Hanck: Meine Damen und Herreu! Ich vermiße leider, daß der Bericht¬

erstatter auf die Anregungen eingegangen ist, die hier im Plenum auläßlich der Beratung des
Etats gegeben worden sind. Ich bedauere dies, denn ich hätte hierüber eine Aufklärung gewünfcht.
Ich weiß nicht, ob man an diesen Anregungen in der Kommissionvöllig achtlos vorübergegangen
ist. Darüber hätte ich gerne Auskunft. Vielleicht äußert sich der Herr Berichterstatter uoch im
Schlußwort hierzu.

In Anbetracht der Kürze der Zeit, die mir beim Etat zur Verfügung stand, tonute ich
nicht alle Fragen mit erörtern, die einer Aenderung bedürfen.

In der Vorlage des Herrn Landeshauptmanns refp. in der Begründung dazu auf Seite 7,
wo vou der Zusammensetzungder Verwaltung dieser Ruhegehaltskassedie Rede ist, vermisse ich,
daß mau der Verschiedenartigkeit der Zusammensetzung des Kreises der versicherten in etwa Rechnung
trägt. Diesen Ruhegehaltslasseu sind ja auch — ich weiß nicht wieviel — Krankenkassenange¬
schlossen; tatsächlichsind auch einzelne Krankenkassen mit ihren Beamten dieser Institution beige¬
treten. Da hätte ich allerdings gewünscht,daß auch diese Kasseu als solche mit an der Verwaltung
beteiligt würden.

Des weiteren fiude ich es für die Arbeitnehmerseiteaußerordentlichunerwünscht,daß man
hier lediglich die Bezirlsgruppe Rheinland des Verbandes der Kommunalbeamtenund Angestellten
Preußens mitherauzieht. Hier wünscheich. daß das Afakartell ebenfalls zu dem Verwaltungs-

2N»
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körper herangezogenwird, insbesondere, nachdem diese Erweiterung ans die Angestelltenvor sich
geht. Es findet darin schon an und fllr sich seine logische Begründung, obwohl auch heute schon
ein Teil der Beamten im Afakartell bei den verschiedenen Verbänden — beim Technikerverband,
beim Weikmeisteiverbllnd und auch beim Zentralverband der Angestellten — organisiert ist.
Deshalb wünschen wir eine Beteiligung auch des Afakartells im Porstande dieser Kasse.

Zu der anläßlich des Etats gegebenen Anregung mochte ich nochmals ausdrücklich wieder¬
holen: Unser Wunsch geht dahin, daß man von dem Prinzip abweicht, daß nur die betreffende
Kommune versichert ist, sondern daß man Mittel und Wege sucht, daß die betreffenden Angestellten
und Beamten im Falle ihres Ausscheidensihre dort erworbenenRechte iaufrecht erhalten können.
Das ist heute nicht der Fall. Sobald ein Angestellter oder Beamter be der Kommnne und der
rückversicherten Kasse ausscheidet,verliert er auch seine Ansprüchean diese Versicherungskasse.Aus
diesem Grunde wünschenwir, daß man einen Weg findet, daß die betreffende»Angestelltenuud
Neamteu, sobald sie aus der Gemeiudeverwaltungoder der Krankenkasse ausscheiden,die Möglichkeit
haben, selbst die Versicherungfortzusetzen. Ich bitte, dies noch nachträglichzu beachtenuud uns
evtl. tuulichst bald eine Vorlage zu machen, die diefe Anregung berücksichtigt.

Vorsitzender Dr. Inrres: Einen formellen Antrag auf Abänderung dieses Beschlusses
stellen Sie nicht! Ein Widerspruch gegen den Vorschlag hat sich nicht erhuben. Daher ist
Punkt 14 angenommen.

Pnnkt 15: Antrag des 11«. Fachausschnfses. betr. Festsetzung des Dienst¬
alters der Taubstummenlehrer.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Fischer.
AbgeordneterDr. Fischer: Meine Damen und Herren! Die Fachkommission II» unter¬

breitet Ihnen den auf Drucksache 53 abgedruckten Antrag, der wie folgt lautet:
„Der Proviuziallcmdtag wolle befchließen, den Provinzicilausfchnßzu ersuchen,, iu eine
Nachprüfung der Festsetzung des Dienstalters der Taubstummenlehrer dahingehend
einzutreten, daß den Lehrern in Anpassung an die Festsetzungdes Dienstalters der
Lehrerinnen höchstens 6 Diatarjahre angerechnetwerden".

Meine Damen und Herren! Die Grnndlage, von welcherdieser Antrag ausgeht, ist kurz
gesagt, folgende: Voraussetzung für den Uebertritt in den Provinzialdienst ist für die Lehrer das
Bestehen der 2. Lehrerprüfung. Diese Voraussetzungbesteht bei den Lehrerinnen nicht. Dadurch
ist es häusig zu Härten gekommen,daß z. B., wenn Lehrer und Lehrerinnen zu gleicher Zeit in
den Volksschullehrerdienst eingetretensind, bei ihrer Uebernahmein den Provinzialtanbstnmmendienst
die Lehrer später angestellt werden als die Lehrerinnen. Die Diätariatszeit der Lehrer betrug im
Durchschnitt7 bis 9 Jahren, während diejenige der Lehrerinneu nur 4, 5 oder 6 Jahre beträgt.
Dies sind ohne Zweifel Härten. Diese Härten haben die FachkommissionII» veranlaßt, Ihnen
den Antrag zu unterbreiten, um dessen Annahme ich bitte.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterKnab.
AbgeordneterKnab: Meine Damen uud Herren! Wir haben zur vorliegendenFrage kurz

zu bemerken, daß wir uns den Ausführungen des Herrn Berichterstatters anschließen,weil es sich
hier tatsächlichum die Widergutmachuug eines Unrechts handelt, das objektiv entstanden ist durch
die verschiedenartigenVerhältnisse in der Ausbildung der Lehrer und Lehrerinnen bezw. der von
chnen abzulegenden Prüfungen. Der Provinzialausfchuß und der Provinziallandtag haben sich
bereits dahin ausgesprochen,daß für die Taubstummen-Lehrer und -Lehrerinnen sowie die Lehrer
an den Blindenanstalten eine Art Lehrelkammerfür die Rheinprovinz gebildet werden soll. Ich
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möchte auch heute noch einmal unserm WunscheAusdruckverleihen, daß die Bildung der Lehrer¬
kammer mit der größten Beschleunigungvor sich geht. Eine große Anzahl Wünsche der Lehrer
und Lehrerinnen im Provinzialdienst würden sich m. E. schon im Laufe des Jahres uiel leichter
regeln lassen, wenn eine Provinzial-Lehrerkammerdie Wünsche der Lehrer nnd Lehrerinnensammeln
und an den Proviuzialausschuß zur Beschlußfassuugweiter geben könnte. Bisher ist uns noch
nicht bekannt, ob auch von seiten der Provinzialverwaltung Schritte unternommen worden sind, um
die Bildung dieser Kammer möglichst zu beschleunigen,bezw. ob die Lehrerschaft nicht bereits
verlangt hat, daß vor dem Zusammentreten des jetzigen Landtages die Bildung der Kammer vor¬
genommenweiden sollte. Wir wünschendaher, von der Verwaltung Aufschluß, ob diesbezügliche
Schritte unternommen worden sind.

Stellvertretender VorsitzenderMlenbaum: Das Wort hat Herr Landesrat Zillikens.
Landesrat Zillikens: Meine Damen und Herren! Die Lehrerkammern sind keine

amtlichen Einrichtungen, Es sind private Einrichtungen, Vertretungen der Beteiligten, die von der
Behörde anerkannt sind. Denselben Weg hat die Provinzialverwaltung beschritten, Sie hat
gewisse Bedingungen gestellt, nach denen die Lehrerkammergebildet werden soll, wenn sie von der
Behörde anerkannt werden soll. Das Ergebnis des Beschlusses ist der Lehrerschaftmitgeteilt; alles
weitere ist uns hiermit aus der Hand genommen. Es liegt an der Lehrerschaft, wie schnell sie
ihre Kammer wählt und uns präsentiert. Dann ist die Sache fertig, dann arbeiten wir mit ihr.

Stellvertretender VorsitzenderMlenbaum: Widerspruchgegen den vorliegendenAntrag
(Drucksache53) ist nicht erhoben worden. Ich stelle daher die einstimmige Annahme dieses
Antrages fest.

Wir kommenzu
Punkt 16: Antrag des II» Fachausschusses, betreffend vermehrte Anstellung

von Lehrerinnen an den Taubstummenanstalten,
Berichterstatter ist Herr Dr, Fischer. Ich erteile demselben das Wort.
AbgeordneterDr. Fischer: Meine Damen und Herren! Die vermehrteAnstellung von

Lehrerinnen an den Taubstummenanstaltenhat uns bereits im vorletzten Provinziallandtage beschäftigt
und zu dem Beschlusse geführt, daß der Provinzialausschnh in eine Prüfung der Frage, betreffend
vermehrte Anstellung von Lehrerinnen an den Provinzial-Taubstuinmenanstalten, eintreten soll.
Der ProvinzialllUsschußhat gestern der FachkommissionII» das Ergebnis dieser Prüfung vor¬
tragen lafsen, welches kurz dahin zusammenzufassen ist, daß gegenwärtig 36°/« der Stelleu durch
Lehrerinnen besetzt sind. Das Verhältnis der Schüler und Schülerinnen an den Provinzialanstalten
ist so, daß etwas mehr Schüler in den Unterrichtsanstalten sind als Schülerinnen. Die Rhein-
Provinz, meine Damen und Herren, steht bezüglichder Anstellung der Lehrerinnen sowohl absolut
als auch relativ an der Spitze. Trotzdemist die Fachkommission II», nochmals zu dem Entschlüsse
gekommen, Ihnen den Antrag vorzulegen:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß beauftragen, die vermehrte An¬
stellung von Lehrerinnen an den Taubstummenanstaltenins Auge zu fassen, um den
erziehlichen Bedürfnissen der heranwachsenden Mädchen gerecht zu werden; insbesondere
soll an den Anstalten, an denen die Zahl der Lehrer unverhältnismäßig größer ist als
die der Lehrerinnen, allmählich ein Ausgleich herbeigeführt werden"'

Die Fachkommission II» ist der Ansicht gewesen,daß wir absolnt nicht ein rein zahlen¬
mäßiges Verhältnis, etwa 50 zu 50«/,, wünschen,sondern daß die erziehlichenBedürfnisse der
jnngen Mädchen, die die Anstalten besuchen, maßgebendsein sollen. Wir haben uus die Möglich-
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teil gedacht, daß gerade in den Oberklassender erziehliche Einfluß einer Lehrerin auf die schon
heranwachsenden jungen Mädchen besser und vorteilhafter ist als derjenigeeines Lehrers. (Abge¬
ordneter Bamberger: WoNenSie denn die Geschlechter trennen?) Nein! Jedenfalls, meine Damen
und Herreu, sind wir der Ansicht gewesen,daß es auffallend ist, daß an einzelnenAnstalten ein
ganz unverhältnismäßig ungünstiger Prozentsatz für die Lehrerinnen besteht. Es sind an Anstalten
8 Lehrer beschäftigt,während nur 2 Lehrerinnen tätig sind. Wir sind deshalb der Ansicht gewesen,
daß eine nochmaligePrüfung dieser Frage unter Berücksichtigungder erziehlichen Notwendigkeiten
vielleicht zu einer vermehrten Anstellung von Lehrerinnen führen wird.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Knab.
AbgeordneterKnab: Weine Damen und Herren! Der Wunsch der Lehrerinnen, daß

an den Provinzmltanbstummenanstalten auch ihr Geschlechtin größereni Maßstabe berücksichtigt
werden soll, ist durchaus gerechtfertigt, zunächst aus sachlichen Motiven, aber auch aus dem rein
persönlichenInteresse derjenigen Lehrerinnen, die auf eine derartige Anstellung reflektieren. Wir
kennen die Unzahl der stellenlosen Lehrer und Lehrerinnen. Davon sind beide Geschlechter ungefähr
gleichmäßigbetroffen. Jedoch von einer ganzen Anzahl Kommunen der Rheinprovinz wissen wir,
daß dort eine größere Anzahl Lehrerinnen stellunglos ist als männliche Kollegen, weil letztere
infolge ihrer Kriegsteilnehmerschaftvon den Kommunen in erhöhtem Maße bei der Anstellung be¬
rücksichtigt worden sind. Trotzdem wir die Berechtigung des Wunschesder Lehrerinnen anerkennen,
wollen wir damit nicht sagen, daß nun unbedingt für die weibliche Erziehung auch eiue Lehrerin
notwendig ist. Gerade die bisherige Erfahrung der Fachschulen,die in überwiegendemMaße von
Lehrern geleitet worden sind, hat gezeigt, daß auch die Lehrer bei der gemeinschaftlichen Erziehung
beider Geschlechter beiden Teilen gerecht zu werden vermögen.

Wir haben aber bei dieser Gelegenheit an die Provinzialverwaltung die Frage zu richten:
Wie stellt sich die Verwaltung dazu, wenn Lehrer, die keinem offiziellen Religionsbekenntnisange¬
hören, an die Provinzialverwaltung ein Gesuch um Beschäftigungan den Provinzial-Taubstummen-
und Blindenanstalten richten? Auf Grund der Verfassung darf der Eintritt in ein öffentliches
Amt bezw. die Anstellung nicht von dem religiösenBekenntnis der betreffendenPersonen abhängig
gemacht werden. Ich möchte also an die Provinzialverwaltung die ganz konkrete Frage richten:
Wie verhält sie sich gegenüber dieser Bestimmung der Reichsverfassung,die sonst bereits überall
Eingang gefunden hat und der sich auch die Provinzialverwaltung nicht verschließen kann, ohne mit
der Verfassung in Widerspruchzu geraten?

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Landesrat Zillikens.
Landesrat Zillikens: Ich kann nur antworten: Der Fall ist bisher nicht vorgekommen.

Ich bin nicht in der Lage, die Stellungnahme des Provinzialausschussesvorweg zu nehmen. Das
sie nicht mit der Verfassung in Widerspruchstehen würde, ist selbstverständlich.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungenliegen nicht mehr vor. Wider»
spruch ist nicht erhoben worden. Ich stelle deshalb die einmütige Annahme des Antrages fest.

Wir kommen zu Punkt 17: Antrag des Ha. Fachausschusses zu den Haushalts¬
plänen der Pruvinzial-Taubstummenllnstalten zu Aachen, Brühl, Glberfeld,
Essen, Cuskirchen, Kempen, Köln, Neuwied und Trier, sowie über die
Verwendung der Wilhelm.Augusta-Stiftung, des Uuterstützungsfonds der
früheren Vereinstaubstummenanstalt zu Köln und des Unterstützungsfonds
für entlassene Taubstumme für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922
bis 31. März 1923. .
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Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Fischer, Ich erteile demselben das Wort,
Abgeordneter Dr, Fischer: Meine Damen und Herren! Die FachkommissionII»,

empfiehlt Ihnen die unveränderte Annahme der Haushaltspläne,
Ich habe nur einige kurze Bemerkungenzu machen.
Wir haben in einem früheren Prouinziallandtage beschlossen, daß die Ferienreisen der

Kinder, und zwar die Ferienreisen zu den Hauptferien, zu Herbst, Ostern und Weihnachten, aus
Provinzialmitteln erstattet werden sollen. Ts ist uns gestern im Fachausschußmitgeteilt worden,
daß die Praxis dahin ginge, daß den Eltern nahegelegt würde, die Kosten selbst zu zahlen und
daß, wenn die Eltern dann erklärten, wir sind nicht in der Lage, die Kosten zu zahlen, nur dann
die Kosten aus Provinzialmitteln erstattet werden. Wir möchten doch an die Provinzialverwaltung
die Bitte richten, das umgekehrte Verhältnis einzuschlagenund grundsätzlichdie Kosten selbst zu
tragen, sodaß nur dann die Kosten von den Eltern getragen werden, wenn diese einen dahingehenden
Wunschaussprechen.

Weiter, meine Damen und Herreu, möchten wir an die Provinzialverwaltung die Bitte
richten, für die weiblichen taubstummen Kinder in den einzelnenAnstalten, soweit dies erforderlich
ist, für hauswirtschaftlichenUnterricht Sorge zu tragen. Es wird dies ja in den Anstalten leicht
sein, welche in Großstädten oder sonstigen Städten gelegen sind, wo bereits städtische Einrichtungen
zur Erteilung von hauswirtschaftlichemUnterricht vorhanden sind; die Kinder können dann einfach
diesen Unterricht besuchen. In anderen Anstalten, die nicht eine so günstige Gelegenheithaben, den
hauswirtschaftlichenUnterricht einer Stadt zu benutzen, wird sich wohl mit nicht allzu großen
Schwierigkeitenund nicht allzu großen Kosten hanswirtschaftlicherUnterricht einrichtenlassen. Ich
glaube, meine Damen und Herren, daß ich die Notwendigkeitdes hauswirtschaftlichenUnterrichts
gerade bei taubstummen Mädchen nicht naher zu erläutern brauche.

Weiter, meine Damen und Herren, haben wir die Bitte an die Provinzialverwaltung, daß
sie für die schulentlassenen Taubstummeneine planmäßige Fürsorge einrichtet, daß sie aber wenigstens
da, wo bereits derartige Einrichtungen bestehen — eine solche besteht in Köln — diese Ein¬
richtungen auch finanziell unterstützt. Es ist uns mitgeteilt worden, daß die Kölner Einrichtung
noch durch einen Beschluß des Provinzialausschussesaus der allerjüngsten Zeit mit 5000 Mark
dotiert worden ist.

Weiter, meine Damen und Herren, haben wir den Wunsch, daß der Betrag, der für die
Reisekosten der Lehrpersonenim Etat ausgeworfen ist, auch tatsächlich verwandt wird. Es ist uns
aufgefallen, daß der an sich schon nicht hohe Betrag — ich glaube, es sind 1200 Mark — nicht
in voller Höhe aufgewandt wird. Wir stehen auf dem Standvuukt, daß es im Interesse der
Ausbildung der Lehrpersonendoch recht förderlichist, wenn Reisen zur weiteren Informierung und
Ausbildung der Lehrpersonenausgeführt werden.

Schließlich, meine Damen und Herren, möchten wir an die Provinzialverwaltung die
Bitte richten, einen höherenBetrag für die Unterhaltung der Zöglinge, für Spiele, Turngeräte usw.,
in den nächstjährigenEtat einzusetzen, sowie gleichfalls einen Betrag, falls noch nicht vorhanden,
zur Einrichtung, oder, falls vorhanden, zu einem weiteren Ausbau der Büchereien in den Taub¬
stummenanstalten. Wir möchten an die Verwaltung die Bitte richten, diesen Betrag nicht nur in
den nächstjährigen Etat einzusetzen,sondernauch, wenn eben möglich, schon für das laufendeEtatsjahr
einen Betrag aus anderen Mitteln für diese Zwecke bereit zu stellen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterBamberger.
Abgeordneter Bamberger: Meine sehr. verehrten Damen und Herren! Der Herr

Landeshauptmann hat bei seiner Einleitung zum Etat das Wort geprägt, daß die Aufgaben der
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Provinz mosaikartig zusammengesetzt seien, und er hat wahrhaftig Recht. Wenn man sich den
Etat der Provinz ansieht, so beobachtet man, daß der Provinz die Aufgabe übertragen worden ist,
für Arbeitsanstalten, für Fürsorgeanstalten, für Heil- und Pflegeanstalten, für Taubstummen- und
Blindenanstalten zu sorgen. Meine Damen und Herren, das sind gerade die Aufgaben, die am
allerunangenehmstenund allerschwersten sind. Es ist ja auch schließlich zu erklären; die Provinz
und ihre Verwaltungsbehördensind zuletzt ins Leben getreten, und den letzten beißen die Hunde,
deni letzten werden immer die schwierigsten Aufgaben übertragen; so ist es auch mit der Provinz.
Wir können uns jedoch nicht der Ansicht verschließen,daß nicht allmählich in dieses Mosaik doch
eine Umänderung gebracht werden kann, daß nicht aus diesem Mosaik allmählich Organ werden
könne und werden dürfe. Mein Freund Knab hat Ihnen schon erklärt, daß wir es für einen
großen Vorteil ansehen, wenn endlich einmal Lehrerräte für die Provinz ins Leben treten. Es
kann auch nicht mit der Erklärung der Provinz genug sein, daß sie sagt: „Wir geben Euch
Lehrern das Recht, Rate zu bilden", und es damit genug sein läßt. Was die Lehrerschaftmit
diesem Recht tut, ist ihre Sache. Das ist scheinbargut, aber in Wirklichkeitreicht es nicht aus.
Die Anstalten sind fo zerstreut durch das nördliche und südlicheRheinland, daß die einzelnen
Kollegen garnicht recht mit einander Fühlung nehmen können. Bedenken Sie ferner die hohen
Reifekosten, Unterhaltungskostenund dergl. mehr, so wird Ihnen ganz klar, daß es unmöglich ist,
Räte ohne wohlwollende Unterstützungder Provinz einzurichten. Deshalb empfehlenwir vor allen
Dingen, daß die Lehrerkammernin der Provinz endlich einmal tatsächlichgefördert werden. Nach
meiner Ansicht können Sie für die Provinz großen Segen stiften.

Die Beschulung der taubstummen Kinder beruht auf Gesetze»,die schon lange vor der
Revolution entstanden sind. Meine Damen und Herren, damals nahmen sich diese Gesetze gar
nicht so übel aus; im Gegenteil, nach meiner Kenntnis der Schulgesetzgebungsind diese Gesetze
durchweg von moderneremGeist getragen gewesenals beispielsweise das berühmte oder berüchtigte
Schulunterhaltungsgesetzund ähnlicheSchulgesetze.Aber diese Gesetze sind doch im Laufe der Zeit
überholt. Vor allen Dingen ist die Grundlage, auf der die ganze Erziehung der Taubstummen
und Blinden beruht, eine wesentlich andere geworden.

Der Kollege Knab hat eben schon die Anfrage an den Herrn Landeshauptmann gerichtet:
Was geschieht, wenn sich ein konfessionsloser Lehrer zum Eintritt in eine Anstalt meldet?- Meine
Damen und Herren, der Herr Landeshauptmann konnte sich einfach damit helfen, daß er sagte: Der
Fall ist bis jetzt noch nicht vorgekommen. Aber gesetzt den Fall, eine solche Meldung liege vor,
nnd sie wird auch im Laufe der Zeit vorkommen,dann wird der Provinzialausschuß vor schwierigen
Entscheidungen stehen, denn der Boden, auf dem die Gesetze gegründetsind, ist durchaus konfessionell.
Und so wird auch heute noch die Erziehung der Taubstummen und der Blinden gehandhabt. Meine
Damen und Herren, das kann und darf auf die Dauer nicht bleiben. Wir werden daher ganz
notwendig zu einer Aenderung der gesetzlichen Bestimmungen auch über das Taubstummen- und
Nlindenwesenallmählich kommen müssen, und, wenn wir nicht dazu kommen,so werden wir in die
allerschwieiigsten Situationen hineingeraten, es kann dann sein, daß die Entscheidungendes Pro-
vinzialausschusses durchaus keine salomonischen in der Beziehung sein werden. Also, meine Damen
und Herren, eine andere Rechtslage muß auf die Dauer jedenfalls ins Leben treten.

Die Anregungen der Kommissionwerden von uns aufs wärmste begrüßt. Wir freuen
uns. daß für die zu entlassendenweiblichen taubstummen Zöglinge hauswirtschaftlicherUnterricht
«ns Leben treten soll. Vor allen Dingen freut es uns aber, daß die Berufsfürsorge — so habe
,ch die Anregung des Herrn Berichterstattersaufgefaßt, er scheint leider nicht mehr hier zu sein -
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für entlassene Taubstumme mehr als bisher gepflegt werden soll. Ich möchte doch bitten, daß in
Zukunft die Provinz uns eine Statistik vorlegt, in welchen Berufe», die zu entlassendenTaub¬
stummen untergebrachtwerden, wie sie sich bewährt haben und welchen Erfolg sie nachher im Leben
erzielt haben. Soviel ich ersehen und beobachten kann, haben sich im allgemeinen die Taubstummen
recht gut im praktischen Leben bewährt. Ich möchte wissen, daß wir nicht nur hier beraten und
die Etats der einzelnen Schulen bewilligen,sondern daß sich das Unterrichtswesender Taubstummen-
und Blindenanstalten auch fürs spätere praktische Leben bewährt.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungenliegen nicht mehr vor. Gegen
den Antrag der II» Fachkommission ist kein Widerspruch erhobeu worden. Ich stelle deshalb die
einmütige Annahme dieses Antrages fest.

Wir kommen zu
Punkt 18: Antrag des ^II» Fachausschusses zu den Haushaltsplänen der

Provinzial-Blindenunt"errichtsanstalten zu Düren (Elisabeth-Stiftung) und
Neuwied (Auguste-Victoriabaus), sowie dem Unterstützungsfonds für Blinde
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31, März 1923.

Berichterstatterin ist die AbgeordneteFräulein Otto, Ich erteile ihr das Wort.
AbgeordneteFränlein Otto: Meine Damen und Herren! Zu den Haushaltsplänen der

Blindenanstalten ist nichts besondereszu sagen. Die II» Fachkommission bittet nm unveränderte
Annahme

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich stelle
die Annahme des Antrages fest.

Wir kommen zu
Punkt 19: Antrag des II», Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag

des Prouinzialausschusses, betreffend Bewilligung von Freistellen für
Schülerinneu der Proviuzial-Hebammenlehranstalten.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Kaiser; ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Dr. Kaiser: Meine Damen und Herren! Den Antrag finden Sie in

Drucksache Nr. 15. Der II» Fachausschuß empfiehlt Ihnen die unveränderte Annahme dieses
Antrages.

Bei den Besprechungenkam zum Ausdruck,daß durch das Hebammengesetz, das demnächst
in Kraft tritt, die Bedeutung dieses Beschlusses zwar sehr eingeschränkt werde, weil die Fälle, nm
die es sich handelt, außerordentlichselten werden würden. Immerhin hielt aber der II» Fachaus¬
schuh die Ermächtigung des Herrn Landeshauptmanns auch für diefe sehr seltenen Fälle für
zweckmäßig.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat die AbgeordneteFrau Becker.
AbgeordneteFrau Becker: Meine Damen und Herren! Der 61., der 62. und auch

der 63. Provinziallandtag beschäftigtsich jetzt mit dieser Frage. Der Bericht und Antrag ist aus
der Anregung entstanden, die meine Partei in diesem Landtage gegeben hat, bezw. aus unseren
Anträgen zwecks Schaffung von Freistellen für Hebammen. Nun wissen wir aber, daß durch das
Hebammeugesetz nicht alles so gekommen ist, wie wir es wohl wollten. Wir haben im Haushalts¬
plan gesehen, daß nicht mehr soviel Schülerinnen ausgebildet werden wie sonst. Trotzdem stehen
wir auf dem Standpunkte, daß auch zu diesem wichtigen,verantwortungsvollenBerufe Frauen und
Mädchen aus dem Volke herangebildet werden sollen, daß bei der Auswahl der Schülerinnen auch
darauf- gesehen werden muß, daß Fraueu uud Mädchen aus den breitesten Schichten des Volkes
zu diesem Amt herangebildet werden, um iu ihuen das Verantwortlichkeitsgefühlzu wecken und ihr
Bewußtsein dafür zu fördern, daß auch sie dazu bernfen sind, an dem WiederciufMhen uud der
Gesundung unseres Volkes mitzuarbeiten.

Ich möchte also die Verwaltung bitten, bei der Auswahl der Schülerinneu auch die
Frauen und Mädchen der breiten Schichten des Volkes zu berücksichtigen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Grootens.
AbgeordneterGrootens: Meine Damen und Herren! In dem Haushaltsplan für das

Hebammenwesen,über den foebeu Herr Kollege Dr. Kaiser berichtet hat, befindet sich ein Posten
'" Höhe von 156 000 Mark für SäuglingsfUrsorge. (Abgeordneter Dr. Kaiser: Soweit sind wir
noch nicht!) , , u ^ u ,
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Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen zu Pnnkt 19 liegen nicht
mehr vor. Widerspruchgegen den Antrag des Fachausschussesist nicht erhoben worden. Ich stelle
deshalb die Annahme des Antrages fest.

Wir kommen zu -
Punkt 20: Antrag des II», Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über

das Hebammenwesen einschl. der Hebammenlehranstalten zu Köln und
Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

Berichterstatterist auch hier Herr AbgeordneterDr. Kaiser. Ich erteile demselben das Wort.
AbgeordneterDr. Kaiser: Auch hier, meine Damen und Herren, empfiehlt Ihnen der

Ha Fachausschußdie unveränderte Annahme.
Es ist ein Wort über das zu sage», was eben der Herr Kollege Grootens anführte.

Zuschüsse geben wir für die Säuglingsfürsorge den betreffendenEinrichtungen in Köln und Elber¬
feld mit Rücksicht darauf, daß durch die dort bestehenden Hebammenanstalten auch für die Säug¬
lingsfürsorge erhebliche Kosten entstehen,die an sich nicht allein von Köln und Elberfeld zu tragen
sind, weil durch die Einrichtung der Hebammenanstalten auch die Säuglingsfürsorge vermehrt
wird. Es waren nun im vorigen Jahre in der KommissionBedenken darüber geäußert worden,
ob diese Zuschüsse auch fernerhin noch in dieser Höhe gerechtfertigtseien; das sei doch nur der
Fall, wenn wirklich in diesen Anstalten in Köln und Elberfeld in erheblichem Maße auswärtige
Schwangere unterkämen und dadnrch die Säuglinge in Köln und Elberfeld verblieben. Darüber
sind Feststellungen gemacht worden Die Feststellungen sind aber unvollkommenund entsprechen
teilweisenicht den Feststellungen,die von anderer Seite gemacht worden sind. Der Ausschußhat
deshalb nach ganz bestimmtenRichtlinien neue Feststellungenverlangt, um im nächsten Jahr ein
klareres Bild darüber zu gewinnen. Insbesondere hat er Feststellungen darüber gewünscht, ob
diejenigen, die in Köln oder Elberfeld ansässigsind, schon längere Zeit da ansässig sind, oder ob
sie nur zum Zwecke der Niederkunft nach Köln und Elberfeld in diese Anstalten vom Lande oder
sonstwoher gekommen sind Die Verwaltung hat uns zugesagt, daß die entsprechenden Feststellungen
getroffen werden. So hoffen wir denn, daß wir im nächsten Jahr in der Lage sind, hierüber ein
genaues Bild im Fachausschußzu haben.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterGrootens.
Abgeordneter Grootens: Meine Damen und Herren! Sie hörten eben vom Herrn

Berichterstatter, daß für Säuglingsfürsorge Mittel in den Etat eingestellt worden sind. Davon
bekommendie Städte Elberfeld nnd Köln 150 000 Mark, der Verein für Säuglingsfürsorge im
RegierungsbezirkDüsseldorf 6000 Mark. Ich glaube, ich brauche hier keine großen Ausführungen
darüber zu machen, daß die Tätigkeit des Vereins für Säuglingsfürsorge im Regierungsbezirk
Düsseldorf von so eminenter Bedeutung ist, daß wir seine Bestrebungen nnr unterstützendürfen.
Er leidet aber, wie soviele Institute unter dem finanziellenElend der heutigen Zeit und kann seine
Anfgaben fast nicht mehr erfüllen. Bereits im vergangenenJahre war es dringend erforderlich,
eine Hilfsaktion für ihn einzuleiten, die den erfreulichenErtrag von 1,8 Millionen gebracht hat.
Das ist allein schon ein Beweis für die Achtung, für das Vertrauen und für das Interefse, das
man diesem Verein entgegenbringt. Wenn wir damals glaubten, mit diesem Ertrage der Hilfs¬
aktion einige Jahre auszukommen, dann hat die rapide Geldentwertung dadurch inzwischen einen
recht kräftigen Strich gemacht. Wir haben in der Kommissioneinstimmig der Meinung Ausdruck
gegeben, daß daher der Betrag, der im Etat für diesen Verein mit 6000 Mark vorgesehenist,
erhöht weiden muß. Es soll auch bereits ein dahingehenderAntrag des Vereins für Säuglings¬
fürsorge bei der Landesverwaltung vorliegen. Ich möchte ihn namens der Kvmmissionauf das
dringendste unterstützen, da die Tätigkeit dieses Vereins im Allgemein-Interesse nicht nnr des
Regierungsbezirks, sondern unseres ganzen Vaterlandes liegt, weil von diesem Verein recht viele
Anregungen ausgehen. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Kaiser.
AbgeordneterI)i-. Kaiser: Der eben erwähnte Antrag lag leider gestern der Kommission

noch nicht vor. Ich habe deshalb darüber Ihnen nicht berichtet. Es ist aber richtig, daß in der
Kommission dieser Antrag auf das wärmste der Fürsorge der Verwaltung empfohlenworden ist.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat der .sierr Landeshauptmann.
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LandeshauptmannDr. Horion: Meine Damen und Herren! Die Wirksamkeit des Vereins
für Säuglingsfürsorge für den RegierungsbezirkDüsseldorf ist auch mir nach vielen Richtungen hin
bekannt,,und ich kann mich den anerkennenden Worten, die Herr AbgeordneterGrootens über die
Wirksamkeitdieses Vereins eben vorgetragen hat, nur voll und ganz anschließen. Der Verein ist
bedeutungsvollund bahnbrechend auf dem Gebiete der Siiuglingsfürsorge und Wohlfahrtspflegeund
wirkt auch mit seinen Anregungen über den Bezirk Düsseldorf hinaus. Davon ist nun zu unter¬
scheiden die Frage, in welcherWeise der Verein seitens des Prouinzialverbandes unterstützt werden soll.

Herr AbgeordneterGrootens hat zunächst darauf hingewiesen,daß die Städte Köln und
Elberfeld 150 600 Mark für Siiuglingsfürsorge von uns bekommen und der Verein für Sauglings-
fürsorge nur 6000 Mark. Neides hat nichts miteinander zu tun, meine Damen und Herren.
Die Städte Köln und Elberfeld bekommen das deshalb, weil wir dort die Hebammenlehranstalten
haben und dies ein Anlaß ist, daß sich dort eine Anzahl unehelicher Kinder, die einer besonderen
Fürsorge in Säuglingsheimen bedürfen, konzentriert. Aus diesem Grunde unterstützenwir speziell
die Säuglingsheime, die sich in Köln und Elberfeld befinden.

Der Verein für Oäuglingsfürsorge wird schon seit Jahren von uns mit 6000 Mark
unterstützt. Jetzt ist der Antrag gestellt worden, diese Unterstützungvon 6000 Mark auf 200 000
Mark zu erhöhen. Im Provinzialausschuß ist die Angelegenheitnoch nicht vorgekommen. Nach
der Geschäftsordnungwürde es sich hier um die Erhöhung eines alten Betrages handeln, der im
Haushaltsplan der Provinzialoerwaltung in einer bestimmtenHöhe vorgeschlagen ist. Da ist es
nach der GeschäftsordnungVorschrift, daß dieser Antrag auch zunächst in derjenigen Kommission
behandelt wird, die die Finanzfragen erledigt, also in der I. Fachkommission. Einen Antrag nach
der Richtung kann ich ja nicht stellen; aber ich möchte doch die Anregung geben, im vorliegenden
Falle auch so zu verfahren, und zwar umsomehr, als man doch die Konsequenzendes Antrages
wohl ins Auge fassen muß. Es ist schon mehrfachdarauf hingewiesen worden, daß die Provinzial¬
oerwaltung mit einer großen Anzahl recht schwieriger Fürsorgezweigebedacht ist; diese Fürsorge¬
zweige sind schon mehrfach aufgezählt worden, Diese Fürsorgezweige sind uns schon gesetzlich
auferlegt. Sie nun noch dadurch zu vermehren, daß wir freiwillig etwa auch noch den Grundsatz
aufstellen,daß die Säuglingsfürsorge Sache der Provinzialverwaltung wird, davor möchte ich warnen.

Es ist weiter im Provinzialausschuß, wo über den jetzt vorliegendenAntrag gesprochen
wurde, auch schon angemeldet worden, daß von anderen Regierungsbezirkendie gleichen Anträge
gestellt werden würden, wenn der vorliegende Antrag genehmigt würde. Aus all diesen Gründen würde
es doch erwünscht sein, zunächst in der I. Fachkommission über diesen Antrag nochmals zu sprechen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Ich stelle fest, daß beim Büro kein Abände-
lungsantrag. vorliegt; wir können also auch über einen solchenAntrag nicht abstimmen. Der
Antrag ist an die Verwaltung gerichtet. Wir haben heute also über einen Antrag nicht zu beschließen.

Das Wort hat der Herr Berichterstatter.
AbgeordneterDr. Kaiser: Meine Damen und Herren! Die Auffassung, die eben vom

Herrn Landeshauptmann geäußert worden ist, war auch ganz die Auffassung des II n,» Ausschusses.
Wir konnten uns aber nicht mit der Sache beschäftigen;wir hatten ja keinen Antrag vorliegen.
Nun bin auch ich etwas erstaunt über die Summe von 200000 Mail. Ich muß gestehen:Soweit
habe ich das Wohlwollen des Ausschusses nicht aufgefaßt. Da würde ja hier, wo keine derartige
Anstalt ist, der Zuschuß weitaus größer sein als in den beiden anderen Städten, wo diese Anstalten
sind, zusammengenommen. Eine solch enorme Summe ist gestern nicht genannt worden, und ich
glaube, ganz objektiv dahin berichten zu müssen, daß, wenn die Summe von 200000 Mark
genannt worden wäre, wir uns doch noch etwas länger über die Sache unterhalten hätten.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Ich stelle fest, daß gegen den vorliegenden
Antrag kein Widersprucherhoben worden ist. Er ist einstimmigangenommen.

Wir kommen zu
Punkt 21: Antrag des IIK-Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die

Unterstützung milder Stiftungen und Wohltatigteitsanstalten sowie über
die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts von Geisteskranken,
Idioten, Epileptikern, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheinpro¬
vinz, welche bezw. deren Angebörige keinen Anspruch auf öffentliche Armen,-
pflege haben, für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.
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Das Wort hat der Berichterstatter, Herr AbgeordneterKuhuen.
AbgeordneterKühnen: Meine Damen und Herren! Sie finden den Haushaltsplan auf

Seite 285/7. Es handelt sich in diesem Falle um Angehörigevon Kranken, wie sie hier aufge¬
zählt worden sind: Geisteskranke, Idioten, Epileptiker, Blinde, Trinker und Krüppel, die nicht das
Anrecht darauf haben, aus öffentlichen Mitteln zu schöpfen, und nun in Privatanstalten untergebracht
sind. Im Einzelfalle, wenn Aulläge auf Unterstützungeneingehen, werden diese Anträge auch
geprüft. Der Ild-Ausschuß empfiehlt Ihnen unveränderte Annahme.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr AbgeordneterDeppe.
AbgeordneterDeppe: Sie haben ja von unserem Etatsredner gehört, daß wir Etats in

dieser kapitalistischen Gesellschaftsordnungnicht zustimmen. Ich muß hier erklären, daß Ausnahmen
insofern stattfinden, als es sich um Anstalten handelt, die den Armen, Verkrüppeltenund Kranken
zugute kommen. Ich habe auch des öfteren Gelegenheit gehabt, die Anstalten zu besuchen. Es
ist klar, daß dort alles in bester Ordnung befunden wird. Alles ist blitzeblank und sauber. Dies
erinnert einen aber, wenn man in größeren Betrieben beschäftigtwar. daran, daß, wenn Gewerbe¬
inspektoren bestellt wurden, um die Betriebe zu besichtigen, dann einige Tage vorher tüchtig
gearbeitet wurde, damit, wenn die Kommissionkam, alles in bester Ordnung war.

Weiter ist mir bei den Besuchenaufgefallen, daß einzelne Insassen an die Besichtiger
herantraten und sich über schlechteBehandlung und ungenügendeErnährung beschwerten. Da es
sich hier um Kranke handelt, die geistig nicht normal sind, wird leicht angenommen, daß deren
Aussagen unglaubwürdig seien. Ich bin aber der Meinung, daß dem nicht so ist, denn ich glaube
nicht, daß von den Insassen jemand an die Besichtiger herantritt, um etwa aus Böswilligkeit
derartige Anklagen zu erheben. Vielleichtwäre ein Mittel zu finden, wie hier Remedur geschaffen
werden kann. Es muß den Kommissionen die Möglichkeitgegeben werden, diese Fälle eindringlichst
zu untersuchen. Die Fälle direkt bei der Besichtigungzu untersuchen, dazu ist die Zeit zu knapp.
Es mühten schon extra dafür Termine angesetzt werden. Es ist daher notwendig, daß den
Kommissionenauch hierfür eventuell Freifahrscheine zur Verfügung gestellt weiden, damit sie in
der Lage sind, diese Fälle zu untersuchen. Ich nehme an, daß diese Anklagenwohl ihre Berechti¬
gung haben. Des weiteren möchte ich hier konstatieren, daß bei dem Besuch der Anstalten uns
selbstverständlich von feiten der Herren Beamten und Aerzte sehr zuvorkommend entgegengetretenwird.
Man kann aber daraus nicht den Schluß ziehen, daß man den Insassen auch in der Weise entgegen¬
kommt, weil die Kommissionendoch immer nur höchstens ein» bis zweimal im Jahr die Möglich¬
keit haben, die Anstalten zu besuchen.

Des weiteren sind wir auch dafür, daß für Erweiterungen und bauliche Veränderungenim
Interesse der Insassen und der Angestelltender Anstalten in weitestem Maße Sorge getragen wird.

Des ferneren sind wir auch dafür, daß die Selbstbewirtschaftungder Anstalten »veiter
ausgebaut wird. Da verschiedeneAnstalten in der Rheinprovinz sind, die nicht genügend Landbesitz
haben, ist es zweckentsprechend, daß hier der Ankauf und die Erweiterung des Landbesitzes gepflegt
wird, nm die Unkostenin der Beköstigungzu vermindern. Dadurch wird auch eine Verbesserung
der Kost eintreten können; die Insassen werden dann auch ausreichendermit Nahrungsmitteln
versehen werden können.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Horiun: Meine Damen und Herren! Ich bin mir zwar nicht

ganz klar über die Wünsche und Anträge, die der Herr AbgeordneteDeppe gestellt hat oder zu
stellen beabsichtigt. Soviel ich aber verstanden habe, wünscht er eine weitere Mitwirkung und
häufige« Revisionen durch die Kommissionen,die vom Pruvinzialausschuß gewählt worden sind.
Ich möchte meinerseitsbemerken, daß die Verwaltung diese Besichtigungenund Revisionen durchaus
begrüßt, möchte aber auch hier hervorheben, wie schwer es hält, eine solche Kommissionssitzung
zustande zu bnngen und irgendeinenTermin zu finden, wo die Mehrheit der Kommissionin der
Lage ist, an einer Besichtigungteilzunehmen. Bei den letzten Besichtigungenist, soviel ich weiß,
nur die Hälfte der Kommissionsmitgliederanwesend gewesen.

Dann hat Herr AbgeordneterDeppe, wenn ich recht verstandenhabe, gesagt: Ja, bei den
Besichtigungenist unsere Ankunft vorher bekannt, uud infolgedefsen ist alles sehr schön, und dann
hat er daraus so ziemlich den Schluß gezogen: Wenn wir nicht da sind, ist es nicht gut in den
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Anstalten. Wie er dazu kommen kann, weiß ich nicht. Jedenfalls möchte ich das aber doch zurück¬
weisen und bitten, mir doch Einzelfälle von etwaigen Mängeln anzugeben,

' Er hat ferner gesagt, es werden bei den BesichtigungenWünscheuud Beschwerdenvon
Kranken vorgebracht, und die Kommissionhat ihre vornehmsteAufgabe darin, solche Wünsche und
Beschwerden von Kranken zu untersuchen. Das geschehe aber nicht in ausreichender Weise, Meine
Damen und Herren, es wäre Aufgabe des Herrn AbgeordnetenDeppe, bei den Besichtigungendie
Kommission nur darauf aufmerksam zu machen und dann in der Anstalt ein oder zwei Tage,
solange wie es nötig ist, zu bleiben, um diese Beschwerdenzu untersuchen. Wir haben nur alles
Interesse daran, daß durch die Kommissiondie Untersuchungsolcher Beschwerden in der allergriind-
lichstcn und nachdrücklichstenWeise erfolgt. Leider finden aber die Besichtigungender Kommissionen
meist mit der Uhr in der Hand statt, und es ist dann nachher nicht mehr die nötige Zeit, solche
Untersuchungenvorzunehmen. Wir haben vor den von Ihnen amtlich bestellten Organen durchaus
nichts zu verheimlichen. Kommen Sie nur und untersuchen Sie die Sache in der nachdrücklichsten
Weise, Sie weiden dann finden, daß der Schluß des Herrn Abgeordneten Deppe, daß die Angabe
der Verwaltung, daß die Klagen der Geisteskrankenüber schlechte Behandlung oder schlechte Be¬
köstigungzuweilen nicht wahr sind, verkehrt sei, uud daß man im allgemeinen die Angaben der
Kranken als richtig annehmen müsse, nicht zutrifft. Dann werden Sie finden, daß die meisten
Beschwerden nur durch den bedauernswertenkrankhaftenZustand der Kranken zu erklären sind.

Des weiteren müßte sich auch das Pflegepersonal sehr dagegenwehren, wenn die vielen
Anschuldigungen,die gegen das Pflegepersonal vorgebrachtwerden, ohne weiteres als wahr unter¬
stellt und einfach auf die Angabc irgendeines Kranken hin in bezug auf das Pflegepersonal gleich
Maßnahmen getroffen würden. Man kann nur durch eine gründlicheUntersuchungdie Wahrheit
feststellen;die möge Ihre Kommissionnur bei uns vornehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungenliegen nicht mehr vor. Da
Widersprucherhoben worden ist, lasse ich über den Antrag des Fachausschusses abstimmen. Wer für
den Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.)Ich danke Ihnen. Das ist die große Majorität.

Wir kommen zu
Punkt 22: Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des

Provinzialausschusses, betreffend die Erweiterung der orthopädischen
Provinzial-Kinderheilanstalt Süchteln.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterBrauer.
AbgeordneterBrauer: Meine Damen nnd Herren! Um die früher als Abteilung für

epileptische Kinder dienende Abteilung der Provinzialheilanstalt Iohannistal für die Zwecke einer
Krüppclheilanstaltgeeignet zu machen, waren umfangreiche bauliche Erweiterungenund Veränderungen
notwendig, deren Fertigstellung sich leider verzögert und bis Mitte Juni ds. Is. gedauert hat.
800 000 Mark hatten wir im 60. Provinziallandtag dafür bewilligt. Die gesamten Baukosten
haben 1,7 Millionen betragen. Im einzelnen gibt Ihnen die vorliegende DrucksacheNr, 42
Auskunft. Die Kinderheilanstaltist Anfang Juli 1921 eröffnet worden. Die Belegungwar anfangs
schwach. Seit Beginn dieses Jahres ist eine dauernde Steigerung zu beobachten,weil die dort
geheilten und entlassenenKinder eine lebendigeReklame für die gute Nehaudlung und Pflege in
der Anstalt bilden.

Ich darf wohl auch hier an dieser Stelle auf den vorhin von Herrn Deppe gemachten
Vorwurf, daß schließlich Nur bei den offiziellen Besuchenman es so fände, wie es sein müßte
(AbgeordneterDeppe: Sehr richtig!), eingehen. Meine Damen und Herren, bezüglich der Kinder-
Heilanstaltdarf ich konstatieren,daß die drei Arbeitervertreter bei einer Gelegenheit auch unverhofft
die Heilanstalt besucht und alles in bester Ordnung gefunden haben. Ich darf wohl auch sagen,
daß die Besuchskommission sich außerordentlich darüber gefreut hat, daß die Befürchtungen, die
voriges Jahr hier bezüglich der Pflegerinnen, der Schwestern,ausgesprochen wurden, ziemlich grundlos
sind, daß, abgesehenvon prinzipiellen Gründen, die Herren sich davon haben überzeugenkönnen,
daß die Pflege der Kinder in den besten Händen liegt. In der KinderheilanstaltSüchteln herrscht
Sonne. Sowohl der Arzt, der die Sache leitet, wie die Schwestern sind wahrhaftig geeignet, die
Kinder dort wieder zu tüchtigen Menschenheranzubilden.

Die Belegung war anfangs nur gering, jetzt beträgt sie 149, und die Platze können eventuell
auf 160 bis 180 erhöht werden. Aber auch durch diefe Steigerung der Belegung wird dem
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Bedürfnis durchaus nicht entsprochen. Eine ganze Reihe nun Anmeldungenliegen noch unerledigt vor.
Eine Erweiterung bezw. Verbesserung, wie Sie sie in Drucksache 42 im einzelnen geschildert
bekommen, haben auch wir von der Besuchskommission, genau so wie die ärztliche Kommission,für
durchaus uotwendig befunden. Wir können Ihnen nur empfehlen, dafür die Mittel zu bewilligen
und dem Antrage des ProvinzinlansschussesIhre Zustimmung zu geben.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr AbgeordneteOrlopp.
Abgeordneter Orlopp: Meine Damen und Herren! Wir haben von der Besuchskommission

aus die Anstalt besichtigt, und richtig ist, daß alles in bester Ordnung gefundenwurde.
Der Erweiterungsbau, der notwendig ist, ergibt sich dadurch, daß der Operationssaal

einige hundert Meter von den eigentlichen Liegeräumenentfernt ist und dadurch die operiertenKinder
durch die Witterung nach ihren Stationen zurückgebracht werden müssen. Es liegen hier selbst¬
verständlich große Gefahren für das Leben der frisch operierten Kinder vor. Es ist deshalb notwendig,
daß der Osierationssanl unmittelbar neben den Stationen der Krüppelkinderangelegt wird.

Außerdem ist bei diesen Kindern eine andere Ernährung notwendig, als sie sonst allgemein
in den Anstalten üblich ist. Es ist selbstverständlich, daß ein Kind, das von Natur aus schon sehr
schwach ist und durch die vielen Operationen weiter geschwächt wird, auch eine entsprechend bessere
Nahrung haben muß. Deswegen ist eine Küche in nächster Nähe ebenfalls nutwendig, Sie ist ja
auch im Erweiterungsbau uorgefehen.

Nun aber eine andere Sache. Wir stehen auf dem Standpunkte, daß die angegebene
Summe bewilligt werden muß. Wir sind auch der festen Ueberzeugung,daß wir mit der Summe
nicht auskommenund daß weitere Mittel dafür gegeben werden müssen. Wir haben aber auch an
dieser Stelle auszusprechen,daß es nach unserer Auffassungnicht allein die Aufgabe der Bevölkerung
der Rheinprovinz ist, für diese Krüppelkinderzu sorgen, sonderndaß es weit darüber hinaus Aufgabe
der gesamten deutschenBevölkerung ist, zur Gesundung dieser KrüPPclkinderbeizutragen. Die
KrliPPelklüdersind fast restlos Kinder von armen Leuten. Die Kinder im Alter von 6 bis 10,
ja von 12, 13 und 14 Jahren sind jedenfalls zu diesem anormalen Zustand durch die Ginwirkungen
des Krieges gekommen, sei es, daß die Kinder bereits im Muttelleibe tuberkulöswurden, oder sei es,
daß die Kinder durch eine schlechte Wartung im elterlichenHaushalt später verkrüppelten und nun
einen Ballast für die übrige Menschheit darstellen. Wir sind der Auffassung, daß es Sache der
Schwerindustrieist, welche durch den Krieg ungeheure Gewinne gemacht hat, mit dazu beizutragen,
um die äußerste Not in etwa zu lindern. Auch muß die Provinzialverwaltung an die Staats¬
regierungherantreten, um Zuschüsse für die Pflege der Krüppelkinderund für einen weitereuAusbau
dieser Anstalten zu fordern.

Ich teile die Anschauungmeines Freundes Brauer nicht, der da sagte: Man sieht nur
Sonne. Nein, verehrte Anwesende,wer mit Herz uud Seele in diese Anstalten kommt, steht nur
Elend und wieder Elend und ist tagelang niedergeschlagen über die Auswüchseunserer heutigen
Wirtschaftsordnung, die man dort beobachtenkann. Es steht fest, daß die übergroße Mehrzahl
der Krüppelkinderdadurch ihre Schade,: haben, daß sie nicht die Ernährung bekommen haben, wie
sie als Kinder notwendig hatten. Die größte Mehrzahl der Kinder liegt eben deshalb heute dar¬
nieder, weil sie ständig in Unterernährung gelebt haben. Aus diesem einfachenGrunde muß die
Verwaltung immer wieder darauf dringen, daß das Reich nnd der Staat mittragen an der Last,
die uns durch diese Kinder auferlegt wird. Darüber hinaus muß die Schwerindustrie,die doch am
allermeistendiese Opfer gefordert hat, zu den Kosten beitragen. Unstreitig sind die Krüppel meist
nicht etwa aus den ländlichen Orten, sondern sie sind zum allergrößten Teil aus den Großstädten
us" ' "o eben die Eltern von morgens bis abends in der Arbeit angespannt sind, sei es Vater
oder Mutter. Die Schwerindustrie hat die Verpflichtung, diese Schäden beseitigen zu helfe».
Wenn sie hier nicht zuschießen will, dann soll sie in die privaten Anstalten Geld hineinstecken',um
dort die Sache weiter ausbauen zu können. Was bis jetzt innerhalb der Provinz geschehen ist.
kann nach meiner Auffassungnur der Anfang sein. Es liegen in Süchteln, glaube ich, 150—160
Kinder, Das ist aber mir em ganz winziger Prozentsatz der Krüppelkinder,welche in den großen
Arbeiterviertelnder Großstädte leben und tagtäglich weiter verkümmern, Bedenken Sie eins dabei:
- m ^'c«"^ draußen weiter verkrüppeltund in den Arbeitervierteln groß wird, ist später

ein Ballast für die menschliche Gesellschaft; es mnß später von den einzelnen Kommunen in den
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Siechenhäusernernährt und durchgehaltenwerden. Deswegen sage ich: Nicht allein die Provinz,
sondern auch die Privatanstalten sind soweit zu unterstützen,als uns darin eine Kontrolle einge¬
räumt wird. Soweit mir bekannt ist, versucht auch der Verein für Siiuglingsfürsorge in Düsseldorf,
nun ein solches Kinderheim zu errichten. Ich glaube, daß der Landtag alles daransetzen muß, um
die nötige Unterstützungzu geben, damit diese Tat, die man als ziemlich neue Tat in dieser Bewe¬
gung ansprechen kann, Nachahmung findet, so daß nicht allein in Düsseldorf, sondern auch in den
übrigen Großstädten ähnliche Anstalten errichtetwerden, die die jungen Menschenkinder,welche durch
die Folgen des Krieges verkümmerten,wieder gesund machen zum Besten der gesamtenMenschheit.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Funk.
AbgeordneterFunk: Meine Damen und Herren! Das, was meine beiden Vorredner

gesagt haben, möchte ich voll und ganz unterstützen,ohne daß ich es für notwendig halte, das
alles noch einmal zu wiederholen. Es ist unbedingt notwendig, daß wir gerade dem jüngsten
Zweig der Fürsorge der Provinz mehr als bisher unsere Aufmerksamkeit schenken.Das ungeheuer
große Elend, welches in den Arbeiterfamilien, wo verkrüppelteKinder sind, herrscht, ist mit den
wenigenMitteln, die wir bis jetzt aufbringen konnten, unmöglich zu heilen. Es ist unbedingt not¬
wendig, daß wir versuchen, überall da einzugreifen, wo Mittel und Wege dazu gegeben find.
(Abgeordneter Haas: Sehr richtig!)

Einer meiner Vorredner hat schon darauf hingewiesen,daß der Verein für Säuglings-
fürsorge die Absicht hat, ein Kinderlrüppelheim in der Nähe von Düsseldorf, in Urdenbach, zu
errichten. Dieser Verein ist selbstverständlich nicht in der Lage, die ungeheuer großen Mittel, die
zur Errichtung eines derartigen Heims notwendig sind, glatt aufzubringen. Er wird deshalb mit
dem Antrage an die Provinzialverwaltung herantreten, daß ihm ein Darlehen seitens der Verwal¬
tung unter Verpfändung seines ganzen Eigentums gegeben wird, um ein derartiges Heim, welches
unter bewährter Leitung stehen wird, zu errichten und in allernächsterZeit so schnell wie msglich
einzurichten. Wir persönlichsind an sich keine großen Freunde der privaten Wohltätigkeit. Aber
in dem Falle ist es unbedingt notwendig, daß wir davon abweichen und daß wir versuchen, soviel
als möglichzu tun, um dem Ziele, daß auch alle Krüppel erfaßt werden, näher zu kommen. Ich
betone nochmals, daß es ein Ding der Unmöglichkeit für die Provinz ist. alles das zu schassen,
was notwendig ist, weil dazu im Laufe der Zeit ungeheureGeldmittel aufgewendetwerden müssen.
Wir stehen erst am Anfang und weiden jedes Jahr größere Mittel anfordern, um unsere Anstalten
zu vergrößern. Wir weiden nach den jetzigen Anforderungen vielleicht200 Krüppel von der Pro¬
vinz aus unterbringen können. Aber es sind nicht Hunderte, es sind meiner Ueberzeugungnach
Tausende von Krüppeln, die ohne Pflege und ohne Heilung ihr Leben dahinvegetieren. Da ist es
Pflicht der Provinzialverwaltung, nachdemihr dieses Gebiet überwiesenist, soviel wie möglichein¬
zugreifen. Ich möchte deswegen die Provinzialverwaltung, insbesondere den Herrn Landeshauptmann
Dr. Horion, der eben diesen Verein so warm befürwortet hat, doch dringend bitten, wenn der
Verein an die Verwaltung mit dem Ersuchen um ein Darlehen von Millionen — es handelt sich
um ein Objekt, in das bereits Millionen von privater Seite hineingesteckt worden find; das langt
aber alles noch nicht, um das Heim einzurichten— herantritt, es wohlwollend zu prüfen und.
wenn es irgend möglich ist, dem Verein das Darlehen zu gewähren, selbstverständlich unter den
Sicherungen, die die Provinz notwendig hat. Der Erfolg wird jedenfalls der fein, daß dadurch
die Provinz eine Anstalt bekommt,worüber sie verfügen kann, wo fie die Kinder, die sie in ihren
eigenen Anstalten nicht unterbringen kann, unterzubringen vermag. Das ist ein Segen für diesen
Zweck. Deswegen möchte ich der Verwaltung nochmals dringend ans Herz legen, einem derartigen
Antrage ihre Zustimmung zn geben. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen und Herren! Die Wünscheund Anre¬

gungen auf weiterenAusbau der Krüppclfürsorgewerden von der Verwaltung und dem Provinzial-
ausschuh gern zur Kenntnis genommen. Wir werden diesem neuesten Zweig der Fürsorge auch
uuter Erhöhung der bis jetzt schon erheblichen Mittel unsere volle Aufmerkfamkeitwidmen.

Die einzelnen Wllnfche, die der Herr Abgeordnete Orlopp vorbrachte, kann ich nur aufs
wärmste unterstützen,wenn ich auch seine Begründung mir naturgemäß nicht in jedem Punkte zu
eigen machen kann.
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Zunächst müsse» wir dringend erwarten, daß seitens der Stnatsregierung uns größere
Mittel für die Krüppelfllrsorgczugewendetwerden entsprechend einem Beschlusse, den der preußische
Landtag in dieser Hinsicht auch schon gefaßt hat. Ebenso begrüße ich es mit großem Danke, weuu
seitens der leistungsfähigenPrivatkreise auch für diesen Zweck besondere Mittel zur Verfügung ge¬
stellt werden, wie es, soviel ich unterrichtet bin, auch bis jetzt schon in recht reichlichem Maße
geschehen ist.

Ganz besonders hat mich aber gefreut, daß die beiden Herren Vorredner eine so starte
Lanze für die privaten Krüppelanstalteu gebrochenhaben. Ich möchte das auch voll und ganz
unterschreiben. Mit der Einrichtung der Provinzial-Kiüppelanstalt Iohanuistal hat die Provinzial-
Verwaltung durchaus nicht die Absicht gehabt, nun auch die Krüppelfürsurge iu ihrer Hand zu
monopolisieren und ganz durch ihre öffentlichen, eigenen Anstalten zu betreiben. Es wurde ja
schon dnranf hingewiesen,daß wir gar nicht in der Lage wären, den Umfang des Elends, der hier
tatsächlichvorhanden ist, vollständig zu meistern, und daß wir uns dazu wie bisher so auch iu
Zukunft der Privataustalten in größerem Umfange bedienen müssen. Wir begrüßen auch Neu-
grüudungen und Erweiterungen der bestehenden Anstalten und werden auch fie nach Kräften finanziell
fördern. Insbefondere dem Urdenbacher Projekt widmen wir unfere grüßte Aufmerksamkeit.Sobald
uus nachgewiesen ist, daß die finanzielle Sicherheit des Projekts gegeben ist, daß wir also nicht
Gefahr laufen können, nachdem wir einen Teil der Baukosten gegeben haben und dann vielleicht
die Baukosten aufgegangen sind, ein Objekt übernehmen zu müssen, das von vornherein nicht für
uus bestimmt war, würde ich dem Provinzialausschuß vorschlagen,mit einer Darlchensgewährung
an den Verein für Sänglingsfürsorge znm Zwecke der Durchführung des Urdenbacher Projekts
vorzugehen.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneternun Ftter.
, Abgeordnetervon Itter: Meine Damen lyid Herren! Es ist recht erfreulich, daß der

Herr Landeshauptmann uus soeben die Erklärung abgegebenhat, daß er im weitesten Rahmen die
Krüppelfürsorgeauszubauen gedenkt. Was wir bis jetzt seitens der Provinz geschaffen haben, was
in der Krüppelheilanstalt Süchteln eingerichtetworden ist, hat sich bewährt. Aber die Zahl der
Krüppel des Rheinlandes, die dort gesund gepflegt »neiden sollen, ist, wenn ich so sagen darf, ver¬
hältnismäßig gering. Es gibt heute noch Kreise und Gemeinden, die entweder keine oder nur den
einen oder anderen Krüppel hinschicken, obwohl das Gesetz ihnen Veranlassung gäbe, in weitestem
Umfange die Krüppelkinderzn erfassen, um sie wieder zu gesundenMenschenzu machen. Es ist
ausgeschlossen, daß alle Krüppel des Rheinlands in dieser einen Anstalt, und wenn sie noch so
sehr erweitert würde, verpflegt nnd geheilt werden. Darum ist es zn begrüßen, daß weiteste Kreise
unseres Volkes sich für die Krnppelfttrsorge interessierenund daß auch private Mittel aufgebracht
werden, um für diese armen Kinder zu sorgen.

Wenn Herr Orlopp eben meinte, es sind die Folgen des Krieges, die da iu die Erschei¬
nung treten, so verstehe ich das. Aber daß es allein die Folgen des Krieges find, kann ich nicht
anerkennen, denn dann käme in einigen Jahren die Zeit, wo wir keine Krüppel mehr hätten.
Selbstverständlichwerden wir auch in Zukunft Krüppel immer wieder zu beobachtenund zu heilen
haben, und eben darum, weil die Zukunft uns leider immer wieder Krüppel bringen wird, weil
die Verhältnisse und Ursachen, die Krüppel erzengen, vielfach ans ganz anderen Gebieten liegen,
darum ist der Ausbau der Anstalten notwendig.

Ich gebe das eine zu, was der Herr Berichterstattereben fugte: In Süchteln herrscht doch
en, Stück Sonne, wenn auch viel Eleud da herrscht. Ich gebe auch Zu, was Herr Orlopp sagte:
Wenn man sich die Kinder dort angesehenhat, steht man vielleicht tagelang unter dem Druck

'''«'!-. "'"^"" b°" gesehen hat. Aber den armen Kindern wird bei ihrem Leid doch noch
wirtlich em Stück Sonne geboten. Es ist eine reine Herzensfreude, zu sehen, wie die Kinder in
ihren Leiden und Schmerzen ein so grenzenloses Vertrauen auf Heilung haben und ihre Schmerzen
tragen m dem Bewußtsein, daß liebevoll für fie gesorgt wird.

Meine Damen und Herren! Gestern ist eine Kommission,an der Vertreter aller Parteien
teilgenommen haben, nach Urdenbach gefahren und hat das Terrain besichtigt, das seitens des
Verenis für Säuglingsfürforge in Aussicht genommenist, um eine neue Krüppelanstalt zu schaffe».
Das Terrain scheint geeignet zu sein. Die Unterlagen, die uns dort flüchtig geboten wurden,
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haben wohl allgemein ein erfreuliches Bild gezeigt. Wir möchten — darüber waren wir uns
einig — den Proviuzialausschußbitten, dieses Projekt sowohl wie auch andere private Objekte, die
geeignet sein könnten, der großen Not abzuhelfen, anzunehmen uud damit ein Stück eminenter
Menschenliebesich auswirken zu lassen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Schüler.
AbgeordneterDr. Schüler: Im Namen unserer Fraktion möchte anch ich darauf hin¬

weisen, daß wir die Krüpsielfürsorgein weitesterWeise unterstützt haben möchten. Wir begrüßen
es daher auch mit Frenden, daß das Projekt, ein neues Krüppelheim zu errichten, in jeder Weise
durchgeführt wird. Auch ich habe gestern an dieser Ausfahrt teilgenommenund habe auch als
Arzt den Eindruck gewonnen, daß dieses Projekt durchaus geeignet ist, eine neue Stätte guter
Wirksamkeit zu weiden. Wenn die Vorschriftenso lauten, daß erst 1926 die Krüppclfürsorgeeine
Notwendigkeitwird, so soll auch hier die Rheinprovinz in vorbildlicherWeise vorangehen, wie sie
es auf allen anderen Gebieten der sozialen Fürsorge getan hat. Wir begrüßen deshalb das Projekt
und möchten den Prooinzialausschuß bitten, es baldigst zur Durchführung zu bringen.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Orlupp.
Abgeordneter Orlopp: Meine Damen und Herren! Ich habe nur eine Erklärung

abzugeben
Der Herr Landeshauptmann sagte vorhin unter dem Schmunzeln der Herren von rechts:

Ich freue mich, daß die beiden Herren Vorredner so starke Lanzen für die Privatanstalten brechen.
Unter den „beiden Vorrednern" waren mein Freund Fnnl und ich zu verstehen,und das Schmunzeln
war wohl darauf zurückzuführen, daß wir Sozialdemokratensind, die ja die Privatanstalten bekämpfen.
Ich habe ausdrücklich gesagt — das Protokoll muß das ja wiedergeben—: Diese Privatanstalten
sind zu fördern, wenn man uns den nötigen Einfluß gibt.

Im übrigen, meine Herren, liegen hier auch außergewöhnliche Verhältnisse vor, was Sie
uns zugeben müssen, die auch eventuell außergewöhnliche Maßnahmen erfordern können. Von dem,
was wir sonst über Privatanstalten gesagt haben, haben wir nichts zurückzunehmen. Wir werden
nach wie vor dafür eintreten, daß die privaten Anstalten unter die Kontrolle der Allgemeinheit
gestellt werden.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDeppe.
AbgeordneterDeppe: Meine Damen und Herren! Es ist eben gesagt worden, daß der

Krieg schuld daran sei. Darauf hat Herr von Itter gesagt, der Krieg sei nicht allein schuld daran.
Ich muß nun hier feststellen, daß der Krieg zum großen Teil schuld daran ist, daß aber schuld an
diesem Elend die kapitalistischeProfitwirtschaft ist. Wenn man in diese Anstalten hineinkommt
und sieht die verkrüppeltenKinder, so muß man die Wahrnehmung machen, daß sie meist an Unter¬
ernährung gelitten haben und daß dadurch viele Verkrüppelungenzu verzeichnen sind.

Im übrigen bin ich für die Errichtung und Erweiterung der Krüppelanstalten; ich bin
auch für die Annahme des Antrages.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Die Rednerliste lst erschöpft. Das Schluß¬
wort hat der Berichterstatter, Herr AbgeordneterBrauer.

Abgeordneter Brauer: Meine Damen und Herren! Ein besonderes Schlußwort wird
sich erübrigen, da ja der Plan allgemeineZustimmung gefunden hat.

Ich kann auch nur das eine konstatieren: Bei den Besuchen der Anstalten stellen wir
stets fest, daß die Mitglieder der Kommission,gleichvielwelcherPartei sie angehören, mit dem
wärmsten Herzen die Angelegenheituntersuchennnd mit dem größten Mitempfinden die schwierige
Lage der Kinder und sonstigen Kranken dort verfolgen. Also, das notwendigemenschlicheEmpfinden
ist auf allen Seiten vorhanden. Deshalb auch wohl die Einmütigkeit, die sich ja wohl auch hier
bei der Annahme des Antrages ergeben wird.

Auch ich nehme für mich in Anspruch,daß ich genau so menschlich fühle für das Elend
der Kranken und deshalb mit desto größererFreude festgestellt habe, daß die Anstaltspflegegeeignet ist,
etwas Sonne in die Herzen dieser verkrüppeltenKinder kommen zu lassen. Daß dadurch der
Heilprozeß gefördert wird, wird jeder ohne weiteres zugebenmüssen. (Bravo!)

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Widerspruch gegen den vorliegendenAntrag
ist von keiner Seite erfolgt. Ich stelle deshalb die einstimmigeAnnahme des Antrages fest.

22
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Wir kommen zu
Punkt 23: Antrag des IIK Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die

Krllppelfürsorge auf Grund des Gesetzes vom 6. Mai 1920 für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterBrauer. Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Brauer: Meine Damen und Herren! Es wäre vielleicht zweckmäßiger

gewesen, wenn dieser Punkt vorher gestellt worden wäre. Ich brauche nicht mehr allzuviel zu dem
Haushaltsplan zu sagen. Sie finden die notwendigenMitteilungen auf Seite 243 des Haushalts¬
plans der Provinzialverwaltung, wo auch gleichzeitig über die Beziehungender orthopädischen Kinder¬
heilanstalt zu der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Iohannistal Aufschlußgegeben wird.

Den Haushaltsplan über die Krllppelfürsorgeselbst finden Sie auf Seite 290 des Haus¬
haltsplans der Provinzialverwaltung. Er gibt Ihnen Aufschluß über die bei der Durchführung
des Gesetzes entstehenden Kosten.

Das eine ist festzustellen,daß diesmal doch der Haushaltsplan wenigstens auf positiven
Unterlagen aufgebaut werden konnte, was im Vorjahre nicht möglich war. Allerdings ist auch da
mit den notwendigenEinschränkungen,die der Herr Landeshauptmann schon bei dem allgemeinen
Etatsbericht,gegeben hat, zu verfahren. Es wird zurzeit mit einer Verpflegungszeitvon 150 Tagen
für jeden Krüppel gerechnet, und man rechnet mit 1100 Krüsipelkindern,die zurzeit durch die Pro¬
vinz entweder in der Anstalt Süchteln oder sonstwo untergebrachtwerden müssen.

Die Ausgaben finden Sie gleichfalls in den Drucksachen. Dazu hat man in der Kom¬
mission zunächst den Wunsch gehegt, der vorhin schon ausgesprochenwurde, daß die Verwaltung
sich andauernd bemühen möge, Mittel des Reichs oder des Staates für diese Zwecke mehr als
bisher flüssig zu machen.

Dann wurde bezüglich der Ausgabepositionennoch ein Wunsch geäußert: Bei den Schwestern
sind außer 22 Mark pro Tag für Beköstigung 1000 Mark jährlich für Bekleidung in Ausgabe
gestellt. Der Fachausschuß II d hält diesen Betrag für durchaus ungenügend und ersucht den
Herrn Landeshauptmann, durch persönliche Verhandlungen mit den Schwesterneine ordnungsmäßige
Vergütung festzusetzen.

Im übrigen empfehlenwir die Annahme des Haushaltsplans.
Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wider¬

spruch ist nicht erhoben worden. Ich stelle die Annahme fest.
Wir kommen zu
Punkt 24. Antrag des üb Fachausschusses zu den Haushaltsplänen der

Polizeistrafgelderfonds uud des Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armen¬
fonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Milau. Ich erteile ihm das Wort.
AbgeordneterMilau: Meine Damen und Herren! Bezüglichdes Polizeistrafgelderfonds

finden Sie das Nähere im Haushaltsplan auf Seite 253—263 auseinandergesetzt. Sie weiden
da finden, daß infolge der erhöhten Geldstrafendie Einnahmen gestiegen sind, daß aber auch erhöhte
Ausgaben dadurch entstanden sind, daß ein erhöhter Zuschuß zu den Pflegekostenverlassenerund
verwaisterKinder notwendig ist. Dadurch gleicht sich dies aus. Ein Pruvinzialzuschuß ist nicht
notwendig. Die Fachkommission II d empfiehlt Ihnen diesen Posten nach der Vorlage zur Annahme.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wider¬
spruch ist nicht erhoben. Ich stelle die Annuahme dieses Antrages fest.

Wir kommen zu
Punkt 25. Antrag dies Ild Fachausschusses zu dem Haushaltsplan für die

erweiterte Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterMilau. Ich erteile ihm das Wort.
AbgeordneterMilau: Meine Damen und Herren! Es handelt sich hier um hülfs-

bedürftige Geisteskranke,Idiote, Epileptiker, Taubstumme und Blinde, die in Privatanstalten
untergebrachtwerden müssen. Die Kommissionstand auf dem Standpunkt, daß eine Notwendigkeit
der Erhaltung und auch einer Unterstützungdieser Anstalten durchaus vorliegt, insbesondere des-
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halb, weil ein Drittel aller dieser Hilfsbedürftigen zurzeit in Privatanstalten untergebrachtwerden
muß,' Von verschiedenen Seiten wurde gesagt, daß die Pstcgesiitze, die wir zurzeit hätten, nicht
ausreichten, daß dadurch gewissePrivatanstalten in nuverdiente Nut gerate» seien und daß sie
teilweise das Ziel, das sie sich gesteckt hätten, eine Heilung dieser schwer betroffenenarmen Menschen
herbeizuführen,nicht erreichen könnten. Bei manchen Pfleglingen ist es ja so, daß da ganz beson¬
ders gute Pflege und Ernährung notwendig ist. Dann würde sich natürlich ein höherer Pflegesatz
wohl empfehlen. Im südlichen Teile der Rheinprovinz liegt es so, daß das Ruhrkohlengebietso weit
entfernt ist, daß die Beschaffungder Kohlen, die notwendig sind, erhöhte Kosten verursacht und
daß deshalb auch hier eine Erhöhung des Pflegesatzeseintreten dürfte. Es wnrde uns mitgeteilt,
daß die Sache geprüft worden ist nnd daß die wirtschaftliche Lage dieser verschiedenen Anstalten
ebenfalls in Rechnung gezogen worden ist. Es wurde uns gesagt, daß die Lebensfähigkeitder
einzelnen Anstalten sehr verschieden beurteilt werden müsse; die Anstalten seien überhaupt sehr ver¬
schiedenartig,der bauliche Zustaud ist im allgemeinennicht gut. Ja, es kommt mitnnter vor, daß
eine Anstalt direkt verwahrlost ist. Kleider und Wäschesind auch zum Teil erneuerungsbedürftig,
besser ist es dagegen mit dem Ernährungszustaud in diese» Anstalten, Es ist schon ein verhältnis¬
mäßig hoher Satz für die Ernährung angenommenworden. Wenn man die Speisen hinsichtlich der
nutwendigen Zusammensetzung an Eiweiß, Fett und Kohlenhydrateuntersuchte, so hat sich herausgestellt,
daß der notwendigeProzentsatz meistens erreicht ist; mitunter wird er auch überstiegen. Man muß
annehmen, daß dieser Satz immer ein höherer sein muß, weil diese Geisteskrankenmeistenssehr
viel essen und auch viel brauchen. Deshalb ist hier der mittlere Ernährungssatz zwischen einem
mittleren Arbeiter nnd einem Schwerarbeiter angenommenworden.

Die Prüfung ist übrigens, wie uns gesagt wurde, nicht leicht gewesen, weil eine geordnete
Buchführung in den Anstalten nicht vorliegt. Sie zu verlangen, würde wieder bedeutende Kosten
machen. Andererseits wurde uns mitgeteilt, daß eine bedeutende Ersparnis von den Privatanstalten
dadurch hervorgebrachtwürde, daß sie billigere Pflegerinnen' und auch längere Arbeitszeit haben.
Es wurde uns gesagt, daß von dem Provinzialanstalten ein Drittel aller Kosten für das Pflege¬
personal aufgewandt wurde, daß dagegen bei den Privatanstalten nur ein Zehntel davon gebraucht
werde, daß auf eineu Pfleger bei den Provinzialanstalten 5 Kranke kommen und bei den Privat¬
anstalten deren 9.

Im übrigen wurde gesagt, der heutige Satz erhöht sich zunächst zum 1. April und dann
zum 1. Juli. Zum 1. Juli ist eine 20prozentige Aufbesserung eingetreten. Der Satz vun
42 Mark, der jetzt als höchster gilt, wnrde als reichlich hoch angesehen. Es wurde dann seitens
der Kommissionsmitgliedergefragt, ob dieser Satz von 42 Mark für alle Anstalten gelte. Wir
wurden darüber aufgeklärt, daß das nicht der Fall sei, daß vielmehr die Ungleichmäßigleitder
Anstalten eine Differenzierung in dieser Beziehung bedinge. Dagegen würde die Erhöhung vun
20°/« vom 1. Juli ab allenthalben eingeführt.

Es wurde dann noch angeregt, üb nicht für die Festsetzung der Pflegesätzed,e Reichs-
indexziffernbenutzt werde» könnten. Gs wurde hier von feiten der Provinzialverwaltung gesagt,
daß das nicht möglich sei, der Provinzialausschuß würde sich dem widersetzen;sonst würden wohl
auch andere Anstalten mit denselben Ansprüchen kommen;außerdemsind die Anstalten so verschieden¬
artig in ihrem Wesen, daß ein gleichmäßigesAnsetzen der Pflegesätze nicht gut möglich ist.

Von feiten der Kommissionwurde dann einheitlich betont, daß, wenn die Provinz nun
einmal in der Lage ist und nicht anders kann, als solche Kranke in Privatanstalten unterzubringen,
sie dann auch dafür forgen muß, daß diese auskömmlich unterstütztwerden. Es wurde auch besonders
für die Zukunft gebeten, dieses zu tun. Deshalb ist noch folgender Zusatz gemachtworden, den ich
verlesen werde: „Der Provinziallandtag wolle den Haushaltplan unverändert annehmen mit der
Maßgabe, daß der Pflegesatz für die Privatanstalten auch für die Folge in ausreichenderHöhe
seitens der Provinzialverwaltung bewilligt wird".

Mit diesem Zusatz empfiehlt die Kommissiondie Annahme der Vorlage,
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich habe

zuerst über den Zufahantrag des Fachausschussesabstimmen zu lassen, welcher dahin geht: „Der
Provinziallandtag wolle den Haushaltplan unverändert annehmen mit der Maßgabe, daß der
Pflegesatz für die Privatanstalten auch für die Folge in ausreichenderHöhe seitens der Provinzial-
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Verwaltung bewilligt wird". Widerspruchgegen diesen Zusatz ist nicht erhoben worden. Ich stelle
die Annahme fest.

Dann lasse ich über den Etat als solchen abstimmen. Auch da ist kein Widerspruch
erhoben worden. Ich erkläre also den diesbezüglichen Antrag der Fachtommission für angenommen.

Wir kommen nunmehr zu
Punkt 26: Antrag des IIK Fachausschusses zu dem Bericht des Proviuzial-

ausschusses über die im Jahre 1921 erfolgten Bewilligungen von Bei¬
hilfen für Armenzwecke gemäß ß 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Juni 1902,
betr. die Uebelweisung weiterer Dotationsrenten an die Provinzial-
verbände.

Referent ist Herr Abgeordnetervon Itter, Ich erteile demselbendas Wort.
Abgeordnetervon Itter: Meine Damen und Herreu! Die KommissionempfiehltIhnen,

durch Kenntnisnahme den Bericht als erledigt zu betrachten. Sie finden den Bericht in der
Drucksache 21.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Widerspruch
ist nicht erhoben worden. Ich stelle die Annahme des Antrages fest.

Wir kommen zu
Punkt.27: Antrag des lld Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des

Provinzialausschusses, betr. anderweitige Regelung der Verrechnung der
Beiträge aus dem Vermögen der auf Grund der Gesetze vom 11. Juli 1891
und 6. Mai 1920 in Anstalten untergebrachten Kranken und der Beiträge
von Drittverpflichteten vom 1. April 1922 ab.

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervon Itter. Ich erteile demselben das Wort,
Abgeordnetervon Itter: Sie finden das Nähere in der Drucksache 22. Die Kommission

empfiehlt hier unveränderte Annahme.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Auch hier liegen keine Wortmeldungen vor.

Es wäre auch dieser Antrag angenommen.
Wir kommen zu
Punkt 28: Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die

Verwaltung des Landarmenwesens für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922
bis 31. März 1923.

Berichterstatter ist Herr von Itter.
Abgeordnetervon Itter: Meine Damen und Herren! Es handelt sich hierbei um

einen Etat, der bedeutendeMehrkosten für das kommende Jahr in Anspruch nimmt, die ich nicht
zu begründen brauche, die in den Verhältnissen liegen. Auch da wird unveränderte Annahme
empfohlen.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wider¬
spruch ist nicht erhoben worden. Ich erkläre die Annahme des Antrages.

Wir kommenzu
Punkt 29: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht des Provinzial¬

ausschusses über die im Rechnungsjahre 1921 bewilligten Beihilfen zum
Gemeinde- und Kreiswegebau,

Referent ist Herr Abgeordneter Marx, Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Marx: Meine Damen und Herren! ' Ich empfehle die Vorlage zur

Kenntms nehmen zu wollen.
^ Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich stelle

tue Annahme fest.
Wir kommen zu
Punkt 30: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht des Provinzial¬

ausschusses, betreffend die Uebersicht über die für Kleinbahnen bewilligten
Mittel und die Förderung von Bahnunternehmungen.

Ich erteile hierzu Herrn AbgeordnetenMarx das Wort.
AbgeordneterMarx: Ich empfehlehierzu dasselbe.
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Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich stelle
die Annahme des Antrages fest.

Wir kommenzu
Punkt 3l: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des

Proviuzialausschusscs, betreffend Aenderung des § 3 der Bestimmungen vom
2. Inni 1894 über die Unterstützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues.

Das Wort hat der Berichterstatter Herr Abgeordneter Marx.
AbgeordneterMärz/: Meine Damen und Herren! Die FachkommissionIII hat sich

mit dem Antrage (Drucksache 24) eingehend beschäftigt. Sie ist infolge der großen Geldentwertung
und der Preissteigerung aller Löhne und Materialien zn der Erkenntnis gelangt, daß die Summe,
die seitens der Provinzialverwaltung verlangt wird, zu niedrig ist, und beantragt, an Stelle der
Summe vou 30000 --- 60000 Mark und an Stelle von 15 000 Mark -- 30 000 Mark zu setzen.
Im übrigen empfiehlt der FachausschußIII die Annahme des Antrages der Provinzialverwaltung.

Des weiteren lassen Sie mich zu der ganzen Angelegenheitnoch folgendes sagen.
Meine, sowie die Ansicht meiner politischeu Freunde geht dahin, daß infolge der ungeheuren

Steigerung der Materialpreise und Löhne die Provinzialverwaltung alles zu tun hat, um recht
viele Betriebe in eigene Regie zu übernehmen. Wir produzieren augenblicklichin den beiden
Betrieben, die der Provinzialverwaltung gehören, 50 000 «bru Basalt im Jahre, benötigen aber
jährlich 120000 odm. Nach Bewilligung der 1V2 Millionen Mark, die von Ihnen noch nach¬
träglich zur Verbesserungder maschinellen Einrichtungen in den beiden Betrieben verlangt werden,
wird sich die Produktion auf mindestens80 000, wenn nicht 85 000 «din erhöhen, Sie sehen,
daß wir immerhin noch einen beträchtlichenTeil Materialien benötigen, die wir aber aus Privat¬
betrieben zu entnehmen gezwungensind.

Infolgedessen»lochten wir dem Proviuzialansschnßempfehlen,nach wie vor dafür zu sorgen,
daß recht viele Betriebe in eigene Regie übernommenwerden. Wir vertreten die Anficht, daß sich
dadurch die Kosten, die zum Ausbau der Wege benötigt werden, ganz erheblich vermindern würden.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir haben
dann zunächstüber den Antrag des Fachausschussesabzustimmen:

„Der Provinzialcmsschußwolle die Vorlage mit der Maßgabe annehmen, daß in dem
Beschlußentwurf die Zahlen von 30 000 Mark und 15 000 Mark in 60 000 Mark und
30 000 Mark abgeändert werden".

Wer für diesen Antrag ist,-den bitte ich, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) Ich danke
Ihnen. Ich stelle die Annahme fest.

Damit ist auch Punkt 31 erledigt.
Wir kommen zu
Punkt 32: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der Abgeordneten

Meyer nnd Genossen, den Provinzialstraßenmeistern eine Dienstaufwands-
entschädignug von 10000 Mark jährlich zu bewilligen.

An Stelle des Herrn Abgeordneten Meyer, welcher abwesend ist, hat der Herr Abge¬
ordnete Icmsen den Bericht übernommen. Ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Iansen-Lammersdorf: Die Proviuzialstmßenmeistei hatten bisher eine
Dienftaufwandsentschlldigungvon 5000 Mark pro Jahr. Herr Abgeordneter Meyer und seine
Kollegen haben entsprechend der Geldentwertung den Antrag gestellt, die Summe auf 10 000 Mark
zu erhöhen. Die Fachkommission III hat den Antrag dahin erledigt, daß er ihn dem Provinzial-
ausschuß nicht nur zur Prüfung, sondern zur wohlwollenden Prüfung überweist, in der Annahme,
daß der Provinzialausschußvon Wohlwollenbewogen nicht ein Todesurteil darüber aussprechen wird.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wider¬
spruch ist gegen den Vorschlagder III. Fachkommission nicht erhoben worden. Der Antrag lautet
auf Ueberweisungau deu Provinzialansschuß zur wohlwollendenPrüfnug. Ich stelle die Annahme
des Antrages fest.

Wir kommen zu
Punkt 33: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht des Provinzial-

ausschusses über die Haltbarkeit des Kleinpflasters.
Berichterstatter ist Herr AbgeordneterKrawinkel. Ich erteile demselben das Wort.
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AbgeordneterKrawinkel: Meine Damen und Herren! Ich empfehle Ihnen, den Bericht
des Provinzialausschusseszur Kenntnis zn nehmen und weiter den Antrag des III, Fachausschusses
zu genehmigen, der da lautet:

„Der Provinziallandtag wolle den Bericht des Provinzialausschusseszur Kenntnis
nehmen, gleichzeitigaber mit Rücksicht auf die besondere Wirtschaftlichkeitdes Klein-
pflllsters dem Provinzialausschuß aufgeben, fortan Kleinpflaster in stärkeremMaße als
bisher auf den Provinzialstraßen zu verwenden. Der Provinzialausschuß wolle zu
diesem Zwecke dem nächsten Provinziallandtag Vorschläge, insbesondereauch über die
Beschaffungder Mittel machen".

Ich habe dazu uur noch weniges zu bemerken. Es haben in der Provinz jetzt kaum
5"/° der Provinzialstraßen Kleinpflaster. Neben der besonderen Wirtschaftlichkeit,die in dem
Antrage des Fachausschusseshervorgehobenwird, sind aber auch gesundheitliche Gründe für die
Herstellung des Kleinpflasters von Bedeutung. Die Reinlichkeitdes Kleinpflasters,seine hygienischen
Vorzüge, das geringere Geräusch beim Befahren, die Vermeidung von Staub- und Schlamm¬
bildung rechtfertigenseine Verwendung. Für die Fuhrwerke ist es eine sehr bedeutende Erleichterung;
Zugtiere und Motore sind auf dem Kleinpflasterviel leistungsfähiger. Ganz besondere Anerkennung
hat das Kleinpflaster durch die Tatsache gefunden, daß eine Strecke au der Mosel in Conz, kurz
vor dem Kriege in Kleinpflasterhergestelltwurde, den ungeheurenVerkehr, der durch den Rückzug
der Armee über diese Strecke geführt werden mußte, tadellos ohne Beschädigungen ausgehalten
hat und infolgedessen als ein Musterbeispiel gelten kann. Wir dürfen deshalb hoffen, daß die
Provinzial-Straßenverwaltung der Aufgabe gerecht wird und in stärkeremMaße die Verwendung
des Kleinpflasters in Aussicht nimmt.

Bedenken sind im Ausschuß nur bezüglich der Verwendungdes Kleinpflastersbei Steigungen
geltend gemachtund von anderer Seite auch mir gegenüber geäußert worden. Allerdings besteht
da eine Grenze, Steigungen von etwa 1 - 20 und höher dürften freilich dem Großpflaster zu
überlassensein. Aber gegenüberdem Großpflaster hat das Kleinpflasterim übrigen nur Vorzüge.

Darum empfiehlt der Fachausschußdem Prouinziallandtage, den Antrag anzunehmen.
Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Wider¬

spruch ist gegen den Antrag der III. Fachkommission nicht erhoben worden. Ich stelle deshalb die
Annahme des Antrages fest.

Wir kommen zu
Punkt 34 unserer Tagesordnung: Antrag des III. Fachausschusses zu dem

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Erhöhung der
Straßen unterhaltungsrenten.

Berichterstatter ist an Stelle des Herrn von BruchhausenHerr AbgeordneterDr. Hentzen.
Abgeordneter Dr. Hentzen: Sie werden das Nähere in der Drucksache Nr. 26 nach¬

gelesen haben. Der III. Fachausschußschlägt unveränderte Annahme vor.
Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich stelle

die Annahme des Antrages fest.
Wir kommen zu
Punkt 35: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des

Provinzialausschusses, betreffend Bereitstellung von Mitteln zur Er¬
weiterung der maschinellen Anlagen auf dem Provinzial-Basaltbruch
bei Neustadt-Wied.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterRing. Ich erteile demselben das Wort.
< ^ AbgeordneterRing: Meine Damen und Herren! Der Provinzialausschuß ersucht Sie
!3 5 5 /DrucksacheNr. 27 um Bewilligung von Mitteln zur Erweiterung des Betriebes im Provinzial-
Basllltstembruchm Neustadt an der Wied. Ich glaube, es ist gerade in Anbetracht der Not¬
wendigkeit dieses Antrages wohl angebracht, hierzu ein paar Worte zu sagen.
,,, ««,^" der Prüfung der Frage, ob es unter allen Umstünden jetzt erforderlich ist, hier
I V2 Millionen wiederum in Steinbrüche der Provinzialverwaltung hineinzustecken, haben wir uns
von den verschiedensten Gesichtspunktenleiten lassen. Herr Kollege März hat vorhin schon in
kurzen Worten darauf hingewiesen, in welchem Umfangedie Steinbrüche in der Lage sind, den Basalt
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für die Provinzialverwaltuug zu beschaffen, und was unter Umständennicht beschafft werden kann.
Es sind uns — das möchte ich vorausschicken — Klagen bekannt,daß von der Pruviuzialverwaltung
aus den Ansprüchenseitens der einzelnen Gemeinden oder der Lciüdesbauämternicht immer so
Rechnung getragen werden konnte, wie es eigentlichnotwendig gewesen wäre. Damit wäre ohne
weiteres der Nachweis von diesem Gesichtspunkteaus schon erbracht, daß unter allen Umständen
die Anlagen als solche eine Erweiterung erfahren müssen, falls die Anlagen selbst es gestatten.
Darüber dürfen wir von der III. Fachkommission Ihnen sagen, daß die Anlagen an uud für sich
es wohl zulassen, dort noch maschinelle Einrichtungen moderner Art einzubauen. Wir haben uns
davon überzeugt, daß der Steinbruch in Neustadt an der Wied noch auf lauge Jahre hinaus aus-
beutungsfähig ist. Auch sind dort schon die notwendigen Einrichtungen vorhanden. Aus der
Anlage geht ja hervor, daß die Vorbereitungenfür den zweiten Steinbrecher, der dorthin kommen soll,
bereits getroffen sind. Desgleichensind die Vorrichtungen, die zum Transport des Kleinschlags
Zur Sortiertrommel notwendig sind, vorhanden,sodaß leine wesentlichenErweiterungenmehr erforderlich
wären. Wenn wir nun in Betracht ziehen, daß die elektrischenAnlagen als solche erweitert werden
müssen und dafür 1 Million eingesetzt ist, baun glaube ich, können wir diesem Bestreben selbst¬
verständlichauch nur unsere Zustimmung geben. Denn es ist unter allen Umständen notwendig,
daß unsere Betriebe, die in der Provinzialverwaltuug sind, von ganz modernenGesichtspunktenaus
geleitet und mit den allermodernstenEinrichtungen betriebenwerden, um der Provinz das liefern
zu können, was sie haben muß Wir müssen uns auf die Dauer mehr und mehr unabhängig
machen von den privaten Bafaltsteinbrüchen,die sonst einen Einfluß gewinnen könnten, der für die
Provinz von großem Nachteil wäre.

Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, könne» wir der Vorlage zustimmen. Die Kosten
betragen IV2 Millionen Mark, 500000 Mark sind für den Steinbrecher, eine Million wäre für
die Anlage der elekrischen Anlagen erforderlich. Diese IV2 Millionen sollen mit 5"/« verzinst
und mit 8 V« getilgt uud die Tilgung aus dem Betriebe heraus aufgebrachtwerden. Letzteresist
selbstverständlicherforderlich, und wir glauben auch bestimmt, daß darüber hinaus die Proviuzial-
verwaltung alle» Wert darauf legen muß, daß endlich in dem Etat aus diesem Betriebe der Pro-
vinzialverwaltung ein Ueberschuß erzielt wird. Wir vertreten schon die Auffassung, daß bei
einigermaßengutem Willcu diese Möglichkeitvorhanden ist. Bis dato finden wir leider in uusereu
Etats niemals etwas von Bafaltsteinbrüchenoder nnr in ganz uerfchwindendem Maße, An einer
Stelle fpricht man von jenen Steinbrüchen, die von der Provinzialverwaltuug verpachtet sind,
jedoch sind die Einkünfte oder vielmehr die Erträgnisse dieser Steinbrüche so gering, daß man im
allgemeinengar nicht davon sprechen kanu, Gs muß Aufgabe der Provinzialverwaltuug sein, nun
auch diese Betriebe so auszubauen, daß sie rentabel gestaltet werden und auch für die Provinz
einen Ueberschuß bringen.

Die III. Fachkommissionempfiehlt Ihnen deswegen die Auuahme des Antrages des
Prouiuzialansschusses,den Sie in der Drucksache Nr, 2? finde»,

VorsitzenderI>, Iarres: Sie haben den Antrag gehört, Herr AbgeordneterKemmnnn
hat das Wort,

AbgeordneterKemmanin Meine Dameu uud Herren! Die Pruvinzialtommission für
das Straßenbauwesen hat die Steinbrüche eingehendbesichtigtund sie ist selbstverständlich zu dem
Resultat gekommen, die Gewährung der Mittel auf das driugeudstezu empfehlen.

Ich möchte aber nicht unterlassen, auch noch ein weiteres Moment mit in die Betrachtung
zu ziehen, ein Moment, welches geeignet ist, die Empfehlung auf das allerwarmfte zu unterstützen.
Die Steinbrüche sind von der Provinzialverwaltung in einer Gegend erschlossen worden, wo es
durchweg nur arme Bevölkerunggibt. Sie liegen im Westerwald inmitten eines Bezirkes, der von
kleinen Landwirten bewohnt ist, die bisher mit Mühe und Not soviel aus ihrem Boden heraus¬
hole» konnten, daß sie ihr Leben z» fristen vermochten. Die Erschließung der Steinbrüche hat
diesen kleinen Leuten die Möglichkeit gegeben, sich einem Nebenerwerb hinzugeben, der es ihnen
ermöglicht, nunmehr ein menschenwürdiges Dasein zu führen, Sie sind in der Lage, neben den
Arbeiten in dem Steinbruch auch ihren landwirtschaftlichenArbeiten in ausreichendemMaße nach¬
zugehen. Wir haben hier das Ideal einer Siedlung, Die Landwirte — ich habe mit vielen ge¬
sprochen — haben mir durchwegerklärt, daß sie die Erschließungder Steinbrüche begrüßt hätten
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und daß sie nuumehr über die Gefahr, daß sie nicht mehr existieren könnten, hinweg kämen, daß
sie nunmehr in der Lage seien, ihr Leben in ordnungsmäßiger Weise zu fristen.

Auch von diesem Standpunkt aus haben wir die Erweiterung der Steinbrüche außer¬
ordentlichbegrüßt. Auch von diesem Gesichtspunkte aus — nebeu dem bereits begründetenGesichts¬
punkte — möchte ich Veranlassung nehmen, die Bewilligung auf das wärmste zu empfehlen,

Vorsitzender Dr. Iarres: Widerspruchfindet der Antrag nicht; er ist damit angenommen.
Punkt 36: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des

Provinzialausschusses, betreffend die Beteiligung der Provinz an dem
Hilfswerk für notleidende Kleinbahnen.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr AbgeordneterIansen-Lammersdorf,
AbgeordneterIansen-Lammersdorf: Meine Damen und Herren! Bericht und Antrag

finde» Sie iu Drucksache 46. Ich nehme au, daß Sie so im Bilde sind, daß ich Ihnen weiter
nichts auseinanderzusetzenbrauche. Die III. Fachkommissionempfiehlt Ihnen die unveränderte
Annahme des Antrages des Provinzialausschusses.

VorsitzenderI)r. Iarres: Da Widerspruchuicht laut wird, stelle ich die Annahme des
Antrages fest.

Punkt 37: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend Erhöhung des Kredits zur Gewährung
von Darlehen zum Bau und zur Ausrüstung von Kleinbahnen.

Das Wort hat derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Iansen-Lammersdorf: Hier liegt Drucksache47 vor; ich setze deren

Kenntnis voraus. Wir empfehlenim Auftrage des Fachausschussesunveränderte Annahme.
VorsitzenderDr. Iarres: Die Annahme ist beschlossen,da Widerssiruch sich uicht

erhoben hat.
Punkt 38: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der Abgeordneten

Schürhoff und Genossen, die Provinzialstratze von Mürs nach Uerdingen
bei der nächsten Erneuerung der Straßendecke mit Kleinpflaster zu versehen.

Das Wort als Berichterstatter hat Herr AbgeordneterDr. Iansen-Leverkusen.
AbgeordneterDr. Iansen-Leverkusen: Meine Damen und Herren! Eine Drucksache über

den Antrag liegt Ihnen nicht vor! Ich erlaube mir deshalb, den Antrag den Herren nochmals
vorzulesen; er lautet:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschnß beauftragen, die Provinzialstratze
von Moers nach Uerdingen, die außer dem starken Kraftwagenverkehrder Nesatzungs-
Wippen auf dieser kurzen Strecke den größten Teil des Landabsatzesvon fünf Zechen
mit 11 Schächten aufnimmt' bei der nächsten Erneuerung der Straßendeckemit Klein¬
pstaster zu versehen".

Der III. Fachausschußwar einstimmig der Ansicht, daß es wirklich wünschenswertist,
diese Straße bald durch Kleinpflaster in einen ordnungsmäßigenZustand zu versetzen,und schlägt
Ihnen deshalb folgenden Antrag vor:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag dem Provinzialausschnß zur möglichsten
Berücksichtigung überweisen".

Vorsitzender Dr. Iarres: Es erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist der Antrag
angenommen.

Punkt 39: Antrag des III. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan der
Provinzial-StraßenVerwaltung nebst

Anlage H., Voranschlag über die Verwendung der Eisenbahumittel,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung der Mittel zur Unter¬

stützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFreiherr von Salis-Soglio.
AbgeordneterFreiherr von Salis-Soglio: Meine Damen und Herren! Sie finden den

Haushaltsplau auf Seite 291. Der FachausschußIII schlägt Ihnen unveränderte Annahme vor.
Der Etat schließt mit einem Defizit, also mit einem Zuschuß von 109 Millionen. Dieser

hohe Betrag beruht auf einem Dreifachen: erstens darauf, daß die Matermlpreise riesig gewachsen
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sind, zweitens darauf, daß die Straßen durch den sehr starken Autoverkehr übermäßig abgenutzt
werden, und zum dritten und nicht zum wenigsten ist der Betrag so sehr erhöht, weil die Besatzungs¬
behörden ganz riesige Ansprüche an die Unterhaltung unserer Straßen stellen. Der Etat wird
voraussichtlichim nächsten Jahr sich noch um ein Bedeutendes erhöhen, da die beiden eisten
Anforderungen steigend sind. Wir wollen hoffen, daß die dritte Anforderung in Zukunft etwas
schwächer,ausfallen möge.

Der III. Fachausschußhat weiter vorgeschlagen, der Provinzialausfchnß wolle im nächsten
Haushaltsplan die Mittel zur Unterstützungdes Gemeinde- und Kreiswegebaues— Anlage L —
den Bedürfnissenentsprechend erhöhen.

Der Wegebau in den Gemeinden liegt sehr im argen, da auch dort die Materialpreise
eine steigende Tendenz haben; die Unterstützungsbeträgereichen nicht mehr aus, um die nötigsten
Anforderungen zu erfüllen.

Stellvertretender VorfitzenderLeufing: Wortmeldungen liegen nicht vor. Widerspruch
.ist nicht erfolgt. Ich stelle die Annahme fest.

Wir kommen zu
Punkt 40: Antrag des Ila-Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des

Provinzialausschuss.es, betr. Erhöhung der von den Ortsarmenverbänden
für die erste Ausstattung bei der Ueberführnng der Fürsorgezüglinge zu
zahlenden Baufchbeträge.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Kaiser. Ich erteile ihm das Wort.
AbgeordneterDr. Kaiser: Sie finden den Antrag des Proviuzialausschussesauf Druck¬

sache Nr. 16 und den Zusatzantrag der Ila-Fachlommission in Drucksache 59.
Die Aenderung, die in dem Ausschuß vorgenommenworden ist, ist mit dem sinkenden

Geldwert in Zusammenhang zu bringen. Der Provinzialausschuhhatte vor längerer Zeit beantragt,
den hier in Frage kommenden Satz, auf rund 1000 Mark festzusetzen.Die I1n,-Kommissionwar
einstimmigder Auffafsung, daß der Betrag auf 2000 Mark erhöht werden müßte.

Dann follte im letzten Absatz der Prouinzialausschuß ermächtigt werden, Aenderungen
dieser Bauschbeträge den Verhältnissen entsprechendzu beschließen. Hierzu schlägt Ihnen die
IIk-Fllchkommissionvor, in Uebereinstimmungmit den sonstigen Bestimmungen,die auch an anderen
Stellen getroffen worden sind, die Worte einzufügen: „bis auf weiteres".

Stellvertretender Vorsitzender Lensing: Frau AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneteFrau Becker: Meine Damen und Herren! Zu dieser Vorlage gestatten Sie

mir einige Worte.
Wir wissen, daß die Verwaltung uns die Vorlage gemachthat, den einmaligen Bausch¬

betrag für den Fall, daß ein Fürsorgezöglingfortgeholt wird, auf 2000 Mark festzusetzen.Wir
stehen auf dem Standpunkt, daß 2000 Mark nicht zuviel sind, eher zu wenig, um einen Fürsorge¬
zögling auszustatten, denn wir wollen für die Fürsorgezöglingedas Gute, was die anderen Kinder
auch bekommen;sie sollen nicht zurückstehen. Aber wir müssen uns auch vergegenwärtigen, daß
die 2000 Mark für einen Arbeiter eine furchtbar hohe Summe sind — die Fürsorgezöglmgesnid
doch meistens Arbeiterkinder —, wenn ein Arbeiter, der von seiner Arbeit heute kaum sem
Leben und das Leben der Familie fristen kann, noch 2000 Mark für die Ausstattung eines Kindes
geben foll, das in die Fürforge geholt wird. Er ist doch sowieso schon gestraft durch die feelischcn
Leiden. Nun soll er auch noch finanziell darunter leiden. Da ist es wohl zu erwägen, ob nicht
ein Ausgleich geschaffen werden kann, daß diefe 2000 Mark nicht von den Gemeinden so schroff
eingezogenwerden können, wie es bis jetzt geschieht. Die Provinzialverwaltung hat eben keine
Handhabe, den Gemeindeneine Grenze zu bieten, inwieweitsie befugt sind, dieses Geld einzutreiben.
Es sitzen nicht in allen Gemeinden Vertreter von großem sozialem Empfinden. Wir haben es
erfahren und erfahren es noch täglich, daß diefe Gelder ganz rigoros eingetrieben werden. Wir
können uns wirklich nicht damit einverstanden erklären, daß dieser große Betrag nur von den
Vätern der Kinder, die doch meistens Arbeiter sind, bezahlt werden soll. Es kommen uns tag¬
täglich Klagen, daß nicht allein das Ansstattungsgeld, sondern auch das Geld für die fortwährende
Unterhaltung von den Arbeitern eingeholt wird. Noch gestern war eine Frau bei mir und hat
unter Tränen geklagt, daß sie jetzt 1300 Mark laufende Unkostenfür ihr Kind, welches in der
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Fürsorgeerziehungwar, bezahlen soll. Wir müssen uns einmal in die Lage der Familie eines
solchen Ardeiters hineinversetzen, dem dies einfach vom Lohn abgehalten wird. Das gibt Erbitterung
und Erzürnung in der Familie. Ich möchte bitten, da einen Ausgleich zu schaffen, damit die
Eintreibung des Geldes nicht in einer so furchtbaren Härte gerade die Arbeiterfamilie trifft.

Stellvertretender Vorsitzender Lensing: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Kaiser.
AbgeordneterDr. Kaiser: DieselbenAusführungen, die hier gemachtworden sind, sind

von Frau Becker auch im Ausschuß gemacht worden. Frau Becker ist bereits im Ausschuß von
feiten d.'r Verwaltung wie auch von den Ausschußmitgliederndarauf hingewiesen worden, daß dies
nicht Sache der Prooinzialverwaltung, sondern der Gemeinde ist, die hier nach den gesetzlichen
Bestimmungenzu handeln hat. (AbgeordneteFrau Becker: Das habe ich ja gerade gesagt!) Ja,
was sollen wir denn hier damit? Die Beschwerde ist also hier wohl nicht an der richtigenStelle,
denn die Prouinzialverwaltung hat mit der Einziehung dieser Gelder gar nichts zu tun.

Stellvertretender Vorsitzender Lensing: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Anträge
sind nicht gestellt. Zur Beschlußfassungliegt also nur der Antrag des II», -Fachausschussesvor..
Meine Damen und Herren, ich stelle den Antrag des II»,-Fachausschusseszur Abstimmung und
bitte diejenigen,welche dagegen sind, die rechte Hand zu erheben. — Ich konstatieredie Annahme.

Wir kommenzu
Punkt 41: Antrag des Ila-Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des

Proviuzialausschnsses, betreffend Zurückziehung der Fürsorgezöglinge aus
der Industrie und handwerkliche bezw. hauswirtschaftliche Ausbildung
der Zöglinge.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Fischer.
AbgeordneterDr. Fischer: Meine Damen und Herren! Der Ausschußempfiehlt Ihnen

unveränderte Annahme des Antrages des Provinzialausschusses. Zur Begründung beziehe ich mich
auf den Bericht in der Dmcksache Nr. 17.

Stellvertretender VorsitzenderLensing: Das Wort wird nicht gewünscht. Widerspruch
erhebt sich nicht. Ich stelle die Annahme fest.

Wir kommenzu
Punkt 42: Antrag des Ila-Fachausschusses zu dem Bericht nnd Antrag des Pro¬

vinzialausschusses, betr. körperliche Züchtigung in den Fürsorgeerziehungs¬
anstalten, Berufsberatung und Koalitionsrecht der Fllrsurgezöglinge.

Berichterstatter ist auch hier Herr Abgeordneter l)r. Fischer.
AbgeordneterDr. Fischer: Meine Damen und Herren! Es handelt sich bei dem vor¬

liegendenAntrage um drei Materien, zunächst um die Frage der körperlichen Züchtigung.
Der FachausschußempfiehltIhnen auch hier, von den Ausführungen Kenntnis zu nehmen

und zu beschließen, nach dem Eintreffen der neuen Richtlinien für den Erlaß von Strafordnungen
einem weiteren Bericht entgegenzusehen. Der Fachausschuhhat sich einmütig auf den Standpunkt
gestellt, daß die körperlichenZüchtigungen in den Anstalten nach Möglichkeiteinzuschränken sind.
Der Fachausschußwar sich nicht über die Frage, ob es wünschenswertist, daß in die neue Straf-
ordnung,die nicht vom Provinziallandtag, sondern vom Ministerium für Volkswohlfahrtzu erlassen ist,
die Prügelstrafe als solche eingesetzt wird. Hierüber herrschte keine Einigkeit. Im übrigen waren
wir uns aber einig darüber, daß die Prügelstrafe nach Möglichkeit zu vermeiden ist. Wir haben
aus dem Bericht der Verwaltung, der uns gegeben worden ist, mit Freuden entnehmen können,
daß tatsächlichdie Prügelstrafe nur in ganz seltenen Fällen zur Anwendung kommt. Bei den
männlichenZöglingen der Anstalten sind im letzten Jahr nur 6°/o mit Prügel bestraft worden.
In den Anstalten für weibliche Fürsorgezöglinge— wir haben deren 18 — wurde in 12 Anstalten
überhaupt die Prügelstrafe grundsätzlich nicht angewandt; 6 Anstalten hielten dagegen die Prügel¬
strafe noch für erforderlich.

Meine Damen und Herren! Die zweite Materie betrifft die Bernfsberatnng. Ich bitte,
auch hier zu beschließen, der Verwaltung aufzugeben, nach den aufgestellten Richtlinien für die
Berufsberatung zu verfahren. Die Richtlinien sind ans Seite 3 der Drucksache Nr. 18 abgedruckt.
Ich beziehe mich hierauf.

Die dritte Materie betrifft das Koalitionsrecht. Auch hier empfiehlt der Fachausschuß,
die Angelegenheitfür erledigt zu erklären, nachdemfestgestelltworden ist, daß das Koalitionsrecht
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der außerhalb der Anstalten befindlichen Zöglinge niemals angetastet worden ist und auch nicht
angetastet werden soll.

Stellvertretender Vorsitzender Lensing: Das Wort hat Frau AbgeordneteBecker,
Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen und Herren! Zu dieser Angelegenheitmüssen

Sie mir schon etwas mehr Zeit zugestehen.
Der Herr AbgeordneteSchäfer hat in seiner Nede zum Etat einige Angelegenheitenhier

augeschnitten uud vou der Verwaltung Aufklärung gefordert. Da ich in diese Angelegenheitenmit
verwickelt bin, halte ich es für angebracht, die Sache hier einmal vorzubringen, wie fie sich von
Anfang an zugetragen hat, damit unsere Abgeordneten im Bilde sind. Sonst kann auch der
zuständigeDezernent, Herr Geheimrat Schmidt, nicht objektiv Auskunft geben.

Ich habe die Sache von Heerdt, die die Genossin Christmann im Landtage in Berlin
vorgebracht hat, schon voriges Jahr in der Kommissionssitzung hier vorgetragen. Ich habe gleich¬
zeitig den Antrag gestellt, daß die Prügelstrafe beseitigtwerden sollte. Die Kommissionhat sich
aber in ihrer Mehrheit auf den Standpunkt gestellt, daß dies nicht angängig sei. Daher ist die
Sache ins Rollen gekommen. Ich werde Ihnen den Brief vorlesen,den ich damals der Kommission
vorgelegt habe. Dann werden Sie sehen, wie die Angelegenheitsich entwickelt hat. Der Brief ist
am 6. Juli 1921 geschrieben und am 8. Juli in meinen Besitz gekommen. Er lautet:

„Werte Frau Becker! Sie werden entschuldigen, wenn ich mich in folgender Angelegenheit
an Sie wende. Ich war 6 Jahre in der Fürsorgeanstalt in Heerdt, Dominikanerkloster. Mit
Schrecken und Schmerz denke ich noch oft an diefe Zeit zurück. Die Behandlung war einfach eines
Menfche»unwürdig. Ueber das Essen will ich mich nicht weiter auslaffen, will dabei die Kriegs¬
jahre berücksichtigen. Eines aber möchte ich Ihnen doch sagen. Wenn wir Mädchen uns auch nur
den kleinsten Fehler oder Unachtsamkeit zuschulden kommen ließen, wurden wir in ein Zimmer geholt,
zwei Schwesternmußten uns festhalten und die SchwesterOberin Bonaventura gab uns 25 Stock-
schlage auf das nackte Gesäß; gaben wir einen Laut von uns, so fchlug fie weiter, bis wir leinen
Laut mehr von uns gaben. Nach der Mißhandlung mußten wir eine Verbeugung machen und
fagen: „Danke, Schwester Oberin!" (AbgeordneterHoffmann: Das ist ja Sadismus!) An unferem
Gesäß traten fingerdicke Striemen hervor, die wir gegenseitigfühlen konnten. Wie ich von einer
Bekannten — den Namen lasse ich natürlich hier fort, er ist aber jederzeiteinzufehen — hörte, foll
diese menschenunwürdige Behandlung dort jetzt noch Sitte sein. Selbige sagte, daß sie nach einer
solchen Mißhandlung entlaufen wäre. Ich selbst habe die Schläge mehrere Male bekommenund
schreibe Ihnen dieses mit gutem Gewissen. Nach Verabreichungder Strafe wurde uns gesagt, daß
diefe Strafe vom Landeshauptmann festgesetztworden sei.

Einen Fall werde ich auch in meinem Leben nicht vergessen. Ein Mädchen — der Name
folgt wieder — bekam immer Nervenanfälle, wenn wir uns knien mußten zum Beten. Da die
Schwestern annahmen, es sei Verstellung, wurde sie verschiedene Male deswegengestraft. Diefelbe
ist kurz nachher dort gestorben. (AbgeordneterHossmann: Das ist skandalös!) Mußte eiues von
uns Mädchen nachts anstieren, so bekam es anderenAbends nichts zu esseu. Durch die Kriegikost
haben wir nachts das Bett naß gemacht. Diese erhielten regelmäßig 2o Stockschläge, wurden in
einer Zelle ohne Bett, nur mit einer Decke versehen, drei Tage eingesperrt. Ich selbst wurde
einmal 14 Tage eingesperrtund hatte nur eine Decke, kein Bett, so daß mir nachher die Knochen
so weh taten, daß ich kaum noch gehen konnte.

Diesem Fürsorgehaus war auch eine Abteilung für Kmder angeschlossen.Mit diesen
Kindern wurde ganz genau so verfahren wie mit uns. Sie erhielten gerade so gut ihre 25 Stuck¬
schläge wie wir. Zucktenwir nur beim eisten Schlag zusammen, so wurde uns gesagt, daß wir,
wenn wir nochmals zuckten, noch mehr Schläge bekämen. Ein Hund zuckt zusammen und heult,
wenn er Schläge bekommt, wir durften es nicht. Auch wurden Kinder, sogar welche von zwei und
drei Jahren, in ein sackähnliches Gewand getan und im Schweinestall bei den Schweinen einge¬
sperrt. (AbgeordneterHossmann: Pfui Deibel!)

Werte Frau Becker! Ich könnte Ihnen noch vieles aus den 6 Jahren christlicher Erzie¬
hung mitteilen. Jedoch für heute will ich schließen. Ich bin mit einem Witwer verheiratet, dessen
verstorbeneFrau drei mutterlose Kinder hinterläßt. Dieser habe ich mich angenommen, um ihnen
die Liebe und Menschlichkeit zu geben, die mir in solch einem frommen Haus versagt wurde, und
auch zu verhindern, daß dieselben einer solchen furchtbaren Behandlung ausgesetzt werden,
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Das erste Mal, als ich mit meinem Mann die Kinder, die in einem ähnlichenHause
waren, besuchte,sagte die Aelteste zu ihrem Vater: „Sieh doch zn, daß wir wieder eine gute
Mutter bekommen". Da dachte ich an die 6 Jahre Klosterlebenund die Behandlung der Kinder.

Vielleicht tragen diese Zeilen dazu bei, einen anderen Geist in diese Häuser zu bringen.
Indem ich jetzt schließe, verbleibe ich — Name und Wohnung folgen —.

Nachschrift: Ueber die Wahrheit der von mir geschilderten Zustände tonnen Sie sich bei
den folgendenMädchen erkundigen:— Es folgen 6 Unterschriften.—"

Ein Mädchen hat es auch schriftlich bestätigt,
Sie haben nun den Brief zu hören bekommen. Es war voriges Jahr nicht meine Abficht,

damit ins Plenum zu gehen; ich habe es damals in einer Kommissionssitzung vorgebracht. Ich
glaubte dadurch die Beseitigung der Prügelstrafe in den Anstalten zu erzielen, Es geht nur uicht
darum, die Sache in die Oeffentlichkeit zu bringen und damit Sensation zu erzeugen; ich will etwas
Positives für die Zöglinge herausholen, obwohl es ja voriges Jahr schon angebrachtgewesen wäre,
die Sache in die Oeffentlichkeit zu bringen; vielleicht hätten wir dann jetzt fchon etwas erreicht.

Dann habe ich diese Angelegenheit mit der Frau AbgeordnetenChristmanu befprochen.
Sie hat auch zum Fürsorgerin: im Landtag gesprochen und hat natürlich dieses Material gebraucht.
Von den anderen Abgeordnete»find Aufragen gestellt, und es ist gefordert worden, die Sache zu
unterfucheu. Wie die Sache fich nun dort abgespielt hat, weiß ich nicht. Ich habe mir aber
berichtenlassen, daß die Untersuchung nach der Aussprache der Herren von Berlin hier uicht
objektiv geführt worden sei. Ich habe mir berichten lassen müssen, daß hierher geschrieben worden
ist, die Untersuchungsolle objektiver geführt werden. Aus dem Anlaß hatte anch die Abgeordnete
Frau Christmllnn den Antrag gestellt, daß bei solchen Beschwerdeneins von den beschwerdeführenden
Mitgliedern des Hauses hiuzugezogenwerden soll. Daraus entstand auch der Antrag, den ich
gestern der Fachkommissiuu Ha unterbreitet habe; die Begriindnug werde ich nachher noch gebeu.

Ich habe mich dann mit der Frau, die den Bericht geschrieben hat, verschiedene Male in
Verbindung gesetzt und sie anf Ehre und Gewiffen beschwuren, mir die Wahrheit zu sage». Denn
ich bin nicht dafür, Unwahrheiten in die Welt zu setzeu. Wir sind für Wahrheit, Recht und
Gerechtigkeit, Ist es wahr, dann ist es eine Kultnrfchande, daß so etwas passierenkann. Ich
glaube schon, daß früher so etwas vorgekommenist, die letzten Jahre wohl nicht. Seit der
Revolution wird man sich hüten, in den Anstalten so etwas zu machen. Ich muß auch sagen,
daß ich dem Herrn Landeshauptmann und auch dem Herrn Geheimrat Schmidt nicht zutraue, daß
sie fo etwas billigen würden. Aber fie können eben nicht anders; fic können nicht über jede
Anstaltsleitung jede Stunde wachen. Es find eben uicht die richtigen Leute am richtigen Ort.

Diese Frau — ua, ich will den Namen nicht nennen — hat es schriftlichnach, Berlin
gefchickt, daß fie von diefen Anschuldigungennichts zurücknehmen kann. Sie hat eine ganze Reihe
von Adressenaufgeschrieben,woran wir uns eventuell, wenn wir sie nötig haben, wenden follen.
Ich habe mir jetzt die schriftliche Erklärung noch einmal von ihr geben lassen; sie schreibt hier:
„Die Angaben, die ich in dem Brief über die Fürsorgeanstalt Heerdt gemacht habe, halte ich voll
und ganz aufrecht. Im Laudeshaus habe ich vom Geheimrat Schmidt Gegenüberstellungmit den
Schwestern verlangt. Es wurde mir gefagt: Das hat keinen Zweck. (AbgeordneterKnab: Hört!
Hört!) Darauf verlangte ich, daß die Sache dem Gericht übergebenwerde. Auch das wurde mir
verweigert". Hier folgt wieder Name uud Unterfchrift, mit Wohnung, alles ganz genau.

Auch ich habe gewünscht, daß man diese Frau den Schwestern gegenüberstellenfollte.
Ich wüßte überhaupt leinen Ausdruck dafür, wenu fo etwas gelogen sein sollte. Sollte soviel
Verderblichesin einem Mädchen sein, das fechs Jahre eine so fromme Erziehung geuoffeu hat,
daß fie mit solchen Schändlichkeitenhinausgeht, und solche Verleumdungen in die Welt hinaus¬
streut? Ich kann nicht annehmen, daß das nicht wahr ist. Ich glaube wohl, daß es den
beteiligten Kreisen unangenehmist. (AbgeordneterKnab: Sehr richtig!) Auch uns als Menschen
ist es unangenehm, daß dort unsere Arbeitermädchenso leiden müssen.

Ich muß gestehen, daß wir bei den Besichtigungender Provinzialanstalten zum grüßten
Teil einen guten Eindruck bekommen haben. Warum haben wir denn keine Provinzialanstalten für
die Mädchen? Warum find fie meistens in konfessionellenAnstalten untergebracht? (Zuruf Abge¬
ordneter Hossmann: Wo der Prügclstockherrscht!)
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Dann wird immer gesagt: Die Schwestern sind gute Erzieherinnen. Ich will nicht
Persönlichwerden und den Schwestern den guteu Glauben absprechen; aber ich streite ihnen das
Recht uud die Fähigkeit ab Eine Schwester, die kein Kind geboren, gesaugt und gepflegt hat,
hat kein Empfinden für das Kind wie eine Mutter. Sie kann das Kind nicht in der richtigen
Weise erziehen; ich spreche ihr das Recht dazu ab.

Wenn Herr AbgeordneterSchäfer sich darüber beschwert hat, daß Frau Christmann den
Ausdruck „die prügelnden Nonnen" gebraucht hat, so muß ich sagen: Der Ausdruck ist viel zu
gelinde; da kann ich den Ausdruck,den Herr AbgeordneterHoffmann eben gebraucht hat, „sadistische
Nonnen" nur unterstreichen. Das ist ja eine brutale Sache. Deswegen werden wir immer wieder
dafür eintreten und Aufklärung in die Massen bringen, damit die Zustände in den Anstalten anders
werden. Ich habe schon zugegeben, daß es anders gewordenist. Aber, was früher gewesen ist,
läßt sich nicht aus der Welt schaffen. Wir wollen nicht sagen: Es ist nicht wahr; wir wollen nur
zugeben: Es ist wahr. Wir wollen aber sorgen, daß es nicht wieder vorkommt. Daß dies nun in
die Oeffeutlichkcit gedrungen ist — viele haben eben nicht die Courage, etwas zu sagen, sodaß nichts
herauskommt —, ist zum guten Nutz und Frommen unserer Kinder.

Wenn auch in den rheinischen Anstalten nicht überall solche Klagen vorkommen, so wollen
lvir doch etwas weiter greifen. Wenn die Herren einmal die Zeitungsberichteverfolgen, so werden
Sie auch gelesen haben, was Helmnt von Verlach in seiner „Welt am Montag" am 1. Mqi
über die furchtbaren Zustände in Gotha geschrieben hat. Wenn Sie sich dafür interessieren, so
lassen Sie sich einmal das Sitzungsprotokollkommen. Die Haare stehen einen, zu Berge, wenn
man das liest. Das ist nicht allein in Gotha fo, auch in anderen Anstalten kann man konstatieren,
daß die Zöglinge in Schweinekobeneingesperrt worden sind und da ihren dauernden Aufenthalt
hatten. Man hat dort festgestellt,daß Zöglinge von 10—12 Jahren gefesselt auf den Bahnhöfen
gewesen sind, die entflohen waren und wieder eingefangen wurden. Wir haben festgestellt, daß,
obwohl die Verwaltung es bestreitet und ich auch den Bescheidbekommen habe, daß es nicht an
dem sei, daß man hier einen Fürsorgezögling, einen Psychopathen, der aus der Fürsorgecmstalt
Euskirchenentwichen war, gefesselt über die Herzogstraßezum Fürstenwall zur Wache gebrachthat.
Es wurde von der Verwaltung untersucht. Ich glaube auch, daß man sich Mühe gegeben hat,
den Fall zu untersuchen;aber unsere heutige Polizei hat kein Herz für unsere Kinder; sie sieht in
unseren ArbeiterkindernVerbrecherund unverbesserliche Kinder, Dieser Junge war ein Psychopath,
er ist in der Wohnung festgenommen worden. Ich kann mir denken,daß der Junge aufgeregt war
und daß er sich gewehrt hat. Aber man muß sich das Seelenleben des Kindes einmal vorstellen.
Konnte man den Jungen nicht erst sich wieder beruhigen lassen? Aber statt dessen kommt die
Polizei und schleppt den Jungen geschlossenwie einen Verbrecherdurch die Straßen. Die Mutter
ist weinend zu mir gekommen und hat gesagt: Ich kann es nicht verstehen, daß man so etwas
duldet. Mein Mutterherz hat geblutet, als ich fah, daß man den Jungen, den ich geboren und
erzogenhabe, der anormal und zurückgeblieben ist, durch die Straßen schleppt wie einen Verbrecher.
Die Polizei wird sagen: Das ist nicht wahr. Was mir die Mutter unter Tränen sagte, das
mußte ich glauben. So kann kein Mutterherz lügen, so kann lein Mutterherz sich verstellen.

Die Frau, von der ich zuerst sprach, ist verschiedeneMale im Landeshaus zur Vernehmung
gewesen. Der Mann hat natürlich die Frau nicht allein gelassen; er ist mit der Frau gegangen,
weil er wohl auf dem Standpunkt stand: Meine Frau, die in der Fürsorgcanstalt erzogen ist, ist
zurück, sie kann sich nicht helfen, sie läßt sich — ich will einmal den volkstümlichenAusdruck
gebrauchen— übers Ohr hauen. Deswegen ist der Mann mitgegangen. Da hat man der Frau
zur Last legen wollen, daß sie in der Fürsorgeanstalt Heerdt gestohlen hat. Ich habe sie gefragt:
Wie kommen Sie dazu? dafür kenne ich Sie nicht — ehe ich mit solchen Anschuldigungenkomme,
habe ich mir erst das Leumundszeugnis der Frau eingeholt —, da hat sie gesagt: Es ist wahr,
ja, ich habe mir im Kriege, wo wir nichts zu essen bekamen,ein Brot weggenommen und ein Stück
Käse und es mit den anderen Zöglingen geteilt. Das ist das, was ich gestohlen habe, das unter¬
schreibe ich nicht, das ist kein Stehlen, das haben wir uns genommen, weil wir Hunger hatten.
(Sehr richtig! links.)

Auch hat die Frau gewünscht,daß man die Sache anzeigen und Strafantrag stellen solle.
Auch ich habe das gewünscht,und ich möchte wünschen,daß es zur Anzeige kommt. Wenn es
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nicht wahr ist, verurteile ich es in Grund und Boden, solche Gerüchte in die Welt zu streuen.
Ist es aber wahr, dann sollen auch die Uebeltäter (AbgeordneterHoffmann: mit Schimpf und
Schande zum Teufel gejagt werden!) znr Rechenschaft gezogen werden, denn das sind keine Erzieher,

Ich möchte dieses Thema min verlassen und auf einige andere Zustande hinweisen. In
unserer Parteizeitung, der Volkszeitung, hat im Februar, glaube ich, ein Artikel gestanden über
einige Vorgänge in der Fttrsorgeanstalt Heerdt. Da sind uns Klagen über verschiedeneSachen zu
Ohren gekommen. Wir haben die Sache nicht gleich in Bausch und Bogen aufgenommen; es sind
verschiedeneMonate darüber vergangen, ehe wir es wagten, dieses Schriftstückan die Oeffentlichkeit
zu bringen. Jetzt ist aber ein Mädchen aus der Anstalt Heerdt entfprungen. Dieses Mädchen
hat man mir zugeführt. Ich habe es für meine Pflicht gehalten — ich wußte auch nicht, wohin
mit dem Mädchen —, mit dem Mädchen sofort zum Landeshauptmann zu gehen. Das Mädchen
ist nach Neuß gekommenund hat sich dort bis jetzt tadellos geführt, wie ich vom Herrn Landes-
hauptmaun höre. Ich habe das Mädcheu bei der Besichtigungselbst gesehen und es hat mich ge¬
freut, daß es zufrieden war. Das Mädchen war von 8 Jahren an in der Fürsorgeerziehung
durch die Schuld der Eltern, wie es mir sagte; die Akten habe ich noch nicht gesehen. Dieses
Mädchen hat die Angaben, die in der Volkszeitung gestanden haben, schriftlichniedergelegt und
unterschrieben,was jederzeiteinzusehen ist. Jetzt ist das Mädchen wieder in die Anstalt zurück¬
gekommen,und selbstverständlich — ich hätte das auch getan — geht sie der Sache auf den
Grund. Jetzt soll das Mädchen angeblich widerrufen haben. Ich weiß es nicht; wie ich aber
gehört habe, hat das Mädchen widerrufen. Ich verstehe das auch. Diese Mädchen sind ein¬
geschüchtert,dann kommen der zuständige Dezernent und die Schwestern hin und uehinen das
Mädchen vor. Es ist schon bange vor weiteren Unannehmlichkeiten;es widerruft und ist sich
dabei nicht bewußt, was es tut, wie es sich selber, der Sache und der ganzen Fürsorgeerziehung
schadet.

Jetzt habe ich den Antrag gestellt, man solle bei Beschwerdenüber Fürsorgeerziehungdas
beschwerdeführende Mitglied der Kommission mit hinzuziehen. Ich wurde aber gestern aus der
Kommissionsberatungherausgerufen und konnte daher diesen Antrag nicht mehr begründen. Ich
habe den Antrag aus dem Grunde gestellt, daß, wenn solche Sachen vorkommen,nicht nnr die
Schwestern oder der Herr Geheimrat Schmidt, oder wer damit betraut ist, zugezogenwird, sondern
auch einer, durch den das Mädchen oder der Junge Schutz im Rücken hat. Stelleu Sie sich ein¬
mal vor: Ein solches Mädchen, durch die Fürsorgeerziehungsmethodezurückgeblieben, kann sich nicht
so helfen, es kann sich nicht fo anssprechen,es kann auch nachher, wenn der Untersnchungsnusschuß
fort ist, nicht so auftreten, wie es will; es ist eben scheu und in seinen ganzen Willensäußerungen
beeinträchtigt. Wenn es aber einen hat, der zu ihm sagt: Wie ist es, sprich offen und frei die
Wahrheit, wir stehen dir im Rücken, wir verteidigen das im Landtage, an den maßgebenden
Stellen, dann wollte ich doch einmal sehen, ob das Mädchen nicht so viel Courage hat und
behauptet das Gegenteil. Ich würde die Letzte sein, die ein Mädchen beeinflussenwollte. Ich
glaube, die Mitglieder der Kommission, die mit in den Anstalten gewesen sind, werden mir zuge¬
stehen, daß ich dort nur das Wohl aller Zöglinge erstrebt und erzielt wissen will. Aber ich möchte
unsere Mädchen und Jungen nicht eingeschüchtert haben, sodnß sie nicht sagen, was ihnen paßt.
Deswegen möchte ich Sie bitten, im Interesse aller diesem Antrage zuzustimmen. Ich möchte
diesen Antrag nicht nur auf die Mitglieder der Provinzialkommissionenbeziehen. Ich möchte, daß
du Mitglieder der Fachkommissionenalle das Recht haben. Ich möchte ihn sogar dahin erweitern,
daß alle Mitglieder des Hauses, alle Abgeordneten, sobald ihnen eine solche Klage zugeht, zur
Untersuchungzugelassen werden.

D°r Herr Landeshauptmann bat bei der Eröffnung der Krüppelheime gesagt, er wünsche
auch, daß solche Klagen von den Mitgliedern der zuständigenKommissionuntersucht werden. Also
wird er uns auch m der Angelegenheitunterstützen. Also werde ich im Herrn Landeshauptmann
einen Befürworter des Antrages hauen. Ich glaube, das wurde zum gegenseitigenVerständnisbeitragen.

Dann habe ich vor einigen Tagen eine Beschwerde bekommen, daß ein Mädchen in Heerdt
mi Krankenhauseist, das Geschlechtskranke pflegen muß. Dieses Mädchen ist angesteckt worden.
Es hat sich bei den Schwestern gemeldetund gesagt, es möchte da fort. Da haben die Schwestern
dem Mädchen verboten, von der Krankheit zn sprechen. Die Mutter hat das Mädchen, glaube ich,
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einmal besucht;jedenfalls ist sie. mit ihm zusammengekommen.Da hat das Mädchen erzählt: Die
Schwesterhat mir verboten, dir zu sagen, daß ich Einspritzungenbekomme. Ich meine, so etwas
darf nicht vorkommen. Das Mädchen wußte nicht, daß es geschlechtskrankwar. Es hat nur gesagt,
daß es Einspritzungenbekomme, und die Mutter hat es eben dadurch erfahren. Solche Sachen
dürfen nicht vorkommen. Ueberhaupt sollen unsere Zöglinge nicht in Häuser, wo ansteckende Krank¬
heiten sind, zu Lungenkranken,Geschlechts-, Typhuslranken und dergleichen Kranken. Das wünschen
wir nicht; dazu sind die Kinder zu schade. Wenn sie auch Opfer der furchtbaren Wirtschaftsweise
und der Verhältnisse geworden sind, so wollen wir doch dafür eintreten, daß sie nicht noch tiefer
ins Elend und in das grauenvolle Leid Hineinkummen,

Die Abschaffung der Prügelstrafe habe ich wohl genug begründet. Ich mochte noch einiges
auch über das Einsperren in den Zellen sagen. In den Provinzialänstalten haben wir den Ein»
druck wohl nicht so bekommen. Wir hatten da säst nichts zu tadeln, nur hier und da einmal eine
Kleinigkeit,wie es überall vorkommen wird. Die Prouinzialanstaltsleitei haben überall einen gnten
Eindruck auf uns gemacht. Wir haben das Empfinden gehabt, daß sie wohl das Beste für die
Kinder herausholen wollen. Wenn es nicht immer so geht, so mag das an den Verhältnissen,
vielleichtauch an den Kindern liegen. Wir wolle» nicht Answnd nehmen, das zuzugeben. Aber
in den konfessionellenAnstalien swd die Zellen, wo die Mädchen eingesperrt werden, doch ein bißchen
zu arg. Ich glaube, die Kommission,die mitgewesen ist, hat noch immer vor Augen, wie wir in
Ratingen und Neuß gewesen sind. In Neuß hat die Zelle an und für sich einen schlecklichen Ein¬
druck gemacht. Ich glaube, daß die Behandlung in Neuß im Notburgahaus nicht in der Weise
zu Klagen Veranlassung gibt; nur an der Zelle habe ich mich furchtbar gestoßen.

Dann möchte ich noch auf einiges eingehen, was wir in der Anstalt Ratingen gefunden
haben. Die sauberen Verhältnissekann man in allen Anstalten nur lobend anerkennen. Aber die
Erziehung hat mir dort nicht gefallen. Ratingen hat den schlechtesten Eindruckvon allen Anstalten
gemacht. Ich bin da vor 14 Tagen gewesen und habe ein Manchen hingebracht. Wie ich da in
dieses düstere, unfreundliche Haus kam und diesen düsteren, unfreundlichen Empfang erfuhr, da habe
ich gedachtwie Dante: Wer hier eintritt, mag alle Hoffnung draußen lassen. DenselbenGedanken
habe ich beim zweiten Male gehabt, wie ich nochmals huckim. Die Herren von der Kommission
werden sich vielleichtauch noch dazu äußern, daß wir da 12 Mädchen gefundenhaben, die oben
eingesperrt waren und in den Isolierzellen festgehaltenwurden. Wir haben mit der Olicrin und
den Mädchen Rücksprache genommenund haben feststellen müssen, daß die Aussage der Oberin mit
der der Mädchen nicht übereinstimmte. Wir haben nachher gesehen, daß die Mädchen recht hatten.
Da ist z. B, ein Mädchen, das schon 12 Jahre in der Fürsoiaeerziehnng ist. Sie ist bereits
20 Jahre alt und. immer ist sie noch in der Fürsorgeerziehung. Auch dieses Mädchen hatte mau
eingesperrt. sZuruf links: Sie sollt,« einmal die Erzieher hineinsteckn!) Ich habe in Gegenwart
Von Herrn Steinmeyer mit dem Mädchen gesprochen.Das Mädchen konnte aber vor Weinen nichts
sagen, und es darf es ja auch nicht. Viele Mädchen in der WaschanstaltHaien wir gefragt: Wie
gefällt es euch hier? oder: Wie ist es hier? Da antworteten sie: Man darf ja nichts sagen, oder
sie fingen an zu weinen. Jetzt waren wir in einer Anstalt Mnria-Veen bei Coesfeld. Wenn
man sah, wie dort die Kinder an ten Anstaltsleitern hingen, wie sie um sie herumstanden, so
mußte man sich sagen: Das tun die nicht einmal in einer spontanen Aufwallung, sondern immer.
Wenn sie nicht die Zuneigung zu ihren Leitern, zu ihr,>n Erziehern haben, tun sie es auch nicht in
dem Moment, wo die Kommiisionda ist. In Ratingen habe ich ein scheues, zurückhaltendes Wesen
an allen Mädchen wahrgenommen. Das muß hier offen gesagt werden, damit die Eltern das
alles einmal wissen, damit sie nicht mehr an das, was sie früher einmal über die Anstalt gehört
haben und was sie jetzt noch in guten«, schönem Ton gesagt bekommen,glauben. Nein, sie sollen
auch das Böse und Schändlichehören, was in den Anstalten geschehen ist, damit sie darauf hin¬
wirken, nickt nur in ihrem Haushalt, sundern auch in politischerund gewerkschaftlicherBeziehung,
daß ihre Kinder eine gute Erziehung bekommen und edle Ideen und Grundsätze eingepflanzt er¬
halten, so daß die Fürsorgeerziehungennicht nöt'g sind. Aber sie sind nötig, das weiß ich auch.
Ueber die Gründe und Ursachen tonnte man stundenlang reden.

Ich möchte noch einmal uns dieses Mädchen zurückkommen.Da wurde mir von der
Schwester Oberin gesagt: Das Mädchen ist simckich und leichtsinnig, das Mädchen ist hübsch.
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Das sind keine Zeichen dafür, ob ein Mädchen in Fürsorge zu stecken ist. Wenn die Mädchen
solange in der Fürsorge sind, dann muß die Anstaltserziehung irgendetwas genutzt haben. Ich
kann es mir nicht vorstellen,daß em Mädchen nach acht Jahren noch immer der Fürsorgeerziehung
bedarf. Ich habe mir von den Eltern des Mädchens auch ein Leumundszeugnis geben lassen.
Der Vater hat 10, 12 und 15 Jahre auf einer Stelle gearbeitet und hat die besten Zeugnisse.
Auch die Geschwisterhabe» die besten Zeugnisse. Ich kann nicht begreifen, daß dieses Mädchen
gerade solange in dem Fürsorgehaus bleiben muß. Wir werden uns später noch einmal im Landes¬
haus mit der Sache beschäftigen müssen, wenn wir einmal für diese Mädchen eintreten.

Ich möchte bitten, daß die Anregungen, die ich hier gegeben habe, berücksichtigt werden
und daß dieser Antrag genehmigt wird. Wenn Sie den Antrag ablehnen, werden Sie damit
keinen Dank einten. Es wird nur Zorn, Haß und Gram in unseren Arbeiterfamilien auslösen,
wenn sie sehen, daß immer und immer wieder die Veibesseruugsantriige,die wir stellen, nicht zu
Gunsten der Kinder ausschlagen. Es sind eben alles Arbeiterkinder, obwohl in Ihren Reihen
(zu den bürgerlichen Parteien) noch viel mehr sind, die der Erziehungsanstaltbedürften, als in unseren
Reiben, Es sind in unseren Anstalten Hunderte,die vielleicht besser sind als die Kinder in Ihren
Kreisen,die aber keine Erziehungsanstalt benutzen; Sie können eben die Kinder dank Ihrem Geldsack
in Pensionen und auswärtige Pensionate schicken. Unsere armen Arbeiterjungen und Mädchen
weiden eben in diese Anstalten geschickt, wo sie dann ihre ganze Jugend verbringen müsse». Wir
wollen Liebe und Sorgfalt in diese Anstalten bringen.

Ich möchte den Herrn Landeshauptmann und den zuständigenDezernenten bitten, uns in
dieser Frage zu unterstützen. Wir wollen nur das Beste für unsere Kinder. Wir wollen sie zu
gesunden,zu ordentlichen,zu sittlich hochstehenden Staatsbürgern erüehen. Wir wollen nicht, wie
soviele meinen, nur tadeln und kritisieren, aus bloßer Lust am Kritisieren, nein, wir wissen, daß
es nötig ist. Wenn soviele Klagen komme«,dann muß doch irgendetwas faul fein. Es muffen
doch irgendwiefrüher in den AnstaltenSachen vorgekommen sein, die auch Sie nicht gutheißen würden.
Deswegen bitte ich Sie, sich die Sache einmal eingehend zu Herzen zu nehme» und dafür zu sorgen,
daß solche Dinge nicht mehr vorkommenkönnen.

Wenn die Angelegenheit,die ich anfangs vorgetragen habe, nicht geregelt werden kann,
dann foll man doch einfach Anzeige erstatten. Wenn diese Frau das hochhält, soll sie es vor
Gericht beeiden. Sie ist nicht zu bange dafür; dies hat sie mir gestern abend noch geschrieben.
Ich möchte wünschen, daß die Angelegenheitendlich einmal aus der Welt geschafft und dadurch viel
zum Heil und Segen der Fürforgezöglinge geschaffen wird. Ich möchte Sie deswegen bitten,
nnferen Antrag zu unterstützen. Ich werde ihn Ihnen noch einmal vurlesen:

„Antrag der UnabhängigenFraktion: Bei Beschwerden in Sachen der Fürsorgeerziehung
ist bei der Untersuchung das beschwerdeführendc Mitglied der Provinzialtommission
bezw. der Fachkommission mit hinzuzuziehen".

Wenn die Damen und Herren sich damit einverstandenerklären, daß das ganze Haus
zugezogenwird, dann würde ich den Antrag erweitern. Wir würden felbstverständlich beglückt fein,
wenn Sie sich alle diefe Angelegenheitenimmer zu Heizen gehen ließen und die Sachen, die vor¬
gekommensind, nicht einfach als unwahr abweifeu. Etwas Wahres ist darau. Ich habe hier
noch eine ganze Reihe von Adressen; die will ich gerne zur Verfügung stellen. Ich werde mir da
auch noch nähere Recherchen einholen. (Bravo! links.)

' Stellvertretender Vorfitzender Lensing: Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr
AbgeordiN er Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Ich muß gegen die Verhandlung des letzten Antrages Wider¬
spruch erheben; er steht nicht auf der Tagesordnung. Die Ila-Fachlommission hat sich gestern
mit dem Antrage nicht beschäftigenkönnen, wie sie es wollte, weil die Antragsteller!« fehlte und
keine Begründung dazu gegeben werden konnte nnd wir nns über den Umfang des Antrages nach
feiner Fassung vollständig im unklaren waren. Eine entfprechende Mitteilung ist im Auftrage der
II 8.-Fachkommissionan die Unabhängige Fraktion erfolgt.

Stellvertretender Vorsitzender Lensing: Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterHoffmann.
AbgeordneterHoffmann: Ich stelle im Anschlußan die Ausführungen des Herrn Vor¬

redners den Antrag, dann diesen Antrag sofort an die betreffendeKommissionzurückzuverweisen,
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«eil die betreffende Aenderung erfolgt ist, damit in positiverForm dazu Stellung genommenwird.
Der Antrag hat jetzt die Form, daß Sie positiv dazu Stellung nehmen tonnen.

Stellvertretender Vorsitzender Lcnsing: Das Wort hat Herr Geheimrat Schmidt.
Geheimrat Schmidt- Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auf die zuletzt vor¬

gebrachteBeschwerde der Frau AbgeordnetenBecker llber das geschlechtskrankeMädchen in Heerdt
kann ich natürlich nicht emgehen, ich höre jetzt zum ersten Male davon. Es wäre gut gewesen,
wenn die Fran AbgeordneteNecker mir vor drei Tagen, als sie den Brief bekam — ich hatte sie
so verstanden —, den Brief übergebenhätte. (Abgeordneter Orlopp: Werden denn Zöglinge über¬
haupt mit Krankenpflegebeschäftigt?) Es sind einige Mädchen Ms dem Erziehnngshause in dem
mit dem ErziehungshauseverbundenenKrankenhausemittätig.

Was aber die von der Frau AbgeordnetenEhristmann in Berlin im Landtag vorgebrachten
Klagen, die dem Etatsredner aus der Ieutrumsfrattion Anlaß gegebenhaben, um Aufklärung zu
bitten, anbelangt, fo beziehen sich dieselben auf zwei Anstalten, und zwar zunächst auf die Ansialt
Kniserswerth hier bei Düfseldorf. Die Frau AbgeordneteChristmann sagt hierüber folgendes:

„Wenn man nun sagt, daß in den meisten Anstalten nicht geprügelt wird, so will ich
Ihnen einen Fall schildern,der augenblicklichnoch spielt". — Die Rede ist am 30. November1921
gehalten. — „Von Düsseldorf wird uns gemeldet, daß die Tochter einer achtbaren Familie, ein
16jähriges Mädchen, durch einen Herrn nebst einer Freundin nach Berlin gelockt worden ist.
Nltz der Herr dieses Mädchens überdrüssigwar, hat er es hinausgeworfen. Um nach Hause fahren
Zu können, hat das Mädchen dem Herrn die Brieftascheentwendet. Es wurde vom Gericht wegen
Diebstahls zu sechs Monaten Gefängnis verurteilt. Man hat ihm ein Gnadengesuch anheimgestellt,
aber das Fürsorgeamt in Berlin hat das Mädchen in Empfang genommen. Das Mädchen wurde
nach Kaiserswerth in das Diakonissenmutterhausgebracht. Nach dem Bericht des Fürsorgcvereins
können Besuche in dieser Anstalt gestattet werden. Der Pfarrer der Anstalt lehnte aber trotz der
inständigenBitten der Eltern den Besuch stets ab" (Hört! Hört! liuks.) — Rufen Sie bitte nachher
Hört! Hör!! —, „die Mutter fährt nach dieser Anstalt hin; mau sagt ihr aber, die Tochter sei
nicht anwesend. Beim Verlassen der Anstalt trifft die Mutter die Tochter bei der Feldarbeit.
Selbstverständlich läuft das Mädchen zu seiner Mutter, und der Erfolg ist, daß es vier Tage
strengen Arrest bekommen hat. Nun hat man der Mutter zum 1. September den Besuch in der
Anstalt gestattet. Trotzdem aber hat man ihr die Tür gewiesen. Nach wiederholtenVersuchen
gestattete man ihr endlich am 3. Oktober den Besuch, und sie hat ihre Tochter unter Bewachung
zweier Diakonissinnensprechen können Das Mädchen war sehr schen; selbstverständlich traute es
sich nicht mit der Sprache heraus. Es teilte dann der Mutter in Gegenwart der Diakonissinnen
weinend mit, daß man ihr vier Tage strengen Arrest zudiktierthatte, weil sie sich krank gemeldet hätte.
Der Arzt untersuchtedas Mädchen oberflächlich und stellte fest, daß es nicht trank sei. Abends
beim Kartoffelschälenkrümmte sich das Mädchen, und die Schwester sagte, sie spiele Komödie.
Als sie das abstritt, erhielt sie vier Tage strengen Arrest. Aus Verzweiflung darüber bekam das
Mädchen Selbstmordgedankenund versuchte, sich die Pulsader» zu öffnen. Die Mutter fragte nun
die Tochter in Gegenwart der Nonnen, ob sie geschlagen wurden wäre, weil das Diakonisscnmutterhaus
dafür bekannt ist, daß die Zöglinge dort in unmenschlicher Weise behandelt weiden. Die Tochter
gibt ans Angst vor der Bewachungkeine Antwort, und die Schwester gibt dann zu, daß die Tochter
geschlagen wird. Der Vater verbittet sich das. Darauf sagt die Schwester: Ihre Tochter ist eine
Dirne, und der Apfel fällt bekanntlichnicht weit vom Stamm. Dabei ist zu beachten, daß der
Vater ein angesehener Beamter ist usiv."

An dieser Darstellung ist vom ersten bis zum letzten Satz kaum ein wahres Wort.
(Hört! Hört! rechts.) Der Sachverhalt ist folgender: Ein Mädchen läuft hier in Düsseldorf seinen
Eltern weg. Unter dem Vorgeben, eine Stelle anzutreten, verschwindetsie. Mit ihr läuft ein
anderes gleichaltrigesMädchen. Die Beiden finden Unterschlupfbei einer Frau und treiben sich
hier in Düsseldorfvier Wochen lang auf der Straße herum. Mit dem auf diese Weise verdienten
Gelde gehen beide Mädchen nach Berlin, »>o sie den DüsseldorferLebenswandel fortsetzen. Eines
Abends nimmt sie ein ihnen völlig unbekannterMann mit. Sie bringen die Nacht zusammenzu,
und am anderen Murgen nehmen die beiden Mädchen dem, wie ich annehme, schlafenden Manne
dann die Brieftascheaus der Tasche, entwendennicht etwa die Brieftasche,sondernzählen sich aus
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der Brieftascheausgerechnet20 000 Mark vor und stecke» dann die Brieftaschewieder ei», (Zuruf
links: Wer war dann der Schuldige? Doch der, dem die 20 000 Mark gehörten!) Darauf kommt
es im gegenwärtigenMoment doch nicht an, (Zuruf liuks: Sie sind alle schuld!) Nun treiben
sich die beiden Mädchen mit dem gestohlenen Gelde weiter in Berlin herum, verprassen das Geld
und werden schließlich wegen Diebstahls festgenommen, und dieses eine Mädchen — wo das andere
geblieben ist, weiß ich nicht — wird in Fürsorgeerziehung gebracht. Das Mädchen kommt nach
Kaiserswerth, und damit fängt ja eigentlicherst die Tätigkeit der Provinzialverwaltung an, (Zuruf
links: Wie alt war denn das Mädchen?) Das Mädchen war 16 Jahre alt.

Ich habe nun das Mädchenwiederholtund allein — ich betone das —, ohne Diakonissen,
ohne irgendeinenMenschengesprochen. Ich habe lieb nnd herzlich mit ihm gesprochen,und das
Mädchen hat, mir diese Geschichte selbst erzählt. Ich habe gefragt: „Niüd, bist du jemals hier
geschlagen worden?" „Nein". „Kind, hast du jemals gesehen, daß hier in der Anstalt jemand
geschlagen worden wäre?" „Nein". „Kind, hast du dafür Arrest bekommen, daß du deine Mutter
auf dem Felde getroffenund mit ihr gesprochen hast?" „Nein".

Die Mutter hatte iu Kaiserswerth angefragt, ob fie die Tochter besuchen dürfe, und zwar
an einem bestimmten Tage, Die Mutter kam aber an dem Tage nicht, und als sie erneut anfragt:
Kann ich meine Tochter jetzt besuchen? wurde ihr ohne weiteres geschrieben: Jawohl, am 3. Oktober.
Sie kommt am 3. Oktober wiederum nicht, sondern erst später, etwa am 6. oder 7. Oktober, und
da mußte ihr an der Tür gesagt werden: Wir bedauern, wir können niemandeneinlassen,die Anstalt
ist wegen ansteckender Krankheit vom Kreisarzt feit gestern gesperrt. (Zuruf links: Vielleicht ist
der Brief erst am 5. oder 6. bei der Fran angekommen!)

Später, kurz vor Weihnachtenhabe ich mit der Mutter des Mädchens ein sehr eingehendes
uud herzliches Gespräch gehabt und da hat mir die Frau wörtlich gesagt: „Wie man dazu kommt,
zu sagen, mein Kind sei in Kaiserswerth jemals geschlagen worden, weiß ich nicht; ich bin nicht die
Ursache". Da sagte ich: „Sagen Sie einmal, ist denn überhaupt von Schlägen iu Kaiserswerth
gesprochen worden?" „Jawohl", sagte sie, „das muß ich zugeben". „Inwiefern denn?" „Ja,
wissen Sie, als ich an dem Tage die Anstalt verließ, wo ich nicht herein konnte, weil sie wegen einer
ansteckendenKrankheit gesperrt war, da bin ich unmutig draußen herumgeirrt; ich war verdrießlich,
daß ich die Fahrt umsonst gemacht hatte. Da habe ich zwei Arbeiter getroffen, und da haben
mich diese, beiden Arbeiter gefragt: „Was wollen Sie hier?" „Ach, ich habe ein Kind hier im
Hanse". „Ja", haben sie gesagt, „haben Sie ein Kind hier im Hause? Da wird aber barbarisch
gehauen". Ich fragte nun, ob sie die Arbeiter kenne; sie antwortete mir aber: „Nein, es waren
wildfremde Menfchen".

Meine Damen und Herren! Das ist der Fall Kaiserswerth. (Lebhafte Rufe: Hört!
Hört! rechts. Zuruf links: Rufen Sie nur Hört! Hört! meine Herren, dann haben Sie recht!)

Ich' bin nicht sonderlicherstaunt darüber, daß solche Geschichten entstehen. Wenn man
längere Zeit in dieser Arbeit steht, so erlebt man auf diesem Gebiete mancherlei. Wohl aber darf
mau sich darüber wundern, daß jemand ohne weiteres derartige ihm zugetragene Sachen glaubt
und sie unbesehen von der Tribüne des Preußischen Landtages in Berlin herunter mitteilt. (Leb¬
hafte Zustimmung bei den bürgerlichen Parteien.) Die Fran Abgeordnete Christmann hat nach
vollen sechs Monaten keine Gelegenheit gefunden, die Sache richtigzustellen. Die Angelegenheitist
in Berlin im Landtage erneut am 27. Mai d. I. zur Sprache gekommen,und da hat Frau
AbgeordneteChristmann nichts anderes zu sagen gewußt als: Ueber Kaiserswerth kann ich mich
noch genauer auslassen. Ich muß nur betonen, daß mein Gewährsmann, der im Prouinziallcmdtag
zu Düsseldorf sitzt (Aha-Rufe rechts), auch diese Aussage aufrecht hält. (Hört! Hört! rechts.)

Ich darf nun auf Heerdt kommen und dabei zunächst feststellen,daß das, was die Frau
Abgeordnete Chnstmann am 30. November in Berlin vorgetragen hat, nicht wörtlich übereinstimmt
mit dem soeben von der Frau AbgeordnetenBecker verlefenen Briefe, den ich heute zum erstell Mal
m seinem Wortlaut höre. (AbgeordneterReese: Nein, der ist voriges Jahr in der Kommission
vorgelesen worden!) Herr AbgeordneterReefe, der Brief ist nicht vorgelesen worden. (Abgeordnete
Frau Becker: Doch, ich habe ihn vorgelesen!) Verzeihen Sie, Frau Abgeordnete Becker, das
stimmt nicht; lassen Sie mich aber bitte aussprechm. Voriges Jahr iu der Fachtommissionhat
sich folgendes ereignet: Wir hatten die Debatte über die körperliche Züchtigung. Da hat die
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Frau AbgeordneteBecker gesagt: Ach, es wird aber doch viel in den Anstalten geprügelt; dabei
hatte sie ein Blatt Papier in der Hand und sagte, auf dieses Blatt sehend: Ich weiß, daß sehr
viel geprügelt wird, ich habe hier einen Brief, Darauf habe ich ihr geantwortet: Ich bedaure,
daß Frau AbgeordneteBecker mir von dem Inhalt dieses Briefes nicht vorher Mitteilung gemacht
hat; ich würde sonst in der Lage gewesensein, die Sache zu untersuchen. Darauf hat Frau
AbgeordneteBecker ungefähr wörtlich geantwortet: „Das hat doch heute keinen Zweck mehr, die
Sache liegt längere Zeit zurück; die Oberin ist ja auch nicht mehr da, und so will ich heute weiter
keine Geschichten machen". Ich weiß allerdings nicht, ob mich mein Gedächtnisnicht in etwa trügt.
(AbgeordneteFrau Schumacher-Kohl: Sie hat ihn vorgelesen!) Nein, nicht den ganzen Brief.
(Zuruf links: Jetzt geben Sie zu!) Hier sind noch mehr Zeugen, lassen Sie mich doch sprechen.
Sie hat nicht vorgelesendie Geschichte von den Kindern, die, in einen Sack gesteckt, in den Stall
gesperrt sein sollen. (Abgeordnetervr. Kaiser und Dr. Fischer: Sehr richtig!) Und sie hat ferner
den schweren Fall mit einem Zögling, der beim kuiecndenBeten öfters Nervennnfälle bekommen
und dann in einem folchen Anfall gestorben sein soll, ebenfalls nicht mitgeteilt. Sie mag Stelleu
aus dem Briefe über Prügelei vorgetragenhaben, aber nichts darüber hinaus. (AbgeordneterKnab:
Haben Sie den Brief eingefordert? Das war doch Ihre Pflicht! Abgeordneter I)r. Kaiser:
Frau Becker konnte ihn ihm ja übergeben!)

Stellvertretender Vorsitzender Lenfing: Ich bitte, den Redner nicht zn unterbrechen.
Geheimrat Schmidt (fortfahrend): Nnn, meine Damen und Herren, ich darf Ihnen jetzt

vorlesen,was die Frau AbgeordneteChristmann gesagt hat. Wenn Sie das mit dem, was Frau
Abgeordnete Becker vorgelesen hat, vergleichen,so werden Sie finde», daß Frau Abgeordnete Christmann
in einige» Punkten abgewichen ist. Vielleicht ist Frau AbgeordneteBecker so liebenswürdig uud
liest ihren Brief mit. (Frau AbgeordneteBecker:Den kenne ich ganz genau answeudig!)

Frau AbgeordneteChristmann sagt: „Ein Mädchen schreibt: Ich war 6 Jahre in der
Fürsorgcanstalt in Heerdt. Mit Schrecken und Schmerz denke ich an diese Zeit znrttck. Die
Behandlung war einfach menschenunwürdig.Ueber das Esse» will ich mich nicht auslassen, weil
dabei die Kriegsjahre berücksichtigt werden müssen. Eines aber möchte ich Ihnen doch sagen:
Wenn wir Mädchen uns auch nur das kleinste Vergehen hatten zuschulde» kommenlassen, dann
wurden wir in ein Zimmer geholt, zwei Schwestern mußten uns festhalten und die Oberin
Schwester Bonaventura gab uns 25 Stockfchläge auf das nackte Gesäß. Gaben wir auch nur einen
Lant von uns, so schlug sie weiter, bis wir keinen Laut mehr uon uns geben konnten. Nach dieser
Mißhandlung mußten wir eine Verbeugung machenund fugen: Danke, Frau Oberin. An unserem
Gesäß traten dann fingerdicke Striemen hervor, die wir gegenseitig fühlen tonnten Ich habe diese
Schläge mehrere Male bekommenund schreibe Ihnen das mit gutem Gewissen. Nach Verab¬
reichungder Strafe wurde uns gesagt, daß diese Strafe vom Landeshauptmann gestattet sei.

Ein Mädchen bekam beim knieendenBeten immer Nervennnfälle. Auch sie bekam ihre
Stockschliige,und sie ist dann in einem solchen Anfall gestorben. Muhte ein Mädchen nachts
unstreten, so bekam es am anderen Tag abends kein Abendbrot. Durch die Kriegskosthaben
natürlich viele Mädchen das Bett genäßt. Jedesmal bekamen wir 25 Stockschliige und wurden in
einer Zelle ohne Bett nur mit einer Decke versehen drei Tage eingesperrt. Ich selbst bekam einmal
14 Tage Arrest.

Diefen, Fürsorgehnus war auch eine Abteilung für Kiuder angeschlossen. Mit diesen
Kindern wurde geucm so verfahren wie mit uns. Sie erhielten genau so gut ihre 25 Stockschläge
wie wir. Auch wurdeu Kinder von 2—3 Jahren iu einen Sack gesteckt und bei den Schweinen
in den Stall gesperrt.

Das ist das Wichtigste, was ich Ihnen mitzuteilen habe." (Abgeordneter Knab: Das
stimmt fast wörtlich überein, inhaltlich vollkommen!) Dann mag mein Ohr mich getäuschthaben.
(Zuruf links: Das ist stenographiert worden!)

Nun darf ich Sie, meine Damen und Herren, zunächst mit der Briefschreiberinbekannt
machen? Die Briefschreiberinwar in den Jahren 1912—1818 in Heerdt. Sie wurde überwiesen,
weil sie in früher Jugend beim Brötchenaustragen die eingegangenenGeldbeträge für fich behalten
hat. (AbgeordneterKnab: Wie alt war sie da!) Damals muß sie 13—14 Jahre alt gewesen
sein. (Znrnf links: Dann soll sich eine solche Gesellschaftschämen!) Im Jahre 1910 hat sie

24»
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bei einer Familie, bei der sie in Dienst stand, fortgesetztkleinereGeldbeträge im Gesamtbetrage
von 59 Mark gestohlen, außerdem auch Schinucksachen: einen Ning, ein Armband und eine Uhr¬
kette, Sie ist vom Amtsgericht Aachen wegen fortgesetztenDiebstahls zu einer Gefängnisstrafe
von einer Woche verurteilt wurden. (Abgeordneter Orlopp: Was hat sie mit dem gestohlenen
Gelde gemacht?) Ihre Mutter, die gleichzeitig von demselben Gericht wegen Hehlerei — vielleicht
ist das die Antwort — mit zwei Wochen Gefängnis bestraft wnrde, war zu schwach und wohl
auch nicht Willens, den Verfehlungen der Tochter eutgegenzntreten. Gegen die Minderjährige, dje
zudem durch den Verkehr mit einer übel belenmnndeten, häufig wegen fittenpolizeilicherUeber-
tretuugen bestraften Schwester sittlich gefährdet erschien, schwebte bereits ein Jahr vorher ein Für-
sorgeerziehnngsverfahreu. Doch wurde es eingestellt, weil die Minderjährige im Einverständnis mit
ihrer Mutter durch den KatholischenFürsorgeverein in einer Anstalt untergebracht wnrde. Aber
auch dort hat sie Gegenständeentwendet, ist schließlich aus dieser Anstalt entlaufen und hielt sich
nun wieder bei der Muttter auf. Bei der Unzulänglichkeitder erziehlichen Einwirkung der Mutter
war zu befürchten, daß die Minderjährige, bei der die sittlicheVerwahrlosung offenbar begonnen
hatte, völlig sittlich verdarb. Das ist der Inhalt des Beschlusses, auf Gründ dessen das Mädchen
in die Fürsorgeerziehungkam. (Abgeordneter Reese: Wie alt war sie damals?) Ich habe ja
eben schon gesagt, sie wird damals 13—14 Jahre alt gewesen sein. In der Anstalt hat sie sich
die ganze Zeit über nicht gut geführt, Es liegt ein Urteil der Anstalt vom 22. Juli 1915 vor.
(AbgeordneterKnab: der beschuldigten?) Ja. Darin steht: Der Fürsorgezögling S. ist einer der
nrbeitsscheuesten Zöglinge, äußerst verschlossen nnd sinnlich veranlagt. Es wird bei dem Zögling
in der Erziehnng nicht viel mehr erreicht werden, selbst bei längerer Belassung, da er absolut keinen
Willen zeigt, sich auch uur in etwa zu befleißigenund Mühe zu geben. Eine Stütze wird er der
Mutter wohl kaum sein. Wir können die Entlassung nicht befürworten im Hinblick auf den so
leichten Charakter und die völlige Willenlosigkeitdes Zöglings, welcher bei nicht strenger Zucht
und Aufsicht bald auf Abwege gerate» muß.

Damals ist ein Entlassuugsautrng abgelehnt und der Ablehnungsbescheidist von der
beschwerdeberechtigten Mutter nicht angefochtenworden.

Nnn komme ich zu den drei Beschwerden. Die erste Beschwerde betraf das in den Sack
stecken von Kindern. Als ich die Briefschreiberiu, und zwar, wie ich betone, im Beisein ihres
Mannes, vernahm, hat sie diesen Satz sofort berichtigt und zwar sagte sie: Das waren keine
Kinder, die in einen! Sack steckten, sondern Kinder mit ihrer gewöhnlichen Kleidung, und es waren
keine zwei- bis dreijährigen Kinder, sondern das eine war bereits in der Schule und das andere
stand eben im Begriff, schulpflichtig zu seiu. (Abgeordneter Bamberger: Die sind aber in den
Schweiuestllllgekommen?) Von dem Schweinestallweiß ernstlich in der ganzen Anstalt kein Mensch.
Die beiden Kinder sind heute noch in der Anstalt, nnd zwar waren es Kinder, die in der Anstalt
in einer Weise verhältscheltworden sind, daß man sage» konnte: Es geht zu weit. (Zuruf links:
Sie wollten gar nicht mehr heraus!) Gs waren 2 Schwester», unter 5 Zigeuuerkindern,die durch
ihr Aeuhercs, ihr intelligentes Wesen und ihr ganzes Gebühren eine Freude der Anstalt waren.
Kam man iu die Anstalt, daun konnte man sehen, wie irgend eines der Kinder von einer Schwester
auf den: Arm getragen wnrde. Ich habe überall herumgefragt, die Kinder felbst befragt; sie
schüttelnmit dem Kopf nnd lachen dazu. Der Herr Landeshauptmann hat in feinem Bericht an
den Minister über diesen Fall gesagt: „Kein Mensch in der Anstalt weiß etwas Genaueres. Viel¬
leicht handelt es sich nm einen Scherz". Ich habe nämlich, nebenbei bemerkt, auch noch eine Stall¬
schwester vernommen, die nichts davon weiß, die mir aber — es ist eiu Köll'sches Kind — in
ihrer Urwüchsigkeit sagte; „Ja, ab nnd zu habe mir e Kind auf et Schweinche gesetzt, und da mußt
et reite". (Heiterkeit. Abgeordneter Hoffmann: Wir sind aber doch hier im Landtag. Herr-
Gehennrat!) Ich verstehe diese Bemerkung nicht.

Für die Leichtfertigkeit,mit der die Briefschreiberiuihre Anschuldigungeuin die Welt
gesetzt hat, zcngt aber der Umstand, daß die Kinder nach der Anschuldigung2—3 Jahre alt
gewesen nnd m einen Sack gesteckt waren, während sie jetzt erklärt, daß das eine der Kinder sich
bereits im schulpflichtigeu Alter befand und beide Kinder ihre gewöhnlichen Kleider anhatten. Der
Herr Landeshauptmann hat in seinem Bericht weiter gemeint, daß die Angelegenheitdoch so töricht
sei, daß sich ein näheres Eingehen darauf nicht verlohne. (Sehr richtig! rechts.)
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Meine Damen und Herren! Die zweite Beschwerde betrifft den Zögling, der wiederholt
beim knicendenBeten Nervenanfälle bekommen hat, anch- gezüchtigtwurden und dann in einem
solchen Anfall gestorben ist. Ich habe viele Menschengefragt: „Wie verstehen Sie diesen Satz?",
und habe niemanden gefunden, der den Satz anders verstanden hätte als so, daß der Tod des
Mädchens mit der Züchtigung in ursächlichem Zusammenhang stände. Als ich nun der Anschul-
digerin die Todesanzeigeder Anstalt über das Mädchen vorlas, antwortete sie sehr schnell: „Ich
habe gar nicht behaupten wollen, daß der Tod des Mädchens die Folge von Züchtigungengewesen
wäre". (Frau AbgeordneteBecker: Sehr richtig! Das steht auch nicht in dem Brief!) „Ich habe
bloß sagen wollen, daß auch dieses Mädchen trotz ihres Zustandes gezüchtigtworden sei." Zu
dieser Angelegenheitheißt es in dem von dem Herrn Landeshauptmann an den Minister erstatteten
Belicht: „Zunächsthat die S ..... einen Beweis dafür, daß der Zögling überhaupt jemals ge¬
züchtigt worden ist, gar nicht erbracht, und ferner, wenn man einmal unterstellen will, daß der
Zögling auch einmal gezüchtigtworden sei, gar keinen Beweis dafür, daß dies aus gesundheitlichen
Gründen nicht hätte geschehen dürfen". (AbgeordneterKnab: Wie ist das festgestelltworden?
Antwort links: Das fagt der Landeshauptmann!)

Nun komme ich zu den Züchtigungen und muß da gleich von vornherein, namentlichmit
Beziehung auf eine Aeußerung der Frau AbgeordnetenBecker, bemerken,daß die fämtlichenVer¬
nehmungen jedesmal ohne jede Schwester stattgefunden haben (Hört! Hört! rechts), so daß eine
Einschüchterungoder sonst irgendein Einfluß von feiten der Schwesternnicht hat stattfinden können.
(Zuruf links: Die haben das vorher besorgt!) Ich bemerke weiter, daß bei der ganzen Sache die
Aussagen der Schwestern, die die gesamtenAnschnldigungnnentschieden bestreiten, vollständig aus¬
geschaltet bleiben können. Als Gegenbeweisdienen die Aussagen einer in der Anstalt seit längeren
Jahren beschäftigten Lehrerin und der vier in der Anstalt seit langen Jahren beschäftigten Aerzte.
Einen dieser Aerzte hat die Provinzialkommissionfür die Fürsorgeerziehungsanstaltenbei ihrem
Besuche kennengelernt.

Die Lehrerin erklärt: Erstens: Es ist ganz außerordentlich selten gezüchtigt worden.
Zweitens: Ich bin mit ganz verschwindenden Ausnahmen Ohrenzeuge jeder einzelnen Züchtigung
gewesen. Ich habe oben mein Zimmer neben dem Zimmer, wo gezüchtigt worden ist. (Rufe links:
Prügelkammer! Folterkammer!) Meine Tür stand regelmäßig offen. Ich habe ganz unwillkürlich,
wenn einmal gezüchtigtworden ist, die Schläge mitgezählt. Ich habe niemals über zehn gezählt,
(Hört! Hört! links), meistens4, 5 oder 6". (Zurufe links: Aber bis 10 hat sie gezählt! Dieses
Zählen ist ein eigenartiges Vergnügen!) Sie erklärt weiter: „Ich bin ein einziges Mal bei einer
Züchtigung zugegen gewesen und erkläre, daß die Züchtigung nicht, wie behauptet worden ist, auf
das nackte Gesäß stattgehabt hat". Dann sagte sie weiter noch: „Ich habe regelmäßig,wenn so
etwas vorkam, die Ruhe und Würde der Oberin bewundert". (Zuruf links: Beim Prügeln!
AbgeordneterHoffmann: Das ist ja besonderssadistisch!) « . «^ ,

Einer der Aerzte erklärt, daß er sämtlicheschulpflichtigen Kmder alle vier Wochen ent¬
kleidet untersuchthat und daß ihm — das erklären die anderenAerzte auch — die schulentlassenen
Zöglinge massenhaftunter die Hand kamen. Das sagt der Chirurg, das sagt der Intermst, das
sagen sie alle. Sie erklären, daß, wenn jemals eine körperliche Züchtigung Folgen gehabt hätte,
es ihnen nicht hätte verborgen bleiben können und halten es für völlig ausgeschlossen, daß Folgen
wie die von der Zeugin geschilderten mit Striemen am Gesäß usw. hätten eintreten können.

Noch einige Bemerkungen: Die Untersuchungen haben, wie ich schon erwähnte, ohne jedes
Beisein von Schwesternstattgefunden, und die Anhörung der Anschuldigen«fand im Beisein ihres
Mannes statt. Der Mann griff sehr oft in die Vernehmung ein, namentlich dann, wenn das
Gedächtnis seiner Frau etwas wankend werden wollte. Ich habe ihm ungefähr sechsmal sagen
müssen: „Herr Soundso, darf ich Sie darauf aufmerksammachen, daß Sie von der Angelegenheit
genau soviel wissen wie ich, nämlich gar nichts? Also seien Sie so freundlich und lassen Ihre
Frau allein reden". Er versprach das jedesmal, siel aber nach ein oder zwei Sätzen wieder in
denselbenFehler zurück.

Frau AbgeordneteBecker hat dann noch eine Aeußerung getan, die ich als irrig hinstellen
muß. Sie hat gesagt, die Angelegenheitsei von Berlin als nicht mrsreichenduntersucht zurück¬
gekommen. (Abgeordnete Frau Becker: „Mir ist gemeldet worden", habe ich gesagt!) Gewiß,
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Frau Abgeordnete Becker, dann ist Ihnen halt etwas Unrichtiges gemeldet worden. Der erste
Belicht des Herrn Landeshauptmanns ging am 4. Dezember vorigen Jahres heraus. Der Erlaß
des Ministers, der nach Aufklärung verlangt, ist vom 26, Januar dieses Jahres. Am 7. Dezember
vorigen Jahres, also drei Tage nach dem an den Minister erstatteten vorläufigen Bericht, fand
aber schon die erste Vernehmung der Anschuldigen«statt. Und was der Minister am 26. Januar,
also viele Wochen nachher, post isswiri verlangte, war längst zwischenzeitlich erledigt.

Ferner noch folgendes: Die Anschuldigerinsagt, mit Schrecken und Grauen denke sie an
die Zeit ihres Aufenthaltes in der Anstalt zurück. Dem gegenüber aber ist festzustellen, daß sie, nach«
dem sie die Anstalt verlassenhatte, vielleichtnoch drei, vier oder fünfmal in der Anstalt gewesen
ist. (Zuruf links: Sie hat ihre Leideusgenosfenbesucht!) Sie hat sich jedesmal in der freund¬
schaftlichsten Weise mit den ihr begegnendenSchwestern und sonstigenPersonen unterhalten. Sie
hat von der Anstalt auch noch Unterstützungenerbeten und bekommen. (AbgeordneteFrau Becker:
Gegen Geld!) Das hat sie mir nicht gesagt, und sie würde es doch wohl nicht verschwiegen haben,
wenn es so wäre.

Und endlich noch die Feststelluug, daß in den Akten des verstorbenen Mädchens von Fall¬
sucht oder etwas Aehnlichemkeine Rede ist.

Auch in der Anstalt weiß Niemand davon. Und ferner ist nach den Akten das Mädchen
niemals körperlich gezüchtigtworden.

Die Anzeige über seinen Tod lautet wie folgt:
„2. Juni 1913. Zögling ...... ist heute morgen 7 Uhr 10 entschlafe». Wie wir

bereits telephonisch berichtet hatten, war sie an einer doppelseitigen Lungcuentzündungerkrankt und
hatte an der linken Seite ein Exudat, durch welches die Herztätigkeit beeinflußt wurde. Am
31. Mai wurde eine Nippenresektionvorgenommen,welche gut verlief und Hoffnung auf Geuesung
brachte. Gestern nachmittag jedoch veränderte sich ihr Zustand. Gegen Abend trat wieder hohe
Temperatnr ein mit starkem Pulswechsel. Die Herzschwäche nahm immer mehr zu, bis das Herz
ganz versagte".

Das, meine Damen und Herren, ist die AngelegenheitHeerdt. Der Herr Landeshaupt¬
mann hat geglaubt, dem Herrn Minister auf Grund des ganzen Beweismaterials sagen zu dürfen,
daß er einen Anlaß zu einer Schmälerung des bisher der Anstalt geschenkten Vertrauens nicht als
vorliegend ansehen könne. (Abgeordneter Hoffmann: Sehr bedauerlich! Nach solchen bewiesenen
Tatsachen! Rufe links: Nichts ist widerlegt worden! Zurufe rechts: Alles! Antwort links:
Gar nichts!)

Ich glaube nicht fehlzugehenin der Meinung, daß das hohe Haus dieser Ansicht heitreren
wird (Lebhafte Zustimmung bei den bürgerlichenParteien. Zuruf aus der Mitte: Nachdem die
Angaben widerlegt sind! Zuruf links: Nachdem 10 Schlage gezählt worden sind!) und den ange¬
griffenen Anstalten die Genugtuung zuteil werden lassen wird, die ihnen gebührt. (Abgeordneter
Knab: Sie sind ja auf die Hauptanschuldigungennicht eingegangen!)

Stellvertretender Vorsitzenderüensiug: Das Wort hat Herr Abgeordneter Bamberger.
Abgeordneter Bamberger: Der Beifall, den der Herr Vertreter der Verwaltung ans

der Rechten und in der Mitte gefunden hat, weist durchaus noch nicht nach, daß nun alles im
klaren uud in der Ordnung ist.

Den ersten Fall, den der Herr Vertreter der Verwaltung anführte, können wir überhaupt
nicht anerkennen,denn er wurde von meiner Freundin, der Frau Becker,überhaupt nicht behandelt.
(AbgeordneterKnab: Sehr richtig!)

Zu dem zweiten Punkte möchte ich Ihnen nur den Spruch ins Gedächtnis rufen: (Äerious
olerioun non äeoiiuat! (AbgeordneterDr. Kaiser: dorioum! Zuruf links: An dem ist ein Schul¬
meister verloren gegangen!) Ein Geistlicher verlangt vom anderen keine Zehnten, oder, in ein freieres
Deutsch übertragen: Eine Krähe hakt der anderen nicht die Augen aus! Das ist der beste Beweis,
denn das, was der Herr Vertreter der Verwaltung hier angeführt hat, war durchaus nicht schlagend
und zutreffend, sondern im Gegenteil immer ein Eingehen auf etwas anderes; er ging tatsächlich
wie die Katze um den heißen Brei. (Oho-Rufe und Lachen bei den bürgerlichenParteien. Sehr
richtig! links.) Meine Damen und Herren, in anderen Jahren pflegten Sie es so zu machen:
Wenn der Fllrsorgeewt vorlag, verschwanden Sie alle miteinander. Sie machten es etwa so wie
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der Vogel Strauß; der pflegt ja — wenigsteusnach eiuer sehr unsicheren Zoologie —, wenn die
Gefahr kommt, den Kopf in den Sand zu stecken. Aehnlich geht es Ihnen, meine Herren, auch.
Sie stecken beim Herankommen unangenehmerTatsachen den Kopf in den Sand, denn weiter ist
das Entweichengar nichts.

Gerade hier l>ei diesem Provinzialctat tut sich so etwas wie die Nachtseitedes Kapitalis¬
mus auf, die Nachtseitedes heutigen Wirtschaftslebens. Ich habe eben schon beim Etat der Taub¬
stummen- und Blindenanstalten den Gedanken kurz erwähnt. So ist es auch mit dem Etat der
Armen-, der Arbeits- und der Fürsorgeerziehungsaustalten. Da haben wir die Nachtseite des
Lebens. Meine Damen und Herren, ob Sie hören wollen oder nicht, ist mir ganz gleichgültig.
Ich werde Ihnen schon sagen, was zu sagen not tut.

Der Herr Landeshauptmann hat uns dargetan, wir beschäftigtenungefähr 1000 Beamte
für 25000 unglückliche Menschen, und er bemerktebei seiner Etatsrede eigentlich nicht ganz zu
Unrecht: Daß bei so schwierig zn behaudelndem Menschenmaterial natürlich allerlei vorkommt,
allerlei Versehengeschieht, ist ganz klar. An nnd für sich wären die Einzelheiten ja auch gar nicht
so bedenklich. Aber, meine Damm und Herren, ich will doch einmal Ihr Augenmerkauf einiges
lenken, was unbedingt wichtig ist. Warum treten unsere Vertreter immer mit der Leidenschaft
Ihnen entgegen? Warum spreche» sie immer wieder von der Züchtigung, von der Verprügeln»«,,
von der Verunehrung des Menschen? Warum sprechen sie immer mit der Heftigkeit davon? Das
hat einen ganz tiefen Grnnd, denn diese leidenschaftliche Opposition entspringt ans dem Haß gegen
de» Kapitalismus. Meine Damen und Herren, wir wollen es Ihnen hier einmal deutlich sagen:
Die Zustände, die hier sichtbar gewordensind, sind einfach durch weiter nichts als durch die jetzige
kapitalistische Struktur entstanden. Das wollen wir Ihnen von vornherein sagen, damit wir die
Sache endlich einmal von der grundsätzlichen Seite aus anfassen. Ich will mich gar nicht in
Einzelheiten verlieren, will keine Briefe verlesenund dergleichen. Das hat keinen Zweck; das würde
ich in den Kommissionentun. Aber hier das Allgemeine zn vertreten, das ist meine Aufgabe,
und der möchte ich nachkommen.

Beachten Sie: 25 000 Menschenbringen wir in solchen Anstalten unter. Was erfordert
das für ein Pflege Material? Setzen Sie für jeden Pfleger, jeden Arzt und jeden Beamten vor-
sichtigerweise 50 000 Mark ein, dann werden Sie 50 Millionen Mark in jedem Jahr allein an
Beamten- usw. Kosten gebrauchen. Rechnen Sie weiter jede Arbeitskraft; nehmen Sie an, es ginge
uns da nur die Hälfte -- 25 000 Mark verloren, dann gehen uns im Jahre 625 000 000 Mark
verloren. Wie leicht wäre unser Etat zu ertragen, wenn er uicht durch diefe furchtbarenSummen
zum zerspringenbelastet wäre.

Weine Damen und Herren! So muß die Sache aufgezogen werden und uicht auders.
Wir müssen und wollen also versuchen, von diesem Unrecht loszukommenund Licht bringen in die
Nachtseite des menschlichenLebens. Da mochte ich Ihnen einige Ursachen aufdecken, aus denen das
Elend zu kommen pflegt.

Das ist zunächst einmal der Alkoholismus. Was der Alkuholismusdem ganzen deutschen
Volke schadet, ist unglaublich, Ich habe hier ein kleines Beispiel: Ein Gericht hat eine Familie
verfolgen lassen, einen Fall Ada Iurke, den ein Professor Pelmann aus Bonn untersucht hat.
Er hat über den erblichen Alkoholismus iu dieser einzigenFamilie folgendeBeobachtunggemacht:
Eine 1740 geborene Frau namens Ada Iurke, die im Anfang des vorigen Jahrhunderts ihren
Lebenslauf beendigte, der derjenige einer Säuferin, Diebin und Landstreicherin gewesen war, hinterließ
eine Nachkommenschaft, die schließlich auf 843 Personen anwuchs, von denen der Lebenslauf
bei 709 amtlich verfolgt werden konnte. Von ihnen waren 106 außerehelich geboren, 142 Bettler,
64 Almosenempfänger,181 Frauen ergaben sich der Prostitution, 76 Personen wurden wegen
Verbrechens,7 wegen Mordes verurteilt. In 75 Jahren Hai diese einzige Familie nach angestellten
Berechnungen dem Staate an Unterstützungsgeldern,Gefängniskosten,Entschädigungssummeneinen
Betrag gekostet, der auf 5 Millionen Mark geschätzt wird. Meine Damen und Herren, das find
Goldmark. UeberlegenSie, Goldmark, was die heute für einen Wert repräsentieren. Dabei ist
natürlich noch nicht in Betracht gezogen,was sie uns für Arztkosten, Iuristenkosten,Staatsanwalts-
nnd Polizeikosten verursacht hauen. Meine Damen und Herren, da beobachten Sie, welche ungeheuren
Werte uns dadurch verloren gehen, daß der Alkoholismus seine verderbliche Wirkung am unser Volk
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ausüben kaun. Meine Damen und Herren,-Sie brauchen nicht Angst zu haben, daß ich über
Ihren Bierabend von neulich sticheln will. Aber Sie sollen doch wenigstenswissen, daß hier einer
der Urgründe zu suchen ist.

Meine Damen und Herren! Ich habe weiter zu erwähnen: Das kapitalistische Zeitalter
ist zum großen Teil schuld an unserem Elend. Wenn der Vater zur Arbeit geht — Sie wollen
ja nicht den Achtstundentag,sondern Sie wollen ja zehn und mehr Stunden arbeiten lassen, nicht
wahr, meine Herren? —, dann ist der Vater der Familie entzogen. Weiter aber: Der heutige
klägliche Verdienst reicht nicht aus; die Mutter muß auch verdienen. Wo bleiben da die häus¬
lichen Verhältnisse? Wo bleibt da die Familienerziehung? Da werden die Kinder geradezu auf
das Landstreichen,auf das Stehlen und auf alle Taugenichtsigteitenverwiesen. Und wenn sie
keinen verständigenLehrer finden, der sie wohlwollend berät, ihnen durch verständnisvollesFührungs¬
zeugnis zu Hilfe kommt, dann stößt man sie einfach in die „Erziehungsanstalten" hinein. Der
Kapitalismus mit seiner brutalen Struktur ist daran schuld, daß es den Menschen so schlecht geht.

Weiter, beobachtenwir einmal diese Anstalten. Wer ist bevorzugt in den Anstalten?
Immer wieder die Kirche. In den Leitsätzen für unsere Anstalten steht die Bemerkung: Die
Anstalten müssen grundsätzlich konfessionell sein. Ja. meine Damen und Herren, das ist auch einer
der Urschäden,einer der Urfehler, denn, wenn die Anstalten einmal grundsätzlich konfessionell sind,
so ist auch das theologische Moment das überragende, und das wertvollere pädagogische Moment
verschwindet bei der Gelegenheit. Wir möchten daher vor allen Dinge» Ihnen einmal vorschlagen,
den Konfessionalismusdieser Anstalten fallen zu lassen.

Ueber die pädagogischen Schäden der Anstalten wäre vieles zu sage». Da ist mir zunächst
mitgeteilt worden, daß in Rheiudahlen ein Lehrer als Erziehungsgehülfe beschäftigtwerde. Ob
das stimmt, kann ich nicht sagen. Aber es wäre doch auf jeden Fall erstens eine falsche Einstellung
der betreffendenArbeitskraft, also eine Verschwendung,und zum andern eine Zurücksetzung des
Lehierstandes, eine Zurücksetzung der Pädagogik.

Weiter mochte ich Ihnen zu bedenken geben: Die Entlassuug aus der Fürsorgeerziehung
muß leichter weiden. Wer einmal in die Anstalt kommt, kann wie Dante beim Eintritt in die
Hülle sagen: Wer hier hineingeht, laß jede Hoffnung schwinden. Er kommt nicht wieder zutage.
Das ist gefährlich. Es muß unbedingt eine erleichterte Möglichkeit zur Befreiung ans den Anstalten
gegeben werden

Weiter: Die Schulerziehung in den Anstalten muß geradezu erbärmlich sein, wie ich mir
habe mitteilen lassen. Die Klassen sind überfüllt. In einer Klasse sind 60 und mehr Schüler.
Dabei wird gar uicht differenziert; schwach und gut Begabte werden nicht auseinandergenommen.
Aber nicht nur das: Auch die sittlich stark und die sittlich wenig Gefährdeten werden nicht getrennt,
sodaß die Schulerziehung ein ganz klägliches Bild einer wirklichen Erziehung bietet. Wir fordern
vor allem, daß die Fürsorgeschulerziehungunter das Hilfsschnlgesetz gestellt wird. Dieses Gesetz
bringt einen großen Vorteil im Vergleich mit dem jetzigen Schulbetrieb in den Fürsorgeanstalten.
In den Hilfsschulen darf beispielsweise keine Klasse starker sein als 25 Schüler. Meine Damen
und Herren, da ist es auch angebracht, daß in unseren Fürsorgeanstalten, wo so schwer erziehbare
Kinder sind, auch nicht mehr als 25 in einer Klasse sind. Deshalb bitte ich Sie, endlich einmal
die klerikale Seite, den überragenden Einfluß des Theolugen, beiseite zu schieben und die Anstalten
wirklich ans die Grundlage zu stellen, auf die sie gehören, auf die Grundlage der Heilpädagogik.
Solange Sie das nicht tun werden, wird es in den Anstalten nicht besser werden. Alles, was
Sie hier vortragen und womit Sie unsere Beschwerden zu entkräften suchen, ist aufgefaßt mit dem
kalten, formalen Urteil des Juristen, dem lieblosen des Theologen und nicht mit dem fühlenden
Heizen des Pädagogen. So kann und so darf es nicht sein. Sie werden die Struktur nicht
ändern, denn die allgemeine kapitalistischeStruktur werden wir im Parlament nicht ändern, darüber sind
wir uns alle klar. Aber Sie können schon sehr viel dadurch tun, daß Sie auf die Anregungen,
die ich gegeben habe, eingehen und das Schulwesen, soweit es unsere Fürsorgeanstaltenbetrifft, aufbaue»,
die Klassendifferenzieren,die überfülltenKlassen aufteilen und die ganzen Anstalteneinem Dezernenten
unterstellen,der wirklich auch im Schulwesen Bescheid weiß und die Sache gründlichst bearbeitenkann.
Eher kann und wird es in der Beziehung nicht besser werden.

VorsitzenderDr. Iarres: Meine Damen und Herren! Ich bitte Platz zu nehmen.
Darf ich eine Bitte an die späteren Redner lichten? Es sind zu diesem Punkte noch 7 Damen
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und Herren zum Worte gemeldet. Ich fürchte, daß wir mit unseren Verhandlungen diese Woche
nicht fertig werden, wenn die Verhandlung sich so in die Breite ergießt. Sollte es nicht möglich
sein, die Debatte abzukürzen und sich auf den eigentlichen Gegenstandder Angelegenheitmehr zu
konzentrieren? Ich glaube, ich spreche auch im Sinne des Hauses, wenn ich diese Worte an die
späteren Redner richte.

Das Wort hat Herr AbgeordneterReese.
Abgeordneter Reese: Meine Damen und Herren! Daß wir diese Debatte bei diesem

Punkte der Tagesordnung bekommenhaben, liegt meiner Auffassungnach daran, daß die Ila-
Fachkommission in diesem Jahre bezüglich der Abschaffung der Prügelstrafe für die schulentlassenen
Fürsorgezöglinge nicht so weit gegangen ist wie im vorigen Jahre. Im vorigen Jahre ging der
Beschluß dahin, daß versucht werden sollte, die Prügelstrafe für die schulentlassenen Zöglinge abzu¬
schaffen. (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!) So weit ist heute der Autrag der Kommission
nicht gekommen, und dadurch kommt es, daß hier diese Sachen zur Sprache gebrachtwordeu sind.
Es kommt natürlich mit hinzu, daß der Redner des Zentrums, der Herr AbgeordneteSchäfer, 'in
seiner Etatsrede ebenfalls diese Frage angeschnittenhat. Wir müssen vor allen Dingen darauf
achten, daß das Fürsorgeerziehungsgesetzan und für sich wie ein Ausnahmegesetz wirkt. Aus
diesem Grunde sind Arbeiter und Arbeitelvertreter gerade bei Fragen der Fürsorgeerziehungaußer¬
ordentlich empfindlich. (Sehr richtig! links.) Es sind nur Arbeiterkinder,die in Fürsorgeerziehung
kommen. (AbgeordneterHaas: Sehr gut!) Wenn deshalb über die Fürsorgeerziehungirgendwie
hergefallenwird, dann findet es gläubige Ohren. Und daß es gläubige Ohren findet, liegt daran,
daß in früherer Zeit die Fürsorgeerziehungeinen Vorgänger gehabt hat: die Zwangserziehung, die
noch schlimmer gewirkt hat als das Zuchthaus für Erwachsene.(AbgeordneterOrlopp: Sehr richtig!)
Diese Entwicklungder Fürsorgeerziehung bringt es mit sich, daß ohne weiteres jede Aeußerung,
die herabsetzend für die Fürsorgeerziehungwirkt, geglaubt wird. Es muß deshalb von allen Fak¬
toren, die berufen sind, in der Fürsorgeerziehungmitzuwirken, alles getan weiden, damit dieses
Moment von der Fürsorgeerziehungverschwindet. (AbgeordneterHaas: Sehr richtig!) Es wäre
sicherlich verschwunden, wenn wir uns dazu hätten aufraffen können, zn beschließen:Schulentlassene
Zöglinge dürfen nicht mehr gezüchtigt werden. (AbgeordneterHaas: Sehr gut!) Wenn wir einen
solchen Beschluß fassen würden, so würde damit zweifellos für die Rheinprovinz etwas Erhebliches
geleistet. Nun hat die Majorität vorgeschlagen— es ist nachher ziemlich einstimmig beschlossen
worden —, daß wir solange warten, bis die Ausführungsbcstimmungenzum neuen Reichsjugend-
Wohlfahrtsgesetz kommen,um uns danach zu richten. Ich hatte das Wort nehmen wollen, um zu
erklären, daß wir damit die Prügelstrafe nicht gutheißen, daß es uns viel angenehmer gewesen
wäre, wenn der Beschlußweiter gegangen wäre.

Nun hat hier die Kollegin Becker einen Brief verlesen, der meines Wissens auch im
vorigen Jahr in der Kommissionverlesenworden ist. Ob einzelne Absätze damals nicht verlesen
worden sind, kann ich nicht behaupten; ob es nur die wichtigsten waren, will ich auch nicht be¬
haupten. Ich erinnere mich nicht, daß das mit den Schweinekobenverlesen worden ist. Aber
das ist verlesen worden, daß dort 2b auf das nackte Gesäß bezogenworden sind. Und, meine
Damen und Herren, ich glaube, daß dieses wahr ist (AbgeordneterHaas: Hört! Hört!); die Aus¬
führungen des Herrn Geheimrats Schmidt haben mich nicht von dem Gegenteil überzeugt. (Abge¬
ordneter Orlopp: Sehr richtig!) Er hat nicht behaupten können: Es ist nicht wahr!, sondern er
Hut gesagt, die Lehrerin habe einen Raum bewohnt, wo sie jederzeit gehört habe, wenn ein Miidcheu
geschlagen worden ist, und sie hätte nie gehört, daß ein Mädchen über zehn Schläge bekommen
habe. Das ist keine positive Bestreitung. (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!) Meine Damen
und Herren, das kann nicht bestritteu werden: Das ist früher geschehen, das ist auch an deu
Tagen nach der Revolution noch geschehen, wo die Arbeitende eingreifen konnten. Sie haben in
verschiedenen Gegenden eingegriffen,damit die Prügelei eingeschränkt wurde.

Wenn die Frau AbgeordneteEhristmann, die wir als eine sehr sorgfältig wägendePerson
kennen, diese Ausführungen im Abgeordnetenhcmse gemacht hat, beruhen sie eben mit auf dem
Omen, das die Fürsorgeerziehungan und für sich hat.

Nun haben wir aber im letzten Jahre hier vom Landtage aus eine ständige Provinz-
kommissioneingerichtet,und wir haben die verschiedensten Anstalten besucht. Ich habe von den
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Anstalten drei mitbestchtigt,und ich habe in meinem Leben schon mehr Anstalten besichtigtals
nur die in der Rheinprouinz. Ich habe in den verschiedensten Provinzen des Staates Anstalten
gesehen und muß sagen, daß sie sehr verschieden sind. Das liegt nur un den Leitern, Von den
Provinzialanstalten, die ich hier gesehen habe, kann man im großen und ganzen das Urteil „gut"
aussprechen. Es gibt natürlich auch da noch manche Sachen, die man anders haben möchte. Ich
möchte selbst bei der einen Provinzialanstalt dieses Isoliernngssystem erheblicheingeschränkt wissen.
Aber ich muß auch sagen, daß eine Provinzialanstalt mir außerordentlich gut gefallen hat. Ich
habe gesagt: Wenn sämtlicheArbeiterkinderso in der Behandlung gehalten werden wie in dieser
einen Anstalt, dann wäre es mit der ganzen Fürsorgeerziehungbedeutendweiter; dann wäre es
ein Unrecht, irgendwie noch herabsetzend über die Fürsorgeerziehungzu urteilen.

Ich möchte aber hier noch weiter gehen. Dies müssen gerade die Herrschaftenaus dem
bürgerlichen Lager beachten. Mir hat bei der Besichtigungeiner Anstalt, die ich früher einmal,
vor ungefähr zehn Jahren, vorgenommen habe, der Direktor gesagt: Herr Reese, wenn alle die¬
jenigen, die sich so über die sittliche Verwahrlosung der Arbeiterkinderempören, unter den gleichen
wirtschaftlichen Verhältnissen leben würden wie diese Kinder, dann würden auch sie in Fürsorge¬
erziehung kommen, (Lebhafte Zustimmung links,) Unsere Kinder sind fast durch die Bank Opfer
der wirtschaftlichen Verhältnisse, in denen sie leben. Sie sind unschuldigan dem, was sie leiden
müssen. Es ist eine gesellschaftlicheSchuld, unter der diese Kinder leiden müssen. (Abgeordneter
Adams: Das bestreitet ja niemand!)

Wenn Herr Geheimrat Schmidt in der Personalatte, die er vorgelesen hat, uns mitteilte,
daß der frühere Zögling als dreizehn-oder vierzehnjährigesMädchenmorgens Brötchen ausgetragen
und das Geld unterschlagenhabe, selbst unter Umständen noch Schmucksachen gestohlen habe, dann
zeigt das das wirtschaftliche Elend, unter dem dieses Kind gelebt hat. Wenn dann noch gleich¬
zeitig die Mntter wegen Hehlerei bestraft worden ist, zeigt das noch mehr, wie ungeheuer groß
das Elend der Familie gewesen ist, das eben dieses Kind in die Fürsorgeerziehunggetrieben hat.
Ich kenne eine Reihe von Familien, wo die Kinder wegen Diebstahls in Fürsorgeerziehungkamen
und die Eltern, weil sie infolge der wirtschaftlichen Not das geraubte Gut nicht zurückgaben,son¬
dern es verbrauchte»,wegen Hehlerei bestraft wurden.

Wir haben uns in der Kommissionlanger über diese Prügelei unterhalten, und nachher
hat mir eines der Mitglieder, das wohl Pädagogik und Psychologiestudiert hat, eiu kleines Pri-
vatissimnm über Kinder gehalten, die mau auf keinen Fall schlagen darf. Da ist mir auch gesagt
worden, daß Epileptiker auf keinen Fall geschlagenwerden dürfen. Und, meine Damen und
Herren, wenn hier vorgetragen wird, daß man aus dem Briefe herauslesen kann, daß das zweifel¬
los falsch ist, so hat die Briefschreiberines anch nicht aufrechterhalten,daß das Kind infolge einer
Prügelei gestorbenist. Das wird auch nicht stimmen, das hat sie ja auch selbst zurückgenommen.
Aber es ist nicht bestritten, daß das Kind ein epileptisches Leiden gehabt hat und an diesem Leiden
gestorbenist. Es ist ebenfalls nicht bestritten, daß das Kind auch geschlagen worden ist, (Landes¬
hauptmann vi', Horion: Das Kind ist an Lungenentzündung gestorben!) Mir wird eben zuge¬
rufen, das Kind sei an Lungenentzündung gestorben. Jedenfalls wollen wir das feststellen,daß
Epileptiker auf keinen Fall geschlagen werden dürfen,

Nun meinte Herr Geheimrat Schmidt, daß deu Austalteu das Vertrauen wiedergegeben
werden müsse, das ihnen durch diese Debatte genommenworden ist. Wenn ich Ihnen einen Rat
geben dürfte, dann will ich Ihnen raten, dies nicht zu tuu. Die Anstalten werden sich das Ver¬
bauen dadurch erwerben, daß durch Vertraute des Landtags, durch eine Kommission, festgestellt
wird, daß heute solche Sachen nicht mehr vorkommenkönnen, daß es bester gewordenist. Dann
werden Sie meines Erachtens durch dieses Urteil ein bedeutend größeres Vertrauen haben, als
wenn Sie hier chuen demonstrativ eiu Vertraue,, anssprechen, wovon die Arbeiterschaft, deren
Kinder unter dem ganzen System leiden, sagt: Na, eine Krähe hackt der andern nicht die Augen
aus. Meine Herren, Sie gehen mit einem Vertrauensvotum meines Erachtens zu weit und erreichen
das Gegenteil von dem, was Sie wollen. (Sehr gut! links.) Wir wollen, daß es anders wird.
Wir wollen, daß auch die Kinder, die durch die Verhältnisse nun einmal in die Fürsorgeerziehung
hmemkommen,dort wirklich zu guten Menschengemachtwerden, daß Gutes in ihnen geweckt wird,
daß ste gefestigte Charaktere werden. Wenn wir das erreichen,dann haben wir viel mit der Für¬
sorgeerziehungerreicht.
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Daß da lange uicht alle Leute, selbst Personen ans Ihren eigenenReihen, mit Ihnen
gleicher Ansicht sind, hat eine Konfereuz bewiesen, die iu der vorigen Woche in M.Gladbach statt¬
gefunden hat. In M. Gladbach war vorige Woche eine Konferenz mit einer Reihe von Geistlichen
über Jugendfürsorge und dergleichen. Da haben Herr Pieper, Herr Heine und ein Herr aus
Bayern eingehendüber die Jugendfürsorge gesprochen, und da hat einer dieser Herren gesagte Es
gibt soviele Confratres, die die Jugend zu Kirchengängernmachen wollen; das ist uicht die Haupt¬
sache. Sie müssen danach streben, die Jugend zu Menschenzu machen.

Auch wir müssen danach streben, daß aus den FürsorgeerziehnngskiudernMenschen gemacht
werden, die bewußt mitarbeiten in der Fortentwicklungdes Menschengeschlechts.Das können wir
umso besser erreichen, je mehr wir das Ethische iu ihueu wecken. Das können wir, indem wir
dafür sorgen, daß solchen Beschwerden,selbst wenn sie unberechtigtfind, der Boden so entzogen
wird, daß niemand mehr wagen kann, solche Beschwerden zu erheben.

Stellvertretender Vorsitzender Leu sing: Das Wort hat Herr Abgeordneter Ianscu-
Lammcrsdoif.

Abgeordneter Iausen-Lammersdurf: Meine sehr verehrte» Dameu und Herren! Ich
habe mehrmals bei den Besichtigungender Fürsorgeanstalten durch die Kommissionen des Landtags
mit Genugtuung und Freude feststellenkönnen, daß dort fast sämtlicheFragen in restloserEin¬
mütigkeit behandelt worden sind. Die Mitglieder der Kommissionen,gleichviel,welcher Richtung
sie angehörten, haben nus gestehen müssen, daß unsere Provinzinlanstalten in durchaus gutem
Zustande sich befinden, nicht bloß was die Baulichkeiten anlangt, sondern auch, was den Geist
angeht, der darin herrscht. Herr AbgeordneterReese (S.P. D.) hat selbst eben gesagt, wenn der
Geist, der in einer katholischen Anstalt, die von einem katholischen Geistlichengeleitet ist, herrscht,
überall in unsern Anstalten zn Hause wäre, dann würden wir über dieselben nicht mehr zu klagen
haben. Er und auch die andern Damen und Herren haben auch sonst wesentliche Mängel bei dem
Besuche unserer Anstalten nicht feststellen können. Nach dem Gesamturteil der sämtlichen Konferenzen,
die nach jeder Besichtigungstattfanden, konnte man wirklich gespannt sein, wie die Auseinander¬
setzunghier im Landtage ausfallen würde, nnd man mußte erwarten, daß die Worte der Aner¬
kennung, die dort im einsamen Zimmer gesprochen worden sind, von den Abgeordnetender Links¬
parteien, auch von hier aus in die Welt hinein gesprochen worden wären. (Zuruf Gerlach S. P. D.:
Das hat doch Herr Reese getan!) Herr Reese hat sehr wenige Worte des Lobes über die Anstalten
gefunden; der Gesaniteiudruck seiner Rede war eine sehr herbe Anklage, (Sehr richtig! im Zentrum.)
Wenn Herr Reese selbst sagt — ich muß das mit Bedauern feststellen —, daß die gesamte Für¬
sorgeerziehungdraußen in der Oeffentlichkeit unter einem schweren Verdacht, unter einem starken
Mißtrauen leidet, und wenn wir immer wieder unter uns, auch in den Kommissioussitzungen gesagt
haben daß wir alle die große Aufgabe haben, als Fürsorger und Erzieher die Oeffentlichkeit über
den Wert der Fürsorgeerziehung,über die Art ihrer Gestaltung und Ausführung, über den Geist,
der in unsern Erziehungsanstalten herrscht, aufzuklären, dann wäre es vor allem Aufgabe der
Damen und Herren gewesen, von hier aus auch die Oeffentlichkeit über den tatsächlichen Befuud
in den Anstalten aufzuklären. (Abgeordneter Ring: Das ist doch geschehen!) Menie Damen
uud Herren, das geschieht nicht durch das Vorlesen von Briefen über Ereignisse,die zum Teil sehr
lange zurückliegen. Wenn ich der Frau AbgeordnetenBecker (U. S. P. D.) — das wird sie mir
zugestehen müssen — nie den guten Willen zur Mitarbeit abgesprochen habe, wenn ich immer
betont habe, daß ich allen Damen und Herreu ausnahmslos den guten Willen beimesse, das Beste
aus unserer Fürsorgeerziehunghemuszuholeu, dann wird Frau Becker mir auch zugeben müssen,
daß die Art und Weise, wie sie heute die Fürsorgeerziehungbehandelt hat, nicht angebracht war.
(Abgeordnete Frau Becker: Sie haben es doch heraufbeschworen, Sie haben doch angefangen!) Frau
AbgeordneteBecker, heraufbeschworen haben Sie die ganze Situation und niemand anders. (Abge¬
ordneter Reese: Nein, Herr AbgeordneterSchäfer!) Die ganz harmlosen Bemerkungen,die vorher
zum Etat und ganz nebenher gemacht wurden waren, hätten eine solche Generaldebatte absolut
nicht verursacht. Das eine steht ans alle Fälle fest: Hier sind heute wiederum Dinge in großer
Breite zur Verhandlung gekommen,die sehr, sehr lange Zeit zurückliegen, die mit der Gegenwart
nicht das geringstezu tun haben. Frau AbgeordneteBecker hat auch den Mut gehabt zu sage»,
daß seit 1918 so etwas wohl uicht mehr vorgekommensei, Nun, meine Damen und Herren,

25*
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wenn das alles vergangen ist nnd wenn wir alle die Pflicht anerkennen,den Verdacht von unserer
Fürsorge zu entfernen, dann verstehe ich nicht, wie man hier vor der Oeffentlichkeitdurch die
Behandlung längst vergangener Dinge in der Gegenwart ihr wiederum von neuem vor der Welt
den schweren Verdacht aufladet, (Zuruf links: Wie stehts mit Ratingen?) Ich komme auch auf
Ratingen. Es wurde mir geraten, auf alle diese Angriffe nicht einzugehen, weil die Widerlegung
doch nutzlos sein würde, Herr Geheimrat Schmidt hat doch das Allerwichtigsteausgeräumt; es
ist kaum etwas von den Beschwerdenübrig geblieben. (Zustimmung rechts.) Wenn Herr Reese
trotzdemhier das Wort gebraucht: „Ich glaube nicht daran, daß es nicht so ist", dann fehlt ihm
für dieses Nichtglauben auch jegliche berechtigteUnterlage, (Abgeordneter Reese: Das stimmt
nicht!) Wer solche Anklage» erhebt, muh sie auch beweisen. (Sehr richtig! rechts.) Sie sind
nicht bewiesenworden, sie sind im Gegenteil zum größten Teil widerlegt worde». Dann darf
mau aber auch das Wort nicht sprechen: Ich glaube nicht, daß es nicht so gewesen ist.

Meine Damen und Herren! Wenn Frau Abgeordnete Becker sagt: Ich spreche den
Nonnen das Recht ab, Kinder zu erziehen, weil sie keine unter ihrem Herzen getragen haben usw.,
so ist ja Frau Becker schließlich nicht die letzte maßgebendeInstanz, darüber zu urteilen, wer zur
Erziehung befähigt ist, (Lebhafte Zustimmung im Zentrum.) Aber wenn andererseits gerade die
Anstalten, die unter geistlicher Leitung stehen, auch nach Anficht der Damen und Herren von der
Linken, einen außerordentlichguten Geist gezeigt haben, dann, meine ich, ließe sich daraus auch
ein Schluß auf die Fähigkeit unserer Ordensschwesternherleiten. Im vorigen Jahre sind von
rechts und auch zum Teil von links sehr ehrende Worte über die Liebe und den ganzen charitativeu
Geist unserer Ordensschwester»gefallen. Ich bedauere, daß das Urteil heute so aussiel. Ich
bedauere bei diesem Urteil vou Frau Becker alle die unverheirateten Lehrer und Lehreriuneu, die
Lehrerinnen, die nicht Nonnen sind, die auch keine Kinder geboren und erzogen haben. Dann
bedauere ich unsere Schuljugend zu 50V», weil nach dieser Auffassung ein unverheirateter Mann
oder eine unverheiratete Frau überhaupt keine Kinder erziehen kanu, ob sie nun eine Nonne ist
oder nicht. (Sehr gut! im Zentrum.)

Wir haben die Anstalten besichtigt. Das Ergebnis war durchaus gut. Was Heerdt
angeht, so hat ja Herr Geheimrat Schmidt das Wesentliche darüber gesagt. Der dortige Arzt sagt
— und Frau Becker hat in ihren Ausführungen nicht die geringste Widerrede gegeben —: Es kann
garnicht möglich sein, daß hier irgendwelcheBestrafungen erfolgt find, die eine solche Folge am
Köcher hinterlassenhätten (Zuruf links: Das hatte doch da gar keinen Zweck!), weil jedes Mädchen
sich mir alle paar Wochenstellen muß; ich hätte unbedingt diese Entdecknngmachen müssen. Ich
will mich hiermit nicht weiter anfhalten.

Es wurde mir eben der Name Ratingeu zugerufen. Ratingen ist eine private Fürsorge-
anstalt; sie ist evangelisch, und deshalb gerade erachte ich es für mich als eine persönliche Pflicht,
die Ehrenrettung dieser übel beleumdetenAnstalt hier vorzunehmen. (Sehr gut im Zentrum,)
Ich gebe zu, darüber waren wir alle einig, daß die Anstalt in Ratingen nicht den hervorragenden
Eindruck machte, wie das gleichartige Notburgahcms der katholischen Schwestern in Neuß. Das lag
zum Teil daran, daß Neuß mit sehr erheblich größerenMitteln gebaut worden ist und darum doch
seiner ganzen Gestaltung nach einen freundlicheren Anblick erweckte. Daß die Schwestern in Ratingen
keine solche Prachtaustalt haben, ist nicht ihre Schuld (AbgeordneteFrau Becker: Nein, der Geist!);
das kann man zunächst einmal nicht auf ihr Konto schreiben. — Ich komme auch auf den Geist,
gedulden Sie sich nur; ich werde auch dazu schon das Notwendige sagen. — Das ist also nicht
auf das Konto der Schwester» zu setze». Allgemein fiel in der Anstalt auf, daß die Mädchen
barfuß liefen und daß eine Reihe von ihnen Verletzungenan den Füßen hatten. Es wurde aber
festgestellt,daß die Mädchen ausdrücklichnach dem Barfußlanfen verlangen, daß es ihr eigener
Wunsch ist, genau so, wie die Herren, die vorige Woche in Maria-Been waren, festgestellthaben,
daß die Knaben dort den Direktor wiederholtgefragt haben: „Wann dürfen wir »nieder im Frühjahr
die Schuhe und Strümpfe vou den Füßeu lassen?" Ein Tadel ist also nach der Richtung nicht zu
erteile». (AbgeordneteFrau Becker: Ist auch nicht geschehe»!)Wenn einzelne Mädchen Verletzungen
an den Füßen hatten, die nicht verbundenwaren, so war dies durchans ihre eigene Schuld, Der
Arzt kommt in regelmäßigenZeitabständenin die Anstalt; jedes Mädchen weiß, es kann sich jederzeit
dem Arzte stellen. Wenn es dies unterlaßt, so kann auch die beste Fürsorge ein erwachsenes Mädchen
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nicht dazu zwingen. Sie wollen doch selbst nicht, daß die Fürsorgezöglingeunter eine solche Zwangs»
Herrschaft gestellt werden, sondern Sie verlangen, daß man sie zur Freiheit erzieht. Dann muß
man ihnen doch wenigstensdie Freiheit lassen, wenn ihnen etwas fehlt, das dem Arzte mitzuteilen.

Die Besichtigung der Anstalt führte dann zu dem beklagten Mangel der Ausgestaltung
der sogenanntenStrafzellcn. Ich gebe unverhohlenzu: diese Zellen haben mir auch in Neuß oder
in Heerdt nicht gefallen; wir haben sie ja in einer von diesen Anstalten gesehen. Sie waren auch
in Ratingen so. Es sind uns ausreichendeGründe dafür angegebenworden, warum diese Zellen
mit diesem rohen Bewurf versehen sind, warum es nicht freundlichere Zellen find und der durch
schlagendste Grund liegt ja darin, daß, wenn es glatte, geweihte Wände sind, diese von den Züglingen-
zu allem möglichen Unfug, zu Schreibereienunsittlichster Art — wir wollen es gerade heraussagen—
benutzt werden. Es ist auch der Verfuch gemacht worden, bei einer Zelle eine glatte Wand zu
schaffen;sie war nach kurzer Zeit besudelt. Man hat es in milderer Form versucht;das ließ sich
aus den gleichen Gründen nicht durchführen; man muhte wieder dazu übergehen, die Wand mit
Mörtel zu bewerfen. Das sind Dinge, die durchaus an der Eigenart dieser Zöglinge selbst liegen.

Auch ich bednure diese Zöglinge, ich breche über sie nicht den Stab; sie sind für uns
genau so wie auch für Sie sehr bedauernswerte Menschen, die der größten Liebe und Fürsorge
bedürfen. Die suchen wir ihnen entgegenzubringen. Was eben von dem Krüppelheimgesagt wurde,
sage ich auch von allen unsern Anstalten: Da wird die Sonne der christlichen Liebe und der edlen
Menschenliebe in denkbar größtem Maße gespendet. Mögen auch die Menschen,die dort sind, an
und für sich sehr bedauernswert sein, es sind sehr viele darunter, die sich unter der Bestrahlung
dieser edlen Liebe tatsächlichglücklich fühlen. Das beweist der Umstand, meine Damen nnd Herren,
daß auch nach der Entlastung aus allen unsern Anstalten ein so außerordentlichreger Besuch von
den früheren Zöglingen dort unterhalten wird. Wenn es so wäre, wie Sie sagen, daß unsere
Anstalten Zwangsanstalten wären, in der diese Leute durchaus gegen ihren Willen mit Zwangs»
maßregeln nnd drakonifchenPrügelstrafen gehalten werden,dann würde nicht ein so großer Prozentsatz
nachher freiwillig die Freundschaft mit den Anstalten unterhalten, (Sehr richtig rechts.) Das ist
ein so persönlicherBeweis für den guten Geist, der dort herrscht, und für die Zufriedenheit, daß
wir darüber weiter nichts mehr zu fagen brauchen. (AbgeordneterReese: Ich bestreite, daß das
ein Beweis ist! Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich bitte, den Redner nicht zu unterbrechen.
Abgeordneter Iansen, Lammcrsdorf, (fortfahrend): Ich glaube ja, daß Ihnen (zur Linken)

diefer Beweis nicht genügt. Ich glaube auch, daß es ungeheuer fchwer ist, Ihnen jemals einen
überzeugendenBeweis für irgend etwas zu bringen. (Abgeordneter Knab: fofern er nicht auf
falschen Voraussetzungenberuht!) Die Konferenz,die nachher in der Anstalt Ratingen stattfand,
litt von vornherein unter dem Odium, unter der Belastung, daß Frau Becker bei der Erwähnung
eines Mangels die Aeußerung tat: „Die Mädchen dürfen ja doch nichts sagen". Dieser Ausdruck
wurde so verstanden, als ob von der Frau Oberin ein positiver Befehl gegebenworden wäre:
«Wenn die Kommission heute kommt, hütet Euch etwas zu sagen", (Abgeordnete Frau Becker: So
ist das nicht!) Dieser Eindruck bestand. Erst gegen Schluß der Konferenz klärte sich das auf,
Frau Abgeordnete Becker hat Nachmittags gesagt, daß sie den Ausdruck nicht so verstandenwissen
wollte. (AbgeordneteFrau Becker: Das Mädchen hat gesagt: Wir dürfen ja nichts sagen! Weiter
habe ich nichts behauptet!)

VorsitzenderDr. Iarres: Ich bitte, die Zwiegespräche zu unterlassen. Das Wort hat
Herr AbgeordneterIansen.

Abgeordneter Iansen, Lammersdorf (fortfahrend): Ich habe nur gesagt: Durch diesen
Ausdruck entstaub bei den Kommissionsmitgliedernder Eindruck, als wäre ein positiver Befehl zum
Schweigen gegeben worden. Der Irrtum wurde erst gegeu Ende der Konferenz aufgeklärt; aber
die Besprechunghatte darunter gelitten. Es war Herr Abgeordneter Koch, der sich speziell mit
den Fällen beschäftigte. Es wurde festgestellt,daß dieser Befehl von der Oberin nicht ergangen
war, daß vielmehr die Oberin ausdrücklichpositiv den Mädchen gesagt hatte: „Wenn morgen die
Kommissionkommt, sagt was ihr wollt"! Es war festgestellt, daß die SchwesterOberin bereit
war — die Kommissionhat es bloß abgelehnt — eine Reihe von Mädchen, die draußen noch
standen nnd vielleichteinige Wünfche vortragen wollten, kommen zu lassen. Sie hat uns gefagt:
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„Hören Sie vielleicht die eine oder die andere". Die Kommissionhat das abgelehnt, in keiner
Weise die Schwester Oberin. Also wohl ein Beweis, daß es dort nichts zn vertuscheu gab.

Ferner wurde die lange Isolierung der Mädchen beklagt; eine Arreststrafe ist es nicht.
Daß Zellen unter dem Dach gewesen wären, wie Frau Becker behauptet, ist mir gänzlich
unbekannt. Soviel ich weiß, waren die Zellen auf der I. oder II. Etage; da waren keine Dach-
wände, es waren vollständig korrekte Zimmer, Wie man da sagen kaun, es seien Dachzellen
gewesen, worunter man doch jedeufalls halbschiefe oder gauzschiefc Zimmer versteht, das kauu ich
nicht begreife«. Es waren regelrechte Zimmer mit überall geraden Wänden.

Es war damals behauptet worden, die Zöglinge seieu so außerordentlichlange in Einzel¬
verwahrung. Das gebe ich zu. Die Schwester Oberm in Ratingen hat auch zugegeben, daß sie
sich unserenAnschauungenanschließen und den Versuch machen will, die Einzelverwahrung nicht so
lauge auszudehnen. Aber nach dem Bericht, der uns gegeben worden ist, steht fest, daß keines von
den Mädchen länger als 3 oder 4 Wochen oben auf der Station war. Ich will mir gleich die
Zahl noch einmal ansehen; ich behalte mir da eineu Irrtum vor.

Ich habe zweifellos den Eindruck gehabt, daß die Schwester Oberin in Ratingen eine
durchaus fachkundige Person ist. Es bleibt zu erwägeu — wir haben darüber unter uns schuu
gesprochen —, ob nicht eine psychiatrisch gebildete Dame für unsere weiblichen Zöglinge anzustellen
ist. Ob dafür ein Bedürfnis vorliegt, mag uns die Verwaltung nachweifen. Die Schwester
Oberin, mit der wir den ganzen Tag dort verkehrt haben, hat auf mich den Eindruckgemacht,
das sie eine durchaus fachkundige Person ist, daß sie ein Herz voll großer Liebe für die Mädchen
hat, daß sie sich sehr für sie aufopfert. Ich muß Ihuen sagen, die Schwester Oberin hat mir in
ihrer ganzen Gestalt als Erzieherin imponiert. Die anderen Schwestern haben wir nicht oder nur
vorübergehendkennen gelernt, fodaß wir über sie weder ein Urteil pro noch oontr«, abgeben können.
Nur .das möchte ich zum Schluß feststellen,daß auch die Erfahrungen, die wir in Ratingeu gemacht
haben — der Herr Landeshauptmann und die anderen Herren haben das zugegeben — bestätigen:
„Es kommt unter Menschen immer etwas vor". Aber das, was in Ratingen übrig geblieben ist,
berechtigtnicht zu einer Verdächtigung und zu einer so starken Belastung der Anstalt nach außen,
daß sie so dasteht, als ob es eine Zwangsanstalt mit drakonischen Erziehungsmaßregelnwäre. Das
Urteil verdient sie nicht.

Zum Schlüsse sage ich: Auch unsere gesamteu Fürsorgeaustalteu verdienen uicht diesen
Voiwurf. Ich möchte gerade von hier aus cm die weite Oeffentlichkeit den Appell richten, unserer
Fürsorgeerziehungweit mehr Vertrauen entgegenzubringen,als es bishercm geschehen ist.

Es handelt sich hier nicht um ein einseitigesKlasseugesetz, Der Herr Reese glaubte, die
Debatten würden hier immer deshalb entfesselt, weil es am ganzen System läge. Nein, meine
Damen und Herren, ich will Ihnen durchaus keinen Vorwurf machen; ich möchte Sie nicht an¬
greifen. Aber es scheint mir doch, als ob die Debatten auch deshalb entfesselt werden, weil viele
von Ihnen die Vorurteile vergangenerJahrzehnte gegen die Fürsorgeerziehung,die damals vielleicht
mit Recht bestanden, auch heute noch mit sich herumtragen und sich von diesen Vorurteile» so
entsetzlich, so unsäglich schwer heilen lassen. Ich glaube sicher, daß das die Ursache ist.

Nachdem wir die Provinzialanstalteu sämtlichkennen gelernt und auch die Privataustalten
zum großen Teil besucht haben, ohne nennenswerte Mängel festgestellt zu haben, da wollen wir
allesamt, links nnd rechts und Mitte, gleichviel, welcher Wellanschauung wir sind, auf diesem
Gebiete zusammenarbeiten. Wir alle haben eine große Liebe zu diesen armen Menschen. Arbeiten
wir mit den leitenden Personen ohne Vorurteil und mit Sachkunde, ohne immer wieder neue
Vorwürfe zu erhebe»,dcmu werde» wir auch draußen vor der Oeffentlichkeit der Fürsorgeerziehung
den Charakter geben, den sie verdient, als eine Wohltat an diesen leidenden Menschenkindern.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter
Dr. Kaiser.

Abgeordneter Dr. Kaiser: Namens der Arbeitsgemeinschaft beantrage ich Schluß der Debatte.
Vorsitzendervi-, Iarres: Der Antrag bedarf der Unterstützungvon 10 Abgeordneten.

Findet er diese Unterstützung?— Der Antrag ist genügendunterstützt. Nach der Geschäftsordnung
ist dann die Rednerliste vorzulesen. Auf der Rednerliste stehen noch die Herren Hauck, Dr. Kaiser,
Koch, Steiubüchel und Frau Plmn.
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Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterReese.
Abgeordneter Reese: Ich bitte, den Antrag abzulehnen, denn wenn wir jetzt die Debatte

abbrechen, haben wir sie morgen bei der Etatsberatung wieder. (Sehr richtig! links.)
VorsitzenderDr. Iarres: Ich lasse über den Antrag abstimmen und bitte diejenigen,

die für Schluß der Besprechungsind, sich zu erheben. — Ich bitte um Gegenprobe. Das erstere
war die Mehrheit; das ist wohl zweifellos. (Widerspruchlinks. Zuruf links: Dann geht's morgen
weiter!) Meine Damen und Herren, der Sitzungsvorstand ist nicht zweifelhaft darüber, daß die
eiste Abstimmung die Mehrheit ergebenhat. Danach ist heute die Besprechunggeschlossen.

AbgeordneterReese: Ich bitte um das Wort zur persönlichen Bemerkung.
VorsitzenderDr. Iarres: Das können wir erst am Schluß dieses Punktes machen.

Das Wort hat der Herr Berichterstatter.
AbgeordneterDr. Fischer: Ich habe als Berichterstatter noch eine kurze Bitte an die

Verwaltung zu richten. Ich möchte die Verwaltung bitten, daß sie nach Möglichkeitdie psycho¬
pathischenKinder aus den Anstalten herausnimmt und in eine besondereAnstalt bringt, in der
besonders qualifizierte Personen als Erzieher tätig sind.

VorsitzenderDr. Iarres: Wir stimmen jetzt über den Antrag zu Punkt 42 der Tages¬
ordnung ab. Ich bitte diejenigenHerrschaften,die dem Antrage des Ausschusses zustimmen, sich
von ihren Sitzen zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Zu einer persönlichen Bemerkung hat das Wort Herr Abgeordneter Reese.
AbgeordneterReese: Herr AbgeordneterIansen hat ausgeführt, ich hätte gejagt: Das,

was in dem Brief steht, glaube ich. Ich habe nur gesagt: Wenn in dem Briefe steht, daß da
25 Schlage ausgeteilt wurden sind, so glaube ich das. Das ist etwas auderes als das, was der
Herr AbgeordneteIansen meinen Ausführungen unterlegt hat.

Vorsitzendervr. Iarres: Der Gegenstand ist erledigt.
Wir kommenzu Punkt 43 der Tagesordnung:

Antrag des Ha Fachausschusses zu dem Autrag der Sozialdemokratischen
Fraktion, die Ausstattung der Fürsorgezüglinge bei Entlassung iu Fami-
lienvflege und Dienststellen wieder auf den Friedenszustand zu erhöhen.

(AbgeordneterKoch: Ich beantrage Schluß der Sitzung!)
Berichterstattern, ist Frau AbgeordneteSchumacher-Kühl.
Zur Geschäftsordnungist der Antrag gestellt worden, uns heute zu vertagen. Ich möchte

dazu bemerken, daß es wahrscheinlich doch möglichsein wird, wenn nicht den ganzen, so doch einen
guten Teil des Restes der heutigen Tagesordnung noch zu erledigen. Ich stelle anheim, wenigstens
zu beschließen,diejenigenPunkte heute noch zu erledige», wo eine weitere Besprechungund Er¬
örterung unserer Auffassungnach nicht in Frage kommt.

Würden Sie, Herr AbgeordneterKoch, damit einverstandensein, daß wir die Punkte, die
sich voraussichtlichohne Widersprucherledigen lassen, heute noch erledigen?

AbgeordneterKoch: Herr Oberbiirgermeistcr,bei dieser Besetzung des Hauses?
Vorsitzender Dr. Iarres: Dann wollen wir einmal auf den Knopf drücken;dann wird

sich das Haus wieder füllen.
Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterHoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Das auf den Knopf drücken wird an den Dingen nichts

ändern. Aber wenn der Herr Vorsitzendehente morgen bei Eröffnung der Sitzung Einladung über
Einladung an die Abgeordnetenzum Besuch der Vorstelluugenusw. zur Kenntnis brachte und sie
heute nachmittag auch noch besondersunterstrich, so mnh man auch deu Abgeordnetendie Gelegen¬
heit dazu geben. Ich bitte, den Chronometer in die Hand zu nehmen und festzustellen, ob das
den Abgeordnetennoch möglich ist,

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Herrschaften! Der Vorsitzende denkt, aber das Plenum
lenkt. (Heiterkeit.) Ich hatte allerdings angenommen, daß wir vorzeitiger fertig werden könnten.
Die Erwartung hat uns getäuscht. Ich glaube aber, daß wir in zehn Minuten mit dem Haupt¬
teil des Restes der Tagesordnung fertig werden können. Solange wird uns wohl auch Herr
Abgeordneter Steinmeyer noch entschuldigen.

, Das Wort hat Frau AbgeordneteSchumacher-Kohl.



200 63, RheinischerProvinziallanotag, 4, Sitzung am 13, Juli 1922,

Abgeordnete Frau Schumacher-Köhl: Meine Damen und Herreu! Der Ausschuß
teilte den Wunsch, der in dem Antrag der SozialdemokratischenFraktion zum Ausdruck gekommen
ist. Er war aber der Meinung, daß es doch zurzeit nicht möglich sein dürfte, die Ausstattung
der Zöglinge wieder völlig auf den Friedensstand zu bringen. Die Verwaltung hat uns auf
Grund einer oberflächlichen Feststellung, die sie sofort nach der Einbringung des Antrages gemacht
hatte, mitgeteilt, daß zum mindestenein Kostenaufwandvon 7 V2 Millionen Mark dabei in Betracht
kommt. Angesichts dieser Tatsache hat der Ausschußbeschlossen, Ihnen zu empfehlen,den Antrag
in folgender veränderter Form anzunehmen:

„Der Provinziallllndtag wolle dem Antrag in nachstehenderFassung zustimmen:
Der Provwzialllusschuß wird beauftragt, die Frage der Ausstattung der Fürsorge-
zöglinge bei der Entlassung in Familienpflege und Dienststellen einer Prüfung zu
unterziehen und über das Ergebnis dem nächsten Provinziallandtage Bericht zu
erstatten".

VorsitzenderDr. Jarr es: Sie haben den Antrag gehört. Widerspruchdagegeu erhebt
sich nicht. Dann ist der Antrag angenommen.

Punkt 44: Antrag des Ha Fachausschusses zu dem Antrag der Sozialdemo¬
kratischen Fraktion, betreffend Entlohnung der in Dienststellen unter¬
gebrachten Fürsorgezöglinge.

Berichterstatterin ist dieselbe Frau Abgeordnete.
AbgeordneteFrau Schumacher-Köhl: Meine Damen und Herren! Auch der Tendenz

dieses Antrages stimmte der Ausschußzu. Er glaubte aber auch hier, daß die Durchführung des
Antrages in allen seinen Einzelheiten im Augenblickgroßen Schwierigkeitenbegegnenwürde und
daß es notwendig wäre, daß die Sache zunächst dem Provinzialmisschuß zur Prüfung überwiesen
würde, E« betont aber, daß auch er wünscht, in Zukunft möchte ein Teil der Entlohnung mög¬
lichst in Naturalien erfolgen, insbesonderedurch die Lieferungvon Kleidung, Er drückt den Wunsch
aus, daß die Mitglieder der Kommissionen,denen die Weiterberatung obliegt, in diesem Sinne
weiterarbeiten werden. Er schlägt Ihnen vor:

„Der Provinzillllcmdtag wolle den Antrag in nachstehenderFassung annehmen:
Der Provinzilllllusschuhwird beauftragt, die Frage der Entlohnung der in Dienst¬
stellen untergebrachten Fürsorgezöglinge einer genauen Nachprüfung zu unterziehen,
etwa von der Provinzialkommissionfür die Provinzial-Fürsorgeerziehimgsanstaltenfür
erforderlichgehalteneAenderungen alsbald vorzunehmenund dem nächstenProvinzial¬
landtage über die getroffenen Maßnahmen zu berichten".

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterKnab.
AbgeordneterKnab: Ich bezweifle,daß wir über diefen Punkt abstimmen können, weil

das Haus nicht beschlußfähig ist. Ich beantrage Aussetzungdieses Punktes und Vertagung.
VorsitzenderDr. Iarres: Ich frage, ob dieser Zweifel von vier anderen Abgeordneten

geteilt wird? — Das ist der Fall. W heißt nämlich im § 42 der Geschäftsordnung: „Vor
einer Schlußabstimmung können fünf anwesendeAbgeordnete die Feststellung der Beschlußfähigkeit
oder Neschlußunfiihigkeit verlangen. Diese geschieht durch Zahlung. Nach § 38 erfolgt die Zah¬
lung durch zwei vom Vorsitzendenbestimmte Abgeordnete". Ich darf wohl annehmen, daß Sie
damit einverstandensind, daß die beiden Herren Schriftführer diefe Zählung vornehmen.

Die Zählung hat ergeben, daß bloß 54 Abgeordnete im Hause sind. Danach ist das
Haus nicht mehr beschlußfähig Wir müssen deshalb heute vertagen.

Ich habe dann nach der Geschäftsordnungfür morgen die Tagesordnung und die Zeit
der nächsten Sitzung zu verkünden. Nach dem Beschluß des Aeltestenrats soll die nächste Plenar¬
sitzung morgen mittag um 2 Uhr stattfinden. Eine genaue Tagesordnung kaun ich Ihnen jetzt
nicht angeben. Ich bitte, mich zu ermächtigen,die Tagesordnung nach Fertigstellung der uerhand-
lungsbereiten Sachen aufzustellen.— Das ist der Fall,

Ich habe dann noch mitzuteilen, daß ein Antrag des Abgeordneten Hoffmann eingegangenist:
„Beantrage, den Antrag der U. S, P.-Fraktion, betreffend Hinzuziehungvon beschwerde-
führenden Mitgliedern des Hanfes zur Unterfuchung an die Ila-Fachkommission
zurückzuverweisen".
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Sie werden damit einverstanden sein, daß dieser Antrag an die FachlummissionIIs.
geht? — Das ist der Fall.

Ick vertage dann die Sitzung bis morgen 2 Uhr.
(Schluß 6 Uhr 4b Minuten.)

Fünfte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, am Freitag, den 14. Juli 1922.

(Beginn 2 Uhr 30 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur

Gewährung von Viehentschädigungenfür das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März
1923.

3. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem
I. Haushaltsplan flir die Verwaltung der lcmdwirtschaftlichen Angelegenheitennebst

lAnlage ^, Haushaltsplan für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu Trier,
II '.Anlage L. Haushaltsplan für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu Kreuzunch,

^Anlage 0, Haushaltsplan für die Provinzial-Wein- uud Obstbauschule zu Ahrweiler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

4. Antrag des IV. und I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provmzialausschusses,
betreffendBeteiligung des Provinzialverbandes an der Hilfsaktion zur Futtermittelbeschaffung
für Eifel und Hunsrück.

5. Autrag des IV. und I. Fachausschusses,betreffend Beteiligung des Provinzialverbandes an
der Hilfsaktion fttr die in 1921 und 1922 in den hoch gelegenen Kreisen der Eifel und des
Hunsrücks eingetreteneMißernte.

6. Autrag des IV. und I. Fachausschusses,betreffend Beteiligung des Provinzialverbandes an
der Hilfsaktion für die Erhaltung der Viehbeständeam Niederrhein.

7 Antrag des IV. Fachausschusses, betreffend anderweitigeRegelung der Getreideablieferuugspflicht.
8. Antrag des IV. und I, Fachausschusses zu dein Antrag des AbgeordnetenRulof u. a., betreffend

Hilfsaktion für Unwetterschädeu im Landkreise Trier . «„ ^
9. Antrag des IV. uud I. Fachausschusseszu dem Antrag des Abgeordneten Schmch u. a.,

betreffend Hilfsaktion für Unwetterschäden in dem der Eifel angehongenTeil des Kreises Mähen.
10. Antrag des I. Fachausschusses zu dein Bericht nnd Antrag des Provmzmlausschusses,betreffend

Unterstützung der von der schweren Hagel- und Hochwasserkatastrophe Betroffenen lm Kreise
Rheinbach durch die Provinz. . < ^ ,.

11. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Provmzmlausschusses,
betreffendErhöhung der jährlichen Provinzialzuschüsscfür die landwirtschaftlichenSchulen.

12. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Provmzialausschusses,
betreffendBeteiligung des Provinzialverbandes an der Bereitstellung von Mitteln zur Förde¬
rung von Bodenverbessernngen.

13. Antrag des IV. Fachausschusseszu dem Bericht und Autrag des Proviuzmlausschusses.
betreffenddie Errichtung von landwirtschaftlichenSchule» in Bonn, Bensberg und Polch nebst
Zusatzantrag des Abgeordnetenvon Stedman.

14. Antrag des II» Fachausschusses zu dem Antrag der SozialdemotratischenFraktion, betreffend
Entlohnung der in DienststellenuntergebrachtenFürsorgezöglinge.

15. Antrag des II» Fachansschusseszu dem Antrag der SozialdemotratischenFraktion, betreffend
Bestellung von Fürsorgern für Fürsorgezöglingeohne Religionsbekenntnis.
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16. Antrag des II», Fachausschusseszu dem Bericht mid Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Neubearbeitung der „Vorschriften des RheinischenProvinzialverbandes für die
Ausführung der FürsorgeerziehungMinderjähriger" nud der „Reglements für die Rheinischen
Provinzial-Fürsorgeerziehungsanstalten".

17. Antrag des Ha Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900, sowie Haushaltspläne der Fürsorgeerziehungs-
llnstalten Fichtenhain,Rheindahlen,Solingen und Eustirchen für das Rechnungsjahrvom 1. April
1922 bis 31. März 1923.

18. Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Haushaltsplan der Pruvinzial-Arbeitsanstalt zu Brau¬
weiler für das Rechnungsjahr vom 1, April 1822 bis 31. März 1923.

19. Antrag des II d Fachausschusseszu den Haushaltsplänen der Provinzial-Heil- und Pflege¬
anstalten zu Andernach, Bedburg-Hau, Bonn, Düren, Gallhausen, Grafenberg und Iohannistal
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

20. Antrag des II K Fachausschusses zu den, Haushaltsplan über die Kosten der baulichenBeauf¬
sichtigung,größerer baulicher Ergänzungsarbeiten und der Erneuerung maschineller Anlagen in
den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

21. Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Bereitstellung eines weiteren Betrages zum Bau, zum Erwerb und zur Ergänzung von
Wohnungen für Beamte und Angestellteder Provinzialverwaltung.

22. Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bereitstellung eines Betrages von 300 000 Mark zur Durchführung von Vorarbeiten für die
Verbefferung der maschiuentechnischen, insbesondereder wärmewirtschaftlichenAnlagen in den
Pruvinzialanstalten.

23. Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Ankauf der Grundstücke und Gebäude Düfseldorf-Grafenberg,Beigische Landstraße7, 8 und 8».

24. Antrag des 1. Fachausschusses zu dem Antrag der Zentrumsfraktion, betreffenddie Erhöhung
der Dotationsrente,

25. Antrag des I, Fachausschusses zu deu Anträgen von Neamtenorganisationenund Beamten der
Rheinischen Provinzialverwaltung zur Besoldungsordnung.

26. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrag des Landesverbandes der Beamten und Ange¬
stellten der Rheinischen Provinzialverwaltung, bei Besetzung neuer Lmidesratsstellenauch Beamte
der Rheinischen Provinzialverwaltung zu berücksichtigen, die dem Stande der mittleren Beamten
angehören bezw. aus diesem hervorgegangensind.

27. Antrag des I. Fachansschusseszu dem Antrag des Landesverbandes der Beamten und Ange¬
stelltender Rheinischen Provinzialverwaltung, bis zu einer gesetzlichen Regelung für die Beamten
der Rheinischen Provinzialverwaltung und ihre nicht Versicherungspflichtigen Familienangehörigen
die durch Krankheit entstehenden Kosten zur Hälfte aus Mitteln der RheinifchenProvinzial¬
verwaltung zu zahlen.

28. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrag des Dekans Heyn in Marienberg (Westerwald)
auf Wiedereinstellungdes am 1. Juli 1921 in den Ruhestand uerfetzten LandessekretärsLeo
Neumann als aktiven Beamten und zwar als Verwalter einer RheinischenProuinzialanstalt.

29. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Versetzungdes Generaldirektors der Landesbank, Geheimen Regierungsrats Dr. Lohe, in
den Nuhestanu.

30. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Neubesetzung der Stelle des Generaldirektors der Landesbank der Rheinprovinz.

31. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Versetzung des Lcmdesrats Dr. Schauseil in den Ruhestand.

32. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Beschwerdedes zwangsweisein den Ruhestand versetzten früheren Landesbauamtssekretärs
Strauch.

33. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Uebernahmeder Kosten des Geschäftsführersdes Zweigausfchufses Rheinland e. V. für Dentfche
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Jugendherbergen im Rechnungsjahre 1922 bis zum Höchstbetrage von 60 000 Mark auf den
Provinzialverband.

34. Antrag des I. Fachausschusses zu dein Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Vornahme einer Ersatzwahl znm Wasserbeirat.

35. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewilligung einer ciumaligenBeihilfe von 200 000 Mark an den Verschiinerungsverein flir das
Siebengebirge.

36. Antrag des 1. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Erhöhung des laufenden Zuschusses an die Studentenbücherei in Bonn von 12 000 Mark
auf 30 000 Mark.

37. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewilligungen aus dem Verfügungsstock des Prooinziallandtags (Ständefunds).

38. Antrag des lld Fachausschusses zu dem Autrag der Ientrumsfraktion, betreffend Prüfung bezw.
Erhöhung der seitens der Provinzialverwaltung au. private Pflegeanstaltengezahlten Pflegesätze.

39. Antrag der Fachausschüsse II:l und I auf Erhöhung des im Haushaltsplan über den Unter¬
stützungsfondsfür Blinde unter Titel II! der Ausgabe vorgesehenen Znschusses.

40. Antrag des III, Fachausfchufses zu dem Antrag des AbgeordnetenKnopf, n. a., die von Saar¬
burg nach Zerf gehenden und die beiden Provinzialstraßen Trier-Weißkirchenund Trier-Saar¬
brücken verbindendenteils Kreis-, teils Kommunalstraßenauf die Provinz zn übernehmenund
als Proviuzialstraße auszubauen.

41. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Antrag des AbgeordnetenFloßdorf u. a., betreffend
Pflasterung der Provinzialstraßen innerhalb geschlossenerOrtschaften im Industriegebiet fowie
in der Nähe der Großstädte.

42. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der UnabhängigenSozialdemoiratischeuPartei,
betreffenddie Versteigerungdes Obstes an den Provinzialstraßen.

43. Antrag des I. Fachausfchusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Verlängerung der Geltungsdauer des Reglements für die Verteilung der gemäß § 5 Absatz 3
des Gesetzes vom 2. Juni 1902 an leistungsschwache Kreise und Gemeinden zu verteilenden
Staatsrenten.

44. Antrag des Geschäftsordnungsansschusseszu dem Antrag der Fraktion der Kommunistischen
Pnrtei, betreffendUebernahme der durch eine Fraktionssitzuug entstandenen Kosten auf die
Provinzialverwaltung.

45 Antrag des Geschäftsordunngsausschusses zu dem Antrag der U. S. P. Fraktion ans Stellung¬
nahme zur Amtsenthebung von Provinzialausschußmitgliedern.

46 Antrag des Geschäftsordnungsausschusseszu dem Antrag der Kommunistischen Fraktion auf
Aufhebung des gegen das Mitglied des ProvinzialausschussesKnab eingeleitetenDisziplinar-

^ Vorsitzender Dr. Iarres: Tie Sitzung ist eröffnet. Die Niederschrift der gestrigen
Plenarsitzung liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsicht offen. Entschuldigt haben sich heute
die Abgeordneten Bauknechtund Dr. Goldschmidt. ^ ., ,. - >> ^ «

Es ist ein Antrag eingelaufen,unterzeichnetvon Andres-Gutleuthos und Genossen:
.Seitens der französischen Besatzungstruppen finden alljährlich m freiem Gelände der

Kreise Krenznachund MeisenheimArtillerie.Schießübungenstatt. Das betroffene Gelände gehört
zu den landwirtschaftlichwertvollsten Gebieten beider Kreise; es umfaßt die Gemarkungen von
11 Ortschaften. Die Schießübungen, die

1919: 3 bis 4 Wochen,
1920: 9 „ 10
1921: 10 „ 11 „ dauerten, gefährden naturgemäß,

zumal sie in den Sommermonaten stattfinden, die Bestellung, Vewirtfchaftung und Einbringung
der Ernte aufs Allerschlimmste. Im vorigen Jahre ist deshalb schon der Provinziallandtag bei
der Reichsregierung vorstellig geworden, für Abhilfe Sorge zu tragen. Auf die daraufhin ein¬
geleiteten Schritte der Reichsregierung kam durch den Herrn Reichskommisfarfür die besetzten
Gebiete folgender Bescheid des Präsidenten der interalliierten Rheinlandkommission:
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„Cobleuz, 25. August 1921 Nr, 4168/H0I1'Ii. In Erwiderung auf Ihr Schreiben
vom 19. Juli 1921 Nr. II 766 beehre ich mich, Ihnen mitzuteilen, daß die Interalliierte Rheinland»
lommissionsich an den Oberbefehlshaber der verbündetenBesatzungsheeregewandt hat, um ihn zu
bitten, die Interessen der Landwirtschaft im KreuznacherBezirk zu berücksichtigen und zu prüfen,
ob es nicht möglich wäre, einige Aenderungen hinsichtlich der Anordnung der Artillerie-Schieß¬
übungen in dieser Gegend vorzunehmen.

Der Oberbefehlshaberhat soeben der Rheinlcmdkummissiondie Mitteilung gemacht, daß
Befehle erlassen worden wären, die betreffenden Schießübungen derart einzuschränken, daß das
Einbringen der Ernte sich ermöglicheund daß dieselben höchstensdreimal wöchentlichund nur
morgens stattfänden.

Der Präsident der Interalliierten Rheiulandkommission.
gez. Paul Tirard".

Entgegen diesem Bescheid finden auch in diesem Jahre wieder in dem betreffende»Gelände
Schießübungen statt, die täglich von morgens 7 bis 12 Uhr dauern, ausgenommen Donnerstag
und Sonntag. Insgesamt wird für dieses Jahr — allem Anscheinnach — ein noch größerer
Zeitraum in Anspruch genommen wie im vorigen Jahre.

Der Provinziallllndtag wolle daher beschließen:
„Die Reichsregierungmöge bei der Interalliierten Rheinlandkommissioudahin vorstellig
werden, daß Schießübungen nicht mehr in freiem Gelände, sondern nur uoch auf
befonderen, geschlossenen Schießplätzenstattfinden, daß insbesonderedie Schießübungen
in den Kreisen Kreuznach und Meisenheim in Anbetracht der damit verbundenen
bedeutenden Schädigung der Lebensmittelversorgungfür die Bevölkerung in Zukunft
unterbleiben".

Unterschriebenist der Antrag von:
Andres-Gutleuthof, I)r. Schüler, Dr. Capallo, Bauknecht,Milau, Koch und Hoffmanu.
Meine Damen und Herren! Ich glaube, es wird nicht notwendig fein, diesen Antrag

einem Ausschutzzu überweisen. Ich nehme, wenn ich keinen Widerspruch höre, an, daß Sie
damit einverstandensind, daß diesem Antrage entsprochen wird. — Das ist der Fall.

Meine Damen und Herren! Am gestrigen Abeud hat der stellvertretendeVorsitzende des
Landtages, Herr Abgeordneter Lensing, einen besorgniserregendenAnfall hier im Haufe erlitten.
Zu unserer Freude kann ich mitteilen, daß sein Zustand sich wesentlichgebesserthat. Ich bitte,
mich zu ermächtigen, Herrn AbgeordnetenLensing unsere Grüße und die besten Wünschefür baldige
Genefung zu übermitteln. (Lebhaftes Bravo!)

Wir kommenzu
Punkt 2: Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die

Verwaltung der Fonds zur Gewährung vou Viehentschädiguugen für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gessinger.
Abgeordneter Gessinger: Meine Damen und Herren! Um was es sich handelt, finden

Sie in Drucksache Nr. 1 Seite 62 Nr. 25. Nachdem es für notwendig befunden war, die
Maul- und Klauenseucheauch unter diejenigen Krankheiten aufzunehmen, wobei Entschädigungen
gewährt werden müssen, und nachdem im Jahre 1920/21 die Maul- und Klauenseuchein einem
noch nie dagewesenenverheerendenUmfange aufgetreten war, mußte auch die Entschädigungssumme
eine ganz enorme, bis jetzt.noch nicht dageweseneHöhe erreichen. Die Folge war, daß auch die
entsprechenden Beiträge, die von den einzelnenBesitzern zur Tilgung dieser Schäden bezahlt werden
mußten, eine Höhe erreichten, die wir früher auch nicht kannten. Für dieses Jahr mußten pro Stück
Rindvieh 15 Mark erhoben werden. Da aber inzwischen die Wissenschaft ein Mittel gefundenhat,
womit, wenn irgendwo ein Seuchenherd auftritt, die befallenen Tiere sofort geimpft werden uud
womit man im verflossenenSommer ausgezeichnete Erfahrungen gemacht hat, konnte man schon
für dieses Jahr mit einem erheblichen Rückgang der Maul- und Klauenseuche rechueu. Die Folge
wird sich iu der Weise auswirken, daß im nächstenJahr schon die Beiträge von 15 Mark auf
11 Mark pro Stück Rindvieh zurückgehen. Wenn die Impfung sich weiter so gut bewährt und
allenthalben davon Gebrauch gemachtwird, dann werden wir wieder auf normale Zustäude zurück-
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kommen; dann hat die Maul- und Klauenseuchefür die Landwirtschaft und für die gesamte
Bevölkerung ihre Schrecken verloren.

Anders ist es bei den Pferden, Der vorjährige Pruuinziallandtag hat es für nötig
befunden, auch eine in den letzten Jahren neu aufgetretenePferdekrankheit,die bösartige Blutleere
oder Anämie unter die entfchädignngspflichtigenKrankheiten cmfzunehmen. Es hat sich gezeigt,
daß dies sehr notwendig war, denn es mußte schon eine Unmenge Pferde, die an dieser Krankheit
gefallen ist, entschädigtwerden. Man hat jetzt erst gefunden,daß die Krankheit allenthalben in
der Provinz in die Erscheinungtritt. Daher werden die Beiträge für die Pferde in den nächsten
Jahren noch immer steigen. Bis jetzt hat die Wissenschaft noch kein Mittel gefunden, wodurch
die Anämie erfolgreich bekämpftwerden kann.

Da die Beträge von den betreffenden Biehbesihern, wie ich schon ausführte, erhoben
werden, bitte ich um unveränderte Annahme des Haushaltsplans.

VorsitzenderDr. Iarres: Sie haben den Auttag gehört. Das Wort zur Geschäfts¬
ordnung hat Herr AbgeordneterBamberger,

AbgeordneterBamberger: Meine Damen und Herren! Im Einverständnis mit den
anderen Fraktionen möchte ich Ihnen folgendenVorschlag zur geschäftsordnungsmäßigenBehandlung
der Punkte 2 bis 13 machen. Alle diese Punkte gehören inhaltlich zusammen. Ich glaube, wenn
wir inhaltlich zusammengehörendeFragen von großen Gesichtspunktenaus behandeln, so werden
die Anträge uud alles, was dazu gehört, sich leichter und kürzer erledigen lassen. Ich bitte, im
Interesse der Geschäftsführungmeinem Vorschlagezuzustimmen,alle diese Punkte miteinander zu
verbinden und gemeinschaftlich zn verhandeln.

Vorsitzender Dr. Iarres: Sie verstehen darunter die Punkte 2 bis 6 und 9 bis 13?
(Abgeordneter Bamberger: Ja!) Die Punkte 7 und 8 wollen Sie ausgenommen wissen?
(AbgeordneterBamberger: Nein, die können alle miteinander verbunden werden!) Sie empfehlen
also gemeinschaftliche Berichterstattungund Behandlung der Punkte 2 bis 13. Geschäftsordnungs-
mäßig habe ich gegen diesen Antrag nichts einzuwenden. Ich würde dann so verfahren, daß
zunächst die Berichterstatter hintereinander ŝprechen und dann die Erörterung eine gemeinschaft¬
liche ist. Sind Sie damit einverstanden? (AbgeordneterBamberger: Ja!)

Dann erteile ich das Wort zu
Punkt 3: Antrag des IV, Fachausschusses zu
I, dem Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaftlichen Ange¬

legenheiten
zunächst dem Berichterstatter,Herrn AbgeordnetenAlbers,

Abgeordneter Albers: Meine Damen und Herren! Im Auftrage der IV. Fachkom¬
mission habe ich die Ehre, dem Plenum des Prouinziallandtages folgendes vorzutragen.

Der Haushaltsplan, wie er vom Provinzialausschußin der Drucksache 1 auf Seite 26,
27 und 28 steht, ist vom FachausschußIV überprüft wordc«. Es hat sich nichts zu erinnern
gefunden. Daher bittet der FachausschußIV, daß der vorgelegte Plan unverändert genehmigtwirb.

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu Punkt 3: II. Anlage ^., Haushaltsplan für die
Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu Trier,

Anlage U, Haushaltsplau für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu
Kreuznach,

Anlage 0, Haushaltsplan für die Prouiuzial-Wein- und Obstbauschule zu
Ahrweiler für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923,

hat die BerichterstattungHerr AbgeordneterBergweiler.
Abgeordneter Bergweiler: Meine Damen und Herren! Die IV. Fachkommission hat

die einzelnen Etatspositionen der Weinschulengeprüft; es sind von niemandem Beanstandungen
erfolgt. Auf Befragen der Kommissionsmitgliedeihat der Referent der Provinzialverwaltung er¬
klärt, daß der Etat der Weinbauschulenmit äußerster Vorsicht aufgestelltworden sei.

Ich möchte besonders hervorheben, daß die Provinz keinerleiZuschuß zu den Weinbau¬
schulen zu leisten hat und daß auch noch stille Reservenvorhanden sind für den Fall, daß schlechte
Weinjahre eintreten. Das wertvollsteObjekt, das die Provinz in diesen Weinbauschulenhat, sind
die Weinberge in Kreuznach,mit deren Erwerb die Provinz ein glänzendes Geschäft gemacht hat.
Im ganzen sind im Etat dort 4 123 000 Mark in Einnahme angenommenworden. In Wirklich-
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teil ist im Mai dieses Jahres für zirka 8 Millionen Mark Wein versteigertworden (Hört! Hört!
rechts), und es lagern noch 16 Halbstück21er, und gerade die besserenSachen, die, wenn man
die heutigen Preise zugrunde legt, einen Wert von 2 — 3 Millionen Mark haben, sowie die 1921er
Creszenz der Weinbauschulein Trier.

Die Verwaltung hat erhebliche Verbesserungenin den Weinbauschuleuvorgenommenund
allein in Kreuznach einen neuen Gutshof im Werte von zirka 1 Million aus den laufenden
Mitteln erbaut.

Wenn der Etat der Weinbauschulenin den Einnahmen mit äußerster Borsicht aufgestellt
worden ist, fo mnß auf der anderen Seite inbetreff der Ausgaben gesagt werden, daß dieselben
gerade im Weinbau durch das rapide Steigen der Löhne und Materialien ganz unberechenbarsind.

Meine Damen und Herren! Ich kann Ihnen nur im Auftrage aller Mitglieder der
Kommissiondie glatte Annahme des Etats der Weinbauschuleuder Provinz empfehlen. (Bravo!)

VorsitzenderDr. Iarres: Punkt 4: Antrag des IV. und I. Fachausschusses
zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs, betreffend Betei¬
ligung des Prouinzialuerbandes an der Hilfsaktion zur Futtermittel-
beschaffung für Eifel und Hunsrück.

Hierfür sind zwei Berichterstatter, Herr Abgeordneter Simon und Herr Abgeordneter
Gessinger. Wollen beide Herren sprechenoder nur einer? (AbgeordneterSimon: Ich mache es
ganz kurz.)

AbgeordneterGessinger: Meine Damen und Herren! Es ist Ihnen bekannt, daß das
Jahr 1921 ein Mißjahr schlimmster Art für die Eifel und den Hunsrück war, weil wir fchon im
Herbst 1920 abnorm trockene Witterung hatten, der Winter 1920/21 nicht die nötige Feuchtigkeit
gebracht hatte und daran anschließenddann der heiße Sommer 1921 kam. Durch die Mißernte
des Sommergetreides, die vollständigeMißernte der Kartoffeln und der Hackfrüchte siud die Futter-
uerhältnissebei uns geradezu katastrophal geworden. Es wurde noch im Herbst soviel wie möglich
Stroh und auch etwas Heu gekauft, aber es war lange nicht genug, um das Vieh einigermaßen
zu füttern. Weil die Hackfrüchte, besondersKohlrabi, fehlten, mußte das Vieh einseitigmit Stroh
gefüttert werden; Heu hat ja vollständig gefehlt. Das Vieh hat auf die Dauer diese einseitige
und anormale Strohfütterung nicht vertragen können. Die Folge war, daß besonders Krankheiten
der Verdauungsorgane aufgetreten sind, die man früher nicht gekannt hat, und es mußte eine
größere Anzahl Vieh an Handelsleute verkauft werden, so daß wir im Februar-März eine Zeit¬
lang nichts anderes abstoßen konnten als minderwertiges Vieh. Aus dem Grunde hat es die
Regierung für nötig befunden, etwas Futtermittel zu beschaffen. Jetzt bittet der Provinzialausschuß,
daß sich die Provinz an dieser Futtermittelaktion beteiligen soll. Ich bitte Sie um unveränderte
Annahme des Antrages des Provinzialausschus'es.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der MitberichterstatterHerr AbgeordneterSimon.
Abgeordneter Simon: Meine Damen und Herren! Die Notlage, welche bestand, wurde

noch dadurchvergrößert, weil in diesem Frühjahr das Wachstum des neuen Futters sich so ungeheuer
verzögerte. Als dies festgestelltwurde, hat die Staatsregierung sofort diese Aktion eingeleitet.
Es ist wirklich dankenswert, daß es geschehen und daß es mit dieser Schnelligkeit geschehen ist.
Meine Damen und Herren, ich habe noch nie gesehen,daß eine Behörde mit derartiger Fixigkeit
eine solche Aktion einleitete. Es war kaum gedacht, da waren die Futtermittel schon im Rollen.

Namens des I, Fachausschusses habe ich Sie zu bitten, dem Antrage unbedingt zuzustimmen.
Vorsitzender Dr. Iarres: Wir kommenzu
Punkt 5: Antrag des IV. und I. Fachausschusses, betreffend Beteiligung

des Provinzialverbandes an der Hilfsaktion für die in 1921 und 1922 in
den hoch gelegenen Kreisen der Eifel und des Hunsrttcks eingetretene
Mißernte.

Berichterstatter ist zunächst Herr AbgeordneterGessinger.
AbgeordneterGessinger: Meine Damen und Herren! Im März dieses Jahres glaubte

man. daß nach dieser ersten Hilfsaktion allmählich wieder die Zeit käme wo es besser würde.
Ab« diese Hoffnung hat sich nicht erfüllt. Wir sind in einem zweiten'Mißjahr. Daß man
zwei MlfMhre aufeinander hat, ist bis jetzt noch nicht dagewesen. Daß wir dieses Jahr besonders
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einen völligenAusfall an Wintcrgetreidehaben, ist znnächst darauf zurückzuführen, daß unfere Boden
im vorigen Herbst durch den trockenen Sommer metertief weiter nichts mehr waren wie Staub.
In den hochgelegenen Teilen muh das Wintergetreide von Anfang September an bis um den
20, September gesät werden, Dann braucht es gutes Welter zum Wachsen. Wir müssen in
diesen hochgelegenen Teilen Saaten in den Winter bringen, die vollständig den Voden bedecken
und tief gewurzelt sind. Das war im vorigen Jahr nicht der Fall. Wir brachten die Körner
zur richtigen Zeit in den Boden, aber in dieser vollständig staubigen Erde blieben die Körner
liegen bis in den November Da ist mal etwas Regen gefallen, die Körner liefen noch auf und
standen gerade mit dem ersten Blatt. Da trat ein scharfer Winter ein. Trotzdem haben sich
die jungen Pflänzchen noch während des ganzen Winters gehalten, und wir glaubten noch Ende
Februar, die Pflanzen halten sich durchgehaltcn. Da bekamen wir aber Anfang März eine derartig
naßkalte Witterung, daß, nachdem diese Zeit vorüber war. ungefähr neun Zehntel der ganzen
Saat ausgehoben war. Der Frost hat die Saat mit den Wurzeln ausgehoben. Man hat noch
versucht, mit Stickstoffdünger nachzuhelfen. Aber dann bekamen wir im Monat April einen
trockenen, scharfen Nordostwind, sodaß wieder jede Bodenfeuchtigkeit herausgehobenwuide und jede
Entwickelungunmöglich war. Der gefäte Hafer ist wohl aufgegangen. Aber so steht er noch heute.
Sie können sich überzeugen: In der Eifel gibt es viele Bezirke, wo der Hafer in Wirklichkeit
nicht gemäht werden kann. (Sehr richtig! im Zentrum.) Seit der vorigen Woche kommt etwas
Feuchtigkeit. EZ kann sein, daß der Hafer jetzt durch Zweiwachs noch etwas Viehweide liefert,
aber znr Reife und Kölnerbildung kommt er nicht mehr.

Durch den trockenen Sommer und den fchlimmen Winter haben wir alle Kleearten verloren.
Sämtliche Kleealten sind zugrunde gegangen. Auf den Wieseuböoensind das Nntergras und alle
Kleearten fort. Als die Sache schlimm wnrde und durch die Organisation unser Herr Regierungs¬
präsident auf die Sache aufmerksamgemacht wurde, hat er sofort die nötigen Schritte gctin, und
schon Mitte Juni hat die ReichsgetreidestelleSachverständige in diese Bezirke geschickt, um fest-
zustelleu, ob die geschilderten Verhältnisse denn auch wirtlich vorhanden wären. Ich kann Ihnen
verraten, was diese Sachverständigen in Berlin für ein Gutachten abgegeben haben. Der Sach¬
verständige der Reichsgetreidestelle hat in Berlin ein Gutachten abgegeben,das folgendermaßenlautet:
«Die in der Eifel gewachsenen Getreide im Jahre 1922 sind vollständig unbrauchbar für Saat¬
getreide. Es muß unbedingt neues Scmtgetreide herbeigeschafft werden. Das wenige Getreide,
das dort noch gewachsen ist, reicht höchstens für die einheimische Bevölkerung zur Ernährung nach
bis in den Monat Dezember, sodaß spätestens vom 1. Januar ab die ganzen Bezirke versorgnngs-
bedürftig sind".

Betreffs Futter haben sie folgendes festgestellt:„Klee fehlt vollständig. Auf den Wiesen
fehlt jedes Untcrgras, es sind bloß einzeln gewachsene Schmielen. Diese zu Heu gesammelt,wird
kaum noch genügen, 20°/« des jetzt noch vorhandenen Viehes einigermaßendurchzuhungern".

Ich möchte betonen,daß unsere Viehbestände heute schon 35 bis 40°/» unter dem Normalen
sind, daß unsere Viehställc heute schon zur Hälfte leerstehenund daß jetzt durch dieses zweite Jahr
des Futtermangels die Geschichte noch viel schlimmer wild. „, . « ^ ^ . «>

Die Folge war, daß die Staatslegierung die bedrohten Bezirke durch eine Kommisston
bereisen ließ. Diese hat alle die Sachen vollständig bestätigt gefunden. Die Kommissionenhaben
selbst erklärt: Im Kreise Dann gibt es weite Striche, wo überhaupt nichts mehr gewachsen ist.
Die Folge dieser zweijährigenMißernte wirkt sich auch anders aus. Wir haben kleinere Bauern,
die jetzt ihre Kühe verkaufen— es sind schon viele bekannt, die sie verlaust haben — und gehen
iu die Industrie arbeiten. Schon früher hat die Eifel immer einen Prozentsatz jung« Leute in
die Industrie abgegeben. (Sehr lichtig! links.) Wie die Verhältnisse aber jetzt liegen, muß dies
katastrophal wirken. Es hat doch wirklich keinen Zweck, wenn jetzt die Leute aus der Eifel zur
Hälfte und noch mehr in die Industrie ziehen und ihre Felder liegen lassen würden. Dann
bekämenwir wieder den Zustand wie früher, daß guter Ackerboden liegen bleibt und Ginster und
Wacholder darauf wächst. Ich glaube, es liegt nicht im Interesse der Allgemeinheit, einen solchen
Bezirk, der vor dem Kriege wirklich schöne Erträge geliefert und die rheinische Bevölkerung immer
reichlich mit seinen Produkten mit ueisolgt hat, durch die Katastrophe der beiden letzten Jahre
dein Ruin entgegengehenzu lassen.
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Wenn Staats- und Reichsregierungdurch diese Mißständc, die durch die zweite Mißernte
drohen, in irgendeiner Form durch Bewilligung von Mitteln abzuhelfen suchen, so bittet der
IV. Fachausschuß,den Prouinziallandtag zu ermächtigen,die Provinz entsprechend ihrer Leistungs¬
fähigkeit in diese Aktion mit eingreifen zu lassen.

Ich bitte Sie, auch diesen Antrag unverändert anzunehmen (Beifall im Zentrum,)
Vorsitzender Dr. Zaires: Das Wort hat der Mitberichterstcittcr, Herr AbgeordneterSimon.
AbgeordneterSimon: Meine verehrten Damen und Herren! Der I. Fachausschußhat sich

auf deu Standpunkt gestellt, daß es dem Provinzialausschuß überlassenwerden soll, falls der Staat
die Aktion in Szene setzt, einzugreifenund zu beschließen, was geschehen soll. Es kann natürlich
nicht gewartet werden, bis der Landtag wieder zusammenkommt,weil sonst zu befürchtenist, daß
die Verhältnisse uns über den Kopf wachsen.

Namens des I. Fachausschussesschlage ich Ihnen vor, auch diesen Antrag anzunehmen.
VorsitzenderDr. Iarres: Punkt 6: Antrag des IV. und I. Fachansschusses,

betreffend Beteiligung des Provinzialverbandes an der Hilfsaktion für
die Erhaltung der Viehbestände am Niederrhein.

Dazu hat das Wort Herr Abgeordneter Gessinger als Berichterstatter.
Abgeordneter Gessinger: Meine Damen und Herren! Gerade der Niederrhein ist eines

der wichtigsten Gebiete, da er durch seine große Viehhaltung die Industriebezirke mit Milch ver¬
sorgt. Aber auch hier hat sich die abnorm trockene Witterung der letzten Jahre schädlich ausge¬
wirkt. Auch hier sind aus den sogenanntenFettweiden Hungerweidengeworden. Weil den dortigen
Besitzern nicht möglichist, durch Zukanf von Futtermitteln, befonders von Kraftfutter, ihren nor¬
malen Bestand cm Milchvieh zu halten, gehen auch dort die Viehbesitzer allmählich dazu über, ihre
Kuhbestände in ungesunder Weise zn verringern. Es wäre im Interesse der Milchversorgungdringend
geboten, auch dort Mittel nnd Wege zu schaffen,daß der Milchviehbestanddes Niederrheins auf
seiner normalen Höhe gehalten wird.

Ich bitte auch hier um unveränderte Annahme des Antrages,
Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat derMitbcrichterstatter, Herr Abgeordneter Simon,
Abgeordneter Simon: Meine Damen uud Herren: Auch hier schlägt der I. Fachaus¬

schuß vor, die Sache dem Provinzialausschuß zur Prüfung und Entscheidungzu übergeben. Ich
bitte namens des Fachausschussesum Annahme der Vorlage.

Vorsitzendervi-. Iarres: Punkt 7: Antrag des IV Fachausschusses, betreffend
anderweitige Regelung der Getreideablieferungspflicht.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHeuser.
Abgeordneter Heuser: Meine Damen und Herren! Nach dem einstimmigen Beschluß

der IV. Fachkommissionhabe ich Ihnen die Annahme der Ihnen vorliegenden Entschließung zu
den Ausführungsbestimmungendes nenen Getreideumlagegesetzeszu empfehlen.

Bei der großen Bedeutung dieser heißumstrittenen Frage muß ich wohl kurz auf die
Gründe eingehen, die zu der einmütigenStellungnahme des zuständigenAusschusses geführt haben.

Wie Ihnen vielleicht bekannt sein dürste, ist in den neuen gesetzlichenBestimmungen zur
Getreideumlcigeerfreulicherweiseeine wesentliche Erleichterung für den Kleinbesitz geschaffen in der
Art, daß Betriebe bis zu 40 Morgen nur dann ablieferungspflichtigsind, wenn die Getreide¬
anbaufläche»des betreffendenBetriebes über 8 Murgen Hinansgehen. So erfreulichan sich diese
Bestimmung ist und so sehr wir sie von unseren rheinischen Verhältnissen aus begrüßen, so kann
man sich doch der Talsache nicht verschließen,daß gerade aus dieser Bestimmung für die eigen¬
artigen Verhältnisseder Rheinprouinz besonders schwerwiegende Konsequenzensich ergebe« können.
Diese Konsequenzen haben ihren sachlichen Grund darin, daß der Anteil dieser kleinen, nunmehr
befreiten Betriebe im Verhältnis zur Gesamtflächeder Rheinprovinz viel größer ist als in jedem
anderen Provmzialverbcmd.

Es besteht die Gefahr, daß nun die Unterverteilung auf die einzelnen Betriebe in der
Art und Weise erfolgt — und die Gefahr hat sich nach den letzten Meldungen fast schon bewahr¬
heitet —, daß die Getreidemenge,um die die Ablieferungspflicht- der Kleinbetriebe erleichtertwird,
°en wenigen noch MieferungspflichtigenNetrieben allein aufgebürdet wird. (Sehr richtig! bei der
U. S. P.) Das ist ein Zustand, der innerhalb der Rheinprovinz die Möglichkeit der Durch-
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führung der Getreideumlage nach der einstimmigenAuffassungder IV. Fachkommission direkt aus»
schließen würde.

Bei der Begründung innerhalb der Fachkommissionist auf einzelne Fälle hingewiesen
worden. So wurde der Fall angeführt, daß in einer Gemeinde mit 1200 Morgen Grundbesitz
drei Betriebe — einer von 350 Morgen, einer von 100 Morgen und noch einer von 45 Morgen —
nach dem Inkrafttreten der neuen gesetzlichenBestimmungen allein noch ablieferungspflichtigsind.
Diese drei Betriebe würden in diesem Falle die gesamte Ablieferungspflichtder 1200 Morgen
großen Flur zu tragen haben. Meine Herreu, wenn Sie diesem Gedanlengang folgen, werden
Sie sich, glaube ich, auf den Standpunkt stellen, der in der Entschließuug Ihnen vorgelegt
worden ist. Es ist ausgesprochener Sinn der betreffendenEntschließung und der Wille des Antrag¬
stellers, der ich in diesem Falle war, die Möglichkeit für die Verwirklichungder Durchführung der
gesetzlichen Bestimmungendes Getreideumlageverfahrenszu geben und nach Möglichkeit zu erweitern.
Das ist der einzige Sinn, der dieser Entschließungzu Grunde liegt.

Deshalb bitte ich nochmals im Auftrage des Fachausschusses,sich auf den Boden dieser
Entschließungzu stellen. (Bravo! im Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Punkt 8: Antrag des IV. und I. Fachausschusses zu
dem Antrag des Abgeordneten Rulof u. a., betr. Hilfsaktion für
Unwetterschäden im Landkreise Trier.

Berichterstatter für den IV. Fachausschußist Herr AbgeordneterAlbers.
Abgeordneter Albers' Meine Damen und Herren! Das DrucksachenmaterialNr, 70

gibt Ihnen näheren Aufschluß über diesen Antrag. Demzufolge sind dort verschiedentlich schwere
Gewitter niedergegangenund haben die landwirtschaftlichenGebiete sehr schwer getroffen. Der
amtlichen Schätzung zufolge beläuft sich der Sachfchadenauf etwa 5 Millionen Mark und für die
Gebäude auf etwa 7 Millionen Mark, sodaß eine Gesamtsummevon etwa 12 Millionen Mark
errechnet worden ist. Eine ganz erheblicheAnzahl von Leuten geht ohne große Unterstützung
unweigerlich dem Ruin entgegen. Deshalb ist hier eine schnelle und dringende Hilfe notwendig.
Der IV. Fachausschußhat dieses einmütig anerkannt und bittet daher:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß ermächtigen, zu Prüfen und zu
entscheiden, ob und unter welchen Bedingungen und in welcher Höhe eine entsprechende
Beihilfe der Provinz bewilligt werden kann".

VorsitzenderDr. Iarres: Mitberichterstatter für den I. Fachausschuß ist Herr Abge¬
ordneter Simon.

AbgeordneterSimon: Meine Damen und Herren! Zur Begründung brauche ich wohl
nichts hinzuzufügen. Die Sache wird vom Provinzialausschuß geprüft werden müssen. Es wird
sich dann ja herausstellen, daß erhebliche Opfer gebracht werden müssen, wenn größeres Unglück
verhütet werden soll.

Namens des I. Fachausschusses bitte ich Sie, auch diesem Antrage zuzustimmen.
Vorsitzender Dr. Iarres: Punkt 9: Antrag des IV. und I. Fachausschusses

zu dem Antrag des Abgeordneten Schwitz u. a., betr. Hilfsaktion für
Unwetterschäden in dem der Eifel ungehörigen Teil des Kreises Mayen.
Berichterstatter für den IV. Fachansschußist Herr AbgeordneterAlbers.

AbgeordneterAlbers: Meine Damen und Herren! Von demselbenUnglück sind anch
andere Teile der Provinz betroffen worden, vor allem der Kreis Mayen. Auch hier hat das
Unwetter großen Schaden angerichtet. Auch hier ist Hilfe dringend am Platze. Der Fachaus¬
schuh IV bittet daher:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß ermächtigen, falls von der
Staatsregierung eine Hilfsaktion eingeleitet wird, zu prüfen und zu entscheiden,ob,
unter welchen Bedingungen und in welcherHöhe Beihilfen des Provinzialverbandes
bewilligt werden können".

Vorsitzender Dr. Iarres: Berichterstatter für den I. Fachausschußist Herr Abge¬
ordneter Simon.

AbgeordneterSimon: Meine Damen und Herren! Auch dieser Antrag wird Ihnen vom
I. Fachausschußzur Genehmigungunterbreitet, und bitten wir darum.

27
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VorsitzenderDr. Iarres: Punkt 10: Antrag des I, Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Unterstützung
der von der schweren Hagel- und Hochwasserkatastrophc Betroffenen im
Kreise Rheiubach durch die Provinz,

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterSimon,
AbgeordneterSimon: Mein Damen und Herreu! Sie alle wisfcn ja, daß vor einiger

Zieit über den Kreis Rheinbach mehrmals ein furchtbares Unwetter niedergegangenist, welches
enen ungeheuren Schaden verursacht hat. Es wird auch hier nötig sein, daß große, tragfähige

Schultern das Unglück abzuwendenhelfen, Reich und Staat beteiligen sich an der Aktion. Hier
handelt es sich vor allen Dingen darum, daß für ein großes Darlehen, welches aufgenommen
werden soll, seitens der Provinz die Haftung für einen Teil des Ausfalls übernommen werden
soll. Es ist vom Provinzialansschuß vorgeschlagen,15"/» des eventuellenVerlustes, der dadurch
entsteht, daß die Darlehen zum Teil nicht zurückgezahltwerden, zu tragen. Der I. Fachausschuß
schlägt Ihnen vor, diesen Betrag zu begrenzen, damit die Provinz weiß, bis zu welcher Höhe sie
engagiert ist. Er schlägt infolgedessen vor, eine Million festzusetzen.

Dann werden ja, wie Sie wissen, große Sammlungen veranstaltet, an der sich die Pro¬
vinz zweckmäßigerweise auch beteiligt. Es wurden 50 000 Mark vorgeschlagen. Der I. Fachaus¬
schuß schlägt jedoch vor, zu dieser Sammlung 75 000 Mark zu spenden unter der Voraussetzung,
daß der Staat das Gleiche tut.

Namens der I. Fachkommission bitte ich auch um Aunahme dieser Vorlage.
VorsitzenderDr. Iarres: Punkt 11: Antrag des IV. Fachausschusses zu dem

Bericht und Antrag des Provinzialansschusses, betreffend Erhöhung der
jährlichen Provinzialzuschüsse für die landwirtschaftlichen Schulen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterPfaff,
Abgeordneter Pfaff: Meine Damen und Herreu! Sie fiudeu in der Drncksache Nr. 48

eine eingehende Begründung für diesen Antrag. Es handelt sich nm eine Erhöhung der laufenden
Zuschüsse von 5000 auf 15 000 Mark nnter der Voraussetzung, daß der Staat ebenfalls seine
Zuschüsse erhöht.

Der IV. Fachausschußempfiehlt Ihnen Annahme der Vorlage.
VorsitzenderDr. Iarres: Punkt 12: Antrag des IV. Fachausschusses zu dem

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Beteiligung des
Proviuzialverbandes an der Bereitstellung vou Mitteln zur Förderung
von Bodeuverbesserungen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Stedman.
Abgeordneter von Stedmann: Meine Damen nud Herren! Es handelt sich bei dieser

Vorlage darum, einen größeren Betrag bereitzustellen,der zur Bodenverbesseruugdienen soll. Aus¬
gangspunkt dafür ist, daß die Stnatsregierung 300 Millionen Mark zu Bodenverbesserungenaus¬
geworfen hat. Ueberschläglichwerden als Anteil der Provinz etwa 750 000 Mark in Frage
kommen. Der Provinzialausschnß steht auf dem Standpunkt, daß, wenn mau mit der Aufbringung
von Provinzmitteln warten wollte, man damit zu spät kommen und kostbareZeit verloren gehen
könnte, und daß es deshalb schon jetzt Aufgabe des Provinziallandtags sei, auch seinerseitsMittel
für diese Zwecke bereitzustellen. Er hat zu diesem Zwecke 750000 Mark von Ihnen verlangt.

Meine Damen und Herren! Der landwirtschaftlicheFachausschußhat sich auf den Stand¬
punkt gestellt, daß diese Vorlage von weitgehenderBedeutung ist. Die Vorlage ist dazu bestimmt,
das Hilfswerk der deutschen Landwirtschaft zu nnterstlltzenund mit dazu beizutragen, unsere Volks¬
ernahrung sicherzustellen nnd sie, soweit wie möglich, vom Ausland «»abhängig zu machen. Der
Augenblick für eme solch weittragendeAktion ist an sich schlechtgewählt, denn die finanziellenMittel
sind leider Gottes aufs äußersteangespannt. Aber wir dürfen nicht zögern, wenigstensim Rahmen
des Möglichen in dieser Beziehung mitzuarbeiten.

Meine Damen und Herren! In der Aussprache über, den Antrag sind verschiedene Punkte
zur Sprache gebracht worden, welche ich als Berichterstatter dem Plenum unterbreiten soll. Es
hat sich ergeben, daß doch weit größere Flächen unserer Heimatprovinz sich für Meliorationen
eignen, als man gemeinhin annimmt. Als Beispiel wurde eine große versumpfteNiederung im
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Alftal genannt, welche durch Regulierung und Herstellung von Vorflnt nutzbar gemacht werden
könnte. Es wurde erwähnt, daß durch Zusammenlegungvon Wiesenstücken alle die Ränder, die
zwischen den einzelnen Wiesenstücken bei der Mäht sonst stehen bleiben, verwandt werden könnten,
und daß durch Zusammenlegung ein großer wirtschaftlicherVorteil entstehen würde. Es wurde
aber ganz besondersauf zwei Punkte hingewiesen,auf die ich das Augenmerkdes Plenums lenken
soll. Das eine sind die Verhältnissean manchen Stellen an der Mosel, vor allen Dingen Landstriche,
welche auf den Höhenrücken liegen, die fich nach dem Hnnsrück Heraufziehen. Es gibt Mosel¬
gemeinden, welche im Tal liegen und welche drei Wegestundennötig haben, um die weitab gele¬
genen Hecken und gestrüppartigenGebüsche,die auf der Höhe liegen, zu erreichen. (Hört! Hört!
rechts.) Diese Grundstücke liegen aber auf fruchtbarem Boden iu der unmittelbaren Nachbarschaft
von Gemeinden, welche auf der Höhe liegen und gern bereit wären, die Grundstücke zu kultivieren
und der landwirtschaftlichenBenutzung dienstbar zu machen.

Meine Damen und Herren! Wir haben es vermieden, in dieser Beziehung Anträge zu
stellen. Wir wollten aber seitens des Fachausschussesdie Behörden und alle diejenigen, welche
Einfluß iu diesen Gemeindenhaben, ersuchen, dahin zu wirken, daß zwischen diesen Gemeindenein
gütliches Uebereinkommenherbeigeführt wird, oamit die auf den Bergen gelegenen Gemeinden in
der Lage sind, pachtweise, also ohne Antasten des Eigentums der einzelnenGemeinden, die Land¬
striche nutzbar zu machen. Den Vorteil würden beide Teile haben: Es würde» die Talgemeinden
eine angemessene Pacht und Verzinsung erreichen,und den Berggemeindenwürde dadurch geholfen,
daß ihre Anbauflächevergrößert wird.

Ein zweiter Punkt, der besonderswichtig erscheint, ist der Hinweis darauf, daß es noch
Gemeindenin unserer Provinz gibt, in denen statt einer Melioration Entmelioration getrieben wird,
in denen Kulturland in Unland umgewandelt wird, wo stati-Bodenverbesserungeine Bodenver¬
wüstung eintritt. Es wurde dabei auf die großen Landstrichehingewiesen,welche besonders am
Vorgebirge dem Tagbau in Braunkohle dienen. Es wurde ferner auf Grundstücke hingewiesen,
welche zu Tonausbeutung in anderen Teilen der Provinz, besondersauch im Westerwald, dienen.
Es wurde erwähnt, daß unter Umständen das Vorgebirge in klimatischer Beziehung sich verändern
kann, wenn diese Wald- uno Vodenverwüstungenweiter andauern. Man stellte fich auf den
Standpunkt, daß dem dadurch begegnet werden kann, daß ein Gesetz oder eine Verordnung erlassen
wird, welche diejenigenBetriebe, die im Tagbau, sei es Ton, sei es Braunkohle, fei es Sand,
fördern, anhält, die ausgebeuteten Teile alsbald wieder einzuebnen, zum mindesten aber die
Bodenstrecken soweit wieder herzurichten, daß ein geordneterWaldbetrieb, wenn möglich, auch ein
geordneterAckerbetrieb ermöglichtwird. Diese Anregung soll vor allen Dingen der Stantsregiernng
und den kommunalenKörperschaftenals Anhaltspunkt dienen für Maßnahmen auf dem Verord-
nungs- oder gesetzgeberischenWege.

Was die Vorlage selbst anbetrifft, so empfiehlt der landwirtschaftliche Ausschuß dem Plenum
unveränderte Annahme der Bereitstellungvon 750000 Mark für diese Meliorationszmcke. (Beifall.)

Vorsitzender vr. Juries: Punkt 13: Antrag des IV. Fachausschusses zu dem
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betr. die Errichtung von
landwirtschaftlichen Schulen in Bonn, Bensberg und Polch nebst Iusatz-
antrag des Abgeordneten von Stedman.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterPfaff,
AbgeordneterPfaff: Meine Damen und Herren! Bezüglich des Antrages des Provinzial¬

ausschusses auf Errichtung von landwirtschaftlichenSchulen in Polch, Bonn und Bensberg empfiehlt
Ihnen der IV. Fachausschuhunveränderte Annahme der Vorlage.

Neben diesem Antrage des Provinzialausschussesläuft ein Zusatzantrag des Herrn Abge¬
ordneten von Stedman, der die Neueinrichtung einer Schule in Coblenz wüufcht. Nach diesem
Iusatzantrage soll der Provinzialausschuß ermächtigt sein, sofern die Voraussetzungenin Coblenz
zur Errichtung der Schule gegeben sind, die laufenden oder üblichen Zuschüsse, die die Provinz
überhaupt zu den landwirtschaftlichenSchulen gibt, auch hier während des kommenden Rechnungs-
lahres zu geben, ohne Anhörung des Landtags.

Die Verhältnissefind dort ungefähr folgende: In Coblenz besteht schon seit längerem das
Bestreben, eine landwirtschaftliche Schule zu errichten. Meistens scheiterten die Bestrebungenan den

2?»
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baulichenVerhältnissenoder an dem Raummangel, Schon mehrere Male muhte ein neues Projekt
ins Auge gefaßt weiden, weil die zur Verfügung stehenden oder in Anspruch genommenenRäume
von der Besatzungsbehördezu anderen Zwecken gebraucht wurden. Es besteht aber Aussicht, daß
im laufenden Rechnungsjahre die Frage auch hinsichtlichder Raumgestellung gelüst weiden kann.
Es wird gewünscht, daß dann der Proviuzinlausschuß aus sich heraus die Ermächtigung hat, die
laufenden Zuschüsse auch dieser noch zu errichtendenSchnle in Cublenz zu geben.

Der IV. Fachausschußempfiehlt Ihnen auch die Annahme des Zusatznntrages des Herrn
Abgeordnetenvon Stedman.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir kommen nnnmehr zur gemeinschaftlichen Beratung der
Punkte 2 bis 13, also des ganzen landwirtschaftlichenProgramms. Ich mache aber darauf auf¬
merksam,daß selbstverständlich die Erörterung sich nur ans Punkte beziehen kann, die hier auf der
Tagesordnnng stehen.

Das Wort hat zunächstHerr AbgeordneterVöllig.
AbgeordneterVöllig: Meine Damen und meine Herren! Ich schließe mich den Ausfüh¬

rungen des Herrn Referenten der IV. Fachkommission bezüglich der Getreideumlage vollinhaltlichau
und möchte dazu noch bemerken,daß inzwischen bekannt gewordenist, daß das Umlagesoll, welches
die Rheinprovinz aufbringen muß, 100 000 t beträgt. Dieses Umlagcsoll ist unter Berücksichtigung
der tatsächliche» Verhältnisse unerfüllbar. Eine umso höhere Bedeutung gewinnt der Antrag, der
eben zur Verlesung gebracht worden ist, wenn Sie berücksichtigen wollen, daß nicht allein durch
die Hercmfsetzung der Freigrenze von 4 auf 8 Morgen Getreideanbauflächedie Rheinlande besonders
ungünstig gestellt sind, sondern daß weiter dadurch, daß im vergangenenFrühjahr im Durchschnitt
in der Rheinprovinz 30—40°/o der Wintersaaten umgepflügt werden mußten und durchweg der
Ersatz in Haferbestellunggefunden' worden ist nnd der Hafer wohl in diesem Jahr — ich sage
nicht zuviel — in 75—80«/« der gesamten Felder der Rheinprrvinz eine schlechte bis vielfach
Fehlernte bringen wird, so werden Sie zugebeu müssen,daß dieses hohe Umlagesoll in der Rhein¬
provinz lediglich von der verminderten Anbaustäche von Weizen, Roggen und Gerste getragen
werden müßte. Ich bin überzeugt, daß in sehr vielen Fällen das Umlagesoll bei Beanspruchung
der gesamten Ernte bei den genannten Getreidearten nicht erübrigt werden kann. (Hört! Hört!
im Zentrum.)

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir im Anschluß daran zur weiteren Be¬
gründung der Notwendigkeit,mit allen Mitteln darauf hinzuwirken,daß die Umlage heruntergesetzt
wird, mit einigen Worten auf die Ausführungen des Herrn AbgeordnetenHaas in der Sitzung
vom vergangenenDienstag einzugehen.

Ich sage nicht in bezug auf die Redner dieses Hanfes, sondern nur im allgemeinen: Es
ist ein Unglückfür die Landwirtschaft, daß sie an und für sich zu viele Sachverständigehat, die
mit ihrem sachverständigenRat in allen möglichen Dingen die Landwirtschaft immer unterstützen
wollen. (Sehr richtig! im Zentrum.) Die Landwirtschaft ist, ebenso wie jeder andere Beruf,
neben der praktischen Betätignng heute auch eine wissenschaftlicheVetatigung geworden. Wenn in
diesem Raume ein Mediziner an meiner Stelle stände und über einen verwickelten Fall der Medizin
reden würde, so würden bei der Entgegnung sich sehr wahrscheinlich nur ein oder zwei Mediziner,
die hier sind, zum Worte melden, und, wenn ein Jurist eiuen verwickelten juristischen Fall hier
vortragen würde, so würden sich nur die Juristen hier zu diesem Fall äußern. Aber, meine
Herren, wenn ich als Landwirt von dieser Stelle spreche, so bin ich überzeugt, daß in diesem
Hause ein großer Prozentsatz — ich will ihn nicht zahlenmäßig nennen — die Dinge mindestens
1° Mft zu verstehen glaubt wie die, die seit 20, 30 oder 40 Jahren in der landwirtschaftlichen
Praxis stehen. (Lebhafte Zustimmung im Zentrum.) Ich muß dies nur um deswillen, frei von
jeder Polemik fre, von jedem Anspielen auf die Verhandlungen in diesem 5ause, sagen, weil aus
dieser Tatsache heraus die vielen schiefen Urteile über die Landwirtschaft in die Welt kommen.
(Sehr nchtlg! im Zentrum).

. Herr Kollege Haas bezog sich in feinen Ausführungen auf eine Notiz in der Kölnischen
^oltszecknng vom 1. April 1922, die sich mit der Steigerung der Getreidepreisebefaßte. Es
wurde festgestellt, daß die Preise für Weizeu auf das 78fache, für Roggen auf das 69fache, für
Kartoffeln auf das 54fache gestiegen sind, daß dagegen die Löhne nur auf das 30fache gestiegen
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seien, also im Durchschnitt eine Steigerung der Preise für die Produkte um 60°/a und eine
Steigerung der Produktionskostenum 30°/o. Ergo: Die Landwirtschaftverdient ein ganz uner¬
meßlichesGeld. Herr Kollege Haas sagt aber weiter: Ich stelle mich ganz auf den Boden dieser
Ausführungen. — Vergleiche Stenogramm —. Gestatten Sie mir demgegenüber einige rein sachliche
Ausführungen: In dem Augenblicke,als die Kölnische Volkszeitung am 1. April diesen Artikel
schrieb, konnte man nicht annehmen, und wir Landwirte, die wir im allgemeinenetwas gutgläubig
sind, konnten vor allem nach den Versprechungen,die uns gemachtworden waren, nicht erwarten,
daß eine Getreideumlage kommen würde. Aber wenn sie kam, konnten wir noch viel weniger
annehmen, daß die Preisfestsetzungsich in dieser Weise vollziehenwürde. Ich muß es dem Herrn
AbgeordnetenSlcgerwald hoch anrechnen,daß er offen und ehrlich gesagt hat: Die Preisfcstfetzung
ist nicht nach wirtschaftlichen,sondern nach politischenGesichtspunkten erfolgt. Ja, meine Herren,
wenn wir wirtschaftliche Fragen nicht entpolitisieren, wenn wir nicht dazu kommen, daß wir wirt¬
schaftliche Fragen aus rein wirtschaftlichen Gesichtspunktenbetrachtenund entscheiden, dann werden
sie immer falsch entschieden. (Sehr richtig! im Zentrum.) Ein Schulbeispielfür diese meine
Behauptung ist das, daß seit dem Tage, wo der Reichstag das Gesetz über die Umlage mit diesen
Preisen verabschiedet hat, die Verhältnisse sich so grundlegendgeändert haben, daß ich glaube, daß
heute von denen, die vor vier Wochen diesem Gesetze zugestimmt haben, ein großer Teil den
Preisen, wie sie für das erste Tertial festgelegt worden sind, heute nicht mehr zustimmenwürde.

Meine Herren! Ich muß bei diesen Ausführungen kurz bezüglich unseres Reichsrats¬
mitgliedes, des Herrn Schumacher, folgende Feststellungenmachen:

Als die Reichsiegierungdas Umlagegesetz dem Rcichsrat zustellte, enthielt es weder eine
Bestimmung über die Freigrenze, noch eine Bestimmung über den Preis. Unter Begründung und
Hinweis auf diese beiden Mängel hat Herr Abgeordneter Schumacher dagegen gestimmt. (Bravo! rechts.)
Danach sind im Reichslagedie Verhandinngen gepflogen worden, und auf Grund eines Kompromisses
ist das Umlagegesetzzustande gekommen. Herr Schumacher würde im Reichsrate für ein Gesetz,
wie es heute besteht, gestimmt haben.

Meine Herren! Nun gestattenSie mir, Ihnen einmal Produktionskostenund Preise, wie
sie tatsächlich sind, vorzutragen, Zahlen, die ich hiermit, wenn ich sie vortrage, ja der breitesten
Oeffentlichkeit übergebe und von denen ich den Wunfch hätte, daß sich möglichstviele Kreise an
ihrer Rachprüfung zur Kritisienmg oder Widerlegung beteiligen möchten.

Ich teile die Ausgaben in einem landwirtschaftlichenBetriebe in fünf große Gruppen:
Ausgaben für Löhne, Ausgaben für Kunstdünger, für Kraftfutter, für Ergänzung uud Instand¬
haltung von lebendem und totem Inventar — hierin einbegriffendie Abschreibungen — uud dann
die Pacht, die der Pächter an den Besitzer zu zahlen hat.

Die Löhne haben nicht, wie es am 1. April in dem Artikel der Kölnischen Volkszeitung
hieß, eine Steigerung um das 30fache erfahren, sondern heute um das 45fache für den einzelnen
Arbeiter in seinen Gruppen. Aber für den Gesamtbctriebbetragen die Ausgaben an Löhnen das
52 bis 55 fache.

Der Kunstdünger, die zweite Gruppe, ist gestiegen:
beim schwefelsauren Ammoniak von 2600 Mark den Waggon auf 158 000 Mark, das 60fache,
bei Natron-Salpeter, dem Ersatz für den früheren Chile-Salpeter von 2100 Mark

auf 152 000 Mark, .................. das 72fache,
beim Kalifalz von 800 Mark auf 35 000 Mark, ........... das 44fache,
beim Thomasmehl von 400 Mark auf 39 000 Mark, ......... das 97fache.
Der Durchschnitt diefer Gruppe ist auf das 68'/4fache gestiegen. (Abgeordneter Haas:
Wann war das?) Jetzt. (Abgeordneter Haas: Der Dünger ist schon längst im Boden, er ist
doch im Frühjahr hineingekommen!) Ich komme darauf gleich noch zurück; beruhigen Sie sich,
es wird nichts vergessen.

Dann komme ich zu der dritten Gruppe, den, Kraftfutter. Das Kraftfutter ist wie folgt
«estiegen:
der Waggon Leinmehl von 1450 Mark auf 235 000 Mark, ....... das 162fache,
der Rapikuchen von 900 Mark auf 155000 Mark, ......... das 1?2fache,
(Hört! Hört! im Zentrum.) die Kleie von 1100 Mark auf 145000 Mark.
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Seit dem Tage, wo wir uns hier unterhielten, ist noch eine Steigerung von 15 000 Mark
den Waggon hinzugekommen,das 134fache. Bei der Kleie möchte ich sagen, was ich neulich schon
durch einen Zuruf gesagt habe: Der Waggon Umlageweizenerbringt 74 000 Mark und der Waggon
Kleie, die Schale des Weizens, kostet 145000 Mark, (LebhafteRufe: Hört! Hört! im Zentrum.)
Meine Herren, wenn Sie in dieser Gruppe die Steigerung auf die Einheit lningen, haben Sie
das 156 fache.

Ich komme zur vierten Gruppe: Ergänzung und Instandhaltung von lebendem und
totem Inventar, hierin einbegriffen die Abschreibung. Die Steigerung betragt das 95fache.
Ich will auf all die Einzelheiten nicht eingehen; nachher wird noch einer sprechen, der darauf
zurückkommen wird.

Nun, meine Herren, damit Sie sehen, wie objektiv ich bin, zum Pachtpreise. Der Pacht¬
preis wird ja heute im allgemeinen festgesetzt, indem eine bestimmteKilozahl Weizen pro Morgen
au den Verpachtet resp, deren Wert abzuliefern ist. Ich gebe zu, daß, wenn ich diese Kilozahl
Weizen zum heutigen Weizenpreisein Relation bringe und umgekehrt im Jahre 1914 — das
sind ja die Jahre, die wir gegenübergestellthaben — dieselbe Weizenmenge zum damaligen Pacht¬
preise, so hat der Pachter in diesem Verhältnis einen gewissenVorteil, Ich konzediereIhnen,
daß Sie mit Rücksicht darauf von der Steigerung der gesamten fünf Gruppen, die im Durchschnitt
das 92fache vom Jahre 1914 beträgt, einen Abstrichvon 7°/° machen. Das würde also für die
Verpachtungmit Rücksicht auf die Menge Getreide, die als Pachtpreis abgegebenwird einen Abstrich
von 35°/n gegen 1914 betragen. Dann finden Sie, daß die Steigerung der Produktionsmittel
im Durchschnittdas 85fache vom Jahre 1914 beträgt. (Hört! Hört! im Zentrum.)

Ich darf noch kurz dazu bemerken, daß wohl niemand in diesem Hause ist, der nicht
wissen sollte, daß die Produktionskraftder Böden die des Jahres 1914 noch lange nicht erreicht hat.
(Sehr wahr! rechts.) Die Gründe dafür sind ja hinlänglich bekannt. Das Bestreben, auf den
Stand von 1914 zu kommen, ist allgemein. Ich komme noch darauf, woran es liegt, daß die
Fortschritte bis heute nicht entsprechend gewesen sind.

Wie sind nun die Preise für landwirtschaftlicheProdukte gestiegen? Meine Damen
und Herren, ich will ein Beispiel wählen, von dem Sie nicht sagen dürfen, daß es zu meinen,
des Referenten, Gunsten gewählt wäre. Ich will sagen: 60°/» des Getreides weiden durch die
Umlage erfaßt, und 40°/„ sollen im freien Markte verkauftwerden können. Der Preis für Weizen,
Roggen und Gerste für das erste Tertial beträgt 700 Mark pro Doppelzentner für das Umlage-
getreide, davon 60°/u — 420 Mark, und ich konzedierefür den freien Weizen, für diese 40°/°,
einen Durchschnittspreisvon 1800 Mark ---- 720 Mark, dann haben Sie einen Erlös pro Doppel¬
zentner Brotgetreide von 1140 Mark; gegenüber dem Durchschnittspreisefür Weizen und Roggen
von 1914 mit 20,10 Mark das 57fache an Steigerung.

Ich komme zur Kartoffel. 1914 kostete die Herbstkartoffel 3.60—4,20 Mark, Winterkartoffcl,
frei Keller. Ich will Ihnen einmal einen Preis nennen— damit schädige ich in etwa meine Ausfüh¬
rungen, ich bin ja auch nicht Prophet darin, daß kann keiner sein —: Wenn man die Herbstkartoffel
zwischen 200 und 250 Mark ansetzt, wird man den tatsächlichen Verhältnissen, wie sie sich dann
ergeben, ziemlich nahekommen. Ich will 250 Mark einsetzen, für meine Berechnung ungünstig.
Dann haben Sie eine 60 fache Steigerung.

Die Rübenpreise — das dritte Hauutvrooukt in den landwirtschaftlichenBetrieben, welches
verkauft wird — sind für den Herbst noch nicht festgelegt. Aber soviel weiß man heute, daß der
Preis gegenüber38 Mark im vergangenen Jahre sich wohl um 55-60 Mark herum belaufen
wird, gegenübereinem Preise von 1914, je nachdem die einzelnenFabriken abschnitten, von 1,05
bis 1,10 Mark; das 52 fache der Steigerung.

Icun komme ich zu einem großen Einnahmeposten in der Landwirtschaft, dem auf der
anderen Seite schon, wie Sie gesehen haben, durch die Kmftfutterpreise ein viel, viel größerer Aus¬
gabepostengegenübersteht, zn dem Erlös aus der Milch. 1914 kostete die Milch 17 Pf. pro Liter
^ ich nehme da die Durchschnittsqualität—, heute 8.60 Mark, eine Steigerung um das 51 fache.

(Zuruf lmks: Die Milch kostet heute 11,20 Mark!) Ich kaun nur die Kölner Verhältnisse, die
mir naheliegenberücksichtigen; dann würden Sie also sagen, das 65 fache. Das wird bei meiner
Berechnung nicht viel ausmachen. Ich kann doch nicht Ihre Verhältnisse annehmen, (Abgeordneter
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Dr. Saaßeu: Das sind Kleinverkaufspreise!) Meine Herren, ich spreche ja hier von Produktions¬
kosten und Produktionspreisen,wie letztere der Landwirt für seine Produkte erhält.

Nun zum Fleisch. 1914 betrug der Preis für Rindvieh 45 Pf, das Pfuud Lebend¬
gewicht,heute beträgt er 36 Mark, eine Steigerung um das 80 fache.

Sie habeu also im Durchschnitt eine Steigerung der Produktionsmittel um das 85 fache
und eine Steigerung der landwirtschaftlichenProdukte um das 61 fache. Ich bitte, diese beiden
Zahlen festzuhalten.

Meine Herren, Sie werden berechtigterweise fragen können: Wie kann dann die Land¬
wirtschaft überhaupt uoch in diesem Augenblick ihren wirtschaftlichen Betrieb aufrecht erhalten, wenn
du uns hier vorrechnest, wieviel sie verliert? (Zuruf links: Sie lebt vom Verlust!) Jawohl, Sie
verstehenes ganz genau; Sie haben die Dinge richtig erfaßt. Meine Herren, ich habe früher in
den verschiedensten Versammlungenzugegeben,daß in den Jahren 1916, 17, 18 und 19 gewisse
Rücklagenbei der Landwirtschaft möglich waren. Wenn Sie aber immer von den großen Gut¬
haben, die die Landwirtschaft bei ihren Sparkassen und Banken hatte, hier sprachen, dann habe
ich stets gesagt: Wieviel Erlös aus liquidiertemWirtschaftsinventar steckt in dieser Summe? Erst
daun kommen wir zur Gefundung, wenn der letzte Pfennig, der aus liquidierten: Wirtschafts¬
inventar auf die Kafse gebracht worden ist, wieder in dem Betriebe angelegt ist. (Sehr richtig!
im Zentrum.)

Herr Kollege Haas sagte eben in einem Zwischenruf, Sie nehmen die Preife von heute.
Ja, Herr Kollege Haas, ich werde Ihueu beweisen, daß, wenn die Landwirtfchaft nicht aus ihren
Produkten soviel erzielt, daß sie die Vorauslagen in dieser sprunghaft steigenden Teuerung aus
ihrem Betriebe für die zu Felde stehende neue Ernte nehmen kann, dann wäre fie am Ende ihres
Lateins. Der intensive Betrieb in der Landwirtschaft ist nur dann zu führen, wenn die Land¬
wirtschaftBetriebsmittel in ausreichendem Maße hat. (Sehr richtig! im Zentrum.) Meine Damen
uud Herren, daß dieser Zeitpunkt schon überwunden ist, erkennen Kenner längst. Der Uebergang
zur extensiven Wirtschaft vollzieht sich schon. (AbgeordneterDr. Köttgen: Leider!) Nicht weil die
Landwirtschaft die intensive Wirtschaft sabotieren will; nein, der Stolz des Bauern ist es, intensiv
zu wirtschaften(Abgeordneter Dr. Köttgen: Sehr wahr!), aber um deswillen, weil ihre wirtschaft¬
lichen, ihre finanziellen Mittel in vielen Fällen nicht mehr ausreichen, um so iuteusiv zu wirt¬
schaften, wie es notwendig ist. Verfolgen Sie die neuerlicheSteigerung von Hypotheken,die in
den Jahren 1916, 17, 18 und 19 stark getilgt waren. Es ist wieder eine Zunahme von 221
Millionen eingetreten. Gehen Sie zu den Spar- und Darlehnskaffen, gehen Sie zu den landwirt¬
schaftlichen Bezugs- und Abfatzgenossenschaften und erkundigen Sie sich dort; dann hören Sie, daß
schon eine ganze Reihe von mittleren Landwirten in diesem Jahre nicht mehr so düngen konnte,
wie es notwendig war, weil ihnen die Mittel dazu fehlten. (AbgeordneterVielen: Sehr richtig!)

Nun dazu noch eins. Wenn der intensive Betrieb mehr in die Form des extensiven zurück¬
geht und im extensiven Betrieb auf derselben Fläche nur noch 50 Arbeiter beschäftigtwerden, wo
beim intensiven Betrieb 100 tätig waren, wenn dann, falls die Zeichender Zeit nicht trügen, daß
die Industrie anfängt zurückzugehenund nun in dem Augenblicke aus der Landwirtschaft große
Mengen Arbeitskräfte, die dort nicht mehr beschäftigt werden können und tue die Industrie eben¬
falls nicht mehr beschäftigenkann, entlassen werden, dann, meine Herren, tue Sie die Vertreter
der Arbeiterschaftsind, meine ich, würden doch Dinge entstehen können, an die wir alle kaum zu
deuten wagen. Darum ist alles zu tuu, damit der intensive Betrieb der Landwirtschaft aufrecht
erhalte» werden kann. Für den Einzelnen kann der extensive Betrieb vorteilhafter sein; er ist es
heute schon in manchen Fällen. Für die Gesamtheit aber ist nur der intensiveBetrieb vorteilhaft,
weil wir dadurch mehr Nahrungsmittel erzeugenund vom Auslande unabhängiger werden. (Abge¬
ordneter Dr. Köttgen: Sehr richtig!)

Meine Herren! Wenn Sie heute auf der Gillbach oder im Iülicher Lande ein Gut von
300 Morgen fchuldenfrei besitzen, und im Laufe des Jahres bekommen Sie Schwierigkeitenbezüg¬
lich der Betriebsmittel — sie reichen nicht mehr aus — danu gehen Sie zur Landesbank oder zu
einer der anderen Sparkassen und suchen dieses Gut zu beleihen. Und was bekommen Sie dann
für die allerbesten Böden pro Morgen? Als Höchstbeleihung1400 Mark pro Morgen (Abge¬
ordneter Dr. Köttgen: Hört! Hört!), also 420000 Mark für die 300 Morgen. Dann gehen Sie
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zurück iu Ihren Betrieb und kaufen einen Waggon Leinmehl und einen Waggon Ammoniak, Dann
halten Sie noch 10 000 Mark übrig, (AbgeordneterDr, Köttgen: Hört! Hört!)

Meine Herren! Die Verpflichtungdes Landwirts, die Verpflichtungder Scholle, wie es
so manchmal genannt wird, erkennen wir voll und ganz in dem Sinne an, daß die Landwirtschaft
ihr Bestes tun soll, um aus dem Boden herauszuholen, was möglich ist, um die Nöten des Volkes,
die Nahrungsmittelschwierigkeitenmöglichst zu lindern. Aber, meine Herren, diese Verpflichtung
der Scholle kaun ich dann nicht anerkennen, wenn es sich um die Existenzfrage des Einzelnen
handelt. Dann liegt doch die Gefahr nahe, daß er den intensiven Betrieb verläßt und zum
extensive« übergeht, um eben seine Scholle zu erhalte». (AbgeordneterDr, Köttgen: Sehr wahr!)

Meine Herren! Die Schwierigkeitender Lebenshaltung in den großen Städten kenne ich
ganz genan, und ich bedaure lebhaft, daß es so ist. Ich glaube, tausend und abertausend Land¬
wirte möchten mit mir, daß wir in der Lage wären, Ihnen diese Nöten des Lebens erträglicher
zu machen. Wenn vom Wucher gesprochenwird, so sage ich: Der Wucherer ist für jeden
anständigen Menschenein Lump, ein Verbrecher, er mag sitzen, wo er will. Wenn ein einzelner
Landwirt gewuchert hat, ist er in unseren Augen der gemeine Verbrecher, der gemeine Lnmp
(Abgeordneter Dr. Köttgen: Bravo!) Aber wenn der einzelne das tut, darf man der Landwirt¬
schaft im allgemeinenkeinen Vorwurf daraus machen, wie es leider heute nur allzu oft vorkommt.
Meine Herren, wir sitzen doch alle auf einem Ast, Produzenten und Konsumenten,und wenn dieser
Ast abgesägt wird, dann stürzen beide; aber der Konsument stürzt am tiefsten. (Sehr richtig!
im Zentrum.)

Darum, meine Herren, meine ich, uud damit schließe ich: Wir wollen suchen, in gemein¬
schaftlicher Arbeit und in sachlicher Aussprache, wen» wir Meinungsverschiedenheitenhaben, uns
zusammenzufinden. Das darf ich Ihnen vor allem für die rheinische Landwirtschaft sagen: Sie
wird ihr Bestes tun, um an Nahrungsmittel« zu erzeugen, was möglichist, und sie wird immer
und immer wieder Wucherer, die iu ihren Reihen aufkommensollten, so bezeichnen und behandeln,
wie ich sie eben charakterisierthabe, als Lumpen und gemeine Verbrecher, Dagegen erwarten wir,
daß die Angriffe gegen "die Allgemeinheit der Landwirtschaftaufhören, denn sonst ist ein einträg¬
liches Zusammenarbeitennicht möglich, und nur in der Zusammenarbeit, wenn sie noch möglich ist,
liegt unser Aufkommen. (Lauter Beifall bei den bürgerlichenParteien. Glocke des Vorsitzenden.)

VorsitzenderDr, Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterBamberger.
AbgeordneterBamberger: Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordneter Völlig

hat die Landwirtschaft als ein gelerntes Handwerk bezeichnet. Er hat damit unserer Auffassung
nicht widersprochen. Auch wir betrachten die Landwirtschaft, ebenso wie jeden anderen technischen
Beruf, als einen Beruf, der unbedingt erlernt werden muß. Das ist ganz selbstverständlich.
Darin trennen sich unsere Auffassungen zunächst überhaupt nicht. Meine Damen und Herren,
was uns trennt, find die Grundsätzlichkeitenin der Auffassung. Gestatten Sie mir einige Worte
zur Materie.

Ich komme aus einer Großstadt, Herr Kollege Völlig vom Lande. Wenn man seine
Rede gehört hat, so sollte man zunächst meinen, der landwirtschaftliche Stand sei der Stand, der von
allen Ständen am meisten Not zu leiden habe. Man kann wirklich geradezu vom notleidenden
Landwirt sprechen, wenn man diese Ausführungen gehört hat, und Herr Kollege Völlig hat ja auch
selbst das eigentümlicheseiner Ausführungen verspürt, als er jagte: Sie weifen jetzt gewiß die
Frage auf: Wie kann der Landwirt überhaupt noch bestehen? Ein Finanz- und Wirtschaftspolitik«
unserer Zeit sagt ganz mit Recht: Es leben im deutschen Reiche augenblicklich zwei Nationen, die
einander nicht verstehen und einander nicht verstehen können. Diese beiden Nationen sind, wenn ich
es so ausdrückendarf, der Verbraucher auf der einen und der Erzeuger auf der anderen Seite.
Meine Damen und Herren, der Kampf ist erbittert, er wird tagtäglich erbitterter.

Herr AbgeordneterVöllig hat nicht gegen die Zwangsbewirtschaftungund auch nicht gegen
das, was hinter uns lugt, im allgemeinengesprochen. Aber aus all den Worten klang doch der
Tadel der Zwangswirtschaftund alles dessen, was hinter uns liegt, heraus, wenn es auch nur ganz
fem zu beobachten war. Meine Damen und Herren, wenn man aber aus einer Großstadt kommt,
dann kann man ganz gegenteilige Erfahrungen machen. Ich kann Ihnen sagen. Herr Abgeordneter
-Uolllg, daß wir vor kurzem in unserem Stadtparlament von der äußerste»Rechtenbis zur äußersten
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Linken wieder etwas aefordert haben, was auf Zwangsbewirtfchaftuugder Kartoffeln, Zwangs»
bewirtschaft«««, des Zuckershinausläuft. Ich darf Ihnen vielleicht noch erzählen, daß mich kürzlich
eine Frau angehalten und gebetenhat, wir möchtendoch auch dafür sorgen, daß die Zwangsbewirt-
fchaftung wieder eingeführt werde, denn sonst werde einer Familie mit schmalemEinkommender
Haushalt einfach unmöglich weiden. So liegen bei uns die Verhältnisse in den Großstädten.
Und, meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur sagen: Wenn es so weitergeht, dann wird
es noch immer schlimmer werden.

Nun hat Herr Abgeordneter Völlig die Landwirtschaft zu verteidigen gesucht. Das ist
sein gutes Recht, und wir können seine Verteidigung in dieser Beziehung verstehen. Aber noch
lange nicht in allem. Unsere grundsätzlicheAuffassung ist ja eine ganz andere. Wir sagen:
Der Boden gehört der Allgemeinheit,er kann nicht dem Einzelnen gehören, er kann nicht Privat«
besitz sein. Meine Damen und Herren, der Bauersmann aber hat das Monopol, und diese
Monopolstellung können wir ihm nicht zubilligen, sie ist ein Unrecht. Der Landwirt hat auch
sein Monopol gründlich ausgenutzt. Die Zahlen des Herrn Abgeordneten Völlig in allen Ehren.
Aber ich kann ihm demgegenüberwieder etwas anderes sagen. Der Landwirt hat nach Berechnung
vieler Finanzpolitiker einen bedeutenden Teil des Gold- und Silbervorrates, der unserer Volks¬
wirtschaft entzogeilist, in feinem Besitz, Ein bürgerlicherPolitiker fogar rechnet die Papiergeld¬
mengen, die durch den Landwirt dem Geldverkehrentzogen werden auf 40 bis 50 Milliarden Mark.
Meine Herren, bedenken Sie, die Schätze, die dadurch dem Umlauf entzogen werden, sind so
bedeutend,daß ihr Fehlen viel mit beigetragenhat zu dem Finanzelend, das wir augenblicklich im
Staate haben. So liegt die Sache und nicht anders.

Wenn in seiner Etatsrede mein Freund, der Herr Abgeordnete Hoffmann, gesagt hat:
Das Interesse des Landwirtes ist immer dem Intereffe der anderen Gesellschaftsklassen entgegen»
gesetzt, so hat er vollkommen recht, denn je knapper die Nahrungsmittel gewesen sind, desto glänzender
war die Lage des Landwirts. Meine Damen und Herren, das ist doch klar — Herr Völlig gab
es auch, bedingt wenigstens, zu —, daß die Hypothelenbewegungauf Seiten der Landwirtschaft
in den letzten Jahren eine ganz andere gewesen ist als vor dem Kriege. Vor dem Kriege waren
mindestens 25°/o unserer Landwirtschaft verhypothekt, Heute ist das ganz, ganz anders; die
Landwirtschaft ist fast vollständig hypothekenfrei geworden. Der Boden ist nicht mehr in Schulden.
Der Landwirt bucht auf der Haben-, nicht mehr auf der SoÜfeite. So liegen die VeilMtnisfe heute.
Und, meine Damen und Herren, das kann ich Ihnen auch noch fagen: Die Schulden, die der
Landwirt vor dem Kriege in gutem Gelde gemacht hat, war er imstande, in Papiergeld zurück¬
zuzahlen, und das war auch eine außerordentlicheErleichterung,

Weiter, meine Damen und Herren. Der landwirtschaftlicheStand strebt danach, die
Preise in Goldwährung zu erlangen. Das ist an nnd für sich — das habe ich auch in der
Kommissiongesagt — sein gutes Recht, und wenn er das tun will, dann soll er es ruhig tun.
Aber, meine Damen und Herren, derselbe landwirtschaftlicheStand, der in Goldwährung bezahlt
werden will, ist außerordentlicherbittert, wenn Arbeiter, Angestellteund Beamte ihren Lohn auch
in derselben Währung verlangen. Das ist eine Stellung die wir unbarmherzig bekämpfen.

Meine Damen und Herren! Ich habe Ihnen schon gesagt: Die Sozialisier«««,des Bodens,
die Ueberführung des Bodens in die Gemeinwirtschaftkann erst die Schwierigkeitenlösen, in denen
wir stehen, Sie werden dazu sagen: Das ist ein Schlagwort. Nei«, meine Damen und Herren,
das ist lein Schlagwort. Solange der Landwirt die Wirtschaftspolitikverfolgt, die er bis jetzt
eingeschlagen hat, nämlichdie individualistische, solange kommen wir auch nicht weiter. Kein Stand
betreibt eine individualistischere Politik als gerade der agrarischeStand, und darauf müssen wir
das Schwergewichtlegen.

Nun sagen Sie, der Landwirt sei heute in großer Not. Und wenn wir dem Gedanken
folgen, beobachtenwir auch, daß die Landwirte in vielen Gegenden sich in Not befinden, ja,
meine Damen und Herren, wir und Sie alle miteinander, wir haben hier einmal die Kehrseite
der Medaille. Die hohen Preise sind für den Landwirt, der vorwärts strebt und Glück hat, ein
unendlicherVorteil. Aber, meine Damen und Herren, wenn einmal Katastrophen kommen, sind
dieselbenhohen Preise auch der gründlichste Nachteil. Soviel muß Ihnen auch klar sein. Deshalb
kann der, der das eine befürwortet, das andere nicht hindern.
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Nun möchte ich zu den einzelnen Etats übergehen. Die Provinz hat für die Landwirt¬
schaft allerhand zu leisten. Zunächst werden drei neue landwirtschaftlicheSchulen errichtet. Wir
haben insgesamt 54 landwirtschaftliche Schulen, die wir mit je 5000 Mark von feiten der Provinz
bedenken. Meine Damen und Herren, so sehr wir auch die Bildung des landwirtschaftlichen Standes
vervollkommnenwollen, so sehr wir auch alle Bildungsbestrebungenbegrüßen, so muß doch bei der
Gelegenheit einmal wieder bedacht werden, daß die Bildungsvorteile einem Stande zufließen, der
für die Allgemeinheitals solche hernach nichts zu tun braucht, weil er durchaus individualistisch
eingestellt ist und infolgedessen durchaus individualistischdenkt.

Und, meine Damen und Herren, wenn Sie studieren, mit welchen Leistungendie einzelnen
Regierungsbezirkean den Abgaben für die Provinz teilnehmen, so werden Sie etwas ganz Erstaun¬
liches beobachten. Gerade die landwirtschaftlichen Regierungsbezirkeleisten unverhältnismäßig wenig
für die Provinz. Ich habe mir aus dem Bericht, der allerdings über das Jahr 1920/21 Aus¬
kunft gibt, allerlei aufgeschrieben.Beispielsweisehat der RegierungsbezirkAachen ein nmlagefähiges
Kreditsoll von 3 581396 Mark. Koblenz eine Kleinigkeit mehr: 3 600 000 Mark, Trier nur
1500 000 Mark, diese agrarischenBezirke zusammen also rund 8 800 000 Mark. Meine Damen
und Herren, Düsseldorf hat ein Soll von 27 162 000 Mark, von dem 15 600 000 Mark erhoben
werden. Düsseldorf leistet also in Prozenten 60, während Trier nur 3,2 °/o, Aachen 7,8°/»,
Coblenz 7,7 °/o, Köln dagegen als Industriebezirk wieder 21,3 Vn der Steuern aufbringen muh.
Ich habe weiter beobachtet, daß die beiden Städte Elberfeld und Barmen mehr Steuern bezahlen
als der ganze Bezirk Trier. Glauben Sie denn im Ernst, meine Damen und Herren, daß diefe
Ztädte wohlhabenderfein füllten als der ganze Bezirk Trier? (AbgeordneterHeuser: Ja!) Glauben
Sie das im Ernst, Herr Kollege Heufer? (AbgeordneterHeuser: Ja, das glaube ich im Ernst!)
Ich kann es wirklichnicht glauben. Ich darf Ihnen wohl versichern, daß ich die landwirtschaft¬
lichen Gegenden gründlich kenne. Ich bin felbst vom Lande. Außerdem habe ich lange Zeit
Lehrelstellenin landwirtschaftlichen Gegenden bekleidet, sodaß ich mir wohl mich ein Urteil über die
Leistungender Landwirtschaftbilden kann. (AbgeordneterHeuser: Dann wäre ich doch dageblieben!
AbgeordneterKncib: Das ist doch nicht Ihre, sondern seine Sache!) Dazu kann ich Ihnen nur
sagen-. Die Beobachtungen,die ich gemachthabe, sind doch derart, daß ich mir sagen muß: Die
oft scheinbar armen Gegenden — man spricht oft von armen Waldgemeinden— sind gar nicht
arm, fondein im Gegenteil oft noch wohlhabenderals fcheinbar reiche Gemeindenin den Tiefebenen.
Die Sache steht etwas anders, als man gemeiniglichannimmt. Wer wirklichglaubt, daß der
RegierungsbezirkTrier nicht fuviel Steuern aufbringen könnte als die Städte Elberfeld und Barmen,
hat, das muß ich sagen, recht wenig volkswirtschaftliches Verständnis. Ich bleibe bei der Behauptung
und bin jederzeit bereit. Ihnen den Wahrheitsbeweis dafür anzutreten, daß die beiden Gemeinden
nicht wohlhabendersind als der Bezirk Trier, daß sie im Gegenteil recht viel weniger volkswirt¬
schaftliche Werte besitzen als der riesenhafteund teilweise reiche RegierungsbezirkTrier.

Meine Damen und Herren! Zu den Leistungenfür die Provinz werden also gerade die
agrarischenRegierungsbezirkewenig herangezogen. Dagegen sind sie vor allen Dingen die Nutz¬
nießer der Einrichtungen, die die Provinz für sie getroffen hat, beifpielsweife der landwirtschaftlichen
Schulen. Sehen Sie sich an, wo die meistenlandwirtschaftlichenSchulen sich befinden. Ich gebe
gerne zu, daß die landwirtschaftlichenSchulen großen Segen gestiftet haben und daß die Landwirt¬
schaft als solche zunächst nicht in der Lage war, solche Schulen zu organisieren. Das geben wir
rundweg zu. Aber es wäre doch jetzt eine Pflicht der Landwirtfchaft, für ihre eigenen Schulen
mehr als ehedem zu tun,
^ Was uns besondersmißfällt, ist, daß die Versuchsstationen,beispielsweise des Rheinischen
Hauernvereins, tatsächlich mit ganz starken Provinzmitteln unterstützt weiden. Wenn wir uns
Miekllch «och zu der Auffassung bekenne» können, daß die landwirtschaftlichenSchulen von der
Provinz unterstütztwerden, weil sie die großen Gesichtspunktebesitzt, so können wir uns doch des
Gedankens nicht erwehren, daß eine Unterstützungder Versuchsstationenviel, viel zu weit geht.
Dem können wir wnllich unsere Zustimmung nicht geben. Auch die Tierzucht- und die Versuchs¬
anstalten die die Bauernschaft dafür eingerichtet hat, werden von der Provinz namhaft unterstützt.
E,ne Gesamtsummevon etwa 3'/« Millionen wirft die Provinz dafür aus
».«K <5„>>..^"° D°n«" und Herren! Herr KollegeHeuser glaubte mir eben bejahen zu müssen,
baß Hldustrlegememdenwohlhabender seien als große ländlicheBezirke. Ich habe das eben schon
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in Zweifel gezogen. Ich daif im Gegenteil sage», daß diese Gemeinden nur scheinbar reich, in
Wirklichkeitaber außerordentlicharm und mehr unterstützungsbedürftigsind als Gemeinden, die
unterstützt werden.

Sehen Sie sich die Dotationsrenten an, wie sie auf die Bezirke verteilt weiden. Im
RegierungsbezirkDüsseldorffind, wenn ich nicht stark irre, nur zwei Gemeinde», die unterstützt
werden. In den BezirkenCoblenz und Trier werden sehr viele Gemeinden unterstützt. Wenn man
einmal genau beobachtete,glaube ich nicht, daß es nötig wäre, solche Gemeindenzu unterstütze»,
denn manche von ihnen haben ganz bedeutende Waldreichtümer,die ihnen sehr, sehr wohl znstatten
kommen.

Nun noch etwas anderes. Diese 3V2 Millionen Mark für landwirtschaftlicheZwecke
wollen wir immerhin zur Verfügung stellen, wenn den Anregungen entsprochenwird, die wir in
einem Antrage gegeben haben, der gleich zu Beginn der Tagung verlesen wurde, daß uiimlich
dieselben Mittel auch für die Bildungsstätten der Arbeiter ausgeworfenwerden. Auf die Bildungs¬
stätten der Arbeiter, die übrigens aus der Arbeiterfchaftelementar herausgewachsensind, will ich
hier nicht weiter eingehen. Wir wollen Ihnen nur das eine sagen: Meine Damen und Herren,
unterstützenSie die Bildnngsbcstrebnngen der Arbeiterschaftnicht, fo sind wir auch nicht in der
Lage, die landwirtschaftlichenBildungs- und Versuchszwecke irgendwie zu etntisieren.

Meine Damen und Herren! Ich darf namens meiner Freunde weiter fagen, daß die
rheinifche Landwirtschaftuns hier als Bittende gegennbertritt, und zwar bittet die Landwirtschaft
für die bedrängten Gebiete des Hunsrücksund der Eifel. Wer diese Gebiete aus eigener Anschauung
kennt, mnß bestätigen, daß tatsächlichdort im vorigen Jahre schon eine erschreckendeDürre war
und daß sich diese Dürre in diesem Jahr bei dem unglücklichen Winter und dem sehr trockenen
Frühling und Vorsommer zur Katastrophe ausgewachsenhat. Dem Eindruck haben wir uns nicht
verschlossen, und wir sind selbstverständlich bereit, der Aktion, die vom Reiche so schnell übernommen
worden ist, auch gerne vou selten der Provinz beizutreten.

Meine Damen und Herren! Wenn wir nnn beitrelen, so haben wir doch gegen mancherlei
die schärfsten Bedenken. Vor allem haben wir Bedenken gegen die fogen. Hilfsaktionen. Ich habe
in der.Kommissionmeine Bedenken schon dahin geäußert und möchte es hier noch einmal kurz tun.
Hilfsaktionen sind nicht viel wert. Derjenige, den ich mit einer Unterstützungbedenke, hat keine
Freude an der Unterstützung. Warum? Weil sie ihu entwürdigt und weil sie ihm nach meiner
Ansicht auch nicht hilft. Soviel kann man jemanden nicht als (beschenkbieten, daß er nun voll¬
ständig wieder ans beiden Füßen gehen und stehen könnte. Nein, man kann einen Menschen wohl
unterstützen, aber niemals fo ausreichend,daß er felbständig weiden kann. Deshalb haben wir
uns den Bedenken,die gegen die Hilfsaktion als folche sprechen, nicht verschließen können.

Wenn wir der Hilfsaktion unsere Zustimmung nicht geben können, so bitten wir doch,
daß die Kreditaklionvon feiten de; Reiches und der Provinz weiter und ausreichender gestaltet werde.
Meine Damen und Herren, die Kreditaktion als solche kann ja noch cmsgcstaltetwerden, denn
nur damit kann der Landwirtschaftwirklich geholfenwerden, mit» nicht mit Spenden von Futter¬
mitteln, Stroh und ähnlichem. Das allein reicht nicht aus. Wir möchten vorfchlagen, eine Kredit-
aktion großzügig auszubauen, aber es damit auch bewenden zu lassen. Meine Damen und Herren,
die Landwirtfchaft muß sich natürlich der Gefahr bewußt sein, die in der Kommissionja auch
besprochen worden ist, daß sich der Wert des Geldes vielleicht — ich mache hinter das „Vielleicht"
ein dickes Fragezeichen—, später hebt, daß dann die geliehenenBeträge schwerer zurückzuerstatten
sind, als es nach dem heutigen Valutastande möglich ist. Von diesem Standpunkte aus haben
wir die Vorlagen, die uns hier gebrachtworden sind, betrachtenmüssen

Noch eins. Herr Kollege Völlig hat die Differenz zwischen Arbeiter und Bauer etwa so
dargestellt,als ob von feiten der Arbeiterfchaftder größte Grimm gegen die Landwirtschaftherrfche.
Meine Damen und Herren, davon ist keine Rede und davon ist auch nie die Rede gewesen.
Der Arbeitsmllnunatürlich, der sich bewuchert fühlt, der solchen Wucher am eigenen Leibe gespürt hat,
ist erbittert und überträgt das, was er mit einem einzelnen erlebt hat, leicht auf die Gesamtheit.
Das ist verständlich. Aehnlichmacht man es ja auch auf dem Lande. — Auch in den Städten
herrscht manchmal eine große Dürre, meine sehr verehrten Herren vom Lande, und diese Dürre,
die bei uns in den Städten herrschenkann, sind die Zeiten fchlechter Konjunktur. Herr Kollege
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Völlig hat angedeutet, Zeiten schlechter Konjunktur können kommen und kommen immer wieder.
Die Not in der Stadt heißt man die Arbeitslosigkeit. Aber wenn ich so beobachtet habe, mit
welchen hämischenWorten der Bauer oft über die Arbeitslosen in den Städten herzieht und sie
direkt wahllos als Faulenzer bezeichnet,und wie sehr das gerade von landwirtschaftlicherSeite
geschieht, so glaube ich, daß man auf dem Lande das doppelt und dreifachgutmacht, was in den
Städten etwa über das Ziel hinausgehend gegen die Landwirtschaft an bösem vorgebracht wird.

Meine Damen und Herren! Die Not der Landwirtschaft auf dem Hunsrück erkennen
wir an. Aber wir müssen Ihnen bei der Gelegenheitsagen, daß das eine Not ist, die mitbestimmtist
aus der heutigen Struktur, aus der Struktur des heutigen Privatbcsitzes, (AbgeordneterHeuser:
Hat es deshalb nicht geregnet?) Das kann niemand bezweifeln. Die kleinen Besitze von 8, 1t),
oder 12 Morgen sind ja mehr ein Fluch als eiu Segen für den Landwirt, und wer mit diesem
gelingen Besitz bedacht ist, ist nicht beschenkt, sondern eher belastet. So hat sich das Privat¬
eigentum als ein zweischneidiges Schwert in jeder Weise erwiesen. Meine Damen und Herren,
glauben Sie: In einem sozialisierten Gescllschnftswesen würde man der Landwirtschaftganz andere
Beträge zur Verfügung stellen können; auch darüber dürfen Sie sich klar sein. — Herr Kollege
Gessinger, Sie brauche»! nicht abzuwinken.— Ich kann Ihnen sagen: So stimmt es. Es würde
dann keiner von Haus und Hof vertrieben, sie fassen immer das Problem von der verkehrten Seite
auf und deuten es auch nach der verkehrten Seite hin. Ich kann Ihnen sagen, daß man in
einem solchen Stcmtswesen der Landwirtschaft ganz andere Betrage zur Verfügung stellen könnte
und auch zur Verfügung stellen würde (Abgeordneter Freiherr von Lo8: Nußland!), weil es
doch ganz klar ist, daß wir dann auch eine Garantie hätten, daß die Betrage, die man zur
Verfügung stellt, auch dem Volksganzen als solchem wieder zugute kiimeu.

Herr Kollege von Los ruft mir zu: Rußland! Meine Damen und Herren, ich will
Ihnen eins sagen: Daß Nußland sich in Not befindet und daß dort heute so grauenvolle Zustande
herrschen,dafür kann sich der Privatkapitalismus an die eigene Nase greifen und sagen: Wir sind
schuld daran, (Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Das ist doch die Höhe!) Herr Kollege Wesenfeld,
Sie brauchen das nicht in Zweifel zu ziehen. Ich will Ihnen sagen: Als Deutschland den Waffen¬
stillstand von der Entente erbat, haben sich alle die Kriegserklärungen, die Deutschland auf sich
gezogen hatte, gegen Rußland gewandt; da mußte sich das russische Volk mit etwa 20 Feinden
2 bis 3 Jahre herumgeschlagen;da hat es seine ganze Fabriktätigkeit und alles bloß auf den
Kriegszustand konzentrierenmüssen, bloß, nm sich die Menschen, die das Land in seiner neuen
Entwickelungstören wollten, vom Halse zu halten. Ans dem Grunde konnte man da an keine
Landwirtschaft nnd an keinen Aufbau denken. So ist es gewesen, und noch heute stehen Staaten
wie Frankreich und Amerika der Räterepublik gegenüber und sagen: Sie bekommt keinen Pfennig.
Ich kann Ihnen versichern,daß man von kapitalistischer Seite erklärt hat: Es ist ganz gut, wenn
die Leute iu Rußland hungern und verhungern; sie haben uns mich um unseren Besitz gebracht.
Man hat dem russischen Staate das Schicksal,daß er jetzt erlebt, gegönnt und dem gütigen Vor¬
sehen recht sehr dabei Hilfe gestanden. Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen sagen: Das
russische Problem ist durchaus uoch nicht gelöst, und Herr Kollege Loe hätte seinen Zwischenruf
sich vielleicht ersparen können, denn er war abwegig und hat nichts bewiesen. Dann muß Herr
Kollege Loe noch eins bedenken: Gerade die russische Republik hat sich doch vor allen Dingen
gegen den Grohgrnndbesitz gewendet und sich dafür eingesetzt,daß der Boden in den Besitz der
Allgemeinheitüberführt worden ist. Wer hat denn überhaupt die russischen Schlachte« nach der
Revolution geschlagen? Wer hat dort die Revolution verteidigt? Das haben die Bauernjnngen
getan. Das industrielle Proletariat ist dort derart schwach,daß es die endgültige Entscheidung
durchaus nicht herbeiführenkonnte. So liegen die Dinge mit Rußland, wenn ich Ihnen die einmal
klarstellensoll.

Meine Damen und Herren! Die Landwirtschaft ist ohne Zweifel in der Provinz sehr gut
behandelt worden. Früher gab sie völlig den Ausschlag und heute noch sitzt eine ganz unverhält-
uismäßig große Zahl Vertreter der Landwirtschaft in den Kommissionenund weiß den Einfluß der
Landwirtschaftsehr geschickt und zielbewußtzu wahren. Wenn wir also auch den einzelnen Aktionen,
tue hier eingeleitetwerden sollen, wohlwollendgegenüberstehen, weil der, der in Not ist, unterstützt
werden muh, gleichgültig,ob er ein politischerFeind ist oder nicht, so brauchen Sie doch nicht zu
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denken, daß wir einen unserer Grundsätze deswegen irgendwie preisgeben. Wir stehen nach wie
vor auf dem Standpunkt, daß die Gemeinwirtschaftdas Gegebeneist, daß auch der Landwirt, so
sehr er sich dagegen wehrt und sträubt, einmal den Zeitpunkt erkennen muß, wo er merkt: Die
gemeinwirtschaftliche Betriebsweiseist besser als die privatkapitalistische. Meine Damen und Herren,
die Landwirtschaft wendet sich ja heute in ihrer Not an die Allgemeinheit. Dann muh sie auch
bedenken, daß die Allgemeinheitein Recht hat, zu fragein Wie werden unsere Leistungengeldlicher
und sonstiger Art, die wir aufbringen, verwandt? Meine Damen und Herren, von dem Standpunkte
aus haben wir die ganzen landwirtschaftlichenFragen betrachtet, und den Standpunkt werden wir
nicht aufgeben, denn er ist der einzig richtige. Unfere Idee, Sie mögen fie heute noch so sehr
abweisennnd bekämpfen,marschiertund wird den Sieg davontragen. (Beifall bei den sozialistischen
Parteien.)

VorsitzenderDr. Iarres: Zum Wort gemeldet sind bisher die Herren Abgeordneten
Theißen, Haas, Kemmann, Orlopp und von Stedman. Wir haben die Reihenfolge unter Berück¬
sichtigungder Parteien aufgestellt.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterHaas. »
AbgeordneterHaas: Nach § 18 der Geschäftsordnunghat der Vorsitzendedas Recht,

die Reihenfolge zu bestimmen. Aber ich möchte doch wünschen,daß möglichstso verfahren wird,
wie^man auch iu Berlin verfährt, daß man die Grüße der Parteien auch bei der Einteilung der
Wortmeldungenetwas berücksichtigt.Jetzt hat ein Kollege des Zentrums gesprochen, der dem rechten,
dem agrarischenFlügel angehört. (AbgeordneterHeuser: Da gibt es keinen rechten Flügel!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr AbgeordneterHaas hat das Wort.
AbgeordneterHaas (fortfahrend:) Herr Kollege Völlig wird es mir nicht übelnehmen,

wenn ich jage, daß er dem agrarischenFlügel angehört. Nun hat der Vorsitzende die Reihenfolge
wie folgt bestimmt: einen unabhängigen, einen kommunistischen und eineu mehrheitssozialistischen
Redner, und dann nimmt er von der zweitstärkstenFraktion der Arbeitsgemeinschafterst wieder
einen Redner. Das ist von seinem Standtpnnkte aus zu verstehen, denn so kann der rechts
Gerichtetedem links Gerichtetenantworten. Es ist aber nach meinem Gefühl nicht richtig: in der
Regel muß in der Debatte die Größe der Fraktion berücksichtigt werden.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich habe mich an die Geschäftsordnunggehalten, wonach es
heißt: «Der Vorsitzendebestimmt die Reihenfolgeder Redner, falls der Aeltestenrat nicht anders
bestimmt. Hierbei soll maßgebendsein zunächst die Sorge für sachgemäße Erledigung der Geschäfte
und für eine zweckmäßige Gestaltung der Besprechung, daneben besonders die Rücksichtauf die
verschiedenen Parteilichtungen, die Möglichkeitder Verteidigung auf Angriffe sowie eine Einigung
der Fraktionen untereinander".

Ich habe mich zunächst nach der Reihenfolge der Wortmeldungen gerichtet. Die sozial¬
demokratische Fraktion hat sich erst an letzter Stelle gemeldet. Trotzdemhabe ich Herrn Haas an
die vierte Stelle gerückt. Im übrigen habe ich den Wünschen,soweit sie mir ausgesprochen worden
sind, entsprochen.

Ich gebe nunmehr Herrn AbgeordnetenTheißen das Wort.
AbgeordneterTheißen: Meine Damen und Herren! Nicht nur die Kirche, sondern auch

die Landwirtschaft hat einen guten Magen. (Sehr richtig! links. Heiterkeit.) Herr Völlig, der
Zentrumsredner, der, wie Herr Kollege Haas ganz richtig betont hat, ausgesprochen dem agrarischen
Flügel des Zentrums angehört — es haben einige Agrarier verständnisinniggenickt, als er diese
Ausführungen machte —, hat an die Spitze seiner Ausführungen gestellt, daß die Landwirtschaft
eine Wissenschaft sei, und er hat sich dann dagegen verwahrt, Andeutungen auf das Haus zu
machen; aber er hat doch durchblicken lassen, daß eigentlichnur die Ausführungen des Sachver¬
ständigen im wesentlichen Beachtung verdienen. Damit hat er — Herr Völlig wird es mir nicht
übelnehmen— wohl seine eigenenAusführungen gemeint.

Zunächst ist bezüglich des Zahlenmaterials, das Herr Völlig anführte, zu sageu, daß diese
Zahlenaufführungen doch nur einen Trick darstellen, und zwar einen sehr geschickten Trick. (Sehr
richtig! links.) Die Zahlen, die Herr Völlig sich für diese Debatte sorgfältig vorbereitet hat, sind
natürlich jetzt im Handumdrehennicht von uns zu widerlegen. (Zuruf aus der Mitte: Sie haben
die Zeit dazu gehabt!) Nein, wir haben keine Zeit dazu gehabt.
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Dann möchte ich auf Grund der Sachverständigkeitdazu sagen, daß nirgendwo, in keinem
Berufe, in keinem Produktionszweige die Maßstäbe für die Berechnung der Produktionskostenso
unsichere und schwankendesind wie gerade in der Landwirtschaft. (AbgeordneterVöllig: Ich habe
Ihnen nnr Zahlen des Marktes genannt; sind die auch schwankend?)

Vorsitzender Dr. Zaires: Ich bitte, den Redner nicht zu unterbrechen,
AbgeordneterTheißen (fortfahrend): Ja, auch diese Zahlen des Marktes. Statistiken

sind bekanntlich stark kautschnkartig und lassen sich leicht zu gewissen Zwecken umbiegen und umfälschen.
Solange wir nicht eine Statistik haben, die auf ganz anderen Gesichtspunktenaufgebant ist wie
die jetzige, die dem einseitigenkapitalistischen Klassenstaatsinterefseentspricht,solange haben wir sehr
berechtigte und erhebliche Zweifel in Statistiken.

Herr Völlig hat gemeint, wir sollten folgendeZahlen festhalten: 85 fache Erhöhung der
Produktionikostenund 63 fache Erhöhung der Erzeugerpreise. Ich glaube, die Zahlen stimmenso.
Also, mit anderen Worten: die Landwirtschaft arbeitet jetzt mit einem sehr starken Minus oder,
kurz ausgedrückt: Die Landwirtschaft lebt vom Verlust. Natürlich war Herr Kollege Völlig so
klug zuzugeben, daß das auf die Dauer nicht möglich sei. Er hat dann etwas angeführt über
Inventar usw.

Ich möchte aber ejne andere Grundlage für die Beurteilung der Landwirtschaft wählen.
Zunächst wäre einmal festzustellen,wie das Bild fein würde, wenn man den Gesamtwert aller
landwirtschaftlichen Güter, allen landwirtschaftlichen Grund und Bodens, die Entschuldungvor allen
Dingen in Betracht gezogen, ferner das Vetriebsmaterial, die Viehbeständeusw., in Goldmark
umrechnetund 1914 und 1922 in Vergleichsetzt. (AbgeordneterVöllig: Das bin ich bereit mit
Ihnen zu machen!) Das würde ein ganz anderes Bild ergeben als das, was Herr Völlig uns
hier aufgerollt hat.

Weiter hat Herr Völlig gesagt, die Landwirtschaftginge teilweise zur extensiven Wirtschaft
über, und sie würde dazu gezwungen. Warnm? Weil sie nicht mehr genügendverdiene. Wenn
nicht mehr der genügende Profit da ist, dann kann die Landwirtschaftmachen,was sie will. (Abge¬
ordneter Völlig: Weil sie keine Betriebsmittel mehr hat, habe ich gesagt!) Das werden wir bei
der Stellungnahme zu den vorgebrachtenAnträgen dartun. Wir sind bereit, da, wo es wirklich
nicht mehr anders geht, um die Produktion in der Landwirtschaftaufrecht zu erhalten, der Land¬
wirtschaftin dem Umfangezu helfen, daß das möglich ist. Nicht die kleinen Landwirte, die tatsächlich
in einzelnenGegenden, die jetzt von einer zweitenMißernte bedroht sind, um ihre Existenz kämpfen,
gehen allein zur extensiven Wirtschaft über. Ich kann Ihnen eine ganze Reihe Beispiele anführen,
wo lediglichaus Gewinnsucht,aus Prositinteresse ein landwirtschaftlichwertvoller Boden, z. B. in
Schleswig-HolsteinMarschboden, aus der landwirtschaftlichenProduktion ausgeschieden ist, um zur
Tulpenzuchtverwandt zu weiden; es sind, soviel ich weiß, allein 20 Kn, fruchtbarsterMarschboden.
Aehnliche Fälle sind in Mecklenburg,Brandenburg usw. zu verzeichnen, wo bisher in landwirtschaft¬
licher Hochkulturbefindlicher Boden zu Weidenland umgewandelt worden ist, weil die Gutsbesitzer
sich nicht mit den Arbeiterausschüsienund Betriebsräten herumschlagen wollten. Weil das den
Herren nicht paßte, ist ein großer Teil des landwirtschaftlichenBodens aus der intensivenWirt¬
schaft in die extensive hineingekommen. Die kleinen Landwirte sind das zum allerwenigsten.

Dann aber — und das möchte ich hier besondersfesthalten— hat Herr Völlig von der
Verpflichtung der Scholle gegenüber der Allgemeinheit gesprochen. Da hat er etwas sehr Wert¬
volles gesagt. Er kann diese Verpflichtung der Scholle nicht mehr anerkennen,wenn die Existenz¬
möglichkeit gefährdet ist. Wenn ich richtig gehört habe, find das Ihre eigenenWorte. (Abgeord¬
neter Völlig: Das halte ich auch voll und ganz aufrecht! Aber betrachtenSie diese Aeußerung im
Zusammenhang mit meinen volkswirtschaftlichen Ausführungen!) Ich habe sie im Zusammenhang
Ihrer ganzen Rede betrachtet und werde sie auch im Zusammenhang Ihrer ganzen Rede werten.
Wir erkennen an, daß, wenn einer um seine Existenz kämpft, dann die Rücksichten gegenüberder
Allgemeinheitnicht mehr in Frage kommen, daß dann znächst einmal fein eigenes Leben vorgeht,
daß er dann handelt aus dem Interesse, leben zu wollen. Wie stellen Sie sich aber dazu, wenn
die Arbeiterklasse um ihre nackte Existenz kämpft? (Sehr gut! links.) Dann ist das sofort Rebellion,
Terror der Straße und weiß der Kuckuck was alles. (AbgeordneterRing: Die Löhne sind bloß
auf das 35 fache gestiegen!) Wenn die Arbeiterschaftvorschriftsmäßignach dem Gesetze gekündigt
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hat, wie jetzt im Rnhrbergbau, was schreibt da die Zentrumspresse,die gesamte bürgerliche Presse?
Jeden Tag kreischt sie über den unerhörten Terror der Gewerkschaften, über die Versündigung am
Volkswohl und wie das alles heißt. Diese Leute kämpfen auch um ihre Existenz (Sehr richtig!
links), und meistens um eine Existenz, die tief unter dem Niveau liegt, wo der Landwirt glaubt,
seine Existenzsei schon angegriffen. Also, wenn Sie diesen Grundsatz auch für die andere Seite,
für die größere Seite des Volkes einmal gelten lassen wollten, dann konnte man sich mit Ihnen
über mancheDinge unterhalten. Soweit zu den Ausführungen des Herrn Bullig.

Jetzt möchte ich kurz die Stellung der Kommunistenzu den einzelnen Anträgen darlegen,
zunächst einmal unsere Stellung zur Landwirtschaftinsgesamt.

Wir sind selbstverständlich nicht so hirnverbrannt, daß wir nicht wissen, daß eine möglichst
hohe Ertragsfähigkeit der Landwirtschaft,d. h. eine gute Kultur des Bodens, vorzüglicheBetriebs¬
mittel, Betriebsmethodenusw., kurz die höchstmögliche Produktion ein Vorteil ist. Wir erstreben
sie da, wo wir die Macht haben, und, wenn wir sie hier einmal haben weiden, mit allen Mitteln
an. Darum ist es für uns eine Selbstverständlichkeit,daß z. B, landwirtschaftliche Schulen zur
Fortbildung der Landwirte unterstütztweiden. Aber jetzt komme ich zu den einzelnen Anträgen,
z. B. dem Antrage Drucksache Nr. 67, wo Beihilfen für die Hilfsaktion für im Jahre 1921/22
in den hochgelegenen Kreisen der Eifel und des Hunsrück eingetreteneMißernte gefordert werden.
Ich möchte damit gleich den anderen, den wichtigeren und wesentlicheren Antrag Nr. 68, betreffend
die Hilfsaktion am Niederrhein, verbinden.

Zunächst einmal zu dem Antrage bezüglich der Hilfsaktion für Eifel und Hunsrück. Die
Schilderungen, die von der Notlage dieser ländlichenGegenden gegeben worden sind, treffen zu;
sie sind auch wohl kaum übertrieben. Aus eigener Erfahrung und zuverlässigen Berichten weiß ich,
daß sie zutreffen. Trotzdem sind wir nicht bereit, in dieser hier beantragten Form die beantragte
Hilfe zu gewähren. Wir sind dafür, daß nicht bloß geholfen, sundern auch ausreichendgeholfen
wird, daß fo geholfenwird, daß wirklich das auch erzielt werden kann, was beabsichtigt ist, nämlich
die Produktion in vollem Umfange zu erhalten. Aber für. wen gilt denn diese Hilfe? Diese Hilfe
soll für wirklichum ihre Existenz kampfende Landwirte gelten. Wir haben, wenn diefer Antrag
in der vorliegendenForm angenommenwird, absolut keine Kontrolle des Landtages, absolut keine
Gewähr dafür, daß diese Mittel nuu auch nur kleinen nnd kleinstenLandwirten zukummen, die
wirklich in ihrer Existenzbedroht sind, die keine andere Möglichkeithaben, sich zu helfen, als auf
diese Weise durch die Hilfe der Allgemeinheit, Wir stellen deshalb einen Ergänzungsantrag zu
diesen beiden Anträgen, Er lautet:

„Ueber die Verwendungder von der Provinz bewilligtenMittel in den einzelnen Gemeinden
entscheiden dort gebildete Hilfsausschüsse,deren Mitglieder nicht über 10 n» i» Besitz oder
Bewirtschaftunghaben dürfen« ...<„.„

Wir wollen mit diesem Iusatzantrage zu den beide» vorlügenden Antragen zugleich zum
Ausdruckbringen, daß wir erstens kein Vertrauen in die bisherige Methode der Verteilung solcher
Hilfsmittel haben, und zweitens wollen wir damit den möglichst besten Weg weisen,um die Fehler
und die Mängel zu vermeiden,die bisher bei derartigen Hilfsaktionenerfahrungsmäßigüberall auf¬
getreten sind. Ich gebe zu: Auch das, was wir vorschlagen, ist noch keine ideale Lösung, sichert
noch nicht in vollem Umfange vor jedem denkbaren Mißbrauch; aber ich wußte keinen besseren Weg
als den vorgeschlagenen. Die Herren vom Zentrnm, die ja behaupten, daß sie nicht kapitalistische
Profitinteressen vertreten, die immer ihr warmes Herz für die Notleidenden, für die Kleiuen
betonen, haben hier eine Gelegenheit, durch ihre positive Stellungnahme zu diefem Antrage zum
Ausdruck zu bringen, ob sie gewillt sind, tatsächlich auch die Sicherungen und Bindungen zu
geben, die erforderlichfind, um Mißbrauch mit öffentlichen Mitteln zu verhüten.

Den Antrag bezüglich der Erhaltung der Viehbeständeam Niederrhein bitte ich mit etwas
größerer Vorsichtzu genießen. Nachdemim lV. Fachausschuß allgemein zum Ausdruck gekommen
war, daß man helfen müsse, nnd nachdemdort die Vertreter sämtlicherFraktionen sich auf diefem
Standpunkt, ohne daß erst große Ueberredungskünsteangewandt werden mußten, zusammengefunden
hatten, hat man wohl dir Situation so ausgelegt: Halt, es sind gute Zeiten für die Landwirt¬
schaft, es ist etwas hereinzuholenfür die Landwirtschaft,und da ist man auch mit diefem Antrage
für den Niederrhein gekommen. Soviel ich es beurteilen kann, liegen dort die Verhältnisse längst
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nicht in dem Maße so schlimm— das ist auch von den Antragstellern zugegebenworden — daß
dort eine großzügigeHilfsaktion einsetzenmuß. Wenn wir uns nicht unbedingt gegen diesen Antrag
aussprechen, so geschiehtes aus folgendem Grunde: Die niederrheinischeLandwirtschaft ist die
hauptsächlichste Quelle für die Belieferung der niederrheinischen Großstädte mit Milch. Sie versieht
also auch die Versorgung der Arbeiterbevülkerungmit einem notwendigen Nahrungsmittel. Um
Schädigungen der Arbeiterschaftzu verhüten, sind wir, wenn unser Zusntzantrag angenommenwird,
auch für diesen Autrag.

Bezüglich des Antrages zur Getreideablicferungspstichthabe ich folgendes zn sagen.
Wir sind selbstverständlich,genau wie unsere Freunde von der Unabhängigen Partei,

dafür, daß restlos alles zu erfassen ist, und stimmen erst bedingt den: Kompromissezu, das im
Reichstage seine gesetzlicheFormulierung gefunden hat. Aber um zu ermöglichen, daß das, was
jetzt im Reichstage beschlossen worden ist, auch durchgeführt wird, um die Ablieferung dieses
Getreidesolls auch wirklich zu erzielen, halten wir es für richtig, wenn ein Weg gewiesen wird, um
die sicher vorauszusehendenAusfälle au der Getreideablieferung — uud nach unserer Auffassung
wird im Rheinlande ein Ausfall entstehen -^ durch eine anderweitige Regelung, nämlich durch
Uebertragung auf andere Provinzen, wieder auszugleichen. Aus diese,» Grunde stimmen wir für
den Antrag Nr. 69.

Den Antrag in Drucksache 49, betreffend Bereitstellung von Mitteln zur Förderung der
Bodenverbesserung,können wir in dieser Fassung nicht annehmen. Solange wir nicht eine Kontrolle
darüber haben, wie diese Mittel im einzelnen verwandt werden, wem sie zufließen,ob nicht Mittel-
und Großgrundbesitz daran sehr stark interessiert sind, solange vor allem die Landwirte keine
Sicherungen in gemeinwirtschaftlicher Hinsicht geben wollen, solange sie sich auf den Boden der
individualistischenPrivatwirtschaft stellen, solange müssen sie es sich gefallen lassen, daß wir der¬
artige Anträge ablehnen.

Ein Wort noch ganz allgemein: Mein Herr Vorredner hat von Privatbanken gesprochen
und hat gesagt, daß wir selbstverständlich Gegner des ländlichen Privateigentums seien. Grund¬
sätzlich sind wir dies natürlich auch. Aber unter den heutigen Verhältnissen kann das zu Miß¬
verhältnissenführen. Ich möchte dazu den Standpunkt der kommunistischen Partei kurz Narlcgen.
Wir sind nns bewußt, daß wir nicht den kleinen Landwirt enteignen können, auch nicht, wenn wir
die Macht dazu haben. Wir werden das nicht tun, sondern wir werden die Entwickelungdort
sich auswirken lassen. Wir sehen zunächst nur eine Möglichkeit, einen Fortschritt zu erzielen,
nämlich darin, daß die Landwirte sich zu gemeinwirtschaftlichenVerbänden, Genossenschaften
— Lieferuugsgenosfenfchaften,Vezugsgenossenschaften— zusammenschließenund diese gemeinwirt-
schaftlichen Verbände, diese Produzcutenuerbände in unmittelbare Verbindung mit deu Konsumenten-
Verbänden bringen. Das ist die einzige Möglichkeit, die wir zunächst sehen, um eine Besserung
der gegenwärtigen Zustäude herbeizuführen.

Wir muffen aber auch hier noch einmal betonen: Das ist außerordentlich auffällig bei
der Landwirtschaft, die so stolz darauf ist, daß sie frei und unnbhäogig als Königin auf ihrer
Scholle dasteht, daß dieser Uuabhängigkeitsstolznicht fo fehr zu bemerkenist, wenn es sich darum
handelt, Beihilfen aus Mitteln der Allgemeinheitzu beziehen. Wir erwarten dringend, daß diefe
Bereitwilligkeit,die Hilfe der Gemeinschaftin Anspruchzu nehmen, sich auch dahin auswirkenwird,
daß die Landwirte allmählich sich gemeinwirtschastlichenPrinzipien nicht mehr in dem Maße
entgegenstcmmen wie bisher. Das gilt für die großen Landwirte wie für die mittleren.

- l'^ .^ine Herren! Ich rede nicht etwa, um Sie zu überzeugen. Ich weiß, daß das nicht
möglich,st; für Sie kommt das nicht in Frage. Für Sie gilt das, was ich schon in der General¬
debatte zum Ausdruckgebracht habe: Für Sie kann es nur Kampf geben. Der Gegensatz zwischen
Land und Stadt ist nur ein künstlicher uud scheinbarer. In Wirklichkeit geht der Gegensatzzwischen
Reich und Arm auch übers Land. Das ist die eigentliche Trennungslinie. Auf dem Lande frißt
der Große genau so den Kleinen wie in der Stadt, und die Landwirtschaft ist genau so den
Gesetzen der kapitalistischen Entwickelung,wenn auch in einem etwas anderen Maße, unterworfen
— andere Faktoren spielen da eine Rolle — wie die Industrie Der Gegensatz zwischen Stadt
und Land läßt sich nicht überbrückendurch die Phrasen vom Gemeinwohl usw. Er läßt sich
wirklich nur überbrückendurch Organisiemng der Gemeinwirtschaft. Dieser Organisierung der
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Gemeinwirtschaftstellen Sie von Rechts und auch dei agrarische Flügel des Zentrums sich in
jeder denkbaren Weise entgegen. Solange Sie das tun, beweisen Sie damit, daß Sie die Entwickelung
der Landwirtschaftnicht verstehen, und vor allen Dingen, daß Ihre Reden vom Wohle der Gesell¬
schaft, vom Gemeinwohl nur Phrasen sind, um Ihre sehr reale Interessenwirtschaftund Interessen-
Politik zu verdecken.

Ich möchte zum Schluß noch sagen: Auch wir sind uns bewußt, daß die guten und
fetten Jahre der Landwirtschaftzunächst einmal vorüber sind. Die Lage der Landwirtschaftwird
sich vielleicht in deu kommendenJahren noch verschlechtern. Die Gewinnmöglichkeitenfür die
Landwirtschaftweiden nicht mehr so märchenhaft sein, wie sie es in den Kriegsjahren und auch
noch in den ersten Jahren nach dem Kriege waren.

Herr Völlig hat gemeint, auch er verurteile den Wucherer; auch iu seiueu Auge» sei er
ein Verbrecher. Das waren starke und scharfeWorte. Aber glauben Sie denn, daß Sie mit
dieser Verurteilung, die sicher ehrlich gemeint war, irgendeinen Wncherer weniger bekommen?
Solange Sie alles ablehnen^ was dazu führen kann, den Wucher praktischin der Tat zu unter¬
binden, sind diese Veteuerungen und diese Verurteilungen völlig wertlos. Wir werden den Kampf
auch um die Gewinnung der kleinen Landwirte, um die EntPolitisierung dieser Schichten, nicht iu
dem Sinne, wie Sie es gedacht haben, führen. Ich möchte da an das erinnern, was Herr Völlig sagte.
Er meinte, man sollte die wirtschaftlichen Fragen doch endlich einmal ohne politischeVerbindung
betrachten. Daß das nicht gut möglich ist, hat am besten seine eigene Rede bewiesen. Aber
warum — das möchte ich Sie von der Rechte» und von der Mitte einmal fragen — werden
denn alle wirtschaftlichenFragen, die der Arbeiter vertritt, auch von Ihrer Seite immer mit
Politik verquickt? Warum bringen Sie den lieben Gott mit einer wirtschaftlichen Forderung der
Arbeiterschaftin Verbindung? (Sehr gut! links) Er hat damit nichts zu tun, und iroydem
werfen Sie bei jeder Gelegenheit alle möglichen religiösen, vaterländischennnd weiß Gott noch
was für Knüppel diesen Forderungen der Arbeiterschaftin den Weg. Wir wissen ganz genau,
daß eine Vertretung wirtschaftlicher Forderungen, ohne sie mit Politik in Verbindung zu bringen,
unmöglich ist. Wir werden alles daransetzen,um die kleinen Landwirte darüber aufzuklären, daß
nicht der Kommunismus und der Sozialismus Feinde der Landwirte sind, sondern daß sie im
Kampfe gegen die kapitalistischen Ausbeuter, gegen die Großgrundbesitzerdie sicherste und stärkste
Stütze haben werden in den Kommunistenund. im Sozialismus. (Vrauo! bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Wir haben bisher nur den
Beginn unserer Tagesordnung angegriffen. Wenn die Debatte so weitergeht, bezweifle ich, daß
wir unseren Vorsatz ausführen können, der im Aeltestenrat einstimmigals Ziel festgelegt worden ist,
heute noch die Tagesordnung zu erledige». Deshalb glaube ich im Sinne des Hauses zu sprechen,
wenn ich die nachfolgendenRedner bitte, sich möglichst kurz zu fassen.

Das Wort hat Herr AbgeordneterHans.
AbgeordneterHaas: Meine Damen und Herren! Der Herr Kollege Völlig hat gegen

meine Ausführungen zu Anfang der Tagung polemisiert, indem er meinte, es wäre ein Unglück,
daß so viele Sachverständigein Bezug auf die LandwirschaftUrteile abgäben, die in Wirklichkeit
keine Sachverständigen wären. Ich möchte demgegenüberbetonen, daß nach meinem Dafürhalten
auch die Konsumentendas Recht und auch die Pflicht haben, sich mit den Produzenten zu beschäf¬
tigen (Sehr richtig! links), und ferner, daß die Sachverständigen,die in der Regel bei der Land¬
wirtschaft zu Worte kommen, doch auch gleichzeitig Interefsenten sind. Sachverständigenurteile,die
lediglichvom Interessentenstmidpunkteaus gefällt werden, gelten in der Regel nicht allzuviel. (Sehr
gut! links.) Das ist bisher bei den Sachveiständigen-Urteilender Landwirtschaftder Fall gewesen.

Die Klagen über Fehleruteu, Mißernten usw. haben wir doch in den letzten Jahren mm
immer und immer wieder gehört. Je stärker seitens des Reichs in die Verteilung der Erzeugnisse
eingegriffenwurde, umsomehrhaben wir immer und immer wieder die Klagen hören müssen: Wir
haben Miß- und Fehlernten. Demnach haben wir in den letzten Jahren überhaupt nur uoch Fehl¬
ernten, nicht allein im Rheinland, sondern in ganz Deutschland gehabt. Das ist mit der Absicht
geschehen, um in erster Linie die Preise hoch zu treiben und vor allen Dingen auch zu erreichen,
dem Zwange zu entgehen,der notwendig war, um das Volksganzezu erhalten.

Nun hat Herr Kollege Völlig eine große Anzahl Zahlen genannt. Da schließe ich mich
den Ausführungen des Herrn Kollegen Theißen an, der sagt: Es ist ja unmöglich, gegen diese
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Zahlen nunmehr im Handumdrehen zu polemisierenund sie zu widerlegen. Bei dieser Gelegenheit
hat Herr Kollege Heuser, der auch Landwirt ist, den Zwischenrufgemacht: „Das müßten Sie aus
dem Schatze Ihres sachverständigen Geistes heraus können." Das ist m. E. Ironie. Es ist nicht
möglich,derartiges zu tonnen, selbst den Landwirten ist es nicht möglich. Die Landwirte sind am
Anfang dieser Woche hier in einer großen Versammlung zusammengewesen, Sie haben sich, genan
so wie in den früheren Versammlungen, immer und immer wieder mit ihren speziellenVerufs-
fragen und vor allen Dingen mit den Preisen befaßt. Trotzdem schickte gestern der Herr Kollege
Völlig seinen Freund den Kollegen Heuser zu mir, und bat mich, ich möchte ihm das Protokoll
meiner Rede einmal leihen, um die Zahlen nachlesen zu können, die ich ans der Kölnischen Volks¬
zeitung vorgelesenhabe. Bei dieser Gelegenheit haben sich dann wiederum verschiedene sachver¬
ständigeLandwirte zusammengesetzt und haben das aufgebaut, was Herr Kollege Völlig vorgetragen
hat. (Abgeordneter Völlig: Das habe ich allein gemacht.) Daraus geht doch hervor, meine
Damen und Herren, daß, wenn man objektivurteilen will, man von dem Herrn Theißeu oder von
dem Herrn Kollegen Bamberger oder von mir nicht verlangen kann, nun im Handumdrehen diese
Zahlen zu widerlegen. Wenn ich trotz alledem den Versuchmache, dann will ich durchaus uicht
sagen, daß mir dieser Versuch gelingt. Aber ich habe doch das Gefühl, als wenn der Herr Kollege
Bollig sehr einseitig wieder nur vom Interessentenstandpunkteaus sich hier als Sachverständiger
aufgespielt hat. (Nufe: Sehr gut! links.)

Der Herr Kollege Bollig hat 5 Gruppen genannt: Löhne, Dünger, Inventar, Futter¬
mittel und noch eine Grnppe. (AbgeordneterBollig: Pacht!) Ein ganz klein wenig verstehe ich
auch von der Landwirtschaft. Ich gebe zn: Ich bin nicht in der Großwirtschaftgeboren und erzogen,
sondern in der Kleinwirtschaft. Wenn aber Herr Bollig einmal mit mir die Handarbeiten der
Landwirtschaft— wir wollen nur das Mähen und das Pflügen nehmen — zusammen verrichten
will, so garantiere ich dafür, daß ich sie genau so gut verstehe wie er; da trete ich morgen mit
ihm an, ich bin jederzeit bereit. Aber in der Großwirtfchaftkann ich nicht mit, weil ich die neuen
maschinellen Einrichtungen, die ja die Arbeit wesentlich erleichtern, nicht so kenne. Ich kenne auch
die theoretischen,wissenschaftlichenAbhandlungen nicht so, wie sie Herr Kollege Bollig kennt, aber
ich weiß, daß wir in der Rheinprovinz es auf der einen Seite mit Abmelkwirtfchaften zu tun haben
und auf der anderen Seite mit der Landwirtschaft,die uns die Erzeugnissean Getreide, Kartoffeln
usw. liefert. Herr Kollege Bollig hat nnn diese Dinge so stark vermischt,daß es sehr schwer ist,
das Nichtige herauszufinden. Er hat zunächst die stärkste Steigerung der Futtermittelpreise ange¬
geben, Herr Kollege Bollig, ich muß doch sagen: In meiner Heimat pflegen auch die Landwirte,
die bis zn zwei Pferden haben, ihr Vieh fast ausschließlich mit dem zu füttern, was fie aus ihrer
Landwirtschafterzeugen,und fie kaufen diese teueren Futtermittel, die man in der Abmelkwirtschaft
gebraucht, nicht oder doch nur iu einem sehr geringem Maße. Ich bin der Meinung, weil die
Preise für Futtermittel am stärkstengestiegen sind, muß das 85 fache, das bei der Berechnungdes
Herrn Bollig als Durchschnittherauskommt, zu hoch sein, es geht nach meinem Dafürhalten über
die Wirklichkeit hinaus.

Der Herr Kollege Bollig hat auch Preife der Friedenszeit uud der heutigen Zeit ange¬
geben,. Zum Beispiel gab er bei den Kartoffeln fllr 1914 einen Erzeugerpreis vou 4,20 Mark
an, und für diesen Herbst rechnete er mit einem Preis von 250 Mark. Nach meinemDafürhalten
ist der Preis von 250 Mark für diesen Herbst viel zu hoch gegenüber den Ausgaben, die die
Landwirtschafthat. (Zuruf Bollig: Es war nur eine Schätzung!) Sie haben sie geschätzt,ich
habe aber, trotzdem der Preis nach meiner Ueberzeugungviel zu hoch ist, die Befürchtung, daß
wir die Kartoffeln noch nicht einmal für 250 Mark bekommenweiden. Mit dem Friedenspreise
liegen die Dinge so: Wir haben heute morgen in der Fraktion über die Kartoffelpreisegesprochen.
Ich habe m Köln im Frieden für die beste Kartoffel, die rote, 3.— Mark frei Keller gezahlt, nicht
vom Landwirt. Und Sie rechnen für Friedenszeiten einen Erzeugerpreis vou 4,20 Mark.
(Zuruf AbgeordneterGerlach: Doppelzentner.) Am Niederheiu ist sicherlich in Fliedenszeiten ein
gut Teil Kartoffeln für 2,20—2,50 Mark verkauft worden. Ich will damit sagen: Herr Kollege
Bollig hat es beliebt, den Friedenspreis sehr hoch anzugebenund den Preis von 1922 sehr gering,
um dadurch die Steigerung sehr mäßig erscheinen zu lassen.

Dasselbe ist nach meinem Dafürhalten, Herr Kollege Bollig, bei der Milch der Fall, Sie
nennen als Erzeugerpreis im Frieden 17 Pfg. und jetzt 8,60 Mark. (Zuruf AbgeordneterBollig:
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Das ist der Höchstpreis!) Auch darüber können wir uns einmal unterhalten. Wenn wir auch
leine Sachverständigesind, aber soviel haben wir doch wohl als Konsumentenkennen gelernt, daß
auch das nicht für die Rheinprovinz, besonders nicht auf den Teil, der über den Kölner Kreis
hinausging, zutrifft.

Beim Fleisch liegt es ähnlich. Auch da ist der Erzeugerpreis von 45 Pfg. im Frieden
meiner Ansichtnach sehr hoch gegriffen,während mir 36 Mark für jetzt sehr medrig gegriffen zu
sein scheint.

Aus dem Grunde komme ich zu dem Schluß, daß die Herren Landwirte bei den Ausgabe«
die Preise so genommenhaben, daß die Steigerungsziffer sehr hoch ist, und bei den Einnahmen so,
daß die Steigerungsziffer sehr gering ist. (Sehr gut! links.)

Wenn Herr Kollege Völlig gesagt hat, die vielen „Sachverständigen" seien ein Unglück
für die Landwirtschaft,so hat der kommunistische Redner schon daran erinnert, daß man leider
auch unter den Landwirten viele hat, die sachverständige Gutachten auf andern Gebieten abgeben.
Und mit Recht hat Herr Kollege Theißen gesagt: Wenn insbesondere in kleineren Städten, wo
Landwirte in den Gemeindevertretungensitzen, über die Löhne der Arbeiter und die Gehälter der
Beamten und Angestelltengesprochen wird, dann erlauben die Landwirte sich sehr oft Urteile, die
sicher nicht von Sachkenntnis getrübt sind. (Sehr gut! links,) Also nach der Richtung sollte
mau vorsichtig sein und sich nicht wundern, wenn die Konsumenten sich ebenfalls einmal ein
Urteil erlauben.

Nun bin ich aber nicht allein auf mein Urteil angewiesen. Ich habe hier vor mir einen
Auszug aus einem Artikel eines GroßgrundbesitzersHofer in Ostpreußen, eines sozialdemokratischen
Großgrundbesitzers,der in Friedenszeiten schon Sozialdemokrat war. Er schreibt:

„Der Einwand, daß sie ihre Produktionsmittel ebenfalls entsprechendteuer bezahlen
müssen, gilt nur bis zu einem gewissen Grade. AusländischeRobstoffe kommen für die landwirt¬
schaftlichen Betriebe heute nur in geringem Maße in Betracht. Die Einfuhr von fremden Futter¬
mitteln z. B. ist auf ein Minimum zurückgegangen. Sämereien werden noch in steigendem Maße
im Inlande erzeugt. Kali und Stickstoffdüngerhaben wir genügend im Lande. Wir konstatieren
also die Tatsache, daß der Preis für die landwirtschaftlichenProdukte sich entsprechenddein
Dollarkurs einstellt, trotzdemzur Herstellung dieser Produtte ausländischesRohmaterial in nennens¬
wertem Umfange nicht gebraucht wird. Natürlich, Maschinen und Maschinenreparaturen, Acker¬
geräte sind auch für den landwirtschaftlichen Betrieb verteuert, desgleichenKohlen Letztere spielen
aber in dem landwirtschaftlichen Produktionsprozeßnur eine untergeordneteRolle". (Sehr gut! links.)

Ich erinnere hier an das, was ich bei meiner Etatsrede auf den Zwischenruf von rechts
gesagt habe. Da habe ich nämlich dasselbe gesagt, und da kannte ich diesen Artikel noch nicht.
Es ist mir aber von rechts gesagt worden, das sei nicht richtig. Hier ist die Bestätigung
durch einen Landwirt.

An einer anderen Stelle sagt der Großgrundbesitzer,Herr Kollege Völlig, über den
Verbrauch des Kunstdüngers folgendes:

„Landwirte in der Provinz Ostpreußen, die die Wirkungen des Kunstdüugers für
die Lebensmittelernte 1921/22 richnerischfeststellten, bekunden, daß sie bei einem Kunst-
düngerverbrauchvon etwa 300 Mark pro Morgen 3 Zentner Getreide und etwa 30 Zentner
Kartoffel vom Morgen mehr erzielten".

Rechnen wir den Getreidepreis nur mit 300 Mark und den Kartoffelpreis mit soundsoviel,
dann rechnet der Großgrundbesitzerheraus, was dabei herauskommt.

Ich berufe mich jetzt nicht auf Laiensachverständige,sondern auf Sachverständige aus
Ihren Reihen.

Nun noch das Urteil eines Landtagsabgeordneten,der der deutschen Voltspartei angehört:
Graf Stulberg-Werningerode schreibtam 14. April ds. Is.:

„Die deutsche Volkspartei hat sich im Reichstage entschlossen, den allein richtigen
Weg zu beschreiten und dem Steuerkompromiß zuzustimmen. Sie hat unzweifelhaft damit
dem gesamten Wirtschaftslebeneine schwere Belastung aufgebürdet, unter der auch die Land¬
wirtschaftschwel zu tragen haben wird. Es wäre aber trotzdem lächerlich, wenn wir Land¬
wirte uns hinstellen und über Not klagen würden" (Hört! Hört! links.) „Das würde uns
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doch kein Menschglauben" (Erneute Rufe: Hört! Hört! links.) „Aber es kaun auch einmal
die Zeit der Not für die Landwirtschaftkommen,und dann wird sie die Hilfe aller andern
Stände gebrauchen".

Meine Damen und Herren! Wenn Sie heute die ersten 14 Punkte unserer Tagesordnung
sich ansehen, so sehen Sie, wie die rheinische Landwirtschaftdie Hilfe aller anderen Bewohner der
Rheinprovinz gebraucht. Und ich bin der Meinung, diese Hilfe lassen wir ihr in einem so reichen
Maße zuteil werden, daß man fragen muß, ob die rheinische Landwirtschaftdie Vorteile der guten
Jahre nur für sich in Anspruch nehmen, und trotzdem dann in den schlechten Jahren die Hilfe
der gesamten Bevölkerung in Anspruchnehmen will.

Ich habe hier auch eine Artikclschreiberinaus der deutschuationaleuVolkspartei. Auch
sie bringt Zitate von ihren Gütern und den Gütern ihrer Verwandten, die alle darlegen: Wir
haben reichlich verdient, die Landwirtschaftverdient besser als die übrige Bevölkerung.

Es kommt weiter in Betracht, daß auch Kollege Völlig gesagt hat: 1917, 1918 und 1919
wurden die Hypothekenso ziemlichgetilgt. Ja, vor dem Kriege war die kleine und mittlere Land¬
wirtschaft schwer mit Hypothekenbelastet. Wenn sie in den Jahren 1917, 1918 und 1919 die
Hypotheken infolge der Kriegsprcisehat abstoßen können, so steht sie damit heute wesentlich besser
da als die große Maße der Bevölkerungin Deutschland, die heute das, was sie im Frieden hatte,
längst verbrauchthat und nicht mehr weiß, woher sie weitere Mittel nehmensoll. (Sehr gut! links).
Nehmen Sie doch die ganzen Angestellten,nehmenSie die ganzen Beamten, nehmenSie die freien
Berufe, wenn sie sich im Frieden etwas erübrigt hatten, so haben sie es während der Kriegszeit
oder der Nachkriegszeitzugesetzt,und sie wissen heute nicht mehr ihre Kleidung, ihre Wäsche und
ihr Inventar zu ergänzen, weil sie eben keine Mittel mehr haben. (Sehr gut! links)

Aus all diesen Gründen bin ich der Ansicht: Wenn man gerecht sein will, muß man es
gelten lassen, daß tatsächlich die Landwirtschaftbisher sehr gut abgeschnitten hat.

Wenn der Herr Kollege Völlig von den Preissteigeruugen spricht und danu bei seinen
Einnahmen auf das 61 fache kommt, so frage ich Sie: Wer hat denn von den bestbezahlten Arbeitern
heute das 61 fache an Lohn? (Rufe links: Keiner!) Die Arbeiter, die Beamten und die freien
Berufe haben meiner Ueberzeugung»ach viel mehr das Recht, Klageliederanzustimmen. Wir haben
heute den ganzen Tag von allen Berichterstattern nur die Klagelieder der rheinischen Landwirtschaft
gehört; wir haben aber in diesem Parlament die Klagelieder der großen Masse des Volkes noch
nicht gehört.

Ich erinnere an das, was der Rheinische Bauernverein beschlossen hat. Ich habe hier
vor mir liegen, was allgemein in den landwirtschaftlichenOrganisationen in Deutschlandbeschlossen
wurden ist, welchen Widerstand man organisatorisch und einzeln der Getreideumlage gegenüber
anwenden soll, welchen Widerstand man der Ablieferung des Getreides entgegenfetzen soll. Da
wird rund heraus dazu aufgefordert, alle einer Organifation angeschlossenenLandwirte, die gegen
Punkt 1 und 2 verstoßen, d. h. sich nicht gegen die Ablieferung wehren, aus der Organisation
ausznschließenund scharf zu buykottieren. (Hört! Hört! links.) Dann an einer anderen Stelle
(Abgeordnetervon Stedman: Wo steht das?) bitteschön: „Richtlinien gegen neue Umlagen"; ich
gebe sie Ihnen nachher, Herr Kollege Stedman. Unter Punkt 3 heißt es: „In allen übrigen
Fällen mnß bei einmütigemZusammenstehenaller organisiertenBetriebsinhaber durch passive Haltung
das Versagen der im Gesetz vorgesehenen Maßnahmen zur Erzielung der Ablieferung herbeigeführt
werde». Das gilt insbefondere für die Ersatzstrafen, die nicht abgeführt werden dürfen". Und
unter 8: „Die nicht organisierten Landwirte sind durch moralische uud wirtschaftliche Druckmittel
zu veranlassen,sich den Maßnahmen der Organisation anznschließen". (Rufe rechts: Wo steht das
denn.'') ^u der Zeitung. (Abgeordnetervon Loe: Was in den Zeitungen steht, ist wahr!) Ich
habe ^hnen gestern das aus der KölnischenVolkszeituug vorgelesen. Wenn das nicht wahr ist,
Herr Kollege Los, so kennen Sie doch den Beschluß des RheinischenBauernvereins; auch dieser
sprach zwar incht im Beschluß, aber vorher, die schlimmste Kampfanfage gegenüberder Negierung
und denjenigenaus, die die Umlage beschließe!,wollten. Ich habe den Beschluß leider nicht heraus¬
gesucht; er hat ja auch in fetten Lettern in der Zeitung gestanden. Das war ein Kampfaufruf,
wie ihn sich das Proletariat bis jetzt nur selten oder garnicht geleistet hat.

Zum Autrage 63 — damit komme ich zum Schluß —. stelle» meine Freunde einen
Abllnderungsantrag. Der 2. Absatz dieses Antrages heißt: „Bei dem Vorherrschendieses Klein-



63, RheinischerProvinziallandtag, 5, Sitzung am 14, Juli !922. 229

betiiebes innerhalb der Rheinprovinz erachtet der 63, Provinziallandtag eine Uebernahme, der den
Kleinbetrieben erlassenen Ablieferungspflichtauf die nunmehr allein noch Abliefernngspflichtigen
innerhalb der Rheinvrovinz für undurchführbar. Er bittet vielmehr, das Ablieferungssoll der
der Provinz in den Ausführungsbestimmungendem Anteil der nunmehr befreiten Betriebe entsprechend
der Gesamtflächeherabzusetzen".

Der Berichterstatter, Herr KollegeHeuser, hat gejagt: Es besteht die Gefahr, daß das
und das gemacht wird. Ich habe mir die Worte sofort aufgeschrieben. Der Herr Kollege Völlig
hat davon gesprochen, daß die Rheinprovinz 100 600 t aufbringen foll. Ich weiß nicht, woher er
die Zahl bat^ Ich habe allerdings im Laufe des Tages etwas von einem Telegramm gehört.
Wir sind der Auffassung,daß man bei der Festlegung der Getreideumlageauf die Zusammenschnng
und Art der Landwirtschaft in den einzelnenProvinzen Rücksicht nehmen soll. Deshalb glauben
wir den zweiten Absatz nicht in dem Wortlaut annehmen zu können, wie er hier vorgeschlagen ist,
sondern wir schlagen Ibnen vor, anstelle des zweiten Absatzes zu sagen:

„Der 63, Provinziallandtag erwartet, daß bei Festsetzung des Ablieferungssollsder Gesamt-
Provinz nnd der einzelnen Gemeinden dem Vorherrschendes Kleinbetriebes in der Rhein¬
provinz bei Herausgabe der AusführungsbestimmungenRechnung getragen wird".

Wir sind der Auffassung, daß diesen Verhältnissen auch Rechnung getragen wird. Wir
legen uns also nicht derartig fest, wie es in dem 2, Absatz des Antrages geschieht. Ich bitte Sie,
dieser Aenderung zuzustimmen.

Man spricht augenblicklich, wie ich schon gesagt habe, schon wieder von einer ungeheueren
Fehleinte. Ich weiß nicht, man sollte doch vou einzelnenStrichen in der Hocheifcl oder auf dem
Hunsrück absehe», Das sind doch nur kleine Landwirte, die von dem Umlageverfahren überhaupt
nicht betroffen werden.

Den Schlußausfühlungen des Herrn Kollegen Völlig stimme ich zu, wo er sagte: Wir
müssen versuchen, daß Verbraucher und Erzeuger näher zusammenkommen. Ich bin anch der
Auffassimg, daß ein großer Teil der Auswirkung der landwirtschaftlichenPreise erst durch den
Zwischenhandelgeschieht. Je mehr wir es fertig bringen, daß auf der eineu Seite die organisierte
Erzeugelschaftuud auf dei andelen Seite die olganisielten Verbraucher sich nähern und vor allen
Dingen den Warenaustausch so regeln, daß die ungeheuere,nach meiner Ueberzeugungviel zu viel
vorhandenen Zwischenhändlerbeseitigt weiden, würde manches im Interesse der Erzeuger sowohl
wie auch der Verbraucher besser werde», als es heute der Fall ist. (Beifall.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Darf ich de» Herrn Abgeordneten Haas bitten, den Abänderung^
antrug zur Druckfache Nr. 69 mir schriftlicheinzureichen? (AbgeordneterHaas überreicht den Antrag.)

Das Wort hat Herr AbgeordneterKemmann,
Abgeordneter Kemmann: Meine Damen und Herren! Nach den ansgezcichneten

sachlichen Ausführungen meines Herrn Kollegen und BerufsgenofscnVöllig hätte ich nicht erwartet,
daß sich daran eine solch lebhaste gegenteiligeAuffassunggeknüpft halte, wie sie in den Aus¬
führungen der Herreu vou der Linken hier zutage gefördertwurde. Aus langjähriger Sachkenntnis,
die ich aus der 34 jährigen Bewirtschaftung des Gutes, auf dem ich jetzt noch felbst wirtschafte,
habe, kann ich die Ausführungen meines Herrn Kollegen Völlig nur voll und ganz uuterschseiben;
sie treffen bis zum letzten Punkte zu. Wenn Herr Völlig an Hand dieser Daten die Produktions¬
und Erzeugerkostenerrechnet, so ist das durchaus zutreffend. Ich wäre in der Lage, nach dieser
Richtung hin noch mancherlei zu ergänzen. Vielleicht wird es zu weiterer Aufklärung dienen, wenn
ich einige Punkte, die ich mir notiert habe und die mir gerade in letzter Zeit aufgestoßmsiud, mitteile.

Herr Völlig hat sich in eingehender Weise darüber verbreitet, wie die allgemnnenProduktions¬
kosten gestiegensind und wie die Kosten der Erzeugung, die Verkaufskosten, die Preise, sich gestaltet
haben. Er hat diese Verhältnisse in weitgehendenAusführungen dargelegt. Ich brauchehierauf alfo
nicht weiter einzugehen,umso weniger als ich meine Redezeit möglichst einschränken möchie. Wenn
ich den Ausführungen noch einiges hinzufüge, fo geschieht das, um zu zeigen, wie auch auf nnderu
Gebieten, die Herr Völlig nicht berührt hat, die Steigerung der Produktionskosteneingesetzt hat.

So stelle ich beispielsweisefest, daß ein Kilo verarbeitetes Eisen, vom Schmiedemeister
gefertigt, wofür ich in Friedenszeiten 50 bis 60 Pfennig zahlte, heute nach Ausweis der mir
unterbreiteten Rechnung35 bis 38 Mark kostet. Neuerdings ist eine weitere Steigerung eingetreten.
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Ich habe weiter festgestellt und leide auch darunter, daß der Pferdebeschlag, der in
Friedenszeiten 4,50 Mark kostete, auf 450 Mark heraufgegangen ist. Seit dem 1, Juli ist eine
weitere Steigerung ans 530 Mark eingetreten. Das ist ein Prozentsatz, der noch weit über den
Prozentsatz hinausgeht, den Herr Kollege, Völlig vorhin errechnet hat

Ich kaun Ihnen weiter beispielsweise unterbreiten, daß ein neuer Transportkranzwagen
— die Landwirte sind in weitem Maße in die Notwendigkeit versetzt, neue Geräte anzuschaffen —,
der im Frieden einen Preis von 5-600 Mark hatte, heute 40 45 000 Mark kostet.

Was kleine Sachen betrifft, so zahlte ich für ein Kettenglied, vom Schmied angefertigt,
im Frieden 5 Pfennig; hente zahle ich nach Ausweis der mir unterbreiteten Rechnung dafür
3,50 Mark, eine 70fache Steigerung, Für ein Paar Räder, für welche der Stellmacher im
Frieden 42 Mark berechnete, berechnet derselbe Stellmacher heute rund 3000 Mark, Ein Paket
Nägel, die der Landwirt bei jeder Gelegenheit braucht, kostete im Frieden 65 Pfennig, heute kostet
es 65 bis 70 Mark, Noch ein weiteres möchte ich erwähnen, das ist die Bindekordel, die
massenhaft zur Ernte, zum Binden des Getreides, gebraucht wird. Für Bindekordel habe ich in
Friedenszeiten 80 bis 90 Pfennig je Kilo gezahlt. Jetzt habe ich. ausweislich der Rechnung
83 Mark bezahlen müssen. Diese Erhöhung von 80 bis 90 Pfennig auf 83 Mark bedeutet eine
glatte 100prozentige Steigerung; neuerdings kostet die Bindekordel noch weit mehr.

Meine Herren! Sie werden jn sagen: Die Preise stimmen anch nicht. Wenn Sie mir
das nicht glauben, kann ich Ihnen nicht helfe». Es sind die Preise, die ich nach Ausweis meiner
Rechnungen jetzt babc zahlen müssen und die mir in Friedenszeiten, ebenfalls nach Ausweis meiner
Rechnnngcn abverlangt worden sind. Soviel zur Ergänzung der Rechnung des Herrn Kollegen Völlig.

Meine Damen und Herren! Ich hätte nicht geglaubt, daß gerade die Ausführungen des
Herrn Aollig einer derartigen Kritik unterzogen wurden wäre», »»d daß behauptet wurden wäre,
Herr Bollig kenne die Verhältnisse der Städte nicht. Herr Bullig ist Bewohner der Stadt Köln;
er kennt aus seiner langjährigen Tätigkeit als Stadtverordneter von Kül» die Verhältnisse der Stadt
Köln ebensu gut und so genau wie die Verhältnisse des Landes, und keiner war berufener als
gerade Herr Kollege Bollig, über die Verhältnisse der Landwirtschaft zn sprechen. Ich stelle das
fest und möchte weiter mit Zustimmung sämtlicher Landwirte hier ausdrücklich feststellen, daß die
Ausführungen durchaus zutreffend sind, und daß wir ihnen durchaus zustimme,, muffen.

Meine Dame» und Herren! Es sind mancherlei Vorwürfe gegen die Landwirtschaft
erhoben worden. Vur allen Dinge» hat mau den Vorwurf erhuben, daß sie unrechtmäßige Gewinne
beanfprnche gegenüber anderen Stände». Meine Damen und Herren, obschun die Berechnung des
Herr» Bullig »nodrücklich dargelegt hat, daß es sich um »»berechtigte Gewimie nicht handeln kann,
möchte ich duch nuch einmal ausdrücklich darauf hinweise», daß die Gewinne, die die Landwirtschaft
ini Verhältnis zn anderen Berufszweigen erzielt hat, sich durchaus im Rahmen 'des Erlaubten
halten; sie sind sugnr erheblich heruntergedrückt durch deu Umstand, daß die Oestaltnng der Preise
den Verhältnissen dnrchans nicht entsprach.

Meine Damen nnd Herren! Es wird weiter darauf hingewiesen, daß die Landwirtschaft,
um ihre Nutlage zu zeigen, stets und immer wieder auf eine Dürre hinweise. Herr Hans hat
nnsgespruchen, daß anch in diesem Jahre wieder eine Schädigung durch Dürre konstruiert würde,
die seiner Ansicht nach kaum vorhanden sein dürfte. Meine Damen nnd Herren, gehen Sie durch
die Getreidefelder uud i» die Getreidefelder hinein, dann werden Sie finden, daß seit langen Jahre»
ei»c derartig trustlose Ernte nicht i» Aussicht gestanden hat, daß seit langen Jahren eine derartig
trostlose Ernte nicht zu verzeichne» gewesen ist, Herr Bollig hat schon ausgeführt, daß 40—45"/«
llmvflügungen haben stattfinden müssen. Ich tan», dies bestätigend, ergänzend hinzufügen, daß
von den Feldern, die nicht nmgepflügt wurde» find, grüße Flächen' nnr den halben, vielfach »uch
weit wemger. als den halben Bestand zeigen. Die Üinpflügungen habe» sich nicht in dem Maße
durchführen lassen, und es hat sich auch der Schcidcu uicht iu dein Maße übersehen lasse», daß
»in» weitere Üinpflügungen hat vurnehmcn können.

Meine Damen nnd Herren! Herr Bollig hat auf die Futtercrntc hingewiesen. Gerade
hinsichtlich der Futtercrute sieht es außerordentlich 'trostlos ans. Wohin Sie blicken im Rheinland,
überall herrscht Mangel au Futter, an Klee nnd anderem, überall finden Sie schlecht bestandene
Nleeflächcn. Viele Flächen, die 5llee tragen mnßte», sind umgepflügt wurden. Die Ergebnisse
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sind allgemein so gering, daß mich in den besten Bezirken kam» Landwirte in der Lage sind, He»
zu verkaufen, auch solche, die in anderen Jahren reichlich abgeben kounteu. Viele Landwirte, die
in anderen Jahren Heu verkauften,sind gezwungen,zuzukaufen.

Meine Damen und Herren! Es ist auf die Zwangswirtschafthingewiesen nnd die Zwangs¬
wirtschaft ist als eine Notwendigkeit hingestellt wurden. Die Landwirtschaft hat sich mit Recht
gegen die Zwangswirtschaft gewehrt, solange es ihr möglich war. Und weun fie sich gegen die
Zwangswirtschaft wehrte, so handelte es sich für die Landwirtschaft um genau denselben Existenz¬
kampf, den Sie von der Linken ausüben, wenn Sie Streiks inszenieren, Sie brauchen Streiks,
nm Ihre Existenz aufrecht zu erhalten: wir brauchen den Kampf gegen die Zwangsumlage, deu
wir auf gesetzlicherBasis geführt habe», um die Laudwirtschnftexistenzfähig zu erhalte».

Meiue Damen und Herren! Es würde au Haud dieser Ausführungen außerordentlich
interessant sein, weuu ich au eiuem Beispie! zeigte, was man der Landwirtschaftdurch die Umlage
im vergangenenJahre an Sondersteueru aufgebürdet hat, Weuu ich annehme, daß die Landwirt
schaft 2'/? Millionen t zu einem verbilligten Preise hat aufbringe» müssen, der im Durschuitt
210 Mark für deu Doppclzeutuer betrug, wenn ich weiter anf Grund der Berechnung annehme,
daß der Durchschnittspreis,der für freies Getreide erzielt wurde» ist, fich auf ungefähr 700 Mark
belauft, daun komme ich z» einer Differenz vvu insgesamt 13 Milliarden Mark, die die Landwirt¬
schaft nicht bekommen hat, die fie nicht eingenommenhat, weil die Umlage die Preise festgesetzt
hatte. Meine Damen und Herren, diefe 13 Milliarden bedeute» eine Soudersteucr für die Laud¬
wirtschnft, Außerdem hat fie »och an der weiterenVerbillignngsattion teilnehmenmuffen, die auch
wiederum 13 Milliarden betrug. Gerade der Umstand, daß der Landwirtschaft nicht die Preise,
die sie haben mußte, gewährt wcrdeu kouuteu, hat verursacht,daß die Landwirtschaftim Frühjahr
vielfachuicht in der Lage war, den Dünger, den sie brauchte, zu bezahle» nnd daß sie sich mehr
nnd mehr entschlossenhat, von der intensivenzur extensiven Wirtschaft überzugehen. Meine Damen
und Herren, der Uebergang von der intensiven zur extensiven Wirtschaft würde ein uatiouales
Unglück bedeuten. Die Landwirte kämpfen gegen diesen Uebergang mit allen Kräfte», Sie crimier»
ihre Berufsgenosseuimmer wieder an ihre vaterländischePflicht, die intensive Bewirtschaftung bei¬
zubehalten. Die intensive Wirtschaft bedeutet — ich weiß nicht, ob die Herren, die nicht sachver¬
ständig sind, es wissen —, daß man, anstatt das gesamte Gelände zn bebauen, einen Teil des
Geländes, etwa ein Fünftel oder ein Sechstel, wie es früher der Fall war, brach liegen und so
gewissermaßenein Jahr ruhen läßt. Diese Brache, die eine bessere Bearbeitung ermöglicht und
den Acker durch Aufnahme von Dungstoffenaus der Luft verbesfert, hat zur Folge, daß man in
dieses Gelände Getreide ohne jede Düngerzugabe hineiusäen und dabei doch mindestens dieselbe
Ernte erzielen kann, als wen» man Kunstdünger auffährt. Diefe extensive Wirtschaft ist bequem
durchzuführe», sie erfordert bedeutendweniger Arbeit, und der Laudwirt erzielt dennoch schließlich
dasselbe Resultat, als weun er durch iuteusive Bebauung des gerade in deu Kriegsjahreu in der
Ertragsfähigkeit stark heruntergewirtschaftetenBodens mit viel Kunstdüngereine Ernte erhält, die
in der Regel bei weiten: nicht so hoch ist, als die durch die Brache erzielte Ernte. Weine Dnmeu
und Herren, das ist ein gefährlicherWeg. Die Führer der Landwirtfchaft wehren sich mit aller
Entschiedenheitdagegen, daß dieser Weg eingeschlagen wird. Wenn aber hier und da die Ansicht
sich zeigt, zu dieser Vewirtschaftungsart überzugehen, so kann ma» letzte» Endes Landwirten, die
uni ihre Existenz kämpfe», es nicht verwehre», wen» fie fich auf diefe» Weg begebe». Ich wollte
nur eine Warnung aussprechen, dahingehend, den Bogen nicht so anzusvmnwn, daß schließlich die
Schaffensfreudigkeitder Landwirtschaft verloren geht. Die Schaffensfreudigkeitder Landwirtschaft
muß dadurch erhalten werdeu, daß man sie ermuntert.

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch auf eins hinweisen; auf andere Punkte
werden ja wohl andere Redner noch eingehen.

Einer der Herren Vorredner hat darauf hiugewieseu, daß ein Besitz von 8 — 10 Morgen
ein Fluch für die Landwirte sei, (AbgeordneterBmnberger: Das war ich, das halte ich auch auf¬
recht. Herr Kollege!) Ich darf dem etwas entgegenhalten, was ich felbst an Ort und Stelle fest¬
stellen konnte: Ich habe schon einmal Gelegenheitgenommen, hier darauf hinzuweisen,daß die
Besichtigung der Provinzial-Steinbrüche in Neustadt an der Wied gezeigt hat, daß gerade ei»
Besitz von 8—10 Morgen Land ein Segen für die kleinen Landwirte ist. Die Landwirte in jener
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Gegend hatten bei diesem Besitz von 8—10 Morgen ihr Auskommen,sie kamen schlecht und recht
damit zurecht, hatten freilich ihre Not. Die Steinbrüche ermöglichenihnen, sich ein Nebenein-
kommen zu schaffen. (AbgeordneterRing: Das ist doch etwas ganz anderes, das ist doch hier nicht
besprochen worden!) — Das ist dasselbe; ich komme nachher zu dem umgekehrtenFalle, — Da
ist heute dem Landwirt die Steinbrucharbeit neben dein Besitz des Landes zum Segen geworden.
Wir möchten wünschen, daß möglichstviele Leute, vor allen Dingen solche, die in industriellen
Betrieben tätig sind, derartigen Besitz hätten. Dann würde mancherleiDruck von den Arbeitern
weggenommen werden.

Meine Damen und Herren! Es wurde darauf hingewiesen, daß Herr Völlig eine
Trennung der wirtschaftlichenund politischenFragen gewünschthat. Diese Trennung ist gerade
hinsichtlich der Materie, über die wir nns unterhalten, unbedingt notwendig. Wir müssen das
politischeund das wirtschaftliche Moment hier auf das entschiedenste trennen. Gerade die wirt¬
schaftliche Seite der Landwirtschaftmuß mehr anerkannt werden. Nur auf die Weise, daß wir die
politische Seite ausschalten,kommen wir wieder zu einer sachgemäßen Arbeit und zu eiuer Produk¬
tion, wie sie der Allgemeinheitzum Segen gereicht.

Meine Damen und Herren! Ich will nicht auf alle Ausführungen eingehen; ich möchte
aber noch eins streifen. Es wurde darauf hingewiesen, daß die Landwirtschaft schon insofern
ertenfiv wirtschafte, als sie mehr und mehr zur Erzeugung von Luxusartikeln, beispielsweise zur
Blumenzucht übergehe; letzteres sei z, V. in Schleswig-Holsteinder Fall. Meine Damen und
Herren, unter den heutigen Verhältnissenwerden, wenn überhaupt, dann doch nur verhältnismäßig
wenig Blumen gekauft. Den besten Beweis dafür, daß gerade die Blumenzucht nicht mehr rentabel
ist, bietet wohl der Umstand, daß in der Blumenzüchtergegeud,in Erfurt, die Blumenzüchtermehr
und mehr dazu übergehen, ihre Blumenzuchteinzustellen und Getreide oder andere Produkte zu erzeugen.

Meine Damen und Herren! Ich möchte auf Grund einiger Ausführungen nochmals
darauf hinweisen,daß es dringend notwendig ist, daß ein Einverständnis zwischen Verbrauchernund
Erzeugern erzielt wird, dahingehend, daß die Verbraucher einsehen, daß auch die Erzeuger einen
Preis bekommen müssen, der ausreicht, um ihre Existenz zu gewährleisten, um ihren Betrieb
ordnungsmäßig fortführen zu können. Wird das nicht der Fall sein, dann wird die Landwirtschaft,
deren Niedergang ja bereits prophezeit worden ist, immer weiter zurückgehen.Die landwirtschaftliche
Produktion kann nur dann gehoben werden, wenn dem Landwirt die Lust und Liebe zum Schaffen
erhalten bleibt. Nur dami, wenn die Lust und Liebe der Landwirtschaft dadurch erhalten bleibt,
daß man ihr die Existenzsichert, wird fie weiter segensreich arbeiten, wird sie weiter produktions-
steigernd arbeiten, im Interesfe der Allgemeinheit,im Interefse vor allem der Verbraucher.

Meiue Damen und Herren! Noch ein paar Worte über die Kartoffeln, Es wurde gerade
ans die Kartoffelpreisehingewiesen. Ich will auf die Kartoffelpreisenicht weiter eingehen. Aber
ich möchte gerade an Hand des Beispiels des Kartoffelbaues darlegen, wie gerade da die Verhält¬
nisse hinsichtlichder Produktionskosten nnd Preise liegen. Im vergangenen Herbst wurden die
Kartoffeln im allgemeinen zu einem Preise von 50, 60 und 70 Mark verkauft; für die Pflanz-
tartuffeln dagegen mußten im Frühjahr Preise bis 350 Mark bezahlt werden. Dieser Unterschied
ist so horrend, daß die Landwirte, die auf den Bezug von Pflanzkartoffeln aus dem Osten ange¬
wiesen sind — und das sind die meisten—, nicht nur ihre ganze Ernte, sondern noch weitere
Mittel dnzn verwendenmuhten, um die Frühjahrsbestellung ausführen zu können.

Zum Schluß bitte ich nochmals, die landwirtschaftlichenVerhältnisse fachlich von einem
Gesichtspunkte aus zu betrachten, der es ermöglicht daß Erzeuger uud Verbraucher sich verständigen
können und sich verständigen. Es kann nicht angehen, daß man über eine Produktion verfügt, die
noch nicht vorhanden ist nnd von der man nicht weiß, ob sie überhaupt erzeugt werden wird. Es
muß vielmehr Verständnis dafür erzielt werden, daß es nicht nur notwendig ist, die Produktion
zu verteilen und dem Konsumentenzuzuführen, sondern daß es auch notwendig ist, in ausgiebigstem
Maße die Produktion zn heben. DiesemBestrebendienen die sämtlichen Anträge, DiesemBestreben
dient die Hebung der Wintecschulen;diesem Bestreben dienen eine Reihe anderer Anträge, Diesem
Nestrebendient vor allem der Antrag, der bezweckt, die Umlage für das Rheinland zu verringern
und sie der Leistungsfähigkeitdes Nheinlandes anzupassen. Von diesem Gesichtspunkteaus empfehle
ich dir Annahme der sämtliche» Anträge ans das wärmste. (Beifall.)
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Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Ich »ms; doch wirtlich in ernster
Sorge auf den Stand unserer Geschäftslageaufmerksammachen. Wir nnterhalten nns über diesen
Punkt jetzt über drei Stunden, Wir haben uoch über 40 Punkte zu erledigen. So wichtig dieser
Gegenstand auch ist, so habe ich doch die Empfindung, daß das, was dazu gesagt werden konnte,
gesagt worden ist.

Es sind noch znm Wort gemeldetdie Herren Orlopp, Uun Stedman, Hofs, Theißen nnd
Flußdorf, Es ist bisher jede Fraktion zn Worte gekommen, Hind Anträge zu stellen?

Das Wort hat Herr AbgeordneterOrlopp,
Zur Geschllfwordnuughat das Wort Herr Abgeordneter I)i-, .«itöttgeu.
Abgeordneter I)r, Köttgen: Ich beantrage Schluß der Debatte, Wenn der Antrag

abgelehnt werden sollte, dann beantrage ich, eine Beschränkungder Redezeit zu beschließe»,
VorsitzenderI)r, Zaires: Das Wort war dem Herrn AbgeordnetenOrlopp erteilt,
AbgeordneterOrlopp! Meine Damen nud Herren! Ich werde Sie nicht zu lauge

langweilen. Meinetwegen brauchen Sie die Redezeit uicht zu beschränken. Da meine Vorredner
schon manches gesagt haben, kann ich mir Wiederholungenersparen.

Wir müssen doch einmal dazu Stellung nehmen, woher eigentlich dieser Antrag 69
rekrutiert. Nach meiner Auffassnng ist das die Folge des Beschlussesdes Reichstages, der die
Umlage festgelegthat, wobei die Vertreter der Landwirtschaftdamals klar erklärten, daß sie dem
Beschluß iu uczug ans das Unilageverfahrenjeden Widerstand entgegensetzen würden. Den Anfang
dieses Widerstandes haben wir hier in dem Antrage 69, Er soll nun vom Provinziallandtag
seinen Stempel bekomme». Ich bewundere die Vertrauensseligkeitmeines Kollegen Thcißen, der
glanbt, daß ein Rittergutsbesitzer wie der Kollege Heuser hierherkommtuud einen Antrag stellt,
der seine College» im übrigen Teutschland dazu bringen soll, das »mzulcgen, was sie praktisch
uach dem Gesetz nicht brnnchcn. Ich persönlichhabe soviel Vertrauen nicht; auch meine Fraktion
nicht. Ich kann auch ans Grund der Einstellung, auf Gruud der persüitlichen Vorteile der Groß¬
grundbesitzer verstehen,daß sie versuchen, nach Möglichkeitdie Umlage, so klein sie ist, uoch weiter
hernbzndrücken. Aus diesem Grunde lehnen wir den Antrag 69 ab,

, Es wurden dann von Herrn Kollegen Völlig sowohl wie von Herr» Kollegen^emmcmn
hier verschiedene Zahlen angeführt, die uns beweisensulleu, daß die Landwirtschaft kein gewinn¬
bringender Betrieb mehr ist, fondern in Wirklichkeit mit Verlust arbeitet. Ich glaube uicht, daß
außer diese» beide» Herren noch ein Herr hier im Hause ist, der es glanbt, daß diese Betriebe
mit Verlust arbeiten, (Oho-Rufe rechts.» Und wenn dem fu wäre, meine Damen und Herren,
wie sieht es denn augenblicklich in nnfcrcm ganzen Vaterlnnde ans? Glaubt denn die Landwirt¬
schaft, ewig für sich ein besonderes Recht in Anspruch nehmen zu muffen, wie es im alten Prenßen
üblich war? Gibt c? nicht heilte kleine uud große industrielle Werke, die nicht mehr über das
nötige Betriebskapital verfügen, um entsprechend der Geschäftslage ihre Anschaffungenmachen zn
können? Ich bitte, das auch iu etwa zu berückfichtigeu. Wenn man nicht die Not der breiten
Massen, wenn man nicht die Rot der Angestellten und Arbeiter in Betracht ziehen will, dann
mag die Landwirtschaft sich zum mindesten mit der Industrie vergleichen. Aber ich will einmal
die Zahlen, die uus gegeben worden sind, als objektiv annehmen. Ich kann selbstverständlich die
Zahlen augenblicklich nicht nachprüfen; aber ich setze ohne weiteres vom Herrn Kollegen Völlig
voraus, daß die Zahlen stimmen Aber, mciue Damen uud Herreu, mit Zahlen beweist man
alles. Wir haben als Gewerkschaftsfekretäre auch jeden Tag mit^Statistikeu zu tun. Ich kann
Ihnen jagen, ich beweise Ihnen ans Grnnd von Statistiken, die Sie nicht anfechtenkönnen, daß
nicht das 50fache der Teuerung gegenüber dem Frieden eingetreten ist, sondern das 70-, 80-,
90fachc, (Sehr richtig! rechts.) Das beweise ich Ihnen an Hand von Statistiken; ich brauche
nur einige Artikel auszulasseu, dauu beweise ich Ihueu eine noch viel höhere Teuerung. Bleiben
Sie uns vom Halse mit Ihren Statistiken! Damit kaun man im Augenblickgar nichts machen.
Nebenbei gesagt, ist nns anch nicht die Möglichkeitgegeben, innerhalb der drei Stunden, wo wir
hier sitzen und weiter zuhören müssen, was die Diskussionsredner sagen, auch »ur iu etwa die
Zahlen uachzuprüfeu. Wenn wir nnu aber wifsen, daß die große Masfc des Volkes, das 90 bis
95°/n des Volkes hente gegenüberdem Frieden das 30fache. nein, noch weniger — nehmen wir
z. B. die Beamten —, das Mache der Friedenslöhnnng bekommen,wenn wir ferner wissen, daß

30
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der ungelernte Arbeiter höchstens das 35fachc des Friedenssahes erhält, und wenn dann von der
andere» Seite bekannt wird, daß das 61 fache — wo man doch sicherlich nicht die schlechtesten
Zahlen herangezogen hat — eingekommen ist, so geht daraus tlipp und klar hervor, daß eine
wesentliche Bevorzugn»«, der Landwirtschaft eingetreten ist. Es war aber von jeher so. Man hat
immer und immer wieder versucht, die Landwirtschaft in irgendeiner Art und Weise zu bevorzugen.
Wenn der Beweis dafür noch erbracht werden sollte, dann, meine Damen und Herren, haben Sie
ihn hente erbracht durch die Vorlagen, die n»s heute zugegangen sind und denen der Prouinzial-
lnndtag auch zustimmen wird. Wir werden als Unabhängige Partei ebenfalls diesen Anträge»
zustimmen, trotzdem wir einsehen, daß die Landwirtschaft hente wesentlich besser steht als die anderen
Schichten des Volkes, nur um unsere Volkseruähruug wenigstens i» etwa zu sicher», weil sonst,
wenn nicht Prosit anf Profit kommt, die Landwirtschaft immer weiter Widerstand leistet nnd
dadnrch die Ernährung noch schlechter wird.

Noch auf eins will ich kurz entgehe». Herr College Bullig sagt: Die Preise sind nicht
nach wirtschaftlichen, sondern nach politischen Gesichtspunkten festgesetzt. Er beruft fich dabei auf
die unerhört hohen Preise für Raps, Kleie usw. Ja, da haben Sie die Folge davon, daß die Preise
nicht nach politischen Rücksichten festgesetzt werden. Da hat man das freie Spiel der Kräfte zuge¬
lassen, und die Folge ist, daß »ach Ansicht des Herrn Kollegen Völlig die Landwirtschaft an den
hohen Preisen für Futter »sw. zugrunde geht. Meine Damen und Herren, ich sage grundsätzlich.-
Schluß gemacht, wenn n»ser Volt nicht ganz in die Wicken gehen soll, niit dem Gedanken: Wir
lasfen uns allein vom wirtfchaftlichen Standpunkte leite». Was heißt das deuu auf deutsch? Das
heißt, das morgen am Tag die Kleie keine 134 Mark mehr tostet, sondern das Doppelte und
Dreifache, weil letzten Endes dann anch alle übrigen Volksgenossen dieselben Ansprüche stellen. Wo
der Weg hingeht, das haben wir die Jahre hindurch gesehen, und wir siud auf dem besten Wege,
wieder dorthin zu komme». Ma» hat die politische Monarchie beseitigt nnd will auf der anderen
Seite die wirtschaftliche Monarchie aufbauen. Das ist der Zweck der Uebung nnd der Aussprache,
die dahin geht, daß man die Preise nicht vom politische», sonder» vom wirtschaftlichen Standpunkte
aus festsetze» soll. Wir habe» vor allen Dingen i» Preußen immer wieder versucht, die Land¬
wirtschaft rentabel zu halten, Ich erinnere Sie bloß an die 90 er Jahre, wo der Nachfolger
Bisnmrcks die Oetreidezölle herabsetzte uud damals die Einfuhr des ausländischen Getreides bis
ins Ungemessenc stieg, so, daß der Zentner Roggen mit 4—5 Mark verkauft wurde. Die Land»
wirtschaft sagte damals: Wir können nicht mehr leben, die Landwirtschaft bricht zusammen) man
hat fich mit Hilferufe» n» die Regierung gewandt, uud da war kein Gegner der Zwangswirtschaft;
da hat Graf Kanitz den Antrag gestellt, daß die Regierung das gesamte Getreide von den Land¬
wirten übernehmen uud es auf das Volk umlegen solle; dn hat man einen Preis von 7,50 Mark
verlangt. Ja, wenn das Umlcigeveifahren fo festgesetztworden wäre, daß der Preis noch über dem
Auslandspreise stände, würde sich selbstverständlich keiner der Landwirte dagegen wehren. Augen¬
blicklich liegt es anders. Augenblicklich versucht man, der Bevölkerung, die doch bloß die Hälfte
von dem verdient, was fie im Friede» verdiente, zum mindesten noch Brot in die Hand zu geben,
uud dagegen wehrt man fich. Da kann man nicht verstehen, was man in den 90 er Jahren für
selbstverständlich hielt; da ging es, wenn nur die Regierung zahlte, und die Regierung ist Ihnen
damals ja entgegengekommen; sie hat Ihnen damals die erhöhten Zölle wiedergegeben, nnd auf
Grund dessen konnte» Sie sich halte». Die Beispiele ließe» sich bis ins Tausendfache vermehren,
wo man immer wieder der Landwirtschaft geholfen nnd versucht hat, die Einkomme» der La»d-
wl.rtc nicht zu schmäler». Wenn wir das wissen und wenn uus hier ans berufenem Munde
gesagt wird: Unser Einkommen ist das t>1 fache des Friedens, dann sollte »in» a»ch letzte» Endes
keinen Widerstand mehr finden in den Kreisen, denen es im Verhältnis znm dcntschcn Volk im
ganzen sicherlich noch gut geht.

Und was sagt der Antrag? Man will diejenigen, die bis zu 40 Morgen besitzen, von
der Umlage auslasseu. Mau sagt: „Wir paar Große, wir Vier oder Fliuf können das nicht mehr
tragen." Und nun will man das Ablieferungssoll vermindern. Sie wissen, wir stehen bekanntlich
ciuf dem Standpunkt, daß das Getreide im Interesse des gesamten Volkes restlos umgelegt werden
soll. Ueber den Preis kann man sich einigen; daran würde es letzten Endes nicht scheitern. Aber
wenn Sie den Antrag in der Form annehmen, wie er vorliegt, dann bedeutet das eine weitere
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Schunnng der Grmidbesitzcrund eine weitere Schmnlernng jeder Schnitte Brüt i» der Hand des
arbeitende» Volkes.

Meine Damen und Herren! Soweit Sie in der Landwirtschafttätig sind, Sie sind doch
alle in landwirtschaftlichen Genossenschaften, Sie find doch im deutschen und preußischen Landbünde,
in modernen Organisationen, zusammengeschlossen.Wenn der rheinischeGroßgrundbesitzerdie
Umlage nicht ertragen kann, so bleibt Ihnen der Weg über Ihre Organisationen. Versuchen Sie,
Ihre Klasfengenusfenvon Ostpreußen, von Pommern und aus dem Westfälischenheranzuziehen,
damit sie mit Ihnen znsammendie Umlage machen. Wir haben aber als Vertreter des arbeiten¬
den Volkes nicht das Recht dazu, dieser winzige» Umlage, die der Reichstag beschlossenhat, indi¬
rekt wieder ans dem Wege zu gehen, indem wir den Großgrundbesitzvom Rheinland in der Weise
schoueu. Also bitte schon- Der Weg, daß Sie nicht mehr abzuliefern brauchen, als ihre Klaffen-
genusfenim übrigen Deutschlandsteht Ihnen frei. Wenden Sie sich an Ihre Genoffen und ver¬
suchen Sie, dort das Umlageverfahrendurch gegenseitige Hilfe erträglicher zu gestalten, wenn Sie
glauben, daß der Reichstag, alfo die Regierung, da nicht im Interesse der Laudwirtschaftgearbeitet
hat. Wir müssenden Antrag nicht allein ablehnen, fondern werden ihn auch in aller Oeffentlich-
keit fcharf bekämpfen,

VorsitzenderDr. Iarres: Ich lasse nunmehr über deu Antrag des Herr» Abgeordneten
Äüttgen auf Schluß der Besprechungabstimmen. Dieser Antrag bedarf der Unterstützungdurch
zehn anwesendeMitglieder. Findet er diese Unterstützung? — Das ist der Fall. Auf der Redner¬
liste stehen noch die Herren Abgeordnetenvon Stedman, Hoff, Theißen und Floßdurf. Ich lasse
nuumehr abstimmen und bitte diejenigenDame» und Herren, die für Schluß der Besprechung sind,
sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Die Besprechungist geschlossen.

Ich glaube, daß wir die Punkte 2, 3, 4, 8, 9, 10, 11, 12 uud 13 gemeinschaftlich
durch Abstimmungerledigen können, weil dazu Gegenanträge uicht gestellt worden sind. Gegen«
antrüge sind nur gestellt zu Punkt 5, 6 uud ?. Sind die Damen uud Herreu damit einverstanden,
daß wir so verfahren? — Das stelle ich fest. Da ein Widerfpruch gegen diese Punkte sich nicht
erhoben hat, stelle ich die Annahme von Punkt 2, 3, 4, 8. 9, 10, 11, 12 uud 13 fest.

Zu DruÄfache 68 und 67 ist von der Fraktion der Kommunistifche»Partei folgender
Abänderungsautrag gestellt worden:

„Ueber die Verwendungder von der Provinz bewilligtenMittel in den einzelnen Gemeinden
entscheiden dort gebildete Hilfsansschüsfe,dereu Mitglieder nicht über 10 ii» in Besitz oder Bewirt¬
schaftung haben dürfen".

Ich bitte diejenigen,die für diefcn Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit.
Wird die Gegenprobe verlangt? lZustimmung.) Ich biite um die Gegenprobe und bitte die¬
jenigen, die gegen den Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. (Abgeordneter
Hoffmann: Also für die Großagrarier!) Danach darf ich feststellen, daß nunmehr auch die Punkte 5
nnd 6 angenommensind.

Zn Punkt ? ist ein Antrag der sozialdemokratischcn Fraktion ciugegaugeu,der allerdings,
wie mir in diesem Augenblicke auffällt, nicht unterzeichnetist.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordnetervon Loe.
AbgeordneterFreiherr von Los: Es waren Verhandlungengerade wegen der Differenzen,

die eben hier durch die Abstimmung zum Ausdruck gebracht worden sind, im Gange. Wir
empfehlen, die Abstimmung bis morgen früh auszusetzen, die Besprechungabzuwarten und dann
noch einmal abstimmen zu lasse».

VorsitzenderDr, Iarres: Es ist beantragt worden, die Abstimmung bis morgen früh
auszusetzen. Es wird alfo morgennur abgestimmt uud nicht weiter erörtert. Das findet Ihren Beifall.

Wir kommen zu den folgenden Punkten. Ich mochte da in der Hoffnung, daß wir bei
diesem Geschäfteetwas bessere Erfahrungen machen als bisher, uorfchlagen, die Punkte, die die
11 ll-Fachkommissionberaten hat: 14, 15, 16 und 1? ebenfalls nach der Berichterstattunggemein¬
schaftlich zu bespreche». Siud Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall.

Zu Punkt 14: Antrag des Ila-Fnchnusschufses zu dem Antrage der sozial-
demokratischen Fraktion, betreffend Entlohnung der in Dienststellen unter¬
gebrachten Fürforgezüglinge

hat als Berichterstattenn das Wort Frau Schumacher-Kühl. :w»
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AbgeordneteFrau Schnmacher-Köhl: Meine Damen und Herren! Der Herr Landes¬
hauptmann hat bereits in seiner Etatsrede zu dem Punkte des Antrages, der verlangt, daß der
Ausschuß für Arbeiterwohlfahrtdas Vorschlagsrecht für die Fürsorger haben soll, die für die Fürsorge-
zöglinge ohne Bekenntnis bestimmt werden, Bedenken geäußert; er wies darauf hin, daß dann
Berufungen seitens anderer Organisationen zu erwarten seien. Diesen Bedenken hat sich die
Kommission angeschlossen, sie stimmt aber im übrigen dem Antrage zu uud bittet Sie darum,
ihn in folgender Fassung anzunehmen:

„Der Provinziallandtag wolle dem Antrag in nachstehenderFassung zustimmen.-
Für nicht in Anstalten untergebrachteFürsorgezüglingeohne Bekenntnis, auch

wenn sie widerruflich entlasten sind, sind Fürsorger zu bestellen, die gleichfalls leinen:
Bekenntnis angehören. Ist ein Fürsorger ohne Bekenntnis nicht zu ermitteln, so soll
eine andere geeignete Person nach Anhörung des Ausschussesfür Arbeiterwohlfahrt
bestellt werden".

Stellvertretender VorsitzenderUllenbaum: Das war der Bericht zu Punkt 15 der
Tagesordnung. Punkt 14 ist gestern schon behandelt worden.

Zn Punkt 16 ist BerichterstatterHerr Abgeordneter Neese. Ich erteile demselben das Wort.
Abgeordneter Reese: Sie haben mit den Drucksachenin den ersten Tagen die Druck-

suche Nr. 19 bekommen. Diese Drucksache war die Ausarbeitung, die auf Grund des vorjährigen
Beschlussesvorgenommen wurde. Die ständige Kommissionder Provinz für das Fürsurgeweseu
hat die ueuen Vorschläge beraten, die Ihnen in der Drucksache Nr. 19 vorgelegt waren. Die
FachkommissionII», hat sich im großen und ganze» ans diese Fassung ebenfalls geeinigt, weil
auch die ständige Kommissiondie Fassung einstimmig beschlossen hatte. Aber im 8 6 ist der
zweite Satz gestrichenworden, weil das in einem halben Jahr in Kraft tretende Reichsjnaend-
wohlfahrtsgesetzdarüber gesetzlicheBestimmungen getroffen hat. Damit nun innerhalb dieser Zeit
keine Lücke eintritt, soll während der Uebcrgangszeitder Absatz 2 des § 6 folgenden Wortlaut habeu:

„Der überführende Gemeindevorstandhat dem gefctzlichen Vertreter des Fürsorgezügliugs
auf Antrag den Namen der Anstalt, in der der Zögling untergebracht werden soll, mitzuteilen,
wenn der Landeshauptmann im Einzelfallc in dem Uebenührungserfuchennicht eine gegenteilige
Anordnung getroffen hat".

Die Fachkommisston II«, bittet Sie, diesen Antrag anzunehmen.
Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Wir kommenzu Punkt 17: Berichterstatter

ist Herr AbgeordneterReese. Ich erteile demselbendas Wort.
Abgeordneter Reese: Der Etat der Fürsorgeerziehungsanstalten und der gesamten

Fürsorgeerziehungder Provinz ist im Haushaltsbuche auf Seite 157 bis 190 zu finden. Das
Merkmal ist, daß auch in diesem Jahre, genau wie im vorige» Jahre, die Summeu, die für die
Fürsorgeerziehung ausgegeben werden, fortwährend steigen. In diefcm Etat sind in Einnahme
und Ausgabe 65 209 000 Mark eingesetzt, während wir im vorigen Jahre nur 25 753 000 Mark
eingesetzt hatteu. Das ist ein Mehr von 39 456 000 Mark. Die Ila-Fachkommissionersucht Sie,
diesen Etat mit der Aenderung auzuuehme», daß i» de» Ausgaben bei der Anstalt Euskirchcnnoch
eine Vuchhalterstelleeingesetzt wird. Die Kosten dieser Buchhalterstellesollen mit auf die Summe
übernommen werden, die vorn im Etat zur Verfügung des Landeshauptmanns gehalten ist.

Wenn wir uns die Etats näher ansehen, dann finden wir, daß in der Fürsorgeerziehung
die Kosten für den einzelnen Zögling ganz vcrfchiedeuhoch sind. Wir sehen im Etat, daß nach
den Berechnungenim vergangenenJahre ein Zögling in einer Familie auf 890 Mark gekommen ist,
während er in einer Anstalt auf 9800 Mark kommt. Die FachkommifsionII a war sich darüber
einig, daß die Pflegegelder für die Familienerziehung bedeutend erhöht werden müssen. Aber
wenn wir die ganzen Etats durchsehen, dann finde» wir. daß auch die Fürsorgezöglmge,die W
den Anstalteü sind, der Provinz in anderer Beziehung gewisse Einnahmen bringe», weil sie die
Arbeiten in den landwirtschaftliche»Betriebe», die bei den Anstalten vorhanden sind, verrichten.
Zwar ist festgestellt,daß im allgemeinendie Landwirtschaft in ihren Erträgen lange nicht so hoch
eingestellt ist, wie im allgemeinen die Erträge der Landwirtschaftsind. Es ist auch zum Ausdruck
gekommen,daß in Zukuuft diefe Etats so angesetzt werden sollen, daß sie der Wirklichkeit voll
und ganz entsprechen. Es ist ja anzuerkennen, daß die Etats nur ein Rechenexempelsind, wie
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das bei den andere» Etats bereits ausgeführt worden ist. Wir bitten Sie, auch diesen Etat
anzunehmen,

Nun gestatten Sie mir noch einige Worte als Abgeordneter, Ich möchte vor allen
Dingen die Verwaltung fragen, ob über den Fall in dem Bericht, wo es heißt: „Ein Zögling
verübte Selbstmord", eine Meldung darüber eingegangen ist, wie dieser Selbstmord zustande
gekommen ist C>der was dazu geführt hat. Es wäre gut, wenn hierüber volle Aufklärung
geschaffen würde.

Es ist in den Debatten über die Fürsorgeerziehunguns von der rechten Seite der Vorwurf
gemacht worden, daß wir uns lauge nicht in dem Maße mit der Fürsorgeerziehungbeschäftigt hätten,
wie es voil den Kreisen der Bürgerlichen, von den Kreisen der Besitzendenbereits geschehen sei.
Es ist hier von dieser Tribüne aus vor Jahresfrist gefagt worden, man habe sich von Seiten der
Rechten bereits mit der Fürsorgeerziehuug beschäftigt,als wir noch nicht daran gedacht hätten.
Dies können wir nicht gelten lassen. Wir müssen vielmehr sagen, daß die Arbeiterklasse im großen
und ganzen sich von vornherein, als diese Frage akut wurde, auch damit beschäftigt hat. Wir
stehen aber nach mancherRichtung der Fürsorgeerziehunganders gegenüber. Während es sich für
Sie darum handelt, die Gefahr, die in der Verwahrlosung der Jugend liegt, von der bürgerlichen
Gesellschaft abzuwehren, weil doch immer aus der verwahrlusteu Jugend heraus später Verbrecher
weiden können, stehen wir der Fürsorgeerziehunganders gegenüber. Wir wollen vor allen Dingen,
daß aus der Jugend gute Menschen werden, die nicht nur im Interesse der Gesellschaft,sondern
im Interesse der gesamten Menschheitgut sind. Bei den verschiedenen Aussprache»,die inzwischen
stattgefunden haben, haben wir uns auf diesem Gebiete erheblichgenähert. Ich glaube, daß durch
die ueue Verfassung, vor alle» Dingen durch die demukratischeu Einrichtungen die Arbeiterschaft
den größten Einfluß auf die Persönlichkeit ausüben lau», wenn sie uur will, daß wir dahiu kommen,
daß die ganzen Fürsorgeeiurichtnugenein Furtschrift für die Menschheit werden und daß das, was
gestern beklagt wurde, iu Iukuuft nicht mehr in dem Maße vorkommt,fodaß die Gesamtheit auch
mit den Erfolgen der Fürsorgeerziehungzufrieden sein lanu uud wird.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbcium: Ich eröffne die Besprechung über die
Puukte 14, 15, 16 uud 17,

Zunächst hat das Wort Herr AbgeordneterHauck,
AbgeordneterHauck: Meine Damen und Herren! Es ist wohl notwendig, daß wir uns

heute nochmals eingehend über die Frage der Fürsorgeerziehungunterhalten. Ich kann es Ihnen
ja nachfühlen, daß Sie die Debatte nn und für sich nicht gerue sehen uud aus diesem Grunde,
vielleichtmich in Anbetracht der vorgerückten Zeit, die Debatte gestern geschlossenhaben. Ich kann
aber doch nicht umhin, hentc noch die Ausführungen zu machen, die in Anbetracht der Umstände
nutwendig zn machen sind.

Iusbesondere habe ich mich bei dieser Gelegenheit mit den von dem Vertreter des Herrn
Landeshauptmanns, dem Herrn Gehcimrat Schmidt, zu diesem Punkte der Tagesordnung gemachten
Ausführungen bezüglichder Anstalt Kniserswerth zu beschäftigen. Der Herr Gcheimrat Schmidt
hat hier erklärt, daß au den Anschuldigungen,welche unsere GenossmChristmann im preußischen
Landtage vorgebrachthat, kein wahres Wort sei. Ich weiß nicht nud kann es auch nicht erkennen,
auf welche Tatsachen der Herr Gcheimrat diese Behauptung stützt. Er stützt sich meines Wissens
bei dem, was er hier zum Besten gegeben hat. lediglichauf ein Protokoll, das er mit der Frau
aufgenommenhat, deren Kind in der Fürsorgeerziehungin Kaiserswerth untergebracht worden ist.
Iu diesem Protokoll ist au uud für sich lediglichdie Behauptung widerrufen wurden, daß sie selbst
angegebenhabe, ihre Tochter sei iu der Anstalt geschlagen worden. Ich „lochte aber hierbei doch
erwähnen: Der Herr Geheimrat Schmidt hat vergessen, dieses Prutukoll ganz zur Kenntnis der
Versamminng zu bringen, und zwar insbesoudereden letzte» Satz der Erklärung, woraus immerhin
hervorgeht, daß die Prügelei in der DiatonissenanstaltKaiserswerth nicht abgestritten worden ist.
Das ist noch »ach der Schilderung, die an die Abgeordnete, Fran Christmann, abgegangen ist,
niedergelegtund ausdrücklich von der Frau bestätigt worden. Es heißt dort ausdrücklich, daß die
Schwester Sophie in der Anstalt Kaiserswerth auf die Frage, ob die Mädchen geprügelt wurde»
seien, i» trutzigemTune erklärt hat: „Ja, sie sind geprügelt wurden". Ich meine, das ist duck,
etwas ganz anderes, wenn eine derartige Aussage gemachtwird, als die Behanptnng, es sei wider-
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legt worden, daß geprügelt worden sei. Hiergegen ninß ich mich in erster Linie bei diesem Fall
wenden.

Des weiteren tommt folgendes in Betracht. Es ist insbesondere der Lebenslanf des
betreffendenMädchens geschildert worden, nm damit seine Darstellungen in etwa zu erschüttern.
Durch den Lebenslanf ist versucht wurde», sie als die allein Schuldige, an ihrer Verkommenheit
hinzustellen. Meine Damen uud Herreu, hierzu mochte ich einmal sagen, daß sich hier tatsächlich
das von meiner Kollegin, Frau Abgeordneten Becker, hier Vorgetragene in der krasfesten Weise
bestätigt.

Stellvertretender VorsitzenderUlleubaum (deu Redner nuterbrecheud): Herr Abgeord¬
neter Hanck, ich bin der Meinung: Die Materie, die Sie jetzt hier wieder besprechen,ist gestern
vom Plenum behandelt uud nach meinem Wissen auch gestern erledigt worden. Wir haben es
heute nur mit der Erledigung der Anträge der verschiedenen Fachansschüssezu tun. Ich bin der
Meinung, es geht doch nicht an, daß wir eine Diskussionwieder aufrollen, worüber wir nns gestern
stundenlang unterhalten und die wir auch erledigt haben. Ich bi» der Meinung, daß sich sowohl
der Referent wie die Redner an die Tagesordnung uud -die vorliegeudeu Anträge halten müssen.
Ich glaube, es führt zu weit, wenn wir so in der Diskussion fortfahren. Wir werden sonst uicht fertig.

Abgeordneter Hanck: Ich kann den Ausführungen des Herrn Präsidenten nach dieser
Richtung ganz gewiß nicht folgen, wenn es auch zufällig ein Präsident der linken Seite des
Hanfes ist. Wir befinden uus hier in der Beratung des Etats der Fürsorgeerziehung (Sehr
richtig! links.), und bei dem Etat der Fürsorgeerziehung kanu man doch wohl eine Unterbindung
der Kritik über die Fürsorgeerziehung uicht gut durchgehe» lasseu. Das wäre tatsächlich eiue
Beschräukuugder Redefreiheit, die wir uns nicht gefallen lasten können.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Gestatten Sie mir ein paar Worte, Ich
will eben dem hohen Hanse mitteilen, daß mir jetzt die Mitteilung geworden ist, daß heute morgen
der Aeltesteurat beschlossenhat, dem Herrn AbgeordnetenHanck zu diesem Punkte uoch einmal das
Wort zu geben. Wir fügen »ns dem Beschlussedes Aeltesteurntes uud gestatten den, Herrn
AbgeordnetenHanck, zn dieser Frage weiter zu reden.

AbgeordneterHauck (fortfahrend): Ich muß wieder darauf zurückkommen,daß hier ver¬
sucht wurden ist, den Lebenslanf des in Frage kommenden Mädchens in, einem Lichte darzustellen,
der die Glaubwürdigkeit der Betreffenden erschüttert. Gestatten Sie mir nnn, aus den mir
schriftlich zugegangene»Schilderunge» Ihnen in etwa vorzutragen, wodurch dieses Mädchen insbe¬
sondereauf die schiefe Bahn gebracht worden ist. Da wird geschrieben:

„Das Kind, damals 1« Jahre alt, bei dem Landwirt Kauls iu Hubbelrath iu Stellung,
mußte die Zimmer der Knechte in Ordnung halten. Bei dieser Arbeit wurde das Kind von einem
Knecht angegriffen und von diesem versucht,zn vergewaltigen. Durch Abwehren und Schreien ließ
der Unhold los. Das Kind lief zur Frau Kauls und gab Bericht über den Fall". — Jetzt
kommt das Beschämende:

„Auch uns gab sie Bescheid. Ich wnrdc vorstellig bei Herrn Kauls, und man kündigte
dem Mädchen, aber den langjährigen getreuen Knecht behielt man in Diensten". (Hört! Hört!
links.) Daher auch das schlechte Zeugnis, von feiten des Herrn Kauls, der dann ein Zeugnis
abgegebenhat, damit dieses Kind in Fürsorgeerziehungkam, der das Mädchen' in Fürsorgeerziehung
bringt und denjenigen,der ein unschuldigesMädchen verführt, zu decken und zu halten versucht.

Ein zweiter Fall mußte das Mädchen mich auf eiue schiefe Bahn führen. Das Kind ist
bei einer Frau Schlobnch in Düsseldorf beschäftigtwurden, wo es möblierte Zimmer zn reinigen
hatte. Hier in dem Brief wird nnn geschildert, daß dort gleichfalls von einem Herrn versucht
w"^" 'st' °as Mädchen zu vergewaltigen. Ich will hier den Vorgang nicht schildern; das würde
schließlich m etwa gegen die Sittlichkeit verstoßen. „Durch solche Untaten", schreibt dann der Vater
des Kmdes, „ist dieses mein Kind erst zn der Anschauunggekommen,daß es zweierleiMenschen
gibt". Meine Damen und Herren, so sieht das Elend aus, so sind die sozialen Verhältnisfe,, die
die Kinder ans die schiefe Bahn bringen können. Die Töchter der hier rechts von uns fitzenden
Kreise kommen ja nicht in solche Verlegenheit,denn sie kommen nicht in die Lage, Dienste zu ver¬
richten, um dann in dieser Weife solchen sittlichenGefahren ausgesetzt zu werden. Ich mache diese
Ausführungen lediglich, um in etwa die sittliche Verwahrlosnna des betreffenden Mädchens zu
begründen.
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Hierbei möchte ich insbesondereauch auf dasjenige hinweisen, was anläßlich der ersten
Tagung hier in diesem Hause am zweiten Beratnngstage vorgekommen ist, wo gegenübermeinem
KollegenHoffmannZwischenrufegemacht worden sind, der sich damals ebenfalls über die Fürsorge¬
erziehung verbreitete. Auch hierzu ist zu bemerken, daß diese Nusftthrungeu meines Kollegen
Hoffmann vollinhaltlichzu unterstreichen find und daß die betreffenden Zwischenrufe, die dahin gingen,
daß die Behauptung, daß auch Kinder der besseren Kreise verwahrlosen,nicht zuträfe, völlig deplaciert
waren. Darüber ein Wörtchen zu reden, meine Damen und Herren, taun ja schließlich nicht allen
angenehm sein. Aber richtig ist es schon, daß, wenn Kinder aus den besitzenden Kreisen einmal
straucheln,dies nicht an die Oeffentlichkeit kommt und fich damit nicht die Fürsorgerinnenbeschäftigen,
und da die katholischenund evangelischenFllrsurgevereinesich nicht ins Zeug legen, daß die
Betreffendeniu Fürsorgeerziehunggebrachtwerden, sondern dort wird der Mantel der Nächstenliebe
darüber gedeckt. Denken Sie insbesondereeinmal an die manchmal recht obskuren Szenen, die sich
bei den studentischen Kneipereien abspielen. Wenn ein Arbeitersohu sich einmal iu einer solchen
Weise beuimmt, wie sich oft Studenten benehmen, wird gleich gezetert, der führe einen liederlichen
Lebei^wandel. Ich könnte Ihnen Dutzendevon Fällen vorführen, wo tatsächlich Arbeitersöhne,die
nachts in Kneipen herumgegangensind, in Fürsorgeerziehung gekommensind. Ist es aber ein
Studeutchen, so wird man das wohl noch als recht forsch betrachten. Er wird fchließlichvon
seinen Angehörigen noch gelobt, weil er ein recht fefcher Knciper ist und recht viel vertragen kann,
besonders,wenn er auch noch geneigt ist, sich der Liebe zu widmen.

Des weiteren, meine Damen und Herren, möchte ich noch darauf eingehen, daß es mir
nußerurdeutlich befremdlichwar, daß Herr Geheimrat Schmidt hier erklären konnte, der Herr
Landeshauptmann könne keine Veranlassung nehmen, der Anstalt Heerdt das Vertrauen zu entziehen,
obwohl er selbst auch zugebenmußte, daß dort tatsächlich geprügelt worden ist. Allerdings wurde
abgestritten, daß die Kinder auf das nackte Gesäß geprügelt worden siud. Hierzu möchte ich aber
doch bemerken: Das Ding hat ein wesentliches Loch in seiner Logik, indem nämlich erklärt worden
ist, eine neben dem Prttgelzimmer oder — sagen wir volkstümlich— der Folterkammer wohnende
Lehrerin habe Beobachtungen über die Schläge machen können. Da gestatten Sie mir einmal
«ins: Wenn ein Mädchen mit ihren Kleidern Schläge bekommt,dann wird man im Nebenzimmer
die Schläge nicht zählen können, die angeblich die Lehrerin gezählt hat, die nie über 10 Schläge
gehört hat, sondern dann müssen es schon Schläge mit dem Stock gewesen sein, die einen klatschenden
Erfolg gehabt haben, und ^diesen Erfolg kann man bekanntlich nur erzielen, wenn man die Schlage
auf einen nackten Körperteil ausführt, Also bestätigt sich auch wohl diefc Darstellung, denn sonst
ist es unrichtig, daß die Lehrerin im Nebengemach die Schläge hat zählen können. Das zu dieser,
Darstellung, Ich meine, wenn man da einigermaßen logisch und mit ernstem Wille diese Fest«
stellungenverfolgt, so wird man wohl zugeben müssen, daß im wesentlichen doch die Anschuldigungen
tatsächlichaufrecht erhalten werden müssen, daß man hiervon recht wenig zurückzunehmen hat.

Wie gehen derartige Untersuchungenvor sich. Meine Damen und Herreu! Die Anschau¬
ungen und die Praxis der betreffendenuntersuchendenHerren Landesrätc in allen Ehren, Aber
glauben Sie nur uicht, daß Kinder, die vorher von der Nnstaltsleitung zweifellosinstruiert worden
sind, oder die, wenn dies nicht der Fall ist, doch darauf aufmerksam gemacht wurden, daß ein Herr
von der Verwaltung zur Vernehmung komme, dann, nur nicht weiteren Gefahren ausgesetzt zu
sein — Sir müssen sich einmal iu die Psyche eines Kindes hineinversetzen tonnen —, mit ihren
Aussagen hinter dem Berge halte», und dann sogar das, was sie vorher anderen mitgeteilt haben,
sehr oft wieder bestreiten, Alfo wird man darauf uicht allzuviel gebe» können. Wenn Sie dieses
Odium in Zukuuft vermeidenwollen, will ich Ihnen heute schon raten, den vielleichtmorgen schon
zur Beratung kommenden Antrag anzunehmen, daß Mitglieder des Provinziallandtages resp, der
Kommissionenzu den Untersuchungenhinzuzuziehensind.

Dann habe ich noch eins bezüglich des Falles Kaiserswerth vergessen. Der Herr Landes¬
hauptmann resp, der Herr Geheimrat Schmidt hat es unterlassen, darauf einzugehen,ans welchem
Grunde das Mädchen die Pulsaderu verbuudeu hatte, was dazu Veraulassuug gewesenist, daß
das Mädchen zn dem Schritte kam, den Versuch zu inachen, Selbstmord zu verübeu. Das hätte
doch sicherlich eiuer Erklärung bedurft. Es hat uicht bestritten werden können, daß das Mädchen
in Gegenwart der Schwestern selbst gegenüber ihren Eltern eine Scheu an dcu Tag gelegt hat,
daß es zu Aussagen und Antworten auf diesbezügliche Fragen gar nicht zu bewegenwar.
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Also kmm ich auch heute, so leid es mir tut, von den uns gemachten Mitteilungen recht
wenig zurücknehmen. Ich stehe aber nicht an, auch hier zn erklären, daß, nachdem ich von dein
Herrn Landeshauptmann gehört habe, daß die betreffendeFrau diese Erklärung abgegebenhat,
die im Widerspruchsteht zu der Schilderung, die nns gegeben worden ist, ich unter diesen Umstän¬
den selbstverständlich ihre Interesse» in dieser Angelegenheitnicht mehr weiter vertreten kann, was
ich auch rund und nett dem Betreffenden erklärt habe. Derartige Desavouierungcn können wir
nns als Abgeordnetenicht gefallen lassen. Auf jeden Fall hätte sie bei ihren ersten Schilderungen
vorsichtigersein müssen, wenn sie tatsächlichnicht wörtlich zutrafen, oder wen» sich daraus auch
nur Zweifel ergeben konnten, daß die Angaben irgendwie anders zu denteu würeu. Aber, um
damit keiue Abschwächn»«,hervorzurufen, möchte ich kurz darauf hinweise»,daß mir der eine Pnnkt
bezüglichder Prügel, die das Kind bekomme»habe» soll, im wesentlichenin etwas anderer Art
dargestellt worden ist. Im übrigen sind aber von der Fran selbst die Anschuldigungen nnd
Behauptungen aufrecht erhalten »norden. Ich weiß nicht, wie man dnuu davou sprechen kann, daß
tatsächlichein Widerruf erfolgt nnd an den ganzen Angaben keiu wahres Wort sei.

Dauu, meine Damen nnd Herren, »lochte ich noch einiges zu den vorliegende!!Anträgen
der Fachausschüsse bemerken.

Zu dem Antrage Drucksache 61 müssenwir insbesonderewünschen,daß wir im nächsten
Provinziallaudtag, wenn uus der Bericht gegeben wird, hierzu Stellung »ehmen. Dem Prouinzial-
ausschuß »lochte ich die Mnhuuug mit auf den Weg gebe», die Anregungen des vorige» Provinzial-
lnndtages zu dein Antrage der Unabhängige» sozialdemokratischen Partei nach tarifmäßiger Ent¬
lohnung der Fürsorgezögliugebei der Beratung dieses Antrages zu beachten Wenn nach diesem
Antrage verfahren wird, wird sich ohne weiteres ergebe», daß zum miudesteu dieser Autrag bereits
durch den von uns im vorigen Provinziallandtag angenommenenAntrag gedeckt ist.

Zu deni Antrage 62 möchte ich bemerken, daß wir hier in etwa eine Erweiterung wünschen.
Es ist hier gesagt worden: „Ist ein Fürsorger ohne Bekenntnis nicht zn ermitteln, so soll eine
andere geeignete Person nach Anhörung des Ausschusses für Nrbeiterwohlfahrt bestellt werden"..
Hierzu möchte ich, auch wohl im Einverständnis mit der sozialdemokratischeu Partei, bemerken,daß
die Iugendfürsorgestellcnund Iugeudfürsorgeansschüsseder freien Gewcrkschaftskartellc hierbei berück¬
sichtigt werden mögen. Die freien Gewerkschaftenhaben in ihren Iugeudkartelle» und Iugend-
schutzkommissioncu.eine Beteiligung an der Ingendfürsorge und iusbesouderean der Fürsorgeerziehung
auch bereits zugesagt. Hier in Düsseldorf arbeitet diese Jugendfürsorge tatsächlichbereits mit der
polizeilichen Jugendfürsorge Hand iu Hand; es werde» dort auch bereits die Prüfuugsmllc erledigt.
Ich möchte also wünschen, — und ich glaube annehmen zu dürfen, daß die sozialdemokratische Fraktion
hiermit ohne weiteres einverstandenist —, daß diese Institutionen hierbei ebenfalls gehört werden,
iusbesoudere,uachdcmsie nun iu etwa zentralisiert werden und sie insbesonderehier für unseren
Bezirk Rheinland und Westfalen eine Zentralstelle bei dem Bezirksausschuß des Allgemeinen
deutschen Gewerkfchciftsbnnoes in Düsseldorf erhalte» werden.

Des weiteren, meine Damen und Herren, habe ich noch auf die Schwierigkeitender Ent¬
lassung von Fürsorgezüglingen hinzuwciseu, die insbesonderedann zu verzeichnensind, wen» es
sich darum handelt, daß Fürsorgezöglingewider den Willen der Anstalt die Fürsorgeaustalt verlasse»
haben. Dann wird in der Regel im Interesse des Prestiges der Anstalt geltend gemacht, daß,
ehe zu der Frage der endgültige» oder versuchsweisen Entlassung Stellung genommenwerden kaun,
immer erst der betreffendeFürsorgezöglingin die Anstalt zurückgebracht werden soll. Die Aufrecht¬
erhaltung der Disziplin in den Anstalten in allen Ehren; ich kann auch in etwa diesen Stand¬
punkt vertreten. Aber man sollte sich meiner Auffassungnach auf diesen Standpunkt nicht prinzipiell
festlegen, denn, wenn man in Fragen der Jugendfürsorge Prinzipienrciterei treibt, ist meiner
Umfassung nach das Wohl des Kindes iu fehr vielen Fällen in Gefahr. Aus diesem Grunde
wünsche ich, daß man in dieser Beziehung »icht allzu straff an derartigen Prinzipien festhält.
Ich möchte hier nur kurz ein Beispiel anführen.

Ein Mädchen wird während der Abwesenheitdes Vaters im Kriege in Fürsorgeerzie¬
hung gebracht, weil sich die Mutter uicht genügend um das Kind kümmert. Dieses Kind
hat eine gute Führung in der Anstalt. Der Vater hat, nachdemer zurückgekommen war, ein
begreiflichesVerlangen, sein Kind wieder in seinem Hanshalt zu haben. Gegen die Eltern
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selbst ist »ach Angabe der Verwaltung nichts einzuwenden, und das Kind hat sich gnt geführt.
Trotzdem ist das Kind nicht entlassen worden. Nachdem die Gesuche des Vaters wiederholt
abgelehnt worden sind, greift dieser Maun zur Selbsthülfe. Er holt sich das Kind aus der Anstalt
fort und bringt es nicht mehr zurück. Das ist von einem Vaterherzen meiner Auffassungnach
zu verstehen, weil doch tatsächliche Gründe für die Vorenthaltung des Kindes nicht gegeben sind.
Auch im Interesse der finanziellenEntwickelungder Provinz muß man wünschen,daß solche Zurück-
behaltungen in der Fürsorgeerziehungnicht Platz greifen. Nun kommt das Tragikomische:Der
Vater wird wegen widerrechtlicher Befreiung seines Kindes verurteilt. Das Kiud erklärt: Ich gehe
nicht mehr in die Anstalt zurück ^ trotzdem es gute Führung in der Anstalt gehabt hat, was
nicht bestritteu werden kann —, ich gehe lieber in den Rhein. Und nun muß sich dieses Kind
versteckt halten, um nicht wieder mit polizeilicherHilfe in die Anstalt zurückgebrachtzu werden
Können Sie es einem Vater oder einer Mutter verdenken,daß sie dieses Kind, das nicht mehr
in die Anstalt zurück will, nicht mehr zurückbringen wollen? Wenn man nur das Wohl des Kiudes
im Auge hat, kann ich hier gar keine andere Lösung finden, als die, daß man hier eben den
Buchstaben fallen lassen muß. (Sehr richtig! links.) Im Interesse des Kindes kann man den
Buchstaben hier nicht mehr gelten lassen. Das Kind ist schon längere Zeit aus der Anstalt fort.
Wenn es jetzt nach einer so langen Abwesenheitzurückgebrachtwürde, würden erst die anderen
Kinder in der Anstalt aufmerksam, und der Gedanke an eine mehrwöchige Freiheit könnte auf die
Kinder schädigendwirken, die in der Anstalt untergebracht sind. Das möchte ich im Interesse
der logischen Erziehung und des Wohles der Kinder geltend machen.

Des weiteren möchte ich bei dieser Gelegenheit erklären: Man sollte endlich dazu über¬
gehen und unter die Fürsorgeerziehnngskosten,die von den Erziehungsberechtigtenoder Verpflichteten
beizutreiben find, insoweit einen Strich macheu, als es sich nm Kosten handelt, die hinter dem
Jahre 1918 oder 1919 zurückliegen. Meiner Auffassung nach kostet es viel mehr Verwaltungs-
tosten, die Ueberschreibungder Reste aus diesen Jahren noch weiter fortzusetzen. Was mich ins¬
besondere dazu bewegt, das hier anzuregen, ist die Tatsache, daß in sehr vielen Fällen gerade diese
Fürsorgeerziehnngskostenaus Anlaß der Verwahrlosung infolge des Krieges, aus Anlaß dessen, daß
der Vater dem Kinde entzogenworden ist, verursachtwurden. Das veranlaßt mich in erster Linie,
zu verlangen, hierunter endlich von Seiten der Verwaltung aus einen Strich zu machen. Wenn
es sich um begüterte Eltern handeln würde, würde in der langen Zeit der Betrag, der zn erstatten
ist, schon längst beigetriebenworden sein. Es kommen also hier nur minderbemittelte Kreise in
Frage. Selbst wenn einige Eltern darunter fallen könnten, deren Kinder nicht aus dem besonderen
Anlasse des Krieges in Fürsorgeerziehunggekommen sind, müßte nach meiner Auffassung hierunter
ein Strich gemacht werden. Die Verwaltung hat zugesagt, daß, wenn es sich um Kriegsteilnehmer
handelt, die Beitreibung nicht erfolgen soll. Aber es ist nicht zu vermeiden, daß tatsächlich ver¬
sehentlich — ich will dies zu Gunsten der Verwaltung ausdrücklich sagen — auch noch Kriegs¬
teilnehmer heute noch mit der Beitreibung dieser Kosten bedacht werden.

Dann, meine Damen und Herren, noch einige wenige Worte zu der Frage der Unter¬
bringung in Fürsorgeerziehungselbst. Ich weiß, daß leider wir hier in der Prooinzialverwaltnng
nicht dafür zuständig sind, wie die Kinder in der Fürsorgeerziehunguntergebrachtwerden, sondern
daß das Aufgabe der Gemeinden,Aufgabe der Gerichte ist. Aber es muß an dieser Stelle, damit
es in die Öffentlichkeit dringt, gesagt werden, daß wir ganz entschieden Protest dagegen einlegen
müssen— was übrigens gestern auch bereits von meiner KolleginBecker vorgebrachtworden ist —,
daß Fürsorgezöglinge, wenn sie aus dem Elternhause abgeholt werde», wie Verbrecher über die
Straße transportiert werden. Dagegen müssen wir schärfstenEinfpruch erheben. (Abgeordneter
Hoffmann: Sehr richtig!) Mir ist ein Fall bekannt geworden, wo zwei Kinder im Alter von
12 und 13 Jahren mit einem Aufgebot von sechs Schutzleuten aus der Wohnung geholt wordeu
sind. Derartige Zustände sind so empörend,daß sie öffentlichgegeißeltwerden müssen. Ich weiß,
das gehört nicht zur Zuständigkeitder Provinzialverwaltung. Aber hier soll es gesagt werden, um
insbesonderedafür zu sorgen^ daß durch diese öffentliche Erörterung die ausftthreuden Organe —
wir haben ja eine Reihe Oberbürgermeisterund Bürgermeister hier, denen die Polizeiorgane uuter-
stehen — Anweisungentreffen, daß solche skandalöse Behandlungen nicht Platz greifen. Ich möchte
hinzufügen: Es handelt sich um einen Fall von Duisburg, damit sich auch der betreffendeOber¬
bürgermeisterdies zur Notiz nehmenkann. (AbgeordneterHoffmann: Sehr richtig!)

31
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Meine Dameu und Herreu! Damit glaube ich in Kürze das gesagt zu haben, was ich
im Interesse der Sache noch für notwendig hielt. Ich glaube nicht zu weit gegangen zu sein.
Ich wünsche, daß diese Anregungen auf fruchtbaren Boden falle» und insbesondere hierdurch erreicht
werden möge, daß wir in Zukunft einen besseren Geist in den Fürsorgeerziehuugsangelegeuheiten
zu verzeichnen haben, (Beifall links,)

Stellvertretender Vorsitzender Ulleubaum: Meiue Damen uud Herren! Nachdem Herr
Abgeordneter Hauck mit Zustimmung des Ältestenrates die gestern schon besprochene Materie über
Züchtigung der Fürsorgezöglinge nsw, hier wieder aufgerollt hat, erkläre ich die Besprechung über
diesen Pnntt wieder für eröffnet. Den nächstfolgenden Rednern muß ich jetzt unbedingt auch das
Recht einräumcu, das der Aeltestenrat dem Herrn Abgeordneten Hauck eingeräumt hat.

Ich möchte aber die Redner bitten — es haben sich eine ganze Reihe gemeldet — sich
möglichst an die Tagesordnung zu halten, damit wir auch unsere Tagesordnung erledigen können,
(Abgeordneter Funk: Wenn der noch darüber reden durfte, reden wir alle darüber!) Das habe
ich doch gesagt. Ich habe ausdrücklich erklärt: Nachdem Herr Abgeordneter Hauck darüber
gesprochen hat, eröffne ich die Besprechung über diesen Punkt wieder. Jeder Redner hat das Recht,
über diesen Punkt jetzt auch wieder zu reden. Deutlicher kann ich doch nicht sein.

Das Wort bat Herr Landesrat Geheimrat Schmidt.
Geheimrat Schmidt: Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete Hauck hat

ein so großes Programm über eine Reihe von Dingen, von denen viele die Provinzialverwnltung
überhaupt nichts angehen, entwickelt, daß es mir unmöglich ist, zur Stunde darauf einzugehen. Ich
kann einstweilen nur die beiden schon gestern geschilderten Fälle Heerdt uud Kaiserswerth behandeln.

Wenn ich mit Heerdt. anfangen darf, fv hat Herr Abgeordneter Hauck seiu Erstaunen
darüber ausgesprochen, daß der Herr Landeshauptmann auf dem Staudpunkt steht, der Anstalt
das ihr bisher geschenkte Vertrauen nicht entziehe» zu küuueu. Ich erkläre hiermit, daß dieser
Standpunkt des Herrn Landeshauptmanns auch heute noch der gleiche ist.

Der Herr Abgeordnete Hauck sagte: Herr Geheimrat Schmidt hat zugeben müssen, daß
in der Anstalt geprügelt wird. Ja gewiß, es ist mir niemals eingefallen, das zu bestreiteu. Der
Geheimrat Schmidt hat nichts anderes behauptet, als daß in der Anstalt nach Maßgabe der in
der Anstalt geltenden, von den maßgebenden Instanzen genehmigten Straforduuug körperlich gezüch¬
tigt wird. (Abgeordneter Hoffmnnu: Die ist aber mittelalterlich!) — Herr Abgeordneter Hoff-
mnuu, das ist eine andere Frage; wir befchäftigen uns ja nächstens noch mit der Frage, ob die
körperliche Züchtigung aufrecht erhalte» werde» foll oder nicht, — Etwas anderes hat der Geheim¬
rat Schmidt absolut uicht behauptet. Er hat uur behauptet und diese Behauptung hält er auf¬
recht, daß diese körperlichen Züchtigungen in durchaus maßvoller und würdiger Weise vor sich
gegangen sind, und daß bei diesen körperlichen Züchtigungen nichts vorgekommen ist, was über die
Vorschriften hinausging. Er hat behauptet, daß niemals die Mädchen festgehalten worden sind,
er hat bestritten, daß zwei, drei oder gar vier Personen dabei gewesen, daß 25 Schläge gegeben
worden seien, daß die Mädchen solange Hiebe bekommen hätten, bis sie keinen Laut mehr von sich
geben konnten, alles das hat der Geheimrat Schmidt bestritten und bestreitet es noch heute. (Abge¬
ordneter Huffmnnn: Beineis?) Kommt gleich. Und der Gehcimrat Schmidt hat weiter bestritteu,
daß die Schlage auf das nackte Gesäß gegeben worden seien und daß fingerdicke Striemen fich
nachher auf dem Gesäß gezeigt Hütten. Diese Bchauptuugeu hält er aufrecht, Uud der Beweis?
Nun, ich habe Ihueu ja gestern gesagt: Zunächst — ich will aber darauf gar kein großes Gewicht
legeii — hätte doch die Anfchnldiqeriu zuerst ihren Beweis erbringen muffen (Abgeordneter Kra-
""l^li Sehr richtig!); ihre Behauptung ist noch kein Beweis. (Abgeordneter Krawinlel: Sehr
richtig Abgeordneter Hanck: Unser Brief ist doch ein Beweis!) Ach, nun bin ich aber baff.
(Velterteit. Abgeordneter Hauck: Durch diesen Zeugen beweifen wir, Herr Geheimrat; das ist eine
luristlsche Logik!) Ich will auch gänzlich außer Betracht lassen, daß die Ordensschwestern alle diese
Auschuldigungeu auf das entschiedenste bcstreiten. Hier steht alfo Mann gegen Mann oder sagen
wir besser: ein Zögling gegen soundsoviel Ordensschwestern. Wenn wir einmal Jurisprudenz treiben
solle!, Herr Abgeordneter Hauck, so sage ich: Non liquet! Aber ich führe den Gegenbeweis durch
die Aussage^ der Lehrerin. Ich kann die Aussage im Augenblick nicht finden, aber sie sagt aus-
drüetlich: ,«l, bin mehrere Male zugegen gewesen, ich habe die Ruhe und Würde der Oberin
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bewundert, es sind niemals mehr als 4 oder 5 oder 6 Schläge verabreicht wurden. Sie sagt
wörtlich an einer anderen Stelle: Wenn behauptet wird, daß die Mädchen hinterher nicht mehr
auf ihren Bänken hätten sitzen können, so ist das geradezu lächerlich. Ist das kein Gegenbeweis?
(Abgeordneter Hoffmann: Nein, ein ganz kläglicher! Heiterkeit.» Ich danke Ihnen sehr. Die
vier Aerzte sagen (AbgeordneterReese: Das ist auch kein Gegenbeweis!) . . . Na, mm muß ich
die Anssage des einen doch vorlesen (Abgeordneter Hauck: Die sind ja mitschuldig, weuu sie das
nicht gemeldethaben!):

„Ich bin seit etwa 11 Jahren, unterbrochen durch die Kriegsjahre, wo ich im Felde
war, im Krankenhaus tätig. Während dieser ganzen Zeit sind mir unendlichviele Zöglinge der
Erziehungsanstalt durch die Hand gegangen. Ich untersuche die schulpflichtigen Zöglinge in regel¬
mäßigen Abständenvon vier Wochen, sämtlich nackt, und habe niemals das geringste wahrgenommen,
was auch uur entfernt auf eine Mißhandlung hätte schließen lassen. Ab und zu, namentlich vor
längereu Jahren, als in der Schule eine etwas strenge Lehrerin war, habe ich an dem Gesäß des
einen oder anderen schulpflichtigen Zöglings (Zurnf: Mädchen?) festgestellt,daß dasselbe Schläge
bekommen hatte". (Zuruf links: Sehen Sie, daß es richtig ist!) Meine Damen und Herren, es
handelt sich um die Schule; die geht uns nichts an. Es heißt hier weiter: „Die großen Mädchen
nntersuche ich uicht iu regelmäßigenZeitabständen, sie kommen mir aber zahlreich vor die Augen.
Ich bin wöchentlich an zwei ganzen Vormittagen in der Anstalt uud möchte meinen, daß ich in
der Woche durchschnittlich7 schulentlassene Mädchen in Behandlung bekomme. Da sehr häufig
Uuterleibsbeschwerden und Magen oder Darmsachen vorliegen, so sehe ich diese Mädchen oft unbe¬
kleidet bis zur Hüfte, oft natürlich auch ganz. An diesen Mädchen habe ich niemals Zeichenvon
einer stattgehabten Mißhandlung entdecken können, auch nicht von einfachenSchlägen, Auf die
Frage, ob die Mädchen, weuu fie, wie es in der Rede der Frau Abgeordnete«Christmann heißt,
fingerdickeStriemen an dein Gesäß gehabt hätten, nicht den Weg zu mir gefunden und mir nicht
ihre Beschwerde vorgetragen haben würden, erwidere ich: Das ist ganz sicher so. Die Mädchen
kommen wegen jeder Kleinigkeit zu mir uud klagen mir alle möglichen Dinge. Ich würde von
stattgehabten Mißhandlungen oder von unzulässigenÜberschreitungen des Züchtignngsrechts unbe¬
dingt etwas, sei es direkt oder indirekt, haben wahrnehmen müssen. (AbgeordneterReese: Er war
doch im Felde, das haben Sie doch selbst vorgelesen! AbgeordneterHoffmann: Sicher, das war
vorher uud nachher!) Darf ich einmal fragen: Meine Herren, treiben Sie Scherz mit mir? (Abge¬
ordneter Hoffmann: Nein, das ist juristische Logik!) Gut! dan« will ich die Aussage des Arztes
vorlesen, der in der Kriegszeit dort tätig war: „Ich bin seit 20 Jahren als leitender Arzt der
Franenabteilnng im Krankenhaus zu Hcerdt tätig, war aber während der Kriegsjahre, als die
übrigen Aerzte im Felde standen, einziger Arzt, also nnch für die inneren Krankheiten und für die
Chirurgie. In dieser laugen Reihe von Jahren sind mir außerordentkichviel Zöglinge durch die
Hände gegangen. Ich habe niemals das geringstebemerkt, was auf eine ungehörige Behandlung
hätte schließen lassen. Im Gegenteil, die Behandlung der Zöglinge war eine glänzende nach jeder
Richtung hin, und der Ernährungsznstand der Zöglinge war, wie ,ch daraus, daß ich die sämt¬
liche» Zöglinge im Anfang des Krieges geimpft habe, mit Sicherheit festgestellthabe, ein ausge¬
zeichneter. Vorkommnissewie die von der Frau AbgeordnetenChristmann geschildertenhätte ich
ganz sicher ans irgend eine Weise mittelbar oder unmittelbar wahrnehmen müssen. Als die Revo-
lutiou kam, wollten die Mädchen überhaupt nicht aus dem Hause heraus. Die Schwester Buna-
Ventura — das ist die angegriffene— halte ich nach meiner Kenntnis der Dinge der ihr zur Last
gelegten Verfehlungen nicht für fähig". Der Arzt, der da während des Krieges im Felde war,
hat einen Schwiegervater, der ihn während des Krieges vertreten hat. Dieser Schwiegervater ist
ein ernster älterer Herr und da sagt der Arzt:

„Während der Kricgszeit bin ich. wie ich noch nachträglichbemerken möchte, vertreten
worden von meinem Schwiegervater, dem Dr. Soundso, Ich habe mit diesem über die gauzc
Angelegenheit eingehend gesprochen,und hat er mir erklärt, daß auch er niemals in dem Hanse
etwas Ungehöriges wahrgenommenhätte. Sein Urteil über das Haus und das Personal, nament¬
lich über die Oberin, deckt sich ganz mit dem meinigeü".

Ich glaube, ich habe so das Gefühl, ich könute hiermit Heerdt verlassen. (Lebhafte Zu¬
stimmung rechts. AbgeordneterReese: Es kann auch nichts Gutes mehr dabei Heranskummen!
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AbgeordneterHuffmann: Ein Disziplinarverfahren gegen die Aerzte und die Schwestern wäre am
Platze gewesen;sie sprechen alle pro äuuw, auch als Zeugen!)

Nun komme ich ans den Fall Kaiserswerth, und da weiß ich uicht, ob der Herr Abge¬
ordnete Hauck seiner Fraktionsgenossin Christmann einen besonderenGefallen dadurch getan hat,
daß er das hier noch einmal vorgebrachthat,

Herr AbgeordneterHauck, das Protokoll, das ich Ihnen zur Verfügung gestellt habe ist
nicht dasjenige, ans das sich meine Behauptung, daß in der Anstalt Kaiserswerth seit 21 Iahreu
noch kciu Schlag gefallen ist, auch nicht gegen dieses Mädchen, gründet. Meine Behauptung, daß
das Mädchen nicht geschlagen worden ist, gründet sich vielmehr auf die mir von dem Mädchen
selbst wiederholt abgegebene Vcrsicheruug. (Hört! Hört! rechts.) Ich habe gestern wörtlich vorge-
tragen: Auf meine Frage an das Mädchen: Sage einmal, Kind, bist dn jemals hier geschlagen
worden? Antwort: Nein! Mein Kind, hast du jemals gesehen, daß hier jemand geschlagen
worden ist? Antwort: Nein! (Hört! Hört! rechts.) Heute vor vier Wochen, als der Minister
mit seinen Raten vor dem Mädchen saß nnd es noch einmal gefragt worden ist, da hat es
wiederum erklärt: Neiu, niemals bin ich geschlagen worden! (Hört! Hört! rechts.)

Aber noch eiu anderes, Herr Abgeordneter Hauck. Ich habe Ihnen ein Protokoll zur
Verfügung gestellt, und dieses Protokoll werde ich jetzt verlesen; es lautet:

„Es erscheint Frau Soundso, Mutter des Mädchens" — nud zwar erschien sie 14 Tage
vor Weihnachten, nm in Angelegenheitenihrer Tochter in Kaiserswerth vorstellig zu werden —
und erklärt: „Wenn von der Frau Abgeordneten Christmann in Berlin vorgetragen worden ist,
daß meine Tochter durch einen Herrn nebst einer Freundin nach Berlin gelockt worden sei, wenn
ferner vorgetragen worden ist, daß der Herr meine Tochter hinausgewurfeu habe, als er ihrer
überdrüssiggeworden sei, wenn endlich vorgetragen ist, daß meine Tochter dem Herrn, um nach
Hause fahren zu können, die Brieftascheentwendethat, so weiß ich nicht, wie die Frnn Christinami
dazu kommt". (Hört! Hört! rechts.) „Mein Mann hat allerdings sich an den Herrn Arbeiter¬
sekretär Hauck gewandt und ihm die Sache erzählt (Hört! Hört! rechts); „diese Sätze hat er ihm
aber nicht mitgeteilt" (Erueute Rufe: Hört! Hört! rechts), „denn davon wissen wir nichts. Wir
wissen zn Hanse nur, daß unser Kind Ende April oder Anfang Mai heimlichdas Haus mit einer
Frenndin verlassen hat". — Stimmt wörtlichmit dem überein, was das Kiud mir anvertraut hat. --
„Sie sollte eine Stellung antreten, hat es aber nicht getan. Mein Mann nnd ich haben auch
nicht mitgeteilt, daß meine Tochter deswegen vier Tage strengen Arrest erhalten hat, weil ich sie
cm? dem Felde getroffen habe. Was die körperliche Mißhandlung anlangt, so hatte unsere Tochter
meinem Manne und mir nicht gesagt, daß sie körperlich mißhandelt worden sei, sondern mir haben
zwei Männer, die ich zufällig auf dem Felde traf, gesagt, daß die Mädchen in Kaiscrswerthmißhandelt
würden". (Hört! Hört! rechts.) Jetzt kommt der letzte Satz des Protokolls: „Als ich bei einem
Besuch in Kaiserswerth die Schwester Sophie fragte, ob Kinder dort geschlagenwürden, hat sie
mit Ja geantwortet". Das ist so bombensicherein Mißverständnis von der einen oder anderen
Seite, wie zweimal zwei vier ist, denn die Schwester Sophie, eine außerordentlich ernste Dame,
hat mir gesagt: Seit den 21 Jahren, wo ich hier im Hause biu, habe ich noch den ersten Schlag zu tun.

Meine Damen und Herren! Es gibt nur zwei Möglichkeiten: Entweder hat die arme
Mutter — ich nehme es ihr nicht übel — mit ihrem Manne den Herrn Abgeordneten Hauck
belogenoder mich. (Sehr gut! im Zentrum.) Dann beweist die ganze Geschichte Herr Abgeordneter
Hauck aber nur, wie außerordentlichvorsichtigman sein muß, ehe man sich auf die Tribüne des
preußischenLandtages stellt und solche Sachen vorliest. (Lebhafte Zustimmung bei den bürger¬
lichen Parte.en, Abgeordneter Hoffmcmn rnft: Schaffenwir die Prügelstrafe ab, dann hört das alles auf!)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat der Herr Abgeordneter
Neueudorff.

AbgeordneterDr. Neueudorff: Meine Damen und Herren! Ich gehe auf das, was
der Herr AbgeordneteHauck hier ausgeführt hat, nicht ein. Nachdem wir gestern von allen Seiten
des Hauses, auch von der Linken, gehört haben, daß die Verhältnisse in den Fürsorgeanstalten
heute durchaus befriedigend sind, habe ich nicht das Bedürfnis, hier auf einen Fall einzugehen,
der sich vor so und soviel Jahren zugetragen hat, weil ich beim besten Willen nicht einsehen kann,
wem zu Nutz nud Frommen diese Erörterung dienen soll, und weil ich auch nicht glaube, daß
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etwas richtiger wird, wenn es so und so oft wiederholt wird. Ich will mich also nicht mit der
Vergangenheil beschäftigen,sondern mit der Zukunft. (Abgeordneter Hoffmnnn: Fort niit der
Prügelstrafe!)

Wir habcu von der Arbeitsgemeinschaftaus zum Etat der Fürsorgeerziehungsaustalten
den Antrag gestellt, den Titel III 8 für Kirchen- und Schulbedürfnisse,Bibliothek, Unterhaltung
und Belehrung zu verdoppeln. Der Antrag ist hier schon von unserem Fraktionsreduer vorgebracht
und rechtzeitig gestellt worden, ist aber leider durch ein Versehen des Büros nicht an die Fach¬
kommission gekommen. Ich bitte Sie recht dringend, trotzdem den Antrag zu berücksichtigen und
mir zu gestatten, ihn ganz kurz, aber wirklich kurz, 'zu begründen.

Die Mehrfordernng soll dazu dienen, die Förderung der Leibesübungen nachhaltiger zu
betreiben. Die Leibesübungensind nicht nur eiu Mittel, um unsere Jugend gesunder und kräftiger
zu machen, sondern wir sehen in ihnen auch ein außerordentlichwichtigesErziehungsmittel. Das
erkeunt heute nicht nur die Schule, sondern in immer weiterem Umfange auch die Iugeudpflcge
auf allen Seiten. Nachdemdie deutsche Turnerfchaft seit hundert Iahreu auf den Leibesübungen
ihre Jugendpflege aufgebaut hat, haben auch die Arbeitervereinesich der Leibesübungenangenommen
und den Arbeiterturnerbund gegründet. Heute ist ja auch die konfessionelle Jugendpflege den
Leibesübuugeu außerordentlichgutgesinnt. Ich darf nur au die vorzüglichgeleitete „Iugcudkraft",
der katholischen Iugendvereine erinnern. Wir sind überzeugt, daß Leibesübungen auch bei der
Fürsorgeerziehungeine große Rolle spielen sollten, vielleichtnoch eine größere, als sie heute schon
spielen. Wir sind der Verwaltung außerordeutlichdankbar, daß sie das auch erkannt und manches
getan hat, um die Leibesübungenzu fördern. Wir möchten aber wünschen,daß diese Förderung
in noch etwas schnellerem Tempo geschieht. Ich habe mir sagen lassen, daß keine der vier Fürsorge-
erziehungsanstalten eine Turnhalle besitzt. Nur zwei der Anstalten besitzen, wie ich höre, einen
ordentlichenSpielplatz; zwei andere dagegen nennen das, was sie besitzen,eine Art Behelfsplatz.
An Geräten fehlt es vielfach. Gin Pferd und eiu Bock z. B., die man für deutschesTurnen
nicht entbehren kann, besitzt keine der vier Anstalten; sie konnten wegen der hohen Kosten nicht
beschafft werden. In Euskirchen,einer Anstalt, die doch 320 Zöglinge hat, gibt es au Geräte»
nur Spiel- und Sprunggeräte; also nicht einmal ein deutsches Reck und ein deutscher Barreu sind da.
Alles in allem, wir sollten hier mehr Mittel zur Verfügung stellen, damit die Anstalten in der
Lage sind, auch wirklich fachgemäß zu arbeiten, denn darauf kommt es an. Nicht durch Förderung
des Sports irgendwie — gegen Sportübertreibungen sind wir auch durchaus —, sondern nur
durch sachgemäße» Betrieb des Turnens können wirklich die Segnungen entfaltet werden, die in
ihnen stecken. Wir wünschen,daß nicht nur Geräte beschafft weiden, sondern daß auch für die
Turnkleidung der Zöglinge mehr getan wird, daß auch Mittel zur Abhaltung von jährlichenTurn¬
festen zur Verfügung stehen. -

Darum möchten wir Sie bitten, dem zuzustimmen,daß die Etatsposition III « verdoppelt
wird. Im ganzen des Etats ist das eine Kleinigkeit, aber im einzelnen kann damit viel Segen
geschaffen werden. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Frau AbgeordneteNiedieck.
Abgeordnete, Frau Niedieck: Meine Herren und Damen! Es ist mir, da ich monate¬

lang krank gewesenbin, ärztlicherseits untersagt worden, während dieser Tagung überhaupt das
Wort zu ergreifen. Infolgedessenmuß ich mich mit dem, was ich sagen möchte, sehr beschränken.
Ich könnte zn dem, was der Herr AbgeordneteHauck vorgebrachthat, recht viel sagen; ich will
das aber anderen überlassen. Da ich aber die einzige anwesendePerson bin, die aus eigener
Kenntnis über die Tätigkeit der Fürsorgevereineberichte» kann, möchte ich eines, was Herr Abge¬
ordneter Hauck hier behauptet hat, nicht unwidersprochenin die Welt Hinansgehen lassen, daß
nämlich die katholischen Fürsorgevereine einer ihrer Hauptaufgaben darin sähen — so war der
Sinn, der genaue Wortlaut ist mir entfallen -, die Kinder der Fürsorgeerziehung zuzuführen.
Das genaue Gegenteil ist der Fall. Ich bin 15 Jahre Vorsitzendeeines katholischenFürsorge-
Vereins gewesen nnd weiß, daß wir uns unendlich darum bemüht haben, die Kinder vor der Fürsorge¬
erziehung zu bewahren. (Sehr gut! im Zentrum. AbgeordneterHoff: Frau Niedieck, da kann ich
Ihnen das Gegenteil beweisen!.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat die AbgeordneteFräulein Otto.
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AbgeordneteFräulein Otto: Die ganze Debatte wäre nicht notwendig gewesen nnd würde
nie wieder vorkommen, wenn die Männer der Rechten sich einmal dazu entschließenkönnten, die
Prügelstrafe aus unseren Provinzanstalten zu beseitigen. Aber wir haben es in den Kommissions-
berat,ungen gesehen und sehen es immer wieder, daß die Männer in ihrer Gesamtheit sich davon
noch nicht loslösen können. Ich möchte deshalb an die Frauen des Landtages die Bitte richten,
daß sie in ihren Kreisen überall dafür wirken, daß auch die Männer in ihrer Gesamtheit sich
einmal dazu entschließe», dieses entehrendeZüchtigungsmittel aus den Provinzanstalten verschwinden
zu lassen. Wir Frauen sollen ja Bahnbrecher der Kultur sein und sollen vor allen Dingen das
versöhnende Element in der Politik und im öffentlichen Leben darstellen. (Sehr gut! links.) Man
kann über die Wirkung der Prügelstrafe sehr geteilter Meinung sein. Auch als Erinnerung an
Begangenes wird die Prügelstrafe niemals zur Besserung beitragen, sondern sie wird immer das
Innenleben in ungünstigerWeise beeinflussen. Wir sollen dafür eintreten, daß namentlichFürsorge-
inspektoren angestellt werden, die die Fürsorge beaufsichtigen und die Interessen der Fürsorgezöglinge
wahrnehmen. Wir Frauen, ob Mütter oder nicht, sollen unsere Ehre dareinsetzen,daß in der
kommenden Kulturepocheder. Mensch als Mensch gewertet und mit einem System aufgeräumt wird,
das man in der Geschichte als ein entehrendes bezeichnen muß.

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort hat Frau AbgeordnetePlnm.
Abgeordnete Frau Plum: Meine Herren und Damen! Was mich veranlaßt, noch zu

diesem Punkte zu sprechen, ist das eine, daß Frau Niedieck sagte, man solle dafür forgen, daß den
Kindern etwas anderes gegeben werde, sodaß es nicht nutwendig würde, sie in die Fürsorge¬
erziehung zu bringen. Darin könnte man ihr ja Recht geben, und man muß ihr recht geben. Aber
die heutigen wirtschaftlichen Verhältnisse tragen sehr viel, ja das meiste dazu bei, daß wir heute
diese Kinoer in der Fürsorgeerziehunghaben. Das zeigt auch der Lebenslauf des Mädchens, der
uns gestern geschildertwurde. Das zeigen die Ausführungen, die der Herr Landesrat Schmidt
machte. Er führte an, daß das Mädchen zuerst das Geld für die Brötchen unterschlagenhabe und
dergleichen, und teilte über den Lebenswandelder Mutter mit, daß sie wegen Hehlerei mit 14 Tagen
Gefängnis bestraft worden sei. Er deutete auch an, daß sie es vielleichtzugegeben hätte, daß das
Kind das gemacht hat. Meine Herren von der Rechten und vom Zentrum, Sie haben dem
gestern so höhnischzngestimmt und damit Ihre Einwilligung dazu gegeben, daß das geschehen ist.
Aber »nenn in dieser Weise mit Ihren Kindern, sowohl mit Jungen wie mit Mädchen, verfahren
würde, daß sie für das geringste Vergehen in Fürsorge kämen, dann, glaube ich, wären 90°/«
Ihrer Kinder in Fürsorge, wogegen die Proletarierkinder draußen bleiben könnten. (Sehr gut!
bei den Kommunisten.)

Wenn uns die Vorlage zeigt, daß ein großer Prozentsatz weniger gezüchtigt worden ist
als vorher, so ist das vielleicht auf die Polemik zurückzuführen,die im vorigen Jahre in diesem
Hause geführt worden ist; vielleicht hat man in den Anstalten etwas davon angenommen, sodaß
es nicht mehr so ohne weiteres gemachtnnd so stillschweigend geduldet wird, wie es vorher in den
Anstalten gewesen ist.

Wenn Herr Landesrat Schmidt sowohl gestern wie heute gesagt hat, er könne den Gegen¬
beweis von dem, was Frau Becker und Herr Abgeordneter Hcmck gesagt haben, erbringen, so
müssen wir uns auch das eine sagen, daß schon in der Strafprozeßordnung festgelegtist: Wenn
sich einer selbst beschuldigenwürde, so kann er die Antwort verweigern. So ist es auch in den
Anstalten, denen aufgegebenwird, felbst festzustellen, wie die Kinder gezüchtigtwurden sind. Ob
da immer das richtige Resultat herauskommt, daran müssen wir nnch heute noch zweifeln. (Sehr
gut! bei den Kommunisten.)

Wir stehen grundsätzlich auf dem Standpunkte, daß das Züchtigungsrechtin den Anstalten
zu verfchwmden hat. Wenn die II a-Kommission in dieser Woche nicht einen so scharfenStand¬
punkt eingenommen hat wie im vorigen Jahre, so aus dem Grunde, weil uns Herr Landesrat
Schnndt erklärte, daß in der neuen Reichsjugendfürsorgeeine andere Methode eingefühlt werden
soll. Es war ein Vertreter der Zentrnmsfraktion, der sich überhaupt nicht dafür aussprecheu
konnte, daß da? Züchtigungsrechtabgeschafft wird; er sagte: es muß deni Zöglinge eine Erinnerung
bleiben für die tominenden Fälle, damit er es nicht nötig hat, nochmalsgezüchtigt zu werden. (Rufe:
Hört! Hört! links. Znruf: Das ist Pädagogik!) Aber ich glaube, meine Damen uud Herren,
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daß ein Fürsurgezögling es besser ni^ der Erinnerung behält, wenn ihm etwas Gutes und Liebes
erwiesenwird, als wenn er eine Züchtigung erfährt, (Sehr gut! links,) Su gut wie einige Au-
stnlteu ohne das Ziichtigungsrechtauskommen, müsseu es auch die andere» Austeiltenkönnen. Mit
Züchtigungen ist kein Meusch zu bessern,möge er auch anstatt 5 Jahre 25 Jahre in einer solchen
Anstalt untergebrachtsei». Auch dem verworfensten Menschenist eher mit Liebe uud Güte bcizn-
kommen,als mit Züchtigungen. Wir haben ja auch iu den gestrigenAusführungen gehört, daß
den Anstalten »och audere Mittel zur Verfügung stehen als nur gerade das Züchtiguugsrccht.und
ich glaube, daß sie davon ergiebigenGebrauch machen.

Dem Antrage der Fraktion der sozialdemokratischen Partei, daß auch Fürsorger für die
Kinder zu bestellen sind, die keiner Konfession mehr angehören, möchte ich mich voll und ganz an¬
schließen. Wenn in der Kommissionssitzung gesagt wurde, daß noch sehr wenig Personen angeben,
daß die Kinder keiner Konfession angehören, su glaube ich, daß man das auf gnuz bestimmte Gründe
zurückführenkann. Die Eltern denken vielleicht, sie würden ihr Kind schädigen, wenn sie sagten,
das Kind gehöre keiner Konfessionan, sondern sei religionslos. Wir haben das heiligste Recht, zu
verlangen, daß für solche Kinder ein Fürsorger bestellt uud ernannt wird, der die Ueberzeugungdes
Kindes hat 'nnd für sein leiblichesuud geistiges Wohl besser sorgen kann als diejenigen,die heute
noch von den Konfessionenbestellt werden. (Bravo! bei den Kommunisten.)

VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Dr.
Wesenfcld.

Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Ich beantrage Schluß der Debatte.
Vorfitzender Dr. Iarres: Es ist Schluß der Erörterung beantragt. Soviel ich sehe,

haben sämtliche Fraktionen Gelegenheit gehabt, das Wort zu nehmen, und sind auch zu Worte ge¬
kommen. Ich frage, ob der Antrag unterstütztwird. — Der Antrag ist genügend unterstützt. Zum
Wort gemeldet ist noch Fran Becke'r. Ich lasse abstimmen uud bitte diejenigenHerrschaften, die
dafür siud, daß die Erörterung geschlossenwird, sich zu erheben. — Es fehlt wieder ein Schrift¬
führer. "Herr Hauck, würden Sie die Liebenswürdigkeithaben, das Schriftführer«»'! wieder zu
übernehmen? Unter Umständen muß ausgezählt werden. — Ich bitte nochmals diejenigen, die
dafür sind, daß die Erörterung geschlossenwird, sich zu erheben. Ich glaube, daß das die Mehrheit
ist. Diese Feststellung wird nicht bestritten. Damit ist die Erörterung geschlossen. (Zuruf links:
Wird bezweifelt!) Ich habe weder einen Zweifel noch einen Widerspruch, gehört.

Ich lasse über die Punkte 14—17 zusammen abstimmen. Dazu sind zwei Anträge ge¬
stellt worden: Zur Drucksache 62 ein Antrag der Unabhängigen Fraktion, die Worte anzufügen
„oder freie Iugendtartelle", ferner zur 'Drucksache 64 ein Antrag der Arbeitsgemeinschaft,in den
Haushaltsplänen der Fürsorgeanstalten die unter III8 für Kirchen- und Schulbedürfnisseeinge¬
stellten Beträge um je 15000 Mark zwecks Anschaffungvon Turngeräten und Anlegen von Spiel¬
plätzen zu erhöhen. Ich lasse über diese Antrage zunächst abstimmen.

Ich bitte diejenigen sich zu erheben, welche für deu Antrag der Unabhängigen Fraktion
sind, bei Drucksache 62 die Worte anzufügen „oder freie Iugendtartelle". — Der Antrag hat die
Mehrheit des Hauses nicht gefunden.

Ich lasse dann über deu Antrag der Arbeitsgemeinschaft auf Erhöhung der Beträge unter
III 8 um je 15 000 Mark abstimmen und bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben.
— Das ist die Mehrheit.

Ich frage nunmehr, ob Bedenken sind, alle Nummern gleichzeitig zur Abstimmung zn
bringen. — Das ist nicht der Fall. Dann bitte ich diejenigen, die für die Annahme dieser Nummern
der Tagesordnung mit der eben beschlossenenAbänderungsind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.

Meine Dameu und Herren! Wir haben uns eben im Aeltestenrat über die weitere
geschäftliche Behandlung unserer heutigen und der morgigen Tagesordnung unterhalten. Der
Aeltestenrat war einstimmig der Meinung, daß, wenn wir nicht eine gewisse Wirtschaftlichkeit in
die Erledigung unserer Tagesordnungen bringen, es ausgeschlossen ist, morgen und in den nächsten
Tagen fertig zu werden. Der Aeltestenrat schlägt Ihnen deshalb einstimmig vor, zu versuchen,
die heutige Tagesordnung nach Möglichkeitzu erledigen. (Widerspruchlinks.) Er hat sich dabei
überlegt, bei welchenPunkten wohl die Fraktionen das Wort ergreifen werden und bei welchen
Punkten dies nicht der Fall sein -wird. Er ist bei einer Reche von Punkten zu der Ansicht
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gekommen, daß, das Wort nicht »erlangt werden würde. Er schlägt zunächst vor, die Punkte 18 bis 23
wieder zu gemeinschaftlicher Verhandlung zu verbinden und dabei die Redezeit auf fünf Minute»
für jede Fraktion zn beschränken. Wer dafür ist, daß wir die Punkte 18 bis 23 unter Beschränkung
der Redezeit für jede Fraktion auf fünf Minuten zusammen erledigen,den bitte ich, sich zn erheben.
— Das ist die erforderlicheDreiviertelmehrheit.

Der Punkt 24 soll heute vertagt werden, um mit der morgigen Haushaltsberatnng
verbunden zu werde». Bei Punkt 25 und 26 nimmt man an, daß das Haus auf Erörterung
verzichten wird. Ich weiß nicht, ob auf die Berichterstattungverzichtet wird. Falls das der Fall
sein sollte, so könnten wir jetzt gleich darüber beschließen. (AbgeordneterHaas: Das kann doch
nnr der Berichterstatter selbst sagen!) Legt der Herr Berichterstatter Wert darauf, den Bericht zu
erstatten, oder verzichteter? (Abgeordneter Schäfer: Ich habe kein besonderes Interesse daran,
die Sachen vorzutragen. Die Angelegenheitensind in zwei Ausschüsse» geprüft worden!) Das
Wor't wird dazu nicht verlangt. Ich bitte diejenige»,die für den Antrag der Ausschüsse sind, sich
zu erheben. — Die beiden Punkte sind angenommen.

Bei Punkt 27 wird angenommen, daß dazu von der euren oder anderen Seite das Wort
gewünscht wird. Der Aeltestenratschlägt Ihnen uor, die Redezeit auf fünf Minuten zu'beschränken.
Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. Ich muß eine Dreiviertelmehrheit haben. Darf
ich nochmals bitten? — Das ist die erforderliche Mehrheit. Dann wird hier die Redezeit auf
niuf Minuten beschränkt. ,

Bei den Punkte» 28, 29, 30 und 31 wird angenommen, daß keiner das Wort wünscht.
Falls die Berichterstatter auch das Wort nicht wünsche»sollten, können wir darüber abstimmen.
Da sich die Herren Berichterstatternicht zum Worte melden, nehme ich an, daß sie darauf verzichten,
und bitte diejenigen, die für Punkt 28 nach den Vorschlägen der Druckuurlage stimmen wolle»,
sich zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Um dasselbe bitte ich bei P»ntt 29. Wer für
Puult 29 nach de» Anträge» der Ausschüsse stiimnen will, deu bitte ich, sich zu erheben. — Auch
das ist die Mehrheit. Ich bitte dann diejenigen, die zu Punkt 30 den Antrag der Ausschüsse
geuehmige» wolle», sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Ich bitte um dasselbe bei Puukt 31.
Wer dafür ist, den bitte ich, sich z» erhebe». — Auch das ist die Mehrheit.

Bei Punkt 32 nimmt der Aeltestenrat an, daß auf das Wort nicht allseitig verzichtet
werde» wird, und schlägt eine Redezeit von fünf Minuten vor. DiejenigenHerrschaften,die dafür
sind, bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die erforderlicheDreiviertelmehrheit.

Dasselbe schlagt der Aeltestenrat bei Punkt 33 vor, indem er annimmt, daß auch hier
von einer Seite das Wort gewünscht wird. Er schlägt hier ebenfalls eine Beschränkung der Redezeit
auf fünf Minute» vor. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. Das ist die erforder¬
liche Mehrheit.

Bei Punkt 34 und 35 wird angenommeu, daß das Wort nicht gewünschtwird. Wenn
die Herren Berichterstatter auch darauf verzichte»wollen, was ich annehme, wenn sie den Wunsch,
zu berichten, nicht zum Ausdruck bringen — das ist nicht der Fall ^-, dann darf ich annehmen,
dasz wir darüber abstimme» können nnd bitte diejenigen, die für die Annahme des Punktes 34
sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Dasselbe gilt bei Punkt 35. Ich bitte
diejenigen,sich zu erheben, die für die Anträge der Ausschüsse sind. — Das ist auch die Mehrheit.

Bei Punkt 36 nimmt der Aeltestenrat an, daß das Wort gewünschtwird, uud schlägt
eine Beschränkungder Redezeit ans fünf Minuten vor. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu
erheben. — Das ist die erforderlicheMehrheit.

Die Punkte 37, 38, 39 und 40 sind nach der Auffassung des Ältestenrats Punkte, wo
das Wort mcht gewünschtwird. Ich frage die Herreu Berichterstatter, ob sie dazu das Wort
wünsche».— Das ist nicht der FM. Dann lasse ich über die einzelnen Punkte abstimmen.

Abgeordneter Haas: Herr Vorsitzender,ich bitte zur Geschäftsordnungums Wort.
VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort zur Geschäfsordnnnghat Herr AbgeordneterHaas.
Abgeordneter Haas: Ich möchte doch wünschen,daß die Annahme festgestellt wird, ohne

daß wir immer Stehauf-Männchen machenmüssen.
VorsitzenderDr. Iarres: Ich will Sie nicht zum Mänucheumachenveranlassen. Aber

die Geschäftsordnungschreibt eine gewisse Abstimmnngsart vor, nnd ich möchte Ihnen zn jedem
Punkt Gelegenheit geben, sich dafür oder dagegen zn erklären.
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Wird Widerspruch gegen Punkt 37 erhuben? Nach der Geschäftsordnungdarf ich nur
in bejahende»!Sinne abstimmen lassen. Wenn Widerspruch erhöbe» wird, muß ich mich an die
Vorschriften der Geschäftsordnunghalte», (AbgeordneterHauck widerspricht,) Herr Abgeordneter
Hauck, halten Sie Ihren Widerspruchaufrecht? Dann bitte ich diejenigen,die zu Punkt 37 den
Vorschlägenentsprechend abstimmenwollen, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit,

Um dasselbe bitte ich bei Punkt 38. Wer dafür ist. den bitte ich, sich zu erheben.
— Die Mehrheit, ist festgestellt.

Um dasselbe bitte ich bei Punkt 39, Auch hier steht die Mehrheit fest.
Zu Punkt 40 bitte ich um dasselbe und stelle die Mehrheit und die Annahme fest.
Zu Punkt 41 bitte ich um dasselbe. Ich stelle die Aunahmc fest,
Bei Punkt 42 glaubt der Ausschnß die Redezeit auf fünf Minuten beschränken zu sollen.

Wer dafür ist, den bitte ich, sich zn erheben. — Das ist die erforderlicheMehrheit,
Zu Punkt 43 frage ich den Berichterstatter, ob er das Wort nehmen will. (Abgeord¬

neter I)l-, Dichgans: Nein!) Das ist nicht der Fall: Dann bitte ich diejenigen, die für unveränderte
Annahme find, fich von den Platzen zn erheben. — Die Vorlage ist angenommen.

Bei den Punkten 44—46 glaubt der Aeltesteurat, daß eiue Aussprache nötig sein wird,
uud schlägt vor, die Redezeit auf zehn Minuten für jede Fraktion zn beschränken und die Punkte
zusammenzufassen. Ich bitte diejenigen,die für diefe Beschränkungder Redezeit sind, sich von den
Sitzen z» erheben.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Haas.
AbgeordneterHans: Meine Dame» und Herren! Das Verfahren, das wir jetzt ein¬

geschlagen haben, ist für dieses Parlament etwas außergewöhnliches. Ich bin überzeugt, daß es
das erstemal war, daß der Aeltesteuausschußso verfahren ist. Ich mochte aber darauf hiuweisen,
daß wir, wenn wir die Tagesordnung bis morgen abend erledigen wollen, derartig verfahren
müsse». Ich möchte weiter darauf hiuweiseu. daß in den übrige» Parlamenten, iu deidStaats-
nnd dem Reichspllilament ein derartiges Verfahren sehr oft angewandt wird (AbgeordneterHoff¬
mann: Die kommen auch öfter zusammen!), und ich möchte hiuzufttgen, daß dieses Verfahren ein¬
stimmige Billigung im Aeltestenrat gefunden hat. Wir haben uns dort in der loyalsten Weise
Verständigt. Wir waren einstimmig der Meinung, daß so verfahren werden könnte, nnd ich hätte
gewünscht, daß auch die Mitglieder des Aeltestenrats vuu deu Linksparteien auf Grund der Ver¬
einbarung des Aeltestenrats fo gestimmt hätten, Danü wäre dieser Eindruck verwischtworden.
Wir haben gefragt: Hat es einen Zweck, zu dem Punkte zn reden, oder nicht? Da, wo eine der
Fraktionen reden wollte, habe» wir gesagt: Kontingentieren wir die Redezeit!, und da sind wir auf
'> oder 10 Minute» Redezeit gekommen. Das ist ein fehr loyales Verfahre»; damit kann man
einverstandensein, »ud ich hätte gewünscht,daß das auch geschehen wäre, Wir weiden bei der
morgigen Tagesordnung ähnlich verfahren muffen. Ich bitte dringend, das in den Fraktionen zu
besprechen,damit wir die Einmütigkeit des Aeltestenrntes anch im Plenum zum Ausdruckbringen.
(Abgeordneter Krawinkel: Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort znr Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterOrlopp.
AbgeordneterOrlopp: Meine Dame» und Herreu! Dieses Drangsaliere» einer Minder¬

heit, wie es jetzt beliebt wird, ist nach meiner Anffaffnng eines Parlaments unwürdig. Man hat
es ja in der Hand, daß man die Opposition überhaupt tot macht. Es muß mir doch letzten
Endes gestattet sein, meine widersprechende Haltung zn dem Antrage der Kommission auch in der
Oeffentlichkeit klar W lege». Wem, Sie soweit gehe» uud einfach darüber beschließen wollen, ob
noch zu eiuem Punkt gesprochen werden soll, so cntspHchtdas nach meiner Auffassung nicht der
Würde eiues Parlaments. Dann gehen Sie doch noch einen Schritt weiter: Dann lassen Sie uns
doch einfach zu Hause! Dauu sparen wir sehr viel Geld. Wir teilen Ihnen dann per Einschreibe¬
brief mit, wie wir uns zu deu einzelnenSachen stellen. (Sehr gnt! bei den Unabhängigen.)

VorsitzenderDr. Iarres: Zur GeschäftsordnnngHerr Abgeordneter Huffmann.
AbgeordileterHuffman»: Den Fraktionen war nicht die Möglichkeit gegeben, zu der

Vereinbarung des Aeltestenrntes Stellung zu uehmeu. Daher ist es auch erklärlich, weuu iu den
Fraktionen Mißstimmung herrscht. Herr KollegeHaas nnd sein Nebenmann haben selbst die unwür¬
dige Aktion, die hier vollzogenwird, eingesehenund dem auch Ausdruckgegeben. Die VerHand-



250 l^. RheinischerPruviuziallaudtag, 5>, Sitzung am 14. Juli 1922,

luugru der gauzeu Tage sind su gepflugen wurden, daß uns nicht der Vorwurf gewacht werden
kann, wir gebrauchtendas Parlament zn irgendwelcher Obstruktion oder sonstigerOpposition; wir
haben hier rein sachlich beraten. Es geht auch nicht au, daß eine ordentliche Tagung, die im Jahre
einmal stattfindet, su mir nicht? dir nichts mit einem solchen Pensum von Arbeit belegt wird und
danu verpflichtet wird iu eiucr Woche fertig zu werden. Das können w>r fiir die Zukunft nicht
mehr mitmachen. Dadurch aber, daß die verschiedenste» Abgeordnete»sich in ihren Arbeitsplänen
festgelegt hatten und das Parlament heute besonders von der rechten Seite dieses Hanfes mißbraucht
worden ist, mnß eben zu dem Mittel gegriffen werden, die Einstellung der Verhandlungen in dieser
Form vorzunehmen. Jedenfalls ist das, was sich hier heute vollzieht, eine Knrrikatur der Demo¬
kratie, die wir für die Zukunft nicht mehr mitmachen, Wenn wir uns auch heute auf diesen Boden
gestellt haben, su müssen wir doch für die Zukunft verlangen, ^>aß sich auf alle Fälle das Parla¬
ment in der Vorarbeit und in der ganzen,Tagung su einstellt, das; eine urdentlichcBeratung bei
einer vernünftigen Arbeitszeit stattfinden kann. Su wie es jetzt hier ist, ist es für jeden Abgeurd-
ueten eiue Pferdekur, die iu Zukunft nicht mehr mitgemacliiwerden darf. Wir müfsen alle sagen,
daß der Modns, der hellte hier angewandt worden ist, nicht mehr fortgesetzt werden darf und daß
wir bei künftigen Tagungen in die schärfsteOpposition treten werden, wenn es sich su weiter vollzieht.

VorsitzenderDr. Iarres: Meine Damen uud Herren! Ich muß hier nochmals wieder
holen, was ich bei Beginn gejagt habe, daß diese Vurschläge, die ich Ihueu gemacht habe, auf
einem einmütigen Beschluß des Aeltestenrates beruhen. (Lebhafte Zustimmung. Ich hatte aller¬
dings den Eindruck, daß dieser Beschluß auch den einmütigenBeifall des Hauses finde, umsu mehr,
als die Vorlagen, die hier erledigt wurde» sind, meistens nicht mir iu einem Ausschusse,sunderu
iu mehreren Ausschüssensehr eingehend berate» wurden sind (Zustimmung.) »ud iu diese» Aus¬
schüsse« duch alle Fraktionell Gelegenheit hatten, ihre Meinung zu sage». Ich muh natürlich von
meinem Standpunkte als Vorsitzenderans den größten Wert darauf legen, daß hier im Hause keine
Knebelungder Aussprache stattfindet. Aber die parlamentarischeErfahrung, wenn auch nur geringer
Art, über die ich verfüge, lehrt mich duch, daß in der Tat iu sämtlichenParlamenten eine der¬
artige schnelle Erledigung nun Sachen durchaus üblich ist. Das, was wir hier gemacht hnbeu,
bedeutete keineswegseiue Ablenkung und einen Abgang nun guten parlamentarischenWegen und
Gepflogeuheiteu. (AbgeordneterOrlopp: Daß ganze Haushaltspläne" überhaupt uicht berate» oder
in fünf Mluutc» erledigt werde» solle», das finde» Sie doch wohl in keinem Parlament der Welt,
Herr Vorsitzender!) Herr AbgeordneterOrlopp, diese Haushaltspläne sind in den Ausschüssen sehr
eingehendberaten wurde». Ich muß aber feststelle»,daß entgegen der einmütige» Stellungnahme
in de» Nnsschüssr»sich hier auf einmal stmidenlauge Debatten eröffneten, die überraschendkamen
»nd jede Dispositin» über unsere» Verhalidliiligsstoffüber den Haufen warfei^ Ich meine, die
Kommissionensind dafür da, daß sich dort die Meinungen klären. Was in den Kommissione»
einmütig von den Fraktiu»e» beschlösse» wurde» ist, cigilet sich doch kaum zu entgegengesetzter
Behandlung im Plenum.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Dcppe.
Abgeordneter Deppe: Meine Damen und Herren! Es hätte wenigstensden Fraktionell

Gelegenheit gegeben werde» müssen, über das Verfahren, das hier eingeschlagenwurden ist, zn
beraten. Außerdem sind die Ausschuß-uud Fraktiunssitzungcnso gelegt worden, daß die Fraktionen
wenig Gelegenheit hatten, ihre Sachen überhaupt zn beraten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Geschäftsorduuughat Herr Abgeordneter Schäfer.
AbgeordneterSchäfer: Ich habe eben zu Puutt 2tt auf das Wort verzichtet, weil ich

im Augenblick nicht übersah, daß es gerade diese Sache betraf. Ich habe im Auftrage des Aus¬
schusses hierzu eine Ertäruug abzugeben, weil die Drucksache nicht die Meinung des Ausschusses
in richtiger Weise wiedergibt. (Abgeordneter Haas: Das ist jetzt nicht mehr möglich!) Ich bitte,
mir die Gelegenheit zu geben' jetzt die Bemerkung zn machen.

VorsitzenderDr. Iarres: Die Verhandlung darüber ist geschlossen. Es bleibt mir übrig,
die Angelegenheitauf die morgige Tagesordnung zu setzen.

Abgeordneter Schäfer: Dann bitte ich, das zu veranlasse,,,
VorsitzenderDr. Iarres: Zur GeschäftsordnungHerr Abgeordeter Huffmann.
AbgeordneterHuffmann: Der Herr Vorsitzendehat bemerkt, es sei' eigentümlich, daß,

wenn ein einstimmigerBeschluß im Aeltestenrat gefaßt sei, er nachher im Plenum einen solchen
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Widerspruchhervorruft. Ich habe schon, wie mein Vorredner, darauf hingewiesen,daß die Frak¬
tionen uicht dazu Stellung nehmen konnten. Ich muß noch hinzufügen, daß ich im Aeltestenrat
den Vorschlag gemacht habe, am Sonntag noch zu tagen, um die Möglichkeiteiner geordneten
Beratung herbeizuführen. Für diese Anregung fand sich keine Mehrheit. Man wollte eben morgen
fertig werden und hat sich dann einfach auf den Vorschlag geeinigt, der jetzt zum Ausdruck
gekommen ist.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich habe allerdings Erwartet, daß Herr Abgeordneter Hoff¬
mann nach den Verhandlungen ini Aeltestenrat mit seinen Fraktiousfreunden sprechen würde, ob
sie dagegen Bedenkenhätten. (Abgeordneter Hoffmann: Das habe ich mitgeteilt! Abgeordnete
Ring und Orlopp: Das ist uicht wahr!) Wir haben nachher noch drei Stünden verhandelt; in
der Zwischenzeitwäre es doch möglich gewesen, Bedenken gegen den Beschluß des Ältestenrats
zum Ausdruckzu bringen. Ich halte es für selbstverständlich,daß wir dann im Aeltestenrat noch
einmal zusammengetretenwären.

Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterHaas.
AbgeordneterHaas: Was Herr Kollege Schäfer znm Puutt 26 ausgeführt hat, ist nach

dem Beschlußnicht mebr möglich. Es ist auch nicht mehr möglich,diesen Punkt morgen nochmals
auf die Tagesordnung zu setzen, den» es ist heute so beschlossen, wie es hier in der Vorlage
beantragt worden ist.

Zu den Ausführungen der Kollegenvon links möchte ich bemerken, daß diese Tagesordnung
heute morgen schon in unseren Händen war und es meiner Ueberzeugungnach Pflicht der Frak-
lionsuorsitzendenwar, die Tagesordnung heute vormittag — das Plenum hat erst um 2 Uhr
begonnen — durchzugehen.(AbgeordneterHauck: Da waren ja Ausschußsitzungen!) Meine Fraktion,
die 26 Köpfe hat, hat das gekonnt, dann wird es auch eine Fraktion können, die nur 7 oder 8
Köpfe hat. Ich bin der Meinung, dasfelbe trifft ans die Zwischenzeitnach den Sitzungen des
Aeltestenrateöbis jetzt zu der Behandlung zu. Ich habe mich mit meinen Freunden verständigen
können, und da hätten Sie, Herr Kollege Hoffmann, sich auch verständigenkönnen.

Wenn es hier heißt, das wäre etwas Außergewöhnliches,so habe ich schon gesagt, daß
dies im Preußenparlament oft geschieht. (AbgeordneterHauck«: Da haben sis ja drei Lesungen!)
Ich bitte Sie, Herr Kollege Hauck, ich gehöre auch dem Aeltestenrat des Preußenparlaments an.
Ich muß sagen, es geschieht oft, daß man zu einzelnenPunkten nicht sprechen will und daß dann
darüber sofort befchlossenwird.

Wir sind im Aeltestenrat — das stelle» ich nochmals fest — so verfahren und haben
gefragt: Welche Fraktion wünfcht zn dem Punkte zu reden? Wenn sich keine Fraktion meldete,
war die Sache erledigt. Meldete sich eine Fraktion, dann haben wir gesagt: Wir wollen die
Redezeit auf fünf oder zehn Minuten kontingentieren. Dann habe» wir gesagt: Zu den Punkten,

>wo sich kein Mitglied, im Aeltestenrat meldet, mnß doch der Fraktionsfühicr — das sind die
Leute im Aeltestenrat— soviel Einfluß haben, daß dazu nachher im Plenum auch nicht geredet wird.

Ich möchte die Zeit, die wir jetzt durch die Abstimmung gewonnen haben, nicht durch
Geschäftsordnungsdebnttenvertrödeln. (Sehr richtig! rechts.) Aber das möchte ich meinen
Freunden, die fönst so großen Wert auf Disziplin legen, doch sagen: Sie müssen auch in solchen
Fällen Disziplin halten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterLüchem.
AbgeordneterLüchem: Herr AbgeordneterHaas zwingt mich gewissermaßen,hierzu das

Wort zu nehmen. Ich kann hier erklären, daß ich persönlichvoll und ganz mit dieser Regelung
einverstandenwar. Es wurde festgestellt,welche Partei zu den einzelnenPunkten Redner stellen
wollte, und, wenn der Fraktionsfllbrer sagte: Zu diesem Punkte sprechen wir, wurde die Redezeit
dafür festgefetzt. Persönlich war ich, wie gesagt, voll und ganz für diese Regelung. Selbstver¬
ständlichkann ich nicht dafür garantieren, daß meine Fraktion mich da rückhaltlosdeckt. Ich hatte
ja keine Gelegenheit, mit meiner Fraktion abzutreten, um dazu Stellung zu nehmen. Da ist es
verständlich wenn hier Unstimmigkeiten entstehen;die nehme ich nicht so tragisch. (Sehr richtig! rechts.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich schlage vor, daß wir noch möglichst viel von der heutigen
Tagesordnuug erledigennnd zunächstdie Punkte 18—23 einschließlich vornehmen,wo eine Rede¬
zeit von fünf Minuten für jede Fraktion vorgesehen ist. Das sind die Anträge des Ild-Fachaus-
schusses; ich brauche sie nicht im einzelnenzn verlesen.
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Wird zu Puntt 18 das Wort gewünscht?— Das ist nicht der Fall,
Zu Punkt 19 hat das Wort der Berichterstatter, Herr AbgeordneterFunk.
AbgeordneterFunk: Meine Damen und Herren! Da ich den ausdrücklichen Auftrag der

KommissionII d habe, Bericht zu erstatten und einige Punkte hier anzuführen, kann ich selbstver¬
ständlich auf eine Berichterstattung nicht verzichten, ^ch werde mich aber möglichst lnrz fassen in
Anbetracht der spaten Tageszeit,

Der Etat der Heil- und Pflcgeanstnlten sieht in diesem Jahre insoweit etwas anders aus
als in den früheren Jahren, weil eine von den acht Anstalten nicht mehr in unserem Besitz ist:
Die Anstalt Merzig, die mit 600 Betten belegt war, ist von der Regierungskommissiunfür das
Sanrgebiet in Verwaltung übernommenworden; wir haben dort nichts mehr zu tun.

Es wurde bereits iu den früheren Jahren mitgeteilt, daß durch deu Krieg eine große
Anzahl der Verpflegten an Unterernährung usw, gestorben ist; besonders traf das die alten
Leute. Dadurch kommt es, daß eine ganze Anzahl Anstalten nicht so belegt sind, wie Raum vor¬
handen ist, Jetzt haben wir zu verzeichnen,daß die Zahl der Pfleglinge sich nach und nach wieder
erhöht. Wir haben in Merzig 600 Betten verloren, haben aber in den übrigen 7 Anstalten
500 Betten neu belegt, sudnß der Rückgang nur noch 100 beträgt. Es sind augenblicklich gegen¬
über 5850 im vorigen Jahre nur noch 5750 Pfleglinge in den Heil- und Pflegennstaltenvorhanden.

Die Kosten der einzelnenAnstalten sind selbstverständlich außerordentlichverschieden. Es
kommt hierbei zunächst in Frage, daß diejenigen Anstalten, die größereLandwirtschafthaben, natur¬
gemäß bedeutend billiger wirtschaften als diejenigen, wo diese fehlt. Andererseits gibt es
Anstalten, die teurer arbeiten, z. B. diejenigen, die mit festen Häusern versehen sind. Die festen
Häuser, welche die geisteskranken Verbrecherenthalten, bedürfen einer größerenAnzahl Pfleger; auf
je zwei Geisteskrankemuß dort ein Pfleger sein. Dadurch ist natürlich dort der Etat ein be¬
deutend höherer als bei den übrigen Anstalten. Eine Reihe von Anstalten sind nicht voll belegt
und-so umgemodeltwurden, daß andere Zweige der Verwaltung dort hineingekommensind. So
sind beispielsweise in Galkhausen 100 kriegsbeschädigte Kranke in der einen Abteilung untergebracht,
und in einer anderen Abteilung 120 Kriegswaisen, die krankheitsverdächtigsind. Ein Teil ist von
der Besatzungbeschlagnahmt. Es sind nur noch soviel Geisteskrankedort vorhanden, als zur Ans
rechterhnltungdes landwirtschaftlichenBetriebes notwendig sind. Galkhansen ist die Anstalt, die
am teuersten wirtschaftet. Das kommt daher, weil die Geisteskrankendort fortgenommen sind,
aber das Pflegepersonal nicht anderswo untergebracht werden konnte. Man konnte die Leute
natürlich nicht auf das Pflaster werfe»; sie sind dort beschäftigt,soweit es möglichist. Die Ge¬
hälter müssen gezahlt werden, aber Gegenleistungenkommen nicht ein, denn man braucht untürlich
nicht die Irrenpflrger für die Beaufsichtigungder Kinder und der kranken Krieger,

Es kommt weiter hinzu, daß wir auch zur Zeit zuviel Aerzte haben. Bei der Anstalt
Merzig sind die drei dort beschäftigtenAerzte von uns übernommen worden, konnten aber in
anderen Anstalten noch nicht beschäftigt werden. Das Lnndarmenhnus Trier ist eingegangen.
Dadurch haben wir den vierten Arzt übernehmen müssen. Trotzdem wir zuviel Aerzte haben, ist
es immerhin noch notwendig, Voluntärärzte einzustellen, weil die Provinzialuerwaltung gezwungen ist,
für Nachwuchszu sorgen. Die Ausbilduüg der Aerzte für die Irrenanstalten ist selbstverständlich
eine gewissermaßeneinseitige, die die Aerzte in anderen Anstalten, in Krankenhäusern nsw nicht
erhalten können. Wir müssen aus dem Grunde eine Reihe von Aerzten haben, die sich ausbilden,
damit die Anstalt Nachwuchszur Verfügnug hat.

Es wurde weiter von der Kommifsiun -daranf Bezug genommen,daß hier im vergangenen
Jahre über die Verteilung der Obstbäume iu den Anstalten geredet wurde. Es ist auch heute
schon bei der Hauptdebntte darauf Bezug geuommen würden. Es handelt sich darum, daß iu
verschiedenen Anstalten eine verschiedene Anzahl von Obstbänmen in den Gärten vorhanden ist.
Die Kommission,st der Meinung, daß der Pruviuzialausschuß noch einmal dazu Stellung nehmen
muß. Es muß unter'alle,. Umständen versuchtwerden, eine gerechte Verteilung der Obstbäume
vorzunehmen,soweit es irgend möglich ist. Es ist einfach ein Unding, daß ein einzelner Beamter
vielleichtzehn Obstbäume hat, während ein anderer 150 hat. Selbst die Bedenken, die da ge¬
äußert worden sind, daß ein Teil der Obstbäume voll dem Besitzer selbst gepflauzt worden ist,
können nicht dazu führen, daß eine einzige Person mit einer ganz kleinen Familie einen vielleicht
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15 »ml so großen Garten hat wie ein anderer Beamter, der eine große Familie hat. Es muß
unter allen Uniständen versucht werden, das besser zu verteilen.

Außerdem sprach die II K-Kommissionden Wunschaus, daß die Ausbildung des Pflege¬
personals mehr als bisher gefördert werden muß. Es muh dahin kommen,daß in allen Anstalten
nur vollständig ausgebildete Pfleger uud Pflegerinnen tätig sind. Der Zustand, wie er heute noch
teilweisevorhanden ist, daß die Pfleger ständig wechseln aus irgendwelchen Gründen, die hier nicht
festzustellen sind, muß aufhören. Es muß versucht werden, ein ständiges' nnd durchaus ausge¬
bildetes Pflegepersonalzu erhalten.

Sodann beschwerte sich die Kommissiondarüber, daß das Irrengesetz bisher immer noch
nicht verabschiedet ist. Wir können nur dann eine richtige Verwaltnng des Irrenwesens vornehmen,
wenn das neue Gesetz, das ja angekündigtist, endlich verabschiedet wird.

Außerdem verlangt die Kommission,daß für die nächste Tagung ein schriftlicher Bericht
über die Landwirtschaft und die produktiven Betriebe, die in den einzelnen Anstalten vorhanden
sind, gegeben wird, damit sich die Kommissionnäher darüber informieren kaun.

Die Kommissionbittet Sie, folgendemBeschluß«»tragIhre Zustimmung zn geben:
„Der Proviuziallandtag wolle beschließen:

1. Die Haushaltspläne werden unverändert angenommen,
2. Der Provinzinlansschuß wird ersucht,

a) dahin wirken zu wollen, daß die Pruvinzinlverwaltung in ihrem Bestreben, die Aus¬
bildung ihres Pflcgeperfonnls weiterhin zu fördern uud zu heben, fortfährt, sodaß
in möglichst tnrzer Zeit in den Heil- und Pflegeanstalten nur noch Personal beschäf¬
tigt ist, daß seine Befähigung durch Ablegung einer Prüfung nachgewiesen hat,

b) bei den zuständigenStellen dahin wirken zn wollen, daß das neue Irrengesetz mög¬
lichst bald verabschiedet wird.

3. Den Mitgliedern des Ild Fachausschusses wird alljährlich bei Beratung der Haushalts¬
pläne ein schriftlicher Bericht über das Ergebnis der Landwirtschaft und der übrigen
landwirtschaftlichenBetriebe, soweit sie von Bedeutung sind, und die voraussichtliche
Entwicklungim folgenden Jahre vorgelegt".

Borsitzender Dr. Iarres: Ich erteile dann das Wort dem Berichterstatter zn Punkt 20,
Herrn AbgeordnetenSchmitz. (Abgeordneter Schmitz: Ich verzichte!)

Herr AbgeordneterSchmitzverzichtet auch auf die Berichterstattungzu Punkt 21 und 22.
Zn Punkt 23 ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Orlopp. (Abgeordneter Orlopp:

Ich verzichte!)
Ich frage dann, ob zu den Pnukteu 18—23 das Wort gewünscht wird? Zunächst Herr

Abgeordneter Hold,
Abgeordneter Hold: Meine Damen und Herren! Ich möchte, mir gestatten, zu dem

Punkte 19 eine kurze Bemerkungzu machen.
Bei der Besichtigungdurch die Prouiuzialkummissjuudie vom Proviuziallandtag für die

Heil- und Pflegeanstnlten eingesetzt worden ist, ist mir aufgefallen, daß den betriebstechnischen Ein¬
richtungennicht die Aufmerksamkeit gewidmet wird, die ihr unter den heutigen Verhältnissengewidmet
werden muß. Insbesondere betrifft das die Ausnutzung des Dampfes. Ich möchte doch den Herrn
Landeshauptmann bitten, die auffichtführendenBeamten anzuweisen, daß sie mit Rücksicht auf die
heutige große Kohleuuut uud vor alle-m auf die Brcunstoffpreisediejenige» Gesichtspunkte und
betriebstechnischen Fortschritte berücksichtigen, die die Wärniewirtschafthcnte zn verzeichnen hat. Das
ist unbedingt erforderlich. Wir können auf diesem Gebiete ganz erhebliche Ersparnisse machen,
wenn wir der zurzeit unsere gesamte Energiewirtschaftbeherrschenden Forderung nach Kohlcnersparnis
auch in den Provinzialbetrieben Rechnung tragen.

VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Horion: Ich kann versichern,daß wir die Wichtigkeit der Ange¬

legenheit durchaus würdigen und ihr nnch, wie die Vorlagen, die Ihnen zugegangensind, beweisen,
die nötige Aufmerksamkeit widmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Orlopp.
Abgeordneter Orlopp: Ich kaun in fünf Minuten selbstverständlichwenig zum Haus¬

haltsplan sageu.
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Ich möchte zunächst einmal mit Brauweilcr anfangen. Wir haben nns in der Kommission
damit beschäftigt,wie mau nm besten den Zöglingen über die erste schwierige Zeit nach der Ent¬
lassung hinweghelfen kaun. Wir haben festgestellt, daß bei der allerschlechtesten Witterung, wo
jeden Tag Schnee uud Regen fiel, Zöglinge iu leichter Sommerkleidnng entlassen wurden. Wir
haben in der Kommissiondarüber gesprochen, wie man dem abhelfen kann. Wir glauben, daß die
Verwaltung uuu endlich dazu übergeht, Zöglinge», wenn sie entlassen werden, eine der Jahreszeit
entsprechende Kleidung zu geben, damit mau sie nicht aus der Fürsorgeanstalt sofort wieder in die
Arme derjenigenhineintreibt, aus denen um» sie herausgeholt hat. Die Gefahr liegt besonders
bei Mädchen vor.

Nun kurz zu den Haushaltsplänen der Pruuiuzinl-Hcil- nud Pflegeanstalten, Wir haben
festgestellt, daß die Kosten in den einzelnenAnstalten ganz verschieden sind, Für dcu Unterhalt
der einzelneu Pfleglinge schwante»die Kosten zwischeu 16 000 uud 31000 Mark, Die Verwaltung
mnß versuchen, ans irgendeineArt uud Weife hier Abhilfe zu schaffen. Die Unkostenkommen
hauptsächlich daher, daß iu eiuigeu Anstalten bei ganz geringer Belegung noch ein grußer Beamten-
npparnt aufrecht erhalte» werde» muß, weil man diese Beamten nicht entlassen kaun. Es muß aber
ein Ausweg gefunden werden, die Beamten an irgendeiner anderen Stelle zn verwerte».

Wir habe» im vergangenen Jahre schon angeregt, daß innerhalb der Berwaltnng eine
Zentml-Einkanfsstelle geschaffen werde, nm dadurch erstens die Generalnnkustenhernbzndrücke» n»d
zweitens die Verpflegung der Kraute» besser zu gestalten. Die Verwaltung ist dem nur zum Teil
nachgekommen. Wir verlangen jn anch nicht, daß die letzte Stecknadel auf zeiitralem Wege eilige-
tauft wird. Wir verlangen aber, daß alle Lebcnsmittel und Kleidungsstückezentral eingekauft
werden, weil wir bezweifeln, daß die Anstaltsleiter, die sich größtenteils aus Aerzten ret'rntieren,
das geschäftliche Verständnis dafür haben, das fo zn machen wie ei» Kaufmann. Ihre ärztliche
Praxis in allen Ehren, aber wir haben fo häufig im menschlichen Leben feststelle» müssen, daß
diejenigen, die in ihrer Berufspraxis sehr tüchtige Leute sind, als Geschäftsleutefehr wenig geeignet
waren. Wir glauben dadurch den Gesundheitszustandder Kraukeu wesentlich heben zu können.

Wenn wir die Etats nachschlagen,so können wir feststellen, daß in diesen Anstalten in
den Geschäftsjahren 1917/18 rd, 20°/» der Insassen verstorben sind, in, Jahre 1921 dagegen
nur 8°/«, Das bedeutet eine wesentliche Verbesserung, Wir glauben, das weiter dadurch fördern
zu können, daß man versucht,möglichst billig und rationell einzukaufen. Man wird mir entgegen¬
halten: Das waren die Kriegsjahre, Gewiß, dann soll man aber sofort dazu sage»: Wenn 20V»
der Insassen in einem Jahre absterben, so bedeutet das, daß sie tatsächlich verhungert sind. Wir
glauben den Gesundheitszustandauch dadurch weiter fördern zu können, daß die landwirtschaftlichen
Betriebe ausgebaut werden. Die lanowirtfchnftlicheuBetriebe brauche» wir nicht allein von der
finanziellen Seite auzufeheu: wir wollen sie auch von der Seite der Selbstversorgung ansehe».
Wir wolle» de» arme» Menschenkindern,die unsere» Anstalten überliefert find, das geben, was
ihnen zutummt, auch iu Zeiten der Not, Das können wir nur mit Hilfe einer geordneten eigenen
Landwirtschaft,

Es ist schon gefugt wurden, daß für die Krankenpflegeeine weitere Ausbildung des
Personals unbedingt nutwendig ist. Jeder, der mit einem toten Gegenstandeumzugehenhat, hat
eine urdnuugsmäßige Lehre hinter sich, während in den Anstalten, dn, wu mau mit Menschen
umzugehen hat, vielfach keine ordnungsmäßige Lehre vorliegt und eben dadurch anch die große
Abwanderung der Pfleger ufw tagtäglich vorkommt.

. Dann möchte ict7 die Verwaltung dringend erjnchen, mehr wie seither die bestehenden
Betriebsräte zu den Aufgaben der Anstalten heranzuholen. Ich bin überzeugt davuu, daß die
vielen Klagen über schlechtes Essen usw. aufhören werden, wenn man den Betriebsräten wirkliche
Rechte in die Hand gibt. Unser Deutschland trankt ja seit jeher daran und ist nicht zuletzt
dadurch zusammengebrochen, daß die arbeitendeBevölkerung,die Beamten, Angestelltenuud Arbeiter,
sich jeden Zoll Rechts selbst haben erkämpfenmüssen. Geben Sie es ihnen freiwillig; interessieren
Sie sie für die Anstalten. Ich bin fest davon überzeugt, dauu wird es auch da besser gehe«.

VorsitzenderDr. Iarres: Die fünf Minuten Redezeit sind abgelaufen.
AbgeordneterOrlopp (furtfahrend): Ein Wort noch zur Wohnungsfrage. Es ist fest

gestellt, daß man von 500 Wohnungen ganze 28 rationieren will. Ich möchte die Verwaltung
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bitten, dafür zn sorgen, das; die Rationierung schärfer vor sich geht und den Beamten, die sich
dem nicht fügen wollen, zu sagen: Wenn der Franzose oder der Engländer kommt nnd einige
Räume abnimmt, dann wehrt man sich nicht; aber, wenn die eigenenVolksgenossen kommen, die
keine Wohnung habeu, dcmn wehrt man sich gegen eine Einquartierung eigener Volksgenossen.

VorsitzenderDr. Inrres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Deppe.
Abgeordneter Deppe: Meine Damen und Herreu! Ich hatte Gelegenheit, auch die

Anstalt Vranweiler zu besuche». Ich hatte dort die Untersuchungans Grund von Beschwerden
einiger Beamten, die im vorigen Jahr gekommen waren, vorzunehmen. Ich muh hier feststellen,
daß ich ein klares Bild über die Sache nicht gewonnen habe. Das ist zum Teil darauf zurück¬
zuführen, daß die Beamten, die dort angestellt sind, sich selbst nicht einig sind. Das mag auf
das Abhäigigkeitsverhältnis der Beamten zur Anstaltsverwaltuug zurückzuführensein. Ich habe
den Eindruck gewonnen' daß der Herr Direktor von Iarotzki aus diesen Untersuchungenund
Verhandlungen nicht einwandfrei hervorgegangenist.

Betreffs der Heil- nnd Pflegeanstalten schließe ich mich den Ausführungen meines Vor¬
redners an.

Borfitzendervi-. Juries: Herr AbgeordneterFarwict hat das Wort
Abgeordneter Farwick: Mit Bezug auf die letzten Worte des Herrn Vorredners möchte

ich einige generelle Bemerkungen machen, nnd zwar in meiner Eigenschaft als Vorsitzenderder
Wander- oder Revisionskommission,die von Ihnen zur Beurteilung der Provinzialanstalten ein¬
gesetzt ist.

Der Herr Vorredner hat unter Namensnennung gesagt, er habe den Eindruck, daß in
den Anstalten einiges nicht in Ordnung sei. Ich bin der Letzte, der behauptet, es sei in der
ganzen Welt alles in Ordnung. Da die Anstalten zu der Welt gehöre», so müssen sie es sich
auch gefalle» lasten, daß man ruhig die Kritik üben kann, daß, wie alles in der Welt nicht in
Ordnung ist, vielleichtauch in den Anstalten einiges nicht in Ordnung ist. (Sehr richtig! rechts.)
Ich möchte aber im Namen der eben genannten Kommission ausdrücklich bemerken, daß wir dringend
bitten, wenn irgendwo etwas nicht in Ordnung ist. dieses nicht hier im Plenum des Provinzial-
landtages ohne weiteres znr Sprache zu bringen, sondern es dem Herrn Landeshauptmann, oder,
wenn Sie wollen, dem Prouinzialcmsschußoder meinetwegen auch der betreffende» Kommission,
der der Herr Vorredner ja selbst angehört, zu melden. (Zustimmung rechts.) Dies ist unbedingtes
Erfordernis für eine geordneteVerwaltung. (Erneute Zustimmung rechts.) Einmal vom sachlichen
Standpunkte aus, dem wir ja alle dienen wollen: Bringt man eine Sache, ehe man sie untersucht,
in die Oeffentlichkeit,so ist die Untersuchungin der Regel für die Katz. wie mau zu sage» pflegt.
Zweitens: Wozu ist die Kommission de>m gewählt? Drittens aber: Eines Mannes Rede ist
keines Mannes Rede, man hört sie billig alle beede. Da die Ehre unserer Angestellten und
Beamten uns ebenso anvertraut ist wie das Wohlergehen und die Ehre der Beamte», Angestellten
und Insassen der Anstalten (Sehr gut! rechts), so entspricht es einer Forderung des Rechts und
der Billigkeit, daß mau Mißstände nicht an die große Glocke hängt, sondern sie an zuständiger
Stelle vorab zur Sprache bringt. (Zustimmung rechts.)

Ich befinde mich da in guter Gcfellfchaft, und zwar mich in der Gesellschaft des Herrn
Vorredners, der selber zu der Kommissiongehört, denn er ist Mitglied dieser Kommission. Diese
hat bei Gelegenheit der Revision einer Anstalt am 6. Oktober 1921, als sie Mißstände in einer
Anstalt untersuchte,die vorher hier zur Sprache gebracht wäre», ausdrücklich beschlossen— ich kann
Ihnen das vorlesen —; da kommt erst der sachliche Teil und daun heißt es: „Im Anschlußau
diese Verhandlungen" — das sind die sachlichen Verhandlungen,welche das Internum der Kommissious-
beratnngen bilden — „sprichtdie Verwaltung die Bitte aus, in Zukunft von Anstaltsinsassenvor¬
gebrachteBeschuldigungengegen Beamte nicht einfach als erwiesenanzusehen und im Plenum des
Landtages als Tatsachen an die Oeffentlichkeit zu bringen. Die Verwaltung köune solche Beschul¬
digungen nie sofort widerlegen. Den betroffenen Beamten werde dadnrch aber in der Oeffentlichkeit
ein Makel angehängt, den mau nicht mehr wegbringen könne. Der Vorsitzendeunterstütztediese
Ausführungen, denen von keiner Seite in der Kommiffion widersprochen wurde". (Hört! Hört! rechts.)

Ich bitte Sie dringend, in Zukunft so verfahren zn wollen. Seien Sie versichert, diese
Kommissiou,welcher Mitglieder aller Parteien angehören nnd der in Zukunft das Material vorab
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zu unterbreiten ist, wird für Abhilfe sorgen. Und, wenn die Kommissionund die Verwaltung nicht
in der Lage sind, Abhilfe zu schaffe,,, meine Damen und Herren, dann sind Sie ja auch noch da.
Wir wollen da alle sachlich arbeiten. Dies ist, soweit bis jetzt die Erfahrungen der Verwaltungen
reichen, das einzige Mittel dazu. Das ist das, was ich namens der Kommissionhierzu habe
erklirren wollen, (Bravo! im Zentrum.)

VorsitzenderDr. Iarres: Meine Damen und Herren, es ist ein Antrag eingelaufen, der
die Beschlußfähigkeitdes Hauses bezweifelt. Der Zweifel findet die Unterstützungvon vier weiteren
Mitgliedern, Da das Wort nicht mehr gewünscht wird, ist dieser Zweifel zulässig, weil wir vor
einer Schlußabstimmung stehen. Ich bitte also, zwei Abgeordnetezu beuenuen, die die Beschluß¬
fähigkeit oder Beschlußunfähigteitfeststelle,,. Ich bitte, wie gestern dazu, die beiden Herren Schrift¬
führer zn bestimmen. Das findet keinen Widerspruch.

Das Haus ist beschlußfähig. Die beiden Herren Schriftführer sind darüber einig, daß 82
Mitglieder im Hause find. (Bravo-Rufe.) 80 sind erforderlich.

Ich lafse nunmehr über die einzelnenPunkte abstimmen, und bitte diejenigen,die Nr. 13
annehmen wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben,— Das ist die Mehrheit. Ich bitte um das¬
selbe zu Nr. 19. — Das ist auch die Mehrheit. Wer ist für Nr. 20? — Das ist ebenfalls die
Mehrheit. Für Nr. 21? — Das ist gleichfalls die Mehrheit. Für Nr. 22? — Das ist wieder¬
um die Mehrheit. Für Nr. 23? — Das ist ebenfalls die Mehrheit. Nr. 24 wird vertagt.
Nr. 25 ist erledigt, Nr. 26 auch. Wir kommenzu

Punkt 27: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrag des Landes¬
verbandes der Beamten und Angestellten der Rheinischen Provinzial-
verwaltung, bis zu einer gesetzlichen Regelung für die Beamten der
Rheinischen Provinzialverwaltuug und ihre nicht versicheruugspflichtigeu
Familienangehörigen die durch Krankheit entstehenden Kosten znr Hälfte
aus Mitteln der Rheinischen Provinzialverwaltuug zu zahlen.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr, Abgeordneter Schäfer.
Abgeordneter Schäfer: Meine Damen uud Herren! Der Ausschuß ist der Auffassung,

daß der Beamte bei seinem Einkommenheute den Kosten einer längeren Krankheit zweifellos nicht
mehr gewachsen ist und daß es deswegen notwendig ist, in irgendeiner Form Abhilfe zu schaffe».
Der Ausschußist allerdings der Auffassunggewesen, daß der hier vorgeschlagene Weg nicht zum
Ziele führen kaun. Er läßt es dabei vollkommendahingestellt, ob es überhaupt möglich ist, in
absehbarer Zeit eine gesetzliche Einbeziehung der Beamten in die Krankenkassenherbeizuführen.
Er ist jedenfalls der Auffassung, daß dies zn lauge dauern würde, als daß man darauf warten könnte.
Der Weg der Selbsthülfe erscheintdeswegen geboten. Das Vorbild zu einer solchen Regelung
kann aber nur in der gesetzlichen Regelung der Krankenversicherungspflichtgefunden werden. Der
Ausschußist also der Auffassung,daß der Antrag, wie er hier vorliegt, abzulehnen ist. Er hat
aber beschlossen, den Herrn Landeshanptmcmnzu ersuchen, die Frage der Einrichtung oder Unter¬
stützungeiner Krcmkenkasfcfür die Provinzialbcamtcn zu erwägen. Es steht hier in dem Antrag
das Wort: „Zwangskrcmkenkasse".Das ist ein etwas falscher Zungenschlag. Das Wort: „Zwangs
krankcnknsse" soll nach der Meinung des Ausschussesnur bedeuten: Es soll eine Krankenkasse
eingerichtet werden, nnd die Verwaltung soll sich bemühen, mit den ihr zur Verfügung stehenden
Mitteln möglichst alle Beamten und Angestellten zum Beitritt zu bewegen. AIs solche Mittel
wurden im Ausschuß erwähnt: einmal die vertraglicheAbrede bei der Einstellung neuer Beamten,
dann aber auch die Praxis, daß grundsätzlich die Beamten, die von dieser Einrichtungder Versicherung
gegen Krankheit nicht Gebrauch machen wollen, in Zukunft bei Unterstützungennicht so behandelt
werden sollen wie andere. Auf diefe Weise taun erzielt werden, daß ein großer Teil der Beamten
der zu diesem Zweck eingerichteten Kasse beitritt. Ueber die Details dieser Einrichtung hat der
Ausschußirgendwelche Vechnndlungennicht gepflogen. Es wird Aufgabe des Proviuzialausschusses
sein, stch darüber zu unterhalten und insbesondere festzustellen, in welchem Umfange etwa die
Provinzialverwaltnng sich an den Beiträgen beteiligt. Es ist im Ausschuß darauf hingewiesen
worden, daß gute Vorbilder für derartige Kassen sich in einigen Städten befinde», u. a. in Duisburg
und Essen; dort hat man das gesetzlicheVerhältnis der Krankenkasse» zu Grunde gelegt, und die
Einrichtung findet bei den Beamten alle Anerkennung.
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Ich möchte noch einen Gedanken aussprechen, den der Ausschußauch gauz allgemein als
richtunggebendbezeichnet hat, nämlich den, daß die Kasse selbstverständlich unter Selbstverwaltung
der Beamtenschaftstehen muß^ Demgegenübermüßte natürlich ein Kontrollrecht der Verwaltung
eingerichtetwerden. Wir bitten also, dem Antrage des Ausschusses zuzustimmen.

Meine Damen und Herren! Damit in engstem Zusammenhang steht der Antrag, den
die Zentrumsfraktion iu bezug auf die Gewährung von Darlehen und Beihilfen gestellt hat. Der
Ausschußhat beschlösse», diesen Antrag mit diesem Punkte gemeinsamzu behandeln, weil er nicht
gut davon getrennt werden kann.

Es ist klar, daß die Versicherunggegen Krankheit nicht alle Fälle decken kann, in denen
einem Beamten geholfen werden muß. Wir haben deswegen seitens der Ientrumsfrattion beantragt,
den Herrn Landeshauptmann zu ersuchen,in eine Nachprüfung darüber einzutreten, ob die in der
Provinz vorhandenenEinrichtungenzur Gewährung von Darlehen und Beihilfen an Beamte, Ange¬
stellte und Arbeiter infolge des gesunkenen Geldwertes noch genügen. Der Provinzialausschnß soll
nach dem Vorschlageermächtigt werden, auf Vorschlag des Herrn Landeshauptmanns die vorhan¬
denen Einrichtungen entsprechendauszugestalten und die erforderlichenMittel zur Verfügung zu
stellen. Wir waren im Ausschuß darüber einig, daß bei Annahme dieses Antrages alles das
geschehen ist, was zur Sicherung der Beamtenschafterforderlichist.

Also, auf der einen Seite die Einrichtung einer ordnungsmäßigenKrankenversicherung ans
der Basis der Selbsthilfe und Selbstverwaltung und auf der anderen Seite die Einrichtung von
Darlehensmöglichkeitenund die Möglichkeit von Beihilfen und Unterstützungen. Wir bitten Sie,
den beiden Anträgen zuzustimmen.

'VorsitzenderI)r. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Der letzte Antrag der Zentrumsfrattion geht ja dahin,

Darlehen und Unterstützungenzu gewähren. Alles erfolgt auf Antrag, und, wer eben nicht den
Charakter hat, in dieser Richtung Antrage zu stellen, ist bei diesen Dingen der Dumme. Jedenfalls
ist das ganze Unterstützungswesenfür die Beamten, Lehrer usw., wie wir das in der Kommune
und der Provinz haben, keineswegs etwas, was man als vorbildlich bezeichnenkann. Wenn
durch Krankheitusw. Beamte in Verhältnissegeraten, die eine Unterstützungbedingen, so ist es ja so,
daß man hier der Vorlage gegenüber eine gewisse Sympathie haben kann. Aber das Ganze ist
doch etwas, was nur als ein Notbehelf betrachtet werden kann, auch die sogen. Zwangskasse.
Es wird doch auch bei dieser Zwangskasse, wo die Provinz bedeutendeMittel hinzugeben muß,
gegenüberden Privat- und Ortskrankentassendoch immerhin für die Beamten ein Vorrecht geschaffen.
Andererseits aber sind die Beamten, wenn sie auch eine gewisse Selbstverwaltung in dieser sogen.
Zwangskassehaben, nicht in der Lage, einen wirklichen Rechtsanspruchzu erheben, da immer von
Fall zu Fall durch die Ausschüsse angegeben wird, was an Unterstützunggewährt wird. Auch
dieser Weg ist nicht etwas, was man als vorbildlichbezeichnen kann, wenn nicht gegenübergleichen
Pflichten gleiche Rechte ortsstatutarisch für eine Kafse festgelegtsind. Aber die Provinzkasse,wie
wir sie hier aus der Not heraus planen, ist nur etwas Vorübergehendes. Wir müssenverlangen,
daß allgemein und zentral gesetzlichvorgeschrieben wird, daß auch für die Beamten die Kranken-
uersicherungspflicht besteht, ebenso wie für die Arbeiter und Angestellten. Nur dadurch wird der
Rechtsanspruchfür die Beamten in der jetzigen Zeit sich erst als wohltuend erweisen. Wir müssen
schon verlangen, daß neben dem, daß heute diesen Anträgen zugestimmt wird, die Provinz auch
Anregungen dazu gibt, daß für die ganze Provinz uud darüber hinaus für den ganzen Staat und
das Reich allgemein für die Beamten auch die Krankenversicherungspflichtherbeigeführt wird.
Nur dadurch wird es möglich fein, die jetzigen Mißstände zu beseitigen, die in vielen Beamten-
familien durch Krankheit und Not eingetreten sind. Wir müssen dies besondersdeshalb verlangen,
weil die bisherigen Ungerechtigkeiten sich nicht wiederholendürfen. Daß der jetzige Zustand keines¬
wegs als vorbildlich bezeichnet weiden kann, geht daraus hervor, daß die Provinzbeamten in den
verschiedensten Gemeinden wohnen und ein Verhältnis zu den anderen Kassen nicht herbeigeführt
werden kann. Würden die Beamten alle liankenversicherungspflichtig,so würde ein Gegenseitig-
keitöverhiiltnisfür alle Kassen gegebensein; dasselbe wäre bezüglich der Aerzte der Fall, sodaß in
allen Gegenden Deutschlands, in allen Gegenden der Rheinprovinz auch für die Beamten durch
die Krankenversichcrungspflichtalles Erforderliche geschaffen wäre. Wir möchten das besonders
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hervorheben, damit der Provinzialausschuß au die GesetzgeberHerautritt, in dieser Richtung
mitzuwirken,

VorsitzenderNr. Iarres: Das Wort Hat Herr AbgeordneterHaas,
Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren! Ich möchte zum Antrag 77 bemerken,

daß meine Freunde auf dem Standpunkte stehen, daß eine Zwangskrcmkenkasse für die Beamten
gesetzlich nicht möglich ist, weil die Beamten der Versicherungspstichtnicht unterliegen. Wenn
aber eine freiwillige Kasse durchgeführt werden soll, so legen wir Wert darauf, heute schon zn erklären,
daß wir der Ansicht stud, daß die Provinz höchstens ein Drittel der Beitrage übernehmen darf,
genau so, wie sie bei deu Berstcherungspflichtigeu gesetzlich verpflichtet ist, ein Drittel zu übernehmen,
nicht daß mau für die freiwillige Beamtenversicherungmehr aufwendet als- für die Arbeiter und
Augestellten,die verstcherungspflichtig sind. Darüber kann aber der Provinzialausschuß»och beraten.

Bezüglich der Leitsätze für Unterstützungsanträge,die Herr Kollege Schäfer aufgestellthat,
möchte ich folgendes sagen. Ein derartiger Autrag liegt uns nicht vor. Herr Schäfer hat das
jetzt beim Antrag 77 vorgebracht; da kann ich von Unterstützungenusw, wenig finden. Wenn
die Untcrstützungsausgaben aufrecht erhalten weiden sollen, dann soll nach der Ansicht meiner
Parteifreunde, bevor die Unterstützungenbewilligt werden, in dem Falle, wo es sich um Beamte
handelt, der Beamtenausschußgehört werden und da, wo es sich um Angestellte und Arbeiter handelt,
die Betriebsräte, Wir sind der Auffassung, es darf nicht die Verwaltung allein entscheiden, wer
Unterstützunghaben soll, sondern die gesetzmäßigenInstanzen — Beamten- und Arbeiterausschüsse —
solle» ebenfalls mit zu Rate gezogen werden. Das haben wir bei der Stadt Köln durchgeführt.
Ich möchte dringend wünschen, daß, wenn wir uns nachher im Provinzialausschuß darüber unter¬
halte», wir auch nach der Richtung hin den Veamteuausschüsseu und Arbeiterräteu diese
Rechte einräumen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterFält,
Abgeordneter Falk: Meine Damen! Meine Herren! Im I. Fachausschußist die Frage,

die eben Herr AbgeordneterHaas behandelt hat, einer eingehendenErörterung unterzogen worden.
Der Herr Landeshauptmann hat uns mitgeteilt, daß von der Möglichkeit, Unterstützungzu ver¬
langen, seitens der Beamten nnd Angestelltender Provinz ein verhältnismäßig geringer Gebrauch
gemachtwird, nnd zwar deswegen, weil diese Beamte» uud Angestellten es nur schwer ertragen
könne», daß ihre mißlichenVerhältnisse vor dem Veamtcnausschußoder dem Ausschuß der Ange¬
stellten verhandelt und erörtert werde». Gerade deswegen, nm zu verhindern, daß eine falsche
Scham die Beamten und Augestelltendavon abhält, sich die Unterstützungengeben zu lasse», auf
die sie Anspruch habe», hat der I, Fachausschußunter Zustimmung der Freunde des Herrn Haas
den Standpunkt eingenommen, den der Berichterstatter, Herr Abgeordneter Schäfer, hier vertreten
hat. Im I, Fachausschußist man der Auffassung gewesen, daß es besser sei, an Stelle des Ve-
amteuausschussesVertrauensmänner der einzelnen Gruppen zu höreu, die in der Lage sind, viel
besser über die Verhältnisse ihrer Kollegen zu urteilen; dann ist auch der Kreis, iu dem diese
Dinge besprochenwerden,, viel enger gezogen. Ich möchte also die Bitte an deu Herr» Abge-
ordneten Haas lichten, seinen Widerspruchfallen zn lassen.

Vorsitzendervr. Iarres: Wünscht der Herr Berichterstatter das Schlußwort? — Das
ist nicht der Fall,

Wegen der Fassung des Vorschlagessind Bedenke»erhoben worden, auch von dem Bericht
erstatter. Ich möchte vorschlagen, zur Klarstellung dessen, was man von dem Provinzialausschuß
erwartet, bei dem Wörtchen „Zwaugskasse" die Silbe „Zwangs" fallen zn lassen und einfach
„Krankenkasse" zu sage», (AbgeordneterSchäfer: Ich möchte mich dem anschließen! Abgeordneter
Hoffmann: Das kann man ruhig machen. Es wird ja doch Zwang!) Mit dieser Aenderung ist
dann die Vorlage angenommen,da ein Widerspruchsich uicht erhoben hat.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr Abgeordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Nachdem Herr Kollege Falk ausgeführt hat, daß die Vertrauens¬

leute der emzelnen Gruppen, die ja mit zum Beamtenausschußgehören, gehört werde» sollen, habe
ich keme Bedenken, die Anträge anzunehmen. Ich habe das aber aus den Ausführungen des Herrn
Kollegen Schäfer nicht verstanden; sonst würde ich meine Ausführungen nicht gemachthaben. Ich
nehme an, daß er es überhaupt nicht gesagt hat.
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VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterSchäfer,
AbgeordneterSchäfer- Ich habe mich allerdings sehr kurz gefaßt. Ich habe Einzel¬

heiten bei der ganzen Frage der Gewährung von Uuterstützuugenüberhaupt nicht behandeln wollen,
sondern mich lediglichdarauf beschränkt,anzuregen, daß der Provinzialnusschußim Einvernehmen
mit dem Landeshauptmann die Einzelheiten der Untcrsttttzungsbewilligungprüfen solle. Nachdem
die Frage aber angeschnittenist, möchte ich sagen, daß ich im vorliegenden Fall unter „Vertrauens¬
leuten" etwas anderes verstehe, wie der Herr KollegeHoffmann, nämlich nicht den technischenBegriff
„Vertrauensleute" als Vertreter der einzelnenGruppen, sondern eine kleinere Gruppe von Mit¬
gliedern, die aus dem Aeamtenausschuß ausgeschieden werden kann. Der Beamtenausschußmag
drei oder fünf Männer benennen und als seine Vertraueusleute bezeichnen; diese fünf Männer
können dann vom Landeshauptmann zugezogen werden. Ich möchte allerdings-bitten, für die Fälle,
in denen nach der pflichtmäßigenUeberzeugungdes Landeshauptmanns die Verhältniße ganz klar
liegen und das Darlehen sonst scheitert,den Herrn Landeshauptmann zu ermächtigen,von der Zu¬
ziehung der Vertrauensleute abzusehen. Also, Herr Kollege Haas, ich möchte bitten, in den
Fällen doch den Landeshauptmann zu ermächtigen, von der Anhörung der Vertrauensleute abzu¬
sehen, iu deuen es nach der ganzen Lage der Sache unzweckmäßig ist, weil die Fälle ganz besonders
liegen. Das würde sich natürlich auf besondere Ausnahmefälle beschränken muffen. Aber es müßte
doch die Möglichkeitbestehen, daß der Landeshauptmann in ganz besonderenFällen anch einen
Fall einmal ganz diskret behandelt. Diese Möglichkeitbesteht doch überall.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich fasse die Worte des Herrn Berichterstatters als eine An¬
regung auf, die dem Provinzialansfchuß zur Ausarbeitung zugehen soll. Deshalb brauchen wir
ans Einzelheiten uns hier nicht einzulassen.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterHauck.
Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren! Ich bezweifleebenfalls wieder die

Beschlußfähigkeit, Wir haben kein Interesse daran, vor leerem Hause zu reden. Die Herren
kommen regelmäßig nur herein, wenn es zur Abstimmung geht, nnd im übrigen werden die Aus¬
führungen nicht angehört. Des weiteren möchte ich darauf hinweisen, daß kein einziger Vertreter
der Presse mehr hier anwesend ist. Wollen Sie denn unter Ausschluß der Oeffentlichkcittage»?
Das kann doch nicht der Wille eines Parlaments sein.

VorsitzenderDr. Iarres: Es ist wiederum die Beschlußfähigkeitdes Hauses bezweifelt
worden. Findet diefer Zweifel die nötige Unterstützung? — Das fcheint nicht der Fall zu sein.
(Zuruf links: Es stehen doch genug!) Es stehen fehr viele Herrschaftenhier. Dann muß ich bitten,
Platz zu nehmen. Denjenigen, der die Beschlußfähigkeitdes Hauses bezweifelt, bitte uch, sich zn
erheben — Das ist nicht die nötige Unterstützung. (Abg. Hauck: Es standen mehr als 5!) Nein,
es standen nur 4. Ich- bitte um etwas mehr Ruhe. Wir müssen, so eilig wir auch in der Er¬
ledigung der Tagesordnung vorwärts gehen, doch in Formen verkehren. Punkt 27 ist angenommen.
Die Punkte 28—31 sind schon erledigt.

Iu Punkt 32: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betr. die Beschwerde des zwangsweise in den Ruhe¬
stand versetzten früheren Landesbauamtssekretärs Strauch,

hat das Wort der Berichterstatter, Herr Dr. Saaßen.
Abgeordneter l^i-. Saaßen: Meine Damen und Herren! Da ich gehört habe, daß von

einigen Mitgliedern des Hauses eine Besprechungder Angelegenheitstattfinden soll, sehe ich mich
gezwungen,über die Stellungnahme des Fachausschusses einige kurze Ausführuugen zu machen.

Der 61. Provinziallandtag hat in seiner Sitzung vom 16. Juli 1921 beschlossen, den
Provinzialausschuß zu ersuchen,in eine erneute Prüfung der Beschwerde des zwangsweise in den
Ruhestand versetztenLandesbauamtssekretärsStrauch einzutreten. Das Ergebnis dieser Nach¬
prüfung finden Sie in der Druckfache 36.

Strauch hatte feinerzeit gegen verschiedeneVorgesetzte Anzeige erstattet. Da sich die An¬
zeige als grundlos erwies, wurde gegen ihn ein Disziplinarverfahren eingeleitet. In diesem wurde
von Strauch selbst die Untersuchungauf feinen Geisteszustandbeantragt. Das Ergebnis war, daß
er für nicht zurechnungsfähig erachtet wurde. Darauf wurde er im Disziplinarverfahren frei¬
gesprochen und in dem anschließenden PensionierungsverfahreUin den Ruhestand versetzt.

,83»



260 63. RheinischerProuinziallandtag, 5, Sitzung am 14. Juli 1922.

Zu der neuen Beschwerdcmöchte ich namens des I. Fachausschussesausführe», daß es
nicht darauf ankomme!!kann, wie der Geisteszustand heute ist, sondern daß es sich für das
Pensiunierungsverfahren nur um den Zustand zur Zeit der Pensionierung handeln kaun. Dieser
Zustand ist durch die Gutachten des damaligen Anstaltsarztes Schütte und des Professors Aschaffen-
burg als einwandfrei festgestelltzu erachten. Der I. Fachausschußschlägt deshalb vor, die Be¬
schwerde als unbegründet zurückzuweisen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterLüchem.
AbgeordneterLüchem: Meine Damen und Herren! Wenn ich hierzu spreche,so tue ich

dies nicht, um nun das Material, welches in der Drncksache niedergelegtist, anzuzweifeln,sondern
dauu tue ich das bloß im Auftrage unserer Fraktion, um möglich zu machen, daß dieser Herr
Strauch wenigstensin Zukunft zufriedengestelltwird.

Ich habe schon gesagt, das Material, das in der Drucksache niedergelegtist, ist einwand¬
frei, und wir zweifeln diese Tcitfache nicht an. Dieser Herr aber — jede Fraktion wird davon
überzeugt sein — bezweifelt alles das, was in dieser Drucksache niedergelegt ist. Zum Beispiel
behauptet er, die Behandlung seines Falles von seilen der Verwaltung sei nicht in einwandfreier
Weise geschehen, die Behandlung, die ihm von selten der Verwaltung in verschiedenen Punkten zu¬
teil geworden wäre, ließe alles zu wünschen übrig; man hätte ihm nicht den genügendenEinblick
in die Akten gestattet, mau hätte ihn nicht bei der Zeugenvernehmungherangezogen. Alle diese
Dinge behauptet dieser Herr Strauch.

Wir sind nun der Auffassung, weil bisher der Fall Strauch nur von seiteu der Ver¬
waltung geprüft worden ist und der Pruvinzinllandtag ein Interesse daran hat, uuu endgültig den
Fall zu erledigen, daß es da zweckmäßig wäre und ini Interesse der Verwaltung läge, wenn der
Pruviuziallnndtag beschlösse,eine Kommission einzusetzen, die unter Hinzuziehungdieses Herrn Strauch
das Material prüft.

Wir stellen deu Autrag nicht deshalb, um nun vielleichtdie Verwaltuug iu die Gefahr zu
bringen, daß sie desavouiert wird, sondern wir stellen ihn deshalb, weil wir dem Herrn dann sagen
können: Der Provinzinllandtag hat eine Kommissionans allen Fraktionen eingesetzt, sie hat das
Material geprüft. Wenn diese Kommissionzu der nämlichenAnsicht kommt wie der Provinzial-
ausschnß, ist die Verwaltung gedeckt und man kann diesem Herrn mit Fug und Recht sagen: Ihre
Beschwerdensind nicht stichhaltig; wir möchtenIhnen empfehlen,uns in Zukunft mit dieser Sache
vom Leibe zu bleiben, das artet mittlerweile zu einer Belästigung der Abgeordnetenaus.

Ich meine, wenn Sie diesen Weg beschreitenund diese Kommissioneinsetzen, damit sie
unter Hinzuziehung des Herrn Strauch die Akten prüft und sich daraus eine» Vers bildet, dauu
wird der Herr zufriedengestelltsein müssen, und die Verwaltung ist gedeckt. Im Interesse der Ver¬
waltung und unser selbst, damit wir in Zukunft nicht mehr derartigen Beschwerden ausgesetztsind,
möchte ich deshalb empfehlen, unseren Antrag auzunehmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hauck.
Abgeordneter Hauck: Ich möchte den Antrag, der soeben gestellt worden ist, unter¬

stützen. Das Material, welches uns zugegangenist, — ich weiß nicht, ob Sie das gleiche Material
erhalten haben wie wir —, enthält so erhebliche Anschuldigungen,daß ein Außenstehenderohne
weiteres annehmen muß — die ganze Sache ist ziemlich logisch aufgebaut —, daß dem Manne
tatsächlichUnrecht geschehenist. Nach außen wird es immerhin den Anschein haben, daß die
Verwaltung danach strebt, ihr Handeln, und sei es auch das Handeln eines verflossenen Landes¬
hauptmanns zu deckeu. Dieser Eindruck wird zweifellos iu der Oeffentlichkeitbestehen. Aus
diesen, Grunde bitten wir ganz besonders darum, daß hier eine Kommissionaus den Abgeordneten
sämtlicher Fraktionen gebildet wird, die diese Angelegenheit nochmals prüft. Erst dann werden
wir hierzu Stellung nehmen können. Sonst müssen wir die Vorlage, die uns hier gemacht
worden ist, ablehnen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr Landesrat Gerlach.
Landesrat Gellach: Meine Dmnen und Herren! Wenn durch deu Antrag der

Kommunistischen Fraktion der Fall Strauch eudgültig aus der Welt zu schaffen wäre, fo würde
auch d,e Vettvaltung diesen Antrag akzeptieren. Aber es ist im Laufe der Jahre, fast möchte man
Mgen, Jahrzehnte, denn ein Jahrzehnt schwebt die Sache schon, nicht nur einmal, sondern bereits
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mehrere Male den Anträgen des Herr» Strauch Rechnung getragen worden. Es haben Unter¬
suchungen stattgefunden. Aber jedesmal Hai nach der Untersuchung, die auf Grund der vorliegende,,
Akten zu einer Ablehnung der Anträge des Herrn Strauch führen mußte, Herr Strauch erklärt,
die Untersuchungsei nicht objektiv vor sich gegangen. Sie können sich darauf verlassen: Wenn in
dieser Kommissionnur die Herren Antragsteller sitzen würden, würden auch sie vom Herr» Stranch
zu hören bekommen, daß sie nicht objektiv verfahren seien. Die Dinge liegen heute so, daß tntsächlich
von der Verwaltung und von einer ganzen Reihe Abgeordnetenmehrfach die Akten des Falles Strauch
geprüft worden sind und daß man in jedem Falle zu einer Ablehnung kommen mußte. Es handelt
sich bei diesem ehemaligen Beamten tatsächlichum einen typischenFall von Querulantenwahn,
Wenn Sie jemals die Möglichkeit gehabt haben, mit dem betreffendenHerrn selbst zu sprechen,
so werden Sie gefunden haben, daß, wenn Sie ihm ein Argument widerlegt hatten, er ohne
weiteres auf das nächste kommt und im Kreise auf das erste Argument zurückkehrt.

Ich kann es mir versagen, auf die ganze Angelegenheitselbst einzugehen, nachdem der
Herr AbgeordneteLüchem ja das Material, das die Verwaltung Ihnen vorgelegt hat, hier selbst
als einwandfrei bezeichnet hat. Es muß daran festgehaltenwerden, daß der frühere Beamte Strauch
zwangsweisein den Ruhestand versetzt worden ist, nachdemvom Bezirksausschußiu Köln in einem
Disziplinarverfahren erklärt worden war, daß er für seine Handlungen nicht verantwortlich zu
machen sei, weil er geistig nicht normal sei. Es kann selbstverständlichkeine Verwaltuug einen
Beamten behalten, der für seine Handluuge» nicht verantwortlich zu machen ist; das muß eine
Verwaltung unter allen Umständen ablehnen. Da die Erklärung, den Herrn Strauch für geistig
nicht normal zu halten, von ihm selbst bezw. von seinem Anwalt beantragt worden ist
(Abgeordneter Haas: Hört! Hört!), so haben wir, glaube ich, absolut nichts mehr in der Beziehung
zu beschließen.(Abgeordneter Hauck: Angeblich aber gegen seinen Willen!) Herr Abgeordneter Hcmck,
Sie haben doch in Ihrer langen Praxis als Arbeitersetretiir solche Fälle schon häufig auch zu
spüre,, bekommen. (AbgeordneterHauck: Sehr richtig!)

Wir können natürlich nicht auf die vielen Dinge eingehen, die immer, nachdem ein Verfahre»
sein Ende erreicht hat, von Herrn Strauch erneut behauptet werden. Herr Strauch behauptet
zum Beispiel, die Akteneinsicht sei ihm nicht gestattet worden. Die Herren aus der Fachkommission I
wissen, daß ich dort die Möglichkeithatte, eine Notiz des betreffendenBeamten, der Herr» Strauch
die Akteneinsicht gestattet hat, vorzulegen. Daraus ging hervor, daß er die Akten tatsächlich durch¬
gesehen hat. Wem, Sie seine eigene Beschwcrdeschrift einmal zur Hand nehmen, so steht ja darin,
das Gutachten des Herrn Dr. Afchciffenburg, das jetzt neuerdings erstattet worden sei, sei in allen
Punkten unhaltbar. Wenn die Verwaltung Herrn Strauch die Ntteneinsichtnicht gestattet hätte,
wie er behauptet, so hätte er vuu dem Gutachten des Herrn Professor Aschaffenburg,das natürlich
nur in den Akten vorhanden ist, keine Kenntnis haben können.

Ich glaube, nachdemsich nicht nur der Provinzialausschußeingehend mit der Angelegenheit
beschäftigthat, sondernnachdem sich auch die Fachkommission, in der Vertreter aller Parteien sitzen,
eingehendmit dieser Angelegenheitbefaßt hat, können wir wohl für diesen Landtag die Akten über
den Fall Strauch schließen. Ich bitte Sie namens der Verwaltung, deni Beschluß der Fach¬
kommission I beizutreten. (Bravo!")

VorsitzenderDr. Iarres: Sie haben den Antrag gehört. Von der Kommunistischen
Fraktion ist ein Gegenantrag eingelaufen, dem sich die UnabhängigeFraktion angeschlossen hat:

„Der Provinzialausschuß wolle beschließen, eine Kommissioneinzusetzen, deren Aufgabe
es ist, die Akten im Falle Strauch unter Hinzuziehungdes Herrn Strauch zu prüfen."

Das ist ein Almndernngsantrag über den ich zunächstabstimmen lassen muß. Ich bitte
diejenigen, die für diesen Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit.

Ich lasse danu über den Autrag des Fachausschussesabstimmen und bitte diejenigen, die
für diesen Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Punkt 33: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betr. Uebernahme der Kosten des Geschäftsführers
des Zweigausschusses Rheinland e. V. für Deutsche Jugendherbergen im
Rechnungsjahre 1922 bis zum Höchstbetrage von 60000 Mark auf den
Proviuzialverbaud.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.
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Abgeordneter Maus: Die Drncksache Nr. 8 liegt Ihnen vor. Es ist beantragt wurden,
mit dieser Drucksachegleichzeitig die Drucksache 37 zu verhandeln. Der Beschlußentwurf ist in
Drucksache79 festgelegt. Es wird beantragt, dem Veschlußentwurfzuzustimmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reese.
Abgeordneter Reese: Meine Damen und Herren! Auch wir siud erfreut, daß dieser

Antrag gekommen ist, denn es muß unbedingt die gesamte Jugendbewegung so unterstützt werden,
daß sie ihren Zwecken auch gerecht wird. Wir haben heute eine ganze Reihe von Stellen, die
Mittel für die Iugcndbewegnng haben. Wir wissen, daß die Regierungspräsidenten Fonds zur
Verfügung haben, aus denen die Jugendorganisationen unterstützt werden können. Desgleichen
haben wir eine Reihe anderer Stellen, von denen erhebliche Mittel zur Verfllgnng gestellt werden
tonnen. Ich möchte aber auch bitten, daß die Jugendorganisationen aller Richtungen von diesen
Mitteln Gebrauch machen und Anträge dazu stellen. (Sehr richtig! links.) Diese 60000 Mark
kommen ja der Iugendherbergenbewegungzugute. Ich habe die Neberzeugung,die Sache ist unbe¬
dingt nutwendig, weil die arbeitende Bevölkerung uicht mehr imstande ist, die heutigen Reisekosten
zu bezahlen, wenn sie nicht auf die umliegendenStädte angewiesensein will. Da ist das Geld
gut angebracht.

BorsitzenderDr. Iarres: Das Wort ist nicht weiter gewünscht. Widerspruch ist nicht
erhuben. Die Vorlage ist angenommen.

Zn Punkt 34 ist hier eben der Bericht und Autrag des Ausschusses angenommenworden.
Aber der Ausschnßantrag enthält nicht den Namen des Betreffenden, der gewählt worden ist. Der
Fachausschußhat den Laudrat Schluchtmann in Dinslaken vorgeschlagen.

Punkt 35 ist erledigt. Bei Punkt 36 ist nachträglich auf eine Erörterung verzichtet
worden. Wenn auch der Berichterstatter auf den Bericht verzichtet, stelle ich fest, daß fich kein
Widersprucherhebt und die Vorlage augeuommeuist.

Die Pnnkte 37—41 find erledigt.
Pnnkt 42: Autrag des III. Fachausschusses zu dem Antrag der Unabhängigen

Sozilltdemokratischen Partei, betreffend die Versteigerung des Obstes an
den Pruuiuzialstraßen.

Verzichtet der Berichterstatter anf den Bericht? (Abgeordneter Marx: Ich verzichte!)
Das Wort hat Herr AbgeordneterRing,
AbgeordneterRing: Wir haben den Antrag von der UnabhängigenSuzialdemotratischeu

Partei aus gestellt und waren uns von vornherein darüber schlüssig, daß in der technischenDurch¬
führung vielleichtdas eine oder andere nicht fo zu machen ist, wie wir es wünschen. Wir ließen
uns in der Hanptsachc von dem Gedanken leiten, daß das der Provinz zur Verfügung stehende
Obst vur allen Dingen der breiten Bevölkerung zugeführt werden muß.

Es sind Klagen geführt wurden, die wir im Moment nicht bis in alle Einzelheiten hinein
prüfe» konnten. Es sollen große Winzerverbände von dem Obst in der Rheinprovinz ihre Nutz¬
nießung ziehen nnd zwar durch Mittelspersonen. Diesem muß abgeholfen werden aus dem ein¬
fachen Grunde, weil die Bevölkerung im allgemeinen, dann aber auch die Provinzialanstalten und
die Anstalten, die von den Städten unterhalten werden müssen, im besunderenein Anrecht auf das
Obst habeu und wir vor allen Dingen dafür sorgen müssen, daß das Obst in diese Hände hinein¬
kommt. Deswegen hätten wir gerne gesehen, daß unser Antrag unverändert angenommenwurden
wäre, ^nachdemwir schon das Wort „Händler" herausgestrichenhatten. Im Absatz 2 heißt es:
„Im Interesse der Volksernährung darf Zwischenhändlern und Wucherern kein Zuschlag erteilt
werden". Hier hatte» wir ursprünglich noch das Wort „Händler" eingeschoben,jedoch später
gestrichen wegen der technischenSchwierigkeiten,die sich dadurch ergeben hätten. Der Antrag wurde
in dieser Form formuliert, weil wir es für ratsam hielten — das ist ja auch wohl allgemein die
Auffassungder Herren von der Rechten—, sich genau und präzise auszudrücken über das, was man
will; dann wird man anch das Mögliche erreichen, selbst zugegeben, daß hier und da noch Uustiinmig'
ketten vorkommen können, die nicht zu kontrollieren sind. Aus diesem Grunde müssen wir unseren
Antrag aufrecht erhalten.

Nun komme ich zu dem Antrage, der von der Fachkommissiungestellt wurde. In der
Fachkommission haben wir uns über die technischen Schwierigkeitenunterhalten, nnd, nachdemdie
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Fachkommission diesen unseren Antrag nicht annahm, sondern wir in der Minderheit blieben, haben
wir uns gesagt — und auch meine Freunde —, daß wir dem Antrage der Fachkommission zustimmen
weiden aus dem einfachen Grunde, weil wir letzten Endes diesen Antrag als kleineres Uebel betrachten
und uns sagen müssen: Hier ist doch schon die Möglichkeit gegeben, daß für die Zukunft nach anderen
Richtlinien gearbeitet wird, Ist unser Wunsch auch nicht ganz erfüllt, so ist es doch ei» kleiner
Schritt vorwärts und wir hoffen, daß bei einigermaßen gutem Willen — das setzen wir voraus,
und in dieser Voraussetzung geben wir unsere Zustimmung — es uns im nächsten Jahr gelingen
wird, der Bevölkerung sowie den öffentlichenAnstalten restlos das zuzuführen, was der Obst¬
bau ergibt,

VorsitzenderDr. Iarres: Ein Gegenantrag ist nicht gestellt worden. Dann stelle ich
fest, daß ein Widerspruchgegeu den Antrag des Fachausschussesnicht erhoben und damit die Sache
angenommenist.

Punkt 43 ist erledigt. Punkt 44, 45 uud 46 bitte ich, uach mehrfachen Anträge» aus
dem Hause bis morgen zu vertagen. Allerdings werdeu wir dann, weil der Berichterstatter, Herr
Elfes, morgen am Anfang der Sitzung nicht zugegen ist, diese Punkte zu einer passenden Zeit ein-
schieben müssen; sie werden wahrscheinlich zu Beginn der Tagesordnung stehen. Sind Sie damit
einverstanden?

Neine Damen und Herren! Dann schlage ich Ihnen im Einverständnis mit dem Aeltestem
rate vor, die morgige Sitzung um 10 Uhr beginnen zu lassen. Wir werden vorher — um Vü10
Uhr — eine Sitzung des Aeltestenratesstattfinden lassen. Bei der Gelegenheit soll auch besprochen
werden, zu welchen Punkten morgen das Wort noch ausdrücklich gewünscht wird. Ich betone noch
einmal, daß es weder meine Absichtnoch die Absichtdes Aeltestenrates ist, irgendeineVerhandlung
hier wider den Willen abzuschneiden.Aber wir halten es doch für notwendig, uns von vornherein
eine gewisse Zeiteinteilung vorzunehmen. Deshalb möchte ich auch um Ihr Einverständnis bitten,
daß der Aeltestenrat morgen berät, welche Punkte voraussichtlichin Kürze ohne besondere Bericht¬
erstattung und Besprechungerledigt werden können, uud bei welchen Punkten eine Bcschueidnngder
Redezeit erträglich.ist.

Auch der FachausschußII 2. muß um V2I0 Uhr zusammentreten, um eine Angelegenheit
zu erledigen. Der Aeltestenrat tritt um dieselbe Zeit zusammen, das Plenum um 10 Uhr, uud
wahrscheinlich Schluß morgen in den Nachmittagsstunden.

Wenn das Wort nicht gewünschtwird, was nicht der Fall ist, schließe ich die Sitzung.

(Schluß 8 Uhr 45 Minuten.)

Sechste Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,Samstag, den 15. Juli 1922.

. (Beginn 10 Uhr 40 Minuten.)

1. Eingänge.
2. Antrag des Geschäftsordnungsausschusseszu dem Antrag der Fraktion der Kommunistischen

Partei, betreffendUebernahme der durch eine Fraktionssitzung entstandenen Kosten auf die
Provinzillluerwaltung.

3. Antrag des Geschäfteordnungsausschusses zu dem Antrag der U. S. P. Fraktion auf Stellung¬
nahme zur Amtse„thebung von Provinzialansjchußmitgliedern.

4. Antrag des Geschäfisoronnng-ausschusseszu dem Antrag der Kommunistischen Fraktion auf
Aufhebung des gegen das Mitglied des ProvmzialcmsschufsesKnab eingeleitetenDisziplinar¬
verfahrens.
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5. Antrag des I, Fachansschusseszu dem Antrag des AusschussesZur Förderung der Verkehrs¬
verhältnisse im westlichenKreise Prüm zu Dasburg auf Gewährung eines Zuschussesau
die Gemeinden des BürgermeistereibezirksTaleiden zu den sich auf 70 —80 000 Mark belau¬
fenden Kosten für den Bau einer durch die Einrichtung einer Kraftwagenlinie zur Unter?
stellung des Wagens notwendig gewordenen Halle,

6. Antrag des IIK Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,,betreffend
Einführung einer einheitlichenTischklasse für Kranke, Zöglinge, Angestellte und Beamte in
sämtlichenAnstalten der Provinz.

7. Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Antrag der U. S.P, Fraktion, betreffend Verpflegung
der arbeitenden Kranken ufw, in deu Provinzialanstalten,

8. Antrag des Ila Fachausschusseszu dem Antrag der U, S, P, Fraktion, bei Beschwerdenin
Sachen der Fürsorgeerziehung bei der Untersuchung das beschwerdeführende Mitglied der
Prouinzialkommiffionbezw. Fachkommission mit hinzuzuziehen.

9. Antrag des 1. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Provinzial-
Lebensversicherunasanstaltder Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1922 bis
31. Dezember 1922.

10. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Haushaltsplan für die Verwaltungstosten der Landes«
bank der Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1, Iannar 1922 bis 31. Dezember 1922.

11. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
Erhöhung der Beteilignngssumme des Provinzialuerbandes an der Rheinischen Wohnnngs-
fürsorge G. m. b. H. von 1000 000 Mark auf 3 000000 Mark.

12. Antrag des 1. Fachausfchusseszu dem Haushaltsplan
») zur Zahlung von Ruhegehältern :c. an Provinzialbeamte und von Witwen- und Waisen¬

geldern sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene,
K) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen)und Witwen- und Waisengeloern an

nicht ruhegehaltsberechtigteBeamte, Angestelltennd Arbeiter bezw, deren Hinterbliebene,
o) über die Dr. Klein-Stiftung
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

13. Antrag des I. Fachansschusseszu dem Antrag der Zentrumsfraktiou auf Verleihung eines
Rechtsanspruchesauf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgungan die Arbeiter der Provinz«!-
Verwaltung.

14. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinz«!-
ausschuß und die Zentraluerwaltungsbehötde für das Rechnungsjahr vom 1, April 1922 bis
31. März 1923.

15. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrag der Zentrumsfrattion, betreffend Vornahme
einer Nachprüfung der Dienststellender Provinzialverwaltung mit dem Ziel auf Verminderung
der Beamtenzahl.

16. Antrag des I. Fachausfchusseszu dem Antrag der Zentrumsfraktiun, betreffendAusgestaltung
der vorhandenen Einrichtungen znr Gewährung von Darlehen nnd Beihilfen an Beamte,
Angestellteund Arbeiter der Provinzialverwaltung.

17. Antrag des I. Fachausfchufseszu dem Antrag des Landesverbandes der Beamten und Ange-
^ stellten der Rheinischen Provinzialverwaltung auf Protesterhehunggegen die ministeriellenRicht¬

linien für die Besoldung der Kommunalbeamten.
18. Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend

die Bereitstellung von Mitteln zum Ausbau von Dachgeschoßräumen im Stiindehiiuse.
19. Antrag des 111, Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,

betreffend Aenderung des Reglements über die Leitung und Verwaltung der Abteilung für
entmündigte Trinker und Arbeitsscheuebei der Provinzial-Arbeitsaustalt Brauweiler vom 26,
Februar und 22. März 1913. >

20. Antrag des Ild Fachausschusseszu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffendVerwendung des aus dem Verkauf des Grundbesitzesdes Provinzialverbandes im
Kreise Malmedl, herrührenden Betrages von 250 000 Mark.

21. Autrag des 1. Fachausschusses zu der Entschließungder U. S, P -Fraktion, betreffendBereit¬
stellung von Mitteln für Nrbeiterbildungszweckc.
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22. Antrag des I, Fachausschusseszu den, Bericht und Antrag des Pruuinzialansschusses,
betreffendWahl der zur Mitwirkung bei den Geschäftender Rentcnbant berufenenKommissare

^ der Provinzial-Vertretnng und deren Stellvertreter.
23. Antrag des I, Fachausschusseszu dem Antrag der U. S. P.-Fraktion, betreffendAusweis für

die Mitglieder des Provinziallandtages und Provinzialnusschusseszum Besuch der Provinzinl-
anstalten.

24. Antrag des I. Fachausschusseszu dem Antrag der U. S, P,-Fraktion ans Einsetzungeiner
Kommission zwecks Durchführung der vom ReichspräsidentenerlassenenNotverordnung bezw.
des Reichsgesetzes zum Schutze der Republik für die Provinzialverwaltung,

25. Antrag des I. Fachansschusseszn dem Antrag der Fraktion der K. P. D., betreffend Ent¬
fernung sämtlichermounrchistischrn Symbole aus allen Anstalten nnd Verwaltungsräumen der
Provinzialverwaltnng.

26. Autrag des I. Fachausschusseszu dem Antrag der U. S. P.-Fraktion, aus alleu Diensträumen
der Provinzialverwaltung nnd Anstalten sämtliche monarchistischen Abzeichen,Bilder, Büsten
und dergl. zu entfernen.

27. Antrag des I. Fachansschusse« zu dem Antrag der Zentrnmsfraktion auf Erstnttuug der nullen
Wirtfchaftsbeihilfe(Besetzungszulagc)durch das Reich.

28. Autrag des I. Fachausschusses zu dem Autrag der Zentrnmsfraktion, betreffend Verteilung der
Erträgnifse des Kraftfahrsteuergcfetzes.

29. Antrag des I. Fachausfchnfseszu dem Antrag der Zentrumsfraktion, betreffenddie Erhöhung
der Dotlltionsrente.

30. Antrag des I. Fachansschnfseszu dein Vuruericht zu dein Hanpt-Haushaltsplan der Provin¬
zialverwaltung sowie zu den zn demselben gehörendenHaushaltsplänen der einzelnenVerwal-
tnngszwcige und Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923,

sowie
zu dein Haupt-Haushaltsplau für die Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahrvom 1. April
1922 bis 31. März 1923.

31. Antrag des I. Fachausfchusseszu dein Antrag der Zentrumsfraktion, betreffendNachprüfung
der Form und Gliederung des Haushaltsplanes der Provinz,

VorsitzenderDr, Iarres: Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Die
Niederschriftüber die gestrige Verhandlung liegt zur Einficht auf dem Tische des Hauses aus.

Nach dem Beschlußdes gestrigenPlenums sollen die Punkte 2—4 heute zunächstzurück¬
gesetzt werden, weil der Berichterstatter im Augenblicknicht da ist. Wir behalte» uns vor, nach
Wiedereintreten des Herrn Elfes sie in die Tagesordnung einzufügen.

Das Wort zur Geschäftsordnnnghat der Herr AbgeordneteKnab.
AbgeordneterKnab: Ich möchte an das Präsidium die Anfrage richten, ob der Aeltesten-

rat beschlossenhat, daß zu einzelnenPunkten der Tagesordnung nicht das Wort erteilt wird.
. VorsitzenderDr, Iarres: Das ist nicht der Fall, Der Aeltestenrat hat sich über die

Arbeitsteilung heute wie folgt verständigtuud die Mitglieder gebeten, mit ihren Fraktionen Fühlung
zu nehmen.

Wir halten es für selbstverständlich,daß bei einer Reihe von Punkten uicht das Wort
genommen wird. Wir wollen aber nicht von vornherein festsetze», daß darauf verzichtet wird,
sondern wir wollen es zunächst dem Laufe der Verhandlungen überlassen. Wir nehmen aber an,
daß bei einer ganzen Reihe von Punkten das Wort nicht ergriffen werden wird. Bei einer ganzen
Reihe von Gegenständensind wir der Meinung, daß unter Umständen eine Beschränkungder Rede¬
zeit eintreten soll. Wir haben diese Punkte alle im Aeltestenrat durchgesprochen, und die Fra'ktions«
führer haben es übernommen, mit den Mitgliedern der Fraktionen zu sprechen, in welcher Weise
die Beschränkungder Redezeit gedacht ist. Wenn die Sache auf Schwierigkeitstoßen sollte, muß
sich natürlich der Aeltestenrat vorbehalten, einen Antrag auf offizielleBeschränkung der Redezeit
einznbringen. Darüber würde das Haus zu entscheiden haben. Aber zunächst ist es der Ein¬
wirkung der Frattionsführer überlassen, freiwillig eine Beschränkungder Redezeit vorzunehmen.

Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterKnab.
AbgeordneterKnab: Ich habe da,,n die zweite Frage zur Geschäftsordnungzu stelle,,, ob sich

mit dieser grundsätzliche,, Beschränkungder Redezeit alle Fraktionen einverstandenerklärt haben.
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VorsitzenderDr, Iarres: Wie ich eben schon mitgeteilt habe, haben die Fraktionsführer
es übernommen, diese im Aeltcstenrat für richtig befundene Beschränkung der Redezeit ihren
Fraktionen mitzuteilen. Ich erwarte darüber noch eine Mitteilung der Frirktionsführer, wie die
Fraktionen sich dazu stellen. Denn ich halte es in der Tat für richtiger, durch eiue Selbst¬
entschließungder Fraktionen, also der Mitglieder des Hanfes, diese beschrankte Redezeit eintreten
zu lassen, als durch eine» Mehrheitsbeschlußdes Hauses.

Zur Geschäftsordnungnochmals Herr AbgeordneterKnnb,
AbgeordneterKnab: Dann stelle ich zur Gefchäftsordnungden Autrag, daß den Frak¬

tionell mindestenszehn Miuuten Gelegenheit gegeben wird, zu dieser nenen Situation Stellung zu
uehmeu. Es ist uns unmöglich,jetzt im Plenum mit den Frattionsmitgliedern zu verhandeln.

VorsitzenderDr. Iarres: Ich habe von der Leitung der Geschäfte aus nichts dagegen
einzuwendenund möchte vorschlagen,daß die Vorschläge,die der Aeltestenrat zu machenhat, nun¬
mehr in den Fraktionen kurz besprucheu werden Deshalb schlage ich vor, die Sitzung für zehn
Minuten auszusetzen, Siud Sie damit einverstanden? (Zustimmung,) Die Sitzung ist also auf
zehn Minuten ausgesetzt. Wir werden 10 Minute» vor N wieder beginnen,

(Pause.)

(Wiederbeginn 11 Uhr 5 Minuten.)
VorsitzenderDr, Iarres: Die Sitzung ist »nieder eröffnet. Ich habe zu Beginn mitzu¬

teilen, daß die Zahlung der Tagegelder in Zimmer 38 erfolgt.
Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterHuffmann,
Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und Herren! Die Fraktion der U. S.P. ist

mit der Erklärung des Vorsitzende», Herr» Iir. Iarres, ei»versta»dc», weil darin zum Ausdruck
kommt, daß eine Kontingentierung der Reden nicht beabsichtigtist. Unsere Fraktion ist wie bisher
auch fernerhin bestrebt, mit möglichster Kürze sachlich unsere Angelegenheitenzu vertreten nnd die
Verhandlungen keineswegsaufzuhalten. ' Aber gegen eine Kontingentierung der Reden- müßten wir
uns scharf wende».

Ferner hat die Fraktiuü der U. S. P. folgende Erklärung abzugeben!
„Die Fraktion der U, S, P, erhcbts chärfsten Einspruchgegen die Art der Geschäftsführung

des Provinzialausschnsses,da der Provinzialausschuß die Dauer der Sitzungsperiode vorschreibt,
und zwar bis ins einzelne. So sollte z, V. der diesjährige Proviuziallaudtag zunächst nur drei
Tage dauern; dann bestimmte man Schluß der Tagung auf Freitag, den 14. d, M Als
Begründung wird die Ersparnis angeführt, die durch kurze Tagungen erzielt werde. Die Fraktion
erblickt in dieser Behandlung des Plenums eine unerhörte Vergewaltigung nicht nur der Minder¬
heit, sondern des ganzen Landtages, Sie ist der Ansicht, daß der Landtag selbst Zu bestimmen
hat, wann er zu tageu hat. Sollte man jedoch den Landtag für überflüssighalten, so wäre es
das Beste, in Zukunft der Erfparnis und Verbillign»«, halber seine sämtlichen Befugnisse dem
PruvinzialllUsschnßzu übertragen (Lncheurechts. Sehr richtig! links,) und den Landtag mit Ein¬
berufungen zn uerfchonen,da auf diese Weise wenigstenserreicht wird, daß die unwürdige Durch¬
peitschung von Vorlagen, die jeder Sachlichkeit und Gründlichkeitentbehrt, vermiedenwerden kann." '

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr Vorsitzende des Provinzialausschnsses.
Vorsitzenderdes Provinzialausschusses,AbgeordneterDr. Adenauer: Meiue Damen uud

Herren! Die Fraktion der U. S.P. hat schärfsten Einspruch gegeu etwas erhobcu, was gar nicht
besteht. (Abgeordneter Haas: Sehr richtig!) Es ist dem Provinzialausschuß im Traum uicht
eingefallen, irgendetwas derartiges zu beschließen, was der Herr Hoffmann ihm unterschiebt. Im
Proviuzmlausschuß ist lediglich folgendes gewesen. Wir haben uns gesagt: Wie wird sich voraus¬
sichtlich die Sache abspielen? Wir haben sofort hinzugefügt: Das ist alles Sache des Aeltesten-
ausschusses,das geht uns gar nichts an. Wir haben uns dann lediglich dahin ausgesprochen daß
es vielleichtmöglichsein werde, in eiuer Woche fertig zu werden. Wie Herr Hoffmnun zu diesem
schärfste» Einspruchkommt, ist mir absolut unerfindlich. (Rufe: Hort! Hört!)

VorsitzenderDr. Iarres: Ich kann die Ausführungen des Herrn Vorsitzenden des
Provinzialausschnssesnur iu jeder Beziehung unterstreichen. (Erneute Rufe: Hört! Hört!)

Das Wort hat Herr AbgeordneterHoffmann. .
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Abgeordneter Huffmanu: Die Ertläruugcu des Vorsitzendendes Pruvinzialausschusses,
des Herrn OberbürgermeistersDr. Adenauer, sowohl wie die des Vorsitzendendes Landtags, der
informatorischmitteilt, daß die Ausführungen des Herrn OberbürgermeistersAdenauer richtig sind,
mögen formal zutreffen, (Große Heiterkeit,) In Wirklichkeitweiß man ja aus aller bisherigen
Praxis, daß es so gewesen ist, wie es in der Erklärung der U. S. P. znm Ausdruckkommt. Des¬
wegen ist es uotweudig, dem für die Zukunft den Boden zu entziehen, da der Landtag für fich
selbst souverän ist. Wir müssen handeln können, wie wir es wünschen,sonst kann man den Land¬
tag überhaupt abschaffen,

VorsitzenderDr, Iarres: Ich muß doch feststellen,daß von keiner Seite — ich müßte
das doch wissen — der Versuch geinacht worden ist, in unsere Selbstbestimmungeinzugreifen. Wie
lange wir tagen, darüber haben wir ganz allein zu befinde« (Abg. Haas: Sehr richtig!). Es ist
nicht der geringste Versuch gemachtworden, uns iu dieser Beziehung zn beeinträchtigen.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterLüchem,
Abgeordneter Lüchem: Meine Damen nnd Herren!. Ich habe im Auftrage meiner

Fraktion zu erklären, daß die Fraktion der K, P,D, sich grundsätzlich gegen jede Beschränkungder
Redezeit ansspricht. Unsere Fraktion steht auf dem Standpunkt, daß es der Würde des Hauses
nicht entspricht,»nenn man den einzelnen Fraktionen derartige Fesseln anlegt. Sie bittet Sie, dem¬
entsprechend zn handeln nnd jede Beschränkungder Redezeit wegfallen zn lassen.

Vorsitzender I)r. Iarres: Meine Damen und Herren! Ich nehme auch nach diesen Aus-
führuugen an, daß es doch der allgemeineWille des Hauses ist, dir Geschäftefo schnell nnd auch
so sachlich wie möglich zn erledigen. Das wird aber nur danu möglich seiu, wenn wir u«s in
unseren Ausführungen beschränke». Wenn wir also mich davon Abstand nehmen «vollen, im Sinne
des Aeltcstenrats jetzt einen Antrag auf Kontingentierung der Redezeit zu stellen, so müssen wir
uns doch vorbehalten, diesen Antrag wieder aufzuuehmcn, falls sich ergibt, daß der hiermit aus¬
gesprochene gnte Vorsatz, sich möglichst knapp uud sachlich zu halten, nicht ausgeführt wird. Wir
werden alfo zunächst eine Beschränkungder Redezeit nicht eintreten lassen. Ich muß aber den
Beschluß des Aeltestenrats als Antrag hier zur Sprache bringen, falls sich ergibt, daß die Aus¬
führungen eine Breite annehmen, die uns die Erledigung miserer Tagesordnung nnmöglich macht.

Wir kommen damit zur Tagesordnung selbst zurück,
Punkt 5: Autrag des I. Fachausschusses zu dem Autrag des Ausschusses zur

Förderung der Verkehrsverhältnisse im westlichen Kreise Prttm zu Das-
bürg auf Gewährung eines Zuschusses an die Gemeinden des Vttrger-
meistereibezirks Daleiden zu den sich nnf 70 — 80000 M. belaufeudru
Kosten für den Bau eiuer durch die Einrichtung einer Kraftwagenlinie
zur Unterstellung des Wagens notwendig gewordenen Halle.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterMaus.
AbgeordneterMaus: Der Ausschußzur Förderung der Verkehrsverhältnisseim westlichen

Kreise Prüm zu Dasburg hat an den Herrn Landeshauptmann folgendes Schreiben gerichtet:
„Die hiesigen Gemeinden des BürgermeistcreibezirksDaleiden, im verkehrsärmstenTeile

der Rheinprovinz, überhaupt Deutfchlauds, gelegen, haben die Einrichtung einer Kraftwagenlinie
erreicht, Sie waren jedoch verpflichtet, zur Unterstellung des Wagens eine Halle in Dasburg zu
bauen. Die uuerschwiuglichen Kosten, nach den letzten Feststellungen mindestens70—80000 M.,
können die leistnngsunfähigenGemeinden nicht allein aufbringen. Ein kleiner Betrag wurde frei¬
willig durch auswärtige Göuuer gezeichnet. Jetzt wenden wir nns au unsere Provinz, Wir bitten
dringend um Unterstützung, Sollte kein Fonds für diese Zwecke vorhanden sein, so bitten wir, den
Antrag dem Provinziallandtag zu unterbreite,,."

Der Herr Landeshauptmann hat diesem Wunsch entsprochennnd diesen Antrag der Fach¬
tommissionI übergeben. Obgleich die Fachkommission I anerkannt hat, daß ein Notstand vorliegt,
hat sie in ihrer Mehrheit beschlossen, den Antrag abzulehnen, und zwar

1. aus grundsätzliche,, Gründen,
2. weil keine Fonds für diese Zwecke vorhanden sind und
3. weil man befürchtet, daß die Annahme dieses Antrages einen Priizedenzfall schaffen

würde, dessen Konsequenzensich nicht übersehenlassen. Der FachausschußI war der
34»
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Auffassung,daß wenigstensei» Teil dieser Küsten von seilen des Reichspustministerinms
zu tragen sein würde, dn die Gemeinden nicht in der Lage sind, die Küsten anfzu-
bringen.

Vorsitzendervi-, Iarres: Das Wort wird dazn nicht gewünscht. Dann stelle ich fest,
daß entsprechend dem Antrage des Fachausschussesbeschlossenist.

Die Punkte 6 und 7 bitte ich gu gemeinsamerBeratung zusammenznziehen.
Punkt 6: Antrag des lld Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des

Provinzialausschusses, betreffend Einführung einer einheitlichen Tisch¬
klasse für Kranke, Zöglinge, Angestellte und Beamte in sämtlichenAustalteu
der Provinz.

Punkt 7: Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Antrag der U.S. ^-Frak¬
tion, betreffend Verpflegung der arbeitenden Kranken usw, in den Pro-
uinzialllnstalten.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Esch.
Abgeordneter I)r. Esch: Meine Damen und Herren! Die mehrheitssozialistische Fraktion

hatte dem 61. Provinziallandtag einen Antrag voegelegt, wonach in allen Anstalten der Provinz
der sogenannte Einheitstisch eingeführt werden sollte. Der 6l. Provinziallandtag hat die Sache
in der Form erledigt, daß er den Antrag dem Provizialausschußznr Berichterstattungund Stellung
eines eventuellenAntrages überwies. Der Prouiuzialansschuß hat Bericht erstattet. Ich verweise
dazu auf Drucksache Nr. 20. Er ist zu dem Beschluß gekommeu,daß von der Einführung des
Eiuh«itstisches für sämtliche in der Anstaltsbetöstigung stehende Insasse», der Pruviuzialaustlllteu
abzusehen sei. Sein Bericht und Antrag hat der Proviuzinltommission vorgelegen. Die Fach¬
kommission hat sich nicht auf seinen Standpunkt stellen können. Festzuhalten ist vor allem, daß
in den meisten Anstalten die erste Tischtlasscschon nicht mehr besteht; es sind für die Kranken im
ganzen nur 15 Platze in der ersten Klasse vorhanden. Im übrigen werden ungefähr 150 Beamte
in ihr verpflegt. Die Einführung eines Einheitstisches wäre in der Form möglich, daß man die
dritte Klasse für alle einführte. Der Provinzinlausschuß hat eine Reihe von Momenten ange¬
führt, die dagegen sprechen. Ein anderer Weg wäre der, daß man die zweite Klasse für alle
einführte. Der Provinzinlausschußgibt in seiner Denkschrift zu, daß dann die von ihm angeführten
Bedenken fortfielen, daß aber geldliche Schwierigkeitendie Folge wären, weil der Etat dann außer¬
ordentlichhoch durch die Beköstigungbelastet würde. Die Summe-ginge in die Millionen.

Die Frage, ob man nicht die erste und die, zweite Klasse zusammenlegenkönnte, daß man also
dahin käme, daß nur zwei Klassen, die zweite nnd die dritte, in den Anstalten beständen,hat der
Provinzinlausschuß uuch nicht geprüft. Eine starke Minderheit innerhalb der Fachkommission war
der Ansicht, daß man schon auf Grund des Berichtes des Proviuzialausschusfes dahin kommen
könnte, diese Maßnahme durchzuführen,indem man die erste Klasse fortfallen ließ. Die Mehrheit
der Kommissionwar aber auf Grund des Vorschlages der Verwaltung nicht in der Lage, diesem
Beschlusse jetzt schon zuzustimmen, da der Provinzinlausschuß hierzu noch nicht gehört worden ist.
Es ist deshalb der Antrag angenommen worden: „Der Provinziallandtag wolle die Vorlage an
den Provinzinlausschußzur Prüfung zurückverweifen, ob nicht die Zusammenlcgnngder ersten nnd
zweiten Tischklasse durchführbar ist, und bejahendenfalls den Provinzialansschnß ersuchen, die, ent¬
sprechenden Maßnahmen zn treffen.' Sollte die Zusammenlegungsich nicht ermöglichenlassen, so
ist dem nächsten Provinziallandtage Bericht zu erstatten, unter Ergänzung der heutigen Vorlage,
dahingehend,wieviel Beamte und Angestelltein den einzelnenAnstalten in der ersten nnd zweiten
Tischklasse verpflegt werden".

Der Fnchansschnßstand daher in seiner Mehrheit ans dem Standpunkt, daß der Pru-
vmzmlausschußjetzt noch einmal die Frage prüfen solle, die er bisher nicht geprüft hat, ob die
Zusammenlegung der ersten und zweiten Klasse möglich sei. Kommt er zn einem bejahenden
Resultat, soll er die Einführung sofort vornehmen. Kommt er nicht dnzn, dann soll er dem
nächsten Provinziallandtag hierüber Bericht erstatten, (Bravo!)

VorsitzenderDr. Iarres: Herr Abgeordneter Orlopp hat das Wort,
^,. AbgeordneterOrlopp: Meine Damen und Herren! Wir haben uns innerhalb der
Hkomnusswn dahingehendverständigt, daß es im jetzigen Augenblicke nicht durchführbar ist, daß der
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Eiuhcitstijch in den Anstalten eingeführtwird. Es sprechen verschiedeneGründe dagegen, vor allem
ein Grund! Das ist der, daß die Angestelltenund Beamten nicht aus der Anstalt heraus können,
UN! draußen ihr Mittag- und Abendbrot einzunehmen— die Anstalten liegen zum größten Teil
außerhalb der Städte —; es würde dadurch die Arbeitszeit kolossal verlängert. Wir haben des¬
halb den Antrag gestellt, daß man die erste Tischklassc beseitigenund nur die zweite und dritte
Tischklasse belasse« soll. Die Verwaltung gibt nun au, daß dies mit großen finanziellenSchwierig¬
keiten verknüpft sei. Ich glaube, der Ansicht kaun man nicht beitreten. Es liegt doch eine Ver¬
einfachungdes Kücheubetriebesvor, weuu statt drei Tifchklasseu zwei Tischklasseu eingeführt werden.
Wir haben aber auch, weuu wir die erste Tischklasseabschaffen, damit zu gleicher Zeit viele Schwierig¬
keiten aus den Anstalten beseitigt, die heute noch da sind. Es wird eine Fülle von Verärgerungen
durch die erste Tischklasse erzeugt. Alle Beschwerdengehen dahin, daß die Beträge, die für Ver¬
besserungdes Essens ausgegebeuwerden, zum größten Teil für die erste Klaffe verbraucht werden.
Schon nm den Anschein wegzunehmen,müssen wir versuchen, die Sache sofort abzubauen.

Meine Damen und Herren! Es handelt sich im ganzen um 15 Pfleglinge erster Klasse.
Für diese !5 Pfleglinge nehmen wir bestimmt an, daß sie sicherlich auch in der zweiten Klaffe
verpflegt werden können. Wir haben deswegen in der Kommifsionbeantragt, in Zukunft nur die
zweite nnd dritte Klaffe bestehen zu lasfen. Die Kommifsionhat dann allerdings mit einer Stimme
Mehrheit anders entschieden. Sie hat dahin entschieden,daß dem Provinzialnusschuß die Sache
znr weiteren Beratung überwiesenwerden soll, d, h., daß die Sache noch einmal ein Jahr weiter-
gefchleppt werden soll.

Ich möchte Sie dringend bitten, nnfcrem Autrage zuzustimmen, der dahin geht, die erste
Tischtlnsse zn beseitigen und nnr die zweite und dritte Klasse zn belassen, nnd zwar wünschen wir,
daß der jetzige Landtag dies schon beschließt.

Ich will Ihnen nebenbei sagen — wir haben uus auch in den Kommissionssitznngen
darüber nnterhalten —, daß auch Vertreter der bürgerliche» Richtungen unserem Antrage zuge¬
stimmt habe»; fönst wäre es nicht möglich, daß nur eine Stimme Mehrheit vorlag.

Ich bitte nm Annahme des Antrages.
VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterFunk.
AbgeordneterFuuk: Meine Damen und Herren! Ich möchte den Antrag der Unab¬

hängigen Partei unterstützen. Die Verhältnisse liegen so, daß in Wirklichkeitbisher der Pruvin«
zillllandtag, ebenso wie die Kommissionen,über die ganzen Verhältnisse nicht richtig informiert war.
Ich stelle das aus folgendemGründe fest.

Ans Vorlage 20 geht hervor, daß unter den sieben Provinzinlanstalten nur zwei sind,
bei deueu die erste Tischklasfe vorhanden ist. In der größten Anstalt haben wir nur eine Klaffe,
und zwar die dritte, und in den übrigen vier Anstalten haben wir die zweite uud dritte Klaffe.
Trotzdem alfo an 5 Anstalten weniger als drei Klaffen vorhanden sind und nnr in 2 Anstalten,
und zwar nicht in den größten, drei Tischklassenvorhandensind, geht es angeblich nach der Meinung
der Verwaltung nicht, daß man die erste Tischklasfe abfchafft. Es sind in Gmfenberg und Ander-
nach zufnmmen 15 Plätze erster Klaffe. Nun kommt etwas, worüber der Provinzialansfchuß nicht
unterrichtet war: In allen Anstalten — dies ist uns erst später bekannt geworden — bestehen
drei Tifchklaffen, aber nicht für die Kranken, fondern für die Beamten. (AbgeordneterHaas:
Hört! Hört!) Das hat der Provinzialansfchuß nicht gewußt. (AbgeordneterHaas: Sehr richtig!)
Es wurde mir von einem Vertreter des Provinzialausfchusfes gefügt, weuu er das gewußt hätte,
dauu hätte er feine Argumente gegen die dritte Klaffe noch viel fchärfer ausgeführt, indem er
dann der Meinung Ausdruck gegeben hätte, daß man die erste Tischklasfe nur im Interesse der
höheren Beamten aufrecht erhalten wolle. Und nach der ganzen Art der Behandlung der Sache
mnß ich ohne weiteres erklären, daß mir das außerordentlichwahrfcheinlich erscheint.

Ich will Ihre Zeit nicht allzu lange iu Aufpruchuehmen und mich weiterer Ausführungen
enthalten. Stimme» Sie dein Antrage der Unabhängigen zu, der jetzt neu eingebrachtworden ist
und der mich in der Kommifsionbeinahe angenommenworden wäre. Es ist Ihnen ja von »reinem
Vorredner gesagt worden, daß mit einer einzigen Stimme Mehrheit der schwächere Antrag ange¬
nommen worden ist. Es hat sogar ein Vertreter erklärt, daß er nnr deswegen daflk gestimmt
hat, weil er der Verwaltung gewiffermaheu eine Brücke bauen wollte, nm für die Zukunft die
Sache zu machennnd um nicht zn scharf vorzugehen.
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Deshalb möchte ich Sie bitten, dem Antrage zuzustimmen und dafür zu sorge», daß die
erste Tischklasse,die ja nur für wenige Kranke in Betracht kommt, abgeschafft wird und daß wir
nns in allen Anstalten auf zwei Tischklasscn beschränken.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Hurion: Meine Damen und Herren! Ich glaube nicht, daß der

gesamteProviuzialausschußder Ansicht zustimmen wird, daß er nicht unterrichtet ist über diejenigen
Personen, die in den einzelnen Tischklasseu in den Anstalten verpflegt werden, denn das steht in
jedem Haushaltsplan ganz geuan angegeben.

Ich möchte Sie aber bitten, nicht dem Antrage auf Abschaffungder I. Tischtlassejetzt
schon zuzustimmen, sondern das einer erneuten Prüfung des Proviuzialausschuffeszu überlassen.
Die Maßregel richtet sich einmal gegen die 15 Kranken, die heute noch darin untergebrachtsind.
Die 15 Kranken wird es aber weniger treffen; sie finden in den Privatanstalten, deren wir ja in
der Rheinpruuinz, besonders seitens der konfessionellen Organisationen, ausreichendhaben, schon ein
Unterkomme»uud werden wahrscheinlich dorthin abwandern. Der Antrag richtet sich hauptsächlich
gegen diejenigenBeamten, die heute in der I. Klaffe verpflegt werden: Aerzte, Oberinnen, sonst
noch einige höhere Beamte, und dann die Pfleger, die sich gegen Bezahlung die Beköstigungder
I. Klasse geben lassen. Wir haben die Sache so eingerichtet, daß jeder Beamte oder Angestellte
der Anstalt, wenn er BeköstigungI. Klasse haben uud bezahlen will, diese Beköstigungauch haben
kann. Nun würde es, glaube ich, allen heutigen Auffassungender Behandluug der Beamtenschaft
widersprechen,wenn jetzt über den Kopf nnd ohne Anhörung der davon betroffenenBeamten eine
solche Maßregel beschlossenwürde. Ich möchte da doch bitten, dem Proviuzialausschuß Gelegenheit
zu geben, die Beamten,, um die es sich handelt, einmal selbst zu der Sache zu hören. Wenn es
auch höhere Beamte sind, so dürfen die Betreffenden doch ebenso wenig Übergängenwerden, wie
wir das mit mittleren nnd unteren Beamten tun; auch über die verfügen wir heute nicht mehr
von oben herunter; wir treteu mit ihnen in Verbindung und hören sie vorher an. (Abgeordneter
Orlopp: Herr Landeshauptmauu, die sind doch gehört; das steht ja iu der Vorlage!) Nur zu
der Gesamtvurlage.

Infolgedessen möchte ich Sie bitten, die Sache dem Proviuzialausschuß uoch eiumal zu
überweisen.

VorsitzenderI)r. Iarres: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich lasse über den
Autrag der Unabhängigen Fraktion abstimmen; er lautet: „In den Proviuzial-Heil- und Pflege¬
anstalten wird die I. Tischklasse beseitigt". Ich bitte diejenigenHerrschaften,die für diesen Antrag
sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Im übrigen sind Gegenanträge zu den Punkte» tt nnd 7 nicht gestellt. Da»» si»d beide
Punkte angenommen.

Wir kommenzu
Punkt 8: Autrag des II» Fachausschusses zu dem Autrag der U. S. P.

Fraktion, bei Beschwerden in Sachen der Fürsorgeerziehung bei der
Untersuchung das beschwerdeführende Mitglied, der Provinzialkommission
bezw. Fachkommission mit hinzuzuziehen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Kaiser.
AbgeordneterDr. Kaiser: Infolge des späten Schlusses der gestrige» Sitzung hat der

Antrag erst heute morgen die Fachkommission II s, beschäftigenkönnen. Es war nicht möglich,
Ihnen eine Drucksache zu unterbreite»; Sie müssen sich also schon mit meinemmündliche»Bericht
begnügen.

Der Antrag lautet wie folgt:
„Bei Beschwerden in Sachen der Fürsorgeerziehung ist bei der Untersuchung das be¬
schwerdefühlende Mitglied der Kommifsionzuzuziehen."

Die Sache ist in der Kommission beraten worden. Die Verwaltung hat folgende Bedenken
gegen diesen Antrag angeführt nnd beantragt, ihn abzulehnen:

Erstens habe der Antrag in der Provinzialordnung keiue Stütze. Der § 99 der Pro-
vMMlordnung, aus Grund dessen wir früher die sogenanntenWanderkommissionen eingerichtet haben,
gäbe diese Stütze nicht. Dann enthielte er eine unzulässige Beschränkungder durch die Proviuzial-
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ordnnng dein Landeshauptmann überwiesenenAufgaben der lanfeuden Verwaltung, Es sei auch
kein Bedürfnis bis jetzt hervorgetreten; das Ungenügendedes bisherigen Verfahrens sei in keinem
Falle dargetan. Dann würde ein ganz neues, beunruhigendesMoment in die Verwaltung hinein¬
getragen, das man sonst in irgendeiner Verwaltung nicht kenne. Dann sei es aber besondersbe¬
denklich, diesen Schritt zuerst auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehungzu macheu, da damit gerade
i>er Fürsorge wieder ein besonderes Stigma aufgeprägt werde. Es sei auch uicht einzusehen, warum
denn gerade nur Mitglieder dieser Kominission zugezogen werden sollten, wenn sie Beschwerde
führten. Auch die übrigen Mitglieder des Landtages müßten dasselbe Recht haben. Das sei eine
Sonderstellung der Kommission, die nicht ertraglich sei. Endlich wurde noch ausgeführt, es seien
schwere Bedenkenvorhanden, daß der Zweck der Untersuchungverfehlt würde, wenn man in dieser

.Weise das betreffende Kommissionsmitgliedzuziehe, da die Vernehmungen und Untersuchungen
häufig um dadurch gefördert würde» uud uur dadurch zustandegebrachtwerden könnten, daß die
Betreffenden, die an diesen Untersuchuugeuteiluehmeu, unter dem Siegel der Amtsverschwiegenheit
diese Untersuchungenvornehmen. Das würde bei diesen Mitgliedern nicht der Fall sein, und man
würde viele bei diesen Untersuchnngenaus diesem Grnnde garnicht zum Reden bringen können.

Meine Damen und Herren! Der Herr Landeshauptmann hat sich aber bereit erklärt, in
geeigneten Fällen, z. B, wenn ein entsprechender Wunsch der zuständigenKommissionvorliegt, das
beschwerdeführende Mitglied der zuständigenProvinzialkommission,nötigenfalls unter Zuziehung des
Vorsitzenden,alfo noch eines weiteren Mitgliedes, oder anderer Mitglieder der Kommissionbei der
Untersuchungdes Falles zu beteiligen. Mit dieser Erklärung hat sich die Kommissioneinstimmig
zufrieden erklärt. Die Mitantragstellerin, Frau Becker,hat sich auf die Anregung des Vorsitzenden hin,
den Antrag zurückzuziehen und fich mit dieser Erklärung befriedigt zu erklären, vorbehalten, die
Zustimmung ihrer Fraktion dazu noch einzuholen. Soweit ich unterrichtet bin, wird eine derartige
Zustimmung kommen.

Die Ila-Fachkommission beantragt deshalb bei Ihueu, den Antrag abzulehnen, hat aber
den Berichterstatter beauftragt, im Plenum von dieser Erklärung des Herrn Landeshauptmanns
Kenntnis zu geben, was ich hiermit getan habe.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Frau AbgeordneteBecker.
Abgeordnete Frau Becker: Meine Damen uud Herren! Wenn wir auch grundsätzlich

die Forderungen, die ich in dem Antrage gestellt habe, nicht preisgeben, so werden wir uns doch
heute angesichts der Zusammensetzungdieses Parlaments mit der Zusage des Herrn Landeshaupt¬
manns begnügen. Wir können es immerhin als einen Erfolg unseres Antrages für die Fürsorge
buchen,

VorsitzenderDr, Zaires: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich stelle die
Zustimmung des Hauses zu dem Antrage des Ausschusses fest.

Ich schlage vor, die Punkte 9 und 10 zu verbinden; sie lauten:
. Punkt 9: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan über die

Verwaltungskosten der Provinzial-Lebensversicherungsanstalt der Rhein¬
provinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1922 bis 31, Dezember 1922,

Punkt 10: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan für die
Verwaltungskosten der Landesbank der Rheinsirovinz für das Kalender¬
jahr vom 1. Januar 1922 bis 31. Dezember 1922.

Berichterstatter ist in beiden Punkten der Herr AbgeordneteHoff. Herr AbgeordneterHoff
erklärt, auf seinen Bericht zu verzichten.

Wird das Wort dazn gewünscht? Das ist nicht der Fall. Dann ist unveränderte
Annahme beschlossen.

Punkt 11: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag de«
Provinzialllusschusses. betreffend Erhöhung der Beteiligungssumme des
Provlnzlalverbandes an der Rheinischen Wohnungsfülsorge G. m. b, H.

, von 1000 000 Mark auf 3 000 000 Mark. » , , u v
Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHoff, der auch hier auf den Bericht verzichtet.
Wird das Wort gewünscht? Das ist nicht der Fall. Dann ist auch diese Vorlage

unverändert angenommen.
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Ich schlage dann vor, die Punkte 12 bis 1? zu verbinden:
Punkt 12: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan
«,) zur Zahlung von Ruhegehältern :c. an Provinzialbenmte und von Witweu-

und Waisengeldern, sowie Unterstützungen an deren Hinterbliebene,
d) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen) und Witwen- »nd

Waisengeldern an nicht ruhegehaltsberechtigte Beamte, Angestellte und
Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,

o) über die Dr. Klein-Stiftnng
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923.

Punkt 13: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrag der Zentrums-
frakiion auf Verleihung eines Rechtsanspruchs auf Ruhegehalt und Hinter-,
bliebenenversorgung an die Arbeiter der Provinzialverwaltung.

Punkt 14: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Haushaltsplan für den
Provinziallandtag, den Provinzialausschuß und die Zentralverwaltungs-
behörde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923,

Punkt 15: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Autrag der Zentrums¬
fraktion, betreffend. Vornahme einer Nachprüfung der Dienststellen der
Provinzialverwaltung mit dem Ziel auf Verminderung der Neamteuzahl.

Punkt 16 ist durch die gestrigeBehandlung bereits erledigt.
Punkt 17: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrag des Landes¬

verbandes der Beamten und Angestellte» der Rheinischen Provinzial¬
verwaltung auf Protesterhebung gegen die ministeriellen Richtlinien für
die Besoldung der Kommunalbeamten.

Zu den Punkten 12 bis 15 ist BerichterstatterHerr AbgeordneterFalk.
AbgeordneterFalk: Zu den Punkten 12 und 14 ist nichts besonderes zu sagen. Der

Fachausschußbittet, die vorliegendenAnträge unverändert anzunehmen.
Zu Punkt 14, der sich auch mit der Besoldung der Beamten beschäftigt,möchte ich eine

Bemerkung nachholen, die gestern bei der Berichterstattung nicht vollkommenklar zum Vortrag
gekommen ist.

Ueber die Petition der Beamten und Angestellten der rheinischenProvinzialverwaltung
bei Besetzung»euer Lnndesratsstellen auch Beamte der rheinische»Provinzialverwaltung zn, be¬
rücksichtigen — es war Nummer 26 der gestrigen Tagesordnung ^, ist entsprechend den: Beschluß
des»I. Fachausschusses zur Tagesordnung übergegangenworden. Ich habe aber, damit keine irrtüm¬
lichen AuffassungenPlatz greifen können, festzustellen, daß der Beschluß der I. Fachkommission nur
deshalb auf Uebergang zur Tagesordnung lautete, weil Landesratsstellen, die in Frage kommen
könnten, zurzeit nicht frei find. Grundsätzlichstand der gesamte Fachausschußmit der Verwaltung
auf dem Standpunkt, daß die Forderung der Beamte« nicht unberechtigtist. (AbgeordneterHaas:
Wir haben ja schon einen aus der mittleren Beamtenschaft!) Damit ist die Sache doch nicht
erledigt. Ich glaube nicht, daß die Beamten einen Grnnd haben, mit der Stellungnahme des
I. Fachausschussesunzufrieden zu sein.

Dann habe ich zn Punkt 13 zu berichten. Das ist der Antrag der Zeutrumsfrattiuu, den
Sie auf Drucksache 92 finden.

Unsere Arbeiter hatten bisher einen Rechtsanspruchauf Invaliden-, Witwen- und Waisen-
geld nicht. Es wurde ihnen nach einem seit langer Zeit geübten Brauch stets Iuvalideu-, Witweu-
und Waisengeld gewährt. Dieser tatsächlicheZustand entspricht einem verfeinerten Rechtsgefühl
und einem gesteigerten sozialen Empfinden nach der Auffassungdes Fachausschusses uicht. Der Fach¬
ausschuß empfiehlt Ihueu daher, dem Antrage der Ientrumsfraktion, der diesen Beamten einen
Rechtsanspruchgeben will, in der Weise nachzukommen, daß der Provinzialausschußbeauftragt werden
soll, die geltenden Nestimmuugeneiner Nachprüfung zu unterziehen, insbesondere zu erwägen, ob
die Einführung des Rechtsanspruchsauf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgungerfolgen kann.

Es handelt sich dann endlich noch bei Punkt 15 um einen Antrag der Zentrumsfraktion,
der verlangt, daß eine grundsätzliche Nachprüfungaller Dienststellender Provinz dnrch unabhängige,
nnt gründlicher Kenntnis der gesamten Provinzialverwaltung ausgerüstete Beamte vorgenommen



63, RheinischerProvinziallandtag, 6. Sitzung am 15, Juli 1922. 2?A

weiden soll, und zwar mit dem Ziele, in einzelnen Dienststellendurch zweckmäßige Verteilung der
Arbeit Beamte freizumachenoder geeignete Arbeiten einfacherArt durch geriuger besoldete Beamte
und Angestelltewahrnehmenzu lassen. Ueber das Veranlaßte soll der Proviuzialmisschuß unter-
richtet werden. Der Ausschußist sich klar darüber geweseu, daß die Durchführungdieses Antrages
ganz außergewöhnlichenSchwierigkeitenunterliegt. Es kommt im wesentlichenauf den Willen
jedes einzelnen Beamten an, auf seine Arbeitsfähigkeitund auf seine Bereitwilligkeit, zu arbeite».
Der Fachausschußempfiehlt Ihnen aber, dem Antrage unverändert zuzustimmen.

Vorsitzender vr, Iarres: Zu den Punkten 16 und 17 ist Berichterstatter Herr Abge¬
ordneter Schäfer.

AbgeordneterSchäfer: Meine Damen und Herren! Ich darf wohl annehmen, daß der
Punkt 16 durch meinen Vortrug gestern an allerdings nicht uon Ihnen allen gebilligter Stelle
erledigt ist. Ich hatte die Sache zusammenmit der Einrichtung einer Krankenkasse für die Beamteu
vorgetragen und ausgeführt, daß neben der Versicherung gegen Krankheit auch die Möglichkeit
geschaffen werden müsse, in besonderen Fällen Darlehen zu gewähren und in ganz besonderen Fällen
auch Beihilfen, die nicht zurückgezahlt werden sollen.

Auf die Details will ich hier nicht eingehen. Es wird Sache des Provinzialausschusses
sein, sich mit der Angelegenheiteingehend zu befassen. Ich bitte aber, den Provinzialausschuß zu

- ermächtige»,dann auch die notwendigenMittel zur Verfügung zu stellen.
Ich komme dann zu Punkt 17. Von dem Landesverband der Beamten und Angestelllen

ist beantragt worden:
„Provinziallandtag wolle iu einem zur Weitergabe an die Staatsregiernng bestimmten
Beschlussegegen den Erlaß des Ministeriums des Inner» vom I. März 1922,
betreffendRichtlinien für die Besoldung der Kommunalbcamten,Protest erheben".

Meine Damen und Herren! Ich darf zum Verständnis kurz das folgende ausführe».
Es besteht ein Gesetz, das zum Zweck hat, die Besoldung der Kommunalbcamtenan die Besoldung
der Reichsbeamten anzugleichen,das sogen. „Sperrgesetz". Zu diesem Gesetz hat der preußische
Minister des Innern Richtlinien erlassen. Diese Richtlinien stellen sich verwaltungsmäßig als eine
interne Anweisung des Vcrwaltungschefs an die Nachgeordneten Regierungspräsidenten dar. Es
besteht gar kein Zweifel darüber, daß jeder Verwaltungschefzu solchen internen Anweisungen befugt ist.
Deswegen kann auch leine Rede davon sein, daß etwa hier gegen den Erlaß des Ministers in
irgend einer Form protestiert werden könnte. Es ist sein gutes Recht. Es kaun sich nur darum
handeln, ob in diesen» Erlasse Anweisungen an die Regierungspräsidentenergangen sind, die entweder
mit dem Sperrgesetz oder mit den Bedürfnissen der Provinz nicht in Einklang stehen. Das ist
der Fall. Wir haben uns im Fachausschußdarüber unterhalten und festgestellt,daß in der Tat
der Erlaß des Ministers des Innern gegen das preußische Recht zum Teil verstößt, daß er teilweise
im Sperrgesetz nicht einmal eine reichsrechtliche Grundlage hat und daß er im übrigen in einer,
ganzen Reihe von Punkten den Bedürfnissender Provinz nicht gerecht wird. Insbesondere verstößt
er auch gegen den Beschluß des Prouinziallandtages, wonach grundsätzlichdie Besoldungder Provinzial-
beamten sich an die Besoldungsordnungenanschließensoll, wie sie in den beiden Besoldungs¬
vereinigungenlinks- und rechtsrheinisch vorliegen.

Aus diesem Grunde schlägt der I, Fachausschußvor, Einspruch gegen die zahlreichenzu
beanstandendenBestimmungen des Erlasses zu erheben, ohne aber hier auf eine Dewilprüfung
einzugehen. Wir erwarten vom Herrn Landeshauptmann, daß er sich energisch dafür einsetzt, daß
diese Dinge, die hier zu beanstanden sind, auch beseitigt werden. Wir bitten um Annahmedes Antrages.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der Herr AbgeordneteOilopp.
Abgeordneter Orlopp: Meine Damen und Herren! Die Zentrumsfraktion hat einen

Antrag eingebracht(Drucksache 92), in dem es heißt:
„Der Provinziallandtag beschließt, den Provinzialausschuß zu beauftragen, die
Bestimmungen über Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgungeiner Nachprüfung zu
unterziehen, insbesondere darin die Einführung des Rechtsanspruchs auf Ruhegehalt
und Hinterbliebenenversorgungin Erwägung zu ziehen".

Meine Damen uud Herren! Wir hoffen nun ganz bestimmt,daß durch diese Erwägungen,
die da angestellt weiden, keine Verschlechterungenfür die Arbeiter und Angestellte» entstehen.

35
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Praktisch liegt die Sache nämlich so, daß heute bereits die Arbeiter und Angestellteneine rechtliche
Ruhegeldversorgung haben, und zwar ist mit der Provinzialverwaltung ein Tarifvertrag vom
1. Juni geschlossen, in dem es ausdrücklich heißt:

,,a) Die Angestellten haben Anspruch auf Ruhegeld und Hinterbliebenenversurgungnach den
Bestimmungen der Grundsätze, betreffend die Invaliden» und Hintcrbliebenenversorgungder
nicht ruhegehllltsberechtigteuBeamten, Angestellten und Arbeiter der rheinischenProvinzial-
verwaltungvom 12. Mai 1908. Nach diesen Grundsätzen richtet sich auch die Unfallversorgung.

b) Der Berechnung vorgenannterBezüge wird dasjenige Jahreseinkommenzugrunde gelegt, welches
der Arbeiter zuletzt bezogen hat, jedoch nach Abzug einer als Teuerungszulage zu betrachtenden
Snmme, deren Höhe nach der den Beamten im Verhältnis zu ihrem Gehalt gewährtenTeue¬
rungszulagen prozentualzu berechnen ist. Zufällige Diensteinkünfte kommen nicht in Anrechnung",

Meine Damen und Herren! Hier liegt die Ruhegeldversorgnug,die Pensionierung der
Angestellten und Arbeiter klar fest, da sie unbedingt nach den Tarifbestimmungen einen Rechts¬
anspruch haben. Wir hoffen nun, daß aus diesen Anträgen, die Sie heute annehmen, nicht etwa
das Gegenteil, eine Verschlechterung, entsteht. Augenblicklich sind die Arbeiter mit den nicht ruhe¬
gehaltsberechtigtenAngestelltenund, Beamten gleichgestellt. Das Bestreben geht in vielen Fällen
dahin, die Arbeiter von der Ruhegehaltsberechtigungloszulösen. Dagegen wenden wir uns selbst¬
verständlich. Wir sagen: Ob Kopf- oder Handarbeiter, wenn er nicht mehr arbeiten kann, müssen
wir ihm souiel gewähren, daß er sorglos seine letzten Tage verleben kann. Unsere Fraktion hält
die seitherige Berechtigung für weit genug uud für unbedingt sicher, wenn es zu irgendwelchen
Schwierigkeitenkommt. Wir werden uns aber später an anderer Stelle darüber zu unterhalten
haben, wie weit diese Erwägungen gekommensind. Wir warnen aber davor, eine Verschlechterung
gegen den jetzigen Zustand vorzunehmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr AbgeordneteSteinbüchel.
AbgeordneterSteinbüchel: Meine Damen und Herren! Die Ausführungen des Herrn Ab¬

geordneten Orlopp sind durchaus abwegig. Es ist uicht im geringsten beabsichtigt, irgendwelche
Nestimmungen zu verschlechtern. (Abgeordneter Schäfer: Sehr richtig!) Im Gegenteil, es ist
beabsichtigt,sie, dem sozialenGeiste der Neuzeit entsprechend, jetzt endgültig summarisch zusammen¬
zufassenund sozial zu gestalten. Der Autrag der Zentrumspartei ging uur auf den Rechtsanspruch
in Bezug auf den Ruhelohu. Es kann alfo nicht im geringstenvon einem Rückschritt die Rede sein.

VorsitzenderDr. Iarres: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich stelle fest,
daß Gegenanträge gegen diefen Punkt nicht gestellt worden sind. Er ist angenommen.

Pnnkt 18: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht nnd Antrag des
Prouinzialausschusses, betreffeud die Bereitstelluug von Mitteln zum
Ausbau von Dachgeschoßräumen im Ständehause.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Maus.
Der Berichterstatter scheint auf das Wort zu verzichten. Wird sonst das Wort gewünscht?

Das ist nicht der Fall. Dann ist die Vorlage angenommen.
Ich lasse nunmehr über den gestrigen Pnnkt 7 abstimmen, über den ja heute abge¬

stimmt werden sollte. Er betrifft die Getreidenblieferungsfrage. Hier liegt der Antrag des IV.
Fachausschusses vor:

„Nach den Bestimmungendes neuen Getreidenmlagegesetzes ist erfreulicherweise eine wesent-
liche Erleichterung für den kleinen Grundbesitzergeschaffen. Betriebe bis zu 40 Morgen Gesamt¬
fläche sind nur dann ablieferungspflichtig,wenn die Getreideanbauflächeüber 8 Murgen hinausgeht.

Bei dem Vorherrschen dieser kleinen Betriebe innerhalb der Nheinpruvinz erachtet der
66. Provmziallandtag eine Uebernahme der den kleineu Betrieben erlassenen Ablieferungspflichtauf
die nunmehr allein noch Ablicfernngspflichtigeninnerhalb der Rheinprovinz für undurchführbar. Er
bittet vielmehr, das Ablieferungssollder Provinz in Hen Ausfllhrungsbestimmungeudem Anteil der
nunmehr befreiten Betriebe entsprechend zur Gesamtflächeherabzusetzen".

Dazu ist ein Abänderungsnutrag von der sozialdemokratischen Fraktion eingegangen, der
folgendermaßenlautet:

„Der 63. Proviuziallaudtag erwartet, daß bei Festsetzung des Ablieferungssolls der Gesamt-
provinz und der einzelnen Gemeinden dem Vorherrschen des Kleinbetriebes iu der Rhein-
Provinz bei Herausgabc der AusführnngsbestimmungenRechnung getragen wird".
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Ich lasse über deu Abiinderungsantrag zuuächst abstimmen und bitte diejenigenDamen
uud Herren, die für diesen Antrag der suzialdemokratischen Fraktion sind, sich zn erheben. — Das
ist die Minderheit,

Ich lasse dann über den Antrag des IV. Fachausschusses abstimmenund bitte diejenigen,
die für den Antrag dieses Fachausschussessind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Damit
ist dieser Antrag angenommen.

Wir fahren in der Tagesordnung fort und kommen zu
Punkt 19: Antrag des Ild Fachausschusses zu dem Bericht uud Antrag des

Provinzinlausschusses, betreffend Aenderung des Reglements über die
Leitung und Verwaltung der Abteilung für entmündigte Trinker und
Arbeitsscheue bei der Provinzinlanstalt Brnnweiler vom 26. Febrnar/22.
März 1913.

Berichterstatterin ist die AbgeordneteFräulein Gosewinkcl.
AbgeordneteFräulein Gosewinkel: Meine Herren und Damen! Die IIK Kommission

bittet zunächst, den Antrag, wie er Ihnen vorliegt, unverändert anzunehmen. Die Ild Kommission
wünschtdann aber einen Zusatz. Die männlichenMitglieder der II t» Kommissionwaren nämlich
der Ansicht, ' daß im Zeitalter der Gleichberechtigungdie Trinkerfürsorge auch auf das weibliche
Geschlecht ausgedehnt werden solle. (Heiterkeit.) Ein Mitglied der Kommissionmeinte, in den
Großstädten zeige sich dieses Uebel auch sehr beim weiblichen Geschlecht. Nnn erklärte der betreffende
Dezernent, daß in Brauweiler keine Möglichkeit bestände, Trinkerinnen unterzubringen; vielleicht
sei es in einer anderen Anstalt möglich. Die II d Kommissionersucht deshalb die Verwaltung,
diesbezügliche Vorkehrungenzu treffen, um entmündigteTrinkerinnen im Bedarfsfälle aufzunehmen.
(Heiterkeit. Bravo!)

VorsitzenderDr. Juries: Das Wort hat der Herr Landeshauptmaun.
Laudeshauptmann Dr. Horion: Meine Damen und Herren! Ich bin im Augenblick

nicht klar darüber, ob das ein Antrag ist, der damit definitiv befchlofsen werden soll. Wenn das
der Fall wäre, so möchte ich doch bitten, das heute nicht zu tun, sondern die Angelegenheitdem
Provinzialcmsschußzur Prüfung zu überweisen. Ich möchte doch vorschlagen, die Bedarfsfrage
zunächst einmal genauer festzustellen. (AbgeordneteFrau Becker: Sehr gut! AbgeordneteFräu¬
lein Gosewinkel:Das ist nur eine Anregung!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Dann »vollen wir es cmch als eine Anregung auffasfen, die der
Provinzialausschuß prüfen soll. Die Bcrichterstatterin ist damit einverstanden. Im übrigen sind
Gegenanträge nicht gestellt. Die Vorlage ist uuverändert angenommen.

Punkt 20: Antrag des Ild-Fachausschusses zu dem Bericht uud Antrag des
ProvinzialllUsschusses, betr. Verwendung des aus dem Verkauf des
Grundbefitzes des Proviuzialverbaudes im Kreise Malmedy herrührenden
Betrages von 250000 M.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterKühnen.
Abgeordneter Kühnen: Meine Damen und Herren! Ich hätte zn diesem Punkte das

Wort nicht ergriffen, wenn es sich nicht um eine Angelegenheithandelte, die uns doch mehr oder
weniger alle interessiert. Die Sache ist durch die Abtretung der Kreise Eupeu und Malmedy ent¬
standen. Der Provinzialausschuß ist durch einen Beschluß vom 10. Dezember 1920 ermächtigt
worden, die Folgerungen daraus zu ziehen. So sind Oedländereien aus dem Kreise Malmedy
verkauft worden. Es ist dabei ein Ueberschußvon 250000 M. erzielt worden. Die Einnahme
betrug 679000 M. Ueber den Ueberschußhaben wir zu befinden. Der Provinzialausschuß,
ebenso auch die Ilb-Fachkommission,empfiehlt, wie Sie in der Drncksache 40 sehen, die Verwendung
in der Art, daß dem hart bedrängten Kreise Monschau damit in der Weise geholfen weiden soll,
daß die GemeindenHöfen (?) und Rötgen damit Kultiviernngsarbeitenmachen sollen. Das Landes-
kulturamt hat nach dieser Seite bereits Projekte aufgestellt. So könnten dann die Mittel, die als
Ueberschuß aus diefem Verkauf erzielt worden sind, wieder dem niichstgelegenen, bedrängten Kreise
Monschau zugeführt,werden.

Dazu möchte ich noch sagen, daß wir darüber hinaus auch sonst noch als Grenzbewohner
ein Interesse daran haben, daß dies beschlossenwird, weil auch die städtische Bevölkerung, vor alle»

35»
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Dingen von Aachen, sehr daran interessiert ist ans dem einfachenUmstände, weil die Kreise Eupen
und Malmcdy diejenigenKreise waren, die in der Hauptsache für uns die Milchversorgungauf¬
recht erhalten hatten. Nachdem wir die Kreise Eupen und Malmcdy haben abgeben müssen, war
die Milchversorgnngder Stadt Aachen derart in Bedrängnis, daß es zu KatastrophenVeranlassung
gegeben hat. Ich darf hier ruhig sagen, daß die Abtretung der Kreise Eupen und Malmedy
manchem Säugling in Aachen das Lebe» gekostet hat. Wenn wir jetzt dazu übergehen, Oed-
läudereien, die im Kreise Monschau liegen, zu kultivieren, so dienen wir damit nicht nur dem
Kreise Monschau, der au uud für sich hart bedrängt ist — wir haben in einem früheren Pruviuzial-
landtage aus dem Muude des Herrn AbgeordnetenIanseu schon einiges darüber gehört —, sondern
wir dienen damit mich der Greuzbevölkeruugim allgemeinen.

So schlägt Ihnen denn die Illi-Fachtommissiun vor, den Antrag des Provinzmlausschnsses
auznnehmeu, der da lautet:

„Der Proviuziallaudtag wolle aus dem Betrage vuu 250000 M,, der durch Verkauf uou
Oedlnndereieuim Kreise Malmedy entstandenist, dem LandeskulturcuntDüsseldorffür Kultivierungs-
nrbciten im Kreise Monschau den Betrag von 150000 M. zur Verfügung stellen und den Pru-
viuzialausschußermächtigen, den Rest des Betrages von 100000 M, ebenfalls für Kultiviernngs
arbeiten im Kreise Monschau zu verwenden,"

Stellv, VorsitzenderUlleubaum: Das Wort hat der Herr AbgeordneteHauck,
Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren! An und für fich wäre ja wohl gegen

den Antrag nichts einzuwenden. Ich habe aber doch prinzipiell zu dieser Frage eine Erklärung
abzugeben.

Wir stehen ans dem Standpunkte, daß, wenn irgendwo Pruvinzinleigentum an einer Stelle
veräußert wird oder veräußert werden »ruß, wie dies hier im vorliegendenFalle zutrifft, weil wir
ja im Kreise Eupen-Malmedy kein Provinzialeigentum mehr behalten durften, daß dafür an anderer
Stelle wieder Provinzialeigentum erworben weiden mnh, bannt die Flächen, welche im Staats-
oder Provinzeigeutum sich befinden, nicht verringert werden. Im Gegenteil müßten diefe Flächen
vergrößert werden.

Des weiteren bitten wir aber auch insbesondere bei Verkaufenderartigen Provinzeigentums
doch darauf zu achte», daß möglich angemessene Preise erzielt werden, was wir bei einigen Ver¬
käufen bezweifeln.

Ich will in Anbetracht der Geschäftslagenicht auf Eiuzelheiteu nach dieser Richtung hiu
eingehen, möchte dies aber der Proviuzialverwaltung zur Beachtung anheimgeben,

Stellv, VorsitzenderUllenbnnm: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmauu Dr, Horion: Zu den letzten Ausführnngen des Herrn Abgeordneten

Hanck möchte ich doch an den Herrn Abgeordneten die dringende Bitte richten, wenu er nicht in
der Oeffentlichkeitdie Beschwerdepunktenach dieser Richtung hiu mitteilen will — was ja auch
vielleichtnicht praktisch ist —, mir dann aber wenigstensdavon Mitteilung zu macheu, wo Pro¬
vinzialeigentumzu billig verkauft worden ist,

Stellv, VorsitzenderUlleubaum: Wortmeldungen liegen nicht vor. Gegen den Antrag
sind keine Einwendungen erhoben wurden. Ich stelle die Annahme des Antrages fest.

Wir kommen zu
Punkt 21: Antrag des I, Fachansschusses zu der Entschließung der U. S.P.-

Fraktiun, betr, Bereitstellung von Mitteln für Arbeitcrbildungszwecke.
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Falk. Ich erteile demfelbendas Wort,
AbgeordneterFalk: Meine Damen uud Herren! Die Fraktion der Unabhängigen Suzial-

demokratiehat folgendenAntrag eingebracht:
„Alljährlich stellt die Provinzialverwaltuug uamhafte Mittel für die landwirtschaftlichen schulen
uud Versuchsstationender Provinz bereit.

Die Fraktion der U, S. P. anerkenntdas Wertvolle der Bildungsbestrebuugeu.drückt jedoch
ihr Nefremdeu darübcr nus, daß nicht dieselbe» Smume» für die Zwecke der Nrbeiterbilduug
eingefetzt werden.

Sie fordert daher: Provinziallandtag wolle beschließen, daß mindestens dieselben Summen,
die für landwirtschaftlicheBildungszweckebereitgestellt werden, auch für Arbeiterbildungs-
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zwecke im Etat eingesetzt und den schon bestehenden und noch zu errichtenden Anstalten über¬
wiesen werden."

Der l. Fachausschuß,dem dieser Antrag überwiesenwurde, hat festgestellt,daß vou den
Geldern, die für landwirtschaftlicheSchulen und Versuchsstationenseitens der Provinz aufgewendet
werden, der weitaus größte Betrag aus Staatsmitteln stammt, alfu nur durchlaufend ist. Der
I. Fachausschußwar weiter einstimmig der Meinung, daß die Frage der Arbeitelbildung, abge¬
sehen von Reich und Staat, am besten von den einzelnen Kommunengefördertwird. Die Aufgabe
ist fo groß und fo vielseitig, sie erfordert auch so große Mittel, daß die Provinz an sich als
Träger dieser Aufgabe in erster Linie nicht in Frage kommt. Die der Provinz angehörenden
Städte und Gemeindenhaben auf dem Gebiet des Arbeiterbildungswesensnicht alle dieselbeStellung
eingenommen. Einzelne oder viele Kreise und Städte haben sehr löbliche Maßnahmen getroffen,
andere hätten vielleichtmehr tun können. Die Mittel, die zu den hier angegebenen Zwecken zur
Verfügung gestellt werden sollen, muffen, wie alle anderen Mittel, durch Umlage auf Städte und
Kreife aufgebracht werden. Man würde alfo diejenigen, die bis dahin iu der Förderung dicfer
Aufgabe lässig gewesen sind, auf Kosteu der auderen, die ihre Pflicht getan haben, bevorzugen.
Das ist derjenigeGesichtspunkt,der nach der widerspruchslosgebliebenen Darlegung der Verwaltung
im Fachausfchuß am eingehendstenerörtert worden ist. Der Fachausschuß ist gleichwohl der
Meinung gewesen, daß es die Provinz nicht an sich fehlen lassen soll, die Arbeiterbildungszwecke
zu fördern. Auf diesem Gebiet ist ja vorgestern schon ein kleiner erfreulicher Anfang gemacht worden.

Die Herren Vertreter der antragstellenden Fraktion waren nicht i» der.Lage, bestimmte
Aufgaben und Zwecke zu neuuen, für den jetzt sofort Mittel zur Verfügung gestellt werden sollen.
Der Fachausschußist daher einstimmig,also auch mit Zustimmung des Vertreters der U. S. P., zu
der Auffassung gekommen, zn beschließen, wie in der Druckfache96 zu lesen ist: „Der Provinzial-
landtag wolle den Antrag dem Provinzialausschnß zur weiteren Prüfung znweifen."

Es wird fich dann Gelegenheit finden, bestimmte Vorschläge zu machen, über die der
nächste Provinziallandtag zu befchließen haben würde.

Vorfitzendervi-. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterBamberger
AbgeordneterBamberger: Meine fehr verehrten Damen und Herren! Die Entschließung

haben wir nach reiflicher Uebcrlegnngvorgelegt. Wir haben in der gestrigenSitzung hier vieles
über die „Not" der Landwirtfchaft gehört; die bitteren Klagen, die da vorgebracht worden sind,
haben uns beinahe zu Tränen gerührt. Sie wissen ja auch, wie die Vertreter der Provinz bereit
gewesen sind, hier Mittel in außerordentlichreichem Maße zur Verfügung zu stellen. Keine Partei
hat sich irgendwie beschränkt,jede Partei hat erklärt: Wo Not ist, da soll und muß geholfen
werden. Ich konstatierenoch einmal auch die Bereitschaft gerade der Vertreter der Linken, der
Landwirtschaft zu helfen. Das zunächst,meine Damen und Herren.

Nun ein weiteres: Die Provinz stellt auch für die Bildung der Landwirte reichliche Mittel
zur Verfügung. Ganz abgefehendavon, daß die Landwirte als folche nicht in der Lage wären,
die Bildung zu organisieren, muß auch bedacht werden, daß die Bildungsaufgaben außerordentlich
schwer zu erfüllen find. Da hat die Provinz denn eingegriffenund hat zu ihren vielen Aufgaben
auch noch diefe Aufgabe übernommen. Soweit ist die Sache ganz gut. und dadurch war die Sache
auch von großen Gesichtspunktenaus angefaßt und konnte auch von großen Gefichtspuukteuaus
organisiert werden. Aehnlicheswünschen wir in Betreff der Arbeiterbildung. Meine Damen und
Herren." Ich will auf die" vielen landwirtfchaftlichenAnstalten, die die Provinz unterhalt, nicht
eingehen; ich will nicht die Versuchsanstaltenaufzählen, dieltnteistützt werden, und auch uicht er¬
wähnen, in welcher Weise die Tier- und Fischzucht gefördert wird. Kurz, überreichlichwird für
die Bildung der Landwirtschaftalles in Szene gesetzt. Ganz anders ist es mit der Arbeiterbilduug.

Der Herr Abgeordnete Falk hat namens der I. Fachkommissionallerhand gesagt, was
eigentlichgegen den Antrag oder die Entschließungsprechen könnte. Er hat gesagt: In der Haupt¬
sache stellt der Staat die Mittel zur Verfügung, und die Mittel, die die Provinz verwendet, laufen
hier nur durch. Meine Damen und Herren, das ist ganz schön und gut; aber beweist das etwas
gegen unsere Entschließung? Im Gegenteil. Wir sagen, so gut wie die Mittel des Staates durch¬
laufen, um dem Ackerbau zur Verfügung gestellt zu weiden, gerade so gut dürfen sie auch durch¬
laufen, um dem Arbeiterstande zur Verfügung gestellt zu werden. Weiter, meine Damen und
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Herreu, sagt Herr AbgeordneterFalk, die Arbeiterbildung sei Aufgabe der Kommune, Da, muß
ich sagen, haben die Kommunen, die großstädtischenwie die kleinstädtischen,im allgemeinen noch
sehr schlecht gesorgt. Es sind wohl schon viele Arbeiterbildungsstättenentstanden; aber diese Arbeiter-
bildungsstätten sind elementar ans der Arbeiterschaftselbst herausgewachsen. Um Ihnen nur einige
zu nennen: Die Freien Gewerkschaftenhaben zwei Betriebsrätesemiuarc, das eine in Köln, das
andere in Barmen, und, soviel ich weiß, wird die Stadt Düsseldorf auch nicht mehr lange zurück¬
bleiben und auch eine ähnliche Anstalt ins Leben rufen. Daß sich mich die Arbeiterschaftin erheb¬
lichem Maße an der Volkshochschulezahlend beteiligt, sei hier nur kurz erwähnt. Für die Arbeiter¬
schaft siud alfo Bildungsstätten schon entstanden; aber sie sind ganz selbständig aus der Arbeiterschaft
herausgewachsen. Meine Damen und Herren, deshalb ist es Aufgabe der Kommunen, diese Sache
zu unterstützen. Die Kommunen tun das aber nicht. Deshalb wenden wir uns an oie Provinz.

Nnn sagt man: Die Provinz kann nicht Träger sein. Meine Damen und Herren, auch
das ist ein ganz falscher Standpunkt, Je größer die Provinz, je größer das Verwaltungsorgan,
desto größer ist auch der Gesichtspunkt uud desto besser sind die Aufgaben der Arbeiterbilduug zu
fördern. Das Land hat es nicht getan, die Kommunen habe» es nicht getan; es sagt einer zum
andern: Hannemcmn, geh du voran! Meine Damen und Herren, da muß doch irgendeiner den
Vormarsch machen. Deshalb sind wir an die Provinz herangetreten und haben gefordert, sie möge
die Initiative ergreifen. Ich glaube, es wird nicht ihr Schaden sein, wenn sie unserer Anregung
folgt. Gewiß wird der Herr Landeshauptmann sagen: Wieder eine neue Aufgabe zu den vielen,
die ich fchon habe, wieder ein neues Mosaiksteincheuzu dem bunten Bild, das schon zusammen¬
gesetzt ist. Aber das kann nns nicht davon abhalten, tzas zn fordern. Vielleicht wird sich ja das
Schulwesen der Provinz auch einmal vereinfachenlafsen.

Dann wurde gesagt, es mühten Umlagen auf Städte und Kreise gelegt werden, und gerade
die, die bisher am säumigsten waren, kämen am besten dabei weg. Meine Damen und Herren,
das stimmt auch iubezug auf die landwirtschaftlicheBildung, und kein Mensch hat da ein Wider¬
Wort bis dato gesagt. Ans all dem, was ich angeführt habe, ergibt sich ganz von selbst, daß
es einfach eine Forderung der Gerechtigkeitist, daß endlich einmal von oben her etwas für die
Arbeiterbildung getan wird. Wenn die Arbeiterschafteinmal weiß, daß sie eine Behörde hat, anf
die fie sich stützen kann, die große Gesichtspunkteaufweisenkann, die schon über eine reiche prak¬
tische Erfahrung in bezug auf Bildungsmittel und Bildungsweseu verfügt, dann ist sie auch
geneigt, fich der Behörde anzuvertrauen nnd die Organisation ihrer Bildungsstätten ihr in die Hand
zu geben.

Aus all deu Gründen geht uns der Antrag noch nicht weit genug. Wir möchtenIhre
Zustimmung zu dem Antrage doch etwas kräftiger, frischer und fröhlicher gewünscht haben.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort wird weiter nicht gewünscht. Die Vorlage ist
angenommen,

Punkt 22: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend Wahl der zur Mitwirkung bei deu
Geschäften der Rentenbank berufenen Kommissare der Provinzialvertre-
tung und deren Stellvertreter.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Falk. (AbgeordneterFält: Ich verzichte!) Aber
die Wahlvorschlägemuffen doch gemacht werden. (Abgeordneter Falk: Anstelle des Abgeordneten
Gerlach der AbgeordneteHaberland und anstelle des AbgeordnetenHueck der AbgeordneteFall!)

Da sich kein Widersprucherhebt, sind die Vorschlägeangenommen.
Punkt 23: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrag der U.S.P-

Fraktion, betr. Ausweis für die Mitglieder des Provinziallandtages und
Provinzialausschusses zum Besuch der Provinzialanstalten.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFalk.
AbgeordneterFalk: Die U.S.P. Fraktion hat beantragt:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen: ,
^' A^cA^wok'M des Provinzillllandtags ist ein mit Lichtbild versehender Ausweis auszuhändigen,
u 3, Mitglieder des Provinziallandtags besitzen das Recht zum Besuch der Provinzialanstalten,
3. Den Mitgliedern des Provinzialausschussesist ebenfalls ein mit Lichtbild versehener Ausweis

auszuhändigen".
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Im I. Fachansschuhhat der Herr Landeshauptmann unter Zustimmung sämtlicherMit¬
glieder — glaube ich wohl sagen zu dürfen (Widerspruchlinks) — festgestellt,dah Nummer 3
Sache der Verwaltung sei und nicht Sache des Landtags. Ueber Punkt 1 und 2 hat der Fach¬
ausschuß sich nicht mit Stimmeneinheit ausgesprochen. Der Herr Vertreter der U. S. P. hat seinen
Antrag aufrecht erhalten. Die große Mehrheit ist aber der Meinung gewesen,daß dieser Antrag
über das Ziel hinausschießt,das als berechtigtanerkannt werden kann. (AbgeordneterVambergei:
Aber, Herr Kollege!) Herr Abgeordneter? (AbgeordneterBamberger: Ich meine, das ist doch
ein etwas starker Ausdruck, über das Ziel hinausschießen!) Weshalb denn? Sie werden mir doch
wohl gestatten, Herr Abgeordneter, obwohl ich von Freiheit eine andere Auffassunghabe als Sie,
daß ich meiner Pflicht entspreche, wahrheitsgemäßzu berichten, was sich im Fachausschuß zugetragen
hat. Ich gestatte mir nicht, hier meine Meinung vorzutragen; dadurch unterscheide ich mich von
gewissen Herren, die incht in den Reihen der Partei sitzen, in der ich bin. (AbgeordneterKnab:
Das ist eine Verdächtigung, die gehört nicht zu Ihrem Bericht! AbgeordneterHoffmanu: Das
sind juristische Verdächtigungen!)

Die Kommissionist der Meinung gewesen, daß jeder Abgeordneteein Lichtbild besitzt, da
sich im Rheinland niemand ohne Ausweis aufhält. Sie ist der Auffassunggewesen, daß es daher
nicht notwendig sei, den Abgeordnetenein Lichtbild noch besondersdurch die Prooinzialverwaltung
aushändigen zu lassen, wodurch wahrscheinlich noch besondere Küsten für die Provinz entstehen würden.

Man ist weiter der Meinung gewesen,daß den Mitgliedern des Provinziallandtags das
Recht zum Besuch der Provinzialanstalten zugestandenwerden könne. Allerdings hat man den
Weg, der vorgeschlagen worden ist, wie ich bereits gesagt habe, nicht für gangbar gehalten, sondern
ist zu dem Beschlußgekommen, den Sie in Drncksache 98 finden. In diesen Beschlußhat sich ein
Druckfehlereiugeschlichen.Es steht darin „Herren", während es heißen muß „Mitglieder»", weil
wir ja in unserem Landtag nicht nur Männer, sondern auch Frauen als Abgeordnetehaben. Der
Beschluß muß also lauten:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag ablehnen.
Der Landeshauptmann wird ersucht, den Provinzialanstalten ein Verzeichnisder Mitglieder

des Provinziallandtags zugehen zu lassen und die Direktoren zugleich anzuweisen, den darin
genannten (jetzt muß es heißen:) Mitgliedern nach Anmeldung beim Direktor die Anstalt zu
zeigen, soweit es das dienstliche Interesse und das persönliche Interesse der Insassen gestattet".
Es muß hier nicht „Anstalt", sondern „Insassen" heißen.

Was den suweit-Satzangeht, der eine Einschränkunggegenüberdem Antrage der U. S. P. '
Fraktion bedeutet, so ist zu dessen Begründung das vorzutragen, was schon in einer früheren Ver¬
handlung des Provinziallandtags seitens der Verwaltung gesagt worden ist, daß vermiedenwerden
nmß, daß Besucheder Anstalten, auch aus diesem hohen Hause, zu einer Störung der Insassen
selbst führen,

VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoffmann.
Abgeordneter Hoff mann: Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter Fält hat

infolge eines Zwischenrufsdie Bemerkungfallen lassen, daß er den Bericht der Kommissionobjektiv
vortrage, was man nicht immer von den Berichterstattern, die auf der linken'Seite des Hauses
säßen, sagen könne. Ich muß demgegenüberentschieden Widersprucherheben, da der Herr Abge¬
ordnete Falk den Nachweis dafür schuldig bleiben wird, daß irgendein Berichterstatter der Linken
irgendwo nicht objektiv berichtet haben soll. Es könnte vielmehr gesagt werden, daß gestern hier
im Hause durch Vertreter der Rechten aä ooulos demonstriertwurde, daß die Berichterstattung für
landwirtschaftlicheZwecke mißbraucht würde, (AbgeordneterKnab: Sehr gut!)

Zur Sache selbst muß man eigentlich darüber staunen, daß wegen einer solchen Selbst¬
verständlichkeit hier eine große Aktion gemacht wird. Man sollte doch eigentlich annehmen, daß
diesem Antrage ohne weiteres entsprochen würde. Der Herr AbgeordneteFalk sagt, dieser Antrag,
schösse über das Ziel hinaus. Ich verstehe das nicht. In Zwischenrufenist ihm ja schon bedeutet
worden, daß tatsächlichdiese Auffassung sehr eigenartig ist, da man es doch als gang und gäbe
bezeichnen kann, daß man auch als Abgeordneterschließlich einen Ausweis beanspruchen kann.

. Es ist im Fachausschußgesagt worden, frühere Mitglieder diefes Hauses hätten mit einem
Ausweis Mißbrauch getrieben, nachdemsie nicht mehr Abgeordnetewaren. Dem wiixe doch leicht



280 63. RheinischerProvinziallandtag, 6, Sitzung am 15. Inli 1923,

dadurch abzuhelfen, daß der Ausweis so ausgestaltet wird, daß er für die Legislaturperiode gilt.
Damit wäre dieses Bedenkenbehoben.

Wenn die Provinz meint, sie müßte die Lichtbilder stellen, so sage ich: Die kann sich
schließlich jeder Abgeordneteselbst stellen. Die Tatsache, daß mau unter den gegeuwärtigenVer¬
hältnissen im Rheinlande gezwungen ist, sowieso eine Lichtbildlegitimatiunzu haben, kommt hier
nicht in Betracht. Mit dieser Legitimation kann der Abgeordnete nicht das erreichen,was er mit
der hier beantragten Legitimation erreichenwill. Nicht die Tatsache, daß jetzt durch den Landes¬
hauptmann den eiuzeluen Anstalten ein Verzeichnis sämtlicher Mitglieder des Hauses mitgeteilt
wird, sondern die Tatsache, daß der Abgeordnete sich ausreichend mit der Unterschrift des Landes¬
hauptmanns oder des Vorsitzendendes Provinzialansschnsseslegitimieren kann, ist wertvoll, um den
Mitgliedern die Gelegenheit zu gebeu, die Provinzialanstalten zu besuchen.

Es ist doch selbstverständlich,daß es richtig ist, wie es in unseren Anträgen heißt, daß
alle Mitglieder des Provinziallandtages das Recht zum Besuche der Proviiizialanstalten besitzen.
Es zeugt ja vou einer Stellungnahme aus früherer Zeit, wie Herr Abgeordneter Falk selbst
konstatierenmußte, daß eine Korrektur des Antrages des Fachausschusseserfolgen muß, weil mau
da nur von „Herren" spricht. Wir sind ja die Vorkämpfer für das Frauenwahlrecht gewesen.
Daher sitzen hier auch Frauen. Herr Falk und die Vertreter, die den Antrag formuliert haben,
leben gewissermaßen noch in einer Zeit, wo man noch zweierlei Recht hatte, wo die Frauen noch
minderen Rechts waren. Jedenfalls ist jetzt die Tatsache zu konstatieren, daß dem nicht mehr so
ist. Wir wünschen, daß das Kollegium diese Selbstverständlichkeit,die unser Antrag bezweckt,
herbeiführt, und wir beantragen, daß das Plenum unserem Antrage zustimmt.

VorsitzenderDr. Iarres: Herr Abgeordneter üüchem hat das Wort.
Abgerordneter Lüchem: Meine Herren und Dame»! Die-Fraktion der K. P. D. hält

es für notwendig, daß den Abgeordnetenwenigstens eine Legitimationskarte ausgehändigt wird, die
mau nicht bloß notwendig hat, nm einmal eine Provinzialanstalt zu besuchen, sondern die doch
auch schließlich bei anderen Gelegenheiten in Anwendung gebracht werden kann. Wenn wir die
Tagungen des Provinziallandtages ersprießlichergestalten wollen, weuu wir unliebsamenDebatten
mehr als bisher aus dem Wege gehen wollen — ich verweisebloß auf das Fürsorgeerziehungs-
weseu und auf alle die Anstalten, die sich mit Pflegedingeubeschäftigen —, dann wird es notwendig
sein, daß wir die Abgeordnetenmehr als bisher zur Mitarbeit herauziehen; und unter Mitarbeit
verstehen wir auch, daß den Provinziallaudtagsabgeordneteu das Recht eiugeräumt wird, daß sie,
wenn von irgendeiner Seite Beschwerdenan sie herankommen, selbst persönlich, wenn sie Lust und
Gelegenheit dazu habeu, in der betreffendenAnstalt vorsprechen und sich dort direkt mit den Leuten
iu Verbindung setzen können, denen die Pfleglinge überantwortet find, damit, wenn sie nachher hier
im Landtage Stellung nehmen müssen,sie sich vou der Wahrheit oder Unwahrheit der Beschwerden
schon persönlich überzeugt haben. Eine Anzahl Abgeordnete wohnt in einer Stadt, wo eine
Pflegeanstalt ist. Die Fraktionell nehmen nun jedes Jahr Stellung zu den einzelnen Haushalts¬
plänen. Was liegt nun näher, als daß die Fraktionen das Fraltionsmitglied, welches in der
Stadt wohnt, wo sich eine Anstalt befindet, dazu bestimmen, daß es dieser Anstalt seine Aufmerk¬
samkeit widmet. Da wäre es doch vor allen Dingen angebracht, wenn der Abgeordneteberechtigt
wäre, die Anstalt an der Hand einer Legitimation zu besuchen, damit er, wenn Beschwerdenvor¬
liegen, schon einmal nachsehen kann, wie weit etwas Wahres daran ist. Wie gesagt, wir würden
»»ersprießlichenDebatten durch diese» Modus jedenfalls iu manchen Fällen die Spitze abbrechen.

Wir empfehlen Ihnen deshalb zu beschließen,daß den Provinziallnndtagsabgeordneten
eine Legitimationskniteausgehändigt wird, und daß sie berechtigtsind, die Anstalten zeitweilig zu
besuchen. Ich nehme nicht cm, daß damit irgendwelcheStörungen absichtlichvon irgendeinem
Abgeordneten m die Anstalten hineingetragen werden können. Wenn das geschähe, würden die
Fraktlonen verpflichtetsein, selbst den Abgeordneten zur Verantwortn««, zu ziehen und ihm zn
sagen: In Zukunft hat man in solchen Fällen so nnd so zn handeln.

Ich empfehle Ihnen, diesen Antrag anzunehmen.
VorsitzenderDi-. Iarres: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKnab.
AbgeordneterKnab: Ich lege Verwahrung ein gegen den Vorwurf, der hier gegen

unsere Fraktion als Antragstellcri» erhoben worden ist, als wenn dadurch eine Störung innerhalb
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der Anstalten herbeigeführt würde, falls ab und zu einmal ein Abgeordneter in einer solchen
Anstalt vorspräche. Ich habe als Mitglied des Provinzialausschusses in der Praxis genau das
Gegenteil erfahren. Ich habe erfahren, daß in den Anstalten, wo man ein reines Gewissenhatte,
von selten der Anstaltsleitnng es begrüßte, daß endlich einmal ein einzelnes Mitglied des Pruvi»-
zilllausschusses, der Verwaltuugsinstauz der Rheinlande nnd Mitglied des Abgeordnetenhauses,vor¬
gesprochen hat. Das ist mir bei einer ganzen Anzahl Anstalten, die ich besuchte, vou seilen der
Anstaltsleitung versichert wurden.

Aber etwas anderes muß berücksichtigt werden: Der Pruviuzialausschuß besteht aus
14 Personen, die aber meistens politisch mit anderen Geschäften so überladen sind, daß sie sehr
selten Zeit finden, einmal bei einer Anstalt vorzusprechen,nm sich davon zn überzeugen, ob die
Anordnnngen, die sie als Körperschaft getroffen haben, mich in der Praxis durchgeführt werden.
Ich habe I^nen bei der vorletztenTagung bereits mitgeteilt, daß der Direktor.einer Anstalt mir
gegenübererklärte: Mein Herr, ich bin bereits 30 Jahre Direktor dieser Anstalt. Ich hatte bis¬
her noch nicht das Vergnügen, ein einzelnes Mitglied des Provinzialausschusseshier begrüßen zu
können, ich mcine> wenn die Mitglieder der früheren Provinzialausschüsseund der alten Stände-
kainmer, es niemals für notwendig gehalten haben, einmal einer Provinzialanstalt einen Besuch
abzustatten, sudaß der gute Direktor mit Recht sehr erstaunt war, daß sich jemand daran erinnert
hatte, daß seine Anstalt überhaupt noch bestand, so ist von Ihnen (zur Rechten und Mitte) die
ablehnende Haltung gegenübernnserem durchaus berechtigtenAntrage ganz verständlich. Sie kann
eigentlich nur daraus resultieren, daß unser Antrag das Unglück hat, von uns, nämlich der U. S. P.,
gestellt zn sein. (AbgeordneterBcnnberger: Jawohl!) Wäre vielleicht jemand von Ihnen auf deu
Gedanken gekommen, so hätte dieser Antrag wahrscheinlich ein anderes Schicksal erfahren,

VorsitzenderDr. Iarres: Ich lasse dann über das Schicksal des Antrages abstimmen.
(Heiterkeit, Abg. Knab: Danke sehr!) Ich bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben, —
Das ist die Minderheit,

Dann liegt der Antrag des Fachausschusses vor, „den Provinzialanstalten ein Verzeichnis
der Mitglieder des Provinziallandtags zugehen zu Kissen nnd die Direktoren zugleich anzuweisen,
den darin geuaunten Mitgliedern nach Anmeldung beim Direktor die Anstalt zn zeigen, soweit es
das dienstliche Interesse und das persönliche Interesse der Insassen gestattet."

Wer für diesen Antrag des Fachausschussesist, den bitte ich/ sich zu erheben. — Das ist
die Mehrheit. >

Es ist im Aeltesteurat beschlossenworden, Ihnen vorzuschlagen,um V2I Uhr eine Pause
eintreten zu lassen, auch mit Rücksicht ans die Herrschaftenvom stenographischen Büro. Die Pause
soll bis 2 Uhr dauern, Zwischenzeitlich würden die Fraktionen Gelegenheit haben, das eine oder
andere zu besprechen.

Wenn ich mir einen Vorschlaggestatten darf, so ist es der, die Punkte 24—26 noch in
gemeinschaftlicher Verhandlung zu erledigen, dann die Pause' eintreten zn lassen und nach der Pause
zunächst die Punkte 2—4 zu erledigen und daun den Rest der Tagesordnung. (Zustimmung.)
Das Wort wird nicht gewünscht. Dann nehme ich nn, daß Sie mit diesem Vorschlageeinver¬
standen sind.

Wir kommen zu den Punkten 24—26:
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Autrag der U. S. P,-Frattiuu auf Ein¬

setzung einer Kommission zwecks Durchführung der vom Reichspräsidenten
erlassenen Notverordnung bzw. des Reichsgesetzes zum Schutze der Republik
für die Provinzialverwaltung.

Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrag der Fraktion der K.P. D.. betr.
Entfernung sämtlicher monarchistischen Symbole aus allen Anstalten und
Verwaltungsränmen der Provinzialverwaltung.

Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrage der U. S.P.-Fraktion, ans
allen Diensträumeu der Provinzialverwaltung und Anstalten sämtliche
monarchistischen Abzeichen, Bilder, Büsten und dergl. zu eutfernen.

Ich erteile dazu das Wort dem Berichterstatter, Herru AbgeordnetenFalk.
AbgeordneterFalk: Meine Herren und meine Damen! Es handelt sich hierbei um drei

Anträge, zwei Anträge von der U. S. P.-Fraktion und einen Antrag vm, der K. P. D.-Fraktion.
/ 3«
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Ich nehme an, daß die Drucksachen in Ihren Händen sind, so daß ich die Anträge nicht zu ver¬
lesen brauche, sondern Ihnen nnr vortragen darf, um was es sich dabei handelt.

Die U. S. P.-Fraktiun beantragt ein Doppeltes, einmal aus allen Diensträumen der
Provinzialverwaltung usw. sämtlichemonarchistischen Abzeichen,Bilder, Büsten usw. zu entfernen.
Sie beantragt weiter, der Provinzialausschußsolle eine Kommissionauf die Dauer von zwei Jahren
wählen, und diese Kommissionsoll bevollmächtigtsein, die vom Reichspräsidentenergangene Not¬
verordnung zum Schutze der Republik bezw. das in der Verabschiedungstehende Reichsgesetz zum
Schutze der Republik für die Proviuzialverwaltung zur Durchführung zu bringen, insbesonderedie
Säuberung der Verwaltung vou reaktionären Beamten vorzunehmen.

Gleichlaufendmit diesen beiden Anträgen ist der Antrag der K. P. D.-Fraktion, der aus
drei Punkten besteht, und nicht wie der der U. S. P, aus zwei, weil die K. P. D. den letzten Antrag
der U. S. P , vou dem ich sprach, in ihrem Antrage in zwei Punkte auseinaudergezogenhat, näm¬
lich dahingehend: Erstens, gegen die Beamten vorzugehenund zweitens, eine Kommission zu wählen.

Der Fachausschuß1 hat iu seiner Mehrheit beantragt, Ihnen vorzuschlagen,diese Anträge
der beiden Fraktionen abzulehnen. Maßgebend waren dem Fachausschußdafür folgende Gesichtspunkte.

Erstens, die Frage der Beseitigung von Bildern und Symbolen ist durch gesetzliche
Bestimmungen geregelt, die zu zwei Anweisungendes Herrn Ministers des Innern geführt haben.
(Zuruf: Hier für dieses Haus!) Die eine Anweisung ist vom 22. April 1920, die andere vom
7. April 1922. In der ersten Anweisungist angeordnet, daß die Bilder des ehemaligenKönigs¬
hauses sowie alle anderen Bildwerke oder Abzeichen,die als Versinnbildlichungdes monarchischen
Gedankens zn wirken geeignet sind, aus den dem Publikum zugänglichenRäumen und allen staat¬
lichen Gebäuden entfernt weiden. Ausgenommen sind davon — das ist die Antwort auf den
Zwischenruf,den der Herr Abgeordneteeben gemacht hat — folche Bilder nicht mehr lebenderMit¬
glieder der ehemaligen Königsfamilie, die lediglich als historische Kunstwerkeanzusehensind. In
dem zweiten Erlaß, in dem Erlaß vom 7. April 1922, wird auf diesen ersten Erlaß uum April
1920 hingewiesen und alle» unterstellten Verwaltungsbehördenaufgegeben,diesen Erlaß ungesäumt
zur Durchführung zu bringen. Der Fachausschuß war der Auffassung, daß durch diese Erlasse,
die auf Gruud der bestehenden Gesetze ergangen sind, die Angelegenheiterledigt sei.

Die zweite Frage, die sich mit der Stellung der Beamten und mit der Einsetzungeiner
Kommissionbeschäftigt, ist vom Fachausschuß dahin beantwortet worden, daß die Stellung der
Beamten durch die jetzt gelteudeu und durch die jetzt neu eingebrachtenund zur Zeit noch der
Beratung des Gesetzgebers unterliegendenReichsgesetze fest umrissen und ganz genau festgestellt sei,
und daß es Sache der Verwaltung sei, dafür zu sorgen, daß die Beamten im Rahmen dieser gesetz¬
lichen Bestimmungen ihr Amt ausüben, daß es aber nicht Sache des Provinziallandtags sei, eine
besondere Neberwachungsbehördeeinzuführen.

Vorsitzenderi)r. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterSchröer.
Abgeordneter Schröer: Meine Damen und Herren! Unserer Meinung nach wäre es

eigentlich überflüssig, einen derartigen Antrag hier in dieser Verwaltungsinstitution einznbringen.
(Sehr richtig! rechts.) Wir sind der Meinung, daß das bereits bis zum heutigen Tage geschehen
sein müßte (AbgeordneterHoffmann: Schon viel früher!), obwohl wir wissen, daß noch in den ein¬
zelnen Anstalten und Verwaltnugsräumen viele derartige Symbole vorhanden find. Diese Symbole
verkörpern nicht nur den Monarchismus, sondern zu gleicher Zeit auch den Militarismus. Iu
Anbetracht der Tatsache, daß ein großer Teil speziellder Arbeiterschaft darin eine Verherrlichung
des Mordes an den Massen sehen, muß es eine Selbstverständlichkeit sein, daß diese Symbole unbe¬
dingt entfernt werden. Allerdings glauben wir nicht, daß das Verfahren so eingerichtetwird, wie
nur es wünschenund wie es schließlich auch noch durch das Gesetz vorgeschrieben ist. Bei der
Zusammensetzungder Verwaltung im allgemeinen kann man selbstverständlichdamit rechnen, daß
dem nicht nachgekommen wird. Deshalb haben wir auch zuerst beantragt, daß dafür eine Kom¬
mission eingesetzt werden soll.

. Meine Damen und Herren! Wenn wir im zweiten Punkte verlangen, daß Beamte, die
monarchistischen Bestrebungenhuldigen, entlassen werden, so ist dies selbstverständlich nicht mehr als
recht und es bedürfte widerum keiner Begründung. Man kann selbstverständlich nicht dazu iMgcn,
daß tue demokratische Republik dazu übergehenkann, solche Personen, die nun einmal Monarchist!"
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scheu Bestrebungen huldigen, sie pflegen und unterstützen,noch weiter im Dienste zn behalten. Das
Gleiche gilt fUr die Zahlung der Pensionen und Ruhegehälter. Die Leute haben, wenn sie der¬
artigen Bestrebungen nachgehen,kein Recht darauf, von der Demokratie bezahlt, besoldetund ent¬
schädigt zu werden, sie könueu nicht verlangen, auf der einen Seite von der Republik bezahlt zu
werden, wenn sie auf der anderen Seite dieselbe Republik morden wollen. Das ist eine Unmög¬
lichkeit. Es ist deshalb eine Selbstverständlichkeit,daß diese Personen aus diese:, Institutionen
entfernt werden müssen.

Wenn hier vom Berichterstatter gesagt wird, daß das der Verwaltung Fberlasseu werden
foll, so täuschen wir uus nicht darüber, daß bei der allgemeinenZusammensetzung der Verwaltung
aus der Kontrolle über die monarchistischen Elemente nichts herauskommenkann. Wir nehmen
nicht an, daß diejenigen, die in der Verwaltung als Monarchistensitzen, einfach dazu übergehe»
werden, ihre anderen monarchistischen Kollegen abzusägen oder ihnen den Kopf abzureißen. Das
kann man von ihnen einfach nicht verlangen. Deshalb fordern wir, daß eine Kommissioneingesetzt
wird zum mindestenaus den Parteien von den Demokraten bis zu der auf der äußersten Linken
stehenden Partei, den Kommunisten,da man, wie ich schon betonte, nicht verlangen kann, daß diese
Leute selbst über sich richten sollen. Deshalb bitten wir Sie, dem unter allen Umständen zuzustimmen.

Sind einmal Kommunisten, vielleicht durch eine demokratische Mehrheit, in irgendeine
Institution gewählt worden, sollen sie ihr Amt antreten, so geht man selbstverständlich von den
monarchistischen Parteien bis zur sozialdemokratischen Partei dazu über, diese Kommunistenin Ver¬
waltungsstellen nicht zu bestätigen. Wir sind darum nicht neidisch. Aber jedenfalls kann man
nuch von der Mitte des Hauses verlangen, daß sie dieselben Grundsätze nach rechts ebenfalls
anwendet, wo doch von rechts aus in bedeutend stärkeremMaße gegen die Demokratie und die
demokratische Staatsuerfassung getämpft wird als von links. Wenn wir uns als Kommunisten
auch dessen bewußt sind, daß uns die heutige Demokratie und das heutige Staatsweseu durchaus
nicht gefallen, so haben wir doch nicht mit so uumoralischenMitteln dagegen gekämpft wie die
Herrschaftenvon rechts. Deshalb wäre es angebracht, daß die ganze Mitte des Hauses bis zur
äußersten Linken, wenn sie ernstlichgewillt ist, den monarchistischen BestrebungenEinhalt zu tun,
Misere Anträge annimmt. (Bravo! bei den Kommunisten.)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoffmauu,
AbgeordneterHoffmann: Meine Damen und Herren! Unsere Anträge hätten eigentlich

von der Mehrheit dieses Hauses einstimmig angenommen werden müssen, denn wir nehmen doch
an — so sagte das Zentrum wenigstens,fo sagen auch die Demokraten —, daß Sie Republikaner
sind und daß Sie dem doch zustimmen. Von den Vertretern der DeutschenVolkspartei uno der
DeutschnationalenPartei kann man ja keine Kastriernng verlangen, denn das sind ausgesprochene
Monarchisten, genau so wie im Zentrum auch eine ganze Reihe von Monarchisten sitzen (Abge¬
ordneter Knllb: Sehr richtig!), auch noch in diesem Hanse. (Heiterkeit.)

Meine Damen und Herren! Unsere Anträge sollten eigentlich eine Selbstverständlichkeit
sein insofern, als wir eigentlichgar nicht die Initiative dazu zu ergreifen brauchten, fondern daß
das, was unsere Anträge wollen, längst geschehen sein müßte.

Der Berichterstatter sagt, es ist Sache des Provinzialausschusses,der ist zuständig. Wir
halten aber den Provinzialausschuß für diese Frage nicht für die zuständigeStelle, weil wir ihn
für diese Aufgaben nicht für vertrauenswürdig genug halten; (AbgeordneterKnab: Der muß ja
alles geheimhalten!) dem fehlt ja die Entschlußkraft,tatsächlich in dem Sinne zu handeln, wie es
die Republik will. Wir wissen auch, daß es noch genug Beamte gibt, die aus sich heraus in dieser
Richtung alles tun, um sich ein monarchistisches Relief zu erhalten. Es wäre vielleichtrichtiger,
wenn man königlichen Räten, wie sie ja auch noch in der Provinz sind, erklärte, wir lehnen euer
Gehalt ab. wir streichen euer Gehalt. Warum nicht? Wir können es ihnen streichen und ihnen
erklären: Geht nach Amerongenzu dem Deserteur und laßt euch da besolden! (Sehr richtig! links.)
Jedenfalls haben wir als Republik keine Veranlassung, Beamte als Monarchisten weiter in der
Republik tätig zu sehen, weil das auch die Monarchie nie gemacht hat. Die Monarchie hat früher
alles Republikanische unterdrückt, so gut wie sie heute, wenn sie eine Macht wäre, alles Republi¬
kanische,jedes Abweichen, jede republikanischeAngelegenheit vernichten würde. Sie würde eine
Bilderstürmern usw. herbeiführen, wie man es sich schlimmernicht vorstellen kaun.

36" '
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Wenn nun der Herr Berichterstatter darauf hinweist, daß sich die Angelegenheitbezüglich
der Bilder usw. durch gesetzlicheBestimmungenregele und auf Grund der Bestimmungen nur die
Bilder der lebenden Fürsten usw, nicht mehr in den Häuseru sein dürften uud daß Leute aus
dem ehemaligenKönigshausenach wie vor in den Provinzialnnstalten usw. hangen können, so wollen
wir das nicht. Wir müssen schon sagen, daß uns diese ministerielleVerfügung keineswegs genügt.
Sie zeigt so recht den Kompromißcharakterder ganzen Koalition, die uus zweifellos in die Situation
gebracht hat, in der wir uns befinden. (Abgeordneter Falk: Gestern ist die Arbeitsgemeinschaft
im Reichstag beschlossen worden!) Ja, die Arbeitsgemeinschaftist beschlossen worden, das habe ich
heute morgen in der Zeitung gelesen. Aber diese Arbeitsgemeinschaftist beschlossen worden, damit
Taten folgen, uud wir weiden die Initiative ergreifen, um den vielen Worten der Herren vom Zentrum
und von den Demokraten endlich die Tat folge» zu lassen. Deshalb ist auch die besondere
Kommission notwendig. Sie können doch nicht annehmen, daß wir einen Wilhelm I., den
Kllltätschenprinzen.wie er vom Volke benannt wurde, der früher hier im Rheinland und auch in
Westfalenmit Roßäpfeln empfangen wurde (Pfui-Rufe im Zentrum), der unter dem Namen Lehmann
bei der Revolution von 1848 nach England flüchtete, ähnlich wie Wilhelm II. nach Amerongen
geflüchtetist, hier im Hause weiter dulden. Wenn das Bild einen Kunstwert hat, weg mit ihm
ins Museum, als Alterserscheinungder degeneriertenMonarchie, So müssen wir auch bei anderen
Dingen handeln. Wir müssen verlangen, daß jetzt die Bestimmungen zum Schutze der Republik
auch voll und ganz zur Tat werden und müssen alle die Leute beseitigen, die diesen Schutz bekämpfen
und die Republik sabotieren. Wir dürfen ferner Bilder usw. uicht dulden, die einen Ludendorff,
einen Hindenburg usw. zeigen. (AbgeordneterDr. Dichgaus: Hindenburg auch nicht?) Hindenburg
auch nicht. Hindenburg hat nur in seiner militärischen Strategie einmal Glück gehabt; durch
unfähige russische Offiziere als Gegner konnte er den Sieg davontragen. Hindenburg hat, auch
militärisch genommen, keineswegs die Verdienste, die man ihm durch Legendenbilduug andichtet.
(Zuruf rechts: Fachmann!) Hindenburg hat aber neuerdings sich auch wieder in die politische
Arena begeben; er ist auch einer von denen, die neben Ludendorff als Führer der Monarchisten
indirekt in Verbindung mit der monarchistischenMörderzentrale stehen. Hindenburg hat durch
seine Parade in Ostpreußen gezeigt, wieviel durch ihn politisch und für die Republik vernichtet wird
(Zuruf rechts: Unwahr!) und welche Blutbäder durch seine Anwesenheit angerichtet worden sind.

Also, wir können solche Symbole der Monarchie in den Provinzialanstalten nicht weiter
dulden, wie wir sie auch sonst nicht dulden. .

Also, meine Damen und Herren, stimmen Sie unserem Antrage zu, damit Sie dadurch
beweisen, daß Sie endlich für die Republik auch Taten zeigen wollen. Die Anträge sind nur
das Barometer für die Tatsache, ob Sie sich auch als Republikaner fühlen. Wir müssen unter
allen Umständen verlangen, daß jeder Republikaner alles das, was zu Gunsten der Monarchie ist,
beseitigt, damit endlich einmal auch die Republik anfängt, in anderen Beziehungen den Schutz
der Republik herbeizuführen. Zum Schutze der Republik ist es auch notwendig, die Beamten-
apparate derartig zu kontrollieren, daß sie von den Monarchisten gesäubert werden, die nur die
amtliche Stellung zu Gunsten der Monarchie ausnutzen. Wir müssen im Interesse der Republik
die Schutzucrordnung der Republik ganz und voll mit aller Schärfe zur Durchführung bringen.
Aus diesem Grunde können wir auch dem Provinzialausschuß die Sache nicht übertragen, soudern
müssen sie einer Kommissionübertragen, die aus wirklichen Republikaner» zusammengesetzt ist und
die durchhaut, ganz gleich, welche Verfügungen bestehen. Wir haben von uns aus dafür zu sorgen,
daß dies endlich auch von unten heraus sich durchsetzt und daß auch von selten der Regierung
Verfügungen kommen,die wirklich zum Schuhe der Republik dienen.

VorsitzenderI)r. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoff.
Abgeordneter Hoff: Meine Damen und Herren! Soweit sich die Anträge darauf

beziehen, Symbole der Monarchie aus den Räumen dieses Hauses zu entfernen, stimmen meine
Freunde zu. Wir wünschen,daß die ministeriellen Verfügungen auf diesem Gebiete restlos und
scharf zur Durchführunggelangen, und zwar nicht nur in den Räumen, die der allgemeinenOeffent-
lichkeit zugänglich sind, sondern auch in den Zimmern derjenigen Landesrätc usw , die iu beschränkterem
Maße mit der Oeffentlichleitin Berührung kommen.

Den Absatz 2 des Antrages der K. P. D. lehnen wir ab. Er ist uns zu dehnbar.
Er würde dazu führen, daß es erneut zu einer Gesinnungsschnüffeleikäme, die früher ganz außer-
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ordentlicheSchäden angerichtethat, (Sehr richtig! im Zentrum. AbgeordneterKnab: Was Sie
für ciueu Beifall auf der rechten Seite haben!) Kollege Knab, darüber kannst Du nicht urteilen.
Ich weiß nicht, wo Du zu der Zeit warst. (Heiterkeit. Glocke des Vorsitzenden.)

Der Bildung einer Konnnissionstimmen wir nicht zu, da sie praktisch keinerleiErfolge
zeitigen kann. (Abgeordneter Hoffmann: Der Provinzialausschuß aber auch nicht!) Wir glauben
nielmehr, daß es Aufgabe eines jeden auf dem Boden der Republik stcheudeuAbgeordnetenist,
seinerseitsdarüber zu wacheu, daß dem Folge geleistet wird, (Sehr richtig! im Zentrum.) Wenn
sich aber konkrete Fälle herausstelle»,werden meine Freunde die ersten sein, die in schärfster Weise
entsprechende Maßnahmen beantragen.

Ich bitte, über den Antrag der K, P. D. abschnittweise abstimmenzu lassen.
VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort zu eiucr Erklärung hat Herr AbgeordneterLüchem.
AbgeordneterLüchem: Zu dem Absatz 2, Drucksache100, gebe ich im Auftrage meiner

Fraktion die Erklärung nb, daß es da nicht heißen soll:' „Beamte, denen nachgewiesen ist, daß sie
monarchistischen Bestrebungenhuldigen", sondern daß es sich da um Beamte haudelu soll, „die
sich aktiv nu monarchistischen Bestrebungen beteiligen."

VorsitzenderDr. Iarres: Ein Antrag liegt nur in der dem Fachausschußvorgelegte»
Form vor. Ich lasse über den Antrag der Kommunistischen Fraktion abstimmen, und zwar nach
dem Antrage des Herrn Hoff abschnittweise, die drei Absätze getrennt, (AbgeordneterLüchem: Und
die Abänderung?) Dann muß sie mir eingereicht werden. Ich stelle Nummer 2 solange zurück.
Ich lasse zunächst über 1 und 3 abstimmen. Ich bitte diejenigen,die für die Ziffer 1 des kommu¬
nistischen Antrages sind, sich zu erheben, (Zurufe liuks: Das sind die Demokraten, das sind die
Republikaner!) Ich bitte, die Abstimmung nicht zu stören, — Das ist die Miuderheit. Wer für
Ziffer 3: „Der Pruviuziallandtag wählt eine Kommission, welche darüber zu wachen hat, daß dem Antrag
entsprechend gehandeltwird", ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist ebeufalls die Minderheit.

Ich warte einen Augenblickauf die Abänderung der Ziffer 2 und lasse zwischenzeitlich
über den Antrag der U. S, P,-Fraktion abstimmen: „Der Provinziallandtag wählt eine Kommission
auf die Dauer von zwei Jahren, in der die Fraktionen des Pruvinziallandtages entsprechend ihrer
Stärke vertreten sind. Diese Kommissionwird bevollmächtigt,die vom Reichspräsidentenerlassene
Notverordnuug bezw, das Reichsgesetz zum Schutze der Republik sinngemäß für die Provinzial-
Verwaltung zur Durchführung zu bringen, insbefondcreSäuberung der Verwaltung von reaktionären
Beamten usw, vorzunehmen". Das deckt sich in mancher Richtung mit der Ziffer 2 des kommu¬
nistischen Antrages, ist aber doch in seiner Präzisieruug davon abweichend. Ich halte es deshalb
für richtig, auch darüber besonders abzustimmen. Ich bitte diejenigen, die für den Autrag der
U, S. P.-Fraktion sind, sich zu erheben, — Das ist die Minderheit.

Ich lasse nun über Ziffer 2 des Antrages der kommunistischen Fraktion abstimmen, der wie
folgt abgeändert ist: „Beamte, denen nachgewiesen ist, daß sie sich an monarchistischen Bestrebungen
aktiv beteilige,^sind zn entlassen." Ist der Antrag verstanden wurden? (Zustimmung.)Diejenigen,die
dafür sind, bitte ich, sich zn erheben.— Der Antrag hat keine Mehrheit gefunden; er ist abgelehnt.

Danach stelle ich fest, daß dein Antrage des Fachausschusses,die Anträge abzulehnen, iu
beiden Füllen entsprochen »norden ist.

Nach der Zeitabnmchuugvon eben treten wir jetzt in eine Unterbrechung unserer Verhandlungen
ein, Ich bitte — es ist jetzt 10 Minuten vor 1 —, um '/; nach 2 pünktlich sich wieder eiuzufinden.

Der Herr Vorsitzendedes Prouinzialausschussesbittet zu einer Sitzuug des Provinzinl-
ausschusses pünktlichnur 2 Uhr.

Die Herren des Aeltestcnrats bitte ich, sich jetzt nach Zimmer 36 zu begeben.
(Schluß 12 Uhr 50 Minuten.)

(Beginn 2 Uhr 25 Minnten) -
Stellvertretender VorsitzenderUllcubaum: Ich erkläre die Sitzuug für eröffnet. Wir

kommen zn Punkt 27—31 der Tagesordnung. Laut Beschluß des Aeltcstenrates solle» diese
Pmikte zusammeuzur Diskussion gestellt werden,

Punkt 27 lautet: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Autrag der Zentrums-
fraktion auf Erstattung der vollen Wirtschaftsbeihilfe (Vefctzungszulage)
durch das Reich,
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Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFält. Ich erteile demselbendas Wort,
AbgeordneterFalk: Meine Damen und Herren! Zu Punkt 27 liegt Ihnen die Druck¬

sache Nummer 101 vor. Es handelt sich um einen Antrag der Zentrumsfraktion, der davon
ausgeht, daß nach den geltenden Bestimmungen die Beträge, die die Provinz aufzuwenden hat,
um ihren Beamten und Angestellte!!die überaus große Teuerung in unserer Provinz trafen zu
helfen, nicht vollständig aus Reichsmitteln ersetzt wird, sondern daß das Reich nur vier Fünftel
dieser Beträge der Provinz erstattet. Das ist ein Zustand, der auf die Finanzen der Provinz
überaus unheilvoll einwirkt und auch nicht den Grundsätzen der Billigkeit entspricht. Deshalb
empfiehlt Ihnen der Fachausschuß, den Autrag der Zentrumsfraktion anzunehmen — ich brauche
ihn wohl nicht zu verlesen, weil er in Ihren Händen ist —, den Herrn Landeshauptmann zu
ersuchen, an zuständiger Stelle die Auffassung des Provinziallandtages dahin zur Kenntnis zu bringen,
daß die ganzen Beträge, die von der Provinz aufgewendetwerden müssen, nicht uur zu vier Fünfteln,
aus Reichsmitteln zu ersetzen sind.

Stellvertretender VorsitzenderUlleubaum: Berichterstatter zu
Punkt 28: Antrag des I. Fachausschusses zu dem Antrag der Zentrums¬

fraktion, betreffend Verteilung der Erträgnisse des Kraftfahrzeugsteuer¬
gesetzes,

ist ebenfalls Herr Abgeordneter Falk. Ich erteile ihm das Wort
Abgeordneter Falk: Es handelt sich hier wiederum um einen Autrag der Zentrums-

fraktion — Druckfache Nr. 102. —. Der Antrag beschäftigt sich mit der Verteilung der Erträgnisse
des Krastfahrzeugstcuergesetzes,Der Maßstab, der da für die Verteilung auf die Länder vor¬
gesehen ist, geht von dem Gebietsumfang und der Bevölkerungszahlaus. Der Antrag verlangt,
daß die Unterverteilung im Lande Preußen auf die einzelnen Provinzen auf die Verhältnisse, wie
sie in den Provinzen liegen. Rücksicht nehmen soll. Der I. Fachausschußbittet Sie, dem zuzustimmen
und dabei zu berücksichtigen, daß der gerechte und natürliche Maßstab der ist, der sich aus der
Länge der der Unterhaltspflicht der einzelnen Proviuzialverbäude unterstehendenProviuzialstraßen
unter Berücksichtigung der Zahl und Art der Kraftwagen, die auf diesen Straßen verkehren,ergibt.

Stellvertretender VorsitzenderUllenbanm: Auch zu
Punkt 30: Antrag des 1. Fachausschusses zu dem Vorbericht zu dem Haus¬

haltsplan der Provinzialverwaltuug sowie zu den zu demselben gehören¬
den Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923

sowie
zu dem Haushaltsplan für die Provinzialverwaltuug für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1922 bis 31. März 1923

ist Herr Abgeordneter Falk Berichterstatter. Ich erteile demselbendas Wort.
Abgeordneter Falk: Meine Damen und Herren! Puukt 30 ist derjenige Punkts uuserer

heutigen Tagesordnung, dem wohl die größte Bedeutung zukommt. Nach dem Haushalts-
Voranschlag, der Ihnen übergeben worden war, fehlten zur Deckung der Bedürfnisseder Provinz
209 248 650 Mark, also ruud 210 Millionen Mark. Der Proviuzinlausschuß hatte vorgeschlagen,
daß zur Deckung dieses Betrages eine Provinzialsteuer in Höhe von 246,17«/« erhoben werden sollte.
Die einzelnen Ansätze des Haushaltsvoranschlages sind durch die Entwickelung,die unsere Verhält¬
nisse genommen haben, vollkommenüberholt und über den Haufen geworfen worden. Mit den
Arbeiten zur Aufstellungdes Haushaltsplans ist schon im vorigen Jahr begonnen worden. Berück¬
sichtigt ist in dem Haushaltsplan uoch diejenigeErhöhung der Ausgaben, die dadurch entstanden ist,
daß ,m April die Besoldung der Beamten und die Löhne der Arbeiter gesteigert werden mußten.
Hber dleMigen Gehalts- und Lohnerhöhungen,die seitdem entstanden sind, sind im Haushaltsplan
nicht mehr berücksichtigt worden. Sie konnten — um auch das klarzustelleu — nicht berücksichtigt
werde», weil der Haushaltsplan eben schon im April abgeschlossen worden ist. Nuu sind bis heute
— das ,st eme Zahl, von der ich Sie bitte, auszugchen — infolge der Erhöhungen der Gehälter
und infolge der neu abgeschlossenen Tarifverträge 78,5 Millionen Mark allein mehr für Gehälter
uno ^uyne notwendig geworden. Außer diesen 78,5 Millionen sind aber infolge der ganz unerwartet
hohen Teuerung, die eingetreten ist, noch weitere Ausgaben schon heute feststehend über die Ansätze
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des Hanshaltsplans hinaus im Betrage uou rund 100 Millionen Mark Ich darf Ihnen die
einzelnenPositionen, die der Fachausschußerhöht hat, mitteilen: 78,5 Millionen Mark für Gehälter
uud Löhne, bei der Anstaltsunterbringnng Hilfsbedürftiger 14 Millionen Mark, beim Landarmen-
wefcn 15 Millionen, bei der Hochbauabteilung5 Millionen, bei der Straßenverwaltung 50 Millionen,
infolge der besonderen Vorlagen uud der besonderen Bewilligungen des Prouinziallandtages
2,5 Millionen, der Anteil des Prouinzialverbandes an denjenigen Besoldungserhühungen,die jetzt
zn erwarten sind, 18 Millionen und die Erhöhung der Renten für die abgetretenen Straßen
— Sie wollen sich erinnern, meine Damen und meine Herren, daß dieser Gegenstandeine bedeutsame
Rolle in unseren Verhandlungen gespielt hat — 5 937 000 Mark. Insgesamt sind die Ausgaben
um ruud 188 837 300 Mark erhöht worden. Pflichtgemäß muh Ihnen der I. Fachausschuß
empfehlen, diese Summe als weitere Ausgabe in den Haushaltsplan der Provinz einzusetzen.

Es fragt sich, wie Deckung für diefe bedeutsame Summe zu finden ist. Die Deckung
erfolgt nach den Voranfchlägen des Fachausschusses in folgender Weife. Wenn, wie wir bestimmt
annehmennnd wie in dem Antrage, den ich eben vorzutragendie Ehre hatte und den Sie angenommen
haben, vorgesehen ist, das Reich die ganze Besatzungsbeihilfeerstattet, fo würde das eine Erhöhung
der Einnahmen um 1725 000 Mark bedeuten. Es ist damit zu rechnen, daß die Dotationen,
die aus Staatsmitteln der Provinz zustießen, um einen sehr erheblichenBetrag erhöht werden.
Ich will auf die ganze Streitfrage, die sich an die Verteilung der Staatsdotationen auf die einzelnen
preußischenProvinzen anknüpft, in diefem Zusammenhange nicht eingehen; ich würde sonst einen
Raub an Ihrer Zeit begehen. Es haben in den Tagen, in denen der Provinziallandtag hier
versammelt war, zwischen Proviuzialucrwaltuug, FachausschußI und der Staatsregierung Verhand¬
lungen über die Höhe der Dotationen stattgefunden. Ich kann mitteilen, daß nach einer Auskunft,
die vom Herrn Minister des Innern heute hier eingegangenist, damit gerechnet werden kann, daß
auf die Rheinprouinz aus Dotatiousmitteln ein Betrag von 8l Millionen sicher entfällt. Das
würde gegenüber dem Voranschlag, wie er in der in Ihren Händen befindlichen gedruckten Vorlage
enthalten ist, ein Mehr von 58,5 Millionen Mark ausmachen. Nach deu Mitteilungen über die
Verhandlungen der Finanzminister in Würzburg uud über die Beratungen, die sich an diese Fincmz-
ministerkonferenzangeknüpft haben, ist der Provinziallandtag auch in der Lage, den Zuschuß des
Reiches zur Besoldung der Beamten uud Angestelltenund ebenso die Mehrüberweisuugau Reichs¬
einkommensteuer für 1922 und für die zurückliegenden Jahre von 1920 und 1921 weit höher zu
bemessen,als das in der gedruckten Vorlage zum Ausdruckgekommen ist. Man darf annehmen,
ohne die Grenzen, die einem vorsichtigen Haushalter gezogen sind, auch nur zu berühre», daß der
Zuschuß des Reiches zur Besoldung der Beamten uud Angestellten sich um 68 Millionen Mark
steigernwird und die Mehrnbeiweisungan Reichseinkommenstener für das Jahr 1922 — 43 Millionen
nnd für die beiden zurückliegenden Jahre 4 Millionen betragen wird. Dabei ist damit gerechnet,
daß ein Steuerbetrag überwiefeuwird, der dem Steuerbetrag von l919 zuzüglich 80"/u gleichkommt.
Diese Annahme beruht auf Mitteilungen, die der Vertreter des Herrn Ministers des Innern am
«. Juli ds. Is. gemacht hat. Dieselbe Stelle hat Mitteilungen gemacht, auf Grund deren der
Zuschuß des Reichs zur Besoldung der Beamten und Angestelltenso berechnet werden tonnte, wie
ich Ihnen das eben vortragen durfte. Diefe Beträge, die ich eben genannt habe, zusammen¬
gerechnet, ergeben 175 225000 Mark: den 188 Millionen Mark Mehrausgabe steheu also diese
Summen, die auf der Einnahmeseiteneu zu verbuche»sind, mit etwas mehr als 175 Millionen
gegenüber. Wir sind außerdem in der Lage, aus dem Ausgleichsstuck 1,25 Millionen in Ansatz
zu briugeu, sodaß die Summe der Mehreinnahmen 176 475 000 Mark beträgt. Es ergibt sich
somit ein Fehlbetrag in Höhe von 12 462 300 Mark. Dieser Fehlbetrag kann nicht aus einem
Posten gedeckt werden, den man vorsichtshalberin den Haushalt eingesetzt hat, der nngefähr dieselbe
Höhe hat. Diejenigen, die sich näher mit den Dingen beschäftigenwollen, verweife ich auf den
Etatstitel Vl 10 auf Seite 10 des Haushaltsplans. Dort finden Sie. daß 12.75 Millionen Mark
für unvorhergeseheneAusgaben zurückgestellt sind. Der Fachausschuß1 ist der Meinung gewesen,
daß dieser Posten, der sich rechnerisch, wie Sie aus der Vorlage ersehe», um eine Kleinigkeit ändert,
erhalten bleiben muß, denn es ist sicher, daß wir auch unter Hinzunahme der 188 Millionen Mark
nicht auskomme»werden. Wir müssendamit rechnen, daß die Teuerung noch weiter fortschreitet,
sodaß der Betrag von 12'V-, Millionen nur als ei» überaus bescheidenerSicherheitskoeffizientangesehen



288 63. RheinischerProvinziallandtag, 6. Sitzung am 15 Juli 1922.

werden kann. Da bleibt dem Fachausschuß nichts anders übrig, als Ihnen — der Vorschlag
hierzu ist vom Herrn LandtagspräsidentenDr. Iarres in seiner Eigenschaftals Mitglied des Fach¬
ausschussesgemacht worden — vorzuschlagen,die Provinzialnmlage zn erhöhen nnd anstatt des
vorgesehenenProzentsatzes von 246,17 eine Provinzialsteucr von 260 "/y auszuschreiben. Der
Fachausschuß ist sich dabei bewußt gewesen, daß der finanzielle Druck, der auf alle» unseren
rheinischen Gemeinden und Kreisen liegt, mögen sie ländlich, mögen sie industriell sein, mag es sich
um große volksreiche Städte handeln, mag es sich um kleine volksarme Landkreise handeln, so groß ist,
daß mau sich scheuen muß, jede auch noch so kleine Belastung hinzuzufügen. (AbgeordneterOrlupp:
Sehr richtig!) Aber diese Gesichtspunktemußten hinter der Ueberzeugung zurücktreten,daß es ohne
eine solche Äelastuug nicht abgeht, das Geld muß aufgebracht werden, andere Einnahmequellen
stehen nicht zur Verfügung Es bleibt daher nichts anderes übrig, als die Provinzialsteucr zu
erhöhen. Da glaubte der Fachausschuß,daß es nicht nur ehrlicherund klüger sei, sondern daß es
auch im Interesse aller unserer steuerpflichtigen Gemeindenliege, wenn man ihnen von vornherein
sagt, wieviel sie aufzubringen haben. Das ist besser, als wenn man mit Nachtragsfurderuugen
kommt, die die Fiuanzgebarung der einzelnenGemeinden uud Kreife nur erschweren.

Im Aeltesteuausschußist diesen Mittag eine Eingabe vorgelegt worden, die ein Land-
bürgermeisterhier ans Hans gebracht hat. Diese Eingabe enthält eine bewegliche Klage über die
überaus großen finanziellenLasten, die ans allen unseren Kommunalverbandenliegen, Sie verlangt
insbesondere,daß auch von dieser Stelle aus Veranlassung genommenwerden soll, dahin zu wirken,
daß möglichstschnell die Anteile au der Reichseinkommensteuerund die Anteile au der Körper¬
schaftssteuerden Gemeinden und Kommuunlverbäudenüberwiesenwerden, die ja einen gesetzlichen
Anspruch darauf haben. Ich bin beauftragt wurden, Ihnen hiervon Kenntnis zn geben, und bin
überzeugt davon, daß Sie alle — Sie mögen einer Partei angehören, wie Sie wollen, Sie mögen
einen Beruf im Lebe» bekleiden,wie Sie wollen — mit dcni Aeltesteuausschußden Standpunkt
vertreten, daß es nötig ist, daß dasjenige, was den Gemeinden nach den reichsgesetzlichcnNestim¬
mungen zusteht, ihnen auch sobald wie möglichüberwiesenwird, damit sie in der Lage sind, ihre
Finnnzwirtschnft weiter fortführen zu können. (Sehr richtig! rechts.)

Darüber hinaus soll ich Ausführungen darüber machen, daß die Gemeinden unter der
Gestaltung, die das Steuerwesen in der deutschen Republik genommenhat, leiden. Wenn ich das
tue, so fühle ich mich aber verpflichtet hinzuzufügen, daß diese Gestaltung des Steuerwesens zwangs¬
läufig gewesen ist, daß es gar nicht anders kommen konnte uud daß es notwendig gewesen ist,
zunächst dem Reich die Mittel zu geben, damit das Reich weiter leben kann. (Sehr richtig!)
Und wenn wir den Dingen auf den Grnnd gehen und unterfuchen,wie es denn eigentlich kommt,
daß Reich, Länder nnd Gemeinden, die einst blühend waren und über geordnete uud gesicherte
Finanzen verfügen konnten, heute von Klagen über die Zerrüttung ihrer Finanzverhältniffe wider¬
hallen, so finden wir als letzte Quelle die Bediuguugen des Friedensvertrages von Versailles, die
dein deutschen Reiche Lasten auferlegen, die wir mit dem besten Willen nnd obwohl wir bereit
sind, alles zn tuu, was iu »uferen Kräften liegt, um sie erfüllen zu können, nicht erfüllen können.
(Lebhafte Zustimmung.)

Ans diesen Erwägungen heraus habe ich Ihnen namens des I. Fachausschusses zu empfehlen,
den Ihnen vorliegenden Antrag auf Drucksache103 zu genehmigen. Dieser Antrag zerfällt in
vier Teile. In Nummer 1 ist das ziffernmäßig angegeben, was ich vorhin vorgetragen und aus¬
einandergesetzt habe. Nummer 2 lautet dann:

„Der Provinziallaudtag wolle zur Deckung des Steuerbedarfs die Erhebung einer Pro-
Ulnzmlumlagevon 260°/« auf 'die Nealstcucrn nach Maßgabe des Gesetzesvom 3. Mai 1922
über die Anwendung der §8 7 und 25 des Kreis- und Provinzial-Abgabengesetzesvom 23. April
1906 m der Fassung der Novelle vom 26. August 1921 beschließen"

und endlich
beschließen,daß nach dem festgesetzten Haupt-Haushaltsplan und nach den zu ihm gehörenden

Haushaltsplänen der einzelneuVerwaltungszweige nnd Anstalten die Verwaltung auch nach dem
1. Januar 1923 bezw. nach dem 1. April 1923 so lange weiter geführt und die für 1922 geneh¬
migte Provinzialstcuer so lange weiter erhuben werde, bis der Piovinziallaudtag neue Haushalts¬
pläne genehmigthaben wird".

Ich bitte Sie, demgemäßzn beschließen.
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Stellvertretender Vorsitzender Ulleubaum: Auch zu Puutt 31 der Tagesordnung:
Antrag des I. Fachausschusses zu dem Autrag der Zeutrumsfraktiu»,
betreffend Nachprüfung der Form und Gliederung des Haushaltsplanes
der Provinz,

ist Herr AbgeordneterFalk Berichterstatter,
AbgeordneterFalk: Meine Damen nnd Herren! Schon im vorigen Pruviuziallaudtag

ist der Herr Laudeshauptmann ersucht worden, Form nnd Gliederung des Haushaltspläne der Pro^
vinz unter BerücksichtigungzahlreicherWünsche, die an die Proviuzialverwaltuug herangetreten
waren, und unter Benutzung der Erfahrungen und Fortschritte der Städte in der Aufstellung des
Haushaltsplans einer Nachprüfung zu unterziehe,, und zur Vereinfachungdes Planes, der Druck¬
sachen usw, Vorsorge zu treffen. In den, Vorbericht, Drucksachc Nr. 1, finden Sie auf der erste»
Seite folgende Bemerkung: „Da die Neuwahl des Landeshauptmanns erst zu der Ihnen bekannte»
Zeit geschehe,, ist", und mnu fährt da,,,, fort: „Da die Neuwahl erst im März stattfand, konnte
eine Neuaufstelluiigder Haushaltspläne, die scho» im November vorbereitet werden nnd bis Anfang
April drnckfcrtig vorliegen mußten,' nach neuen Grundsätzennicht mehr vorgenommenwerden. Vor-
bericht und Haushaltspläne werden daher in diesem Jahr nochmalsin der bisherigen Form vorgelegt".

Der Antrag der Zentrumsfral'iiou erinnert an die früheren Beschlüsse des Provinzialland-
tags. Der FachausschußI bittet Sie, meine Damen und meine Herren, den Antrag unverändert
anzunehmen.. (Bravo! rechts.)

Stellvertretender Vorsitzender Nllenbaum: Es fehlt uns jetzt „och die Berichterstattung
zu Punkt 29: Antrag des I. Fachausfchusses zu dem Antrag der Zentrnmsfraktiou,
betreffend die Erhöhung der Dotationsreute.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterSchäfer. Ich erteile demselbeu das Wort.
AbgcordueterSchäfer: Meine Damen nnd Herren! Zum bessere» Verständnis der Be¬

deutung der Angelegenheitmuß ich mit eiuigeu Worten auf die bisherige Rechtslage eingehe».
Zu den Einnahmequellen, deren die Provinz zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedarf, gehöre»

unter anderen, die Dotationsreutcn, die vom Staate den Provinzen überwiesenwerden. Sie be¬
trugen bisher insgesamt rund 42 Millionen Mark. Dieser Betrag wurde „ach verschiedene» Gruud-
sätzen, die i» de» verschiedenen Dotationsgesetzenenthalten sind, auf die einzelnenProvinzen unter-
verteilt. Ich kaun hier kurz feststellen,daß diese Maßstäbe für die Rheinprovinz durchaus »»günstig
und im wesentliche,,auf östlicheVerhältnisse zugeschnittenwaren. Insbesondere ist festzustellen,
daß diejenigen Maßstäbe, die für die Rheinprovinz günstig waren, nicht berücksichtigt wurden.
Dafür kommennamentlich die Ausgaben, die überhaupt für Provinzialzweckeausgegebenwerden,
uud die Einwohnerzahl in Frage. Der erste Maßstab, die Ausgaben für Provinzialzwecke,wird
überhaupt nicht berücksichtigt,trotzdemdie Nheinproviuz »lehr als eiu Fünftel der gesamte»Aus¬
gaben für Provinzialzweckeleistet. Der andere Maßstab, die Einwohnerzahl, wird nur iu gauz
ungenügendemMaße dadurch berücksichtigt,daß die Einwohnerzahl vom Jahre 1875 zu Grunde
gelegt wird, also einer Zeit, als die Entwickelungder Rheinprovinz mit der heutigen Entwickelung
überhaupt nicht zu vergleichenwar. Wenn schon bisher diese Verhältnisse für die Rheinprovinz
außerordentlich»„erfreulich waren, so werden sie augenblicklich noch viel „»erfreulicher, wo es sich
nicht mehr darum handelt, 44 Millionen Mark zu verteilen, sondern wo es sich um ganz andere
Summen handelt. Es ist Ihnen bekannt, daß die Dotationen auf den Antrag der Provinzen auf
ruud 165 Millionen erhöht werde» sollen. Dieser Betrag ist im Ausschuß auf 500 Milliouc»
erhöht worden. Jetzt fragt es sich: Wie sollen diese 500 Millionen verteilt werden? Die Staats-
regierung hat sich auf den Standpunlt gestellt, daß es zweckmäßig uud notwendig sei, diese 500
Millionen nach den alten Maßstäben zu verteilen. Dagegen läßt sich, abgesehendavon, daß dies
wieder zu einer großen Schädigung der Rheinprovinz führe,, würde, einwenden, daß diese alten
Maßstäbe ans den verschiedenstenGründen heute praktisch uicht mehr anwendbar sind. Einmal sind
Provinzen weggefallen,zum andern ist aber auch die Steuergesetzgebung,die für einen der Maß¬
stäbe wesentlichwar, vollkommen geändert worden. In einer Konferenz der Landesdirektorenist
die Frage eingehenderörtert worden, und schließlich hat der Herr Landeshauptmann geglanbt, vor¬
behaltlich der Zustimmung des Landtages, einem Kompromiß zustimmenzu sollen, in dem festge¬
stellt wurde, daß 40 Prozent nach der bisherigen Gesetzgebungund 60 Prozent nach der Ein-

8?
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wohnerzahl verteilt werden sollen. Meine Dcnnen nnd Herren! Die Wirkung dieses Kompromisses
ist folgende: Während wir nach den alten Grundsätzen von den 500 Millionen 53 Millionen be¬
kommen hätten, würden wir setzt nach dem Kompromiß von Wiesbaden rnnd 81 Millionen be¬
kommen. Wir können nicht anerkennen, daß dieses Kompromiß den wirklichenBedürfnissen der
Rhcinprovinz gerecht wird. Es ist zuzugeben, daß es für den Herrn Landeshauptmann wohl un¬
möglich gewesen ist, in dem Kompromiß mehr zu erreiche», deuu man muß bedenken, daß das
Mehr, das die Rheinprovinz für sich in Anspruch nimmt, von dem genommenwerden muß, was
die übrigen Provinzen bekommen würden: es war deswegen dir Stellung des Herrn Landes¬
hauptmanns eine außerordentlich schwierige, Oanz erstaunlich war aber die Haltung der Staats-
regiernng, die sich ans den Standpunkt stellte, es solle unter allen Umständen bei dem alten Ver-
tcilungsmaßstab bleiben, und erst, nachdem hier aus dem Landtage von sämtlichenFraktionen eine
dringende Drahtnng an die Regierung gesandt wurden ist, nachdem auch ein Abgeordneter des
preußischen Landtags, Herr Heß, der auch dem Hause hier angehört, sich persönlich im Ministerinn!
verwandt hat, ist uunmehr heute morgen die bindende Erklärung des Herr» Ministers des Innern
eingegangen,daß er seine Bedenkengegen die Anwendung des Wiesbadener Kompromisses— also
das Mindeste, was wir verlange!, müssen — zurückstellen und das Wiesbadener Kompromiß als
Grundlage für die Verteilung annehmen wolle. Das ist zweifellos ein recht erheblicher Fortschritt.
Wir können nunmehr annehme«, daß die Beträge, die als Erhöhung der Dotationen im Haushalts¬
plan berücksichtigt worden sind, wirklich eingehen nnd keine unsichere Faktoren mehr sind. Aber
darüber hinaus müssenwir verlangen, daß weiteres geschieht. Insbesondere müssenwir verlangen,
daß der Maßstab der Einwohnerzahl wenigstens stärker berücksichtigt wird. Wir müssen weiter
verlangen, daß auch die besonderenAufwendungender Provinzen, die nuter dem Friedensvertrag
so außerordentlichzu leiden haben — Nheinprovinz, Ostpreußen usw. -, berücksichtigt werden.
Das letztere verlangt der Antrag der Zentrumsfrattion, der eben wünscht, daß ein Teil aus deu
Dotationen vorweg ausgeschieden wird, um die Lasten der Nheinprovinz zu erleichtern.

Wir bitten Sie, meine Damen und Herren, dem Antrage des I. Fachausschusses — Druck-
sachc 75 —. zuzustimmen.

Dabei bitte ich Sie, davon Kenntnis zu nehmen, daß sich leider ein bedauerlicher Irrtum,
ein Druckfehler, dort eingeschlichen hat. Es heißt: „Der Prouiuziallandtag nimmt Kenntnis von
der Absicht der Staatsregiernng, den für die Geschäftsjahre 22 und 23 bestimmten Betrag zu
verteilen". Ich bitte die Worte „nnd 23" zn streichen. Es handelt sich zunächst nur um eine
Dotation für das Jahr 1922. Die unrichtige "Fassungist darin begründet, daß in dem Entwurf
des neuen Antuuumiegesetzes allerdings von den Jahren 22 nnd 23 die Rede ist. Wie aber heute
feststeht, kommt zunächst nur das Jahr 1922 in Frage. Was nach dem Jahre 22 geschieht,
bedarf noch weiterer Feststellung Dann ist in der Drucksache von einer Dotation von 5 Millionen
die Rede, während es 5W Millionen heißen muß.

Der Fachausschußhat dauu noch an dem Antrage der Zentrumsfraktion eine redaktionelle
Aenderung vorgenommen. Ungefähr in der Mitte hat er das Wort „weiter" durch die Worte
„darüber hinaus" ersetzt, um zum Ausdruckzu bringen, daß zunächst der richtige Verteilungsmaßstab
angewendetwerden soll, und daß unabhängig davon, außerdem noch, darüber hinaus, verlangt
wird, daß ein bestimmter Betrag der Dotation für die besonderenBedürfnisse der Provinz ans-
üeschiedenwird.

Wir bitte» Sie, dem Autrage des I. Fachausschusses zuzustimmen.
Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr Oberpräsidialrat Dr. Brandt.

, Oberpräsidialrat Dr. Brandt: Meine Damen und Herren! Ich wollte nach den Aus¬
führungen des Herrn Referenten mir nur die Vemerknng gestatten, daß oic preußischeStaats-
regieiung die erhöhten Staatsdotationsrenten nnr für das Jahr 22 nach dem alten Maßstabe und
und nach Maßgabe der Grundsätzeder bestehenden Dutationsgesetzgebungverteilen wollte, und zwar
deswegen damit die Provinzen möglichst bald in den Genuß dieser erhöhten Renten kommen sollen.
A^^"bM ^lerung hatte aber die Absicht, zu erwägen, ob nicht ein anderer, gerechterer
Maßstab, der insbesondere der Verhältnissender Rheinprovinz mehr Rechnungträgt, für die künftigen
^«hrc gefunden werden konnte. Es handelt sich also bei der Absicht der preußischenStaats¬
regiernng lediglich um das Jahr 1922. " ^ ' "
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Vorsitzender Dr. Iarres: Die Berichterstattung ist erfolgt. Es haben sich für die
Besprechungznn, Wort geweidet die Herren AbgeordnetenSchäfer, Esser, Hoffmnnn, Hans und
Köttgen.

Ich erteile zunächst das Wort dem Herrn Abgeordneten Schäfer,
AbgeordneterSchäfer: Meine Damen nnd Herren! Nach dem eingehenden Referat des

Herrn Vorsitzendendes I, Fachansschusscs,des Herrn Abgeordneten Falk, lann ich mich außer¬
ordentlichkurz fassen. Ich möchte nur einige Feststellungenmachen

Meine Damen und Herren! Es ist bezeichnend für diesen Etat, daß es nicht möglich
gewefen ist, in irgendeinemAusschuß irgendwelche Abstrichezu machen, Sie finden auch in der
gedrucktenVorlage eine Verminderung der Ausgaben durch irgendwelcheAbstriche nicht. Das
bedeutet, daß überall die Ausgabe», insbesonderedie Ausgaben für die Anstaltszwecke,Fürsurge-
zwecke nsw, ganz außerordentlichbescheiden eingesetzt worden sind. Es ist schon richtig, wcüu einer
der Herren Redner — ich glaube, es war einer der Herren von der Linken — festgestellt hat, daß,
wenn man diefe furchtbar angeschwollenen Zahlen auf ihren inneren Wert, den Goldwert, zurück¬
führt, dann tatsächlich nicht ein Fortfchritt in den Ausgaben der Provinz zu verzeichnen ist, sondern
ein ganz bedauerlicherRückschritt. Es ist ganz klar, daß wir bis an die Grenze des Erträglichen
gegangen sind und daß wir uicht weiter herabgehcnkönnen, wenn nicht unsere guten Eiurichtungeu
ganz erheblichSchaden leiden sollen.

Auf jeder Seite — das hat der Herr Berichterstatter auch schon bemerkt begegnen wir
den Folgen des Fricdensvertrages von Versailles. Auf jeder Seite finden wir feine Spuren.
Daraus ergibt sich für uns die traurige Gewißheit, daß unser Etat niemals besser, sondern immer
schlechter werden wird, solange eben diese Folgen auf dem Reich, dem Staat, den Gemeinden uud
der Provinz lasten.

Meine Damen und Herren! Ich will nur noch auf einzelne Punkte eingehen. Insgefmnt
find für unvorhergeseheneAusgaben ganze 12 Millionen Mark vorgesehen. Das ist gegenüber
einem Gesnmtetat von jetzt 936 Millionen eine geradezu klägliche Summe. Weil gar keine stillen
Reserven im Etat stecken, ist mit einiger Sicherheit anzunehmen, daß dieser Betrag nicht reichen
wird. Wenn Sie bedenken, daß für Erhöhung der Beamtenbesolduug,die nach dem 1, Juli dem¬
nächst noch kommen wird — es sind ja nach den Mitteilungen der Presse wieder neue Verhand¬
lungen im Gange, um die Beamtenbesolduugzu erhöhen —, für das kommende Jahr ganze 20°/,
der Gesamtgehälter angenommensind, dann muß man schon ein großer Optimist sein, wenn man
annehmen will, daß diese Beträge reichen. Es wäre erwünscht gewesen, diesen Etatsposten etwas
günstiger zu gestalten. Anderseits erschien es durchaus unerwünschtund schwierig, die Umlage höher
zu gestalten. Zunächst bedeutet es für die Slädte eine ganz außerordentlicheSchwierigkeit) nach¬
dem die Haushalte der Städte schon unter Dach sind, jetzt plötzlich mit ganz erheblichen Nach¬
forderungen zu kommen. Die Nachforderung, die die Umlage auf 260°/« erhöht, ist schon sehr
drückendund wird die Hausbalte der Städte außerordentlich belasten. Trotzdem müssen wir der
Tatsache ins, Auge sehen, daß der Betrag nicht reichen wird, und wir müssenuns darauf gefaßt
machen, daß entweder eine Nachtragsvorlage kommt, oder aber, daß der Fehlbetrag, der sich aus
dem Jahre 1922 bei weiterer schlechter Entwickelungergibt, i« das Jahr 1923 übcrnommcuwerden
muß. Eine Besserung unserer Verhältnisse wäre, abgesehen von den außenpolitischen Verhältnissen,
nur dann zu erwarten, wenn unser Antrag an die Regierung, größere Ueberwcisuugenaus den
Dotationen vorzunehmen,Erfolg hätte. Ich richte auch namens meiner Parteifreunde an den Herrn
Landeshauptmann die dringendeBitte, nichts unversuchtzu lassen, um den gerechten Ansprüchen
der Provinz in diesem Punkte, zum Siege zu verhelfen. Wenn es uns gelänge, statt der 81 Mil¬
lionen 95 Millionen zu bekommen oder wenn die Einnahmen aus den Dotationen bei Anwendung
des Maßstabes der Angaben sogar ans 105 Millionen gebracht werden könnten, so würde das für
nns eine außerordentlichhohe Entlastung bedeuten.

Namens der Zentrumsfraktion erkläre ich, daß wir dem Haushaltsplan in der vorliegenden
Form zustimmen.

VorsitzenderDr. Iarres: Ich beabsichtige, das Wort in folgenderReihenfolge zu geben:
Herrn Köttgen, Herrn Hoffmaun. Herrn Esser, Herrn Haas und dann Herrn Eberle. Ich habe
gehört, daß Herr Haas Wert darauf legt, hinter Herrn Efser zu sprechen. Ist das richtig?

37*
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(Abgeordnete!,' Haas stimmt zu.) Weil jetzt ein Vertreter des Zentrums gesprochen hat, müssen
wir zunächst die anderen Parteien zu Worte kommen lassen.

Das Wort hat Herr AbgeordneterDr, Köttgen,
Abgeordneter vi-, Köttgen: Meine Damen und Herren! Der Provinzialansschuß hat

soeben iu seiner Sitzung sich auch mit dem Bericht beschäftigt, den Herr Abgeordneter Falk hier
über die Finanznot der Gemeinden gegeben hat. Der Provinzialansschuß kam zu der Ueber¬
zeugung, daß es doch wünschenswertsei, wenn nicht nur ein Bericht dazu gegeben, suuderu »neun
hier auch ein Autrag zum Beschluß erhoben wird.

Im Einvernehmen mit den AbgeordnetenAdenauer, Vetzhold, Farwick, Haas und Hauck
erlaube ich mir, einen Beschlußvorzuschlagen,von dem ich annehme, daß Sie ihm einstimmigund
unbedenklich zustimmen können, weil Ihnen allen die Finanznot unserer Gemeinden bekannt sein
wird. Der Antrag hat folgenden Wortlaut:

„Provinzilllllludtag stellt fest, daß die Finanzuot der Gemeinden infolge nicht rechtzeitiger
Erledigung einer Abänderung des Landessteuergesetzes zum finanziellen Zusammenbrucheder
Gemeinden führen muß, uud erwartet von der Reichs- uud Staatsregieruug unverzügliche
Maßnahmen zn Güusten der iu ihrer Existenz aufs schwerste bedrohte« Gemeinden".

Meine Damen und Herren! Sie wissen alle, daß schon vor der Zusammenkunft der
Finanzmiuister iu Würzburg und seidem noch vielmehr durch die Geldeutwertung und ähnliche
Umstände die finanziellen Verhältnisse der Gemeindengeradezu unhaltbar gewordensind, uud alles
das, was für die Landgemeindenhier ausgeführt wurde, früher oder später auch auf die größereu
und größten Städte zutrifft. Es wird die höchste Zeit, daß aus den Verhandlungen und Erwä¬
gungen im Neichsfiuanzministeriumheraus man endlich zu den notwendigengesetzgeberischenTaten
übergeht. Wenn Reich und Staat nicht wollen, daß die Grundlage aller öffentlichenTätigkeit,
nämlich die Gemeindetätigkeit, zum Erliegeu kommt, muffen sie rechtzeitigdafür sorgen, daß die
Gemeinden den jetzt ständig steigendenAufgaben gewachseu bleibe».

Ich bitte Sie daher um einstimmigeZustimmung zu diesem Antrage.
VorsitzenderI)r. Inrres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Meine Damen und Herren! Dem von dem Herrn Vor¬

redner gestelltenAntrage stimmt »leine Fraktion zu. Es ist wohl uicht notwendig, daranf näher
einzugehen; der Antrag ist dnrch den Herrn Vorredner hinreichendbegründet.

Selbstverständlichstimmen wir auch dem Autrage zu, den der Berichterstatter des Fach¬
ausschusses bezüglich der Landgemeinden gestellt hat. Es ist dringend notwendig, daß die Regie¬
rung in dieser Richtung schnellstens verfährt, sonst kommentatsächlichschlimme Verhältnisse für die
Gemeinden, Die Gemeinden, besonders die Stadtgemeiuden sind mich durch die Provinz start
belastet, nicht nur dadurch, daß jetzt das Umlagesoll erhöht wird, wodurch die Städte mehr noch
als die Landgemeinden belastet werden, sondern auch dadurch, daß die Städte iu weit höherem
Maße Beträge für die Pflege der Geisteskranke,,,Idioten usw, ansgebeu müssen. Es sind Milli-
uucu, die da auf die eiuzelueu Städte außerdem noch entfallen, sodaß auch hieraus zu ersehen ist,
wie es mit den Gemeinden bestellt ist. Ebenso stimmen wir dem Antrage der Zentrninsfraktion
bezüglich der Dutationsrenteu zu.

Der Etat hat an sich nicht die Beratung erfahren, die wir wünschen, Man hat alle
unsere Anträge abgelehnt, (Zuruf: Alle?) Ja, im großen und ganzen, fast alle. Der Etat trägt
durch diese Mehrheit eine» reaktionären Charakter. Wir haben ans den Verhandlungen dieser Tage
erneut erfahren, dnß die Mehrheit dieses, Hauses antisozial handelt. Wir wissen sogar, daß man
bestrebt ist, auch den Provinzialbeamtcn und Angestellten die Arbeitszeit zu verlängern, (Abge¬
ordneter Adams: Das ist gar nicht wahr, der Achtstundentag ist doch gesetzlich!) Sie schreien
„Achtstundentag",Sie sind ja Gegner des Achtstnudeutages. Wir forderu jetzt den Achtstundentag
schon deshalb, well wir wissen, daß er heute gesellschaftlich notwendig ist. Wenn die Gesellschafts¬
ordnung richtig eingestelltwäre, würde auch eiue sechsstündige Arbeitszeit geniigen. (Lachen rechts.)
Wir können nicht die Hand, dazu bieten, den Beamten und Angestellten, die eine 46- oder
45 stündige Arbeitszeit wöchentlich haben, diese Arbeitszeit zn verlängern; unsere Fraktion kann sich
damit keineswegseinverstanden erklären, (AbgeordneterDr, Dichgans: Wenn sich aber die Beamten
damit einverstandenerklären? Zurnf: Es kommt auf Mehrleistung an!) Ich nehme an, daß die
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Beamte» nicht damit einverstandensino; wenigstensbin ich so informiert. Ebenso weiß ich, daß
die Beamten die durchgehende Dienstzeit fordern, die ja auch an sich erheblichbilliger ist. Die
längere Arbeitszeit kann Ihnen bei den heutige» teuren Kohlen- und Lichtpreiscnin den Wiuter-
monaten teuer zu stehe» kommen. Wenn Sie die Sache richtig einteile» und die durchgehende
Dienstzeit einführen, können Sie zweifellos manche Ausgaben sparen.

Die Mehrheit dieses Hauses hat sich nus gegenüber in einer Weise verhalte», die wir
hier bereits als reaktionär gekennzeichnet haben. Unsere grundsätzliche Auffassung von den ganzen
Proviuzialaufgnben ist ganz anders eingestelltwie die der Mehrheit dieses Hauses, die leider »och
zum nicht geringen Teil ans Monarchisten zusammengesetzt ist. Bis in die Kreise des Zentrums
hinein haben Sie ja heute morgen wieder gezeigt, daß Sie nicht gewillt sind, den Schutz der
Republik voll und ganz durchzuführen,wie Sie auch alles tun. um die schou sehr bevorzugte Laud-
wirtschaft weiter zu bevorzugen, Sie sind auch in Ihrer Mehrheit »»sereu Anträge» gege»über
antisozial gewesen, indem Sie, was die verschiedensten Provinziala»stalte» «»betrifft, sich allen
unseren Anträgen gegenüberablehnend Verhaltenhaben und »ach wie vor auch die Prügelstrafe in
den Anstalten aufrecht erhalten wollen. Eine solche mittelalterliche Pädagogik, wie Sie sie da
pflegen, können wir nicht mitmachen, (Abg. Dr. Dichgans: Wir sind aber jetzt »icht bei der Für¬
sorgeerziehung!) Wir müssen weiter konstatieren, daß Sie die Provinziala»stalten auch ferucrhi»
konfessionell gestalten und überall die konfessionelle Fuchtel zur Geltung bringen wollen.

Weil Sie uns gegenüber sich so verhalten haben, müsse» wir nus all den angeführte»
Gründen den Etat ablehnen. Dies erkläre ich namens meiner Fraktion.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterEsser-Euskirchen.
Abgeordneter Esser-Euskirchen: Meine Damen uud Herre»! In der. zweiten Plenar¬

sitzung des Provinziallandtages sind von den Sprechern der MehrheitssozialdemukraticVorwürfe
und Beschwerde»gegen die Art und Weise ausgesprochenworden, wie der Vertreter der Rhein
Provinz im Reichsrnte, Herr Landgerichtsrat Schumacher, sein Mandat ausübt. Es wäre zweck¬
mäßig gewesen, wenn man dem AngegriffenenGelegenheit gegeben hätte, an dieser Stelle selbst zu
de» BeschwerdenStellung zu uehmeu. Da das aber nicht möglich ist, möchte ich namens meiner
Fraktion zn diesen Beschwerden folgende Feststellungenmachen.

Es steht zunächst außer Zweifel, daß auch das Mitglied des Reichsrates durchaus kein
imperatives Mandat hat, sondern daß er nach seiner Ueberzeugungabstimmen muß. (Abg. Hoff
mn»»: Wenn er unseren Willen nicht ausführt, muß er zurücktreten! Große Heiterkeit bei den
bürgerlichenParteien.)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr AbgeordneteEsser. Ich bitte, den
Redner nicht zu unterbrechen,

Abgeordneter Esser (fortfahrend): Der Zwischenrufdes Herr» AbgeordnetenHuffmann ist
bezeichnend. Er scheint der Meinung zu sein, daß der Wille der Unabhängigen in Dentschlnnd
regiert. Soweit sind wir in der Rheinprovinz und auch im Reiche noch nicht. Vorläufig steht
die Mehrheit der rheinischen Bevölkerungnoch hinter den Abstimmungen,die das Neichsratsmitglied
Schumacher bisher ausgeübt hat. (Abg. Vamberger: Das bestreite ich!) Das bestreikn Sie?
Betrachten Sie doch die Zusammensetzungdieses Hauses. (Zuruf eines kommunistischen Abgeord¬
neten: Das ist kein Spiegelbild!) Bitte sehr, dieses Haus ist aus allgemeinen Wahlen hervor¬
gegangen, wie sie besser nicht stattfinden können.

Herr Kollege Haas hat den Vornmrf erhoben, daß bei fast allen Abstimmungen Herr
Schumacher in holder Eintracht mit Anhängern des alten Systems abgestimmt habe. Diese»,
Vorwurf gegenüber stelle ich fest, daß der preußische Ministerpräsident Braun am 18. Juni im
Landtage ausdrücklicherklärt hat, daß die Provinzialvertrcter bisher nur in wenigen Fällen ab¬
weichend von der preußischen Staatsregierung gestimmt haben. Es kann sich also nur um ganz
wenige Fälle handeln, und bei diesen wenigen Fällen handelte es sich meistens um Fragen der
Weltanschauung. Daß Herr Schumacher sich bei diesen Abstimmuugeui» dcutschuatwualerGesell¬
schaft befunden hat, ist nicht seine Schuld. (Abg. Hoffmann: Das gibt aber zu deuten!) Tatsache
ist, daß er mit seiner Abstimmungzweifellosdem Standpunkte der grüßten Mehrzahl der rheinischen
Bevölkerung entsprochen hat. (Abg. Hossmann: Wird bestlitten!)

Im einzelne» hat dann der Herr Kollege Haas dem Herrn Schumacher vorgeworfen,daß
ir gegen die ßß 13 und 14 des Gesetzes zum Schutze der Republik gestimmt habe. Das ist
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richtig. Ich kann aus den Beratungen des Reichstages feststellen,daß der § 13 des Gesetzesim
Reichstage aus der Vorlage gestrichenworden ist, also von der Mehrheit des Reichstages nicht
angenommenwurde, (Hört! Hört! im Zentrum,) Auch der § 14 hat einen starken Widerstand
gefunden, und, wem, das Reichsratsmitglied Schumacher dagegen gestimmt hat, so hat er dafür
zweifellos dieselben gute» Gründe gehabt, die auch im Reichstage von starken Gruppe» geltend
gemachtworden sind, (Sehr gut! im Zentrum,) Dasselbe gilt für deu Vorwurf, daß er in der
Einzelberatung gegen die beabsichtigte Geltungsdauer des Gesetzesvon fünf Jahren gestimmt hat.

Aber diese Einzelabstimmungen,bei denen Herr Schumacher in der Mindchcit geblieben
ist, habe» ihn nicht veranlassenkönnen, bei der Schlußabstimmung nicht für das ganze Gesetz zu
stimmen. Er hat bei der Schlußabstimmung für das gesamte Gesetz gestimmt, (LebhafteRufe:
Hört! Hört! im Zentrum.) Herr Kollege Haas hat das ja auch nicht bestrittcn. Aber es ist
immerhin bemerkenswert,daß die sozialdcmokmtische RheinischeZeitung in Fettdruck schreibt,Herr
Schumacher habe gegen das ganze Gesetz gestimmt. Das ist eine unehrlichePolitik, die ich hier¬
mit niedriger hängen möchte.

Ein weiterer Vorwurf richtet sich gegen die Abstimmung des Herrn Schnmncher gnm
Beamtendifziplinargesetz. Er hatte das Bedenken, daß das Gesetz in der Form, in der es aus
dem Reichsmt hervorgegangenist, eine schwere Gefahr für das Berufsbeamtentnm bedeute. Auch
im Reichstag find diese Bedenkenso nachdrücklich zum Ausdruckgebracht worden, daß die Reichs¬
regierung sich schließlich entschlossen hat, die betreffenden Beamtenstellen, gegen die dieses Gesetz
sich richtet, in einem besonderen Verzeichnis mit Zustimmung des Reichstages und später eines
Reichstagsausschussesfestzulegen.

Was nuu die Abstimmung des Herrn Schumacher zur Getreideumlnge angeht, so hat
mein Fraktionskollege,Herr Völlig, dazu gestern scho» das Notwendige gesagt. Ich habe dem nur
hinzuzufügen, daß, als diefes Gesetz in der vom Rcichtage beschlossenen Form wieder an den
Reichsrat zurückging, Herr Schumacherauch für dieses Gesetz gestimmt hat, (Hört! Hört! im Zentrnm,)

Herr Kollege Ebcrlc hat sodann dem Herrn Schumacher deu Vorwurf gemacht, er habe
seine Vertretung häufig iu die Hände dentschnationalerMitglieder des Reichsrates gelegt. Meine
Damen und Herren, die Vertretung im Neichmte bedeutet keineswegseine Stimmanfgabe, Nach¬
dem ich vorhin festgestellthabe, daß die Provinzialvertreter nach der Erklärung des preußischen
Ministerpräsidenten nur in wenigen Ansnahmefällen abweichend von der Stantsregierung gestimmt
haben, kann diese Vertretung überhaupt nur sehr gering gewertet werden. Es entspricht einem
Wnuscheder preußischen Stantsregierung, daß die Vertretungen in allen Verhinderungsfällen für
nur eine Sitzung oder für nur weuige Tage durch andere Mitglieder des Reichsrats besorgt werden
und daß nicht der Stellvertreter aus der Provinz herangeholt wird, (Zuruf links: Nicht soviel
ablesen!) einmal wegen der Kosten und dann auch ans dem Umstände, daß es unzweckmäßig ist,
einen Vertreter lediglich zur Abstimmung herbeizuholen, der sich nicht an den Beratungen der
Kommissionbeteiligen konnte. Deu Herren von der Mehrhcitssozialdemokratieempfehle ich, fich
bei ihrem Parteifreunde Hörfing einmal danach zu erkundigen, wie er in solchen Fällen verfährt.
Herr Hörfing legt dann auch seine Vertretung in die Hände anderer Reichsratsmitglicder, er hat
seine» bürgerlichenVertreter Rieve-Halle nur in sehr wenigen Fällen herangeholt.

Im übrigen kann ich aus eigener Beobachtung feststellen,daß Herr Schnmnchereiner der
fleißigstenProvinzialvertreter im Reichsrat ist und sein Amt sehr ernst und gewissenhaftauffaßt.
Wir haben daher nicht den geringstenAnlaß, ihm infolge der von den Sprechern der Mchrheits-
sozialdemokratie erhubeneu Vorwürfe, die sich im wesentlichen als durchaus gruudlus erwiesen haben,
unser Vertrauen zu entziehen. Im Gegenteil, wir sprechenihm für die zielbewußteund entschie¬
dene Vertretung der Interessen der Rheinprovinz im Rcichratc unsere volle Anertennnng aus.
(Lebhaftes Bravo! im Zentrnm. Glucke des Vorsitzenden.)

VorsitzenderDr. Iarres: Meine Damen uud Herren! Eigentlich gehört diese Erklä¬
rung nicht zu den Gegenständen, die jetzt zur Tagesordnung stehen. (Sehr richtig! links.) In
einer gestrigen Besprechungim Aeltcstenrat wnrde aber dieser Weg für angängig erachtet. Dies
habe ich hier zur Klarstellung zn bemerken.

Ich erteile das Wort dem Herrn AbgeordnetenHaas,
AbgeordneterHaas: Meine Damen nnd Herren! Herr Kullege Esser hat geglaubt, bei

diesen, Punkte der Tngesorduung die Vorwürfe, die ich gegen den Herrn Schnmncher erhoben
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habe, hier zurückweisen zu müssen. Er hat besondersWert darauf gelegt und es mehrere Male
betont, daß die Mehrheit der Bevölkerung der Nheinprovinz hinter den Abstimmungendes Herrn
ReichsratsmitgliedesSchumacher stäude. Es ist von links gerufen wurden, man bezweifle das. Ich
bezweifledas durchaus nicht. Aber ich möchte bemerken: Das zeigt doch recht deutlich, daß der
Herr Schumachereiu sehr unsichererrepublikanischer Vertreter ist (Sehr richtig! links, Lachen im
Zentrum),' deun diese Mehrheit der rheinischen Bevölkerungkann er bei, den Abstimmungen,die ich
hier gekennzeichnet habe, nnr haben, wenn er sich auf die Deutschnationalennud die Anhänger der
DeutschenVolkspartei stützt. (Zurufe im Zentrum.) Sonst kann er die Mehrheit der rheinischen
Bevölkerunggarnicht hinter sich haben, denn sie haben allein die Mehrheit in der Rhcinpruvinz
nicht mehr-, das zeigt dieses Parlament. Aus diesem Gruude biu ich der Meinnng: Wenn man
bei Abstimmungenüber Gesetze zum Schutze der Republik, die vou rechts iu einer Art und Weise
bedroht wurden ist, wie noch niemals ein Staat in seiner Staats- und Negieruugsform bedroht
wurde, sich auf diejenige«stützen muß, die gcgeu die Republik siud und die die Republik auf das
schärfste bekämpft haben, dann ist man sehr, sehr schwachgestellt. (LebhafteRnfe aus dem Zentrum:
Er hat doch für die Republik gestimmt; Zuruf links: Ruhe dahinten!)

Nnn hat der Herr Kollege Esser auch gesagt, es seien bei der Abstimmung über den
Paragraphen bezüglichder Mitglieder der früher landesherrlichenFamilien auch im Reichstage
starke Gruppen gewesen, die genau so gestimmt hätten. Meine Damen uud Herren! Auch da war
es die rechte Seite des Reichstages, die diese starken Gruppen darstellten, als es sich darnm handelte,
die Paragraphen anzunehmen, die sich gegen die früheren Herrscher aus den einzelnen Fürsten¬
häusern in Deutschland richteten. Ich bin der Meinung, gerade ein Rheinländer und gerade ein
Zeutrnmsmann sollte bezüglich der früheren Herrscherfamilieudoch einen anderen Standpunkt ein¬
nehmen (Znruf ans dem Zentrum: einen objektive»!),als ihn Herr Schumachereingenommenhat.
Eiueu objektiven Standpunkt? Dann müßte ja die Mehrheit des Reichstages, die das Gesetz
beschlossenhat, nicht objektiv sein. Das wäre dann in diesem Falle anch die Zeutrumspartei, denn
die Zentrumspartei hat für diese Paragraphen gestimmt, die besagen, daß derjenige, der einer
früheren Herrscherfamilie angehört, wenn er gegen das Gesetz in seinen Paragraphen 1 und 2
verstößt, nils Deutschland ausgewiesenwerden kann. Ich bin der Meinung, wer das erlebt oder
wenigstenskennen gelernt hat, was wir im letzten Jahre in Bayern mit dem früheren Herrscher
und gleichzeitig auch mit den Söhnen Wilhelms II. in Preußen erlebt hnbcu, hat alle Ursache,
dafür zu fei», daß in dein Augenblick, wo fich folchr Perfönlichkeitengegen das Gesetz vergehen, sie
anch exemplarischbestraft weiden. (AbgeordneterBamberger: Sehr richtig!) Da ist die Aus¬
weisung durchaus keiue zu harte Strafe.

Nuu hat Herr Kollege Esser gesagt, der Ministerpräsident Braun habe am 18. Juni im
Preußischen Landtage gesagt, es seien nur wenige Fälle. Ich habe die Fälle zuni Schutze der
Republik uud bezüglich der' Getrcideumlage angezogenund keine anderen Fälle, Herr KollegeEsser.

Dann aber sagt Herr Kollege Esser, es habe sich um Wcltanschannngsfragengehandelt.
Ich bin der Meinung, bei dem Gesetz znm Schutze der Republik und anch bei dem Beamtcugesetz
znm Schutze der Republik haudelt es sich uicht um Weltanschauungsfrageu,sundern um die Frage,
die heutige Staatsform zu schützen. (Zuruf aus .dein Zentrum: Das hat er ja garnicht gesagt!)
Er hat gesagt, der Ministerpräsident Brann habe am 1«. Juni erklärt, daß es sich nnr um
wenigeFälle gehandelt habe, wo die Provinzvcrtreter nicht mit der Regierung genieinsamgestimmt
hatten, nud iu diesen wenigen Fällen — hat er gesagt — handelte es sich seiner Auffassungnach
um Weltnuschauungsfragen. (Widerspruchim Zentrum, VorsitzenderDr. Zaires: Ich bitte, den
Redner nicht zu unterbreche».) Wir werden ja sehen, was das Protokoll sagt.

Weiter hat er daranf hingewiesen, daß die Rheinische Zeitung geschrieben habe, Herr
Schumacherhabe gegen das ganze Gesetz gestimmt. Herr KollegeEsser hat das Protokoll meiner
Rede gehabt, die Herren Schumacher uud Möuuig ebenfalls; ich habe eine derartige Behauptung
nicht aufgestellt. (AbgeordneterEsser: Das habe ich doch gesagt.) Das wird meiner Ueberzeugung
nach ein Irrtum der RheinischenZeitung seiu. Ich werde der Rheinischen Zeitung mitteilen, daß
das von mir nicht herrührt uud daß sie es auch uicht behaupten kann, weil es unwahr ist.

Zur Getreidcumlage sagt Herr Kollege Esser, Herr Schumacher hätte nachher dafür
gestimmt, nachdem der Reichstag die Sache wieder an den Reichsrat znrückgcwiescn hatte. Ja,
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Herr Kollege, damit rechtfertigenSie doch noch lange nicht die erste Abstimmung, wo der Herr
Kollege Schumacher gegen die Gctreidenmlage gestimmt hat. (AbgeordneterDr. Dichgans: Das
war doch ein anderes Gesetz!) Gestern, als ich hier sagte, Herr Schumacherhat gegen die Octreide-
umlnge gestimmt, da hat Ihr ganzer agrarischerFlügel „Sehr richtig" und „Sehr gut!" gerufeu.
Jetzt haben Sie gesagt! Er hat nachher dafür gestimmt, und da huren wir wieder Zustimmung
im Zentrum, (AbgeordneterAdams: Das ist doch ein ganz auderes Gesetz! AbgeordneterLönnrtz:
Das war ein verändertes Gesetz!» Also es geht hier mit der Zustimmung so, wie es gerade trifft.
(Sehr richtig! links.)

Nun hat Herr Kollege Esser gesagt, es seien wcuigc Fälle, wo sich Herr Kollege Schu¬
macher bei Abstimmungenhabe vertreten lassen. Herr Kollege Eberlc und ich haben schon gesagt:
Es kommt auf die Namen der Herren an, die Herr Schumacher als seiue Vertreter benannt hat.
Da ist Freiherr von Gayl aus Ostpreußen (Abgeordneter Dr. Kaiser: ein sehr netter Herr!) da
ist Dr. von Günther, Oberpräsident a. D. vou Schlesien, da ist der Herr von der Wende, ein
Welfe, da ist der Landrat n. D. von Breduw aus Brandenburg (Zuruf links: der Gemaßregelte!)
Ganz recht, der Gemaßregelte. Das sind alles Leute, die deu Beinamen „vou" trage». Er befin¬
det sich also nach uuscrer Auffafsuugiu einer Gesellschaft,die wir nicht gerne um ihn herum sehen,
denn wir sind diejenigen, die deu Herrn Schumacher mitgewählt haben. Ich betone nochmals:
Wenn wir es gewußt hätten, daß er in solchenentscheidenden Fragen einen solchen Standpunkt
eingenommen hätte, würden wir nicht in der Lage gewesensein, Herrn Schumacher zu wählen.
(Lebhafte Zustimmung links, Znruf Huffmauu: Er steht auch nicht auf dem Nudeu der Tatsachen!)
Ich nehme au — Herr Schumacher ist ja gestern hier gewesen — daß das Zentrum mit ihm ein¬
gehend über die Dinge gesprochen hat (AbgeordneterMönuig: uud unsere Billigung gefunden hat!)
Herr Esser hat ja am Schlüsse gesagt, daß Sie ihm das Vertraue» aussprachen. (Abgeordneter
Adams: Sehr lichtig!) Weuu er auch in diesen Fragen, die ich hier vorgetragen habe, die Billi¬
gung des rheinische» Zentrums gefunden hat, dann darf ich doch fragen, ob Sie denn überhaupt
noch ernstliche Republikaner sind oder sein wollen. (Lautes sehr richtig! links, Lachen im Zentrum,
Glocke des Vorsitzenden.)

Ich bin der Meinung, daß man es nicht für möglichhalten sollte, daß ein Vertreter des
rheinische»Zentrums in diesen Fragen mit deu Deutschnatiuualen aus der früheren Zeit Arm in
Arm geht. (Sehr richtig! liuks.)

Eiuige wenige Bemerkungen zu dem, was hier über die Not der Gemeinde» gesagt
wurden ist

Ich unterstreiche das, was hier Herr Kullege - Köttgeu uud verschiedeneandere Redner
gesagt haben. Der verlorene Krieg ist zum übcrgroßeuTeil Schuld darau und zum anderen Teil
die Reichsstenergesetzgebnng, die aber durch deu verlorenen Krieg hervorgerufen wurden ist. Auch
meine Parteifreunde sind der Meinung, daß unter alleu Umständen alles getan werde» muß, um
die Gemeinden lebensfähig zu erhalten. Wir stimmen dem Antrage, den Herr Köttgc» ja im
Nameu der eiuzeluen Fraktiouen hier vorgetragen hat, zu, (Brnvu! rechts.)

VorsitzenderDr. Iarr'es: Das Wort hat Herr Abgeordneter Theißeu.
Abgeordneter Theißen: Meine Damen und Herren! Namens der Kommunistischen

Frnttiun habe ich zu erklären, daß wir den Haushaltsplan ablehnen. (Bravo! links.) Diese
grundsätzlicheStellungnahme haben wir Ihnen ja schun vurausgescigt, und die Verhandlungen
dieses Landtages haben uus nicht dazu veranlassenkönnen, unsere Stellungnahme zu ändern. Wir
lehnen den Hnuehaltsplau sowohl aus sachlichen als auch aus persönlichenGründen ab.»

Ich will nur ganz kurz auf eiuige Bemerkungen eingehen, die die Vorredner gemacht
haben Zunächst hat der Berichterstatter, Herr Abgeordneter Falk, ein bißchen Quellenforschung
getrieben Er hat festgestellt'daß die letzte Ursache des Elends, in dem die Provinz, die Gemeinden
und das Reich stecken, der Vertrag von Versailles ist. Ich muß feststelle,!, daß jeder die Quellen-
for,chuug so weit betreibt, wie es ihm. paßt. Der Vertrag von Versailles muß natürlich auch
'^- r/"" ^lle> mnß auch wieder eiue Ursachehaben. Diese Ursache ist die privatkapitalistische
Wirtschaftsweise, ist die nationalistischeEinstellung der Völker, die zum Weltkriege 1914 führte,
^hne den Weltkriegkein Vertrag von Versailles uud ohne den privatwirtschaftlichen,uatiuunlistischeu
^Ä keu« Weltkrieg von 1914, Die letzte Ursache des Vertrages von Versailles ist also der
Geist, der Buden, auf dem die Mehrheit dieses Hauses heute noch steht.
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Dann hat der Herr AbgeordneteEsser ausgeführt, dieses Haus hier biete ein Spiegelbild
der Meinung der rheinischen Bevölkerung'. Dagegen mlisseu wir uns wenden. Solange wir nicht
so geschickt lügen tonnen, wie die Mehrheit des Hauses es kann, solange Sie einen so machtvollen
Lügenapparat in der Hand haben, wie die bürgerlichePresse ihn darstellt, solange werden Sie die
Meinung der rheinischenBevölkerung in dem Maße verfälschenkönnen, daß ein solches Hans
Zustandekommt.

Dann hat der Herr AbgeordneteEsser zn dem Falle des ReichsratsmitgliedcsSchnmachcr
erklärt, dieser Abgeordnetehabe nach seiner Ueberzengunggehandelt. Diese Ueberzeugungiu alleu
Ehren, aber wir haben hier wieder ein Musterbeispieldafür, wie Sie es in der Hand haben, die
Bevölkerung zu täuschen und den Willen der Bevölkerung nmzufälschen. Wenn Sie vor die
Bevölkerung treten, dann gehen Sie nicht mit Ihrer Ueberzeugungund Ihrer Person hin, sondern
mit einem Programm. Auf dieses Programm hin werden Sie gewählt. Aber nachher fühlen Sie
sich nicht mehr gebunden an dieses Programm, an diese Marschroute, die Ihueu der Wille der
Bevölkerungmit anf den Weg gibt, sondern dann schützen Sie Ihre Ueberzeugungvor und handeln,
wie es Ihnen in Ihrem wirtschaftlichen Interefse paßt. So kommt die große Umfälschungder
öffentliche» Meinung zustande. Ich glaube, es war Ienn Paul, der einmal gesagt hat: Es gibt
Zeiten, wo die öffentliche Meinung die schlimmste aller Meinungen ist. Diesen Znstand haben wir
dank der bürgerlichenPresse heute.

Ich »lochte dauu noch darauf hinweisen, daß es sehr ergötzlich ist, den Streit zwischen
den Koalitionsparteien, den Herren «um Zentrum, und den Herren von der sozialdemotratischen
Partei zu beobachten. Sie streiten sich darüber, ob man so oder so die Republik schützen könne
nnd wie man sie am geeignetsten schützen könne. Wir sind der Auffafsnng, daß es mir ein einziges
Mittel gibt, die Republik wirklich zu schützeu. Dieses Mittel haben nur die Arbeiter in Händen.
So lange die Rechte nnd anch der größte Teil der Mitte dieses Hanses von dem Geiste beherrscht
ist, den wir hier in den Verhandlungen des Landtages haben zum Ausdruck kommen sehen, so
lange steht die Republik auf'schwachen Füßen. Sie find nur Konjnnktnrrepnbliknner,meine Herren.
(Abgeordneter Bamberger: Sehr gnt!) Ans rein außenpolitischenErwäguugeu heraus, weil Sie
wissen, daß augenblicklich eine monarchistische,reaktionäre Regierung iu Deutschlandunmöglich ist
gegenüber dem Druck vou Ost uud West, der entstehen würde, weuu Sir den Versuch machen
würden, das alte kaiserliche Deutschland wieder aufzurichten, aus diesem Grunde sind Sie heute
Republikaucr und stellen fich ans den Boden der Tatsachen, nicht aus Ueberzengung. (Zustimmung
bei den Unabhängigen nnd Kommunisten.) Wenn das Zentrum derartige antirepnblikanische Hand¬
lungsweisen wie die des Herrn Reichsratsmitgliedes Schumacher hier decken kann, dann enthüllt
das ganz deutlich, wie Ihre republikanische Grnndüberzengung in Wirklichkeit beschaffen ist. (Sehr
richtig! links.) Und Sie, meine Herreu von deu sozialdemokratischen Parteien, wenn Sie mit
solch unsicheren Kantonisten die-Republik auf die Dauer schützeu wollen, dann sind Sie arg auf
dem Holzwege. Einen wirklichen Schutz kann nur die Orgnuisatiou der einige» Arbeiterklasse
biete»" (Sehr gut! links.), weil sie ein wirkliches, reales Interesse daran hat, die Republik zu
schützeu. (AbgeordneterSchwer: Kontrollausschüsseder Beamten und Arbeiter! Zuruf links: Sie
»ruß aber einig sein!) Sie wird scho» einig werden unter dem Druck der Tatsachen, nnter den,
Druck, deu die Rechte und die Mitte geschlossenauf sie ausüben. (Sehr gut! links. Zuruf ans
dem Zentrum: Auch Ihre Felle werden wegschwimmen! Zuruf Tchröer (zum Zentrum): Ihre
Wähler werden es verstehenlernen!) Haben Sie nnr Gednld, die Zeit marschiert mit uns und
nicht mit Ihnen.

Zu den einzelnenAnträgen »lochte ich kurz folgendes sage». Die kommunistische Partei
stimmt für den Antrag Köttgen. Sie ist der Auffnffung, daß den Gemeinden anf irgendeineArt
und Weise geholfen werden muh nnd daß die jetzige Finanzgebarung des Reichs uud des Staates
ein Ende nehmen muß. Die übrigen Anträge lehnt sie ab. Unsere Grundeinstellung bleibt nach
wie vor: Diesem System keinen Pfennig! (Bravo! bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr-, Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schäfer.
Abgeordneter Schäfer: Meine Damen und Herren! Es ist Ihnen ein Antrag der

Zentrumsfraktion zugegangen, der sich mit der Regelung der Arbeitszeit der Provinzialbeamten
befaßt. Dieser Antrag ist im I. Fachausschuhvon mir namens der Zentrnmsfroktinn vorläufig

:!8
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zurückgezogen worden, mit Rücksicht darauf, daß der Herr Vorsitzende des Provinzialausfchusses
erklärte, daß zurzeit Verhandlungen zwischen Provinzialoerwaltung und Beamtenschaft über die
Aenderung der Arbeitszeit schwebten. Ich gebe diese Erklärung ausdrücklich ab, um zum Ausdruck
zu bringen, daß es keineswegs von der Zentrumsfraktiun beabsichtigt ist, diesen Antrag als gegen¬
standslos zu behandeln. Wir wollen lediglich zur Zeit in die schwebendenVerhandlungen nicht eingreifen,

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Schröer-Efsen. (Abgeordneter
Schwer: Ich verzichte!)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Eberle. (Abgeordneter Eberle: Ich verzichte!)
Dann ist die Rednerliste erschöpft, Herr Abgeordneter Esser bittet aber noch um das

Wort zu einer persönlichen Bemerkung, Ich erteile es ihm.
Abgeordneter Esser-^uskirchen: Meine Damen und Herren! Die Auslegung, die Herr

Kollege Haas meinen Darlegungen von eben gegeben hat, zwingen mich zu einer kurzen persönlichen
Bemerkung, Ich muß hierbei den streng parlamentarischen Rühmen etwas überschreiten, (Abge¬
ordneter Haas: Das dürfen Sie nicht, das ist nach der Geschäftsordnung nicht zulässig!) Ich will
versuchen, es so zu machen, daß ich geschäftsordnnngsmäßig verfahre.

Vorsitzender Dr, Iarres: Darf ich darauf aufmerksam machen, daß es in der Geschäfts¬
ordnung heißt: „Außerhalb der Tagezordnung kann der Vorsitzende das Wort zu einer tatsächlichen
Feststellung oder persönlichen Erklärung erteilen. Zu persönlichen Bemerkungen wird das Wort
erst nach Schluß oder Vertagung der Besprechung erteilt. Sie dürfen nur persönliche Augriffe
abwehren und eigene Ausführungen klarstellen.

Abgeordneter Esser-Euskirchen: Der Herr Kollege Haas hat meine Ausführungen etwas
durcheinander geworfen. Ich habe zunächst zu der allgemeinen Bemerkung, die er gemacht hatte,
daß Herr Schumacher bei fast allen Abstimmungen in holder Eintracht mit Anhängern des alten
Systems gegangen sei, Stellung genommen, uud festgestellt, daß es sich bei dieser allgemeinen

. Bemerkung zum Teil um Weltauschauungsfragen handelt, bei denen Herr Schumacher in unserem
Sinne abgestimmt hat. Was die besonderen Fälle angebt, die Herr Haas angeführt Hit, so habe
ich festgestellt, daß er zum Schlufse durchaus im republikauischeu Sinne gestimmt hat. (Abgeordneter
Eberle: Das ist doch keine persönliche Bemerkung!)

Ich habe dinn weiter über die Frage der Vertretung mich dahin ausgedrückt (Abgeordneter
I)r. Köttgen: Das ist wieder persönlich!), daß die Vertretung keineswegs die Ueberiiagung der
Stellungnahme zu einer Vorlage an den Vertreter ist, sondern lediglich der Austrag, diese Stellung¬
nahme im Sinne desjenigen, der vertreten wird, auszuüben. (Abgeordneter Haas: Das ist ja eine
Wiederaufnahme der Aussprache, Herr Vorsitzender! Glocke des Vorsitzenden.) Ich stelle nur fest,
wie ich das ausgelegt habe. (Heiterkeit.) Ich stelle dann ebenfalls noch persönlich fest, daß wir
es uns in Zukunft doch gegcnfeitig erfparcn sollten, hier nach dem Grade der republikanischen
Gesinnung zn schnüffeln. (Zustimmung im Zentrum.) Schließlich kommen Sie noch dazu.....

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich darf den Herrn Redner unterbrechen. Das ist nicht mehr
eine persönliche Bemerkung im Sinne unserer Geschäftsordnung,

Abgeordneter Esser: Ich gebe das zu, (Abgeordneter Falk: Das war persönlich! Heiter¬
keit!) Es ist mir leider keine andere Möglichkeit gegeben, das zu sagen. Ich stelle aber nochmals
persönlich fest, daß wir, die ganze Zentrumsfraktiun, uns an republikanischer Gesinnung nicht über¬
treffen lassen (Abgeordneter Falk: Das ist nicht Persönlich!) und daß wir für den Schutz der
Republik und ihre Forderung feit drei Jahren jedenfalls außerordentlich Großes nnd Wertvolles
geleistet haben. (Lebhafte Zustimmung im Zentrum.)

Vorsitzender I)r. Iarres: Damit ist die Besprechung geschlossen. Wir kommen zur
Abstimmung. Zu den Anträgen der Fachausschüsse liegen folgende Anträge bezw. Entschließungen
vor, zunächst der Antrag Küttgen nnd Genossen:

„Provinziallnndiag stellt fest, daß die Finanznot der Gemeinden infolge nicht recht¬
zeitiger Erledigung einer Abänderung des Landesstenergesetzes zum finanziellen Zusam-
menbruche der Gemeinden führen muß, uud erwartet von der Reichs- und StacUs-
regierung unverzügliche Maßnahmen zu Gunsten der in ihrer Existenz aufs fchwcrste
bedrohten Gemeinden".

Ich lasse über diesen Antrag zunächst abstimmenund bitte diejenigen,die dafür sind, sich
zu erheben.— Das ist Einstimmigkeit.
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E» ist ferner folgende Entschließung,unterschrieben von Hoffmaim,Kuab, Schrüer-Effen,
Hcmck, Frau Becker uud Orlopp, eingegangen:

„Der rheinische Provinziallandtag spricht dein Vertreter der Rheinprouinz im Reichsrate,
Herrn Schumacher, anläßlich seiner antirepnblikauischenHaltung bei der Beratung der Gesetze zum
Schutzeder Republik das schärfste Mißtrauen ans", (Lachen im Zentrum.)

Ich glaube nicht, daß es zur Zuständigkeit unseres Hauses gehört, eiuem Reichsrats-
oder Staatsratsmitgliede eine Mißbilligung auszusprechen, (Abgeordneter Haas: Das Haus ist
gar nicht zuständig!) Ebenso wie diese Mitglieder nicht die Verpflichtunghaben, sich hier zn recht¬
fertigen, hat, glaube ich, auch der Landtag nicht das Recht, ein Mißtrauensvotum diesen Vertretern
im Reichs- und Staatsrat auszusprechen. Ich bitte, sich über diese Zuständigkeitsfragezunächst
auszusprechen. Wenn eine andere Meinung nicht auftritt, lasse ich über meine Auffassungabstimmen,
die dahin geht, daß ich nicht in der Lage bin, eine derartige Entschließungzur Abstimmung zu
briugen, weil sie über die ZuständigkeitunseresHauses hinausgeht. Ich bitte diejenigen,die dieser
Auffassung sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit. Ich kann also über diese Entschließung
nach dem Willen des Hauses uicht abstimmenlassen.

Ich bitte nunmehr, über die Punkte 27 bis 31 der Tagesordnung abzustimmen. Nur
zu Punkt 30, zum Haupt-Haushaltsplan, ist eine ablehnende Haltung zum Ausdruckgekommen.
Ich nehme deshalb au, daß die Nummern 27, 28, 29 uud 31 als nach den Vorlagen entschieden
und erledigt anzusehensind.

Zu Punkt 30 hat die Kommunistische Partei ihre grundsätzliche Ablehnung zum Ausdruck
gebracht Ich lasse alfo über Punkt 30 abstimmen und bitte diejenigen,die für die Annahme des
Kommissionsantragesfind, sich von den Sitzen zu erheben, — Das ist die Mehrheit, Damit ist
auch dieser zusammengefaßtePunkt der Tagesordnung erledigt.

Wir kommen zu deu Punkten 2, 3 und 4 der Tagesordnung zurück, die nach Vereinbarung
gemeinschaftlich verhandelt werden follen.

Ich erteile hierzu dem Berichterstatter, Herrn AbgeordnetenElfes, das Wort.
Abgeordneter Elfes: Meine Damen und Herren! Es handelt sich um drei Anträge,

die teils von der Kommunistischen,teils von der Unabhängigen Fraktion gestellt worden sind.
Veranlaßt wurden die Anträge durch die Mißhelligteiten, die'sich zwischen dem Herrn Abgeordneten Knab
und dem Pruvinzilllausschuß herausgebildet hatten. Sie finden die Anträge in den Druck¬
sachen^ 87. 88 und 89.

Die Sache liegt an fich ganz einfach und klar. Zum ersten Antrage: Die Kommnnistifche
Fraktion beantragte, daß ihr die Unkosten^ die ihr durch eine Sitznng entstanden sind, von der
Provinz aus vergütet werden möchten. Sie hat den Autrag zunächst an die Provinzialverwaltung
gerichtet, die ihn ablehnte; sie richtete ihn dann an das Haus. Die Geschäftsordnungskommijsion
bittet den Provinziallandtag, diesen Antrag abzulehnen,und zwar aus folgenden Erwägungenheraus.

Zwar ist nicht in Abrede zu stellen, daß an sich die Fraktionssitznng begründet war.
Aber die Vergütung könnte nicht stattfinden— fo ist die Meinung des Geschäftsordnungsausschusses —
erstens wegen der Konsequenzen,die sich daraus ergeben würden. Denn es werden auch die
übrigen Fraktionen in der Zeit zwischen den einzelnen Landtagenzu den Tagungsabschnittenzusammeu-
konimen. und es wird jede Fraktion selbstverständlich nur dann zusammenkommen, wenn sie es für
notwendig hält. Wenn nun jede Fraktion die Sitzungen, die sie für notwendig hält, vergütet
bekommen würde, so würde das zu Konseqnenzenführen, die der Gefchäftsurdnungsausschußuicht
gutheiße» könnte.

Sodann meint der Geschäftsorvnungsausschuß,es sei nicht üblich, daß derartige Frattions-
sitzungen besondersvergütet werden. Es wurde in der Beratung darauf hingewiesen,daß auch die
Berliner Parlamente die, Fraktionssitzungenin der Zwischenzeitnicht vergüten. Im preußischen
Landtag z. B. werden die Fraktionssitzungennur vergütet, wenn sie während der Einberufung des
Landtages tagen. (AbgeordneterEberle: Sie werden überhaupt nicht vergütet!) Dann bekommen
die Abgeordneten ihre Diäten wie wir hier auch. Ich meine aber, auch in der übrigen Zeit
bekommensie für die Fraktionssitzungenkeine Diäten. Das war im Geschäftsordnungsausschuß
festgestellt worden.

Sodann entsprichtes nicht den Beschlüssen,die wir selbst für unser Haus als maßgebend
beschlossenhaben. Ts ist beschlossen, daß Fraktionssitzungen,die an dem Tage vor dem Tagungs^

38*
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abschnitt des Provinziallandtags stattfinden, vergütet werden und keine anderen. Wenn wir jetzt
davon abwichen,so ergäben sich daraus Konsequenzen änch für andere Fraktionen,

Ich sage nochmals- Der Gefchäftsordnungsausschußglaubt das uicht billige» zu können.
Er bittet aus diesem Grunde, den Antrag der Kommunistischen Fraktion abzulehnen.

Der zweite Antrag geht von der Unabhängigen Fraktion aus. Sie beantragt: Der
Pruvinzialausschuß möge znr Amtsenthebung von ProvinzialausschußmitgliedernStellung nehmen,
uud zwar wünscht sie die Herbeiführung einer grundsätzlichen Stellungnahme, Die grundsätzliche
Stellungnahme ist aber bereits dieser Tage gelegentlichder Beratung der Interpellation der
Unabhängigen Fraktion erfolgt. In Uebereinstimmungmit den Antragstellern selbst ist im Geschäfts»
orduungsausschußdes Provinzmllandtages diese Angelegenheitfür erledigt erklärt worden.

Der dritte Antrag geht wiederum vou der KommunistifchenFraktion aus. Er bezweckt,
der Proviüziallandtag solle beschließen, daß das gegen das Mitglied des ProvinzialausschussesKnab
eingeleiteteDisziplinarverfahren aufgehobenwird. Der Gcschäftsordnungsansschußbittet, auch diesen
Antrag abzulehnen, zunächstweil es nicht dem parlamentarischenLeben entspricht und nicht üblich
ist, in ein Disziplinarverfahren einzugreifen,viel weniger hier, wo die Beratung vor dein Abschluß
stand. Während der Beratung im Geschäftsordnungsausschußist aber mitgeteilt worden, daß Herr
Knab vor dem Bezirksausschußdie Erklärung des Herrn Betzhuld bezüglichder Schweigepflicht der
Beamten zu der seinigen gemacht habe, uud der Vorsitzendedes Provinzialausschusseshat erklärt,
daß er glaube, daß die Erklärung, die Herr Knab vor dem Bezirksausschuß gegeben habe, dem
Provinzialansschuß genügen könne. Der Geschäftsordnuugsausschußhat deshalb, um die Sache
möglichst zn beschleunigen,den Antrag niedergelegt, daß öas Haus den Provinzialansschuß beauf¬
tragen möge, diese Erklärung — in der Drucksache heißt es eine Erklärung; das ist ein Druck¬
fehler — auch dem Herrn Minister des Innern abzugeben, um die Angelegenheit damit zu
befchleunigen. Ich bitte Sie, auch diefem Antrage nachzukommen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter, Lttchem.
AbgeordneterLüchem: Verehrte Damen und Herren! Wir haben den Antrag ja schon

bei der letzten Tagung hier gestellt. Es wäre damals schon zweckmäßig gewesen, wenn der Landtag
dazn Stellnng genommenund über diesen Antrag endgültig entschieden hätte. Wir sind uns dar¬
über klar, daß die Kosten, die der Landtag für Fraktionssitznngen, die außerhalb der Tagung
stattfinden, übernehmen foll, begrenzt fein müssen, und daß der Provinziallandtag nicht für jede
Fraktion, die nun eine Sitzung abhalten will, die Kosten übernehmenkann. Wir sind vollständig
einverstanden mit dem Beschluß, der vorliegt, daß, wenn die Fraktionen am Tage vor der Er¬
öffnung des Landtages zufammentreten, dann die Provinz die Kosten für die Fraktiuussitzungüber¬
nimmt. Aber hier in diesem Falle, wo wir beantragen, daß die Prov nz die Kosten für diese
Fmktionsfitzung, die wir abhalten muhten, übernehmen soll, ist dieser Modus nicht anzuwenden.
Es muß jedem, der objektivdiesem Autrage näher tritt, klar sein, daß diese Frattionssitzung durch
das Benehmen des Provinzialausschusses gegen ein Mitglied unserer Fraktion, das wir in den
Provinzialansschuß hinciudelegiert haben, veranlaßt wurde. Wäre dieser Fall im Provinziell
ausschuß nicht i» dieser Form zum Austrag gekommen, dann hätten wir keine Ursache gehabt, eine
Fiaktionssitzung abzuhalten (Sehr richtig! bei den Kommunisten). Wir sind nicht die Vemulnsser
dieser Frattionssitzung, sondern die Begebenheiten im Provinzialansschuß haben uns gezwungen,
diese Frattionssitzung abzuhalten.

Es ist nicht an dem, daß, wenn der Pruvinziallandtag diesem Antrage zustimmt, sich
daraus weitere Konsequenzenergeben. Aus Billigkeitsgründen müßte schon der Pruvinziallandtag
in seiner Gesamtheit diesem Antrage zustimmen.

Wenn man auf die Berliner Abgeordneten im Landtag und Reichstag hinweist, die auch
ihre Fraktionssitzungeu,die sie außerhalb der Tagung abhalten, nicht vergütet bekommen, so trifft
das nicht in vollem Maße zn, denn diese Abgeordnetenhaben vor allen Dingen freie Fahrt, uud
das macht heute ja die bedeutendsteSeite der Kosten aus.

,Wic gesagt, wer objektiv an den Antrag herantritt, muß ihm zustimmen. Konsequenzen
und Weiterungen können sich aus dem Antrage nicht ergeben, oder aber, es müßte wieder ein
derartiger Fall vom Proviuzialnusschuß heraufbeschworen werden; egal um welche Partei es sich
dann handelte, konsequent würden wir uns auf den Staudpunkt stellen: Die Provinz hat die Kosten
zu übernehmen.
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Wir »lochten Sie bitten, sich auch auf diese» Standpunkt zn stellen. Die anderen Anträge
sind mich für uns erledigt.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort ist nicht weiter gewünscht. Ich lasse dann ab¬
stimmen, nnd zwar getrennt, zunächstüber Punkt 2.

Ich bitte diejenigen, die für den Antrag des Geschäftsordnungsausschussessind, sich zu
erhebe». (Geschieht.) Das ist die Mehrheit.

Die beiden übrigen Punkte 3 und 4 können wohl allgemein als erledigt bezeichnet werden.
Einer Abstimmung bedarf es darüber wohl nicht mehr. Ist das auch Ihre Auffassung? — Ich
stelle das fest.

Damit, meine Damen und Herren, ist unsere Tagung erledigt. Ich stelle mit Be¬
friedigung am Ende unserer Tagung fest, daß unsere Verhaudlungeu trotz vieler und zeitweise scharf
zum Ausdruck gekommenerGegensätzegetragen waren von dem übereinstimmendenWillen aller
Parteien, hier Zusammenstößezn vermeidenund unsere Aufgaben sachlich zu erledigen. Ich glanbe,
ich spreche in Ihrer aller Sinne, wenn ich der Hoffnung Ausdruckgebe, daß dieser vorbildliche
Geist auch iu Zukunft iu unserem Hanse herrschen möge. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Ich habe aber das Gefühl der Verpflichtung gegenüber
unserer Landesverwaltung, und ich spreche auch da in Ihrem Sinne, wenn ich dem Herrn Landes¬
hauptmann und seineu Mitarbeitern für die ganz nusgezeichuete Vorbereitung nnserer Verhaudlungeu
vollste Auerkennnngausspreche(Beifall,), und wenn ich denselbenDank auch dem Laudtagsbüro
zum Ausdruckbringe, das trotz großer technischer Schwierigkeitennns in der Abwickelung unserer
Geschäfteso vorzüglich nnterstützt hat.

Meine Damen und Herren! Es scheiden demnächstmehrere Herren ans der Landesver-
waltnng aus. Ihuen gilt unser herzliches Lebewohl. Ich spreche auch namens des Fachausschusses s,
wenn ich, wozu ich mich besondersverpflichtet fühle, dem Hochverdieuten Generaldirektor, Geheimrat
Dr, Lohe, bei seinem bevorstehenden Austritte aus dem Dienste der Landesverwaltuug eiuen be¬
sonders herzlichenAbschiedsgrußzurufe, (Bravo!)

Herr l)i- Lohe hat 34 Jahre au der Spitze der Landesbant gestanden. Seine starke Per¬
sönlichkeit hat ihr uud damit auch anderen ähnlichen Provinzialinstituten anderer Provinzen das
Gepräge gegeben. Der Hochstand, auf dem unsere Landesbant zurzeit steht, ist seiner Arbeit in
erster Linie zu verdanken. Deshalb wünschen wir ihm bei seinem Austritt aus dem Dienst, daß
er die Früchte seiner Arbeit auch unter der Leitung seiner Nachfolger noch selbst in Gesundheit
nnd Frische reifen sehen möge. (Beifall.)

Damit, meine Damen und Herren, schließe ich. Ich habe nunmehr die Ehre, dem Herrn
Landtagskommifsardie Beendigung unserer Arbeit anzuzeigen.

(Die Mitglieder der K. P. D. und der U. S. P. verlassenden Saal.)
Oberpräsidialrat Dr. Brandt: Meine Damen und Herren! Sie stehen wiederum am

Ende einer arbeitsreichenTagung des Rheinischen Provinziallandtages. In ausgedehntenSitzungen
des Plenums nnd der Ausschüsse habe» Sie beraten, Ihre Beschlüsse gefaßt und Mittel bewilligt,
die der Provinzialverwaltung, dem Ausbau ihrer Einrichtungennnd Anstalten fowie sonstigen sozialen,
kulturellen und wirtschaftlichenZwecken dienen und der Gesamtheit der rheinischen Bevölkerung in
der vielseitigenNot der Zeit zugute kommenwerden.

Ihre Verhandlungen sind von Sachlichkeit und von dem Willen gegenseitiger Verständigung
getragen gewesen; auch da, wo Gegensätzein den Meinungen bestanden, hat das Bemühen obge
gewaltet, in ruhiger Aussprache eine Einigung zu finden.

Namens der preußischen Staatsregierung entbiete ich Ihnen bei Ihrem Auseinandergehen
herzlichenGruß und den Wunsch für das Wohlergehen unserer unter den Verhältnissen besonders
stark leidenden Rheinprovinz.

Möge der Geist gegenseitigen Entgegenkommensund Vertrauens, der auch bei den Ver¬
handlungen im Ruhrbergbau in den letzten Tagen zum Ausdruck gekommen ist und die ernsten
Gefahren, die sich dort ergaben, gebannt hat, bald überall in unserer engerenund weiteren Heimat
Einzug halten und möge, wenn der nächste Landtag zusammentritt, ein hellerer Hoffnungsstrahl
nns den Weg aus dem Dunkel in eine bessere Zukunft weisen. (Bravo!)
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Mit diese»! Wunsche erkläre ich im Auftrage der Staatsregicruug den 63. Rheinische»
Proviuziallaudtag für geschlossen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Abgeordneter Maus.
Abgeordneter Maus- Meine Dame» nnd Herren! Ich glaube iu Ihrer aller Sinne

zu sprechen,wenn ich es als eine angenehme und liebe Pflicht bezeichne, unserem verehrten Vor¬
sitzenden, Herrn I)r. Iarres, unseren herzlichsten und anflichtigen Dank nusznsprecheufür die
glänzende Führung der Geschäfte als Vorsitzenderdes Pruoinziallandtnges während unserer dies¬
jährige» Tagung.

Ich wünscheIhnen, sehr verehrter Herr Kollege Iarres, daß es Ihnen vergönnt sein
möge, noch lauge Jahre in gleicher Eigenschaftfür unsere liebe Heimntprovinztätig zn sein. (Leb¬
hafter Beifall.)

Vorsitzender I^r. Iarres: Ich danke verbindlichstfür die liebenswürdige Beurteilung
meiucr Leitung der Geschäfte. Ich weiß mich mit Ihnen eins, wenn ich den Dank, den Sie an
weine Person gerichtet haben, auch meinen beiden Herren Stellvertretern übermittele.

Zu meiner Freude kann ich Ihnen mitteilen, daß unser stellvertretenderVorsitzender,der
Herr AbgeordneteLensiug, sich wieder auf dem Wege der Besserung befindet. Ich habe ihn soeben
init dem Herrn Landtagskommissar besucht »nd ihm Ihre Grüße Nberbracht. Er läßt sie herz¬
lichst erwidern.

Ebenso danke ich verbindlichstdem Herrn stellvertretendenVorsitzende» Ullenbaum für seine
Mühewaltung, die mir von großem Wert war, und selbstverständlich auch den Herren Schrift¬
führern, die bei dieser Tagung eine besonders große Mühewaltung z» erledige» hatte». Nochmals
herzlichenDank! '

Meine verehrten Dame» nnd Herren! Wir gehe» jetzt, wie der Herr Landtagskommissar
schon gesagt hat, in einer fast trostlos düsteren Zeit auseinander. Wir sehen noch wenig Licht
vor uns. Noch immer leidet unsere liebe Heiniatpruvinz vor dem ganzen deutschen Vaterlande
unter dem Drucke des Friedensvertrages. Da wollen wir der Hoffnung uud Zuversicht Ausdruck
geben, daß es der wachsenden Einsicht der Völker doch noch gelingen wird, bald diesen Friedens-
vertrag zu äudern, sodaß er vor der Welt, der Geschichte und der Gerechtigkeitbestehenkann.
(Lebhaftes Bravo!)

In zwei Punkten habe ich die besondere Not der Rheinlande noch hervorzuheben;ich weiß
mich da einig mit allen Parteien dieses Hauses. Es handelt sich um die Aufrechterhaltung der
sogenannten„Sanktionen", die wir als Rheinländer als ein bitteres Unrechtempfinden — wir haben
das fchon häufig zum Ausdruck gebracht ^ , weil diese Sanktionen dem Friedensvertragewiderspreche».
Wir hoffe», daß die Besetzung der beide» rheinischen Städte: Düsseldorf, in dessen gastlichen Mauern
wir uns hier wuhlgefühlthaben, und der NachbarstadtDuisburg bald ihrem Ende entgegengehen wird.

Noch eins, was nns im Rheinlande weiter bedroht und wirtschaftlichim äußersten Maße
gefährdet, ist der Beschluß des Botschafterrates, bestehende wichtigeBahnanlagen zu zerstören nnd
andere wichtige Bahnplane nicht zur Ausführung zu bringen. Ich folge übereinstimmender Meinung
sämtlicher Fraktionen dieses Hauses, wenn ich der bestimmten Erwartung Ausdruck gebe, daß es
der Reichs- und Staatsregierung gelingen möge, bei den weiteren Verhandlungen diesen neuen
schweren Eingriff in die Wirtschaft der Rheinpruvinz zu verhüten. Wir hoffen, daß das, was nns
da an nenem Unheil droht, durch eine kräftige Regierungspolitikvermiede» wird. (Lautes Bravo!)

Meine Damen und Herren! Mit diesem Blick in die Zukuuft schließe ich unsere Ver¬
handlungen. Mögen, wenn wir uns demnächstwieder hier zusammcnfiuden,die Zeiten weniger
2 ^ "'^ """'2er trübe sein. Was wir, ein jeder in seinem Aufgabenkreise,daran in der
Zwischenzeittun müsse,, und solle,,, das nehmen wir uns vor zn tun, nnd einig zn bleiben als
Rheinländer, als Preußen „nd als Deutsche! (Lauter Beifall.)

(Schluß 4 Uhr 40 Minnten.)
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